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Marc Schulz 


Zusammenfassung 

Von Lebensphasen zu sprechen und dabei zwischen Kindheit, Jugend und Alter zu 
unterscheiden ist eine sehr naheliegende und alltägliche Praxis der Differenzierung. 
Diese ermöglicht, lebensphasentypische Eigenschaften und Bedürfnisse nicht nur zu 
verallgemeinern, sondern für die betreffenden Personengruppen auch pädagogische, 
von anderen abgegrenzte Bedarfe zu bestimmen. Der Beitrag diskutiert jedoch kritisch 
die den Lebensphasen zugeschriebenen „natürlichen Eigenschaften“ als Basis profes¬ 
sioneller Arbeit. Zudem zeigt er auf, vor welchem Hintergrund gesellschaftlich-soziale 
Konstruktionen der Lebensphasen vorgenommen werden. 


1.1 Das Modell von Lebensphasen 

Bereits im alltäglichen Sprachgebrauch stellt der Verweis auf die Lebensphasen des Men¬ 
schen eine naheliegende Unterscheidung dar. Stellen Sie sich vor. Sie betrachten ein Grup¬ 
penfoto von einer großen Familienfeier. Sie werden problemlos zwischen Kindern, Ju¬ 
gendlichen, Erwachsenen und älteren Menschen unterscheiden können. Dies können Sie, 
ohne anderen genau erklären zu müssen, was Sie mit „Kindern“, „Jugendlichen“ oder 
„Älteren“ genau meinen. 

Diese Unterscheidungen helfen uns auch dabei, zu definieren, dass Kinder anders 
„sind“ und daher etwas anderes „können“ als Jugendliche oder ältere Menschen. So sind 
Kinder „von Natur aus“ körperlich klein und verhalten sich spielerisch-explorativ, wäh¬ 
rend Ältere wie selbstverständlich eher körperlich immobiler oder gebrechlicher „sind“. 
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Aufgrund dieser „Natürlichkeiten“ wird von diesen Personen gesellschaftlich jeweils auch 
etwas anderes erwartet: Kinder kennen noch keine gesellschaftlich verbindlichen Regeln, 
sondern erlernen diese sozial, während Jugendlichen zugestanden wird, genau diese Re¬ 
geln in Frage zu stellen. Die Zusammenfassung dieser Einzelpersonen in Generationen 
„Kindheit“, „Jugend“ und „Alter“ begründet sich darin, dass wir - egal wie individuell 
das jeweilige Kind, der_die Jugendliche oder Ältere ist -, wie selbstverständlich von 
lebensphasentypischen Themen oder Anforderungen sprechen, die diese individuellen 
Personen in einer Sozialgruppe vereint und gegenüber anderen abgrenzt. Wir sind folglich 
durch dieses verallgemeinernde Konzept von Lebensphasen in der Lage, junge Individuen 
als Kinder oder ältere Personen als „Ältere“ anzusprechen, also zu adressieren, ohne sie 
jeweils persönlich zu kennen. 

Diese Altersunterteilungen sind auf den ersten Blick plausibel. Dennoch lässt sich die 
Frage stellen, wie die Kategorien „Kindheit“, „Jugend“ und „Alter“ als Begriffe, die auf 
der Idee von Generationeneigenschaften beruhen, zustande kommen und wann diese päd¬ 
agogisch relevant werden. 

Zunächst lässt sich an den alltäglichen Unterscheidungen verdeutlichen, dass diese 
Kategorien voneinander abhängig sind, bspw. die Kategorie „Kind“ von der des „Erwach¬ 
senen“. Erst mit der Definition der einen lässt sich die andere Kategorie abgrenzen - so 
sind Jugendliche nicht mehr das, was Kinder sind, oder noch nicht das, was Erwachsene 
sind. Es sind also relationale Kategorien. Des Weiteren legen die Phasen ein Ablaufmodell 
nahe. Historisch lässt sich zeigen, wie im 19. Jahrhundert begonnen wurde, das Leben in 
Stufen, als körperlichen Auf- und Abstieg, zu beschreiben und dabei organischen Bildern 
wie dem Auf- und Verblühen oder der Reifung in der Natur gefolgt wurde. Jedoch ist diese 
biologisch-anthropologische Perspektive der Lebensstufen in ihrer Erklärungskraft stark 
eingeschränkt. Die Bedeutung von Lebensphasen ist immer auch eine gesellschaftlich¬ 
kulturelle Konstruktion. Dies hat der Soziologe Karl Mannheim in seinem zentralen Werk 
„Das Problem der Generationen“ (1928) herausgearbeitet. Er hebt hervor, dass der Begriff 
der Generation sich nicht biologistisch erklären lässt, sondern der gemeinsam geteilte 
Erfahrungszusammenhang als altersspezifisches Ordnungsmuster dient - die Generatio¬ 
nenzugehörigkeit also über die „Zeitgenossenschaft“ beschrieben werden kann. Demnach 
unterliegen Lebensphasen historischem Wandel und sind weder thematisch noch biologis¬ 
tisch feststehende Einheiten. 

Auch Soziale Arbeit nimmt diese Art der Altersunterteilung auf: Verschiedenen Le¬ 
bensaltern werden jeweils spezifische, sowohl individuelle als auch gesellschaftliche Ent- 
wicklungs- respektive Bewältigungsaufgaben und lebensphasentypische Themen zuge¬ 
schrieben, wie später detaillierter diskutiert wird. Die Konzepte der Sozialen Arbeit schlie¬ 
ßen wiederum als „Reaktion“ an diese Aufgaben und Themen an. Folglich differenziert 
Soziale Arbeit ihre pädagogischen Leistungen an den jeweiligen Altersgruppen und de¬ 
ren anthropologischen sowie gesellschaftlichen Zuschreibungen aus. Analog zum biolo¬ 
gischen Gang des Lebens lassen sich institutioneile Angebote wie bspw. Kindertages¬ 
einrichtungen, neben- und außerschulische Angebote oder Freiwilligenarbeit finden. Die 
inhaltliche Ausgestaltung orientiert sich auch an diesen Bildern von Adressat_innen. Dies 
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lässt sich an den aktuellen Diskussionen um die Lebensphase „Kindheit“ gut veranschauli¬ 
chen: Nach aktuellem Konsens sind Kinder keine passiven (Betreuungs-)Objekte (mehr), 
sondern aktive (Bildungs-)Subjekte. Entsprechend sollen kindheits-, sozial- und schul¬ 
pädagogische Settings diesem Kindbild folgen und Kinder entsprechend altersgemäß in 
ihrer Entwicklung unterstützen und fördern. Jedoch kann diese Orientierung am schein¬ 
bar natürlichen Gang des menschlichen Lebenslaufs dazu führen, dass Soziale Arbeit 
vergisst, dass sie selbst die sozialen Positionierungen von Kindern, Jugendlichen oder 
Älteren innerhalb pädagogischer Institutionen vornimmt. Daher wird nachfolgend diese 
Konstruktionsleistung detaillierter anhand der Lebensphasen diskutiert. 


1.2 Lebensphase Kindheit 

Gerade die Lebensphase Kindheit scheint auf den ersten Blick die natürlichste zu sein: 
Kinder werden geboren, versorgt, wachsen auf, sie werden „größer“ und entwickeln sich. 
Entsprechend fällt es nicht nur Professionellen, sondern allen Erwachsenen leicht, Kinder 
als Kinder zu adressieren, weil die körperlichen und kognitiv-emotionalen Unterschiede 
offenbar sichtbar sind. Als für die frühe Kindheit (0 bis 6 Jahre) notwendige Entwick¬ 
lungsaufgaben können u. a. der Aufbau von „emotionalem ,Urvertrauen“‘, „Identifikation 
mit dem eigenen Geschlecht herstellen“, „sprachliche Ausdrucksfähigkeit entwickeln“ 
und „grundlegende sensorische und motorische Eertigkeiten aufbauen“ (Hurrelmann und 
Bründel 2003, S. 73) gelten. Für die späte Kindheit (6 bis 11 Jahre) sind diese Aufga¬ 
ben u. a. „mit dem sozialen System Schule umgehen lernen“, „männliches oder weib¬ 
liches Rollenverhalten einüben“, „Beziehungen mit Altersgleichen und Freundschaften 
aufbauen“ sowie „Gewissen, Moral und Wertpriorität aufbauen“ (Hurrelmann und Brün¬ 
del 2003). Auffällig an dieser Auflistung von Entwicklungsaufgaben ist, dass die Phase 
„Kindheit“ offenkundig von „Aufbauarbeiten“ jeglicher Art bestimmt ist - das Kind ex¬ 
pandiert in die Welt. Nach dem Lebensalter geordnete Entwicklungsaufgaben wie diese 
lassen sich in unterschiedlichen Unterteilungen (bspw. Phasen der frühen/mittleren/späten 
Kindheit oder Kindheit/Kids/Jugend etc.) und Schwerpunktsetzungen (bspw. psychische, 
biologische oder körperlich-soziale Entwicklung) finden. 

► Entwicklungskindheit Diese Bedürfnisbeschreibungen setzen ein spezifisches Bild 
vom Kind als gegeben voraus - nämlich dass sich Menschen in dieser Lebensphase über¬ 
haupt entwickeln. Diese Vorstellung von „Entwicklungskindheit“ und die Ansprache von 
Kindern als sich entwickelnde Personen ist nach wie vor eine gesellschaftlich dominante 
Perspektive auf das kindliche Aufwachsen (Honig 1999). Der Begriff der Entwicklung ist 
darauf ausgerichtet, dass etwas sich entfaltet, oder konkret: das Kind sich zum Erwachse¬ 
nen hin entwickelt. 

Der Begriff „Entwicklungskindheit“ beschreibt jedoch keinen natürlich-biologischen 
Prozess, sondern bezeichnet eine historisch-kulturelle Konstruktion. Ihre ersten Spuren 
lassen sich u. a. in der Pädagogik des 18. Jahrhunderts finden, wo zunächst noch vom 
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„Auswickeln“ die Rede ist. Insbesondere mit Beginn des 19. Jahrhundert setzen verschie¬ 
dene Vorhaben ein, die diese Vorstellung einer menschlichen Entwicklungsgeschichte 
empirisch beweisen möchten: Nachdem in bürgerlichen Familien Väter ihre Söhne beob¬ 
achteten und deren Entwicklungen in so genannten „Vätertagebüchern“ dokumentierten, 
setzten auch in anderen Institutionen wie bspw. der Schule systematische Beobachtungen 
von Kindern ein. Gerade diese öffentlich-institutionellen Beobachtungen dienten dazu, 
eine möglichst große Gruppe von Kindern systematisch zu vermessen und zu verglei¬ 
chen, mit dem Ziel, über statistische Vergleiche herauszufinden, was Gesetzmäßigkeiten 
kindlicher Entwicklung und was „normale“ und was von der Norm „abweichende“ Ent¬ 
wicklungsverläufe sind (Eßer 2014). 

Diese Zweck- und Zielgerichtetheit auf die Entwicklung in Richtung eines zukünftigen 
Erwachsenenseins „erlaubt es, fast unbemerkt von einer Beschreibung kindlicher Ent¬ 
wicklung zu einer Normierung kindlicher Entwicklung zu wechseln- einer Normierung, 
die in den politisch-pädagogischen Verwendungskontexten des derart erzeugten ,Wissens 
vom Kind‘ abgestützt wird. Das ,Erwachsenwerden‘ erscheint so als natürlicher Gang der 
menschlichen Entwicklung, als Wachstum und Reifung“ (Honig 1999, S. 62, Hervorh. 
i. Orig.). 

Unterschiede in der „pädagogischen Kindheit“ 

Dieses Wissen über „das Kind“ ermöglichte auch, zwischen der Entwicklung von „norma¬ 
len“ und von Normen „abweichenden“ Kindern zu unterscheiden. Diese Unterscheidung 
war deshalb relevant, weil damit die Notwendigkeit verschiedener außerfamilialer päd¬ 
agogischer Angebote begründet werden konnten. Dies lässt sich beispielhaft an der vorher 
benannten Differenzlinie zwischen „früher“ (0-6 Jahre) und „später Kindheit“ (6-11 Jah¬ 
re) zeigen: 

Im 19. Jahrhundert wurde die Frage, weshalb es öffentliche vorschulische Einrich¬ 
tungen für jüngere Kinder geben soll, in zwei verschiedene pädagogische Richtungen 
beantwortet (Reyer 2006, S. 58 ff.): Einerseits war ein sozialfürsorgerisches Motiv stark 
verbreitet. Dieses beinhaltet, dass nur diejenigen Kinder öffentlich betreut werden sollen, 
für die keine ausreichende familiale Betreuung vorhanden ist - z. B. weil die Eltern lange 
arbeiten müssen, um den Lebensunterhalt für die Familie zu verdienen. Andererseits lässt 
sich auch ein bildungspolitisches Motiv finden, welches zum Ziel hat, für alle Kinder glei¬ 
chermaßen einen Zugang zu Bildung zu ermöglichen. „Bildung“ war für Friedrich Fröbel 
und die von ihm begründeten „Kindergärten“ ein zentrales Motiv. Diese Kindergärten 
waren Mitte des 19. Jahrhunderts nur eine von zahlreichen anderen Betreuungsformen für 
kleine Kinder. Kinder können sich nach Fröbel im Kindergarten deshalb besonders gut bil¬ 
den, da sie dort spielen können und das kindliche Spiel die lebensphasentypische Art des 
Sich-Bildens sei. Auch wenn beide Motive - „Hilfe“ und „Bildung“ - sich unterscheiden, 
lässt sich nachvollziehen, wie die Rede über das Kind einen spezifischen pädagogischen 
Bedarf hervorbringt, der in beiden Fällen außerhalb der Familie erfüllt wird. 

Das Normalmodell sieht vor, dass ein sechsjähriges Kind wiederum mit dem Eintritt 
in das Schulalter einen zentralen formalen Statuswechsel vollzieht, die Aufnahme in die 
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Kategorie „ältere Kindheit“ also von einem institutioneilen Wechsel abhängt. Historisch 
gesehen ist die damit verbundene Frage nach der „Schulfähigkeit“ des Kindes eng mit 
der pädagogischen Frage verknüpft, für welche Schule das Kind geeignet ist. Denn in 
die Lebensphasenmodelle ist, wie bereits dargestellt, nicht nur ein beschreibender Blick 
auf das Hier und Jetzt des Kindes eingelassen, vielmehr wagen diese einen Blick in die 
mögliche Zukunft des Kindes. Gerade für die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts lässt 
sich zeigen, wie aus Kindern differente pädagogische Adressat_innen gemacht werden, 
wenn „Lernen“ das pädagogische Ziel ist: „Normale“ Kinder wurden als Edukand_innen 
der Volksschulen, so genannte „geistig schwache Kinder“ als Zielgruppe der neu ent¬ 
stehenden Sonderschulen und „blödsinnige“ Kinder als Pflegefälle adressiert (Schmidt 
und Schulz 2017). Demzufolge wurden Kinder als sich verschieden entwickelnde Kinder 
adressiert und entsprechenden pädagogischen oder pflegerischen Settings zugeführt. Die¬ 
se historisch gewachsene pädagogische Differenzierung wird aktuell unter dem Stichwort 
„Inklusion“ grundständig kritisiert und erfordert einen Gesamtumbau des schulischen Sys¬ 
tems. 

Die beiden Beispiele zeigen, dass die Vorstellung von Kindheit einem historisch-kul¬ 
turellen Wandel unterliegt (Baader et al. 2014) und sich pädagogische Begründungen 
verändern. Wie lässt sich die Lebensphase Kindheit im 21. Jahrhundert beschreiben? In 
der aktuellen Debatte lassen sich zwei Kindheitsvorstellungen finden, die am Entwick¬ 
lungsparadigma ansetzen, zugleich aber unterschiedliche Vorstellungen von Kindern und 
Kindheit entwerfen. 


Exkurs; Risikokindheit und Bildungskindheit 
„Risikokindhei t‘ ‘ 

Der Sozialforscher Klaus Hurrelmann (2011) beschreibt eine zeitgenössisch-westli- 
che Kindheit wie folgt: 

Kindheit heute bedeutet, in einer ungesicherten sozialen Bindung aufzuwachsen, in ei¬ 
ner Wettbewerbsgesellschaft zu leben, in der allein individuelle Leistung und sonst 
gar nichts zählt, in einer Freizeitwelt zu sein, die durch den Konsum und durch 
kommerzielle Wettbewerbsprozesse gekennzeichnet ist. Kindheit bedeutet auch, der 
zunehmenden Verstädterung ausgesetzt zu sein, die Verknappung von Spiel- und Frei¬ 
flächen zu erleben und zu erfahren, dass das unmittelbare Wohnumfeld als Lebens-, 
Spiel- und Erfahmngsraum nicht zur Verfügung steht. Kindheit bedeutet heute auch, 
eine auf ökologische Umwelt angewiesen zu sein, die belastende und schädigende Wir¬ 
kungen haben kann (Hurrelmann 2011, S. 1). 

An der Beschreibung fällt formal der dramatische Ton auf und inhaltlich folgt die 
Aufzählung der Logik, dass sich zeitgenössische Kindheit nur als Verlustgeschich¬ 
te beschreiben lässt. Diese Risiken und Verluste gefährden die oben beschriebenen 
notwendigen Entwicklungsaufgaben des Kindes und appellieren damit an die Er¬ 
wachsenen, genau hier handeln zu müssen. Diese Beschreibung vermittelt die 
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implizite Norm, welches Modell von „guter Kindheit“ hier auch für die sozialpäd¬ 
agogische Praxis zu gelten hat - eine, die u. a. die Notwendigkeit sozialer Bindung 
in stabilen Familienverhältnissen, unverplanter und nicht-kommerzieller Freiräume 
und unverzweckter Bildung (an)erkennt. 

„Bildungskindheit* ‘ 

Unter Slogans wie „Bildung von Anfang an“ wird die Vorstellung von „Bildungs¬ 
kindheit“ transportiert. Diese fußt darauf, dass bereits sehr junge Kinder sich bilden, 
dabei „aktiv handelnde Subjekte“ sind, aber zugleich ihre Arten des Lernens andere 
seien als die in anderen Lebensphasen (Liegle 2006; Schäfer 201 1). Im Vergleich zu 
anderen Lebensphasen zeichnet sich „frühe Kindheit“ in einer hohen Dynamik und 
Komplexität von bspw. kognitiven, motorischen, psychischen und sozialen Lern- 
und Entwicklungsprozessen aus, welche sowohl zeitlich als auch räumlich entgrenzt 
ist. Folglich kann jeder Ort und jede Interaktion für das kindliche Lernen bedeutsam 
sein. Auch hier verbirgt sich ein Appell an die Erwachsenen, entsprechend zu han¬ 
deln: Sie sind dazu angehalten, jederzeit und überall diese bildsamen Aktivitäten zu 
ermöglichen und zu fördern. 


Auf den ersten Blick adressieren diese beiden Modelle „Risikokindheit“ und „Bil¬ 
dung skindheit“ Kinder und Erwachsene unterschiedlich. Auf den zweiten Blick sind sie 
aber zwei Seiten einer Medaille, weil sie gemeinsam vom Kind als einem natürlich gege¬ 
benen Wesen ausgehen, eine „gute Entwicklung“ als Ziel setzen und hieraus pädagogisch¬ 
professionelles Handeln ableiten. Die aktuelle Lebensphase „Kindheit“ ist bestimmt durch 
die Ermöglichung von Bildung, und zwar in einer ökonomischen und funktionalisierten 
Logik. Kinder werden politisch „primär als Ressource für den Fortbestand der Sozial- und 
Wirtschaftsordnung“ angesprochen (Klinkhammer 2014, S. 512f.), in die wie in ein Pro¬ 
dukt investiert werden soll. Dabei setzen die öffentlichen Institutionen der Kindheit wie 
etwa Krippen, Kindertageseinrichtungen, Schulen oder Kinder- und Jugendarbeit früher 
und umfassender an: 

• Es werden immer mehr jüngere Kinder öffentlich betreut. Spätestens mit dem seit 2013 
gültigen Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz für Kinder ab einem Jahr 
verpflichtet sich auch die öffentliche Hand, für die jüngsten Kinder entsprechende qua¬ 
litativ hochwertige Betreuungs- und Bildungsangebote zur Verfügung zu stellen. 

• Der Alltag von Kindern ist durch die Zunahme von Ganztagsbetreuungsangeboten 
strukturiert, wie sich am Beispiel der öffentlichen Betreuung von drei- bis sechsjäh¬ 
rigen Kindern nachvollziehen lässt. Knapp 95 % der Kinder in diesem Alter sind in 
einer Kindertageseinrichtung, und die (öffentliche) Betreuungszeit von 45 h in der Wo¬ 
che nimmt zu. 
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Zeitgenössische (frühe) Kindheit kann also aktuell nicht mehr nur als ein Aufwachsen 
in den Familien beschrieben werden, sondern hndet früher und ausgeweiteter in viel¬ 
fältigen öffentlichen und privaten Betreuungs- und Bildungsarrangements statt. Alle an 
diesem Arrangement beteiligten Personen sind beauftragt, entsprechend Risiken zu ver¬ 
meiden oder zu minimieren und Bildungschancen zu erhöhen bzw. zu eröffnen. Dabei 
sind für Soziale Arbeit die Beschreibungen von Risiken und Chancen hoch anschlussfä¬ 
hig, aber auch sehr ambivalent. So ist mit jeder konkreten Verlustbeschreibung die Chance 
verbunden, mit einem entsprechenden kompensatorischen pädagogischen Angebot darauf 
zu reagieren - von „zweckfreien Spielräumen“ für Kinder bis hin zu Erprobungsräumen 
für Geschlechterrollen. Die Bedürfnisse, die dabei Kindern zugeschrieben werden, sind 
Legitimationsfolien für die pädagogischen Angebote und Institutionalisierungsformen. 


1.3 Lebensphase Jugend 

Auch die Lebensphase Jugend lässt sich anhand von Entwicklungsaufgaben beschreiben. 
Exemplarisch hierfür fassen Thomas Rauschenbach und Stefan Borrmann (2012) unter 
den „Herausforderungen des Jugendalters“ zehn Themenfelder zusammen: Die Auseinan¬ 
dersetzung mit Jugendkulturen, Globalisierung, Freizeit, Medien, Sexualität, Geschlecht, 
Gesundheit, Religion, Politik und Armut sind Herausforderungen, „mit denen Heran¬ 
wachsende im Jugendalter konfrontiert sind, zu denen Jugendliche heutzutage selbst ein 
Verhältnis entwickeln müssen und die so Jugend als eine typische Lebensphase kenn¬ 
zeichnen und prägen“ (Rauschenbach und Borrmann 2012, S. 7). Diese Themen formen 
demzufolge zeitgenössisches Aufwachsen von Jugendlichen maßgeblich mit und stellen 
daher wichtige Entwicklungsaufgaben dar, an die Soziale Arbeit anknüpft und entspre¬ 
chend unter der Kinder- und Jugendhilfe ausdifferenziert. 

Zeitliche Markierungen der „Jugendphase“ 

Der Eintritt in die Jugendphase, also die Abgrenzung nach „unten“ zur Lebensphase Kind¬ 
heit, wird häufig mit „der einsetzenden Pubertät“ markiert, „aber wann sie endet, lässt sich 
nicht mehr allgemeingültig bestimmen“ (Schröder 2013, S. 111). Pubertät als Terminus 
für „die körperlichen Veränderungen bei der Entwicklung der primären und sekundären 
Geschlechtsmerkmale (...) ist ein Werk der Natur, es geht um die biologischen Vorgänge 
im Menschen“ (Schröder 2013, S. 112). Den Beginn der Pubertät mit dem Eintritt in die 
Lebensphase Jugend gleichzusetzen ist ebenfalls eine zunächst plausible, weil naturhafte 
Markierung, um Personen als Jugendliche zu adressieren. Die Merkmale der körperlichen, 
präziser: sexuellen Reifung scheinen es zu ermöglichen, den Statuswechsel von Kindheit 
zu Jugend als vorkulturellen, biologisch gesteuerten Übergang zu betrachten. Zugleich 
aber sind mit dieser Gleichsetzung mindestens drei Fallstricke verbunden; 
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• Erstens ist historisch gesehen die soziale Verortung von „Jugendlichen“ zwischen den 
Lebensphasen Kindheit und Erwachsenenalter ein vergleichsweise neues Phänomen 
(Abels 2008). Mit dem Begriff „Jugendlicher“ wurden in den 1870er-Jahren zunächst 
nur junge männliche Rechtsbrecher angesprochen, denen eine spezifische Behandlung 
durch die Jugendfürsorge zukommen musste (Roth 1983, S. 106). Historisch gesehen 
ist die Bezeichnung „Jugendlicher“ also eine zunächst institutioneile Adressierung, um 
spezielle Personengruppen als Adressaten für die Soziale Arbeit identifizieren zu kön¬ 
nen, weniger eine biologistische. 

• Zweitens wird seit den 1980er Jahren eine weitere Lebensphase beschrieben, die der 
„Kids“. Diese „schiebt“ sich sozusagen zwischen die Lebensphase Kindheit und Ju¬ 
gend - „Kids“ sind noch keine Jugendlichen, aber auch keine Kinder (mehr), da sie 
sowohl in großer Distanz als auch in der Nähe zu Erwachsenen stehen, sie also zwi¬ 
schen Selbstständigkeit und Bedürftigkeit pendeln (Böhnisch 2012, S. 126). Diese 
Personengruppe wird wiederum als „Kids“ durch sozialpädagogische Angebote adres¬ 
siert. 

• Drittens setzt die Gleichsetzung von Pubertät und Jugend voraus, dass sich die körperli¬ 
chen Veränderungen innerhalb der Pubertät bei allen Personen in gleicher körperlicher 
Ausprägung finden lassen, damit diese „Zwischenpassage“ zwischen Kindheit und Er¬ 
wachsenenalter lebensbiografisch stattfinden kann. Dies setzt auch voraus, dass die 
Arten der körperlichen Umbrüche gesellschaftlich überhaupt „bemerkenswert“ sind. 
Verstärkt wird diese Unterstellung mit der gleichzeitigen Festlegung eines binären Ge¬ 
schlechtercodes, der zwischen Frauen und Männern unterscheidet. Dies unterschlägt 
jedoch die soziale Zuschreibung von Geschlecht („doing gender“). 

Adoleszenz 

Das Konzept dev Adoleszenz betont die kulturelle Einbettung der Pubertät, also die Weise, 
in der sich Jugendliche sowohl mit den körperlichen Umbrüchen auseinandersetzen als 
auch ihren Platz in der Gesellschaft erarbeiten können (Schröder 2013, S. 112). Der End¬ 
punkt der Adoleszenz hin zum Erwachsenenalter ist jedoch „entgrenzt“ (Schröer 2013) 
und wird begrifflich unter „Postadoleszenz“ gefasst. Die Aufgabe der Adoleszenz ist die 
erneute Herstellung ihres Subjekt-Welt-Bezugs, indem Jugendliche sich mit der Doppel¬ 
aufgabe der Identitätsbildung und der sozialen Integration konfrontiert sehen. Insbeson¬ 
dere die mit der Pubertät verbundenen körperlichen Veränderungen können zu Krisen in 
der Selbstwahrnehmung des Jugendlichen führen (Schröer 2013). Diese Fokussierung auf 
„Krise“ lässt sich auch in den für sozialpädagogische Jugenddiskussionen zentralen Kon¬ 
zepten des „Moratoriums“ nachzeichnen. 

► Moratorium Erik H. Erikson legte 1950 das Konzept des „psychosozialen Morato¬ 
riums“ vor, mit welchem er den Zusammenhang zwischen der biologisch-körperlichen 
Reifung und der adoleszenten Identitätskrise als eine zentrale Entwicklungsaufgabe des 
Jugendalters beschreibt. Dieses psychosoziale Moratorium der Jugendphase ist brüchig 
geworden und gewährt nicht mehr den zuvor gesicherten Raum für die Identitätsbildung, 
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um „dann in die berufliche und soziale Zukunft zu schauen, sondern die meisten müs¬ 
sen heute gleichzeitig Identität erlangen und soziale Probleme bewältigen [...], bevor sie 
überhaupt innerlich fertig sind“ (Böhnisch 1998, S. 157 f.). Über diese Adressierung von 
Jugendlichen als Krisenbewältigende lässt sich wiederum eine sozialpädagogische Aufga¬ 
be beschreiben, u. a. die für den adoleszenten Ablöseprozess notwendigen Erwachsenen 
(Schröder 2013; Müller und King 2000). 

Mit der Zuschreibung der prekären und krisenhaften Tendenzen verbindet sich auch die 
Erwartung an Jugendliche, diese Krisen bewältigen zu können. Jürgen Zinnecker (2012) 
problematisiert diese Erwartung am Beispiel der „Entgrenzung“ und des Übergangs der 
Lebensphasen: „Der verlängerte Übergang zwischen Jugend und Erwachsenensein wird 
seitens der Jugendforschung mehrheitlich nicht als Möglichkeit der politisch-kulturellen 
Innovation des Lebenslaufes gesehen, sondern als soziales Problem des Übergangs ins 
Erwachsenenalter fixiert“ (Zinnecker 2012, S. 186). Jedoch ist das Potenzial von Jugend 
im Sinne eines Erfahrungs- und Experimentierraums für sowohl gesellschaftliche als auch 
individuelle Veränderung selbst gleichfalls eine soziale Konstruktion, welche Ende des 
19. Jahrhunderts einsetzte. Auch wenn hierüber eine andere Adressierung von Jugend 
stattfindet, hat diese für die Soziale Arbeit ein besonderes Potenzial. Die Tätigkeiten von 
Jugendlichen lassen sich als Praktiken der Kulturerzeugung verstehen, in denen Jugend¬ 
liche in aktiven Prozessen Identitäten und Bedeutungen hervorbringen und sich darüber 
von der Erwachsenengesellschaft unterscheiden (Schulz 2010). Nach dieser Lesart wird 
Jugend nicht als eine vor allem gesellschaftlich geformte biografische, sondern als durch 
jugendliches Handeln mit hervorgebrachte Statuspassage konturiert und werden Jugend¬ 
liche entsprechend als (Co-)Produzent_innen adressiert. 

Auch hier zeigt sich, dass sich Soziale Arbeit nicht umstandslos an die Lebensphase 
Jugend mit ihren Angeboten anschließt, sondern diese aktiv mitgestaltet, indem sie aus 
Jugendlichen unterschiedliche pädagogische Adressat_innen macht. Eine Perspektive, die 
sich nicht ausschließlich an den Entwicklungsaufgaben von Jugendlichen orientiert, kann 
für Soziale Arbeit deshalb produktiv sein, weil sie stärker die sozialen Positionierungen 
von Jugendlichen auch innerhalb pädagogischer Institutionen wahrnimmt. Exemplarisch 
hierfür haben zum Handlungsfeld der Offenen Jugendarbeit Peter Cloos und Stefan Kön- 
geter (2008) neben den Statusgruppen von Jugendlichen vier Typen sozialer Positionie¬ 
rung identifiziert: 

So machen sich Jugendliche selbst zu (a) ,J^utzerInnen, wenn sie die angebotenen Vorhal¬ 
teleistungen in Anspruch nehmen“ (Cloos und Köngeter 2008, S. 90); (b) ,/idressatInnen, 
wenn sie die Jugendarbeiterinnen als Helferinnen oder Beraterinnen adressieren und auf die¬ 
ser Basis eine verbindlichere Arbeitsbeziehung entsteht“ (Cloos und Köngeter 2008, S. 91); 

(c) ,Mitwirkende und Gestalterinnen, wenn sie das lugendhaus nutzen, eigene Ideen Umset¬ 
zen und den organisatorischen Rahmen selbst verändern“ (Cloos und Köngeter 2008, S. 91) 
und (d) „Akteurinnen, wenn sie das Jugendhaus als Bühne für ihre Inszenierungen und Auf¬ 
führungen nutzen“ (Cloos und Köngeter 2008, S. 90). 
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Mit dieser Unterscheidung jugendlicher Positionierungspraktiken wird der Akteursta¬ 
tus von Jugendlichen in der Jugendarbeit zunächst grundsätzlich anerkannt. Jugendliche 
sind weniger „Empfängerinnen“ von Dienstleistungen der Sozialen Arbeit, sondern Co- 
Produzierende der pädagogischen Institutionen. Damit stellt die Differenzierung auch die 
polarisierende Konstruktion von Jugendlichen als Besucherinnen in Frage, die entweder 
als Akteurinnen an den Prozessen der Peergroup-Bildung oder als Nutzerinnen an der 
Co-Produktion von pädagogischen Arbeitsbündnissen beteiligt sind. Zugleich zeigt das 
Beispiel, dass es ähnlich wie in der Lebensphase Kindheit kaum möglich ist, aus der An¬ 
thropologie der Jugend heraus pädagogische Herausforderungen zu beschreiben. Vielmehr 
sind die Besonderheiten und Bedürfnisse, die dieser Lebensphase zugeschrieben werden, 
immer auch Legitimationsfolien, anhand derer die sozial- und bildungspolitische, aber 
auch pädagogisch-institutionelle Steuerung von Jugend plausibilisiert wird. 


1.4 Lebensphase Alter 

Auch die Lebensphase Alter kann nicht einheitlich beschrieben werden, sondern wird 
erst in Abgrenzungen zu den anderen Generationen plausibel. Gertrud M. Backes und 
Wolfgang Clemens (2013) beschreiben diese Abgrenzungen wie folgt: 

Dem Begriff „Alter“ werden in der „Leistungsgesellschaft“ zentrale Bedeutungen im Sinne 
einer Abgrenzung oder als Gegenteil zu „Jugend“ zugeschrieben: Alter als Phase der einge¬ 
schränkten Leistungsfähigkeit, des Nicht-mehr-mithalten-Könnens, des Ausrangiertwerdens, 
aber auch als Phase des Zurückblickens auf die erbrachte Lebensleistung, des verdienten Le¬ 
bensabends [...]. Seine heutige Bedeutsamkeit als eigenständige Lebensphase konnte das 
Alter erst durch die ausreichende finanzielle Absicherung und die völlige Abkehr von ver¬ 
pflichtender Erwerbsarbeit erlangen (Backes und Clemens 2013, S. 11). 

Erwerbsleben und Rnhestand 

Ein zentrales gesellschaftliches und kulturelles Muster, um „Alter“ in Richtung „Erwach¬ 
sene“ abzugrenzen, ist der Renteneintritt mit 67 Jahren, also der rechtliche Übergang nach 
Beendigung des Erwerbslebens in den Ruhestand. Jedoch ist diese statistische bzw. an der 
Lebenszeit des Individuums orientierte Definition aus zwei Gründen heraus brüchig ge¬ 
worden: 

• Diese Definition orientiert sich an der männlichen Normalbiografie, die durch das 
Erwerbsleben geprägt ist, und berücksichtigt nur unzureichend die vielfältigen Lebens¬ 
formen und -entwürfe jenseits von finanziell entlohnten Arbeitsbiografien. 

• Die Freistellung von Erwerbsarbeit geschieht heutzutage vor oder nach dem gesetzlich 
festgelegten Rentenalter - zu heutigen „normalen“ Berufsbiografien gehören die frü¬ 
here Beendigung der Erwerbstätigkeit oder die Fortsetzung der Erwerbstätigkeit nach 
dem Renteneintritt (Böhnisch 2012). 
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Des Weiteren weist das Zitat auch daraufhin, dass diese „Lebensphase“ über die gesell¬ 
schaftlichen und kulturellen Muster biografisch unterschiedlich relevant wird, je nachdem, 
welche Aspekte als negativ oder positiv anerkannt werden. Zugleich muss festgehalten 
werden, dass der Prozess des Alterns bzw. des Älterwerdens selbst ein lebensumfassender 
ist, der nicht erst mit der Beendigung der Erwerbsarbeit einsetzt (van Dyk 2015). Dieser 
Prozess umfasst neben den oben erwähnten gesellschaftlichen auch soziale, psychische 
und körperliche Aspekte. Jedoch ist in der Lebensphase „Alter“ mit dem Prozess des Äl¬ 
terwerdens zusätzlich die soziale Position des Altseins verbunden. Von daher kann das 
Altsein individuell anders erlebt werden, als es bspw. interaktional oder institutionell zu¬ 
geschrieben und konstruiert wird. Dies ist durch zwei Beispiele einfach nachvollziehbar: 
Bezogen auf die Entberuflichung kann der institutioneile Übergang in den Ruhestand vom 
Einzelnen biograhsch unterschiedlich erlebt werden (Karl 2013) - als positive Erfahrung 
in der Zunahme frei verfügbarer Zeit oder als eher negative Erfahrung, da wichtige soziale 
Kontakte verloren gehen und der Alltag neu strukturiert werden muss. Ein zweites Beispiel 
ist die Beschreibung der körperlich-geistigen Verfassung einer Person: Die selbst erleb¬ 
ten Zustände von Vitalität, Vergesslichkeit oder Mobilität können von der „alten Person“ 
vielleicht durch medizinische und pädagogische Diagnosen beeinflusst sein, aber zugleich 
individuell anders erlebt werden - man fühlt sich „kränker“ oder „gesünder“, „älter“ oder 
„jünger“, als andere es bescheinigen. Hier verzahnt sich also das Selbsterleben mit Zuwei¬ 
sungen von außen. Von daher ist „Alter“ immer auch eine Konstruktion des „doing age“, 
welches gesellschaftlich-kulturell eingebettet ist. 

Differenz „drittes“ und „viertes“ Lebensalter 

Zugleich hat sich eine vergleichsweise neue Altersdifferenzierung etabliert: Vor dem Hin¬ 
tergrund der quantitativ gesteigerten Lebenserwartung wird die Phase „Alter“, u. a. von der 
WHO, in ein drittes (60 bis unter 80 Jahre) und viertes Lebensalter (80 Jahre und älter) 
unterteilt. Ähnlich wie in der Lebensphase „Jugend“, bei der sich „Kids“ und „Postado¬ 
leszenz“ dazwischengeschoben haben, wird auch in dieser Phase ausdifferenziert, jetzt 
zwischen „jungen Alten“ und „alten Alten“. Es liegt auf der Hand, dass im vierten Le¬ 
bensalter zahlenmäßig formale und informelle Lfnterstützungsleistungen eher zunehmen 
und deren Effekte diskutiert werden (u. a. betreutes Wohnen, Pflegefälle, soziale Eolgen 
von Vereinsamung), während in der dritten Phase die Möglichkeiten der Aktivierung wie 
etwa im Rahmen des bürgerschaftlichen Engagements bzw. der Freiwilligenarbeit wie Le¬ 
sepatenschaften, Leihomas und -opas usw. im Vordergrund der fachlichen Diskussionen 
stehen. Diese Unterscheidungen lassen sich auch leicht an den zwei aktuell vorherrschen¬ 
den Altersmodellen aufzeigen - dem „Kompetenzmodell“ und dem „Defizitmodell“ des 
Alters (van Dyk 2015), welche pointiert gesagt eine Kosten-ZNutzenrechnung aufstellen. 
Dreh- und Angelpunkt ist die Frage, ob und wie lange „Alte“ körperlich und geistig in der 
Lage sind, sich aktiv und produktiv am gesellschaftlichen Leben zu beteiligen. 
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Exkurs; „Gutes" und „schlechtes" Alter 

Für die Soziale Arbeit ist an diesen so genannten „binären Codierungen“ aufschluss¬ 
reich, dass die Differenzmarkierung „Alter“ nicht nur beschreibend, sondern auch 
bewertend ist. Auch wenn von einer hohen Vielfalt des biograhschen Erlebens von 
Älterwerden und Altsein ausgegangen werden muss, hierarchisiert diese Untertei¬ 
lung in ein „gutes“ drittes und ein „schlechtes“ viertes Alter (van Dyk 2015). Daran 
werden bestimmte Aufgabenstellungen der Sozialer Arbeit gekoppelt: 

• Mit der Aktivierungslogik, gemäß der alte Menschen nicht nur aktiv sind, son¬ 
dern dies auch sein sollen, gegenüber dem dritten Lebensalter ist ein spezifisches 
Produktivitätsmodell eingelassen (Karl 2013). Ältere, die bei guter Gesundheit 
sind, werden seitens der Politik dazu aufgefordert, neben informellen Sorge¬ 
tätigkeiten im familialen Umfeld weitere gemeinwohlorientierte Arbeiten zu 
übernehmen (Ehrenamt bzw. bürgerschaftliches Engagement). Soziale Arbeit 
unterstützt diese „produktiven Alten“, indem sie sie motiviert, fortbildet und ko¬ 
ordiniert (Ereiwilligenbüros usf.) und so diese Lebensphase pädagogisiert. 

• Das vierte Lebensalter wird insbesondere medizinisch fokussiert und proble¬ 
matisiert. Mit dieser Perspektive auf die nicht mehr „produktiven Alten“ ist 
verbunden, dass insbesondere medizinische, psychologische und pflegerische 
Eragestellungen und weniger sozialpädagogische und bildungsorientierte in den 
Vordergrund rücken. 


1.5 Lebensphasen und pädagogische Adressierung 

Die Diskussion der Lebensphasen zeigte dreierlei: Erstens ist das Älterwerden ein lebens¬ 
begleitender Prozess, der unterschiedliche biografische Verläufe nimmt. Zweitens ist aber 
das Alter selbst eine zentrale Distinktionslinie der Abgrenzung, die gesellschaftlich-kul¬ 
turell konstruiert wird und hierarchisiert (bspw. in „zu alt“/„zu jung“). Drittens wurde 
deutlich, dass für die Pädagogisierung der Lebensphasen mit Dichotomien von Nega¬ 
tivität und Potenzialität gearbeitet wird - in der Kindheit durch die Figur der Risiko- 
und der Bildungskindheit, in der Jugend durch die Krise als grundlegendes Element der 
Lebensphase, im Alter durch die Unterteilung in drittes und viertes Lebensalter. Diese 
Unterscheidungen in verschiedene Altersgruppen nutzt Soziale Arbeit, um Personen zu 
ihren pädagogischen Adressat_innen zu machen und institutioneile Angebote zu plausibi- 
lisieren. Die Idee von menschlicher Entwicklung und die daraus resultierende Einteilung 
in Lebensphasen ermöglicht es erst, die jeweilige Person zu einem - zumindest potenziell 
- pädagogisch ansprechbaren Gegenüber zu machen. 

Zugleich stellt sich aber die Präge, ob prinzipiell alle Personen in den jeweiligen Le¬ 
bensphasen potenzieller Arbeitsgegenstand Sozialer Arbeit sind oder ob nur bestimm- 
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te Kinder-, Jugendlichen- und Erwachsenengruppen damit positioniert und letztlich zu 
Adressat_innen werden. Diese Integration und Exklusion wird über die jeweiligen Di¬ 
chotomien erst möglich. Dabei verschwindet der Konstruktionscharakter dieser binären 
Codierungen in Beschreibungen von naturalisierend-homogenisierenden Ausgangslagen, 
oder anders gesagt: Soziale Unterscheidungen werden zu natürlich-biologischen Unter¬ 
schieden. Folglich co-produziert Soziale Arbeit mit dem sozialisationstheoretisch inspi¬ 
rierten Lebensphasenmodell auch ihre Adressat_innen mit - und vergisst dies mögli¬ 
cherweise gleichzeitig. Daher müssen Professionelle auch bei auf den ersten Blick so 
alltagstauglichen Modellen wie Lebensphasen immer wieder neu berücksichtigen, mit 
welchen Zuweisungen sie hierüber arbeiten. 

Fragen zur Reflexion 

• Den Lebensphasen werden jeweilige Besonderheiten und den Personen jeweilige Be¬ 
dürfnisse zugeschrieben. Welche dieser Besonderheiten und Bedürfnisse sind für Sie 
nach wie vor relevant, welche überlegenswert? 

• Die Zuordnung von lebensphasentypischen Themen bietet Ihnen „Schubladen“ an, mit 
denen Sie leichter pädagogische Angebote für diejenigen, mit denen Sie zukünftig 
arbeiten werden, entwickeln könnten. Wie vermeiden Sie dabei stereotype Zuschrei¬ 
bungen? 

• Diskutieren Sie die Reichweite und die Konsequenzen von Lebensphasenmodellen im 
praktischen Umgang mit Ihren jeweiligen Adressat_innen. Welche Potenziale und wel¬ 
che Problemstellungen sehen Sie? 
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Zusammenfassung 

Dieses Kapitel thematisiert migrationsgesellschaftliche Adressiemngspraktiken. In der 
Interaktion, aber auch im institutionellen Kontext Sozialer Arbeit werden Adressie¬ 
rungsformen angewendet, die Subjekte als Migrant_in, als Fremde, als integriert, als 
integrationsunwillig, als Nicht-Migrant_in ansprechen. Diese Adressierungen sind wir- 
kungs- und bedeutungsvoll für die (Selbst-)Positionierung und das Selbstverständnis 
der Angesprochenen sowie in der Folge für die Aufrechterhaltung bestehender gesell¬ 
schaftlicher Verhältnisse. 

Der Beitrag stellt zunächst die migrationspädagogische Perspektive vor und fragt 
vor dem Hintergrund eines anerkennungstheoretisch akzentuierten Adressierungskon¬ 
zepts, wie im Rahmen Sozialer Arbeit mit natio-ethno-kulturellen Kodierungen spezi¬ 
fische Adressierungsformen verbunden sind, die Andere als Andere herstellen. 


2.1 Migration - migrationspädagogisch betrachtet 

Bewegungen von Menschen über Grenzen hat es zu allen historischen Zeiten und fast 
überall gegeben. Migration ist eine universelle menschliche Handlungsform. Gleichzeitig 
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waren weltweit noch nie so viele Menschen dazu bereit oder dazu gezwungen, aufgrund 
von Umweltkatastrophen, (Bürger-)Kriegen und anderen Bedrohungen und aufgrund des 
technologisch veränderten Verhältnisses zu Raum und Zeit in der Lage, ihren Arbeits¬ 
oder Lebensmittelpunkt auch über große Distanzen hin zu verändern: Wir leben, so die 
mittlerweile breit geteilte Diagnose, im Zeitalter der Migration (Castles und Miller 2009). 
Dass grenzüberschreitenden Wanderungsbewegungen für Gesellschaften und Individuen 
weltweit gegenwärtig eine besondere Bedeutung zukommt, hängt hierbei mit zumindest 
drei Faktoren zusammen: 

• mit der programmatisch „modernen“ Idee, dass Menschen befugt und in der Lage sind, 
Einfluss auf ihr eigenes, nicht zuletzt auch mit dem jeweiligen geografischen, ökolo¬ 
gischen, politischen und kulturellen Ort verbundene Schicksal zu nehmen. Die globale 
Gegenwart ist auch dadurch gekennzeichnet, dass Menschen verstärkt deshalb Grenzen 
politischer Ordnungen überschreiten, weil sie nicht nur davon ausgehen, dass sie dies 
können, sondern auch, dass ihnen dies zusteht; 

• mit der Intensität globaler Ungleichheit (aufgrund der vor allem durch Waffentech¬ 
nologien ermöglichten Brutalität moderner Kriege, der Ungleichverteilung der Armut 
und des Reichtums in der Welt sowie der ungleichen ökologischen Veränderungen und 
damit verbundenen Zerstörung von Lebensgrundlagen), die angesichts der Anzahl der 
Menschen auf der Welt und des sich allgemein verbreitenden Wissens darum, also der 
zunehmenden Repräsentation der Welt in den Köpfen, Fernsehern und Personal Com¬ 
putern der Menschen, noch nie so ausgeprägt war wie gegenwärtig. 

• mit der - abhängig von ökonomischen Ressourcen zu denkenden - raum-zeitlichen 
„Schrumpfung“ der Welt aufgrund transport- und kommunikationstechnischer Ent¬ 
wicklungen und der Bedeutung dieser Tatsache für das Selbstverständnis der Men¬ 
schen, die sich zu den sich verändernden Zeit- und Raumbezügen handelnd und deu¬ 
tend ins Verhältnis setzen müssen. 

Migration kann als Versuch verstanden werden, in einem grundlegenden Sinne Einfluss 
auf das je eigene Leben zu nehmen, und stellt damit einen Prototyp moderner Lebens¬ 
führung dar - mit alle ihren Ambivalenzen, Illusionen und zweifelhaften Nebenfolgen. 
Sei mutig, bediene Dich Deines Verstandes und befreie Dich aus der Position, die Dir 
die geopolitische Ordnung aufgezwungen hat - das ist in einer Referenz an Immanuel 
Kant gesprochen, das Credo der neuen transnationalen Moderne, die Migrant_innen for¬ 
men und formulieren. Sie nehmen ihr Schicksal in die eigenen Hände, und durch diesen 
Akt der zuweilen verzweifelten Selbstermächtigung stellen sie die Legitimität einer in 
der Einheit der Nationalstaaten ausgeformten postkolonialen Ordnung in Erage, die sie in 
erbärmliche, relativ erbärmliche und erbärmlichste Positionen zwingt. 

Dabei weist Migration eine raum- und zeitbezogene Dimension auf: „Migration means 
Crossing the boundary of a political or administrative unit for a certain minimum period“ 
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(Castles 2000, S. 269). Die Überschreitung von Grenzen, deren soziale Bedeutung nicht 
schlicht gegeben ist, sondern in komplexen Prozessen hergestellt, bekräftigt, verhandelt 
und verändert wird, war hierbei immer ein bedeutender Motor gesellschaftlicher Verän¬ 
derung und Modernisierung. Die Konsequenzen von grenzüberschreitenden, grenzkonsti¬ 
tutiven und grenzschwächenden Bewegungen können mithin als Phänomene untersucht 
und verstanden werden, in denen neues Wissen, Erfahrungen, Sprachen und Perspekti¬ 
ven in unterschiedliche soziale Zusammenhänge eingebracht und diese entsprechend neu 
gestaltet und modernisiert werden. Migration als Überschreitung von Grenzen geht so¬ 
wohl mit der Veränderung als auch mit der Bestätigung des Bestehenden einher. Grenzen 
(beispielsweise nationalstaatliche) werden im Moment der Überschreitung in besonderer 
Weise sichtbar und in ihrer Geltungsmacht bekräftigt. Oft ist es erst die Überschreitung 
von Grenzen, die ihre Existenz und Geltung deutlich macht. Zugleich zieht die Über¬ 
schreitung auch die Infragestellung der Grenzen und ihrer Gültigkeit nach sich. 

Wenn Migration Grenzen problematisiert, sind dies nicht nur konkrete territoriale 
Grenzen, sondern vor allem auch symbolische Grenzen der Zugehörigkeit. Durch Mi¬ 
gration wird die Frage der Zugehörigkeit individuell, sozial und auch gesellschaftlich 
zum Thema. Dies gilt nicht nur für die Zugehörigkeit der „Migrant_innen“, sondern 
muss allgemeiner verstanden werden. Denn durch Migration werden Zugehörigkeitsver¬ 
hältnisse problematisiert. Weil sich dies auch auf die Frage, wie „wir“ leben möchten, 
bezieht, also eine grundsätzliche Ebene des gesellschaftlichen Zusammenlebens berührt, 
ist der Diskurs über „Migration“, „Zuwanderung“, „Ausländer“, „Multikulturalität“ usw. 
ein intensiv geführter, zuweilen ideologisierter und von Affekten begleiteter Diskurs. 
Auch wenn Migration, wie Annette Treibei schreibt (1999, S. 226), „Normalität in den 
Lebensläufen heutiger Menschen“ darstellt, ist der Diskurs über Migration ein Feld, in 
dem die Differenz zwischen Normalität (der natio-ethno-kulturellen Zugehörigkeit) und 
Abweichung wiederholt und außer Kraft gesetzt wird. Normalität ist die Beschreibung 
von etwas als etwas, das erwartet werden darf. Zugleich enthalten Normalitätsaussagen 
auch Normen und Bewertungsmaßstäbe. Normalität ist immer auch etwas, das eintreten 
soll. Normalität ist Beschreibung und Vorschrift einer Ordnung. Dass es Migrant_innen 
„gibt“, ist in einer Einwanderungsgesellschaft einerseits „normal“. Es entspricht gewöhn¬ 
lichen Erwartungen. Andererseits gilt die Migrant_in als Andere, Nicht-Normale, Fremde, 
diejenige, die von einem imaginären Normaltyp abweicht. 

Wer ist Migrant_in? 

Wer allerdings „Migrant_in“ ist, ist nicht von vornherein festgelegt, sondern muss als 
diskursives Produkt sowie als Ergebnis kontextspezifischer und lokaler Praxen verstanden 
werden. In einem Jugendzentrum beispielsweise kann die Frage, wer ein „Migrant_in“ 
ist, in vielen Situationen mehr oder weniger irrelevant sein, bis schließlich zu dem 
Punkt, an dem eine Akteur_in - sei dies nun eine Pädagogin oder ein Jugendlicher - 
das Thema der ethnisch-kulturellen Zugehörigkeit einbringt. Das heißt: „Migrant_in“ 
muss als kontextspezifische interaktive und institutioneile Relevantsetzung des diskur¬ 
siv verfügbaren Schemas verstanden werden, das flexibel und unterschiedlich, eben 
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kontextspezifisch, zwischen „Migrant_in“ und „Nicht-MigranMn“ unterscheidet (vgl. 
etwa Dannenbeck et al. 1999). Die Konstruktion des Unterschieds zwischen „Migrant_in“ 
und „Nicht-Migrant_in“ ist hierbei nicht allein - wie es in bestimmten Bereichen der 
Ethnographie üblich ist (vgl. Amann und Hirschauer 1997) - als situierte Praxis der 
Unterscheidung zu verstehen. Denn die Unterscheidung kann nur deshalb in einer Regel¬ 
mäßigkeit zum Einsatz kommen, weil das Schema, das zwischen Migrant_innen und 
Nicht-MigranUinnen unterscheidet, zu den grundlegenden gesellschaftlichen Schemata 
gehört, die Ordnung schaffen. Aus diesem Grunde ist das Schema auf allen gesellschaftli¬ 
chen Ebenen bedeutsam. Es stellt gewissermaßen eine Ressource dar, die von Individuen, 
aber auch von Institutionen genutzt werden kann, und zwar in einer Weise, die, weil sie 
kommunikativ und imaginativ anschlussfähig ist, ein hohes Maß an Plausibilität besitzt. 

Seinen Ursprung findet der Ausdruck Migrant_in in den zahlreichen Migrant_innen- 
selbstorganisationen (vgl. Karsten 1984). Die Bezeichnung kann zunächst als Indiz einer 
sich emanzipierenden Einwanderungsbevölkerung gelten, die sich von Fremdbestimmun¬ 
gen - „Ausländer“ - zu lösen sucht und sich um neue, eigene Bezeichnungen und Be¬ 
schreibungen bemüht. Dieser Versuch distanziert sich von heteronomen Strukturen, bleibt 
ihnen zugleich aber auch verpfiichtet. Migrant_in ist eine Bezeichnung, die von Diskursen 
um Identität, Fremdheit, ethnische und kulturelle Differenz hervorgebracht wird und in 
die unterschiedliche Unterscheidungsweisen eingehen. Deshalb ist Migrant_in eine mehr¬ 
wertige Bezeichnung. Sie ist diffus und kann mit unterschiedlichen Akzentuierungen und 
Bedeutungen benutzt werden. Ihr Gebrauch kann die Wanderungserfahrungen fokussie¬ 
ren, die persönliche oder familiale Herkunft aus einem nicht-deutschen Gebiet, kann auf 
kulturelle oder ethnische Differenzen verweisen oder aber zum Ausdruck bringen, dass 
jemand gemeint ist, der einen nicht-deutschen Pass besitzt. 

Da aber Menschen nicht als Migrant_innen bezeichnet werden, obschon sie zuweilen 
mit bedeutsamen Konsequenzen im binnennationalen Raum wandern, und zudem Men¬ 
schen, die selbst nicht migriert sind, als Migrant_innen bezeichnet werden, fokussiert 
die Bezeichnung Migrant_in - paradoxerweise - in erster Linie nicht die Wanderungs¬ 
erfahrung, sondern eher den rechtlichen Status und eine vermutete und zugeschriebene 
Abweichung von Normalitätsvorstellungen im Hinblick auf Biografie, Identität und Habi¬ 
tus. Wichtig ist es nun, diese Normalitätsvorstellung als eine zu verstehen, die nicht allein 
deskriptiv und „passiv“ ist, sondern die Ordnung zwischen denen, die selbstverständlich 
dazugehören, und denen, die nicht selbstverständlich dazugehören, bestätigt und damit 
produktiv ist. Hier können zwei Modi der Festlegung der Migrant_in analytisch unter¬ 
schieden werden: a) die formelle und b) die informelle Festlegung (ausführlicher Mecheril 
2003). Die formelle Festlegung verweist dabei auf die Wirksamkeit formeller Zugehörig¬ 
keit zu einem Nationalstaat, die gesetzlich, also durch Staatsbürger_innenschaft, geregelt 
ist. Die gesetzlichen Bestimmungen, die festlegen, wer legitime Ansprüche darauf gel¬ 
tend machen kann, Mitglied des Staates zu sein, formieren bedeutsame, aber nicht die 
einzig bedeutsamen Hinsichten, unter denen festgestellt wird, wer selbstverständlich und 
wer nicht selbstverständlich zugehörig ist. Neben formellen sind auch informelle, alltags- 
weltliche „Regelungen“ bedeutsam, die zu der Selbstverständlichkeit der Unterscheidung 
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zwischen „Fremden“ und „Nicht-Fremden“, Migrationsanderen und Nicht-Migrations¬ 
anderen beitragen. Natio-ethno-kulturelle Zugehörigkeit ist nicht allein eine Frage des 
Passes, sondern wird im Alltag in sehr unterschiedlicher Weise festgestellt und geregelt. 
Ob jemand als Migrant_in angesehen und bezeichnet wird, ist also von unterschiedlichen 
Bedingungen auf formeller und informeller Ebene abhängig. Insbesondere auf letzterer 
sind Imaginationen, Mythen und auch Rassismen wirksam, welche die Zugehörigkeit des 
und der Einzelnen ermöglichen oder verhindern. 

Migration(sdiskurse) 

Migration muss mithin als Phänomen der Beunruhigung und auch als Gegenstand von 
Diskursen wie auch als Gegenstand politischer und alltagsweltlicher Auseinandersetzun¬ 
gen verstanden werden. Der Diskursbegriff (siehe mit Bezug auf die Arbeiten von Michel 
Eoucault einführend etwa Bublitz 2003) ist an dieser Stelle von besonderer Bedeutung, 
weil „Migration“ sich nicht einfach naturwüchsig ereignet. Phänomene der Überschrei¬ 
tung von Grenzen werden vielmehr erst durch Diskurse, die hier als das Soziale her¬ 
vorbringende Wissens- und Aussagesysteme gekennzeichnet werden können, politisch, 
wissenschaftlich, künstlerisch, pädagogisch, alltagsweltlich als Flucht, als Mobilität oder 
als Migration konstituiert. 

Allgemein bezeichnet der Begriff Diskurs den Fluss von Wissen über etwas. In Dis¬ 
kursen „fließt“ Wissen über einen Gegenstand. So gibt es etwa Diskurse über Flucht, 
über europäische Werte, über Armutsmigration und soziale Ungleichheit, über die Frage, 
welche Migrant_innen willkommen und welche gefährlich sind. Das diskursive Wissen 
ist eines, das soziale Wirklichkeiten schafft, also Zusammenhänge zur Folge hat, die das 
Handeln von Menschen ermöglichen und verhindern. Diskurse erzeugen Gegenstände und 
zugleich erzeugen sie uns, die Wissenden, diejenigen, die aufgrund ihres Wissens, des Ge¬ 
brauchs ihres Wissens und aufgrund des Gebrauchs, den das Wissen von ihnen macht, zu 
dem werden, was sie sind. Diskurse sind doppelt produktiv. 

Insofern Macht und Wissen nach Foucault zwei Seiten einer Medaille darstellen, sind 
Diskurse auch immer machtvoll. Sie ereignen sich in bestimmten Machtverhältnissen und 
produzieren zum anderen Machtverhältnisse. Unter Machtverhältnissen können hier Zu¬ 
sammenhänge verstanden werden, in denen Einzelne, aber auch Institutionen und diskur¬ 
sive Praktiken sich so auf ein Gegenüber beziehen, dass dieser Bezug in konstituierender, 
restringierender, negierender oder auch bestärkender Weise Einfluss auf Möglichkeiten 
des Handelns nimmt. Macht ist für Eoucault ein „totales“ Phänomen; sie kommt nicht 
allein dort vor, wo Repressionen zu beobachten sind, sondern sie ist vielmehr eine kon¬ 
stitutive Dimension des Sozialen und des Symbolischen. „Macht wirkt [... ] nicht primär 
unterdrückend, sondern erzeugend. Sie ist nicht einfach das, wogegen Individuen sich 
wehren, sondern streng genommen das, was sie zu dem macht, was sie sind“ (Bublitz 
2003, S. 69). Macht wirkt subjektkonstituierend, sie macht aus Individuen Subjekte. Der 
Diskurs als „eines der ,Systeme“, durch die Macht zirkuliert“ (Hall 1994, S. 154), produ¬ 
ziert differentielle Handlungsmöglichkeiten. Stuart Hall (1994) schreibt zu dem Diskurs 
über „den Westen und den Rest“, also zu der speziellen Weise, in der „der Westen“, 
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„der Rest“ und deren Beziehungen repräsentiert sind, dass das Wissen, das ein Diskurs 
produziert, „eine Art von Macht [konstituiert], die über jene ausgeübt wird, über die ,et- 
was gewusst wird‘. Wenn dieses Wissen in der Praxis ausgeübt wird, werden diejenigen, 
über die ,etwas gewusst wird‘, auf eine besondere Weise zum Gegenstand der Unter¬ 
werfung [...]. Diejenigen, die den Diskurs produzieren, haben also Macht, ihn wahr 
zu machen, z. B., seine Geltung, seinen wissenschaftlichen Status durchzusetzen“ (Hall 
1994, S. 154). Diskurse über migrationsgesellschaftlich als Andere Geltende (in Mecheril 
et al. 2010 haben wir den Ausdruck „Migrationsandere“ gewählt) machen die Anderen zu 
dem, was sie sind, und produzieren zugleich Nicht-Andere. Migrationsdiskurse sind hier¬ 
bei durchaus nicht bedeutungsähnlich und einwertig, sie konkurrieren miteinander und 
diese Konkurrenz kann als ein Ringen um symbolische Vorherrschaft oder Hegemonie 
beschrieben werden. In diesen Auseinandersetzungen wird insbesondere die Frage, ob es 
eher um gesellschaftlichen, institutionellen und auch identitätsbezogenen Erhalt oder um 
Umgestaltung geht, kontrovers diskutiert, was mit Bezug auf gesellschaftliche Ordnungen 
(sowohl im gesellschaftlichen Kontext, der verlassen, als auch im Kontext, der aufgesucht 
wird) innovative wie restaurative Ergebnisse bewirkt. 

► Migrationsandere „[... ] ,Migrationsandere‘ ist ein Wort, das zum Ausdruck bringt, 
dass es ,Migrant/innen‘ und ,Ausländer/innen‘ und komplementär ,Nicht-Migrant/innen‘ 
und ,Nicht-Ausländer/innen ‘ nicht an sich, sondern nur als relationale Phänomene gibt. 
[... ] Wichtig ist es, den Konstruktionscharakter der Rede von ,Migrationsanderen‘ nicht 
aus den Augen zu verlieren. ,Migrationsandere‘ ist ein Werkzeug der Konzentration, Ty¬ 
pisierung und Stilisierung, das auf Kontexte, Strukturen und Prozesse der Herstellung der 
in einer Migrationsgesellschaft als Andere geltenden Personen verweist“ (Mecheril et al. 
2010, S. 17). 

Migrationspädagogik ist nicht nur an den Bedingungen, Formen und Konsequenzen 
von Bewegungen von Menschen über Grenzen hinweg interessiert, sondern auch an den 
Diskursen über Migration, daran also, was geschieht, wenn „Migration“ etwa in pädago¬ 
gischen Feldern thematisch wird und Menschen als Migrant_innen oder als Menschen mit 
Migrationshintergrund adressiert werden. 


2.2 Adressierung als interaktives Geschehen: 

Anerkennung und Positionierung 

Adressierung meint einen Typus interaktiven Geschehens, in dem Ansprachen, deren Qua¬ 
lität diskursiv vermittelt sind, dazu beitragen, zu etwas/zu einer/zu einem zu werden. 
Judith Butler verweist auf den offenen Prozess der Selbstwerdung in Abhängigkeit von 
der An-Erkennung durch andere: „Angesprochen zu werden bedeutet also nicht nur, in 
dem, was man bereits ist, anerkannt zu werden; sondern jene Bezeichnung zu erhalten, 
durch die die Anerkennung der Existenz möglich wird“ (Butler 1998, S. 15). Diese (sozia- 
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le) Existenz, so schreibt sie weiter, ist jedoch darauf angewiesen, dass sie gesellschaftlich 
überhaupt anerkennbar ist (vgl. Butler 1998, S. 15 f.). Das bedeutet, dass es sich um so¬ 
zial etablierte, den sozialen Normen entsprechende Positionen handelt, die durch diese 
Ansprache oder Adressierung an ein Individuum herangetragen werden. Durch die vor¬ 
gängige Existenz des Konzeptes „Mann“ oder „Erau“ oder „Migrant_in“ oder „Geflüchte- 
te_r“ kann ich überhaupt erst als solche angesprochen werden. Welches gesellschaftliche 
Bild, welche Normen damit verbunden sind, ist diskursiv vermittelt (so wird bspw. auf¬ 
grund eines gesellschaftlich wiederholt aufgeführten Diskurses erkannt, wer von beiden 
die deutschlernende Person darstellen soll, wenn auf einem Deutschlehrwerk eine Per¬ 
son of Color und eine weiße* Person abgebildet sind) und historisch veränderlich. Durch 
Adressierungen, etwa als Migrant_in erhalte ich eine soziale Existenz; ich werde ge¬ 
sehen und anerkannt, gleichzeitig bedingt dies eine Eestlegung auf die Subjektposition 
einer Migrant_in. Ihre Wirkung entfaltet diese Ansprache durch ihre Wiederholung und 
Wiederholbarkeit (vgl. Butler 1998) sowie durch die diskursive Eingebundenheit, die un¬ 
terschiedliche gesellschaftliche Positionen, also bspw. Ansehen, aber auch Möglichkeiten 
zur Gestaltung des eigenen Lebens, mit sich bringen. So kann es einen Unterschied ma¬ 
chen, ob eine Person als aus dem Sudan oder als aus Erankreich „stammend“ gesehen 
wird, letztere Adressierung geht womöglich nicht einmal mit der Imagination Migrant_in 
einher. 

Zwei wichtige theoretische Konzeptionen, die für das Verständnis der Relevanz von 
Adressierungspraktiken grundlegend sind (und die auch Butler heranzieht), sind jene der 
Sprechakttheorie (Austin 1962) und jene der Anrufung (Althusser 1977). Mit John L. Aus¬ 
tin gehen wir davon aus, dass jedes Sprechen zugleich auch eine Handlung darstellt, 
wie beispielsweise „Das Gericht verurteilt Sie zu drei Jahren Haft“. Neben dieser ex¬ 
pliziten Handlung stellen Sprechakte auch indirekte, implizite Handlungen dar, wie etwa: 
„Ich werde es nicht weitererzählen“, ein Sprechakt, der ein Versprechen ausdrückt. Dass 
Sprechakte, die implizit oder explizit Handlungen darstellen, bedeutsam sind für die An- 
Erkennung als spezifisches Subjekt, können wir mit dem Konzept der Anrufung deutlich 
machen. Mit diesem weist Louis Althusser darauf hin, dass Individuen erst als Subjek¬ 
te angerufen werden müssen, um sich als solche zu konstituieren. Er gibt dafür ein viel 
zitiertes Beispiel: Ein Polizist ruft einer Person „He, Sie da!“ nach. Mit ihrem Stehenblei¬ 
ben und Umdrehen erkennt die Person an, dass die Anrufung genau ihr galt (Althusser 
1977, S. 88 f.). Darauf nimmt Butler Bezug, wenn sie schreibt „Der Akt der Anerkennung 
wird zu einem Akt der Konstitution; die Anrede ruft das Subjekt ins Leben“ (Butler 1998, 
S. 43). 

Es sind gesellschaftliche Kategorien, die dem Anrufungsgeschehen vorgängig sind 
und dieses ermöglichen. Solche Kategorien bedingen soziale Existenz, sind aber zugleich 
auch Ausdruck einer Unterwerfung unter gesellschaftliche Normen. Unterwerfung muss 
an dieser Stelle unterschieden werden in die allgemeine und die differentielle Unterwer¬ 
fung. Mit „allgemein“ ist hier gemeint, dass Unterwerfung konstitutiv für die Aneignung 
von Subjektstatus ist (wir werden zu Subjekten durch in vorgängige Kategorien gefasste 
Adressierungen, die wir uns aneignen). Mit „differentiell“ wird darauf verwiesen, dass die 
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Aneignung von Kategorien durch Subjekte, die dadurch erst zu Subjekten werden, zwar 
eine Form der Unterwerfung unter das normative Regelsystem der Kategorien ist, die etwa 
zwischen Mann und Frau oder Migrant_in und Nicht-Migrant_in unterscheiden, dass es 
aber gleichwohl bedeutsam ist, die kulturell kontingenten Werte, die etwa Mann und Frau 
oder Migrant_in und Nicht-Migrant_in zugeordnet sind, zu beachten. Die Annahme der 
Position Migrant_in ist Resultat einer Unterwerfung unter das Schema, das zwischen Mi¬ 
granten und Nicht-Migrant_in unterscheidet, stellt aber zudem in dem Schema den unter- 
und nachgeordneten Wert dar. 


2.3 Wie das Wissen um migrationsgesellschaftliche 

Adressierungspraktiken für Soziale Arbeit relevant wird 

Die Soziale Arbeit beruht konstitutiv und unvermeidbar auf Adressierungen und Un¬ 
terscheidungspraxen, die ein- und ausschließende Wirkungen haben. Der Umgang mit 
sozialer und kultureller Differenz mit dem Ziel der Nivellierung der Unterschiede stellt 
einen primären Arbeitsmodus Sozialer Arbeit dar; „Soziale Arbeit ist die Summe aller Re¬ 
aktionen unserer Gesellschaft auf die Migrations-(Mobilitäts-)Tatsache. Die Ur-Klienten 
sozialer Arbeit sind Fremdlinge, Migranten, Entwurzelte, nicht Arme, Deprivierte, Hilflo¬ 
se. Genauer gesagt: Armut und Hilflosigkeit als Massenphänomen wurden eben in dem 
Maße zur,sozialen Frage“ (und damit Bezugspunkte der Entwicklung sozialer Arbeit), als 
sie Folge von Migration und sozialer Mobilität waren. Nicht Hilflosigkeit oder Not als sol¬ 
che riefen die Helfer und Helfersysteme auf den Plan, sondern die fremden, subversiven, 
,unmoralischen‘ oder gar ,kriminellen‘ Weisen, in denen entwurzelte Leute sich selbst zu 
helfen versuchten. Eben deshalb hat die Rede vom ,Helfen‘ und vom ,Hilfe-System“ in 
Geschichte und Gegenwart sozialer Arbeit immer auch ideologischen Klang: Es ging in 
Wirklichkeit nie nur um Hilfe, sondern um Hilfe und Kontrolle, um Unterstützung beim 
Überleben und in der Teilhabe an einer Gesellschaft, die von den Anderen kontrolliert 
war, und um Anleitung, sich deren Interessen und Normen zu unterwerfen““ (Müller 1995, 
S. 138 f.). Die kulturelle und deklassierte Differenz der Anderen ist Voraussetzung des 
sozialarbeiterischen Handelns, das auch vom Versuch charakterisiert ist, zu einem diszi¬ 
plinierenden Einbezug der Anderen beizutragen. Differenz ermöglicht und legitimiert die 
Intervention Sozialer Arbeit. Insofern muss Soziale Arbeit sich ihrer Klientel immer wie¬ 
der neu versichern. Deshalb ist gerade Soziale Arbeit besonders anfällig für den Rückgriff 
auf gesellschaftlich vorherrschende und dadurch kulturell plausible Adressierungen wie 
Migrant_in, die die Existenz Sozialer Arbeit institutionell wie interaktiv legitimieren. 

Soziale Arbeit muss zunächst unterscheiden, welche Gruppen oder Personen welche 
Unterstützungsleistungen oder „Behandlungsweisen““ erhalten. Weiterhin wird Soziale Ar¬ 
beit die historisch spezifische Dringlichkeit und den spezifischen Bedarf ihrer selbst sowie 
die Auswahl der Adressat_innen, also der als legitime Leistungsinanspruchnehmer_innen 
Adressierten, notwendig durch differentielle Begründungsdiskurse legitimieren müssen. 
Erst diese Legitimation sichert ihre Existenz, Finanzierung und Anerkennung. 
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Durch informelle Entscheidungs- und Zuteilungspraxen sowie formale Regelungen 
wird entschieden, wer in einem bestimmten gesellschaftlichen Kontext gefördert wird. 
Adressierungen bzw. Differenzkonstruktionen sind hierbei verschränkt mit Bedürftig¬ 
keitskonstruktionen, nationalstaatlichen und regionalen Bedingungen ihrer Herstellung 
(vgl. Komlosy 2006) - etwa Begründungen, die plausibel machen sollen, warum be¬ 
stimmte „eigene“ Gruppen die Hilfe in Anbetracht einer imaginierten oder realen 
Ressourcenknappheit erhalten und „Andere“ nicht (vgl. Althammer et al. 2008). 

Für die Soziale Arbeit als Teil des wohlfahrtsstaatlichen Arrangements ist die Praxis 
des Identifizierens und Definierens der „Norm-Abweichung“ der Adressat_innen unhin- 
tergehbar: Nur wer als „abweichend“ und „betreuungsbedürftig“ gilt, bekommt Förde¬ 
rungen. Aufgrund der Erfordernis, Unterschiede zu identifizieren und diese im expliziten 
oder bloß indirekten Nachvollzug hegemonialer Auffassungen zu qualifizieren, neigt die 
Soziale Arbeit zur Reproduktion binärer Differenzordnungen durch Adressierungen, in¬ 
nerhalb derer als „nicht-normal“ oder „non-konform“ geltende Adressat_innen Sozialer 
Arbeit den „konformen“ und „normalen“ Subjekten und Nicht-Adressat_innen gegen¬ 
übergestellt werden. So zeigt sich etwa in der migrationsgesellschaftlich ausgerichteten 
Sozialen Arbeit, dass Projekte und Angebote nur dann bewilligt oder (weiterhin) geför¬ 
dert werden, wenn eine Förderungsbedürftigkeit konstatiert wird, das heißt, wenn Defizite 
und Probleme der Adressat_innen durch Adressierung markiert werden. 

Seit langer Zeit ist diese Konstruktion von Zielgruppen durch spezifische migrationsge¬ 
sellschaftlicher Adressierungen etwa in der Konstruktion der „fremden Frau“ einer Kritik 
ausgesetzt (Diehm und Radtke 1999, S. 77). Die Konstruktion von Andersheit wird zum 
Anlass, ein paternalistisches Verhältnis zwischen Sozialpädagog_innen und ihrer Ziel¬ 
gruppe herzustellen: „Als ,letzte Instanz ‘ des Sozialstaates kann sie [die Soziale Arbeit] 
eine potentielle Klientel nicht abweisen. Deshalb neigt sie dazu, deren Probleme dramati¬ 
sierend zu vergrößern, um damit die Bedeutung der eigenen Arbeit zu unterstreichen und 
einen immer unzureichenden Ressourcenbedarf zu plausibilisieren“ (Diehm und Radtke 
1999, S. 90). 

Ausblick 

Soziale Arbeit ist einem doppelten Anliegen verpflichtet. Sie entwickelt sich in einer 
kritischen Achtsamkeit gegenüber strukturellen Benachteiligungen (z.B. von „Mi- 
grant_innen“), ungleichen Partizipationsmöglichkeiten sowie ungleichen Rechten und 
Ressourcen. Eine Achtsamkeit, die auf Veränderung von Partizipations- und Ressour¬ 
censtrukturen abzielt, so dass MigranMnnen stärker angesprochen und einbezogen sind. 
Darüber hinaus bedarf es aber auch einer Sensibilität gegenüber den Normen und Aus¬ 
schlüssen, die mit den Unterscheidungen und Fokussierungen (etwa in MigranMnnen 
und Nicht-Migrant_innen) verbunden sind. Susanne Maurer (2001, S. 137 ff.) macht in 
diesem Zusammenhang darauf aufmerksam, dass die Thematisierung von Differenz durch 
die Soziale Arbeit immer als doppelte Dynamik zu verstehen sei: Die Thematisierung von 
Differenzen weise das Potenzial auf, gesellschaftliche oder institutioneile Verhältnisse zu 
problematisieren und eine Veränderung dieser Verhältnisse anzuregen. Zugleich gehen 
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mit dieser Thematisierung aber immer auch neue Normen und neue Festlegungen, Reifi- 
zierungen von „Andersheiten“ und dadurch soziale und symbolische Ausschlüsse einher. 
„Die kritische Selhstreflexion der Disziplin und Profession Sozialpädagogik bezieht sich 
auch auf den Umgang mit ,Normalität‘ und ,Abweichung‘. Damit ist die Dimension der 
Normalisierungsmacht und sind Verfahren der (einschließenden und ausschließenden) Ka- 
tegorisierung angesprochen“ (Maurer 2001, S. 125). Im Anspruch einer (selbst-)kritischen 
und (selhst-)reflexiven Sozialen Arbeit bleibt der Bezug auf Adressierungskategorien, in 
denen Differenz markiert wird, und damit Soziale Arbeit selbst prekär. 

Fragen zur Reflexion 

• Welche Perspektive auf Migration kommt mit dem Begriff Migrationsgesellschaft zum 
Ausdruck? 

• Was ist damit gemeint, dass die Frage, wer eine Migrant_in ist, das Ergebnis kontext¬ 
spezifischer und lokaler Praxen darstellt? 

• Finden Sie drei Beispiele aus der Sozialen Arbeit, in denen Ihrer Meinung nach migra¬ 
tionsgesellschaftliche Adressierungen relevant werden. Diskutieren Sie, welche gesell¬ 
schaftlichen Normen und Normalitätsvorstellungen darin erkennbar werden. 

• Diskutieren Sie, inwiefern das Spannungsfeld Adressierung als eine Art von Zuschrei¬ 
bung und Festlegung versus Anerkennung von Differenz in der Praxis der Sozialen 
Arbeit relevant wird. Welche Handlungsmöglichkeiten sehen Sie? 
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Zusammenfassung 

Es wird in grundlegende theoretische Ansätze der Geschlechterforschung und ihre 
Bedeutung für die Soziale Arbeit eingeführt. Vorgestellt werden unterschiedliche theo¬ 
retische Bedeutungsdimensionen der sozialen Kategorie Geschlecht und dies wird an¬ 
hand von verschiedenen Beispielen konkretisiert. Der Text vermittelt Basiswissen der 
sozialwissenschaftlichen Geschlechtertheorie und regt dazu an, dieses Wissen mit Fra¬ 
gestellungen der Sozialen Arbeit zu verknüpfen. Die Vielschichtigkeit von Geschlecht 
wird ins Verhältnis gesetzt zu den komplexen Aufgaben der Sozialen Arbeit. 


Adressat_innen der Sozialen Arbeit werden in der Regel fraglos als Jungen und Mädchen, 
Frauen und Männer wahrgenommen. Die Bedeutung von Geschlecht ist in eine symboli¬ 
sche Ordnung eingebunden, die auch die Handlungsfelder der Sozialen Arbeit markiert. 
Soziale Arbeit ist an der Herstellung von Geschlechterordnungen beteiligt: So adressie¬ 
ren beispielsweise Ansätze der Mädchen- und Jungenarbeit Kinder und Jugendliche unter 
Bezug auf Geschlecht und auf Vorstellungen von Unterschieden zwischen den Geschlech¬ 
tern. Um die Bedeutung von Geschlecht für die Soziale Arbeit einschätzen zu können, 
werden in den folgenden Abschnitten zentrale Grundlagen der sozialwissenschaftlichen 
Geschlechterforschung vorgestellt. 
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► Geschlecht ist eine soziale Kategorie. Das bedeutet, dass Geschlecht, ähnlich wie 
Klasse, die Hierarchien, die soziale Ordnung und die sozialen Beziehungen der moder¬ 
nen Gesellschaft prägt. Geschlecht wirkt, im intersektionalen Zusammenspiel mit anderen 
sozialen Zugehörigkeiten, als gesellschaftlicher Platzanweiser, beispielsweise auf dem Ar¬ 
beitsmarkt. Menschen beziehen sich in ihren sozialen Interaktionen auf Zuschreibungen 
und Bewertungen von Geschlechterdifferenz, zum Beispiel in Eltern-Kind-Interaktionen. 
Gesellschaftliche Diskurse bringen geschlechtsbezogene Bedeutungen hervor, etwa zu 
Vorstellungen dazu, was eine normale Männlichkeit oder eine angemessene Mütterlich¬ 
keit ausmachen soll. Ebenso ist die biografische Sozialisation von Menschen eng mit 
Geschlechternormen und Selbstzuschreibungen als weiblich oder männlich oder mit der 
Zurückweisung solcher Zuordnungen verbunden. 


3.1 Geschlecht als komplexe Kategorie 

Die Geschlechterforschung verfügt über unterschiedliche Theorieperspektiven, mit denen 
die Ausprägungen und die Wirkungen von Geschlecht in der Gesellschaft analysiert und 
erklärt werden können (Bereswill 2008, 2016; Ehlert et al. 2011; Ehlert 2012). Aus ei¬ 
ner gesehschaftstheoretischen Perspektive werden solche Prägen anders beantwortet als 
aus einem interaktions- oder diskurstheoretischen Blickwinkel. Dies gilt auch für Ansät¬ 
ze, die Geschlecht im Kontext von subjektiven biografischen Entwicklungsprozessen und 
Identitätskonflikten konzipieren. 

Gesellschaftstheoretisch ist Geschlecht eine Strukturkategorie. Demnach ist die Sozi¬ 
alstruktur einer Gesellschaft, sind ihre Rechtsverhältnisse und Institutionen immer auch 
entlang von Geschlecht organisiert (Becker-Schmidt 1993, 2016). 

Interaktionstheoretisch ist Geschlecht eine soziale Konstruktion. Geschlecht wird in 
den alltäglichen Austauschbeziehungen zwischen Menschen in konkreten Situationen her¬ 
gestellt und es existiert ein gemeinsames Geschlechterwissen, auf das dabei Bezug ge¬ 
nommen werden kann. Geschlechtertheoretisch ist hierbei die Rede von „doing gender“ 
(West und Zimmermann 1987). 

Diskurstheoretisch wird Geschlecht als ein Ejfekt von Sprache und Darstellung dekon- 
struiert. Die binäre Logik der Zweigeschlechtlichkeit wird in gesellschaftlichen Debatten, 
in den Medien, im Wissenschaftsdiskurs und im alltäglichen Sprechen hervorgebracht. 
Neben der Sprache, was auch die Wirkung von Nicht-Gesagtem einschließt, wird Ge¬ 
schlecht auch über die Inszenierung und Darstellung von Körpern hervorgebracht (Butler 
1991, 1997). 

Subjekttheoretisch ist Geschlecht ein lebenslanger Prozess. Menschen müssen sich im 
Lauf ihrer biografischen Entwicklung mit gesellschaftlichen Vorstellungen und Erwartun¬ 
gen von Weiblichkeit und Männlichkeit auseinandersetzen. So ist Geschlecht einerseits 
ein Identitätszwang, dem sich niemand entziehen kann. Andererseits geht kein Mensch in 
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den stereotypen Zuschreibungen und Zumutungen von Zweigeschlechtlichkeit auf. Das 
bedeutet, Geschlechtsidentität ist ein lebenslanger Prozess der Aneignung und Verände¬ 
rung von geschlechtsbezogenen Mustern und Wahrnehmungen. Dies ist kein reibungsloser 
Vorgang, ganz im Gegenteil; Die subjektive Aneignung von gesellschaftlichen Konstruk¬ 
tionen der Differenz ist immer mit Konflikten und Spannungen verbunden. Dies gilt für 
alle Menschen (Becker-Schmidt und Knapp 1987). 

Trotz der unterschiedlichen Theoriebrillen, die gerade skizziert wurden, teilen ge¬ 
schlechtertheoretische Ansätze grundlegende gemeinsame Fragestellungen; Wieso und 
wie verknüpfen sich Konstruktionen von Geschlechterdifferenz mit gesellschaftlichen 
Ungleichheitsverhältnissen? Warum werden behauptete Unterschiede zwischen Frauen 
und Männern bzw. zwischen Weiblichkeit und Männlichkeit bis heute als natürliche 
Tatbestände aufgefasst? Wie wandeln sich Geschlechterordnungen? Wie beharrlich sind 
Strukturen, Konstruktionen, Diskurse und Identitätsentwürfe von Geschlecht? 

Die letzten beiden Fragen verweisen auf zwei auch für die Soziale Arbeit bedeutsa¬ 
me Aspekte; Erstens stellt sich die Frage, wie und wodurch Gesellschaft sich verändert. 
Zweitens stellt sich die Frage, was genau sich verändert und was dabei trotzdem wei¬ 
ter bestehen bleibt. Gesellschaftlicher Wandel ist aus diesem Blickwinkel immer wider¬ 
sprüchlich und ungleichzeitig. So kann sich in einem gesellschaftlichen Bereich etwas 
verändern, in einem anderen nicht. Das bedeutet, wenn wir nach dem Verhältnis von 
Geschlecht und Gesellschaft fragen, können wir weder eindeutige noch abschließende 
Antworten erwarten. So ist die Erwerbsquote von Frauen in Deutschland in den letzten 
50 Jahren deutlich gestiegen, wobei es wichtig ist, zwischen der Entwicklung vor und 
nach der politischen Wende in der DDR zu unterscheiden, denn in der DDR waren im Ge¬ 
gensatz zu Westdeutschland Frauen nach 1949 umfassend in das Erwerbsleben integriert. 
Wird der Befund der gestiegenen Erwerbsquote als ein Indiz für eine gestiegene Gleich¬ 
berechtigung zwischen den Geschlechtern aber genauer unter die Lupe genommen, zeigt 
sich, dass die Arbeitsteilung zwischen Frauen und Männern nach wie vor durch bestimmte 
Ungleichheiten strukturiert ist; Teilzeitbeschäftigungen werden mehrheitlich von Frauen 
ausgeübt, sie verrichten sehr viel häufiger als Männer die unentgeltliche Hausarbeit (vgl. 
Visel in diesem Band) und es existiert nach wie vor ein deutliches Lohngefälle im Ge¬ 
schlechterverhältnis (Lengersdorf und Meuser 2016). Die Soziale Arbeit ist ein besonders 
gutes Beispiel für die beschriebene Zählebigkeit einer bestimmten Form der gesellschaft¬ 
lichen Arbeitsteilung. Warum wird die Arbeit in diesem Feld überwiegend durch Frauen 
geleistet? Warum verändert sich das Geschlechterverhältnis in der Sozialen Arbeit seit 
Jahrzehnten nicht signifikant? Welche Bedeutung erfährt in diesem Zusammenhang der 
Ruf nach mehr Männern in der Sozialen Arbeit? Solche Fragen öffnen den Horizont für 
eine geschlechtertheoretisch reflektierte Auseinandersetzung mit der Sozialen Arbeit. Wie 
bereits eingeführt, stehen uns hierfür verschiedene theoretische Zugänge offen, die in den 
folgenden Abschnitten weiter konkretisiert werden. 
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3.2 Geschlechterverhältnisse in der Sozialen Arbeit 

Ein Blick auf die Studiengänge der Sozialen Arbeit verdeutlicht, dass überwiegend Frauen 
dieses Studium wählen. Selbst wenn die Hypothese stimmt, dass der Anteil von Männern 
in den Master-Studiengängen - also mit steigender Qualifikation - zunimmt, bleibt es 
auch hier gegenwärtig bei einem deutlichen Ungleichgewicht. Dieser Befund verweist 
zum einen auf die Geschichte der Sozialen Arbeit als ein Frauenberuf, der unterhalb ei¬ 
ner universitären Qualifikation konzipiert und ausgebildet wurde (Sachße 1986). Auch 
wenn die Gründung der Fachhochschulen in den 1970er-Jahren (in Westdeutschland) und 
die Einführung einiger Universitätsstudiengänge zur Akademisierung des Berufs beige¬ 
tragen haben, erfährt Soziale Arbeit bis heute nicht die gleiche Anerkennung wie andere 
Professionen (Bereswill und Ehlert 2012). Dies zeigt sich nicht zuletzt an der Vergü¬ 
tung in diesem Arbeitsfeld, wenn wir feststellen, dass Soziale Arbeit gegenwärtig eine 
der am schlechtesten bezahlten akademisch qualifizierten Tätigkeiten ist. Damit stellt 
sich die Frage nach der gesellschaftlichen Anerkennung von bestimmten Tätigkeiten in 
Verbindung mit Geschlecht. Personenbezogene soziale Dienstleistungen wie die Soziale 
Arbeit unterliegen hierbei anderen Bewertungsmaßstäben als beispielsweise naturwissen¬ 
schaftlich-technische Aufgaben. Dies hat etwas mit der unterschiedlichen Produktivität 
von Tätigkeiten in kapitalistischen Wertschöpfungsketten zu tun. Konkreter gesagt, wird 
mit der Feitung eines Jugendzentrums kein Profit erwirtschaftet (Soiland 2015). Die ka¬ 
pitalismuskritische Einschätzung beantwortet aber noch nicht die Frage, warum Soziale 
Arbeit mehrheitlich von Frauen geleistet wird. Diese Frage verweist erneut auf einen 
historischen Prozess, in dessen Verlauf die bürgerliche Gesellschaft ihre Arbeitsteilung 
als eine zwischen den Geschlechtern etabliert hat. Frauen und Männern wurden hierbei 
unterschiedliche Fähigkeiten und Zuständigkeiten zugewiesen, zugleich wurden Frauen 
aber auch von Bildung, Wissenschaft und Politik ferngehalten und mussten sich ihre 
Teilhabe erkämpfen (vgl. Wagner in diesem Band). Das daraus resultierende Ungleich¬ 
gewicht und die Bewertungen von angeblich geschlechtsspezifischen Tätigkeiten prägen 
die gesellschaftliche Arbeitsteilung bis heute. Auch wenn sich Erwerbstätigkeit als Le¬ 
bensentwurf für beide Geschlechter durchgesetzt hat, sind Frauen und Männer nach wie 
vor unterschiedlich in diese eingebunden, was nachhaltige Konsequenzen für ihre sozia¬ 
le Sicherung, ihre gesellschaftlichen Positionen und die Verrichtung von nicht bezahlten 
Tätigkeiten hat. 

► Tipp Recherche zu aktuellen Lohnungleichheiten Um gegenwärtige Ungleich¬ 
heiten im Geschlechterverhältnis auf dem Arbeitsmarkt einzuschätzen, bedarf 
es einer gründlichen Recherche zu Entgelten, Arbeitszeiten, Arbeitsbedingun¬ 
gen und tariflichen Bestimmungen. Hinzu kommt die Auseinandersetzung mit 
der Entwicklung und aktuellen Situation unterschiedlicher Berufe und Profes¬ 
sionen und den damit verbundenen Bewertungen. Als Ausgangspunkt für eine 
solche Recherche empfehlen wir den regelmäßigen Besuch der Homepage des 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts der Hans-Böckler-Stiftung 
(WSI), zum Beispiel für einen Blickaufwww.lohnspiegel.de. 
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3.3 Doing Gender in der Sozialen Arbeit 

Wie wird Geschlecht in der Sozialen Arbeit hergestellt? Diese allgemeine Frage bezieht 
sich darauf, dass die Bedeutung von Geschlecht in konkreten Interaktionen ausgehandelt 
wird. Wenn von doing Gender die Rede ist, wird davon ausgegangen, dass Geschlecht 
immer das Resultat von wechselseitigen Konstruktionsprozessen ist. Das heißt, Men¬ 
schen interpretieren sich und ihre sozialen Zusammenhänge und konstruieren fortlaufend 
Selbst- und Fremdzuschreibungen, die auch mit Vorstellungen von Geschlecht verbunden 
sind. So treffen beispielsweise in einem Team Menschen aufeinander, die sich gegensei¬ 
tig als weiblich oder männlich interpretieren, damit bestimmte Erwartungen verknüpfen 
und diese auch zu erfüllen versuchen bzw. von ihnen abweichen. Diese Wechselseitigkeit 
von Erwartungsunterstellungen gilt auch für die Beziehungen zu den Adressat_innen der 
Sozialen Arbeit. Geschlecht wirkt hier als starke Adressierung des Gegenübers, beispiels¬ 
weise im Umgang mit Mädchen und Jungen, wenn diese zu deutlich verschiedenen Akti¬ 
vitäten angeregt werden oder ihr Verhalten als unterschiedlich und geschlechtsspezifisch 
ausgedeutet wird. Besonders markant erkennbar wird die prägende Kraft der Konstruk¬ 
tion von Zweigeschlechtlichkeit, wenn diese in eine Krise gerät. Was passiert, wenn wir 
jemanden nicht zuordnen können oder wenn Kinder und Jugendliche eine Zuschreibung 
zurückweisen, die von ihnen erwartet wird? Dabei verknüpfen sich in der Sozialen Ar¬ 
beit in der Regel verschiedene Konstruktionen von Differenz, Normalität, Abweichung, 
Störung, Gesundheit und Krankheit, Aktivität und Passivität. Das heißt, wenn eine Mutter 
als nicht erziehungsfähig beurteilt wird, ist dies immer auch mit Vorstellungen von ange¬ 
messener oder abweichender Weiblichkeit verbunden. Solche Vorstellungen bleiben in der 
Regel implizit, also zwischen den Zeilen einer Situation, sind aber gleichzeitig handlungs¬ 
leitend für den Hilfeprozess und für Mechanismen sozialer Kontrolle. Oder Jungen wird 
häufig Verletzungsmacht zugeschrieben und ihre Verletzungsoffenheit kann dabei leicht 
übersehen werden (Bereswill 2009; Neuber 2009). Umgekehrt wird Frauen oder Mäd¬ 
chen häufig eine besonders ausgeprägte Verletzlichkeit oder Sensibilität unterstellt und 
ihre verletzungsmächtigen Seiten bleiben verdeckt (Neuber 201 1). 

Nicht zuletzt ist die Geschichte der Sozialen Arbeit als ein Frauenberuf ein sehr gutes 
Beispiel dafür, wie Bedeutungen von Arbeit und Bedeutungen von Geschlecht wechsel¬ 
seitig aufeinander einwirken und im gesellschaftlichen Prozess ausgehandelt werden. So 
ist der beginnende Professionalisierungsprozess der Sozialen Arbeit Anfang des 20. Jahr¬ 
hunderts eng mit bürgerlichen Vorstellungen von fürsorglicher Weiblichkeit verschränkt 
(Ehlert 2010; Rabe-Kleberg 1996; Weiterer 1995, 2002). Ob und wie diese Zuweisungen 
auch gegenwärtig noch wirken, ist eine offene Frage. 

► Tipp Ten Question Gender Game Suzanne Kessler und Wendy McKenna haben 
1978 einen spielerischen Zugang zu Prozessen des doing Gender entwickelt. Sie 
beziehen sich auf eine Untersuchung zu Transsexualität von Harold Garfinkei 
und nutzen dessen Forschungsstrategie der Verfremdung und des Krisenexperi¬ 
ments, um Konstruktionsregeln der Herstellung von Geschlechterdifferenz auf- 
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Zudecken. Dies wird im „Ten Question Gender Game", das die beiden Forscherin¬ 
nen kreiert haben, besonders anschaulich (Kessler und McKenna 1978, S. 142). In 
diesem Spiel sollen die Versuchspersonen durch fortlaufende Fragen herausfin¬ 
den, welchem Geschlecht eine ihnen unbekannte Person zugeordnet wird. Tat¬ 
sächlich ist das Geschlecht der zu ratenden Person aber nicht festgelegt und die 
Spielleiterin durchkreuzt durch eine zufällig festgelegte Reihenfolge von Ja- und 
Nein-Antworten jegliche Eindeutigkeit der Zuordnung. Dennoch versuchen die 
Spieler_innen die inkonsistenten Antworten so umzudeuten, dass sich plausibel 
begründen lässt, warum die gesuchte Person eine Frau oder ein Mann ist. Wird 
zum Beispiel die Frage, ob die gesuchte Person menstruiert, mit „Ja" beantwor¬ 
tet und die Frage, ob sie einen Busen hat, verneint, entsteht ein Widerspruch 
zum gängigen Wissen über den weiblichen Körper und es wird nach einer Er¬ 
klärung gesucht. Nach zehn Fragen und Antworten entsteht ein entsprechend 
uneindeutiges Bild, das nicht zur binären Kodierung der Zweigeschlechtlichkeit 
passt, aber passend gemacht werden muss, um zu einem Spielergebnis zu ge¬ 
langen. Die experimentelle Interaktion führt so dazu, dass die Person, die das 
Richtige raten will, sich selbst und den anderen ihre Einschätzungen zu erklären 
beginnt. Dabei kommt zur Sprache, was üblicherweise implizit, also zwischen 
den Zeilen bleibt: Zuschreibungen und Begründungen von Differenz. 

Solche Gedankenexperimente sind sehr hilfreich, um Konstmktionsprozesse von Dif¬ 
ferenz zu reflektieren. Eine andere Möglichkeit wäre, Geschlecht bei der Untersuchung 
sozialer Interaktionen vollständig auszublenden oder eine Situation, beispielsweise in der 
Jugendarbeit, gedankenexperimentell umzudrehen: Was würden wir wahrnehmen bzw. 
wie würden wir möglicherweise reagieren, wenn die Situation sich mit einem Mädchen 
statt mit einem Jungen ereignet hätte. Dabei geht es nicht darum, herauszufinden, was 
typisch für Mädchen oder Jungen wäre, sondern zu rekonstruieren, welche Stereotypien 
unsere Wahrnehmung und unser Handeln leiten. 


3.4 Geschlechterdiskurse in der Sozialen Arbeit 

Seit der Jahrtausendwende ist die Situation von Jungen im Bildungssystem, auch im in¬ 
ternationalen Kontext, zunehmend in den Fokus der Aufmerksamkeit gerückt. So wird 
immer wieder die generelle Behauptung formuliert, Jungen seien gegenüber Mädchen in 
der frühkindlichen Bildung und in der Schule benachteiligt. Diese Diskursfigur ist deshalb 
besonders bemerkenswert, weil sehr differenzierte Befunde zu Bildungsungleichheiten 
pauschalisiert und unzulässig verallgemeinert werden. Was daraus resultiert, ist die gene¬ 
ralisierende Rede von den benachteiligten Jungen. Dafür verantwortlich gemacht wird die 
sogenannte Feminisierung der Pädagogik, verbunden mit dem Argument, Jungen würden 
durch Pädagoginnen zu wenig gefördert und hätten zu wenig männliche Bezugspersonen, 
um ihre eigene Leistungsfähigkeit als zukünftige Männer entwickeln zu können (Beres¬ 
will und Ehlert 2015). 
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Was lernen wir aus diesem Krisendiskurs zu Geschlecht? Diskurstheoretisch wird eine 
solche Argumentationsfigur als ein Wissen-Macht-Komplex untersucht (Foucault 1983). 
Das erfordert die Dekonstruktion sowohl von populären als auch von wissenschaftlichen 
Argumenten und Behauptungen im Diskurs. Wie und unter Bezug auf welches Wissen 
wird die Figur des benachteiligten Jungen hervorgebracht? Was wird im Diskurs beson¬ 
ders betont, was wird ausgeblendet? Auffällig ist, dass hierfür immer wieder statistische 
Befunde herangezogen werden und Geschlecht als alleinige Erklärungsvariable für Un¬ 
gleichheit in den Vordergrund gerückt wird. Zugleich wird die Situation von bildungs¬ 
benachteiligten Mädchen ebenso unterschlagen wie die Gruppe der erfolgreichen Jungen. 
Während Geschlecht im Diskurs überbelichtet wird, werden andere Dimensionen von Un¬ 
gleichheit, auch wenn sie in den einschlägigen Studien berücksichtigt wurden, unterschla¬ 
gen. Wissenschaftliches und populäres Wissen über Ungleichheiten in der Gesellschaft 
wird in diesem Beispiel herangezogen, um die Hierarchie zwischen den Geschlechtern in 
Frage zu stellen, genauer gesagt umzudrehen. 

Wenden wir uns nun der zweiten Argumentationsfigur zu - Jungen brauchen Män¬ 
ner. Für dieses sozialisationsbezogene Argument wird psychologisches und neurowissen¬ 
schaftliches Wissen herangezogen, um eine Pädagogik zu begründen, die die Unterschiede 
der Geschlechter voraussetzt und als Ausgangspunkt für ihre Angebote wählt. Demnach 
sollten Mädchen und Jungen unterschiedlich gefördert werden, weil sie auf differente Wei¬ 
se kognitive Strukturen herausbilden würden. Dieses naturalisierende Argument verknüpft 
sich im Diskurs mit der Abwertung von Frauen als Bezugspersonen für Jungen. Frauen 
sind demnach nicht nur schädlich, sie sind auch gänzlich ungeeignet. Jungen in ihren 
Entwicklungsprozessen zu begleiten. Unter der Hand wird Weiblichkeit dabei ab- und 
Männlichkeit aufgewertet. 

Hier zeigen sich Verknüpfungen zur Forderung nach mehr Männern in der Sozialen 
Arbeit (Rose und May 2014). Auch in diesem Diskurs wird Weiblichkeit unterschwellig 
abgewertet, wenn immer wieder das Fehlen von Männern in den Handlungsfeldern der 
Sozialen Arbeit betont wird. Zugleich wird Männlichkeit in diesem Diskurs durchaus wi¬ 
dersprüchlich thematisiert, indem Männer einerseits als besondere Bezugspersonen, nicht 
nur für Jungen, privilegiert und andererseits als tendenziell gefährlich konstruiert werden 
und ihnen unterstellt wird, sie würden übergriffig mit ihnen anvertrauten Menschen umge¬ 
hen. Frauen hingegen wird eine solche vorauseilende Unterstellung von Täter_innenschaft 
selten zugeschrieben. Vor diesem Hintergrund ist der Diskurs über die gefährdeten und be¬ 
nachteiligten Jungen mit einem weiter gefassten Geschlechterdiskurs in der Gesellschaft 
verknüpft (Bereswill und Ehlert 2015). 


Exkurs: Eine aktuelle Studie 

Diskurstheoretische Untersuchungen leisten einen wichtigen Beitrag zu Fragestel¬ 
lungen der Sozialen Arbeit. Ein gutes Beispiel für eine solche Forschungsperspekti¬ 
ve ist die 2015 erschienene Studie von Anne Kersten mit dem Titel „Opferstatus und 
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Geschlecht“. Sie untersucht die „Entwicklung und Umsetzung der Opferhilfe in der 
Schweiz“ und fragt nach den Verknüpfungen von Opferdiskursen mit Geschlech¬ 
terdiskursen im Zusammenhang von spezifischen Hilfeangeboten in verschiedenen 
Kantonen der Schweiz. Die äußerst lesenswerte Studie von Anne Kersten nimmt 
also eine sehr spezifische gesellschaftliche Konstellation in den Blick: die Durchset¬ 
zung und ab 1993 Umsetzung des Opferhilfegesetzes (OHG) in der Schweiz. Diese 
Entwicklung untersucht die Autorin aus einer geschlechtertheoretischen Perspekti¬ 
ve. Den Ausgangspunkt bildet die Frage nach der Diskrepanz zwischen Frauen und 
Männern, die die Opferhilfe in Anspruch nehmen. „Das OHG ist geschlechtsneu¬ 
tral formuliert. Es richtet sich gleichermaßen an männliche wie weibliche Opfer 
und umfasst eine breite Palette von Gewaltformen respektive Straftaten, derent¬ 
wegen Hilfeleistungen gesprochen werden. Warum finden in der Schweizerischen 
Opferhilfe nicht ähnlich viele männliche wie weibliche Menschen Unterstützung?“ 
(Kersten 2015, S. 13). Mit dieser vermeintlich einfachen Frage verdeutlicht die Au¬ 
torin, dass die landläufige Zuschreibung, Frauen und Männer seien aufgrund ihres 
Geschlechts unterschiedlich gewaltbetroffen, nicht überzeugt, und wendet sich der 
gesellschaftlichen, diskursiven Konstruktion des Opfers und den damit verbundenen 
geschlechtlichen Konnotationen zu. 


3.5 Geschlechteridentitäten in der Sozialen Arbeit 

Soziale Arbeit wirkt generell an der Durchsetzung von Normen in der Gesellschaft mit. 
Sie ist aber auch daran beteiligt, solche Normen in Frage zu stellen und Veränderun¬ 
gen in Gang zu setzen. Vor diesem Hintergrund ist die Annahme einer eindeutigen Ge¬ 
schlechtsidentität eine Norm, die es für Professionelle ebenso wie für Adressat_innen 
zu hinterfragen gilt. Unser Alltagswissen bezieht sich zumeist auf die Vorstellung von 
weiblichen und männlichen Menschen, deren Identitäten sich in letzter Konsequenz aus 
ihren als strikt unterschiedlich wahrgenommenen Körpern ergeben würden. Eine der wich¬ 
tigsten Leistungen der interdisziplinären Geschlechterforschung ist die Analyse einer als 
natürlich vorausgesetzten Zweigeschlechtlichkeit als eine kulturelle Konstruktion. Damit 
verbunden ist eine kritische Auseinandersetzung mit dem Zwang, die eigene Identität als 
entweder weiblich oder männlich zu entwerfen. Das bedeutet, Geschlechtsidentität nicht 
als feste Größe vorauszusetzen und gleichzeitig zu wissen und wahrzunehmen, dass alle 
Menschen sich mit der machtvollen Erwartung, eindeutig sein zu sollen, konfrontiert se¬ 
hen (Bereswill und Ehlert 2016). Dies zeigt sich beispielsweise, wenn Adoleszente sich 
als überaus männlich oder weiblich inszenieren - wie antwortet eine Sozialarbeiterin auf 
solche Entwürfe? Geht sie davon aus, dass das, was Jugendliche und Heranwachsende tun 
und von sich zeigen, der unmittelbare Ausdruck einer persönlichen Geschlechtsidentität 
ist? Wie erlebt sie ihren eigenen Bezug zu Geschlecht im Kontakt zu anderen Menschen? 
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Solche subjektbezogenen Fragen laden dazu ein, Geschlecht nicht als eine fixe Größe 
in Hilfebeziehungen zu setzen. Vielmehr gilt es, Sensibilität dafür zu entwickeln, wie 
Menschen sich Bedeutungen von Geschlecht aneignen und diese eigensinnig gestalten 
oder verwerfen (Bilden und Dausien 2006). Die damit verbundene theoretische Auffas¬ 
sung, dass Geschlecht sich nicht als Teil von Identität fixieren lässt, weist über Geschlecht 
hinaus auf ein grundsätzlich offenes Verständnis von Identität. Diese Überzeugung ist fun¬ 
damental für eine Soziale Arbeit, die Menschen nicht normieren will. 

► T\pp Ein sehenswerter Spielfilm Der im Jahr 2000 in die Kinos gelangte Film „Bil¬ 
ly Elliot - I will dance" (UK, Regie: Stephen Daldry), der in den 1980er-Jahren in 
Nordengland spielt, erzählt die Geschichte eines Jungen, der seinen Wunsch, 
Balletttänzer zu werden, gegen die Widerstände des britischen Arbeitermilieus, 
in dem er aufwächst, durchsetzt. Seine heftigen Konflikte mit seinem Vater und 
seinem älteren Bruder sind eingebettet in die ebenfalls erbitterten politischen 
Konflikte während des Bergarbeiterstreiks in Nordengland. Vor diesem Hinter¬ 
grund werden die individuelle Entwicklungsgeschichte und die Männlichkeits¬ 
konflikte des Jugendlichen als Teil eines gesellschaftlichen Geschlechter- und 
Klassenkonflikts erzählt, aus dem Billy Elliot mithilfe des Tanzes ausbricht. 


3.6 Komplexität und Widersprüche erkennen und aushalten 

Was gewinnt Soziale Arbeit durch den systematischen Bezug auf Erkenntnisse und Kon¬ 
zepte der Geschlechterforschung? Geschlecht ist ein komplexes, also vielschichtiges so¬ 
ziales Phänomen, das zu erfassen nicht abschließend gelingt. So ist es nicht möglich, 
von der Struktur der gesellschaftlichen Arbeitsteilung unmittelbar und bruchlos auf die 
Identität von Menschen zu schließen oder umgekehrt aus dem, was Menschen tun, un¬ 
mittelbare Schlüsse über gesellschaftliche Strukturen zu ziehen. Deshalb wundert es auch 
nicht, dass Menschen sich in ihrer alltäglichen Wahrnehmung häufig sehr viel gleichbe¬ 
rechtigter fühlen, als ein Blick auf ihre faktischen Lebenslagen zeigt. Tatsächlich ist die 
Wechselbeziehung zwischen gesellschaftlichen Verhältnissen und individuellem Verhal¬ 
ten nicht so einfach zu erfassen, diese Einsicht gilt auch für die Analyse sozialer Probleme 
in der Sozialen Arbeit. Der Gewinn der Geschlechterforschung für die Soziale Arbeit re¬ 
sultiert also einerseits aus ihren konkreten theoretischen Anregungen und empirischen 
Einsichten, andererseits aus der Perspektive, Komplexität nicht zu reduzieren, sondern zu 
reflektieren. 

Geschlechterforschung erfordert theoretische Sensibilität und empirische Eorschung, 
verbunden mit der Haltung, die eigenen Konzepte und Erkenntnisse und ihre Reichweite 
fortlaufend zu reflektieren. Mit welcher geschlechtertheoretischen Brille wird auf einen 
sozialen Zusammenhang geschaut? Welche Forschungsfragen stellen wir, beispielsweise 
wenn es um die Erkundung von sozialen Problemen oder um die Analyse von gesell¬ 
schaftlichen Zusammenhängen geht? Die Stärke der Geschlechterforschung liegt in der 
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konsequenten weiteren Ausdifferenzierung ihrer Konzepte, verbunden mit der fortlaufen¬ 
den Reflexion der eigenen Begriffe und Fragestellungen. Hieraus ergeben sich wichtige 
Impulse für das Wissenschaftsverständnis der Sozialen Arbeit. Auch für diese ist es von 
großer Bedeutung, Theorien nicht als abgeschlossene Erklärungsmodelle zu setzen und 
schon gar nicht als Handlungsanleitungen zu instrumentalisieren. Theorien, Konzepte und 
Begriffe sind vielmehr offenzuhalten für Reflexionen, Modifikationen und situative Kurs¬ 
korrekturen, eingebettet in konkrete gesellschaftliche Kontexte. 

Fragen zur Reflexion 

• Welche Bedeutung hat Geschlecht für Ihre eigene Bildungs- und Berufsbiografie? Dis¬ 
kutieren Sie über diese Frage mit anderen Studierenden und Kolleginnen. 

• Lesen Sie das Lehrbuch von Regine Gildemeister und Günther Robert (2008): Ge¬ 
schlechterdifferenzierungen in lebenszeitlicher Perspektive. Interaktion - Institution - 
Biografie. Wie beziehen die Autorinnen sich auf Geschlecht als soziale Konstruktion? 
Welche neuen Erkenntnisse für die Soziale Arbeit ergeben sich aus der Lektüre? 

• Lesen Sie eine Woche lang eine Tageszeitung. Welche Geschlechterdiskurse begegnen 
Ihnen bei Ihrer Lektüre? Welche anderen Diskurse, die eine Verbindung zur Sozialen 
Arbeit aufweisen, fallen Ihnen auf? 

• Recherchieren Sie in verschiedenen Handbüchern und Fachlexika (Erziehungswissen¬ 
schaften, Psychologie, Soziale Arbeit, Soziologie) die Stichworte „Identität“ und „Ge¬ 
schlechteridentität“. Vergleichen und diskutieren Sie die verschiedenen Konzepte und 
beziehen Sie die Überlegungen aus diesem Beitrag mit ein. 
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Zusammenfassung 

Gesundheit(sförderung) und Krankheit(sbewältigung) sind zentrale Aufgabenfelder 
der Sozialen Arbeit. Die Sozialarbeit im Gesundheitswesen, die Gesundheitsarbeit im 
Sozialwesen und die Klinische Sozialarbeit als Fachsozialarbeit zielen darauf, an der 
Ermöglichung chancengleicher gesundheitlicher Teilhabe professionell mitzuwirken. 
Grundlage dafür bildet nach wie vor ein salutogenetisches Verständnis von Gesund¬ 
heit, wie es in der Ottawa-Charta der WHO von 1986 niedergelegt wurde. Wenn auch 
zunächst oftmals remediale Tätigkeiten im Vordergrund stehen, wie es die Fallstu¬ 
die zu Dalina Mersch zeigt, ist die Zielgebung jedoch grundsätzlich salutogenetisch: 
z.B. in der Stärkung der Bindungsfähigkeit, der Vertrauensbildung und der Agency. 
Aufgrund komplexer Problemlagen, sowohl auf der personenbezogenen als auch auf 
der institutionellen und der kommunalen Ebene, ist eine Kooperation zwischen den 
verschiedenen sozialen Diensten zudem unerlässlich. 


4.1 Von der Gesundheitsfürsorge bis zur Gesundheitsförderung 

Die Versorgung kranker und von Krankheit bedrohter Menschen war von Anbeginn ein 
wichtiger Bestandteil in der Berufsgeschichte Sozialer Arbeit. In Verbindung mit der 
Industrialisierung und einer mit ihr einhergehenden sozialen und gesundheitlichen Ver- 
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elendung entstanden in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts erste Beratungs- und 
Betreuungsangebote, nach 1900 in eine Gesundheitsfürsorge mündend, die sich als So¬ 
zialhygiene verstand. Die Gesundheitsfürsorge ging von der Grundidee aus. Besitzenden 
wie Besitzlosen den Anspruch auf Gesundheit gleichermaßen zuzugestehen, zumal von 
der Sozialhygiene zu Beginn des 20. Jahrhunderts zunehmend stärker akzeptiert wurde, 
dass die sozialen Lebensbedingungen für Gesundheit und Krankheit entscheidend sind. In 
den 1920er-Jahren erlebte die Gesundheitsfürsorge, nicht zuletzt bedingt durch die Folgen 
des Ersten Weltkriegs, den größten Aufschwung aller Handlungsfelder der Sozialen Arbeit 
(u. a. in der Bekämpfung von Tuberkulose, von Geschlechtskrankheiten, in der Bekämp¬ 
fung der hohen Säuglingssterblichkeit und der Unterstützung körperlich Beeinträchtigter, 
nach damaliger Terminologie der „Krüppelfürsorge“). Die Verberuflichung der Sozialen 
Arbeit in der Weimarer Republik qualifiziert ihre gesundheitsfürsorgerische Tätigkeit, die 
beginnende Akademisierung professionalisiert sie. 

Ihren Zusammenbruch und eine sich pervertierende Umwidmung zur „Erbgesundheits¬ 
pflege“ erfuhr die Gesundheitsfürsorge in der Zeit des Nationalsozialismus. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg und mit der Gründung der beiden deutschen Staaten 1949 wurde das 
gesundheitsfürsorgerische Verständnis der Weimarer Republik einerseits wieder aufge¬ 
nommen, andererseits als Reaktion auf den Nationalsozialismus („Volkswohl“) weniger 
die gesellschaftliche Lage als vielmehr die Einzelperson ins Zentrum gesundheitsfürsor¬ 
gerischer Tätigkeit gerückt, ln den letzten drei Jahrzehnten hat sich die gesundheitsbe¬ 
zogene Soziale Arbeit im Gesundheits- und Sozialwesen, aber auch in unterschiedlichen 
Settings (z. B. Schulen, Kindergärten, Stadtteilen, Betrieben) mit verschiedener sozial¬ 
wissenschaftlicher Akzentsetzung im Spannungsfeld von Krankheitsbewältigung und Ge¬ 
sundheitsförderung, von gesundheitsbezogener Prävention, Kuration und Rehabilitation 
immer weiter ausdifferenziert. Insbesondere auf der Grundlage der Ottawa-Charta der 
WHO von 1986 hat ein salutogenetisches Verständnis von Gesundheit in der Sozialen 
Arbeit an Relevanz gewonnen. 

Einen sichtbaren Beleg für diese Entwicklung liefert der 13. Kinder- und Jugendbericht 
(BT-Drs. 16/12.860 2009). Durch die Ausdifferenzierung des Gesundheitsverständnis¬ 
ses, die Veränderungen im Krankheitsspektrum (zur „neuen Morbidität“ vgl. Haggerty 
et al. 1975; zur „neuen Morbidität“ im Kindes- und Jugendalter vgl. die KIGGS-Studie: 
Thyen und Scriba 2007), die Hinwendung zum Körper und zum persönlichen und so¬ 
zialen Wohlbefinden der Subjekte haben sich in den vergangenen Jahrzehnten vielfältige 
Entwicklungspotenziale für eine gesundheitsbezogene Soziale Arbeit ergeben. Vor diesem 
Hintergrund haben Gesundheit(sförderung), gesundheitsbezogene Prävention und Krank- 
heit(sbewältigung) in der Sozialen Arbeit an Präsenz gewonnen und entlang der sich stetig 
ändernden Bedingungen des Aufwachsens neue und andere Ausformungen erfahren. 

ln den folgenden Kapiteln wird das Verständnis der Sozialen Arbeit von Gesundheit 
und ihrer Eörderung, von Krankheit und ihrer Bewältigung, von gesundheitsbezogener 
Prävention, von Sozialer Arbeit im Gesundheitswesen, von Gesundheitsarbeit im Sozial¬ 
wesen, von Klinischer Sozialarbeit und von Traumaarbeit als Teil einer sozialarbeitsbezo- 
genen Gesundheitsarbeit entfaltet. Die Fallstudie zu Dalina Mersch verdeutlicht, welche 
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Relevanz der Vertrauens- und Bindungsarbeit, dem Aufbau von Agency, der Vermittlung 
von Zugehörigkeit in der gesundheitsbezogenen Sozialen Arbeit, aber schließlich auch 
der Kooperation gesundheitsbezogener sozialer Dienste zukommt, nicht zuletzt im Hard- 
to-reach-Bereich. Erst durch eine gelungene Kooperation der sozialen Dienste gelingt es, 
soziale und gesundheitliche Ungleichheit als Zusammenhang zu hegreifen und zu bear¬ 
beiten. 


4.2 Gesundheit(sförderung), gesundheitsbezogene Prävention 
und Krankheit(sbewältigung) 

Wenn auch Gesundheit und Krankheit zu den wichtigsten Bewältigungsaufgaben im Le¬ 
ben jedes und jeder Einzelnen gehören, ist es doch schwierig, sie begrifflich zu fassen. 
Es gibt vielfältige subjektive Gesundheitstheorien, gesundheitliche Entwicklungsthemen, 
wissenschaftliche Modelle und Forschungsansätze. In unserem Beitrag zentrieren wir den 
Blick auf eine salutogenetische Gesundheitsförderung, wie sie der Ottawa-Charta (WHO 
1986) zugrunde liegt. Gesundheitsförderung wird in ihr ressourcenbezogen, weitgehend 
krankheitsunspeziflsch und normativ, da auf gesellschaftlichen Werten gründend, ver¬ 
standen. Normativ heißt, dass Gesundheit und Krankheit keine objektiven und natürli¬ 
chen Kategorien darstellen, sondern soziale Konstrukte sind. Gesundheit und Krankheit 
beschränken sich nicht auf das Gesundheitswesen. Zentrale Aufgabenfelder im Sinne 
von Gesundheitsförderung und Krankheitshewältigung liegen ebenso im Sozial- und Bil¬ 
dungswesen wie in einzelnen berufsbezogenen Handlungsfeldern, z. B. in Form betriebli¬ 
cher Gesundheitsarbeit. 

► Gesundheit Im systemischen Sinne ist Gesundheit eine sich immer wieder neu re¬ 
gulierende Balance in allen Dimensionen des täglichen Lebens. Krankheit impliziert den 
Verlust eines solchen Fließgleichgewichts hzw. kann als eine niedrigere Form von Ge¬ 
sundheit verstanden werden. Die Chancen, „personale, soziale und materielle Ressourcen 
für die Gesunderhaltung zu stärken“ (RKI 2015, S. 241), d. h. eine salutogenetische Le¬ 
hensperspektive zu entwickeln, sind vor diesem Hintergrund gesellschaftlich ungleich 
verteilt. Gleiches gilt für die Krankheitsbewältigung und die Nutzung einer gesundheitsbe¬ 
zogenen Prävention (zu den unterschiedlichen Verständnissen von Prävention vgl. Franz- 
kowiaket al. 2011, S. 217 ff.; RKI 2015, S. 239 ff.). 

Das im Juli 2015 in Kraft getretene Präventionsgesetz (Bundestag 2015) als gesamtge¬ 
sellschaftliche Rahmenbedingung zur Stärkung von Prävention und Gesundheitsförderung 
will Impulse liefern, durch präventive und gesundheitsförderliche Angebote gesellschaft¬ 
lich henachteiligte Bevölkerungsgruppen in stärkerem Maße bedarfsgerecht zu erreichen 
und so das nach wie vor vorherrschende „Präventionsdilemma“ (RKI 2015, S. 284) ab¬ 
zumildern. Insbesondere integrierte kommunale Konzepte, die kommunale Aktivitäten 
in Form von „Präventionsketten“ zusammenführen, können vielversprechende Ansätze 
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für benachteiligte Bevölkerungsgruppen bei gleichzeitigem niedrigschwelligen Zugang 
sein. Die Grundvoraussetzung bildet dahei eine die Ressourcen einbindende Partizipation 
der Bevölkerung insgesamt, unabhängig vom jeweiligen Sozialstatus. In grundsätzlicher 
Weise hat das Regionalbüro der WHO in Europa 2012 ein Rahmenkonzept für eine Ge¬ 
sundheitspolitik in Europa verabschiedet, das Maßnahmen in allen Bereichen von Staat 
und Gesellschaft unterstützt, die die Gesundheit der Bevölkerung insgesamt verbessern. 
Gesundheit wird in diesem Zusammenhang als entscheidend für die ökonomische und 
soziale Entwicklung angesehen. Hierbei ist die Nähe zum Anliegen der Ottawa-Charta 
unübersehbar. 

Was ist vor diesem Hintergrund unter dem bereits mehrfach verwendeten Begriff Salu- 
togenese zu verstehen? 

► Salutogenese Die Salutogenese im Sinne von Antonovsky (1997) ordnet Gesundheit 
und Krankheit als Pole innerhalb eines gemeinsamen multifaktoriellen Kontinuums ein. 
Nach diesem Modell ist Gesundheit permanenten Stressoren ausgesetzt, wobei es vor al¬ 
lem um die Betrachtung der allgemeinen Ressourcen geht, die Schutz und Widerstand 
gegenüber diesen Stressoren bieten. Widerstandsressourcen sind Bildung, Selbstvertrau¬ 
en, aber auch Vertrauen in andere Personen, ein positives Selbstwirksamkeitserleben sowie 
erfahrene Anerkennung. 

Hinsichtlich der Gesundheitsförderung und Krankheitsbewältigung lässt sich die An¬ 
nahme ableiten, dass der Umgang mit Stressoren umso besser gelingt, je stärker und 
stabiler die Widerstandsressourcen sind. Ist die Salutogenese vorrangig der Gesundheits¬ 
förderung zugeordnet, so die Pathogenese der Krankheitsbewältigung - in beiden Fällen 
aber kommt der Prävention eine entscheidende Rolle zu. 


4.3 Sozialarbeit im Gesundheitswesen, Gesundheitsarbeit 
im Sozialwesen und Klinische Sozialarbeit 

Sozialarbeit im Gesundheitswesen: Das Gesundheitswesen unterscheidet zwischen staat¬ 
lichen, verbandlichen und marktförmigen Regelungsfeldern (Franzkowiak et al. 2011, 
S. 129). Ist die gesundheitsbezogene Soziale Arbeit im sozialrechtlich normierten Gesund¬ 
heitswesen platziert, sprechen wir von Sozialer Arbeit im Gesundheitswesen. In ihm hat 
die Soziale Arbeit vielfältige Aufgaben übernommen: z. B. im Krankenhaus, im Öffent¬ 
lichen Gesundheitsdienst (ÖGD), in der Frühförderung/Sozialpädiatrie, Rehabilitation, 
Psychiatrie, Suchtprävention, in der integrativen Versorgung und in Hospiz/Palliative Care 
(vgl. dazu die 10-bändige Reihe zur Sozialen Arbeit im Gesundheitswesen: Homfeldt 
und Mühlum 2003-2006). Im Gesundheitswesen trägt die Soziale Arbeit überwiegend zur 
Krankheitsbewältigung bei und ist damit zumeist pathogenetisch ausgerichtet und über¬ 
wiegend vermittelnd tätig: in der Krankenhaussozialarbeit, z. B. im Entlassmanagement, 
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oder in der Rehabilitation in der Begleitung bei institutioneilen Übergängen (z. B. von der 
medizinischen zur beruflichen Rehabilitation). 

Gesundheitsarbeit im Sozialwesen: Gesundheitsarbeit im Sozialwesen umfasst Ge¬ 
sundheitsförderung und gesundheitsbezogene Prävention. Ihr geht es darum, die Chancen 
möglichst aller Menschen auf Gesundheit zu verbessern, ausgehend vom ungeborenen 
Leben bis hin zum hohen Alter. Grundsätzlich ist Gesundheitsarbeit in allen Handlungs¬ 
feldern des Sozialwesens denkbar, z. B. in stadtteilorientierter Sozialer Arbeit, in der 
offenen Jugendarbeit, in der Jugendverbandsarbeit, in der stationären Erziehungshilfe und 
auch in der Beratung und Betreuung von Gewaltopfern (BT-Drs. 16/12.860 2009). Meist 
geht es darum, sozial bedingte und mit ihr einhergehende gesundheitliche Benachteili¬ 
gung zu verringern und gesellschaftliche Teilhabe zu stärken und damit die Chancen auf 
ein gesundes Aufwachsen und Leben zu vergrößern. 

► Klinische Sozialarbeit Durch die steigenden Anforderungen der gesellschaftlichen 
Transformationsprozesse in den letzten Jahrzehnten sind Menschen mit mehrfachen Be¬ 
einträchtigungen in Bedrängnis geraten. Exklusionsdynamiken, Belastungen und Risiken 
haben ein hohes Ausmaß angenommen (vgl. die bereits angesprochene „neue Morbidität“; 
Haggerty et al. 1975; Thyen und Scriba 2007). Es bedarf daher geeigneter Interventions¬ 
formen, um psychisch benachteiligten Menschen in den jeweiligen Lebenskontexten 
angemessene Unterstützung bieten zu können. Als Antwort darauf hat sich in den letzten 
15 Jahren die Klinische Sozialarbeit im Sinne beratender, sozialtherapeutischer und be¬ 
gleitender Sozialer Arbeit entwickelt, die sich um konstruktive Veränderungsimpulse für 
einzelne Menschen im Kontext ihrer Umfeld- und Lebensbedingungen bemüht und sich 
dabei insbesondere der Unterstützung einer „schwer erreichbaren“ Klientel in Multipro¬ 
blemsituationen widmet (Pauls 2013). Klinische Sozialarbeit setzt dabei im Kontrast zur 
Klinischen Psychologie und Medizin am Unterstützungspotenzial durch Kompensation 
defizitärer sozialstruktureller Situationsfaktoren im Alltag an, ohne jedoch - im Sinne des 
doppelten Fokus - die individuelle oder klinische Perspektive aus den Augen zu verlieren. 


4.4 Soziale und gesundheitliche Ungleichheit als Zusammenhang - 
Tätigkeitsareale und -ansätze für die gesundheitsbezogene 
Soziale Arbeit 

Zwischen physischer, psychosozialer und materieller Armut und in der Folge sozialer 
und gesundheitlicher Ungleichheit existiert ein enger Zusammenhang (Wilkinson und 
Pickett 2010). Dieser findet seinen Ausdruck in einer ungleichen gesundheitlichen Ver¬ 
sorgung (hinsichtlich Prävention, Kuration, Rehabilitation und Pflege) und wirkt sich in 
der Regel beeinträchtigend auf die Entwicklung aus (z. B. in Form unzureichender Be¬ 
wältigungsressourcen, Erholungsmöglichkeiten, fehlender sozialer Unterstützung und in 
der Folge erhöhter Morbiditäts- und vorzeitiger Mortalitätsrisiken). Die Soziale Arbeit 
ist auf der Grundlage ihrer professionellen Möglichkeiten darum bemüht, soziale und 
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gesundheitliche Ungleichheit abzubauen. In den letzten Jahrzehnten hat sie ein sich im¬ 
mer weiter ausdifferenzierendes Betätigungsfeld gefunden, um gesundes Aufwachsen und 
Leben trotz ungünstiger Lebensbedingungen zu fördern (neuerdings auch in der gesund¬ 
heitlichen Versorgung Geflüchteter). Hierzu gibt es kommunale und personenbezogene 
Ansätze. 

Gestaltungsansätze einer eher personen- und gruppenzentrierten gesundheitsbezoge¬ 
nen Sozialen Arbeit sind psychosoziale Beratung, Betreuung wie auch Begleitung z.B. 
chronisch kranker Kinder und Erwachsener, HlV-inflzierter Personen sowie auf der Straße 
lebender und von sexueller Ausbeutung bedrohter (vor allem auch) junger Menschen. Ins¬ 
besondere für die Soziale Arbeit im Gesundheitswesen (z. B. als Krankenhaussozialarbeit) 
ist es hier jedoch nicht leicht, ein eigenes Kompetenzprofll zu entfalten, da es meist dar¬ 
um geht, die Risiken krankheitsbezogener sozialer Benachteiligung zu mindern. Überdies 
pflegt die Medizin als vorherrschende Profession im Gesundheitswesen nach wie vor kein 
lebenslagen-, sondern ein personenbezogenes Verständnis von Krankheitsbewältigung. 
Der Lebenslagenbezug impliziert, sensibel soziale und gesundheitliche Ungleichheit wie 
auch die subjektbezogene, u.a. biografische Dimension (z.B. Erkrankungen in früheren 
Lebensphasen) und das subjektive Gesundheitsurteil in das professionelle Handeln ein¬ 
zubinden. Viele Untersuchungen belegen, dass ein niedriger Sozialstatus im Vergleich zu 
einem höheren Sozialstatus mit einer schlechteren Bewertung der eigenen Gesundheit ein¬ 
hergeht. 

Soziale Ungleichheit und ungleiche Überlebenschancen entfalten sich insbesondere im 
Bereich früher Verletzungen, Vernachlässigung und Gewalt. In einer umfassenden Studie 
zu frühen Traumata in der Kindheit (vgl. sog. ACE-Studie über „adverse childhood experi- 
ences“; Eelitti 2002) zeigte sich longitudinal: Menschen, die frühes Trauma erlitten haben, 
leiden ungleich häufiger an Armut, Arbeitslosigkeit, Mittellosigkeit, unzureichender oder 
unsicherer Unterkunft bzw. Wohnungslosigkeit, sind somit stärker sozial gefährdet und 
sterben deutlich früher als Menschen ohne solche Belastungen. Es erstaunt daher nicht, 
dass Eachkräfte der Sozialen Arbeit den Löwenanteil psychosozialer Traumaarbeit mit 
Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen leisten (Gahleitner 2010). Am Traumabereich 
wird die Bedeutung der psychosozialen Vermittlungsarbeit besonders deutlich (Schulze 
et al. 2012). Fachkräfte Sozialer Arbeit sind dabei nicht nur gefordert, über klinische 
Kenntnisse und Grundkonzepte zu verfügen, sondern zusätzlich, diese auf der Basis ihres 
Professionsverständnisses für ihre Berufspraxis kritisch zu reflektieren (Pauls und Gah¬ 
leitner 2011). 

Die Erschütterung über die schwerwiegenden Auswirkungen traumatischer Belastun¬ 
gen führt jedoch nicht selten zu einer Zentrierung auf die dadurch entstehenden Schäden 
und Verletzungen. Dabei wird übersehen, dass sexuell traumatisierte Kinder, Jugendli¬ 
che und Erwachsene mit ihrem Leben auch weiterhin zurechtkommen müssen und dass 
dies vielen unter großen Anstrengungen auch gelingt. Richtet man den Fokus der Auf¬ 
merksamkeit daher allein auf die Symptomatik, so reduziert man die Betroffenen auf die 
Pathologie und ignoriert ihre Überlebenskraft. Aus dieser Perspektive sind die Folgeer¬ 
scheinungen durch adäquate Begegnungs- und BehandlungsStrategien an vielen Stellen 
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mitgestaltbar. Auf der Basis eines gemeinsamen Grundverständnisses von Traumaent¬ 
stehung als Bewältigungsversuch können Unterstützungsformen wie Traumabegleitung, 
-beratung und -pädagogik zentrale Hilfen für ein gelingendes Überleben darstellen (Gah- 
leitner 2010). Dafür bedarf es umfassender und interprofessioneller Diagnostik- bzw. Ver¬ 
stehensmodelle und eines „diagnostischen Fallverstehens“ (Heiner 2010) im interprofes¬ 
sionellen Gefüge, das eine sorgfältige Abklärung der komplexen Problematiken ermög¬ 
licht (Gahleitner und Weiß 2016). An einem Fallbeispiel soll dies veranschaulicht werden. 

Fallbeispiel: Dalina Mersch 

Dalina Mersch stammt aus Osteuropa. Bereits als Kind musste sie massive Gewalter¬ 
fahrungen machen: „Meine Mutter war sehr gewalttätiger Mensch. Die hat mir bedroht 
schon mit dem Messer.“ Auch das umgebende Familienumfeld bot ihr kaum Schutz. Ihr 
Vater war alkoholkrank. Die einzige Ausnahme stellte ihr Großvater dar: „Das war der 
einzige gute Mensch.“ Eine Lehrerin sorgte nach schweren Misshandlungen schließ¬ 
lich für einen zeitweiligen Krankenhausaufenthalt. Dalina Mersch erzählt: „Ich war 
blau von hier bis zum unten. Ja mit Gürtel und mit ich weiß es nicht. Ich bin am nächs¬ 
ten Tag gegangen, ... zu meiner Lehrerin gegangen, die hat meine Situation gewusst. 

... Sie hat sofort die Polizei angerufen, ... ich war ein Jahr in die Krankenhaus.“ 
Danach veränderten sich die Misshandlungsformen: „Und seit dann, ... sie aufgehört 
mich zum schlagen, aber dann hat sie angefangen, sehr starke psychische Druck zu 
machen. Ja, und dann mit dem verkauft.“ Eine Wahl, so sagt Dalina Mersch, gab es 
für sie nicht: „Und ich war gezwungen, mit dem Mann zu gehen.“ Die Gewalthand¬ 
lungen setzten sich in Dalina Merschs neuem Umfeld fort. In einer Bar lernte sie ihren 
heutigen Ex-Mann kennen und geriet immer tiefer in die Szene. „So, meine Ex-Mann 
hat gehabt Trinkbar, ich habe ich dort gearbeitet.“ Mit der massiven sexuellen Gewalt 
begann eine Abwärtsspirale. Dalina Mersch wünschte sich: „Bitte, lieber Gott, lass uns 
erwischen. Von die Polizei, bitte, lieber Gott, lass uns erwischen die Polizei.“ 

Als sie aus einer der Situationen fliehen konnte, geriet sie sofort erneut in die Hände 
eines Zuhälters: „Ja, habe ich gedacht, der ist nett, der Mann, und was hat er gemacht? 
Er hat mir geschlagen. ... Und am nächsten Tag hat er mich verkauft.“ Irgendwann 
ist Dalina Mersch in der Abwärtsspirale ganz unten angekommen. Sie erkennt trotz 
des Versuchs, andere Wege zu gehen, dass alles immer wieder unaufhaltsam zurück in 
sexuelle Ausbeutungsverhältnisse führt. Ihrer Beschreibung nach gibt es in dieser Ver¬ 
fassung gar keine Möglichkeit, sich Gedanken um einen Ausweg und um eine Flucht 
zu machen, es zählt allein das physische und psychische Überleben von Tag zu Tag. 
Der Alltag ist geprägt von Kontrolle durch die Zuhälter, Eingesperrtsein und Freiheits¬ 
verlust sowie Kontrollverlust über den eigenen Körper und einen immer schlechteren 
Gesundheitszustand. Erst nach mehreren missglückten Flucht- und Ausstiegsversuchen 
findet sie - noch voller Misstrauen - Hilfe durch eine Streetworkerin: „Die Maria habe 
ich in der Alraunstraße kennengelernt. Die hat immer so mit den anderen Frauen auf 
den Straßen gegangen, von Mädchen zu Mädchen. Und Anfang habe ich sie gesehen, 
mir gedacht, was wollen die von mir ... zwei Jahre hat gedauert, dass ich ihr vertraue.“ 
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Was hilft Dalina Mersch? 

Dalina Merschs Fall zeigt, wie Unterstützung gelingen kann. Leider ist dies nicht der 
Normalfall. Was also unterscheidet Dalina Merschs Situation von der anderer Frauen? Im 
Gewaltsystem sind die Frauen Überwachung, Drohungen gegenüber Familienmitgliedern, 
körperlicher Misshandlung, Kontrollverlust über den eigenen Körper und Vergewaltigun¬ 
gen ausgesetzt. Die Gesellschaft verstärkt diese Auswirkungen mit ihrer Tendenz zur 
Tabuisierung und trägt noch zusätzlich zur Stigmatisierung und Unglaubwürdigkeit der 
Opfer bei. Aufgrund der vielen Gewaltexzesse und der langjährigen sexuellen Ausbeu¬ 
tung haben sich traumatische Belastungen, Bindungsstörungen, eine tiefe Hilflosigkeit, 
Schamgefühle und häufig auch Selbsthass tief in die Frauen implementiert. Diese trauma¬ 
tische Erschütterung verändert den Zugang zum Hilfesystem für die Frauen in destruktiver 
Weise, und es ist aktive - traumainformierte - Vertrauensarbeit seitens der Professionellen 
nötig, um neue Wege zu gehen. 

Mit nur einer Begegnung, einer Person oder einer Institution wäre es nicht machbar ge¬ 
wesen, einen nachhaltigen Ausweg aus dem Gewaltsystem zu sichern, so Dalina Mersch. 
Ihre Enttäuschung bezieht sich nicht nur auf Menschen, sondern auch auf Systeme: „Keiner, 
sagen wir so, nicht nur meine ganze Eamilie ausgeschlossen, ganze Heimatstaat hat mich 
ausgeschlossen, ja. Die ganze Staat hat mich ausgestoßen.“ Dagegen setzt die Streetworke¬ 
rin einen Gegenakzent. Sie klärt die Situation trauma- und bindungssensibel diagnostisch 
ab (Gahleitner und Weiß 2016) und geht vertrauensbildend auf Dalina Mersch zu: „Die hat, 
die hat das gesehen, dass ich habe diese Vertrauen nix. Und die hat auf so langsam, lang¬ 
sam. Langsam, langsam ist durch mich gekommen. Ja, öfters Gespräche, weißt du, und so, 
wie man sagt, mit Gespräche verdient man die, die Vertrauen, ja. Und dann hat sie gesagt: 
,Wenn du hast Problem, kannst du mich ruhig anrufen, egal welche Uhrzeit. ‘ Ja, wenn du 
sagst, o. k. Ich hab’ die Problem bekommen, ich habe sie angerufen, und dann war wirklich 
das, was sie hat versprochen. Hat sie gekommen, ja, mit, mit, ich weiß nicht, mit noch einer 
Erau ist gekommen. Ja, und dann nächste Tag sind wir in eine andere Stadt gegangen. Das 
heißt Liebe.“ Der Fachkraft, so Dalina Mersch, gelingt dies alles nur auf dem Boden ihrer 
ausgeprägten Fachkompetenz und Bindungs- und Traumasensibilität (Gahleitner 2011). 

Es wird aber auch deutlich, dass die Hilfeleistungen vernetzt sein mussten, um einen 
Ausweg aus Gewalt und Ausbeutung zu bieten. „Die hat immer so wiedergekommen, ja 
ist so immer wieder gekommen.“ Ein Vertrauensnetzwerk ist entstanden. Dazu gehören 
auch finanzielle Hilfeleistungen - aus einer Hand: „Jetzt die Stadt kümmert sich um mich 
mit dem Arbeitslose- und mit Notstandshilfe.“ Werden solche Erfahrungen möglich, so 
kann dies, wie Dalina Merschs Eall zeigt, große Erfolge hervorbringen. Im Kontrast zu 
den jahrelangen Erniedrigungen und Beziehungsenttäuschungen sind also unterstützen¬ 
de psychosoziale Erfahrungen vonnöten als positive Gegenhorizonte (Keupp 1997), sog. 
„schützende Inselerfahrungen“ (Gahleitner 2005, S. 63), um den Ausstieg angemessen zu 
begleiten. Eür eine Distanzierung vom Milieu bedarf es daher kompetenter Fachkräfte mit 
Wissens- und Kompetenzbeständen aus dem Bereich Trauma, Bindung und Vertrauensan¬ 
bahnung. Dies gilt für alle am Hilfeprozess beteiligten Fachkräfte aus der Beratungsarbeit, 
dem Polizei- sowie dem Rechtswesen. 
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Mit den Fachkräften an ihrer Seite und steter fachkompetenter Beratung gelingt es 
Dalina Mersch, immer wieder einen Weg aus diesen sie krankmachenden Verflechtungen 
zu finden. „Und wenn meine Ex-Zuhälter ich auf der Straße sehen, dann bin ich aber 
jetzt sehr gut vorbereitet. Eine Anruf bei der Polizei, und die sind alle beide dran. Da 
habe ich keine Angst mehr.“ Schwieriger ist es, mit der nachhaltigen Traumatisierung 
fertigzuwerden. Immer wieder braucht sie dazu die Unterstützung der traumakompetenten 
Beraterinnen: „Und vor ein, so vor ein, zwei Jahre, ja, meine Situation, hat psychische, 
hat sich sehr stark verstärkt. Ja, und ist auf einmal alles rausgekommen, durch das war, 
ich habe in meine ganze Leben nur mit, mit, für Überleben gekämpft, ja. Ohne dass ich 
nachdenke, das ist immer wieder, ja,... psychische oder physische Belastung, ja. Bis zum 
Zeitpunkt, wo ich habe schon meine Leben geregelt. ... Und jetzt kommt eine Zeit, wo 
alles kommt raus, und ich war wirklich ein Wrack.“ In den letzten Jahren hat sie eine 
Therapie begonnen. Den Kontakt zu der Beratungsstelle hat sie jedoch gehalten. 


4.5 Zwei Hinweise zu guter Letzt 

Über die Fallstudie zu Dalina Mersch hinaus stellt sich die Frage, wie es gelingen kann, 
der „viktimisierenden Kultur“ (Briere 1996, S. 84) integrierende Räume entgegenzustel¬ 
len, in denen respektvoll mit Betroffenen umgegangen wird und nicht nur weitere ku¬ 
mulative Traumatisierungen vermieden werden, sondern allen prekarisierten Menschen 
geholfen wird, trotz der Allgegenwärtigkeit von Gewalt ein möglichst erfülltes Leben zu 
leben (vgl. ausführlich Homfeldt und Gahleitner 2014). Soziale Arbeit kann in jedem Lall 
inmitten des alltäglichen Lebensumfelds (Schulze 201 1) - behutsam und zugleich struktu¬ 
rierend - selbstexplorative Prozesse ermöglichen und dabei unterstützen, alltagsnah mehr 
Handlungskompetenz, Selbstkontrolle und Selbstwirksamkeit zu erlangen. So entstehen 
andere Muster der Selbstwahrnehmung und damit ganz konkrete Selbstheilungsmöglich¬ 
keiten, wenn die Gedanken und Gefühle Betroffener auf die oben beschriebene Weise 
professionell diagnostiziert, verstanden und angenommen werden. 

Voraussetzung für den gesamten Prozess ist eine verstehende Grundhaltung und die 
tiefe Gewissheit, dass Symptome immer als Selbstheilungsversuche zu betrachten sind 
(Herman 1992). Auf diese Weise kann ein Mehr an Sicherheit, Handlungskompetenz, 
Selbstkontrolle und Selbstwirksamkeit sowie Kontrollmöglichkeit der eigenen Gefühle in 
einem „gemeinsam gestalteten Raum des Zwischenmenschlichen“ (Kühn 2009, S. 135) 
erfahren werden. Wird dabei behutsam vorgegangen und nicht unsachgemäß Schmerzhaf¬ 
tes aktualisiert, öffnet sich ganz von selbst, so Briere (1996), ein Fenster, durch welches 
hindurch auch problematische Inhalte im Rahmen des umfassenderen Lebenskontextes 
vorsichtig integriert werden können. Wenn Menschen in schwierigen Lebenssituationen 
auf diese Weise immer wieder erfahren, dass sie in der Lage sind, Einfluss auf ihre Emo¬ 
tionen und Empfindungen zu nehmen, wächst das Gefühl der Selbstwirksamkeit; es ent¬ 
wickeln sich Empowermentprozesse, die sich auch auf den weiteren Lebensalltag erstre¬ 
cken. 
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Sowohl in der Gesundheitsförderung als auch in der Unterstützung der Krankheitsbe¬ 
wältigung ist die Kooperation der Sozialen Arbeit mit anderen Professionen bzw. sozialen 
Diensten von unerlässlicher Bedeutung. Dies hat der 13. Kinder- und Jugendbericht (BT- 
Drs. 16/12.860 2009) deutlich herausgearbeitet. Besonders für Menschen mit speziellem 
Versorgungsbedarf ist dies vonnöten, u. a. für Menschen mit chronischen Gesundheitsstö¬ 
rungen, für Kinder und Jugendliche mit psychisch kranken und suchterkrankten Eltern, 
für Kinder und Jugendliche in therapeutischen Gruppen, für eine Vielzahl unbegleiteter 
minderjähriger Flüchtlinge und grundsätzlich für Hard-to-reach-Personen. Zwar ist die 
Kooperation mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen im Bereich der Kinder- 
und Jugendhilfe im SGB VIII verankert (grundsätzlich im § 81 und im § 35a insbesondere 
für Kinder und Jugendliche mit besonderem Unterstützungsbedarf), erfolgreiche Koope¬ 
rationen sind jedoch bereits innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe schwer genug. Die 
Herausforderung wächst noch, wenn es um die Kooperation mit sozialen Diensten au¬ 
ßerhalb der Sozialen Arbeit geht, z. B. mit dem Gesundheitswesen, der Behindertenhilfe 
und dem Bildungswesen. Hier stellt sich z. B. die Frage; „Welche umsetzungsbezogenen 
Hindernisse zur Kooperation stellen sich im Arbeitsalltag in den Weg?“ (Gahleitner et al. 
2012, S. 249). 

Fragen zur Reflexion 

• Was kennzeichnet Gesundheit als normativ, was als deskriptiv? 

• Was meint salutogenetisch, was pathogenetisch? 

• Was sind zentrale Eckpunkte Klinischer Sozialarbeit? 

• Worin liegt der Unterschied zwischen Gesundheitsfürsorge und Gesundheitsförderung? 

• Was sind Merkmale sozialer Ungleichheit, und was sind Merkmale gesundheitlicher 
Ungleichheit? 

• Was ist Trauma, und wie kann man es verstehen? 

• Wie gestalte ich eine tragfähige Vertrauensbeziehung bei schwer erreichbaren Adres- 
sat_innen und auf welche Theoriebestände kann ich dabei zurückgreifen? 

• Lässt sich aus Ihrer Sicht Gesundheitswesen von Sozialwesen trennen oder gibt es 
Überlappungen? 

• Welche umsetzungsbezogenen Hindernisse zur Kooperation stellen sich der Sozialen 
Arbeit z. B. in der Kooperation mit der Gesundheitshilfe (z. B. dem Öffentlichen Ge¬ 
sundheitsdienst) und der Behindertenhilfe (z. B. der Lebenshilfe) in den Weg? 

• Stimmen Sie der Feststellung zu, dass Kooperation der sozialen Dienste weitgehend 
von der Kooperationsbereitschaft der in ihr tätigen Professionellen abhängt? 
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Zusammenfassung 

Menschen mit Behinderungen gehören zur Zielgruppe der Sozialen Arbeit. Fragt man 
aber genauer, um welchen Personenkreis es sich handelt, warum eine Unterstützung 
als notwendig erachtet wird und wie diese erbracht werden soll, zeigen sich sehr unter¬ 
schiedliche Vorstellungen. 

In diesem Beitrag wird zunächst erläutert, wie der Begriff der Behinderung in un¬ 
terschiedlichen Zusammenhängen verwendet wird. In einem weiteren Abschnitt wird 
dargelegt, wie das Konzept von Behinderungen im Zusammenhang der Umwälzungen 
des 19. Jahrhunderts seine bis heute prägende Ausgestaltung erfahren hat. Dies wird an 
der aktuell im Sozialrecht verwendeten Definition von Behinderung erläutert. Der Bei¬ 
trag schließt mit Überlegungen zur Bedeutung der UN-Behindertenrechtskonvention 
für die Weiterentwicklung des Verständnisses von Behinderungen und der Unterstüt¬ 
zung von Menschen mit Behinderungen. 


Behinderungen gehören unbestritten zu den sozialen Problemen, die sozialstaatliche Leis¬ 
tungen wie Erwerbsunfähigkeitsrenten und auch soziale Hilfen wie die Unterstützung im 
Alltag begründen. Bezogen auf die Dienste und Einrichtungen der Ereien Wohlfahrts¬ 
pflege stellt das damit verbundene Handlungsfeld nach der Jugend- und Altenhilfe in 
Bezug auf „Betten- bzw. Platzzahlen“ den drittgrößten Arbeitsbereich dar (Bundesarbeits¬ 
gemeinschaft der Ereien Wohlfahrtspflege 2014, S. 11). Die in diesem Feld nach wie 
vor bestehende Dominanz der Versorgung in Sondereinrichtungen hat auch in der So¬ 
zialen Arbeit die Entwicklung eines Verständnisses von Behinderungen begünstigt, das 
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individuelle Defizite sowie eine umfassende Versorgungsbedürftigkeit von Menschen mit 
Behinderungen in den Vordergrund stellt. Eine gleichberechtigte Teilhabe der Betroffenen 
wird dadurch erheblich erschwert. Es ist daher für Menschen, die professionell in die¬ 
sem Handlungsfeld tätig werden, wichtig, das Verständnis von Behinderungen und den 
damit im Zusammenhang stehenden Umgang mit Menschen, die als behindert bezeichnet 
werden, kritisch zu reflektieren. 

Diese Reflexion steht jedoch vor dem Problem, dass ein übergreifendes und unum¬ 
strittenes Verständnis von Behinderung fehlt. Dieses ist vielmehr von dem jeweiligen 
Kontext abhängig, in dem die Zuschreibung einer Behinderung erfolgt. So werden in 
alltäglichen Kontakten wahrnehmbare Auffälligkeiten, wie eine ungewohnte Bewegung 
des Körpers oder irritierende Verhaltensweisen als Behinderung gedeutet. Dies trifft je¬ 
doch beispielsweise nur auf einen kleinen Teil der Gruppe zu, die als „amtlich anerkannte 
Schwerbehinderte“ Anspruch auf einen Schwerbehindertenausweis haben. Von dieser et¬ 
wa 10% der Bevölkerung umfassenden Gruppe zählt wiederum nur ein kleiner Teil zur 
Zielgruppe der Sozialen Arbeit. 

Die heute bestehenden Verständnisweisen von „Behinderung(en)“ haben sich im his¬ 
torischen Kontext herausgebildet und sind von historischen Gegebenheiten geprägt. Eine 
rückblickende Betrachtung des Behinderungsbegriffs ermöglicht eine kritische Reflexion 
der aktuellen Zugänge zur Thematik. Entsprechend soll im Folgenden dargelegt werden, 
wie sich das Verständnis von Behinderung und auch die häufig durch Ablehnung und Ab¬ 
grenzung geprägte Einstellung gegenüber Menschen mit Behinderungen entwickelt hat. 
Am Beispiel des Umgangs mit Behinderungen wird die Ambivalenz von sozialen Hilfen 
deutlich, die auf der einen Seite auf soziale Probleme reagieren und Betroffene unterstüt¬ 
zen, auf der anderen Seite jedoch zu Besonderung und Ausgrenzung beitragen können. 


5.1 Der Begriff der Behinderung 

Begriffe, insbesondere solche, die der Bezeichnung von Personengruppen dienen, mar¬ 
kieren Unterschiede und Abgrenzungen. Dies lässt sich auch am Begriff der Behinderung 
zeigen, der noch keine sehr lange Geschichte hat. Erstmals taucht er als Begriffsbestandteil 
in dem im Jahr 1919 von Otto Perl gegründeten „Selbsthilfebund der Körperbehinderten“ 
auf (vgl. Welti 2014, S. 1; Schmuhl 2007, S. 28 f.). Die zu diesem Zeitpunkt im Sozialrecht 
und im fachlichen Diskurs genutzten Begriffe wie „Idioten“, „Schwachsinnige“, „Irre“, 
„Krüppel“, „Schwerbeschädigte“ oder „Invalide“ für Menschen mit körperlichen Beein¬ 
trächtigungen wurden von Perl als diskriminierend empfunden. Seine unbestrittenen Ver¬ 
dienste um die Selbstorganisation von Menschen mit körperlichen Behinderungen zeigen 
ihre Ambivalenz in seinem Einsatz für eine selektive Fürsorge im Nationalsozialismus. 
Hier wurde die folgenreiche Unterscheidung vorgenommen „zwischen den erbgesunden, 
als bildungs- und arbeitsfähig eingestuften Körperbehinderten und den erbkranken, für 
bildungsunfähig erklärten und den tatsächlich arbeitsunfähigen oder als solche deklarier¬ 
ten Krüppeln“ (Fuchs 1999, o.S.). 
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In der Bunderepublik Deutschland setzte sich im Sozialrecht die Bezeichnung „Behin¬ 
derte“ als Oberbegriff schrittweise mit der Einführung des Bundessozialhilfegesetzes im 
Jahre 1961 durch (§ 39 Bundesgesetzblatt Teil I Nr. 46 vom 05.07.1961). Dabei wurden 
aber weiterhin die Gruppen der „körperlich“, „geistig“ und „seelisch“ behinderten Men¬ 
schen unterschieden und voneinander abgegrenzt. Mit der Verabschiedung des SGB IX 
im Jahre 2001 wurde für das Sozialrecht eine einheitliche Definition von Behinderung 
geschaffen (§ 2 Bundesgesetzblatt Teil I vom 22.06.2001) und es wird durchgängig der 
Terminus „Menschen mit Behinderung“ genutzt. Dadurch soll eine umfängliche Bezeich¬ 
nung einer Person und damit die Reduktion einer Persönlichkeit als behindert vermieden 
werden. Daneben existieren jedoch im Sozialrecht weitere Begrifflichkeiten, die teilweise 
als Unterbegriffe verstanden (z. B. Erwerbsunfähigkeit), in anderen Fällen jedoch in einer 
unklaren Beziehung zum Behinderungsbegriff genutzt werden (z. B. Pflegebedürftigkeit, 
Krankheit oder Sonderpädagogischer Förderbedarf). Bereits an dieser Unsicherheit wird 
deutlich, dass es sich bei dem Terminus Behinderung um einen sehr abstrakten Begriff 
handelt. Im Sozialrecht wird dieser dadurch konkretisiert, dass es ein Verfahren zur Fest¬ 
stellung einer Behinderung gibt. Eine Behinderung liegt demnach immer dann vor, wenn 
Zustände des Körpers festgestellt werden können, die aus medizinischer Perspektive als 
abweichend vom Normalzustand angesehen werden. Es handelt sich also um einen sozial¬ 
rechtlich konstruierten Begriff, der auf eine medizinische Diagnostik zur Klassifizierung 
körperlicher Unterschiede bzw. Abweichungen von einem Normalzustand zurückgreift. 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht selbstverständlich, dass sich der Begriff auch in der 
Fachsprache der pädagogischen Disziplinen und Professionen durchgesetzt hat. Für das 
pädagogische Handlungsfeld im Kontext des Sozial- und Schulrechts bleibt der Begriff zu 
unbestimmt, um Förderung, Unterstützung oder Assistenz zu begründen. Es ist vielmehr 
anzunehmen, dass die diagnostischen Verfahren zur Feststellung und Klassifizierung sozi¬ 
alrechtlicher Ansprüche die Entwicklung einer eigenständigen Perspektive professioneller 
pädagogischer Unterstützung erschweren. 

Die Nutzung des Begriffs der Behinderung in der Alltagssprache wird häufig vermie¬ 
den und ist negativ konnotiert. In Selbstbezeichnungen der sozialrechtlich oder fachlich 
so Kategorisierten wird er nur selten genutzt. Eher gebräuchlich sind konkrete Selbst¬ 
beschreibungen der Beeinträchtigung (z. B. „ich kann nicht sehen, hören oder gehen“ 
oder „ich bin blind, gehörlos oder Rollifahrer_in“) oder Wortverbindungen mit Krank¬ 
heit (z. B. psychisch oder chronisch krank). Die Bezeichnungen „seelisch behindert“ und 
„geistig behindert“ werden von so bezeichneten Personen als diskriminierend zurückge¬ 
wiesen. So führt die Organisation Mensch zuerst - Netzwerk People First Deutschland 
e. V. auf ihrer Internetseite aus: „Bei den Worten ,geistig behindert' denken viele Men¬ 
schen: Wir sind dumm. Wir können nichts lernen. Das stimmt nicht! Wir lernen anders. 
Wir lernen manchmal langsamer oder brauchen besondere Unterstützung. Deshalb wol¬ 
len wir Menschen mit Fernschwierigkeiten genannt werden“ (Mensch zuerst o.J.). Es ist 
daher nicht zu erwarten, dass sich mit der sozialrechtlichen Zuschreibung einer Behinde¬ 
rung das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer sozialen Gruppe verbindet. Dennoch haben 
sich starke Interessenvertretungen und auch eine Behindertenbewegung etablieren können 
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(Köbsell 2012). Auch in der Unterstützung von Menschen mit Behinderungen konnten 
sich unterschiedliche Formen des „Peer Support“ etablieren, die an das Merkmal Behin¬ 
derung anknüpfen (Miles-Paul 1992; Utschakowski 2013). Die Akteure weisen jedoch die 
Bedeutung des zugeschriebenen Merkmals zurück und machen die erfahrene Benachteili¬ 
gung und Ausgrenzung zum Ansatzpunkt ihrer Aktivitäten. Sie verstehen ihre individuelle 
Beeinträchtigung als Teil ihrer Persönlichkeit, fordern eine gleichberechtigte Teilhabe und 
eine Kontrolle der von ihnen benötigten Unterstützungsleistungen. 

Aus dem Alltagssprachgebrauch sind die Begriffe „Krüppel“, „Idioten“ und „Irre“ 
nicht verschwunden. Sie gehören zu häufig genutzten Negativbezeichnungen in der Um¬ 
gangssprache. Der Begriff des Krüppels wird auch benutzt, wenn beispielsweise in den 
Medien über Gewalttaten berichtet wird („er/sie wurde zum Krüppel geschlagen“). Es ist 
darüber hinaus festzustellen, dass auch der Begriff der Behinderung sich in der Alltags¬ 
sprache zu einer abwertenden Bezeichnung von Personen und Dingen entwickelt hat (Sties 
2013). So wird das Sprechen über Behinderungen zu einem Problem: „Zum einen gibt es 
Sprecher, die sich - aus Angst davor, ,ins Fettnäpfchen zu treten' - kaum trauen, die of¬ 
fensichtliche Abweichung eines behinderten Menschen von der Norm direkt zu benennen. 
Andere Sprecher bedienen sich gedankenlos einer Gruppenbezeichnung für Menschen mit 
Behinderung und zeigen sich später irritiert, wenn sich ein Mitglied eben jener Gruppe 
beleidigt fühlt und auf den verbalen Fauxpas aufmerksam macht“ (Sties 2013, S. 194). 
Nach Ansicht der Autorin hängt die Verunsicherung und die Negativbewertung des Be¬ 
griffs Behinderung mit dessen diskursiver Produktion als Normabweichung zusammen. 
Dies konnte bereits an der Verwendung des Begriffs im Sozialrecht gezeigt werden und 
soll im Folgenden weiter anhand der Herausbildung des modernen Verständnisses von 
Behinderung verdeutlicht werden. 


5.2 Behinderungen in der modernen Gesellschaft 

Auffällige und im Alltag bedeutsame Unterschiede des Körpers und des Verhaltens ha¬ 
ben vermutlich zu jeder Zeit Aufmerksamkeit auf sich gezogen (Neubert und Cloerkes 
1987). Diese wurde beispielsweise religiös gedeutet als Besessenheit, als Prüfung oder 
als besondere Gabe. Erst im 19. Jahrhundert setzt ein systematisches Interesse an der Be¬ 
schreibung und Klassihzierung solcher Auffälligkeiten ein. Die Gründe können mit den 
grundlegenden Umwälzungen in diesem Jahrhundert in Zusammenhang gebracht wer¬ 
den. Sie haben jedoch kein einheitliches Verständnis von Behinderungen hervorgebracht, 
sondern begründen Traditionslinien mit widersprüchlichen Annahmen von Behinderun¬ 
gen und davon ausgehenden Zielsetzungen der Behindertenpolitik und der Unterstützung 
von Menschen mit Behinderungen. Bis heute konnten diese Traditionslinien nicht in ei¬ 
nem konsistenten Verständnis zusammengeführt werden. Die beiden für die Soziale Arbeit 
wichtigsten Finien sollen im Folgenden kurz skizziert werden. 
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5.2.1 Die Herausbildung und Entwicklung der Behindertenhilfe 

Klaus Dörner (1994) formuliert die „soziale Frage“ des 19. Jahrhunderts bezogen auf Be¬ 
hinderung wie folgt: „Was machen wir mit denen, die für den Markt zu leistungsschwach 
oder zu störend sind, was wollen wir sie uns kosten lassen, wofür sind sie überhaupt da?“ 
(Dörner 1994, S. 374). Die Antwort, die im 19. Jahrhundert auf diese Frage gefunden 
wurde, war die „Anstalt“ als Ort des Ausschlusses und des Schutzes. Dabei entwickeln 
sich die Irrenanstalten als staatliche Anstalten im Feld der Medizin, während die kirchli¬ 
che Wohlfahrtspflege vor allem für die Idioten- und Krüppelanstalten eine Zuständigkeit 
reklamierte. Der Impuls zur Gründung von Anstalten ist häufig von der Vorstellung der 
Notwendigkeit eines Schutzraumes und einer Idealisierung des gemeinschaftlichen, qua¬ 
si klösterlichen Lebens geprägt. „Sie sind konzipiert als soziale Sonderwelten, in denen 
die Regeln der modernen Gesellschaft außer Kraft gesetzt sind“ (Rohrmann und Schäd- 
1er 2011, S. 426). In diesem Umfeld bildet sich auch die Tradition einer spezifischen auf 
Behinderungen bezogenen Pädagogik, die Heilpädagogik, heraus (Georgens und Dein- 
hardt 1863). Damit wird eine Besonderung dieses Feldes auch im pädagogischen Diskurs 
begründet. Die Zusammenführung des der medizinischen Terminologie entstammenden 
Heilens und einer speziellen Pädagogik begünstigt die Verfestigung einer Sichtweise, die 
das individuelle, an der Person festzumachende Defizit und eine darauf bezogene Förde¬ 
rung in den Vordergrund stellt. Dem werden andere Aspekte des Lebens und der Entwick¬ 
lung untergeordnet. Bis heute sind daher professionelle Vorstellungen von Fachkräften 
häufig davon geprägt, dass es einer besonderen Pädagogik und besonderer Institutionen 
für diesen Personenkreis bedarf. Es konnte sich so ein Eeld der Behindertenhilfe entwi¬ 
ckeln, dessen Diskurse weitgehend entkoppelt von anderen Bereichen der sozialen Hilfen 
sind. Im Kontext der Armenfürsorge bildet sich ebenfalls eine eigenständige Struktur der 
überörtlichen Zuständigkeit und Versorgung heraus, die das Feld der Behindertenhilfe und 
der Hilfen für Menschen mit chronisch psychischen Erkrankungen nachhaltig prägt. 

Eine veränderte Sichtweise von Behinderungen ging in der Behindertenhilfe nicht in 
erster Linie vom professionellen Hilfesystem und dem wissenschaftlichen Diskurs aus. 
Im Zusammenhang der Unterstützung von Menschen mit einer sogenannten geistigen 
Behinderung war es die Elternorganisation der Lebenshilfe, die auf die grundsätzliche Bil¬ 
dungsfähigkeit ihrer Kinder insistierte und auf dieser Grundlage ein dezentrales Angebot 
zur Förderung und Unterstützung entwickelte. Dabei wurde allerdings an Annahmen zur 
Notwendigkeit von Sondereinrichtungen festgehalten. Einen weiteren Impuls, der zu einer 
nachhaltigen Verunsicherung der Professionellen geführt hat, ging von der sich provokativ 
als Krüppelbewegung formierenden Behindertenbewegung aus. Aus einer radikalen Kri¬ 
tik an der Versorgung in Sondereinrichtungen und der Bevormundung durch Fachkräfte 
wurde das Konzept der Selbstbestimmung entwickelt (Steiner 2001). Durch die Entwick¬ 
lung eines neuen Typs von „ambulanten“ Hilfen konnte gezeigt werden, dass unabhängig 
von Art und Ausmaß des Unterstützungsbedarfs eine Leistungserbringung möglich ist, die 
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sich in alltägliche Lebensvollzüge einfügt und ein hohes Maß an Nutzer_innenkontrolle 
einschließt (Mayer und Rütter 1988). Die damit einhergehenden Veränderungen im Ver¬ 
ständnis von Behinderung werden deutlich an den Grundannahmen zu Behinderungen in 
der UN-Behindertenrechtskonvention, auf die in Kapitel drei eingegangen wird. 


5.2.2 Behinderung als Risiko der Erwerbsarbeit 

Eine zweite Traditionslinie hat sich auch im Kontext der Armenpolitik entwickelt, diesen 
Rahmen dann aber mit der Durchsetzung der industriellen Erwerbsarbeit durchbrochen. 
Sachße und Tennstedt (1998, 30 ff.) zeigen in ihrer Geschichte der Armenfürsorge in 
Deutschland, dass sich bereits im ausgehenden Mittelalter in den Städten Praktiken einer 
Rationalisierung sozialer Fürsorge herausgebildet haben, die durch Bettelverbot und die 
Prüfung von Bedürftigkeit die Unterstützung auf diejenigen begrenzen sollte, die „wirk¬ 
lich“ bedürftig sind. Zunehmend setzt sich dabei das Kriterium der Arbeitsfähigkeit als 
Unterscheidung zwischen denjenigen durch, die ihren Lebensunterhalt nicht durch eigene 
Arbeit verdienen können, und denen, die dies nach Auffassung der Armenfürsorge nicht 
wollen. 

Der Durchsetzung der Erwerbsarbeit kam im 19. Jahrhundert im Kontext der Ausbrei¬ 
tung der kapitalistischen Wirtschaftsform und einer staatlich geförderten Industrialisie¬ 
rung eine zentrale Bedeutung zu. Die Entwicklung der Lebensbedingungen des Proletari¬ 
ats machen die Grenzen der Moralisierung von Verarmung in der klassischen Armenpoli¬ 
tik deutlich. Insbesondere Verarmung durch Invalidität und Alter werden als Risiken wahr¬ 
genommen, die nicht im Rahmen einer großfamiliären Subsistenzwirtschaft und örtlicher 
Armenpflege aufgefangen werden können. Zugleich können diese Risiken nicht durch den 
formal freien Arbeitsvertrag abgesichert werden. Zunächst für eine relativ kleine Gruppe 
von Lohnarbeitern werden daher durch die Einführung der Sozialversicherungen die Me¬ 
chanismen der traditionellen Armenfürsorge für den Fall der Erwerbsunfähigkeit außer 
Kraft gesetzt. Hiermit setzt eine auf materielle Absicherung grundlegender Lebensrisi¬ 
ken zielende Sozialpolitik ein. Später wird dieses System ergänzt durch den Ansatz der 
Rehabilitation, mit dem eine Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt angestrebt wird. 

Die Absicherung des Risikos der Invalidität hat für die Legitimation und die Akzep¬ 
tanz der Lohnarbeit eine zentrale Bedeutung. Mit der Definition von Erwerbsunfähigkeit 
wird eine Grenze definiert, bis zu der die Sicherung des Lebensunterhalts von abhängig 
Beschäftigten verlangt wird. Diese Grenzziehung geht mit einer Umstellung von der auf 
moralische Bewertung von Einzelfällen zielenden Armenfürsorge auf ein scheinbar ob¬ 
jektives System der Feststellung der Erwerbsfähigkeit einher. 

Die Feststellung einer Erwerbsunfähigkeit, der Minderung der Erwerbsfähigkeit und 
später einer Behinderung wird dadurch operationalisiert, dass von konkreten Lebenssitua¬ 
tionen abstrahiert wird. Ausgehend von einer sozialrechtlichen Definition entwickelt sich 
ein System der Begutachtungsmedizin. 
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5.3 Die sozialrechtliche Definition von Behinderung 

Es gibt zahlreiche Definitionen von Behinderungen, die an dieser Stelle nicht alle vorge¬ 
stellt werden können und sollen. Bei Definitionen handelt es sich um Konstrukte, die zum 
Zwecke der Erklärung bestimmter Phänomene oder zur Begründung von Leistungen bzw. 
Maßnahmen genutzt werden (Kastl 2017, S. 87 ff.). 

Eür professionelles Handeln im Kontext der Sozialen Arbeit hat die sozialrechtliche 
Definition von Behinderung die wirkmächtigste Bedeutung, da sie Hilfeformen und Leis¬ 
tungsansprüche begründet. Sie soll daher hier kritisch gewürdigt werden. Der Bedarf an 
einer rechtlich eindeutigen Definition und an der Regelung von Verfahren zur Eeststellung 
einer Behinderung ergibt sich durch die Notwendigkeit der Überprüfung von sozialstaatli¬ 
chen Leistungsansprüchen. Zunächst ist dabei die „Minderung der Erwerbsfähigkeit“ das 
zentrale Kriterium. Dies wird später ersetzt durch die „Abweichung von dem für das Le¬ 
bensalter typischen Zustandes“. Die Definition wurde mehrfach geändert, zuletzt durch 
das Bundesteilhabegesetz im Jahre 2016. Die gesetzliche Definition, die zum 1. Janu¬ 
ar 2018 in Kraft getreten ist, lautet: 

► Sozialrechtliche Definition von Behinderung „Menschen mit Behinderungen sind 
Menschen, die körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die 
sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleich¬ 
berechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs 
Monate hindern können. Eine Beeinträchtigung nach Satz 1 liegt vor, wenn der Körper- 
und Gesundheitszustand von dem für das Lebensalter typischen Zustand abweicht.“ (§ 2 
SGB IX) 

Mit dieser Lormulierung wird im ersten Satz auf das Verständnis von Behinderung 
Bezug genommen, auf das im folgenden Abschnitt eingegangen wird. Dieses wird konkre¬ 
tisiert durch eine Mindestdauer (sechs Monate) und eine Definition von Beeinträchtigung. 
Dabei wird an der Abweichung von den für das Lebensalter typischen Zuständen fest¬ 
gehalten, die auch für die vorgängigen sozialrechtlichen Definitionen prägend war. Die 
Sichtweise von Behinderung als Normabweichung wird sich dadurch voraussichtlich nicht 
grundlegend verändern, wenngleich nun zwischen Behinderung und Beeinträchtigung un¬ 
terschieden wird. 


5.3.1 Die Feststellung einer Behinderung 

Ungeachtet der das gesamte Rehabilitationsrecht übergreifenden Definition von Behin¬ 
derung gibt es sehr unterschiedliche Verfahren zur Eeststellung einer Behinderung sowie 
eines Leistungsanspruchs. Die Eeststellung einer Behinderung und die Ausstellung eines 
Schwerbehindertenausweises erfolgt nur auf Antrag. Einen solchen Antrag wird nur eine 
Person stellen, die um das Antragsverfahren weiß und sich von der Peststellung Vorteile 
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verspricht. Dieses Interesse kann sich lebenslauf- und lehenslagenspezifisch verändern. 
Insbesondere für Personen, denen in Interaktionssituationen nicht unmittelbar eine Behin¬ 
derung bzw. Beeinträchtigung zugeschrieben werden kann, muss sich für die Beantragung 
strategisch entscheiden. Das Anerkennungsverfahren beruht auf einer Verordnung des 
Bundes, die als wesentlichen Bestandteil „Versorgungsmedizinische Grundsätze“ (Bun¬ 
desministerium für Arbeit und Sozialordnung 2009) enthält. Häufig auf der Grundlage 
eingereichter ärztlicher Gutachten wird in 1 Oer-Schritten der Grad der Behinderung fest¬ 
gelegt. Als schwerbehindert gilt eine Person ab einem Grad der Behinderung von 50 und 
kann dann einen entsprechenden Ausweis erhalten und bestimmte Nachteilsausgleiche 
geltend machen. Das Verfahren beruht ausschließlich auf der Messung und Beurteilung 
von körperlichen Zuständen, die lediglich abstrakt mit Teilhabemöglichkeiten in Verbin¬ 
dung gebracht werden können. 


Fallbeispiel: Feststellung einer geistigen Behinderung 

Am Beispiel der Feststellung von sogenannten geistigen Behinderungen bei Kindern 
und Jugendlichen kann verdeutlicht werden, wie die Diagnose von Zuständen der Per¬ 
son und Annahmen über gesellschaftliche Teilhabe zusammenfließen. Die „Beeinträch¬ 
tigungen der geistigen Leistungsfähigkeit im Kindes- und Jugendalter“ soll nach den 
„Versorgungsmedizinischen Grundsätzen“ nicht „allein vom Ausmaß der Intelligenz¬ 
minderung und von diesbezüglichen Testergebnissen ausgehen“ (Bundesministerium 
für Arbeit und Sozialordnung 2009, S. 37). Im Schul- und Jugendalter werden zwei 
Gruppen unterschieden. Bei der Gruppe derjenigen, bei denen ein Intelligenzquoti¬ 
ent zwischen 70 und 60 gemessen wird, kann ein Grad der Behinderung zwischen 30 
und 70 festgestellt werden, je nachdem ob „während des Schulbesuches nur geringe 
Störungen [... ] vorliegen“ oder diese „ausgeprägt sind oder mit einem Schulversagen 
zu rechnen ist“ und danach, ob nach dem Schulabschluss mit einer „Beeinträchtigung 
der Fähigkeit zu selbständiger Lebensführung oder sozialer Einordnung zu rechnen“ 
und eine berufliche Qualifizierung nicht zu erwarten ist. Bei den Kindern und Jugend¬ 
lichen mit einem Intelligenzquotienten von unter 60, wird ein Grad der Behinderung 
zwischen 80 und 100 festgelegt. Die unteren Werte gelten bei „relativ günstiger Per¬ 
sönlichkeitsentwicklung und sozialer Anpassungsmöglichkeit“, der Grad von 100 „bei 
stärkerer Einschränkung der Eingliederungsmöglichkeiten mit hochgradigem Mangel 
an Selbständigkeit und Bildungsfähigkeit, fehlender Sprachentwicklung, unabhängig 
von der Arbeitsmarktlage und auf Dauer Beschäftigungsmöglichkeit nur in einer Werk¬ 
statt für Behinderte“ (alle Zitate Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
2009, S. 38 f.). 

An diesem Beispiel wird deutlich, dass die Abweichung von Normalitätserwartungen, 
hier gemessen mit dem Konstrukt des Intelligenzquotienten und institutionalisierten Prak¬ 
tiken des Hilfesystems, zu Zuschreibungen einer Behinderung führen. Zugespitzt lassen 
sich die zitierten Grundsätze zur Feststellung einer Behinderung wie folgt zusammenfas¬ 
sen: Geistig behindert ist, wer Einrichtungen für geistig Behinderte besucht. 
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5.3.2 Die Feststellung eines Unterstützungsbedarfs 

Die Feststellung von Leistungsansprüchen gegenüber Sozialleistungsträgern und anderen 
Stellen erfolgt weitgehend ohne Bezug auf den amtlich festgestellten Grad der Behinde¬ 
rung. Vielmehr hat jeder Rehabilitationsträger für seinen Zuständigkeitsbereich eine oder 
mehrere Verfahren zur Überprüfung des Leistungsanspruchs und zur Planung von Hilfen 
entwickelt. Dies führt in der Praxis dazu, dass Menschen mit Beeinträchtigungen sich in 
ihrem Alltag sehr häufig Begutachtungsverfahren unterziehen müssen. Diese werden als 
belastend und teilweise als beschämend empfunden, da sie tief in den Bereich der Privat¬ 
sphäre eingreifen. Das SGB IX verpflichtet die Rehabilitationsträger dazu, ihre Leistungen 
zu koordinieren und aufeinander abzustimmen, was jedoch in der Praxis nur selten ge¬ 
schieht. Einige Rehabilitationsträger haben sich auf eine gemeinsame Empfehlung für die 
Gestaltung der Bedarfsfeststellung und der Teilhabeplanung geeinigt (Bundesarbeitsge¬ 
meinschaft für Rehabilitation 2014). Große Erwartungen werden an die Verwendung der 
„Internationalen Klassifikation der Eunktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit“, die 
ICE (Weltgesundheitsorganisation 2005), gerichtet. 

► Klassifikationssysteme Die ICE als Klassifikationssystem wird auch in der Sozialen 
Arbeit als „Schlüssel für eine gelingende interdisziplinäre Zusammenarbeit“ (Göttgens 
und Schröder 2014, S. 28) empfohlen. In Ergänzung zur Internationalen statistischen Klas¬ 
sifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme (ICD) soll die ICE eine 
Systematisierung und Klassifizierung von Krankheitsfolgen leisten. Sie beansprucht, da¬ 
bei einem Modell von Behinderungen zu folgen, das biologische, psychologische und 
soziale Aspekte umfasst (Weltgesundheitsorganisation 2005, S. 5). Dies soll durch einen 
weniger klassifizierenden als beschreibenden Ansatz eingelöst werden, der die Ebenen 
der Körperfunktionen und -stukturen, der Aktivitäten und der Teilhabe unterscheidet und 
sie in Beziehung setzt zu Umweltfaktoren und personenbezogenen Eaktoren. In der Pra¬ 
xis lässt sich feststellen, dass die Grundorientierung der ICE in vielen Verfahren der 
Bedarfsfeststellung und Hilfeplanung übernommen wird, während sich die Arbeit mit 
dem Klassifikationssystem als wenig praktikabel erweist (Göttgens und Schröder 2014, 
S. 32ff.). 

Im Zusammenhang der Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe und auch im Zu¬ 
sammenhang der Reform der Jugendhilfe wird die Position vertreten, dass die ICE eine 
übergreifende Grundlage für Verfahren der Bedarfsfeststellung und der Hilfe- bzw. Teilha¬ 
beplanung bietet. Vor dem Hintergrund, dass es sich bei dem Manual um einen Ansatz zur 
Beschreibung von Krankheitsfolgen handelt, ist dies kritisch zu betrachten. Für alle Fel¬ 
der der Sozialen Arbeit ist die Feststellung von Abweichungen körperlicher Zustände von 
der „Norm“ für die Begründung von Hilfen wenig bedeutsam. Die vorgeschlagene Ver¬ 
wendung der ICF geht zudem deutlich über die Zielsetzung des Instruments hinaus, das 
lediglich beansprucht, „eine gemeinsame Sprache für die Beschreibung des Gesundheits¬ 
zustandes“ zur Verfügung zu stellen „um die Kommunikation zwischen verschiedenen 
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Benutzern, wie Fachleuten im Gesundheitswesen, Forschern, Politikern und der Öffent¬ 
lichkeit, einschließlich Menschen mit Behinderungen, zu verbessern“ (WHO 2005, S. 11). 

Die Erarbeitung von übergreifenden Ansätzen zur Bedarfsermittlung und Teilhabepla¬ 
nung, die auch der Sozialen Arbeit geeignete Anknüpfungspunkte bieten, stehen noch aus. 
Aus der Perspektive der Sozialen Arbeit müssen diese vom Willen und dem artikulierten 
Unterstützungsbedarf der oder des Leistungsberechtigten ausgehen. Dazu muss die Le¬ 
benssituation der bzw. des Leistungsberechtigten verstehend und nicht diagnostizierend in 
den Blick genommen werden. Insbesondere die Teilhabeplanung soll Potenziale künftiger 
Entwicklung freisetzen. Dies bezieht sich auf die individuellen Perspektiven der Person 
und auch auf die inklusive Weiterentwicklung des sozialen Lebensumfelds. 


5.4 Die Bedeutung der UN-Behindertenrechtskonvention 
für das Verständnis von Behinderung 

Es wurde bereits deutlich, dass Menschen mit Behinderungen und ihre Angehörigen sich 
in Selbsthilfezusammenschlüssen und in sozialen Bewegungen engagieren, um gegen ihre 
Benachteiligung zu protestieren. In der Bundesrepublik ist es ein großer Erfolg dieser 
Bewegung, dass das Verbot der Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen im 
Jahre 1994 in Artikel 3 des Grundgesetzes verankert wurde. Davon ausgehend hat sich 
eine Behindertenpolitik entwickelt, die sich nicht mehr nur auf das Sozialrecht bezieht, 
sondern die Gleichstellung in allen Lebensbereichen zum Thema macht. International hat 
dieser Ansatz den wesentlichen Impuls zur Erarbeitung eines Menschenrechtsabkommens 
über die Rechte von Menschen mit Behinderungen gegeben. Die Konvention wurde im 
Jahr 2006 von der UN-Versammlung beschlossen und trat nach ihrer Ratifizierung im 
Jahre 2009 in der Bundesrepublik Deutschland in Kraft. 

Die Diskussion zur Erarbeitung und Umsetzung der Konvention hat einen auch für die 
Soziale Arbeit bedeutsamen Impuls zur Weiterentwicklung des Verständnisses von Behin¬ 
derung gegeben. Sie verzichtet ganz bewusst auf eine abschließende Definition von Be¬ 
hinderung. In der Präambel wird vielmehr betont, „dass das Verständnis von Behinderung 
sich ständig weiterentwickelt“ (Buchstabe e). Um die Entstehungen von Behinderungen 
zu verstehen, müssen die Wechselwirkungen zwischen Menschen mit Beeinträchtigun¬ 
gen und einstellungs- und umweltbedingten Barrieren in den Blick genommen werden, 
die an einer vollen, wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe hindern. Nach Degener 
(2015, 2016) überwindet die Konvention das „medizinische Modell“ von Behinderung, 
das Behinderung an individuellen Zuständen festmacht. Sie überschreitet aber auch das 
soziale Modell, welches Behinderung ausschließlich als soziales Konstrukt zur Begrün¬ 
dung von Ausgrenzung und Benachteiligung begreift. In den Grundsätzen der Konvention 
nach Artikel 3 wird hingegen die „Achtung vor der Unterschiedlichkeit von Menschen mit 
Behinderungen und die Akzeptanz dieser Menschen als Teil der menschlichen Vielfalt und 
der Menschheit“ erklärt. Somit wird eine Sichtweise eröffnet, nach der eine Beeinträchti¬ 
gung zu einem bedeutsamen Teil einer Persönlichkeit, aber auch der kulturellen Identität 
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einer Gruppe werden kann, ohne dass damit eine Zuschreibung erfolgt, mit der eine Ein¬ 
schränkung von Rechten begründet werden kann. 

Eine Orientierung an diesem Ansatz zum Verständnis von Beeinträchtigungen und 
Behinderungen ermöglicht es der Sozialen Arbeit, die Wirkungen von Zuschreibungsprak¬ 
tiken kritisch zu hinterfragen und ihre Bedeutung für eine professionelle Unterstützung zu 
relativieren. Diagnosen und Beschreibungen von Beeinträchtigungen stellen für profes¬ 
sionelles Handeln auch in der Sozialen Arbeit ein Orientierungswissen zur Verfügung. 
Sie dürfen jedoch nicht den Blick auf die individuelle Lebenssituation und daraus resul¬ 
tierende Unterstützungsbedarfe verstellen. Zu der individuellen Lebenssituation gehören 
Barrieren im sozialen Leben ebenso wie Ressourcen der Person und ihres individuellen 
Umfelds, die eine gleichberechtigte Teilhabe erschweren. Professionelle Unterstützung 
kann Ressource und Barriere zugleich sein. Die Verfügbarkeit von Unterstützung kann 
Teilhabemöglichkeiten erweitern, sie kann diese jedoch durch die Art und den Ort der Er¬ 
bringung auch begrenzen. Dies lässt sich nur unter Beteiligung von und in Auseinanderset¬ 
zung mit der Person selbst individuell ermitteln. Der Unterstützungsbedarf begründet sich 
nicht durch Zustände der Person, sondern durch Situationen, die Teilhabemöglichkeiten 
einschränken. Der menschenrechtsorientierte Ansatz der UN-Behindertenrechtskonventi- 
on stärkt dabei die Rechtsposition der Leistungsberechtigten. Sehr deutlich wird dies in 
Artikel 19, der sich mit dem Recht auf eine unabhängige Lebensführung (independent 
living) beschäftigt. Darin wird ausgeführt, dass für eine gleichberechtigte Teilhabe am 
Leben der Gemeinschaft, das individuelle Recht der Entscheidung über die Wohnung, die 
Verfügbarkeit von Unterstützungsleistungen und ein für alle zugängliches und nutzbares 
Lebensumfeld notwendig sind (Rohrmann und Weber 2015). Im gegenwärtigen Hilfe¬ 
system wird das Recht auf die Bestimmung über die eigene Wohnung durch rechtliche 
Rahmenbedingungen, durch die Struktur des Unterstützungsangebots und durch profes¬ 
sionelle Annahmen über einen „stationären Hilfebedarf ‘ (Rohrmann und Schädler 2016, 
S. 220ff.) bestimmter Menschengruppen eingeschränkt. Alle drei Elemente stellen Bar¬ 
rieren der gleichberechtigten Teilhabe dar, die grundlegende Menschenrechte verletzen. 

Lür die Soziale Arbeit bietet der menschenrechtliche Ansatz zum Verständnis von Be¬ 
hinderung die Chance, individuelle Lebenssituationen in Wechselwirkung mit Barrieren 
der Teilhabe - einschließlich der strukturellen Bedingungen des Unterstützungssystems 
- kritisch in den Blick zu nehmen. 

Fragen zur Reflexion 

• Entwickeln Sie eine Aufmerksamkeit dafür, wie im Alltag, in Fachdiskursen, in Kon¬ 
zepten und in Teambesprechungen in Diensten das Verständnis von Behinderung the¬ 
matisiert wird. Inwiefern eröffnet oder begrenzt dies Möglichkeiten einer gleichberech¬ 
tigten Teilhabe aller Menschen? 

• Recherchieren Sie auf den Internetseiten von Trägem der Behindertenhilfe. In welcher 
Weise prägt das Verständnis von Behinderung die Geschichte der Träger und ihre Ent¬ 
wicklungsperspektiven? 
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• Diskutieren Sie die Chancen und die Grenzen des Verständnisses von Behinderung in 
der ICF und in der UN-Behindertenrechtskonvention. Inwiefern lässt sich dies für einen 
verstehenden Ansatz sozialpädagogischer Diagnostik nutzen? 
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Zusammenfassung 

Abweichendes Verhalten beschreibt die Verletzung einer Norm. Das vorrangige Ziel 
dieses Kapitels besteht darin, die Voraussetzungshaftigkeit und die sozialpädagogische 
Relevanz dieser nur scheinbar trivialen Aussage deutlich zu machen. So beinhaltet die 
Bestimmung abweichenden Verhaltens Fragen nach der Gültigkeit einer Norm, nach 
der Wahrnehmung von Abweichungen sowie der Reaktion auf sie. Wenn in der So¬ 
zialen Arbeit von „abweichendem Verhalten“ - oder synonym „Devianz“ - die Rede 
ist, so folgt dies einer bestimmten Perspektive: Abweichendes Verhalten wird dann 
meist als Folge sozialer Probleme und individueller Belastungen interpretiert, für die 
der Einzelne nur teilweise selbst verantwortlich ist. Ihm soll durch sozialpädagogische 
Maßnahmen geholfen werden, indem sein Umfeld und/oder seine Persönlichkeit modi¬ 
fiziert werden. Die Soziale Arbeit ist dabei in breite gesellschaftliche Zusammenhänge 
eingebunden: Sie legt meist nicht selbst fest, welche Normen zu schützen sind, welchen 
Formen von Devianz besondere Aufmerksamkeit zuteilwird und wie auf Abweichun¬ 
gen reagiert werden soll. Dennoch und gerade deshalb hat sie sich eigenständig und 
reflektiert zu Fragen der Devianz und ihrer Definition sowie Bearbeitung zu positionie¬ 
ren. 


„Abweichendes Verhalten“ ist ein weitreichender Sammelbegriff (Sack 2007). Er kann 
höchst Unterschiedliches umfassen, etwa Unfreundlichkeit, Trunkenheit, einen Raubüber¬ 
fall oder auch einen terroristischen Anschlag. 
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► Abweichendes Verhalten Entscheidend ist jeweils, dass eine institutionalisierte Ver¬ 
haltenserwartung („Norm“) verletzt wird bzw. als verletzt angesehen wird. Damit ist diese 
Form der Adressierung auf jeden Menschen jederzeit anwendbar, denn Normen sind viel¬ 
fältig und teilweise widersprüchlich. Was in einem Kontext als deviant gilt, kann in einem 
anderen als normal gelten. Was für die eine Person erwartbar zu sein scheint, gilt als un¬ 
gebührlich für eine andere. In den Worten Walter Krämers (2006, S. 147): „Wer nach elf 
Bier noch ein zwölftes trinken kann, gilt in München als ein ganzer Kerl und in Teheran 
als Krimineller; Kriegsdienstverweigerer, Ehebrecher, Umweltverschmutzer, Gottesläste¬ 
rer, Tierquäler, Vergewaltiger sind einmal kriminell und einmal nicht, und für gewisse 
Delikte wie die Folterung von Gefangenen kann man hier ins Gefängnis und da auf die 
Ordensliste kommen.“ 

Angesichts dieser Komplexität ist es nicht selbstverständlich, wenn die Verletzung 
einer Norm festgestellt und mit besonderen Reaktionen verbunden wird. Normen ver¬ 
ändern sich historisch und sie werden in der Regel nicht auf alle Personen und nicht in 
gleicher Weise angewendet (vgl. Lamnek 2007). Allgemeingültigkeit besteht bzw. wird 
postuliert bspw. für die Menschenrechte und, im jeweiligen nationalen Rahmen, für das 
(Straf-)Recht. Ansonsten verweist die Rede von Devianz darauf, dass das Verhalten be¬ 
stimmter Personen in bestimmen Kontexten nicht toleriert, sondern als störend oder inter¬ 
ventionsbedürftig markiert wird. 

Soziale Arbeit wird dann tätig, wenn ein sehr spezifischer Ausschnitt aus diesem schier 
endlosen Potenzial an Devianz-Adressierungen bearbeitet werden soll. So wird sie z. B. 
nicht bzw. zumindest nicht erstrangig nachgefragt, wenn es um Terrorismus, medizinische 
Probleme, rein finanzielle Auffälligkeiten, Kriege oder dergleichen geht. Stattdessen soll 
sie tätig werden, wenn Jugendliche kriminell handeln, in Familien Erziehungsprobleme 
bestehen, alte Menschen sozial isoliert sind. Formal handelt es sich stets um Devianz, 
allerdings nur teilweise um sozialpädagogisch relevante. Dies macht Klärungen erforder¬ 
lich, die in den folgenden Abschnitten vorgenommen werden. 


6.1 Abweichendes Verhalten im sozialpädagogischen 
und gesellschaftlichen Kontext 

Devianz besteht nicht an sich, sondern sie wird als solche definiert (vgl. Kunz 2008). 
Hieraus folgt: Ob auf ein Problem wie etwa Jugendkriminalität, Drogenkonsum, Gewalt 
in der Familie, Betteln, Verschuldung o. a. das Strafrecht, die Psychiatrie, die Soziale Ar¬ 
beit, eine andere oder gar keine Institution bzw. Profession reagiert, liegt nicht in der Natur 
der Sache (vgl. Dollinger und Schabdach 2013; Hess und Scheerer 2004). Historisch und 
im interkulturellen Vergleich schwanken die entsprechenden Deutungen und Handlungs¬ 
formen beträchtlich, denn in öffentlichen und politischen Diskursen wird jeweils definiert, 
was ein Problem „wirklich“ ist und welche Form der Bearbeitung angemessen ist, um es 
zu lösen (Schetsche 2008). Die Soziale Arbeit ist entsprechend in kulturelle Deutungsho- 
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rizonte eingebunden, in denen Abweichung festgelegt und zu einem spezifischen Problem 
gemacht wird. 

Dies ist eng verbunden mit der Durchsetzung bestimmter Erklärungen von Devianz 
(vgl. Loseke 2003; von Oorschot 2000). Wird eine Form von Abweichung z. B. nur der 
Entscheidungspraxis einzelner Menschen zugeschrieben, so werden meist Instanzen wie 
etwa das Strafrecht oder die Psychiatrie bzw. Psychotherapie nachgefragt. Wird Devianz 
hingegen primär als strukturell verursacht angesehen, so wird in erster Linie die Politik 
bzw. die Sozialpolitik auf den Plan gerufen. Die Soziale Arbeit liegt gleichsam „zwischen“ 
diesen beiden Formen einer individualistischen versus einer strukturellen Problemdeu¬ 
tung, denn sie interveniert in der Regel bei Problemen, die soziale Ursachen zu haben 
scheinen und gleichwohl an und mit Individuen angegangen werden sollen. 


Fallbeispiel 

Das Beispiel Kriminalität kann dies verdeutlichen. Wird sie als Folge gesellschaftlicher 
Bedingungen interpretiert, so macht es wenig Sinn, nur am Einzelnen anzusetzen. Es 
bedarf dann stattdessen einer ebenfalls primär strukturell ausgerichteten Maßnahme, 
um gegen die sozialen Faktoren anzugehen. Strafe erscheint sinnlos, da der Einzelne 
sich seine soziale Lage nicht ausgesucht hat bzw. für sie höchstens partiell verant¬ 
wortlich ist. Wird Kriminalität hingegen als Konsequenz individueller Entscheidun¬ 
gen gedeutet (etwa als Folge von Geldgier, Hedonismus oder besonderer „krimineller 
Energie“), so kann konsequenterweise mit personenbezogenen Maßnahmen wie etwa 
kognitiv-behavioralen Trainings oder auch Sanktionen operiert werden. In der Sozialen 
Arbeit hingegen wird Kriminalität meist als beides, d. h. als zwar sozial verursachtes, 
aber auch in der individuellen Biografie und Sozialisationsgeschichte virulent werden¬ 
des Problem gedeutet (Dollinger 2008). Sozial bedingte Persönlichkeitsdefizite und 
Integrationshemmnisse scheinen Kriminalität demnach zu kennzeichnen. In verschie¬ 
denen Theorien der Sozialen Arbeit werden entsprechend häufig zeitdiagnostische For¬ 
meln kommuniziert. Sie sollen begründen, weshalb Menschen durch gesellschaftliche 
Bezüge in ihrer individuellen Entwicklung negativ tangiert werden. Entsprechende 
Thesen verweisen etwa auf „Individualisierung“, „Überforderung“, „Entfremdung“, 
„Entgrenzung“, „Kolonialisierung der Lebenswelt“, „Anomie“, „Desintegration“, „Be¬ 
schleunigung“, „Ökonomisierung“, „reflexive Modernisierung“ usw. Diesen jeweils 
unterschiedlich begründeten Formeln ist gemeinsam, dass sie Devianz gesellschaftlich 
so kontextualisieren, dass sozialpädagogisches Handeln legitimiert wird. So wird in 
der Sozialen Arbeit beispielsweise argumentiert, dass vor allem junge Menschen durch 
eine zunehmende Beschleunigung des Lebens und seine hohe Komplexität überfordert 
seien. Sie würden die Orientierung verlieren und deshalb zu deviantem Verhalten, etwa 
Gewalt, tendieren, um für sich eine Art von Gewissheit und Handlungssicherheit wie¬ 
derzugewinnen. Die Soziale Arbeit scheint dann damit beauftragt zu sein, alternative 
Formen von Orientierung zu vermitteln, um Gewalt bzw. Devianz zu verhindern. 
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Betrachten wir dies genauer, so wird durch die besondere sozialpädagogische Pro- 
blematisierung der Gesellschaft von sozialen Zuständen ausgegangen, die abweichendes 
Verhalten auf der individuellen Ebene bedingen. Im Kern steht jeweils eine weltanschau¬ 
lich begründete Negativwertung: Der Gesellschaft wird attestiert, sie sei a-normal verfasst, 
verletze also - meist implizit unterstellte - Normalitätserwartungen. Eine „normale“ So¬ 
zialisation sei nicht möglich, da die Gesellschaft die Einzelnen mit besonderen Herausfor¬ 
derungen konfrontiere und damit Devianz hervorrufe. 

Eine Besonderheit dieser Argumentation besteht darin, dass es sich im Wesentlichen 
um Bewertungen handelt. Sie sind empirischer Eorschung nur teilweise zugänglich und 
werden je nach der Position des Theoretikers bzw. der Theoretikerin unterschiedlich ge¬ 
setzt. So wäre es z. B. in empirischer Hinsicht unmöglich, zweifelsfrei zu bestimmen, ab 
wann eine Gesellschaft zu „schnelllebig“, „anomisch gestört“ oder „desintegriert“ sein 
sollte - ab einer bestimmten Zahl an Selbstmorden? Oder Arbeitslosen? Oder Krimina¬ 
litätsfällen? Und wie hoch müsste eine solche Zahl sein? Antworten auf derartige Prä¬ 
gen lassen sich nicht rein wissenschaftlich finden, sondern werden weltanschaulich-nor¬ 
mativ bestimmt. Der Sozialen Arbeit kommt hierbei entgegen, dass entsprechende Kri¬ 
sendiskurse kulturell verankert sind (vgl. Bollenbeck 2007). Spätestens seit Mitte des 
19. Jahrhunderts - nicht zufällig, als auch das Wort „sozial“ im Deutschen immer häufi¬ 
ger Verwendung fand (vgl. Geck 1963) - wurden öffentlich umfangreich Krisendiagnosen 
kommuniziert, die es plausibel machten, eine soziale Pädagogik bzw. sozialerzieherische 
Maßnahmen gegen eine krisenhaft verfasste Gesellschaft zu implementieren. Bis heu¬ 
te schließt die Soziale Arbeit mit wechselnden zeitdiagnostischen Pormeln an derartige 
Werthaltungen an, indem sie eine Krisen-Gesellschaft bestimmt, um individuelle Devi¬ 
anz als deren Polgewirkung auszuweisen und dadurch die sozialpädagogische Praxis zu 
legitimieren. Abweichendes Verhalten wird in dieser Hinsicht genutzt, um eine normativ 
geprägte gesellschaftstheoretische Verortung der Sozialen Arbeit vorzunehmen. 

Dies ist verbunden mit Devianzdeutungen, die sich auf die individuelle Ebene be¬ 
ziehen, denn die gesellschaftlichen Krisen scheinen sich in der Abweichung Einzelner 
zu manifestieren. Er bzw. sie wird deviant, da er bzw. sie in einer Krisen-Gesellschaft 
zu leben scheint. Da sich Devianz hierbei personell-biografisch manifestiere, scheint es 
nicht vorrangig einer rein sozialpolitischen Gegenmaßnahme zu bedürfen, sondern ei¬ 
ner - wenn auch sozialpolitisch gestützten und ermöglichten - sozialpädagogischen Ge¬ 
genwirkung, die lebensweltlich mit Einzelnen und in ihrem konkreten sozialen Nahfeld 
operiert. Polgerichtig sollen dann z. B. Armut oder Kriminalität durch Erziehung, Be¬ 
ratung, Gruppenarbeit u. a. m. angegangen werden. Konkurrierende strafrechtliche oder 
individualpsychologische Problemdeutungen werden in der sozialpädagogischen Selbst¬ 
vergewisserung und Außendarstellung zurückgewiesen, indem auf die sozial verursachte 
und sich biografisch niederschlagende Qualität von Devianz hingewiesen wird. Es scheint 
einer Bearbeitung von Devianz zu bedürfen, die der Komplexität und Individualität des 
Einzelnen gerecht wird, da er bzw. sie auf jeweils sehr spezifische, distinkte Arf und Wei¬ 
se von - jeweils unterschiedlich theoretisierfen - sozialen Problemen befroffen isf. 
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In professionstheoretischer Hinsicht entspricht dieser Deutung die Forderung nach ei¬ 
nem relativ breiten Ermessensspielraum, der einzelnen sozialpädagogischen Fachkräften 
eingeräumt werden muss; Nur wenn ihnen unterschiedliche Maßnahmen und Entschei¬ 
dungsoptionen zur Verfügung stehen, können sie im Einzelfall angemessen auf die jeweils 
unterschiedlichen Bedingungen individueller Devianz reagieren und ihrer jeweils kaum 
vorhersehbaren biografischen Entwicklung gerecht werden. 

In diesem Sinne sind das sozialpädagogische Devianzverständnis und die soziale bzw. 
gesellschaftliche Selbstverortung der Sozialen Arbeit eng verwoben und ergeben ein Deu¬ 
tungskonglomerat. Es weist die Soziale Arbeit als soziale Institution aus, spricht ihr ein 
besonderes Interventionspotenzial zu und qualifiziert ihre Adressat_innen als Subjekte, 
die von sozialpädagogischen Maßnahmen erwartungsgemäß profitieren können. Damit ist 
Devianz nicht nur ein sozialpädagogisches Arbeitsfeld neben anderen, sondern die Frage, 
wie Devianz konzipiert und bearbeitet wird, verweist zurück auf die Soziale Arbeit insge¬ 
samt, auf ihr Selbstverständnis und ihre Verfasstheit als soziale und politische Institution 
(vgl. Dollinger und Oelkers 2015). 


6.2 Nebenfolgen und Reflexionsbedarf 

Das geschilderte Devianzverständnis ist funktional, um sozialpädagogisches Handeln zu 
begründen. Aber es sind auch Nebenfolgen dieses „sozialpädagogischen Blicks“ einzu¬ 
kalkulieren. Um sie sichtbar zu machen, ist zunächst seine positivistische Tendenz zu 
beachten. Damit ist gemeint, dass Devianz in diesem Blick als gegebene Größe bestimmt 
wird, teilweise ohne die eigene Perspektivität bzw. Standpunktabhängigkeit zu beden¬ 
ken. Wird etwa davon ausgegangen, dass die gegenwärtige Gesellschaft „anomisch ge¬ 
stört“ sei und individuelle Abweichung hierdurch verursacht werde, so werden sowohl 
gesellschaftliche Anomie wie auch individuelle Normverletzungen als objektiv gegebe¬ 
ne Sachverhalte unterstellt. In der wissenschaftlichen Diskussion ist dies aber strittig: 
Es gibt sehr unterschiedliche Vorstellungen davon, was eine „Gesellschaft“ sein könnte 
bzw. ob es überhaupt eine Gesellschaft als umgrenzte soziale Dimension des Lebens gibt 
(vgl. Friedrichs und Jagodzinski 1999; Marchart 2013; Tenbruck 1981). Umso mehr ist es 
strittig, wenn eine solche Bestimmung von Gesellschaft nicht nur deskriptiv vorgenom¬ 
men wird, sondern zudem eine Bewertung erfolgt, der gemäß die Gesellschaft in ihrer 
(vermeintlich) aktuellen Form substanziell problembehaftet sei. So ist für den einen Ge¬ 
sellschaftsdiagnostiker akzeptabel oder notwendig, was für den anderen ein grundlegendes 
Übel darstellt. Wer Recht hat, ist dabei oftmals schwierig zu entscheiden, da unterschiedli¬ 
che Werthaltungen aufeinandertreffen. Gleiches gilt für Devianz auf individueller Ebene: 
Was für den einen Beobachter normal oder zumindest tolerierbar erscheint, ist für einen 
anderen inakzeptabel und bedarf der Intervention. Debatten etwa um die Illegalität von 
Cannabiskonsum, eine mögliche Entkriminalisierung von Ladendiebstahl, Fragen des Ab¬ 
treibung srechts usw. bezeugen, dass selbst strafrechtliche Normen oftmals nicht auf einem 
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allgemeinen Konsens gründen. Umso schwieriger ist zu entscheiden, wann Jugendliche 
„schlecht erzogen“ sind, Familienleben „beeinträchtigt“ ist usw. 

Wird individuelle Devianz mit gesellschaftlichen Problemen begründet, so ist die Ge¬ 
fahr gegeben, dass derartige Unklarheiten unterschlagen werden. In der Sozialen Arbeit 
muss deshalb stets reflektiert und beachtet werden, dass sie bestimmten Deutungen und 
Werthaltungen folgt, die anders sein könnten und die insbesondere nicht allgemein geteilt 
werden. So kann es der Fall sein, dass eine Sozialpädagog_in etwas als Devianz ansieht, 
was für eine Adressaten gänzlich unproblematisch erscheint. Wer hier im Recht ist, bedarf 
der besonderen Begründung. Dies gilt umso mehr, als Sozialpädagog_innen gegenüber 
Adressat_innen in der Regel mit Handlungs- und Entscheidungsmacht sowie mit beson¬ 
deren rhetorischen Kompetenzen und Routinen ausgestattet sind. Sozialpädagog_innen 
operieren mit Adressat_innen in machtförmigen, asymmetrischen Arbeitsbeziehungen, 
die es für sie relativ leicht machen, ihre jeweiligen Deutungen von Devianz auch ge¬ 
gen Widerstand durchzusetzen. Um die Perspektiven und tatsächlichen Bedürfnisse von 
Adressat_innen zur Geltung zu bringen und ihnen entsprechen zu können, bedarf dieser 
Umstand einer hohen Achtsamkeit. 

Diese Achtsamkeit begründet sich in besonderer Weise durch einen Blick auf sowohl 
historische Befunde wie auch auf interdisziplinäre Reflexionen. Sie weisen nach, dass Be¬ 
stimmungen von Devianz variabel sind, und sie ermöglichen es damit, gleichsam aus dem 
sozialpädagogischen Deutungshorizont herauszutreten, um danach zu fragen, welche Vor¬ 
aussetzungen und Nebenfolgen sozialpädagogische Devianzarbeit aufweist. So wird in 
kriminologischen Analysen darauf hingewiesen, dass die in sozialpädagogischen Kontex¬ 
ten beliebte soziale bzw. sozialisationstheoretische Deutung von Devianz oftmals nicht nur 
relativ schwammig und empirisch nur schwer zugänglich ist (Kunz und Singeinstein 2016, 
S. 123 ff.), sondern sich für die Adressat_innen auch nicht per se positiv auswirkt. Werden 
Menschen als „deviant“ adressiert und als Personen wahrgenommen, die in ihrer Biogra¬ 
fie Schädigungen bzw. Problemakkumulationen aufweisen, so ist dies eine degradierende 
Zuschreibung (s. u.). Bedroht werden von derartigen Annahmen fast alle Jugendlichen, in¬ 
sofern es in statistischer Hinsicht eine Ausnahme darstellt, wenn Jugendliche nicht gegen 
strafrechtliche Normen verstoßen (Dollinger und Schabdach 2013). Der großen Mehrheit 
Jugendlicher zu attestieren, sie litten an einer problembehafteten Sozialisationsgeschichte 
und Biografie, macht wenig Sinn. Vielmehr ist von einer quantitativen Normalität (bzw. 
Ubiquität) von Jugendkriminalität auszugehen. Sie wird von den meisten jungen Men¬ 
schen gezeigt, ist meist wenig gravierend und verliert sich in den allermeisten Fällen mit 
dem Älterwerden der Betreffenden. 

Die Annahme, Devianz sei durch soziale Probleme und biografisch akkumulierfe 
Schwierigkeiten und Defizite begründet, kann diesbezüglich folgenschwer sein: So kann 
etwa Bagatellkriminalität relativ große Bedeutung gewinnen, wenn nicht mehr ein ge¬ 
ringfügiges Delikt, sondern eine eventuelle individuelle Problematik in den Vordergrund 
rückt. Rechtsstaatlich ist dies problematisch, da aus einem wenig schadensintensiven 
Vorfall dann massive Interventionen folgen können und entsprechend die Verhältnismä¬ 
ßigkeit von Delikt und folgender institutioneller Reaktion ausgehöhlt wird (Muncie 2015, 
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S. 277). Historisch war tatsächlich mit der Etablierung eines besonderen Verständnisses 
von /Mgenctoiminalität und der Annahme, junge Delinquenten sollten vorrangig erzogen 
- nicht aber „nur bestraft“ - werden, keineswegs eine besonders milde oder wohlwol¬ 
lende Reaktion auf Delinquenz verbunden. Im Gegenteil kam es auf der Basis dieser 
Devianzdeutung seit Ende des 19. Jahrhunderts oftmals zu stark disziplinierenden und 
eingriffsintensiven Maßnahmen (Oberwittler 2000; Peukert 1986). Begründet durch mo¬ 
ralisierende Kategorien der „Verwahrlosung“, der „Un- oder Schwererziehbarkeit“, der 
„Kontrolllosigkeit“ usw. wurde teils massiv in das Leben von vor allem jungen Menschen 
aus unteren Schichten eingegriffen, indem sie ausgegrenzt und diszipliniert wurden. 

Auch gegenwärtig sind diese Tendenzen relevant. Zum einen wird innerhalb der Sozia¬ 
len Arbeit mitunter eine konfrontierende, die Eigensinnigkeit von Adressat_innen miss¬ 
achtende Interventionsform propagiert (vgl. hierzu Grummt et al. 2010). Junge Täter, so 
wird in der „konfrontativen Pädagogik“ kolportiert, sollten im Dienste des Gesellschafts¬ 
schutzes hart angegangen werden; es gelte, ihnen ihr Fehlverhalten und das durch sie 
verursachte Leid „einzumassieren“ (Weidner 2008, S. 15). Jugendliche, die durch sozia¬ 
le Probleme gefährdet zu sein scheinen, mutieren dergestalt zu vermeintlich gefährlichen 
Jugendlichen, deren Risikopotenzial durch die Soziale Arbeit neutralisiert werden solle 
(vgl. kritisch Simon 2015). Zum anderen gilt auch heute noch, dass Entscheidungen nach 
dem speziell auf junge Täter zugeschnittenen Jugendgerichtsgesetz teilweise härtere und 
umfangreichere Maßnahmen nach sich ziehen, als dies bei erwachsenen Tätern der Fall 
wäre (vgl. Heinz 2012; Kemme und Stoll 2012). Es gibt bei jungen Personen bzw. jugend¬ 
typischen Delikten mitunter einen „Erziehungszuschlag“, demzufolge bei der Annahme, 
Devianz resultiere aus besonderen Herausforderungen einer individuellen Erziehungs¬ 
und Sozialisationsgeschichte, relativ restriktive Sanktionen gewählt werden. So war bei 
einer Befragung von Jugendrichter_innen etwa ein Fünftel bereit, jungen Täter_innen im 
Sinne eines Erziehungszuschlags eine etwas längere Jugendstrafe zuzumessen, „wenn in 
der zuständigen JVA von besonders guten Schul- und Ausbildungsmöglichkeiten ausge¬ 
gangen werden kann“ (Buckolt 2009, S. 278). Zwar mangelte es bei Teilen der Befragten 
nicht an Kritik an einem derartigen Zuschlag und die genaue Aussagekraft der Häufig¬ 
keitsangabe ist, wie Buckolt selbst ausführt, nicht eindeutig zu klären. Dennoch zeigt 
sich exemplarisch, dass es unzutreffend wäre, den Anspruch, Delinquenz Jugendlicher 
vorrangig mit Erziehung zu beantworten, mit besonderer Milde oder Strafverzicht gleich¬ 
zusetzen. Faktisch fungiert der Erziehungsbegriff sowohl in der Strafjustiz wie auch in 
der Sozialen Arbeit als eine weitgehend deutungsoffene rhetorische Formel, die mit un¬ 
terschiedlichsten - d. h. interventionsarmen wie auch repressiven - Maßnahmen gekoppelt 
werden kann (Dollinger und Schabdach 2013). 

Zu beachten ist außerdem die Problematik der Adressierung Jugendlicher als „Devi¬ 
ante“: Werden junge Menschen zu sozialpädagogischen (oder anderweitigen) „Fällen“, 
da ihnen Devianz oder Kriminalität zur Last gelegt wird, so werden sie als Normverlet¬ 
zer thematisiert und institutionell behandelt. Garfinkei (1977) spricht diesbezüglich von 
„Degradierungszeremonien“, die durch Institutionen eingesetzt werden, um Devianz als 
solche zu markieren und zu bearbeiten. Er betont damit die oben erwähnte Deutungs- 
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abhängigkeit von Devianz, insofern diese nur gegeben ist, wenn sie als solche wahrge¬ 
nommen und definiert wird. Konkreten Personen muss zur Last gelegt werden, gegen 
bestimmte Normen, die damit als relevant ausgewiesen werden, verstoßen zu haben. Die 
Normen werden als gültig für eine Person, die Person aber wird als nicht normkonform 
handelnd bestimmt, so dass eine Etikettierung stattfindet. Insofern diese durch die Soziale 
Arbeit, die Strafjustiz oder andere Institutionen - gemäß Becker (1981, S. 138): durch 
eine institutioneile „Durchsetzungs-Maschinerie“ (1981, S. 138) der betreffenden Nor¬ 
mierung - erfolgt, kommt ihr zumindest potenziell eine hohe Relevanz für die weitere 
Lebensführung der Bezeichneten zu. Der Umstand, dass Etikettierung in der Regel nicht 
nur einzelne Handlungen von Adressat_innen, sondern deren gesamte Lebensführung 
bzw. Identität fokussiert, ist speziell für die Soziale Arbeit bedeutsam. Die Etikettierung 
ist damit gleichsam auf Breitenwirkung angelegt bzw. die Kontrolle droht, umfassend 
zu werden (Eoucault 1998). Der Sozialen Arbeit bzw. sozialpädagogischen und anderen 
institutioneilen Reaktionen auf Delinquenz wird entsprechend von kritischer Seite attes¬ 
tiert, sie könne bei der Bearbeitung von Devianz eine Funktion des „net widening“, also 
der Ausweitung sozialer Kontrolle, erfüllen (Lamnek 2008, S. 332 ff.). Diese steht der 
Tatsache entgegen, dass strafrechtlich begründete Maßnahmen stets an besondere Schutz¬ 
vorschriften für Beschuldigte gebunden sein müssen. Durch das Justizsystem verhängte 
Strafen beruhen auf klar vorgegebenen Verfahrensschritten, sie bedürfen einer Tatbin¬ 
dung und der Klärung individueller Verantwortlichkeit für die Verletzung einer Norm. 
Die Zufügung von Strafen wird hierdurch legitimiert wie auch begrenzt. Im Falle der So¬ 
zialen Arbeit hingegen wird gleichsam tiefgehend in die Persönlichkeit des Einzelnen und 
sein direktes soziales Umfeld interveniert, was ggf. zu der genannten Ausweitung sozialer 
Kontrolle führt. Es kann ein „kontrollierter Alltag“ resultieren (Müller 2001). 

Lebensweltbezogene Interventionen der Sozialen Arbeit erfolgen zwar mit der Intenti¬ 
on, Hilfe zu leisten und den Einzelnen gerade auch im Fall von Normverletzungen positiv 
zu unterstützen. Wie beschrieben, ist die legitimatorische Grundlage hierfür allerdings die 
Nutzung pejorativer Kategorien bzw. die Etikettierung der betroffenen Person, sofern sie 
als Normverletzer adressiert wird. Dies führt zu dem Problem, dass die Soziale Arbeit 
die entsprechenden Kategorien der Normverletzung („Krimineller“, „Gewalttäter“, „In¬ 
tensivtäter“ usw.) ihrerseits zwar nicht erfunden hat, diese aber nutzt und mit besonderen 
Bedeutungen füllt. Dem ist nun nachzugehen. 


6.3 Devianz im Diskurs 

Die Soziale Arbeit operiert mit Devianzkategorien, die sie insbesondere politischen Dis¬ 
kursen entnimmt und die ihre Arbeitsgrundlage bestimmen. In diesen Diskursen wird 
festgelegt, ob die Soziale Arbeit überhaupt als interventionsberechtigte Instanz fungieren 
kann oder nicht. Dies ist in zweifacher Hinsicht zu interpretieren, einerseits als Abhän¬ 
gigkeit der Sozialen Arbeit von Problemdiskursen, andererseits als Notwendigkeit - und 
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auch empirische Tatsache - der Suche nach Freiräumen und Nischen für genuin sozial¬ 
pädagogische Formen des Umgangs mit Devianz. Betrachten wir beides genauer. 


6.3.1 Die Einbettung Sozialer Arbeit in Problemdiskurse 

Wie ein Problem definiert wird, verändert sich im Zeitverlauf. So ist am Beispiel von Kri¬ 
minalität zu beobachten, dass deren grundlegende Konzeptualisierung sich etwa seit den 
1970er-Jahren international deutlich verändert hat. Obwohl genauere Differenzierungen 
nach Tätergruppen, Delikten, nationalen und lokalen Besonderheiten zu berücksichtigen 
sind, wird eine Verschiebung weg von wohlfahrtsstaatlichen und integrativen Formen des 
Umgangs mit Kriminalität angenommen. An ihre Stelle treten - wie besonders prominent 
z. B. David Garland (2001) und Loi'c Wacquant (2009) ausführen - stärker personalisier¬ 
te, strafbetonte und z. T. managerialistische Bearbeitungsweisen, die sozialen Ausschluss 
bereitwilliger als zuvor in Kauf nehmen. Weniger die Wohlfahrt des einzelnen Täters als 
die Sicherheit der Bevölkerung dominieren dergestalt die kriminalpolitische Agenda so¬ 
wie die strafjustizielle und mit ihr assoziierte Praxis. Für Deutschland - sowie andere 
westliche Länder - wird man gegenwärtig allerdings eher von Tendenzen und gebroche¬ 
nen Entwicklungen sprechen müssen als von einem umfassenden Strukturwandel (vgl. 
Dollinger und Schmidt-Semisch 2011; Fleinz 2012). Neuerungen (bzw. Revitalisierun¬ 
gen älterer, punitiver Interventionsmaximen) richten sich gezielt auf bestimmte Delikt- 
und Tätergruppen, vorrangig auf Gewalt- und Sexualdelikte, in deren Kontext der Schutz 
faktischer oder potenzieller Opfer ranghohe (rhetorische) politische Relevanz erhalten hat. 
Sozialpädagogische Handlungsspielräume wurden hier teilweise nachhaltig reduziert, und 
die Soziale Arbeit partizipierte ihrerseits an einer Verabschiedung wohlfahrtsstaatlich-in- 
tegrativer Orientierungen zugunsten einer plakativ getönten, auf Konfrontation gerichteten 
Praxis. Auch Strategien der Prävention und Kooperation mit anderen Institutionen fügen 
sich in das Bild einer Sozialen Arbeit, die sich teilweise an Projekten beteiligt, deren 
vorrangiges Ziel die Gewährleistung innerer - weniger hingegen sozialer, wohlfahrts¬ 
staatlicher - Sicherheit darstellt (Dollinger et al. 2015). Im Extremfall werden deviante 
Jugendliche dergestalt als Risiko für die soziale Ordnung und damit als Eall für sozia¬ 
le Exklusion qualifiziert. In der Sozialen Arbeit stellen solche Positionen allerdings eine 
Ausnahme dar. 


6.3.2 Entscheidungsfreiraum 

Zumindest gegenwärtig besteht für die Soziale Arbeit noch die Möglichkeit, eigenstän¬ 
dige Deutungen von Devianz zu leisten und entsprechend zu agieren. Insbesondere in 
politisch und massenmedial relevanten Arbeitszusammenhängen wird dies zwar zuneh¬ 
mend erschwert; es kommt zu einer relativ direkten, manualisierenden Steuerung Sozialer 
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Arbeit durch Checklisten, Risikomanuale und eine protektive Ausrichtung an der Verhin¬ 
derung von Schädigungen Dritter (Dollinger 2014; Schierz 2015). Dies deckt allerdings 
nur einen Teilbereich der sozialpädagogischen Adressierung von Devianz ab. Beispiele 
für nach wie vor bestehende hreite Ermessensspielräume geben Studien, wonach So- 
zialpädagog_innen Devianzkategorien lokal und situationsabhängig mit Adressat_innen 
entweder aushandeln oder diese sogar neutralisieren. Ein Beispiel für Ersteres gibt Holger 
Schmidt (2015), der für die Offene Jugendarbeit erschließt, wie unterschiedlich Normver¬ 
letzungen und Normalitätserwartungen von Eachkräften definiert und verhandelt werden. 
Danach erkennen Adressat_innen die funktionale Autorität der Sozialpädagog_innen zwar 
an, allerdings bestehen auch konkurrierende Situationsdefinitionen der Adressat_innen 
und Eachkräfte, mit denen die Fachkräfte auf je eigene Weise umgehen. Sie definieren 
Situationen der Normverletzung unterschiedlich, schreiten zu verschiedenen Zeitpunk¬ 
ten ein und kommunizieren auf jeweils individuelle Weise mit den Adressat_innen, so 
dass zumindest in diesem Bereich breite Möglichkeiten einer professionellen, situations- 
und adressatenhezogenen Praxis gegeben sind. Dass ferner Kategorien der Devianz für 
die sozialpädagogische Praxis prinzipiell konstitutiv, aher im Arbeitsalltag relativierbar 
sein können, verdeutlicht ein anderes Beispiel: Rebekka Streck (2015) analysierte in der 
offenen Suchthilfe den Umgang mit der Kategorie „Sucht“. Im Ergebnis wird diese in 
der interaktiven Praxis der Fachkräfte neutralisiert; Stigmatisierungen werden vermieden, 
während vorrangig intendiert ist, den tatsächlichen, alltäglichen Herausforderungen der 
Adressat_innen zu begegnen und entsprechende Hilfeleistungen zu gewähren und zu ver¬ 
mitteln. 

Die beiden Beispiele illustrieren nach wie vor bestehende Optionen der Sozialen Ar¬ 
beit, sich als professionelle Instanz ins Spiel zu bringen und zu agieren, auch wenn gegen¬ 
wärtig breit diskutiert wird, dass der betreffende Ermessensspielraum kleiner zu werden 
scheint. Es dürfte sich hier allerdings um jeweils stark arheitsfeld- und adressatenspe¬ 
zifische Entwicklungen handeln, die nicht generalisiert werden können (Dollinger et al. 
2015). Ergänzend zu diesem empirischen Befund wird auch auf theoretischer Ebene an¬ 
gemerkt, dass Kategorien der Kriminalität und Devianz in sich heterogen strukturiert und 
offen für divergente Praxisformen sind, selbst wenn sich für eine gewisse Zeit vorherr¬ 
schende Deutungs- und Umgangsformen stabilisieren (Dollinger et al. 2014). 


6.4 Fazit 

Das Thema Devianz ist für die Soziale Arbeit von zentraler Bedeutung. Dabei geht es 
nicht nur um die Frage, wie mit „Devianten“ umgegangen werden soll, sondern grund¬ 
legend darum, mit welcher Berechtigung und welchen Folgen Devianz als solche fest- 
und hergestellt wird. Sich mit Devianz zu befassen, lehrt vieles über die Soziale Ar¬ 
beit insgesamt: Sie nutzt Adressierungen, die sie selbst legitimieren, indem sie die Welt 
in ihrem Sinne problematisiert und ordnet. Die Kategorie „Devianz“ spielt hierbei eine 
ebenso herausragende wie ambivalente Rolle. Eine wichtige Ambivalenz besteht in der 
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Tatsache, dass nicht durch die Soziale Arbeit selbst, sondern durch öffentliche und poli¬ 
tische Diskurse festgelegt wird, wie Devianz verstanden und bearbeitet werden kann und 
soll. Für die Soziale Arbeit existieren hier Spielräume, die allerdings je nach Diskurslage 
und Devianzkategorie größer oder kleiner ausfallen. Und selbst wenn sozialpädagogi¬ 
sche Devianzdeutungen vorherrschen, d. h. wenn abweichendes Verhalten vorrangig als 
sozial verursachtes, an den Einzelnen und sein direktes Umfeld zu adressierendes Pro¬ 
blem interpretiert wird, bedeutet das noch nicht, dass dies dem Einzelnen in jedem Eall 
nützt. Es bedarf entsprechender selbstkritischer Reflexionen, auf deren Grundlage sich 
sozialpädagogische Eachkräfte nur dann als Devianzbearbeiter in Szene setzen dürfen, 
wenn dies tatsächlich fallangemessen ist. Gegenüber strafrechtlichen Eormen der Bear¬ 
beitung von Devianz muss dies bedeuten, möglichst wenig eingriffsintensive Maßnahmen 
zu favorisieren, welche die Vermittlung von Ressourcen in den Vordergrund rücken. Wer 
demgegenüber Konfrontation oder bloße Bestrafung postuliert, missachtet Kernprinzipi¬ 
en eines genuin sozialpädagogischen Verständnisses von Devianz. Dies bedeutet auch, 
dass in vielen Fällen auf Devianz gar nicht reagiert werden muss, da sie sich regelhaft 
von selbst reguliert und meist keine schwerwiegenden Schädigungen mit sich bringt (vgl. 
Boers 2009; Dollinger und Schabdach 2013). Achtungsvolle Zuwendung im Dienste des 
Einzelnen, nicht Intervention um ihrer selbst willen oder die Einlösung gesellschaftlicher 
Sicherheitserwartungen sind das Proprium der sozialpädagogischen Auseinandersetzung 
mit abweichendem Verhalten. 

Fragen zur Reflexion 

• Soziale Arbeit verfolgt eine charakteristische Deutung von Devianz. In welchen Eällen 
kann sie negativ für die Adressat_innen sein? 

• Warum steht die Kooperation von Sozialer Arbeit und Polizei vor besonderen Heraus¬ 
forderungen? 

• Welche Instanzen sind bei der Definition von Abweichendem Verhalten beteiligt? 

• Welche Rolle spielen Kategorisierungen für die Soziale Arbeit? 
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Zusammenfassung 

Menschen, die in Armut leben, werden in unterschiedlichen Kontexten in der Sozialen 
Arbeit zu Adressat_innen. Im Gegensatz zu absoluten Armutserfahrungen vor allem in 
der Dritten Welt, bei der Menschen um ihr Überleben ringen müssen, ist in wohlhaben¬ 
den Industrienationen und Wohlfahrtsstaaten wie Deutschland eher eine relative Armut, 
also in Abhängigkeit zum mittleren Lebensstandard einer Gesellschaft beobachtbar. 
Für Soziale Arbeit stellt Armut in einem reichen Land vor allem die Herausforderung 
dar, Armutserscheinungen zu identifizieren, Ungleichheitsverhältnisse in der Wahrneh¬ 
mung von Chancen und Nutzung von Ressourcen zu erkennen, Stigmatisierungen und 
Selbstzweifel wahrzunehmen und armutspräventive Angebote auf der Basis zielgrup¬ 
penspezifischer und partizipativer Zugänge unter Erhalt der individuellen Würde zu 
entwickeln. Neben objektiven Zugängen in den Bereichen von Bildung, Gesundheit 
oder sozialer Einbindung bilden auch subjektive Sichtweisen und lebensweltbezoge¬ 
ne Lösungsansätze Möglichkeiten des fachlichen Wahrnehmens und Handelns. Armut 
stellt somit einen eklatanten Ausdruck von gesellschaftlicher Ungleichheit dar, den es 
fachlich in Bezug auf seinen Bedeutungsgehalt, dessen persönliche wie gesellschaftli¬ 
che Auswirkungen und die Beeinflussungsmöglichkeiten zu hinterfragen gilt. 


► Armut stellt ein soziales Phänomen dar, welches bislang in jeder Gesellschaftsform 
aufgetreten ist. Ihre Ursache hat Armut in einer materiellen Unterversorgung, also in ei¬ 
nem Mangel an Vermögen und Eigentum, um die grundlegenden Bedürfnisse ausreichend 
befriedigen zu können. Die Folgen von Armut erstrecken sich auf alle Bereiche des ei- 
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genen Lebens und beeinflussen nicht nur die Qualität des Lebens, sondern letztlich auch 
die Lebensdauer. Neben einem absoluten Mangel - im Sinne einer extremen Unterversor¬ 
gung mit überlebenswichtigen Gütern - bezieht sich der Armutsbegriff in entwickelten 
Industriestaaten wie Deutschland weniger auf die Sicherung der nackten Existenz als 
vielmehr auf einen Mangel an materiellen Ressourcen, um Beschämung vermeiden und 
die Selbstachtung wahren zu können. Relative Armut entwickelt sich also analog zur 
Dynamik sozialer Ungleichheit und steht im Verhältnis zum mittleren Lebensstandard 
einer Gesellschaft. Je höher der Wohlstand, umso höher liegt auch die Armutsgrenze. 
Obwohl extreme Formen von Armut - global betrachtet - enorm abnehmen, stellt Armut 
als Ausdruck wachsender sozialer Ungleichheit eine weltweite zentrale gesellschaftliche 
Herausforderung dar. Dies betrifft auch den Bereich der Sozialen Arbeit im fachlichen wie 
im ethischen Sinn. 


7.1 Zugänge zur Armut 

Um Armut umfänglich verstehen zu können, gilt es, dieses Phänomen als zentrale globale 
Herausforderung zu begreifen, welches sich derzeit in seinem Umfang und den Auswir¬ 
kungen enorm wandelt. Vor diesem Hintergrund lohnt sich ein genauerer Blick auf die 
Lage der von Armut betroffenen Menschen in Deutschland, die Antworten des deut¬ 
schen Sozialstaats und die Diskussion um Armut in diesem Land. Zunächst ein kurzer 
historischer Rückblick zur Entwicklung in Deutschland: Während Armut in ihren ersten 
wahrgenommenen Formen bis zum Ende des Mittelalters als ein Mangel an Eigentum 
verstanden wurde, kam mit der Entwicklung von lohnabhängiger Arbeit im Zuge der 
Industrialisierung ein neues Armutsverständnis auf, welches sich vor allem auf einen Man¬ 
gel an Einkommen bezog. Während also in einer agrarisch geprägten Gesellschaft bis zum 
18. Jh. Menschen als arm galten, weil sie als Zweitgeborene von den Erbansprüchen auf 
das Eigentum ausgeschlossen waren und ohne Eigentum an Land auch nicht umfassend für 
sich selbst sorgen konnten, bezog sich Armut in der Industriegesellschaft vor allem auf Ar¬ 
beitnehmerinnen, die aufgrund von Arbeitslosigkeit oder zu geringem Einkommen nicht 
in der Lage waren, ihre eigene Existenz zu sichern. Mit zunehmendem gesellschaftlichen 
Wohlstand und der Entwicklung der wohlfahrtsstaatlichen Verantwortung eines Staates 
für die Bürgerinnen wurden die Folgen von fehlenden und prekären Einkommen durch 
staatliche Sozialleistungen abgemildert. Armut im deutschen Sozialstaat wandelte sich 
vom Zustand einer existenziell bedrohlichen Lebenssituation hin zu einer Mangelsitua¬ 
tion, die mit der grundgesetzlich verankerten Verpflichtung des Staates einhergeht, jeder 
Bürgerin den Mindeststandard einer menschenwürdigen Existenz im Sinne eines sozio- 
kulturellen Existenzminimums zu gewährleisten. Der alleinige Fokus auf das materielle 
Einkommen verstellt jedoch den Blick auf Unterversorgungslagen und deren Auswirkun¬ 
gen. Notwendig ist vielmehr der Blick darauf, was eine Abhängigkeit von Sozialtransfers 
für die gesamte Lebenssituation der Betroffenen bedeutet, wie unsere Gesellschaft darauf 
reagiert und welche Chancen für die Einzelnen existieren, der Armut zu entkommen. 
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Fallbeispiel 

Ein pointiertes Gedankenspiel lässt sich im Vergleich von Studierenden und langzeit¬ 
arbeitslosen Menschen anstellen, die auf staatliche Unterstützung angewiesen sind. 
Die Armutsrisikoschwelle, d. h. die gängige Definition zur Messung von Armut in 
Deutschland liegt bei weniger als 60 % des mittleren Einkommens und damit nach dem 
Mikrozensus 2015 bei 942 € für Alleinstehende. Als einkommensarm gelten Men¬ 
schen, die in einem eigenen Haushalt leben und über weniger Geld als diesen Betrag 
pro Monat verfügen. Somit sind sowohl Studierende, die von zu Hause ausgezogen 
sind und von einer unter dieser Grenze liegenden Studienfinanzierung leben, als auch 
arbeitslose Menschen, die sozialstaatliche Leistungen beziehen, grundsätzlich gleicher¬ 
maßen von Einkommensarmut betroffen. 

Gleichwohl nehmen diese beiden Bevölkerungsgruppen ihre Lebenssituation in der 
Regel anders wahr. Ohne bestreiten zu wollen, dass auch Studierende gerade mit eige¬ 
nen Kindern häufig in materiellen Mangelsituationen leben, zeigen eigene Befragungen 
unter Studierenden eine klare Tendenz: Die eigene Einkommensarmut nach der „offi¬ 
ziellen“ Armutsgrenze ist ihnen meist nicht bewusst und sie betrachten ihre eigene 
Lebenssituation eher wenig armutsgeprägt. Gleichzeitig erleben Menschen, die sich 
im Regelbezug von Leistungen nach dem SGB II befinden, ihre Situation als einen 
Zustand, in dem sie sich täglich um den Erhalt ihrer Würde sorgen müssen und von 
der Gesellschaft marginalisiert werden. Beispielhaft seien hier die „Einladungen“ zu 
Terminen in das Jobcenter genannt, die tatsächlich eine Verpflichtung darstellen und 
regelmäßig mit einem Hinweis auf die Konsequenzen bei Nichterscheinen versehen 
sind. 

Das unterschiedliche Empfinden der beiden Betroffenengruppen trotz gleicher ma¬ 
terieller Lage erscheint logisch, lassen sich aber nicht mit einem Blick auf die Ein¬ 
kommenshöhe erklären. Die Unterschiede lassen sich mit einem Bündel an Faktoren 
erklären. Die Wahrnehmung der Studierenden ist geprägt vom Wissen um die zeitli¬ 
che Begrenztheit dieses Lebensabschnitts, die Aussicht auf eine überdurchschnittlich 
sichere Beschäftigung und höhere Entlohnung, lässt sich aber auch mit der größeren 
Wahrscheinlichkeit erklären, dass Studierende in einer Wohngemeinschaft mit ande¬ 
ren Studierenden leben und sich dadurch zum Beispiel die Mietkosten teilen können. 
Darüber hinaus sind weitere finanzielle Vorteile zu nennen, die mit einem Studieren¬ 
denstatus verbunden sind, etwa Kostenersparnisse im Nahverkehr, durch die Mensa¬ 
versorgung oder im Freizeitbereich. 

Ein von materiellen Aspekten losgelöstes Merkmal für eine unterschiedliche Wahr¬ 
nehmung von Armut ist schließlich auch die Akzeptanz der individuellen Lebenssitua¬ 
tion im jeweiligen gesellschaftlichen Umfeld. 

So kann der Begriff der Einkommensarmut nicht erklären, warum zum Beispiel Stu¬ 
dierende mit großer Wahrscheinlichkeit meist keine Scham empfinden, wenn sie die 
eigene Lebenssituation beim Kennenlernen neuer Personen auf einer Party schildern. 
Gleichzeitig dürften Menschen größere Schwierigkeiten haben, sich zu ihrer Langzeit- 
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arbeitslosigkeit zu bekennen und deren Folgen zu beschreiben. Das daraus resultie¬ 
rende, für jeden Menschen nachvollziehbare Problem hat weniger mit der Höhe des 
Einkommens zu tun als vielmehr mit der Frage, inwiefern der soziale Status in einer 
Gesellschaft akzeptiert ist und welcher Grad der Selbstwirksamkeit diesem Status zu¬ 
geschrieben wird. 

Armut kann demzufolge in Wohlfahrtsstaaten als ein Zustand verstanden werden, in 
dem materielle Unterversorgung zu einem gravierenden Mangel an Verwirklichungschan¬ 
cen (Sen 2010) führt, um ein Lehen als anerkannter Teil der Gesellschaft führen zu können 
(vgl. Cremer 2016, S. 18). 

Somit ist Armut eng an den Begriff der sozialen Teilhabe gekoppelt, ohne aber mit ihm 
identisch zu sein. In unserer Gesellschaft gibt es mehrere Gründe, warum Menschen nicht 
im gleichen Maß in das Zusammenleben integrierte Mitglieder sind. Wichtige Faktoren 
für soziale Ungleichheit sind das Geschlecht, der Migrationshintergrund, die Hautfarbe, 
der Grad der Behinderung, die Religionszugehörigkeit, der Bildungshintergrund oder die 
sexuelle Orientierung. Armut ist demzufolge nur ein einzelner Grund unter mehreren Fak¬ 
toren, der zu Benachteiligung und schließlich auch zu Ausgrenzung führen kann. Soziale 
Ungleichheit kann auch andere Ursachen als Armut haben, potenziert sich aber in ihren 
negativen Auswirkungen beim Vorhandensein mehrerer Ursachen. 

► Armut Anhand der bisherigen Ausführungen kann eine Arheitsdefinition für das so¬ 
ziale Phänomen der Armut in einer entwickelten Industriegesellschaft wie Deutschland 
erstellt werden: Armut wird aufgefasst als ein Mangel an gesellschaftlicher Teilhabe auf¬ 
grund von materieller Unterversorgung, der sich auf alle Lebensbereiche erstreckt und für 
die Betroffenen mit tiefgreifenden Ausschlussängsten und Benachteiligungserfahrungen 
verbunden ist. 

Im Folgenden soll Armut in diesem Verständnis aus verschiedenen Blickwinkeln her¬ 
aus beleuchtet werden. 

Armut in globalen Zusammenhängen 

Ein Blick auf die Zahlen zeigt das Ausmaß weltweiter Armut: Laut der gängigen Defini¬ 
tion der Weltbank absoluter Armut gilt ein Mensch als arm, wenn er weniger als 1,90 US- 
Dollar am Tag zur Verfügung hat. In 2015 waren davon 702 Mio. Menschen betroffen (vgl. 
World Bank Group 2015, S. 3). Pro Jahr sterhen mehr als neun Millionen Kinder vor ihrem 
fünften Gehurtstag aufgrund von Armut. Laut den Vereinten Nationen litten 2015 weltweit 
795 Mio. Menschen unter chronischem Hunger, „jede Minute sterhen elf Kinder unter fünf 
Jahren, jede Stunde 33 Mütter. Rund 37 Mio. Menschen leben mit HIV und elf Millionen 
mit Tuberkulose. Mehr als 660 Mio. Menschen beziehen ihr Trinkwasser aus einer nicht 
verbesserten Wasserquelle, 2,4 Mrd. Menschen benutzen eine nicht verbesserte Sanitär¬ 
anlage und fast eine Milliarde Menschen verrichten ihre Notdurft unter freiem Himmel. 
Weltweit sind 780 Mio. Erwachsene und 103 Mio. junge Menschen (15-24 Jahre) Anal- 
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phabeten. In den entwickelten Ländern gibt es 160 Mio. funktionale Analpbabeten. Global 
gesehen fehlt es 250 Mio. Kindern an elementaren Kenntnissen, die sie nicht erlernt ha¬ 
ben, obwohl 130 Mio. von ihnen mindestens vier Jahre zur Schule gegangen sind. Mehr als 

1.5 Mrd. haben eine prekäre Beschäftigung, in der Regel ohne menschenwürdige Arbeits¬ 
bedingungen, angemessene Mitsprache und soziale Absicherung“ (Deutsche Gesellschaft 
für die Vereinten Nationen 2015, S. 6). 

Diese Zahlen machen betroffen und verweisen auf Lebensbedingungen in Armut, die 
sich mit den armutsgeprägten Lebensbedingungen in Wohlfahrtsstaaten und ihrem rela¬ 
tiven Armutsverständnis nicht vergleichen lassen. Für die Betroffenen in den weniger 
entwickelten Ländern bedeutet Armut auch im 21. Jahrhundert noch ein Kampf um das 
tägliche Überleben. 

Auch wenn in Deutschland die Diskussion um Armut notwendigerweise auf den Ge¬ 
gebenheiten und Ansprüchen der hiesigen Gesellschaft basiert, kann sich Soziale Arbeit, 
die den universellen Menschenrechten verpflichtet ist, nicht ihrer globalen Verantwortung 
und schon gar nicht den Konsequenzen von globaler Armut und daraus resultierender Per- 
spektivlosigkeit in Form von humanitären Katastrophen, (Bürger-)Kriegen oder Flücht¬ 
lingsbewegungen entziehen. Soziale Arbeit ist in diesem Kontext aufgefordert, den Blick 
auf globale Zusammenhänge zu lenken und Antworten nicht nur im eigenen nationalstaat¬ 
lichen Kontext zu suchen. Aus ihrer eigenen pragmatischen, auf Hilfe und Unterstützung 
ausgelegten Erfahrung kann Soziale Arbeit einen wertvollen Beitrag dazu leisten, dass 
sich der Fokus weitet und Armutsdebatten sich nicht mehr darauf beschränken, über die 
Ursachen von Armut, das Verhältnis von Demokratie und Armut oder die Angemessen¬ 
heit einer Hilfe von außen zu diskutieren (Banerjee und Duflo 2015, S. 17). Vielmehr 
vermag gerade Soziale Arbeit konkret aufzuzeigen, was in der Bekämpfung und Ver¬ 
hinderung von Armut hilft, welche Ansätze tatsächlich wirken und wie die drei großen 
Herausforderungen der Armutsprävention (Ideology - zementierte Vorstellungen, Igno- 
rance - Unwissenheit, Intertia - Trägheit) aufseiten der Experten, der Entwicklungshelfer 
und der Entscheidungsträger bewältigt werden können (Banerjee und Duflo 2015, S. 34). 

Jenseits der weiterhin bedrückend hohen Zahl an Menschen, die 2015 weltweit in 
Armut lebten, sind mit Blick auf die Entwicklung in den vergangenen Jahren bemerkens¬ 
werte Eortschritte in der menschlichen Entwicklung festzustellen. So ging die Anzahl der 
Menschen mit prekären Lebens Verhältnissen zwischen 1990 und 2014 von drei Milliarden 
auf etwas über eine Milliarde zurück. „Die Zahl extrem armer Menschen fiel weltweit von 
1,9 Mrd. auf 836 Mio. Die Kindersterblichkeit reduzierte sich um mehr als die Hälfte; die 
Sterbefälle von unter Fünfjährigen gingen von 12,7 Mio. auf sechs Millionen zurück. Über 

2.6 Mrd. Menschen erhielten Zugang zu verbesserten Trinkwasserquellen und 2,1 Mrd. zu 
verbesserten Sanitäreinrichtungen, obwohl die Gesamtbevölkerung der Welt von 5,3 Mrd. 
auf 7,3 Mrd. anstieg“ (Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen 2015, S. 5). 

Die Gründe für diese gewaltige Verbesserung der unmittelbaren Lebenssituation von 
Millionen Menschen beruhen vor allem auf dem weltweiten ökonomischen Wachstum, 
von dem grundsätzlich alle Regionen der Erde profitieren, und weniger auf den interna¬ 
tionalen Bemühungen im Bereich der Entwicklungshilfe. Insbesondere Schwellenländer 
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konnten nach 1990 ihre Armutsquoten reduzieren. Spitzenreiter hierbei ist China, wo in 
1990 noch 60,9% extrem arm waren und heute nur noch vier Prozent unter diese Defi¬ 
nition fallen. Während sich in den afrikanischen Entwicklungsländern südlich der Sahara 
eine Verfestigung von extremer Armut zeigt (World Bank Group 2015), gelingt gerade 
den Ländern in Ostasien und in Südasien eine Reduzierung von Armut durch den erfolg¬ 
reichen Anschluss an den globalen Handel, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die 
Verbesserung der Bildungs- sowie Gesundheitssituation (vgl. Banerjee und Duflo 2015). 

2015 beschloss die Vollversammlung der Vereinten Nationen angesichts dieser Fort¬ 
schritte als oberstes von vier Entwicklungszielen, bis 2030 extreme Armut weltweit zu 
beseitigen. Jenseits der Frage, ob es tatsächlich innerhalb der nächsten 15 Jahre gelingt, 
die verbliebenen Armen über die von der Weltbank definierte Armutsschwelle zu heben, 
liegt die fachliche Herausforderung in der Analyse, warum es bereits jetzt bestimmten 
Ländern leichter gelingt, Armut zu vermindern, und was erfolgreiche Armutsprävention 
beinhaltet. 

Die Herausforderungen dabei sind gewaltig. Trotz teilweise enormer Reduzierung von 
Armut profitieren vor allem Menschen in den Städten von der Entwicklung, während der 
ländliche Bereich abgehängt bleibt. Es braucht Antworten, wie die zunehmende sozia¬ 
le Ungleichheit in Stadt und Land verringert werden kann. So leben in China derzeit 
125 Mio. Wanderarbeiter, die nicht nur von extremer Armut bedroht sind, sondern auch 
unmittelbare Benachteiligungen ihrer Familienmitglieder erleben, etwa in der Frage von 
Gesundheitsschutz und Bildungszugängen. Daneben lassen sich die globalen Unterschie¬ 
de in der Armutsprävention auf die Qualität der Regierungsführung und der rechtlichen 
und zivilgesellschaftlichen Kontrolle von Macht zurückführen. Governance ist hierbei ein 
Stichwort, mit dem gerade auch im Bereich der Sozialpolitik - etwa in der Steuerung von 
Sozialleistungen - Armutsprävention erfolgreicher gestaltet werden kann. Ökonomisch 
lassen sich die Unterschiede vor allem durch den mehr oder minder gelingenden Abbau 
von Handelshemmnissen, den Zugang zu globalen Märkten und das Schaffen von Wirt¬ 
schaftswachstum erklären. Größte Hemmnisse in der Entwicklung von Wohlstand sind 
dabei eine zunehmende Anzahl von bewaffneten Auseinandersetzungen zwischen einzel¬ 
nen Ländern sowie die Auswirkungen des Klimawandels (vgl. Banerjee und Duflo 2015). 


Exkurs; Instrumente zur Verbesserung der Lebensqualität 

Mit Blick auf die von Armut betroffenen Menschen weltweit erweisen sich nach 
Banerjee und Duflo (2015, S. 346 ff.) fünf Aspekte als zentrale Instrumente, um die 
Lebensqualität zu verbessern. Der erste Ansatz bezieht sich darauf, dass den Ar¬ 
men oft wichtige Informationen fehlen und sie falsche Dinge glauben, zum Beispiel 
im Hinblick auf die Verhütung von Krankheiten, den Nutzen von Impfungen oder 
die richtige Anwendung von Dünger. Geeignete Informationen aus einer vertrauens¬ 
würdigen Quelle sind deshalb ein wichtiger Schlüssel für eine Prävention globaler 
Armut. Ein zweiter Ansatz zielt darauf, die Armen bei Entscheidungen zu unter- 
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stützen, die ihre eigene Zukunft betreffen, deren Nutzen sich aber erst später zeigt 
oder nicht direkt sichtbar wird. Arme müssen sich im Gegensatz zu Reichen um sehr 
viele Bereiche selbst kümmern. So stehen zum Beispiel nur Arme vor der Aufgabe, 
Wasser selbstständig zu reinigen und eigenverantwortlich Rentenbeiträge jenseits 
des automatischen Lohnabzugs zu sparen. Arme stehen ständig vor der Frage, ob 
sie sich solche Entscheidungen jetzt auch tatsächlich leisten können oder ob sie die¬ 
se nicht aufschieben sollten. Drittens stehen Tkrmen keine ausreichenden Zugänge 
zu manchen Märkten offen oder sie müssen für diese Zugänge überdurchschnittlich 
viel bezahlen. Die Einrichtung eines Girokontos, die Beschaffung eines Identitäts¬ 
nachweises oder die Aufnahme eines Kleinkredits sind in der Regel an Bedingungen 
geknüpft, die für Arme oft unüberwindbare hnanzielle und technische Hindernisse 
darstellen. Hier gibt es vielerlei Ansätze zur Unterstützung und Befähigung von 
Armen, etwa in der Etablierung von Mikrokrediten oder auch dem erleichterten 
Zugang von Bewohner_innen der ländlichen Räume zur Nutzung von Mobiltele¬ 
fonen. Viertens sagen allein der gegenwärtige Umstand der Armutsbelastung oder 
die Belastungen in der Vergangenheit noch wenig über die Zukunftsperspektiven 
eines Landes aus. Vielmehr ist es entscheidend, wie gut eine Regierung in der Lage 
ist, ihren Aufgaben nachzukommen. Laut Banerjee und Duflo ist dabei entschei¬ 
dend, wie effektiv vorhandene Handlungsspielräume genutzt werden können, um 
zielgenau und sinnvoll Ressourcen einzusetzen und politisch zu steuern. Eünftens 
hat sich in der internationalen Armutsforschung der Umgang mit Erwartungen ge¬ 
genüber dem einzelnen, von Armut betroffenen Menschen als ein zentraler Faktor 
erwiesen. Wer zu was befähigt und wem was ermöglicht wird, hängt häuhg mit 
der individuellen Wertschätzung und dem Respekt gegenüber einem Menschen zu¬ 
sammen. So können objektiv gleichwertige Programme in der Armutsprävention zu 
völlig verschiedenen Ergebnissen führen, weil damit konträre individuelle Zugänge 
zu Armen und andere Umgangsweisen mit Armen verbunden sind. 


Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass in der globalen Armutsentwicklung trotz 
häufig gegenläufiger Wahrnehmung große Eortschritte erzielt werden und wir dennoch 
weit davon entfernt sind, Patentlösungen für die Überwindung von Armut anbieten zu 
können. Gleichzeitig lassen sich aus Vergleichen und der Analyse von Armutsprogram¬ 
men viele Ableitungen treffen, die einen Erfolg in der Armutsprävention wahrscheinlicher 
machen. 

Armut in Deutschland 

Statistisch gilt in Deutschland jemand als armutsgefährdet, dessen verfügbares Einkom¬ 
men weniger als 60% des mittleren Einkommens beträgt. Damit schließt dieses Ver¬ 
ständnis an die Definition der Europäischen Union an, die diese Armutsgrenze offiziell 
festgelegt hat und sie als „Armutsrisikoquote“ bezeichnet. Mit dieser Quote kann noch 
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nichts über die Auswirkungen auf das tägliche Leben der Betroffenen ausgesagt wer¬ 
den, vielmehr ist sie ein Versuch, mittels Statistik eine relationale Annäherung an soziale 
Ungleichheitsverhältnisse vorzunehmen. Die Grenzen dieser statistischen Einteilung wer¬ 
den schnell erreicht, wenn auf Basis dieser Armutsdefinition reflektiert wird, was ein 
Leben unter Armutsbedingungen konkret bedeutet (Cremer 2016, S. 28). Gleichzeitig er¬ 
möglichen diese statistischen Grenzziehungen eine Ableitung von objektiven Faktoren, 
welche die Lebensumstände entscheidend beeinflussen. So befindet sich die Gruppe des 
prekären Wohlstands, mit einem Netto-Äquivalenzeinkommen von weniger als 70 %, als 
armutsgefährdet in sozialen Risikosituationen, immer an der Grenze zwischen gerade aus¬ 
reichenden Möglichkeiten, um finanziell unabhängig für das eigene Leben zu sorgen, und 
finanzieller Bedürftigkeit, woraus sich ein Anspruch auf sozialstaatliche Transferleistun¬ 
gen im Rahmen ergänzender Leistungen nach dem SGB II ergibt. 

Die Armutsrisikoquote sagt wenig über die tatsächliche Lebenssituation aus. Armut 
in Deutschland ist nicht gleichzusetzen mit Armut in der Dritten Welt. Stattdessen bil¬ 
det diese Quote einen Indikator zur Erfassung von sozialer Ungleichheit innerhalb einer 
Gesellschaft. Doch besagt sie wenig hinsichtlich des subjektiven Erlebens von Unterver¬ 
sorgung. Es bedarf somit einer Verbindung dieser Quote mit Faktoren, die Rückschlüsse 
auf die tatsächliche Lebenssituation. 


Fallbeispiel 

Dies kann ein Gedankenspiel verdeutlichen: Wenn sich das Einkommen für die gesam¬ 
te Bevölkerung in Deutschland gleichmäßig verdoppeln würde, würden sich zwar die 
materiellen Ressourcen - als der zentrale Indikator von Armut - ebenso verdoppeln, 
doch hätte das keinerlei positiven Einfluss auf die Armutsrisikoquote. Diese würde 
trotz höheren Einkommens für alle sogar ansteigen, weil sich die Einkommensstruktur 
durch die Verdopplung der Einkommen weiter auseinanderentwickelt. Mit einer der¬ 
artigen Messung von Armut lassen sich also eher Aussagen über soziale Ungleichheit 
und weniger über die Auswirkungen von Armut treffen. 

Um Armut in ihren konkreten Auswirkungen zu verstehen, hilft der Lebenslagenan¬ 
satz deutlich weiter. Durch den Fokus auf die individuelle Lebenslage wird die tatsäch¬ 
liche Lebenssituation nicht als zufällig bewertet, sondern vielmehr in Relation zu den 
gesellschaftlichen Zuständen begriffen (vgl. Neurath 1979, S. 266). Ausgehend vom Le¬ 
benslagenbegriff entwickelte Weisser (1972) den Lebenslagenansatz, der das Individuum 
in den Mittelpunkt stellt und dessen Wohlbefinden in einem multidimensionalen Ansatz 
beschreibt (Weisser 1972, S. 773). Das Wohlbefinden eines Menschen ist - so lautet die 
Erkenntnis - nicht monokausal über einen Faktor wie etwa das Einkommen zu bestim¬ 
men, sondern kann nur in einer ganzheitlichen Perspektive auf alle Lebensbereiche erfasst 
werden. Mit dem Lebenslagenansatz bietet sich ein Zugang, der über eine finanzielle Un¬ 
terversorgung hinausweist und zentrale Lebensbereiche, wie Gesundheit, Bildung oder 
soziale Teilhabe, einbezieht (vgl. Kurth und Schaffrath Rosario 2007; Martens 2009). In¬ 
sofern sind zur Beschreibung von Armut folgende Dimensionen von Lebenslagen in den 
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Blick zu nehmen; 

• materielle Versorgung, 

• Versorgung im kulturellen Bereich, 

• Situation im sozialen Bereich und 

• psychische und physische Lage (vgl. Holz 2008b, S. 485). 

Der Aspekt der materiellen Grundversorgung beinhaltet etwa Aussagen zur Wohnung, 
zu Nahrung und zu Kleidung. Demgegenüber ist im kulturellen Bereich der Blick vor al¬ 
lem auf die kognitive Entwicklung, die sprachliche Kompetenz und die Bildung gerichtet. 
Unter der Situation im sozialen Bereich sind insbesondere die sozialen Kontakte oder so¬ 
ziale Kompetenzen zu verstehen. Innerhalb der Lebenslagendimension der psychischen 
und physischen Lage ist beispielsweise der Gesundheitszustand oder die körperliche Ent¬ 
wicklung zu sehen. Bei mehrfacher Benachteiligung wird von einer multiplen Deprivation 
gesprochen. 

Hauptbetroffene von Armut sind nach Cremer (2016, S. 34 ff.) arbeitssuchende Perso¬ 
nen: 60 % aller Arbeitslosen in Deutschland fallen unter die Armutsrisikoquote. Durch die 
Einführung des Mindestlohns dürfte es nun keine legalen Vollzeitbeschäftigten mehr ge¬ 
ben, die unter die Armutsrisikoschwelle fallen. Als zweite Hauptrisikogruppe sind Allein¬ 
erziehende und die in ihren Haushalten lebenden Kinder von Armut betroffen. Trennung 
und Scheidung werden somit neben dem Verlust der Arbeit zu einer Hauptursache von 
Armut. Damit wird zugleich deutlich, dass das verbreitete Bild in der Gesellschaft, Armut 
könnte einem großen Teil der Bevölkerung nicht passieren, nicht der Realität entspricht. 
Arbeitsplatzverlust und auseinanderbrechende Beziehungen sind alltägliche Erfahrungen 
in unserer Gesellschaft, die alle betreffen können und nicht nur für die Betroffenen selbst, 
sondern gerade auch für deren minderjährige Familienangehörige einschneidende Lebens¬ 
situationen darstellen. Neben den Alleinerziehenden verfügen auch Familien mit mehreren 
Kindern über ein deutlich höheres Armutsrisiko als der Durchschnitt der Bevölkerung. 
Dieses Risiko steigt zudem mit jedem weiteren Kind an. So sind 36 % der Familien mit 
vier und mehr Kindern in Deutschland von Armut betroffen. Eine vierte Hauptrisikogrup¬ 
pe sind Menschen mit Migrationshintergrund. Hier liegt die Hauptursache aber weniger in 
der Migration selbst als vielmehr im vergleichsweise niedrigeren Bildungsabschluss und 
der schlechteren Integration in den Arbeitsmarkt. 

TVrmut steht in engem Zusammenhang mit individueller Benachteiligung und Vulnera¬ 
bilität. Dieser Prozess beginnt laut der AWO-ISS-Studie, der einzigen deutschen Längs¬ 
schnittstudie zu den Auswirkungen von Armut auf das Aufwachsen von Kindern, in der 
frühen Kindheit, wird vor allem in Bildungsprozessen zementiert und verdichtet sich in 
der Jugendphase (Laubstein et al. 2016, S. 74). Die Auswirkungen erstrecken sich auf alle 
Lebensbereiche und führen ab einer Belastungsdauer von mehr als zwei Jahren zu einer 
erhöhten Wahrscheinlichkeit, dass daraus resultierende Konsequenzen anschließend nicht 
mehr ausgeglichen werden können, auch nicht durch eine intensive Förderung. 
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Abschließend soll noch darauf eingegangen werden, wie Betroffene mit Armut umge¬ 
hen. Im Gegensatz zur öffentlichen Wahrnehmung kann das typologische Bild einer von 
Armut betroffenen Person, der man ihre Situation ansieht, nicht empirisch untersetzt wer¬ 
den. Armut in Deutschland ist weniger ein offen sichtbares Problem, auch wenn es sicher¬ 
lich Erscheinungsformen von Armut gibt, die Teil des öffentlichen Lebens in deutschen 
Städten und damit direkt wahrnehmbar sind. Vielmehr ist Armut ein verdeckt vorhande¬ 
nes Phänomen. Die bereits beschriebenen, von uns allen potenziell erlebbaren Ursachen 
von Armut, die Stigmatisierung von Armen sowie der Umstand, dass Armut die Lebens¬ 
zufriedenheit deutlich verringert, begünstigen ein Vermeidungsverhalten der Betroffenen, 
um damit ihre Beschämung zu verbergen und den Verlust von Würde zu vermeiden. Der 
AWO-ISS-Studie ist eindeutig zu entnehmen, dass es einem Großteil der von Armut be¬ 
troffenen Eltern gelingt, ihre Kinder so aufwachsen zu lassen, dass die Armutsproblematik 
nicht oder nur in einem reduzierten Ausmaß auf die Kinder einwirkt. Eltern erreichen 
dies zum Beispiel, indem sie auf die Befriedigung eigener Bedürfnisse verzichten, et¬ 
wa in Bezug auf Urlaub oder Freizeitgestaltung (vgl. Holz 2008a, S. 146). Im Kontext der 
Armutsdiskussion ergibt sich aus diesem Umstand ein Aspekt, welcher in der gesellschaft¬ 
lichen, politischen wie fachlichen Wahrnehmung bislang nicht angemessen berücksichtigt 
wird. Jenseits der Beschreibung problemorientierter Unterversorgungslagen lässt sich mit 
diesem Wissen ein Blick generieren, der nicht von Unvermögen, Versagen oder Schuld der 
Betroffenen ausgeht, sondern von Respekt getragen ist gegenüber Eltern, die ein Leben in 
menschlicher Würde anstreben und ihrer Verantwortung gegenüber den Kindern vollauf 
gerecht werden. 

Armut und soziale Ungleichheit 

Deutschland ist trotz der auch im globalen Maßstab guten ökonomischen Lage und der 
hohen sozialen Absicherung ein Land, welches von einem hohen Maß an sozialer Un¬ 
gleichheit geprägt ist. Aus den Armutsfolgen lassen sich materielle Entbehrungen ablei¬ 
ten, die für die Betroffenen tiefe persönliche Einschnitte bedeuten, etwa in der Frage der 
Bildungschancen oder des Freizeitverhaltens. Allerdings ergeben sich aus der Unterver¬ 
sorgung und der Inanspruchnahme von sozialen Leistungen Stigmatisierungen, die von 
Armut betroffene Menschen häufig in ähnlicher Form als verletzend erleben. „Dass man 
immer nein sagen muss“ - dieser Titel einer Befragung der Eltern von Grundschulkindern 
mit Nürnberg-Pass (Wüstendörfer 2008) stellt prägnant die Wahrnehmung von Eltern dar, 
die sehr genau die Erwartungen und Wünsche ihrer Kinder kennen, gleichzeitig aber nicht 
über die ausreichenden Ressourcen bzw. Zugänge verfügen, um sich selbst als „gute“ 
Mutter oder „guter“ Vater zu betrachten, die ihren Kindern das geben können, was sie 
als notwendig erachten. Das damit verbundene Phänomen von sozialer Ungleichheit stellt 
die zentrale Herausforderung dar, die mit Armut in einem Wohlfahrtsstaat verbunden ist. 
Weniger der absolute Mangel als vielmehr die relative Benachteiligung im Vergleich zu 
dem, was als selbstverständlich in einer Gesellschaft wahrgenommen wird, führen zu den 
negativen Auswirkungen von Armut. Zu dem Gefühl von sozialer Benachteiligung kann 
leicht das Empfinden von Ungerechtigkeit hinzukommen, wenn Benachteiligte es auf- 
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grund von Stigmatisierungen und erschwerten Bedingungen nicht vermögen, aus eigener 
Kraftanstrengung das eigene Schicksal zu meistern und über die gleichen Lebenschancen 
wie andere Gesellschaftsmitglieder zu verfügen. Die noch immer auseinandergehenden 
Bildungsbiografien von Kindern aus Akademikerhaushalten oder der schwindende Anteil 
von Studierenden aus Arbeiterhaushalten (vgl. Middendorff et al. 2013, S. 84) sprechen 
hier eine deutliche Sprache. Hier liegt nicht nur die fachliche, sondern vor allem auch die 
politische Herausforderung für Soziale Arbeit: Auftrag der Sozialen Arbeit ist einerseits, 
die benannten Präventionsansätze fachlich umzusetzen und andererseits, den politischen 
Einfluss geltend zu machen, um auf die gravierenden Zusammenhänge zwischen Armut, 
sozialer Ungleichheit und Ungerechtigkeit hinzuweisen. 

Fragen zur Reflexion 

• Armut und soziale Ungleichheit stehen in einem engen Verhältnis zueinander. Welche 
Folgerungen ergeben sich aus einer Perspektive sozialer Ungleichheit für die Betrach¬ 
tung von Armut? 

• Welche Zugänge zu den Auswirkungen von Armut lassen sich aus einer Annäherung 
über die Armutsrisikoquote bzw. den Lebenslagenansatz ableiten? 

• Diskutieren Sie die Möglichkeiten und Grenzen von Armutsprävention. Was ist durch 
Soziale Arbeit im Umgang mit Armut besonders wirksam, was ist überhaupt nicht 
beeinflussbar? 
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Zusammenfassung 

Das Denken Sozialer Arbeit in religiösen Bezügen erscheint bislang ungewohnt. Ange¬ 
sichts einer impliziten Säkularisierungsthese wird das Thema Religion und Religiosität 
in Bezug auf die Adressat_innen der Sozialen Arbeit bisher gar nicht oder nur sehr mar¬ 
ginal in wissenschaftlichen Zusammenhängen betrachtet. 

In diesem Beitrag werden zunächst sowohl historische als auch strukturelle Aspek¬ 
te eines Religionsbezugs Sozialer Arbeit am Beispiel der Kinder- und Jugendhilfe 
nachgezeichnet. Daran anschließend stehen die Adressat_innen im Fokus, indem die 
Bedeutung von Religion für junge Menschen in einer lebensweltlichen Dimension be¬ 
leuchtet wird. Es soll gezeigt werden, dass Religion als Adressierung von Menschen 
im Feld der Sozialen Arbeit in unterschiedlicher Weise relevant ist. 


Das Thema Religion ist in der Sozialen Arbeit aus disziplinärer - also wissenschaftlicher 
- Sicht ein für längere Zeit unbeachtetes geblieben. Obwohl die Geschichte wie auch die 
Gegenwart des Sozialstaats und der Organisation Sozialer Arbeit ohne die Einbindung und 
den Einfluss von Religionsgemeinschaften eigentlich nicht erzählbar wäre (vgl. Sachße 
und Tennstedt 1998), folgten Theorie und Forschung in diesem Feld für lange Zeit sozu¬ 
sagen einer „impliziten Säkularisierungsthese“ (vgl. Bohmeyer 2009, S. 439 ff.). Dieser 
Begriff lässt sich ausgehend von der klassischen Säkularisierungsthese erklären. 
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► Säkularisierungsthese und implizite Säkularisierungsthese Ein überwiegender Teil 
der Religionssoziolog_innen diskutierte bis weit in die 1990er-Jahre die These, dass in¬ 
folge der Rationalisierung kultureller Weltbilder, der Differenzierung gesellschaftlicher 
Ordnungen und der damit einhergehenden Individualisierung und Pluralisierung von Le¬ 
bensentwürfen Religion ihre einstige Bedeutung unwiederbringlich verloren habe. Hierbei 
wurde insbesondere der zunehmende Bedeutungsverlust traditioneller, institutionalisierter 
Kirchenbindung in der Bevölkerung mit einem allmählichen Verschwinden des Themas 
Religion in der Gesellschaft gleichgesetzt (vgl. Koenig und Wolf 2013, S. 5 ff.). 

Eine implizite Säkularisierungsthese in der Sozialen Arbeit meint nicht - wie im Ver¬ 
ständnis des klassischen Säkularisierungsgedankens -, dass es zuerst religionsbezogene 
Diskurse und Debatten in der Sozialen Arbeit gegeben habe, welche dann zu dem Schluss 
gekommen seien, dass Religion auch für die Soziale Arbeit keine Rolle (mehr) spiele. Ge¬ 
meint ist vielmehr schlichtweg eine noch bis vor kurzem bestehende, sozialpädagogische 
De-Thematisierung religiöser Dimensionen (vgl. Karic und Ehlke 2015, S. 280). 

Es wurde also unhinterfragt davon ausgegangen, dass Religion auch für die Adres- 
sat_innen der Sozialen Arbeit insgesamt keine oder, wenn überhaupt, nur eine unterge¬ 
ordnete Rolle spiele. Übergangen wurde dabei jedoch für längere Zeit, dass trotz der sich 
durchaus vollziehenden Abnahme institutioneller Kirchenbindung Religionsgemeinschaf¬ 
ten in der Bevölkerung ein fester Bestandteil der sozialstaatlichen Infrastruktur sind. 

Dies ergibt sich zum einen aus der historischen Entwicklung des bundesrepublikani¬ 
schen Sozialstaats mit seiner typischen - und trotz vielfacher Umbrüche - noch immer 
wirksamen dualen Struktur des Zusammenspiels zwischen öffentlichen und freien Trä¬ 
gern. Unter Letzteren finden sich zu einem bedeutenden Anteil auch religiöse Träger, 
wie die Kirchen und ihre Wohlfahrtsverbände Caritas und Diakonie, welche im Vergleich 
mit den öffentlichen Trägern bis heute eine zwar bedingte, jedoch gesetzlich verbürgte 
Vorrangstellung in der Erbringung von Angeboten für Adressat_innen Sozialer Arbeit ge¬ 
nießen. Durch ihre über lange Jahre etablierten organisationalen Strukturen nehmen sie 
eine maßgebliche Bedeutung für die Soziale Arbeit - und die sozialstaatliche Infrastruk¬ 
tur insgesamt - ein (vgl. Ehlke et al. 2017). Im Folgenden wird deshalb zunächst anhand 
einiger historischer Schlaglichter die Einbettung von Religions- oder Glaubensgemein¬ 
schaften (diese beiden Begriffe werden hier synonym verwendet) in die sozialstaatliche 
Entwicklung nachgezeichnet. 


8.1 Der Zusammenhang von Religion und Sozialer Arbeit - 
ein historischer Überblick 

Noch lange Zeit bevor die Soziale Arbeit im westeuropäischen Raum als ein Beruf und 
später auch als eine Profession angesehen wurde, waren ihre Vorformen eng mit religiösen 
Motiven verbunden. So war der Umgang mit notleidenden Menschen bereits im Mittelalter 
stark durch die kirchliche Armenfürsorge geprägt. Die Thematisierung von Armut war 
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bereits früh ein zentraler Bestandteil christlich-religiösen Alltags, und die Verwaltung und 
Durchführung der sogenannten Almosengabe oblag in allen Fällen der Kirche und ihren 
Einrichtungen, welche einen Teil der Spenden wohlhabender Menschen für die Verteilung 
„mildtätiger Gaben“ verwendeten (vgl. Sachße und Tennstedt 1998, S. 28). 

Gegenwärtig werden Menschen z. B. aufgrund gesellschaftlicher Risikolagen (wie Ar¬ 
beitslosigkeit, Krankheit oder Armut), aufgrund jeweils unterschiedlicher Bedarfe im bio¬ 
grafischen Verlauf (so in der Kindheit, der Jugend und dem Alter) oder aber aufgrund von 
Bedarfen der Resozialisierung (wie etwa in der Bewährungshilfe, der Wohnungslosen- 
hilfe oder im Strafvollzug) zu Adressat_innen sozialstaatlicher und sozialpädagogischer 
Interventionsmaßnahmen. In der Regel erfolgt diesbezüglich eine Prüfung und Feststel¬ 
lung der Unterstützungsbedarfe, bevor geeignete Maßnahmen eingeleitet (oder aber auch 
abgelehnt) werden. Dies sah in der mittelalterlichen Gesellschaft noch grundlegend an¬ 
ders aus. Im Allgemeinen wurden alle Menschen in Armut als legitime Unterstützungs- 
empfänger_innen angesehen, ohne dass Kriterien für eine etwaige Bedürftigkeitsprüfung 
festgelegt worden waren (vgl. Sachße und Tennstedt 1998). Das Motiv solcher Spenden 
war nicht an den persönlichen Schicksalen der Notleidenden, an der sozialen Dimension 
von Armut oder aber an der Idee der Beseitigung ihrer Ursachen ausgerichtet, vielmehr 
stellte der so genannte Almosen vorrangig einen Akt dar, mit dem sich die Spenderinnen 
das eigene Seelenheil sicherten (vgl. Gabriel 2011, S. 1219). 

Seither hat sich auf dem Gebiet der Wohlfahrtspflege, wie wir sie in der heutigen 
Bundesrepublik kennen. Vieles geändert. Gesellschaftliche Umbrüche und damit einher¬ 
gehende sich stetig verändernde soziale Flerausforderungen haben zu einer Ausdifferen¬ 
zierung von Organisationsformen und Handlungsfeldern Sozialer Arbeit geführt. Auch 
wirken heute längst nicht mehr überwiegend kirchliche oder religiöse Akteure in der 
vielfältigen Unterstützung von Menschen, auch wenn sie bis heute eine wichtige und 
sehr präsente Stellung behalten haben. Diese zeigt sich aktuell vor allem in ihrer festen 
Einbettung in die sozialstaatliche Infrastruktur, welche sie im Laufe ihrer Entwicklungs¬ 
geschichte maßgeblich im Zusammenspiel mit staatlichen Akteuren mitgeprägt haben. 
Einige historische Markierungspunkte, die helfen, die Rolle von Religion(en) im Kontext 
der sozialstaatlichen Struktur zu verstehen, sollen im Eolgenden nachvollziehbar gemacht 
werden. 

Bereits im Übergang vom Mittelalter in die Neuzeit lässt sich ein erster solcher Mar¬ 
kierungspunkt setzen, denn hier entwickelten sich die ersten Städte und wuchsen auch 
hinsichtlich ihrer Bevölkerungszahlen zu einer Größe heran, die eine Bearbeitung und 
Verwaltung sozialer Problemlagen abseits einer rein kirchlich organisierten Almosenga¬ 
be notwendig machte. Das Wachstum der Städte führte somit zu ersten Prozessen ei¬ 
ner Entkirchlichung der Armenfürsorge, da die Bewältigung neu entstehender sozialer 
Herausforderungen und Aufgaben immer öfter von kirchlicher in kommunale - also öf¬ 
fentliche - Hand übergingen. Kirchliche Vermögen wurden hierzu häufig in städtische 
Kassen überführt sowie örtliche Zuständigkeiten und feststehende Kriterien der Bedürf¬ 
tigkeitsprüfung als Voraussetzung für den Erhalt von Unterstützungsleistungen eingeführt. 
Sachße und Tennstedt (1998) beschreiben diesen Prozess mit den Begriffen der „Kom- 
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munalisierung“, der „Rationalisierung“ und der „Pädagogisierung“ der Armenfürsorge, 
welche bereits Aspekte fokussieren, die auch in der heutigen Wohlfahrtspflege eine Rolle 
spielen (vgl. Sachße und Tennstedt 1998, S. 34). Ein weiterer solcher Aspekt stellt das ver¬ 
änderte Verhältnis zwischen den Kommunen und den Kirchen dar, denn der Prozess der 
Kommunalisierung, Rationalisierung und Pädagogisierung unter der „Schirmherrschaft“ 
der Kommunen vollzog sich nicht in allen Städten gleichermaßen, sondern führte häufig 
zu einer Konkurrenz mit der kirchlichen Armenfürsorge. Die Kirchen nahmen daher oft 
weiterhin eine prägende Rolle im Armenwesen ein, teilweise jedoch in Opposition zu den 
städtischen Akteuren (vgl. Sachße und Tennstedt 1998). Ist das heutige Verhältnis zwi¬ 
schen den Kommunen (als öffentliche Träger) und den Glaubensgemeinschaften (als freie 
Träger) zwar laut gesetzlicher Definition nicht in erster Linie durch Konkurrenz gekenn¬ 
zeichnet (vgl. etwa den in § 4 SGB VIII geregelten Grundsatz der „partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit zwischen freier und öffentlicher Jugendhilfe“), so werden hier doch be¬ 
reits erste Spuren der bereits im einleitenden Teil dieses Artikels angesprochenen dualen 
Wohlfahrtspflege sichtbar, welche bis heute eine zentrale Berücksichtigung in der Sozial¬ 
gesetzgebung erfährt. 

Der Einfluss von Religion(en) - oder genauer, zunächst von christlichen Religionsge¬ 
meinschaften - auf die Entwicklung des heutigen Wohlfahrtsstaats setzt also bereits früh in 
der Geschichte ein. Seither auch zeigt sich das Religiöse „als eine quer zu anderen gesell¬ 
schaftlichen Entwicklungen liegende Dimension: Und zwar in der Durchdringung sozialer 
Praxis durch glaubensgemeinschaftlich organisierte Hilfstätigkeit - und später zunehmend 
auch durch die sozialpolitische Beteiligung insbesondere der christlichen Kirchen“ (Ehl¬ 
ke et al. 2016, S. 458). Weitere Beispiele für eine solche Durchdringung sozialer Praxis 
sind die Aktivitäten der Kirchen im Zuge der Industrialisierung, denn dieser Prozess führ¬ 
te nicht nur zu wirtschaftlichem und technischem Portschritt: Hungersnöte auf dem Land 
und Verelendungserscheinungen in den schnell wachsenden Städten waren ein Zeichen 
für den grundlegenden Zusammenbruch traditioneller Sorgeverbände und Sicherungssys¬ 
teme. In diesem Kontext regte sowohl die katholische als auch die evangelische Kirche 
ein vielgestaltiges Nebeneinander von Vereinen und Hilfsorganisationen für jeweils unter¬ 
schiedliche Adressat_innengruppen an. Das proklamierte Ziel war es dabei, die Massen¬ 
verelendungserscheinungen in den Städten zu lindern und den sozialen Zusammenhalt in 
der Gesellschaft zu stärken - und dies in Verbindung mit dem Gedanken, religiöse „Kräf¬ 
te“ sowohl in der Gesellschaft als auch bei ihren einzelnen Gliedern zu mobilisieren (vgl. 
Gabriel 2011, S. 1221). Ihren vorläufigen Höhepunkt erreichte die christlich motivier¬ 
te Hilfstätigkeit schließlich mit der Konstituierung des „Centralausschusses für die Innere 
Mission der evangelischen Kirche“ (1848) sowie des „Caritasverbands für das katholische 
Deutschland“ (1897) - den Vorläufern der heutigen kirchlichen Wohlfahrtsverbände: der 
Diakonie Deutschland sowie der Caritas (ausführlicher vgl. Sachße und Tennstedt 1998, 
S. 181 ff.). 

Während die einschlägige Literatur zur Geschichte Sozialer Arbeit und ihrer sozi¬ 
alstaatlichen Entwicklung die Verankerung der christlichen Kirchen - und später auch 
ihrer Wohlfahrtsverbände - durchaus thematisiert, geraten Bezüge zu anderen Religions- 
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gemeinschaften nahezu gar nicht in den Blick. So wird der im Jahr 1917 gegründete 
Spitzenverband „Zentralwohlfahrtsstelle für deutsche Juden“ (die heutige ZWST) kaum 
in historische Analysen der Sozialstaatsentwicklung einbezogen, obwohl die jüdischen 
Gemeinden noch bis in die beginnenden 1930er-Jahre hinein über ein weitreichendes, 
funktionierendes Netzwerk und eine tragfähige soziale Infrastruktur verfügten, bevor sie 
nach 1945 aufgrund ihrer verheerenden Vernichtung durch das NS-Regime massiv zurück¬ 
geworfen und mit der Bearbeitung der unmittelbaren Kriegsfolgen konfrontiert wurden 
(vgl. Ehlke et al. 2016, S. 459). Vergleichbar mit den Grundlagen christlicher Sozialethik, 
die Begründungsformen christlicher Hilfstätigkeit boten, war die jüdische Infrastruktur 
durch sozialethische Grundlagen der „Zedaka“ geprägt (siehe hierzu ausführlicher Gra- 
bois 1992, S. 32ff.), welche die jüdische Hilfstätigkeit strukturierten und legitimierten. 
Die Erzählung einer Geschichte der jüdischen Wohlfahrtspflege beginnt jedoch in aller 
Regel erst mit der Zerschlagung der Zentralwohlfahrtsstelle in den Anfängen des NS-Re- 
gimes und wird darüber hinaus nur äußerst knapp behandelt (vgl. Grabois 1992). Eine 
kurze, sehr lohnenswerte Ausnahme findet sich bei Boeßenecker und Vilain (vgl. Boeßen- 
ecker und Vilain 2013, S. 273 f.). 

Eesthalten lässt sich aber, dass die in der Zeit vor Ausbruch des ersten Weltkriegs ent¬ 
standenen Strukturen glaubensgemeinschaftlicher Wohlfahrtspflege bis heute eine wichti¬ 
ge Grundlage für die Verankerung des Themas Religion in der Sozialen Arbeit besitzen. 
Im Jahr 1924 wurde die „Deutsche Liga der Freien Wohlfahrtspflege“ gegründet, die bis 
heute unter dem Namen der „Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege“ 
(BAGFW) einen Zusammenschluss der sechs größten Spitzenverbände der Freien Wohl¬ 
fahrtspflege darstellt: der Caritas, der Diakonie Deutschland, der Zentralwohlfahrtsstelle 
der Juden in Deutschland e. V. (ZWST), des Paritätischen, des Deutschen Roten Kreuzes 
(DRK) sowie der Arbeiterwohlfahrt (AWO). 1926 wurde diese in der Sozialgesetzgebung 
der Weimarer Republik anerkannt - bis sie schließlich nach vielfachen gesellschaftli¬ 
chen Erschütterungen in Folge des Nationalsozialismus, des Zweiten Weltkriegs sowie 
der deutschen Teilung im Jahr 1961 erneut eine feste Position im System bundesrepu¬ 
blikanischer Wohlfahrtspflege erhielt (vgl. hierzu ausführlicher Boeßenecker und Vilain 
2013, S. 19 ff.). Seither bilden die Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege - un¬ 
ter ihnen drei religiös begründete, alle sechs mit einer jeweils eigenen weltanschaulichen 
Ausrichtung - hochrelevante sozialstaatliche und sozialpolitische Akteure, die die Orga¬ 
nisationslandschaft Sozialer Arbeit über das gesamte Bundesgebiet hinweg maßgeblich 
geprägt haben - und bis heute prägen. In diesem Kontext sei angemerkt, dass die bisher 
gängige Literatur allerdings einen recht einseitigen Fokus auf die Entwicklung der Verbän¬ 
de Westdeutschlands legt, die Verdrängung der glaubensgemeinschaftlichen Träger in der 
DDR durch die damals einzige offiziell anerkannte wohlfahrtsstaatliche Massenorganisa¬ 
tion, die Volkssolidarität, hingegen nur selten thematisiert. Diese Entwicklungen während 
der Zeit der deutschen Teilung führten dazu, dass sich vor allem die christlichen Ver¬ 
bände und Kirchen defensiv organisierten und quasi in einer Diaspora-Situation nur sehr 
eingeschränkt tätig werden konnten. Sie verfügten jedoch - im Gegensatz zu jüdischen 
Gemeinden, die infolge ihrer nationalsozialistischen Vernichtung nicht einmal mehr exis- 
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tent waren und sich in ostdeutschen Gebieten zunächst gar nicht gründeten - über noch 
vorhandene Strukturen, um Hilfstätigkeit für ihre Mitglieder zu organisieren. Diese Ereig¬ 
nisse spiegeln sich bis heute in einer deutlich geringeren Zahl glaubensgemeinschaftlicher 
Träger auf dem Gebiet der ehemaligen DDR wider (vgl. Ehlke et al. 2016, S. 5 f.). 

► Tipp Auf den Internetseiten der BAGFW finden sich umfangreiche, sowohl his¬ 
torische als auch aktuelle Informationen über die einzelnen Wohlfahrtsverbän¬ 
de und ihre weltanschaulichen Grundlagen. Ebenso wird die gemeinsame, so¬ 
zialpolitische Interessenvertretung im Rahmen diverser Positionierungen sowie 
Veröffentlichungen, wie bspw. kontinuierliche Jahresberichte über die Aktivitä¬ 
ten der BAGFW und ihrer Mitglieder, zugänglich aufbereitet (vgl. BAGFW o.J.). 

Die Bedeutung von Glaubensgemeinschaften für die Soziale Arbeit wuchs somit insbe¬ 
sondere durch die hohe Relevanz der christlichen Kirchen - sowie der ihnen angeglieder¬ 
ten Wohlfahrtsverbände Caritas und Diakonie - als sozialpolitische Akteure. Die dadurch 
ermöglichte verbandliche Interessenvertretung hatte zur Eolge, dass diese Akteure bis heu¬ 
te auch als Arbeitgeber sowie als Anbieter und Träger eines immensen Anteils sozialer 
Dienstleistungen agieren. Neben diesen bereits benannten Funktionen lässt sich mit Blick 
auf die Adressat_innen Sozialer Arbeit ein weiterer wesentlicher Faktor markieren. Durch 
die jeweils unterschiedliche Ausrichtung der Verbände soll nämlich den Adressat_innen 
eine plurale Angebotsstruktur zur Verfügung gestellt werden, aus welcher im Idealfall die 
jeweils passende Leistung ausgewählt werden kann (vgl. hierzu bspw. das in § 5 SGB VIII 
verankerte Wunsch- und Wahlrecht der Adressat_innen der Kinder- und Jugendhilfe). 

Den Träger- und Angebotsstrukturen religiöser Akteure in der bundesrepublikanischen 
Wohlfahrtspflege widmet sich der folgende Abschnitt ausführlicher. Hier werden neben 
der christlichen und jüdischen Wohlfahrtspflege auch andere religiöse Einflüsse berück¬ 
sichtigt, die bspw. in der jüngeren Zeit vor allem durch den Islam einsetzen und künftig 
sicherlich einen breiteren Raum einnehmen werden. Insgesamt mehren sich die hierzu vor¬ 
liegenden Arbeiten (vgl. Halm und Sauer 2015; Pfeiffer und Selent 2017) und schließen 
damit zunehmend eine noch bestehende Forschungslücke. 


8.2 Religiöse Träger in der Kinder- und Jugendhilfe - 
Profile und Angebotsstrukturen 

Soziale Arbeit wird überwiegend von Trägern der Freien Wohlfahrtspflege und hier vor 
allem durch die bereits im ersten Teil aufgeführten Spitzenverbände erbracht (vgl. Boe- 
ßenecker und Vilain 2013, S. 70 ff.). Zum Angebotsspektrum der Freien Wohlfahrtspflege 
gehören unter anderem Leistungen für Kinder und Jugendliche, für alte Menschen, für 
Menschen mit Behinderung, für „kranke“ Menschen, für Menschen mit Migrationshin¬ 
tergrund und für Menschen in sozialen Notlagen (ausführlicher siehe BAGFW 2012). Im 
Rahmen der Gesamtstatistik der BAGFW liegt der Hauptarbeitsbereich in der Kinder- und 
Jugendhilfe, gefolgt von der Alten- und der Behindertenhilfe. 
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Wie bereits erwähnt, weist die Hälfte der unter dem Dach der BAGFW organisierten 
Verbände eine religiöse Verortung auf. Daneben gibt es weitere freie Träger, die kirchlich 
oder an andere Glaubensgemeinschaften angebunden sind. In den folgenden Abschnitten 
werden Profile und Angebotsstrukturen konfessioneller Träger aufgrund der quantitativen 
Größe dieses Handlungsfeldes sowie einer im Vergleich zu anderen Feldern Sozialer Ar¬ 
beit sehr umfassenden Datenlage am Beispiel der Kinder- und Jugendhilfe überblicksartig 
dargestellt. Jedoch weisen auch die im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe vorhandenen 
Daten einen zuweilen unterschiedlichen Differenzierungsgrad auf, sodass eine vollständi¬ 
ge Vergleichbarkeit zwischen den Trägern nicht immer gewährleistet werden kann. 


8.2.1 Christliche Träger 

Katholische Träger 

Zusammen mit dem Deutschen Caritasverband zählt die katholische Kirche zu den größ¬ 
ten konfessionellen Trägern der Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland. Während für die 
Caritas in der sogenannten Caritas-Zentralstatistik vielfältige Kennziffern zu den Leistun¬ 
gen und Angeboten im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe vorliegen, können für die 
katholische Kirche aufgrund der dezentralen Erfassung nur wenige verallgemeinerbare 
Aussagen getroffen werden. 

Insgesamt sind etwa 11.500 Angebote in der Trägerschaft der Caritas, die mehr als 
680.000 Betten/Plätze bereitstellt und ca. 141.000 Mitarbeiterinnen beschäftigt (vgl. 
Deutscher Caritasverband e. V. 2014, S. 2). Das größte Leistungsspektrum liegt dabei 
im Bereich der Tageseinrichtungen (z. B. Kindertagesstätten) mit ca. 9700 Einrichtungen 
(vgl. Deutscher Caritasverband e. V. 2014). Hierzu bietet auch die katholische Kirche sta¬ 
tistische Kennziffern; sie ist Träger von mehr als 9300 Kindertagesstätten (vgl. Sekretariat 
der Deutschen Bischofskonferenz o.J., S. 12). Im Bereich „Jugend“ ist der Statistik der 
katholischen Kirche zufolge der Bund der Deutschen Katholischen Jugend (BDKJ) Dach¬ 
verband von 16 katholischen Jugendverbänden und -Organisationen, dessen wichtigste 
Aufgabe darin besteht, die Interessen der Mitglieder in Politik, Kirche und Gesellschaft 
zu vertreten (vgl. Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz o.J., S. 14). Sowohl die 
katholische Kirche als auch die Caritas beschreiben die Sozialen Dienste als offen für 
alle, also auch nicht-katholische, Kinder und Jugendliche (vgl. Sekretariat der Deutschen 
Bischofskonferenz o.J., S. 12), wobei die Caritas ein spezielles Augenmerk auf Adres- 
sat_innen mit besonderem geistigen, körperlichen, seelischen und materiellen Hilfebedarf 
legt. Neben diesen eher klassischen Sozialen Diensten erfolgt die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen bei der katholischen Kirche vor allem entlang kirchenspezifischer Angebo¬ 
te, wie Kinder- und Jugendgottesdiensten oder auch Taufen und Firmungen. Im Rahmen 
dieser Kinder- und Jugendarbeit geht es u. a. um das Erlernen von Beziehungsfähigkeit, 
die eigene Identitätsfindung, das Befähigen zur Mitgestaltung der Welt, aber auch um das 
Wachsen der Beziehung zu Gott (vgl. Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz 1991, 
S. 12 f.). Die katholische Kirche führt diesbezüglich ca. 360.000 Kinder und Jugendliche 



102 


S. Karic und C. Ehlke 


auf, die als Messdiener_innen tätig sind (vgl. Sekretariat der Deutschen Bischofskonfe¬ 
renz O.J., S. 15). Die Ministrant_innendienste sind dabei eine spezifisch kirchliche Kinder- 
und Jugendarbeit, die nicht im SGB VIII verankert ist. 

Im Hinblick auf katholische Träger kann die Rolle der Caritas gegenüber der katho¬ 
lischen Kirche als eine besondere beschrieben werden. Unter Aufsicht der Deutschen 
Bischöfe soll der christliche Verkündigungs- und Missionsauftrag der katholischen Kirche 
durch die Caritas in Form von Sozialer Arbeit vermittelt werden (vgl. Boeßenecker und 
Vilain 2013, S. 93). Dies bedeutet, dass die Caritas als Wohlfahrtsverband in das katholi¬ 
sche gesamtkirchliche Cefüge eingeordnet ist, was einen Einfluss auf die weltanschauliche 
Ausrichtung und inhaltliche Ausgestaltung der jeweiligen Handlungsfelder nimmt. Die 
Hauptaufgaben der caritativen Arbeit für Kinder und Jugendliche bestehen u. a. in der 
Förderung ihrer individuellen und sozialen Entwicklung, in der Stärkung der Kinderrech¬ 
te (UN-Kinderrechtskonvention) und in der fachpolitischen Lobbyarbeit im Inland und in 
Europa. 

Evangelische Träger 

Neben der katholischen Kirche und der Caritas stellen die Diakonie und die evangeli¬ 
sche Kirche weitere bedeutsame, konfessionell gebundene Träger in der freien Kinder- 
und Jugendhilfelandschaft dar. Ähnlich der Caritas und der katholischen Kirche sind auch 
an dieser Stelle unterschiedliche statistische Ausgangslagen festzustellen. Die Diakonie 
weist insgesamt ein vielfältiges Angebotsspektrum in ihrem größten Leistungsbereich, 
der Kinder- und Jugendhilfe, auf: Aktuell offeriert sie fast 12.000 Angebote, in deren 
Rahmen rund 610.000 Plätze zur Verfügung stehen (vgl. Diakonie Deutschland 2015, 
S. 4). Das größte Segment in der Kinder- und Jugendhilfe sind dabei die teilstationären 
Tageseinrichtungen (u. a. Kinderkrippen- und Kindertageseinrichtungen) mit etwa 9200 
Angeboten (vgl. Diakonie Deutschland 2015, S. 16). Es liegen auch bei der evangelischen 
Kirche statistische Zahlen vor; etwas mehr als 8500 Kindertagesstätten befinden sich in 
evangelischer Trägerschaft (EKD 2016, S. 22). Ähnlich den katholischen Kindertages¬ 
einrichtungen bestehen auch hier offene Adressat_innenstrukturen (vgl. Ehlke et al. 2016, 
S. 496), da u. a. der Anteil an Kindern mit Migrationshintergrund und mit sonderpädagogi¬ 
schem Förderbedarf als besonders hoch beschrieben wird (vgl. EKD 2016, S. 22). Neben 
diesen Sozialen Diensten sind auch bei der evangelischen Kirche genuine Aufgabenfelder, 
wie z. B. der Konfirmand_innenunterricht, zentral - ca. 226.000 Kinder und Jugendliche 
befinden sich in diesen Angeboten (vgl. EKD 2016, S. 24). Übergreifend bildet zudem 
die Arbeitsgemeinschaft der Evangelischen Jugend in Deutschland e. V. (aej) - ähnlich 
dem BDKJ bei der katholischen Kirche - einen dachverbandlichen Zusammenschluss von 
derzeit 33 evangelischen Jugendverbänden und Jugendwerken sowie der Kinder- und Ju¬ 
gendarbeit der Mitgliedskirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD). 

Wenngleich Caritas und Diakonie aufgrund ihrer jeweiligen theologischen Ausgangs¬ 
prämissen Unterschiede im Kirchenverständnis aufweisen (vgl. hierzu ausführlicher Boe¬ 
ßenecker und Vilain 2013, S. 126 ff.), besteht grundsätzlich kein Unterschied in Bezug auf 
die Legitimation caritativer und diakonischer Arbeit - bei beiden Wohlfahrtsverbänden ist 
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die Soziale Arbeit theologisch fundiert und inspiriert (vgl. Boeßenecker und Vilain 2013, 
S. 126). Nach dem Selbstverständnis sowohl der Diakonie als auch der evangelischen 
Kirche soll die Soziale Arbeit mit Kindern und Jugendlichen - verstanden als gelebte 
Nächstenliebe - soziale Chancengleichheit und Bildungsgerechtigkeit fördern und zur 
Integration von Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen beitragen, womit anwalt- 
schaftlich für die Interessen und Bedarfe von Hilfebedürftigen in Gesellschaft und Politik 
eingetreten wird. Im Rahmen der religiösen Erziehung der evangelischen Kirche werden 
den Kindern und Jugendlichen zudem - unabhängig von ihrem religiösen Hintergrund - 
eine christliche Handlungsorientierung eröffnet sowie Möglichkeiten für eine konstruk¬ 
tive und eigenständige Auseinandersetzung mit dem christlichen Glauben geschaffen. 
Im Rahmen der Kinder- und Jugendarbeit ist zudem die „Mission“, die Verbreitung des 
christlichen Glaubens unter „Anders- bzw. Nichtgläubigen“, das zentrale identitätsstiften¬ 
de Moment der Kirche, die sich auf keine bestimmte Adressat_innengruppe beschränkt 
(siehe hierzu auch Corsa und Freitag 2014). 


8.2.2 Jüdische Träger 

Wenngleich die ZWST zu den Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege in Deutsch¬ 
land gehört, ist sie sowohl hinsichtlich der Bereitstellung und Ausgestaltung einer wohl¬ 
fahrtspflegerischen Infrastruktur als auch der Organisationsentwicklung sowie wettbe¬ 
werblichen Orientierung wenig vergleichbar mit den anderen (konfessionellen) Spitzen¬ 
verbänden (vgl. Boeßenecker und Vilain 2013, S. 287). Insofern ist die quantitative Be¬ 
deutung - auch im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe - eher gering. Insgesamt befinden 
sich 45 Einrichtungen mit fast 300 Beschäftigten in Trägerschaft der ZWST, wovon die 
Tageseinrichtungen für Kinder, Jugendzentren und Jugendräume den größten Anteil aus¬ 
machen (vgl. Boeßenecker und Vilain 2013, S. 66 ff.). 

Diese untergeordnete quantitative Bedeutung hängt einerseits mit der bereits skizzier¬ 
ten wechselvollen Geschichte der ZWST und der jüdischen Gemeinden in Deutschland, 
andererseits mit dem Charakter jüdischer Wohlfahrtspflege zusammen, die sich in der 
Regel ausschließlich auf den Hilfebedarf jüdischer Adressat_innen konzentriert. Die Tra¬ 
dition jüdischer Sozialer Arbeit kann, wie bereits im ersten Teil erwähnt, mit dem Begriff 
„Zedaka“ Umrissen werden. Zedaka ist eines der wichtigsten Gebote des jüdischen Reli¬ 
gionsgesetzes und bezieht sich auf die Verpflichtung eines jeden Juden/einer jeden Jüdin 
zur Mitwirkung an der Herstellung sozialer Gerechtigkeit (ausführlicher hierzu Grabois 
1992). Die Arbeit im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe der ZWST gestaltet sich da¬ 
bei vielfältig. Die Ziele jüdischer Sozialer Arbeit sind die Stärkung der Jugendarbeit in 
den Gemeinden, die Qualitätssicherung der Angebote in den Jugendzentren und die För¬ 
derung der Integration der jungen Zuwanderungsgeneration in die deutsche Gesellschaft. 
Bei allen Angeboten stellt die Stärkung der jüdischen Identität das übergreifende Ziel 
dar. 
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8.2.3 Weitere religiöse Träger 

Im Gegensatz zu den christlichen Trägern - hier vor allem der Wohlfahrtsverbände - 
lassen sich zentral gesammelte statistische Kennziffern für andere in Deutschland existie¬ 
rende Glaubensgemeinschaften, so beispielsweise freikirchliche, buddhistische oder auch 
hinduistische Gemeinden, und ihre gemeinwohlorientierten Handlungen - auch im Be¬ 
reich der Kinder- und Jugendhilfe - kaum bzw. gar nicht finden. Dies liegt zum einen 
vor allem darin begründet, dass deren Dienste häuhg durch niedrigschwellig organisierte 
religiöse Migrant_innengemeinden ehrenamtlich erbracht werden und es daher (bislang) 
vergleichsweise wenige Angebote Sozialer Arbeit gibt, die formell dem KJHG zuzuord¬ 
nen sind und damit (z. B. im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfestatistik) erfasst werden. 
Zumeist stehen die Vermittlung der Religion sowie die Schaffung von Möglichkeiten der 
Ausübung religiöser Praktiken im Zentrum dieser Arbeit der Verbände und Vereine. 

Aufgrund ihrer an dieser Stelle nicht näher beschriebenen Vielfalt an Glaubensge¬ 
meinschaften in Deutschland und einer vor allem im Laufe der letzten Jahre zunehmend 
verbesserten statistischen Datenlage werden islamische Gemeinden (vgl. hierzu Halm und 
Sauer 2015) - als neben den christlichen Konfessionen größte Glaubensgemeinschaft - 
beispielhaft und überblicksartig ins Zentrum der folgenden Ausführungen gerückt. Auch 
hier sei jedoch angemerkt, dass es eine hohe Differenzierung in Art, Struktur und Zielset¬ 
zung der einzelnen islamischen Gemeinden und ihrer Angebote im Rahmen der Kinder- 
und Jugendhilfe gibt. 

Hinsichtlich der sozialen Aktivitäten islamischer Akteure ist die Arbeit mit Kindern 
und Jugendlichen meist unter dem Dach von Erwachsenenverbänden (Moscheevereinen) 
organisiert und damit nur in Ausnahmen in die Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe 
eingebunden. Im Vordergrund dieser Moscheevereine steht vor allem die religiöse Betreu¬ 
ung und Unterweisung der Adressat_innen. Eine soziale Unterstützungsfunktion drückt 
sich meist in eher informellen und niedrigschwelligen Angeboten sowie in Form von Pro¬ 
jektarbeit aus, welche in der Regel wenig strukturiert und professionalisiert sind (vgl. 
Caglar 2008, S. 125). So werden Angebote für Kinder und Jugendliche überwiegend von 
Ehrenamtlichen durchgeführt. Jedoch zeigen neuere Forschungen eine Ausdifferenzierung 
und Institutionalisierung dieser Angebote auf (vgl. BMFSFJ 2017). So gibt es u. a. of¬ 
fene Freizeitangebote, Jugendbildungsangebote, Beratungsangebote für Jugendliche und 
Eltern oder aber auch Kindertagesstätten und Wohnheime für Jugendliche. Während die 
meisten Angebote ausschließlich von muslimischen Adressat_innen genutzt werden, be¬ 
steht bei den Kindertagesstätten eine zwangsläufige Offenheit für andere (nicht-)kon- 
fessionelle Kinder als Voraussetzung für den Erhalt einer Betriebserlaubnis. Neben den 
eher informellen Strukturen muslimischer Verbände und Organisationen gibt es auch an¬ 
erkannte Träger der freien Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland, wie zum Beispiel 
den Bund der Alevitischen Jugendlichen in Deutschland (BDAJ) oder die Deutsch-Tür- 
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kische Jugendbrücke gGmbH (DTJB). Diese Vereine und Verbände stellen vor allem die 
Selbstorganisation ihrer Mitglieder, deren öffentliche Interessenvertretung sowie die Or¬ 
ganisation von Freizeitaktivitäten für muslimische Jugendliche in den Mittelpunkt ihrer 
Arbeit. 

► Tipp Auf den Internetseiten der jeweiligen Träger und Dachverbände so¬ 
wie in diesbezüglichen Publikationen zu aktuellen Studien finden sich aus¬ 
führlichere Informationen zu den Profilen und Angebotsstrukturen religiöser 
(Wohlfahrts-)Verbände, Gemeinden und Vereine. 

• Für die katholischen Träger: Internetseite der Deutschen Bischofskonferenz 
und der Caritas, hier vor allem die Caritas-Zentralstatistik 

• Für die evangelischen Träger: Internetseite der Evangelischen Kirche Deutsch¬ 
land und der Diakonie 

• Für Jüdische Träger: Internetseite der ZWST und das Forschungsprojekt „Pro¬ 
file Jüdischer Sozialer Arbeit" (Universität Münster) 

• Für islamische Träger: Ergebnisse der Studie „Soziale Dienstleistungen von 
Muslimen" der Deutschen Islamkonferenz 

Insgesamt zeigen die Ausführungen zu den konfessionellen Trägern in der Kinder- und 
Jugendhilfe, dass das soziale Engagement sowohl der katholischen als auch der evange¬ 
lischen Kirche sowie der Caritas und der Diakonie theologisch begründet und inspiriert 
ist. Ihre Angebote werden dabei, unabhängig von Glauben und Weltanschauung, als offen 
für alle Adressat_innen der Kinder- und Jugendhilfe beschrieben. Im Unterschied dazu 
spielt der „Missionsgedanke“ in der jüdischen Wohlfahrtspflege keine Rolle, weshalb die 
jüdische Kinder- und Jugendhilfe sich in der Regel ausschließlich - wenn auch mit zuneh¬ 
menden Öffnungstendenzen (siehe hierzu auch Ehlke et al. 2017) - an jüdische Kinder, 
Jugendliche und junge Erwachsene richtet und die glaubensgemeinschaftliche Infrastruk¬ 
tur in den Gemeinden festigen sowie die jüdische Identität stärken soll. Ebenso scheinen 
sich die Angebotsstrukturen der benannten islamischen Akteure vorrangig auf Kinder und 
Jugendliche muslimischen Hintergrunds zu konzentrieren, da diese meist die Mitglieder 
der jeweiligen islamischen Vereine und Verbände adressieren. Wie sich die Infra- und 
Angebotsstrukturen dieser Vereine und Verbände hinsichtlich einer weiteren Ausdifferen¬ 
zierung und möglichen Öffnung von Adressat_innengruppen zukünftig entwickeln, bleibt 
mit Spannung abzuwarten. Adressierungsprozesse im Rahmen Sozialer Arbeit erscheinen 
jedoch bei den christlichen Akteuren im Vergleich zu den anderen glaubensgemeinschaft¬ 
lichen Akteuren gemessen an den Selbstdarstellungen der Träger und den statistischen 
Kennziffern (bislang) offener. 
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8.3 Die Bedeutung von Religion für Adressatjnnen 
Sozialer Arbeit - lebensweltliche Dimensionen 
und aktuelle Anknüpfungspunkte 

Die infrastrukturelle Verankerung von Religion(en) im Feld der Kinder- und Jugendhilfe 
lässt sich, wie vorausgehend geschehen, recht deutlich nachzeichnen. Während jedoch die 
Informationen zu Einrichtungen, Angebotsstrukturen und religiösen Zielsetzungen - je 
nach Trägerform - vorhanden und zugänglich sind, gibt es aktuell noch kaum Hinwei¬ 
se darauf, wie sich die beschriebenen und teils klar im religiösen Auftrag formulierten 
Adressierungen im Kontakt mit den Adressat_innen niederschlagen. Die Beantwortung 
dieser Frage bildet bislang noch weitgehend eine Forschungslücke. Daher wird der Blick 
an dieser Stelle gewendet, und zwar weg von den Adressierungen durch Angebote re¬ 
ligiöser Träger hin zur Bedeutung religiöser Aspekte für mögliche Adressat_innen der 
Kinder- und Jugendhilfe. Hier finden sich bislang vorwiegend quantitative Daten zu reli¬ 
giösen Zugehörigkeiten, Einstellungen und der religiösen Praxis junger Menschen, welche 
im Folgenden ausgewählt dargestellt werden. 

Hinsichtlich der Religionszugehörigkeit zeigen aktuelle Studien - hier vor allem die 
Shell-Jugendstudie, dass die 12- bis 25-Jährigen rein formal zu zwei Dritteln römisch- 
katholisch und evangelisch sind; 8 % sind muslimisch, wenige Heranwachsende gehören 
einer anderen christlichen, nicht-christlichen oder der jüdischen Glaubensgemeinschaft 
an und für knapp ein Viertel spielt die Religionszugehörigkeit keine Rolle (vgl. Gensi¬ 
cke 2015, S. 252 f.). Die Religionszugehörigkeit ist damit in den letzten Jahren mit ca. 75 
bis 80 % unter den Kindern und Jugendlichen relativ konstant geblieben, auch wenn der 
Anteil unter den jungen Menschen in Ostdeutschland deutlich geringer ist als in West¬ 
deutschland (vgl. Gensicke 2015, S. 253 ff.). Die formale Bedeutung von Religion zeigt 
sich bei Kindern und Jugendlichen auch bezüglich kirchlicher Kasualien: Mehr als 70 % 
waren bei einer Kommunion oder sind konfirmiert (vgl. DJI 2012). 

Der Anteil dieser rein formalen und klassischen religiösen Zugehörigkeit entspricht je¬ 
doch nicht der Intensität der religiösen Praxen und den tatsächlichen Einstellungen von 
Kindern und Jugendlichen zur Religion. So gilt für Gottesdienste, dass die Altersgrup¬ 
pe der 0- bis 17-Jährigen diese zu etwa drei Vierteln gar nicht oder nur selten besucht 
(vgl. DJI 2012). Religion wird vielmehr in andere Formen von Religiosität überführt, 
z.B. „durch Kopplung christlicher Glaubensinhalte mit fernöstlichen Meditationstechni¬ 
ken und Elementen angewandter Psychologie“ (Großbölting 2013, S. 11). Was etwa das 
Betverhalten junger Menschen angeht, so beten nur 15% der evangelischen und 20% 
der katholischen Jugendlichen regelmäßig (vgl. Gensicke 2015, S. 256). Jedoch sei an 
dieser Stelle auch angemerkt, dass fast die Hälfte der befragten Jugendlichen anderer, 
z. B. islamischer, Religionen mindestens einmal in der Woche betet, was einen deutlichen 
Unterschied zwischen jungen Menschen christlicher Zugehörigkeit und jenen anderer Re¬ 
ligionen zeigt. Auch im Hinblick auf den allgemeinen Glauben an Gott ergeben sich 
Unterschiede: Während je knapp zwei Drittel der muslimischen und der christlich-ortho¬ 
doxen Jugendlichen an Gott in Gestalt einer Person glauben (obwohl im Islam eigentlich 



8 Religion 


107 


eine bildliche Darstellung Gottes verboten ist), glauben je nur etwas mehr als 20 % der 
katholischen und der evangelischen Jugendlichen an eine überirdische personale Macht; 
29 % der evangelischen Jugendlichen sind sich in diesem Kontext unsicher, was sie über¬ 
haupt glauben sollen, und viele Jugendliche ohne Konfession glauben nicht an Gott (vgl. 
Gensicke 2015, S. 254 f.). Ähnliches gilt auch bezüglich des Glaubens für die eigene all¬ 
tägliche Lebensführung. Etwa ein Drittel der jungen Menschen spricht dem Glauben eine 
wichtige Rolle zu; unter den Jugendlichen mit islamischer Religionszugehörigkeit sind 
dies hingegen fast drei Viertel (vgl. Gensicke 2015, S. 257). 

Während quantitative Daten zur Bedeutung von Religion für junge Menschen darge¬ 
stellt werden können, liegen qualitative Aussagen zum Thema Religion (und damit zur 
jeweils möglichen subjektiven Bedeutung des Religiösen) in den Lebenswelten Jugend¬ 
licher lediglich vereinzelt vor. Auch der 15. Kinder- und Jugendbericht konstatiert, dass 
Religion und Religiosität noch immer nicht unbedingt zu den zentralen Gegenständen 
der Jugendforschung gehören (vgl. BMFSFJ 2017, S. 245). Gleichwohl schlägt die Be¬ 
richtskommission drei Ansatzpunkte vor, welche insbesondere hinsichtlich zukünftiger 
Analysen lohnenswerte Perspektiven auf die Bedeutung des Religiösen für junge Men¬ 
schen bieten (vgl. BMFSFJ 2017, S. 245 ff.). 

Zunächst einmal kann substanziell danach gefragt werden, was eigentlich das Thema 
„Religion“ und „Religiössein“ für Kinder und Jugendliche bedeutet. Tatjana Schnell, ei¬ 
ne empirische Sinnforscherin und differentielle Psychologin der Universität Innsbruck, 
hat im Rahmen ihrer Studien hervorgehoben, dass die Begriffe „Religion“ und „religi¬ 
ös“ von den Jugendlichen selbst vor allem mit traditionellen Religionsgemeinschaften, 
deren Glaubenslehren, religiösen Praktiken und Organisationsformen in Verbindung ge¬ 
bracht werden. Der Erfahrungshintergrund und der Deutungsraum von Religion sind für 
Kinder und Jugendliche in diesem Verständnis konkrete Religionen bzw. Konfessionen 
einschließlich ihrer religiösen Selbstzuschreibungen (vgl. Schnell 2012, S. 89). Die jungen 
Menschen betrachten Fragen nach Gott und Religion meist mit einer wohlwollenden Di¬ 
stanz. Weshalb dies so sein könnte, wird deutlicher, wenn sich mit einem weiteren Aspekt 
auseinandergesetzt wird, und zwar mit der Frage nach dem konkreten Nutzen von Religion 
für junge Menschen (vgl. BMFSFJ 2017, S. 245). 

Diesbezüglich legen Panorama- sowie konfessionsbezogene Studien bislang Folgendes 
nahe: Für Kinder und Jugendliche scheint nicht in erster Linie ein kognitiver Zugang zu 
Religion und damit die intellektuelle Plausibilität religiöser Antworten, sondern vielmehr 
ein emotionaler Zugang zum Thema wichtig zu sein (vgl. Schnell 2012, S. 104). Eine 
positive Bewertung von Religion und die Bindung an religiöse Gemeinschaften werden 
in besonderer Weise davon beeinflusst, inwieweit eine Religionsgemeinschaft, und damit 
gleichsam „die Religion“, in der Lage ist, Antworten auf Fragen zu geben, welche die 
konkrete Lebens weit der jungen Menschen betreffen und damit anschlussfähig an deren 
individuelle Lebensmuster und Lebensgefühle sind (vgl. BMFSFJ 2017, S. 245). 

Unter einem dritten Aspekt kann - wie oben bereits angedeutet - schließlich nach in¬ 
dividuellen Formen des Religiösen bei jungen Menschen gefragt werden. Hier hat sich 
ergeben, dass Kinder und Jugendliche eine subjektive Religiosität auch in vielfältigen. 
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„neuen“ Formen etablieren und damit traditionelle Formen, bspw. christlicher Religiosi¬ 
tät, durch andere, subjektivere Formen kompensieren können (vgl. Pickel 2015, S. 144). 
In diesem Zusammenhang wird auf eine gleichsam erweiterte Sinn-Bricolage verwiesen, 
in der sich junge Menschen im Rückgriff auf verschiedene Religionen und Weltanschau¬ 
ungsmuster ihr eigenes, subjektiv relevantes Religionsgebäude konstruieren (auch geläu¬ 
fig unter dem Begriff des Synkretismus). Hinzu kommen weitere Formen, welche bislang 
nicht als religiös wahrgenommen wurden. Gemeint sind Phänomene, wie z. B. Fußball, 
Körperkult, Naturbegehungen oder Visionssuche, welche quasi-religiöse oder spirituelle 
Funktionen erfüllen können (vgl. BMFSFJ 2017, S. 245). Diese Aspekte betreffen nicht 
nur junge Menschen, sondern können auch für Erwachsene gelten. 

Über diese drei Perspektiven hinaus hält die Berichtskommission des aktuellen Kinder- 
und Jugendberichts fest, dass sich religiöse Fragen oft hinter Existenz- und Sinnfragen 
verbergen, damit identisch sind - und umgekehrt (vgl. BMESFJ 2017). Vor diesem Hin¬ 
tergrund ist ein weiteres Anknüpfen an die Diskussion um Themen der Religion und 
Religiosität - sowohl in der Kinder- und Jugendhilfe als auch in der Sozialen Arbeit ins¬ 
gesamt - möglich und möglicherweise auch sinnvoll. 

Betrachtet man insofern das im weitesten Sinne Religiöse, das Existenz- und Sinn¬ 
fragen thematisch werden lässt und eigene Artikulationsräume für deren Bearbeitung 
schafft, als eine lebensweltliche Herausforderung ebenso wie eine mögliche Ressource 
der Lehensführung, so lässt sich Religion im Alltag der Adressat_innen Sozialer Ar¬ 
beit möglicherweise vielfach in Eorm von Eragen, Deutungsmustern sowie Bewältigungs¬ 
und Erklärungsstrategien finden. In diesem Sinne gilt es fortwährend zu hinterfragen, 
inwiefern die benannten Aspekte lediglich als religiöse erscheinen und sich auch außer¬ 
halb religiöser Sinnsysteme verorten lassen. Diese Perspektive ermöglicht es schließlich, 
zunächst eine die verschiedenen Religionsgemeinschaften oder ihre „unterschiedlichen 
Deutungsangebote“ übergreifende Gemeinsamkeit zum Ausgangspunkt der Diskussion 
um Religion für die Soziale Arbeit zu machen: die Bearbeitung existenzieller, auf die 
unterschiedlichen Lebenswelten der Adressat_innen bezogener Themen, Fragen und Be- 
darfe. 

Fragen zur Reflexion 

• Trotz einer in der Wissenschaft häufig vorzufindenden impliziten Säkularisierungsthe¬ 
se ist Religion bis heute für die Sozialen Arbeit von Bedeutung. Zeichnen Sie diese 
Bedeutung anhand von drei Aspekten nach. 

• Als angehende_r Professionellem im Bereich der Sozialen Arbeit/der Sozialpädago¬ 
gik: Inwiefern ist das Thema Religion im Studium (z. B. im Rahmen von Seminaren) 
und/oder Tätigkeiten in der Praxis Sozialer Arbeit (z. B. im Rahmen von Praktika) für 
Sie bislang in Erscheinung getreten? 

• Eühren Sie eine Recherche zu Sozialen Dienst(leistung)en in Ihrem Wohnort durch und 
entwerfen Sie eine „religiöse Landkarte der Wohlfahrt“: Welche Träger, Verbände, Ver¬ 
eine und Gemeinden gibt es wo in Ihrer Kommune/Ihrer Region und welche Angebote 
bieten diese für welche Adressat_innengruppen an? 
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Zusammenfassung 

Die Kinder- und Jugendhilfe organisiert neben der Schule die öffentliche Bildungs¬ 
und Dienstleistungsinfrastruktur für Kinder, Jugendliche, junge Volljährige sowie Fa¬ 
milien in den Kommunen unserer Gesellschaft. In der Kinder- und Jugendhilfe werden 
alle Angebote von der Krippe, der Kinder- und Jugendarbeit über die Pflegefamilie 
und Wohngruppe bis hin zu Hilfen für junge Volljährige und Erziehungsberatung etc. 
zusammengefasst. Die Leistungen und Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe sind 
im Achten Sozialgesetzbuch (SGB VIII) geregelt. Als soziales Dienstleistungsgesetz 
beinhaltet es vielfältige Formen der Beteiligung und Mitbestimmung von Kindern, 
Jugendlichen, jungen Volljährigen und Familien. Gegenwärtig wird eine inklusive Öff¬ 
nung der Kinder- und Jugendhilfe vorbereitet, so dass zukünftig auch junge Menschen 
mit Behinderungen und Beeinträchtigungen zum Zuständigkeitsbereich gehören. Für 
die professionelle und disziplinäre Sozialpädagogik hat die Kinder- und Jugendhilfe in 
Geschichte und Gegenwart eine besondere Bedeutung, da die fachlichen Diskussionen 
immer wieder reflexiv an Entwicklungen in diesem sozialen Dienstleistungsbereich zu¬ 
rückgebunden werden. 
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9.1 Gegenwart und Geschichte der Kinder- und Jugendhilfe 

Krippen und Horte für Kinder, Kindertagesstätten, Pflegefamilien, Kinder- und Jugend¬ 
häuser, Wohngruppen für Jugendliche, Jugendsozialarbeit, Erziehungsberatung, Jugend¬ 
verbände, Hilfen für junge Volljährige, politische Bildung im Kindes- und Jugendalter, 
internationale Jugendarbeit etc. Diese Liste könnte noch vielfach erweitert werden. Sie 
verdeutlicht, dass fast jede_r in unserer Gesellschaft entweder in der Kindheit, Jugend, im 
jungen Erwachsenenalter oder als Sorgeberechtigte_r schon einmal die sozialen Dienst¬ 
leistungen der Kinder- und Jugendhilfe genutzt hat. 

Die Kinder- und Jugendhilfe strukturiert damit neben der Schule grundlegend das in¬ 
stitutionelle Gefüge des Aufwachsens in unserer Gesellschaft. Sie organisiert die soziale 
Infrastruktur und charakterisiert das öffentliche Gesicht der sozialen Unterstützung für 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sowie Familien in den Kommunen. 

Die Kinder- und Jugendhilfe ist dabei ein sozialer Dienstleistungsbereich, der sich so¬ 
wohl auf die öffentliche Infrastruktur zur Pflege, Erziehung und Bildung als auch auf 
Interventionsaufgaben und das sogenannte „Wächteramt des Staates“ bezieht. Historisch 
schließt die Kinder- und Jugendhilfe entsprechend an zwei Aufgabengebiete an; 

• Kinder- und Jugendfürsorge - die Organisation der Interventionen in Familien zur Ver¬ 
meidung einer Kindeswohlgefährdung 

• Kinder- und Jugendpflege - die Förderung und Infrastruktur allgemeiner Angebote zur 
Erziehung, Bildung, sozialen Unterstützung und zum Schutz von Kindern, Jugendli¬ 
chen und jungen Volljährigen 

► Reichsjugendwohlfahrtsgesetz 1922 wurde die Kinder- und Jugendhilfe umfassend 
im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz (RJWG) gesetzlich geregelt. Mit dem RJWG wurden 
zum ersten Mal in Deutschland die Erziehungsaufgabe der Eltern und im Besonderen das 
Recht des Kindes auf Erziehung einheitlich rechtlich verankert. Jedoch bedeutete diese 
Formel nicht, dass der zu Beginn des 20. Jahrhunderts diskutierte Vorschlag eines „allge¬ 
meinen Jugendrechts“ sich durchsetzen konnte. Es wurde somit kein „Rechtssystems für 
den gesellschaftlichen Teilbereich Jugend“ verabschiedet, das „durchaus vergleichbar mit 
der Entwicklung des Arbeitsrechts zur Regelung der Rechtsposition des Arbeitnehmers 
gegenüber Betrieb und Staat“ gewesen wäre. Wirklichkeit wurde ein „Jugendhilferecht, 
das den Maßnahmen von Erziehungsinstitutionen eine gesetzliche Grundlage geben soll¬ 
te“ (Hering und Münchmeier 2000, S. 132 f.). Betrachtet man somit in der historischen 
Rückschau das RJWG, so war es letztlich ein „Jugendamtsgesetz“ (Peukert 1986, S. 137). 

Insgesamt ist die Geschichte der Kinder- und Jugendhilfe eng mit der Geschichte von 
Kindheit und Jugend und der Entwicklung der sozialen Bedingungen des Aufwachsens 
in unserer Gesellschaften verbunden. Es ist eine Geschichte von Kontrollmaßnahmen, der 
Sozialdisziplinierung, der Ausübung von Macht gegenüber Kindern, Jugendlichen und 
Familien und auch ihrer Vernichtung in der Zeit des Nationalsozialismus. 
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Gleichzeitig finden sich in der Geschichte aber auch Räume für Selbstorganisationsfor¬ 
men von Kindern und Jugendlichen sowie soziale und pädagogische Reformbemühungen, 
um die Lebensverhältnisse von jungen Menschen zu verbessern. Zudem wäre die Kin¬ 
der- und Jugendhilfe in Deutschland, wie wir sie gegenwärtig kennen, auch ohne den 
Sozialstaat und die Geschichte der Sozial-, Familien- und Bildungspolitik insgesamt nicht 
denkbar (Hornstein 2007). 


Fallbeispiel: „Schläge im Namen des Herrn" 

Im Jahr 2006 erschien das Buch „Schläge im Namen des Herrn“ von Peter Wensierski. 
Der Autor berichtet darin von Betroffenen, die in den 1950er und 1960er-Jahren in 
Einrichtungen der Heimerziehung lebten. Ausgehend von diesem Werk und einer in¬ 
ternationalen Diskussion zur Aufarbeitung der Lebensverhältnisse unter öffentlicher 
Verantwortung artikuliert sich in den letzten Jahren von den Betroffenen selbst eine 
kritische Sicht auf die Heimerziehung in den 1950er und 1960er-Jahren (vgl. AGJ - 
Arbeitsgemeinschaft für Jugendhilfe 2010). Auf einer aktuellen Homepage von Pe¬ 
ter Wensierski heißt es: „Es hat lange gedauert, bis das Schicksal der Heimkinder 
in Deutschland ins öffentliche Bewusstsein gedrungen ist. Dabei hatten irische und 
amerikanische Opfer bereits seit vielen Jahren auf die Misshandlungen in ihren Län¬ 
dern aufmerksam gemacht. Erst nachdem das SPIEGEL-Buch ,Schläge im Namen des 
Herrn“ im Jahre 2006 erschienen war, begann sich auch hierzulande nach und nach ei¬ 
ne breitere Öffentlichkeit dafür zu interessieren, was hinter den Mauern der staatlichen 
und kirchlichen Erziehungseinrichtungen zwischen 1945 und 1975 - und teils auch 
später noch - geschehen ist“ (Wensierski 2006). 

Seit 1990 regelt das Achte Sozialgesetzbuch (SGB VIII) die Leistungen und Aufgaben 
der Kinder- und Jugendhilfe. Das SGB VIII versteht sich primär als Dienstleistungsgesetz, 
das sowohl das allgemein gefasste Recht auf Förderung der Entwicklung und Erziehung 
der Heranwachsenden hervorhebt als auch gerechte Lebensbedingungen für alle jungen 
Menschen und ihre Familien ermöglichen soll. Dabei sind „die unterschiedlichen Lebens¬ 
lagen von Mädchen und Jungen zu berücksichtigen, Benachteiligungen abzubauen und 
die Gleichberechtigung von Mädchen und Jungen zu fördern“ (§ 9). 


9.2 Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe 

Die Aufgaben, die in den Bereich der Kinder- und Jugendhilfe fallen, lassen sich in vier 
Leistungsbereiche und den Bereich der anderen Aufgaben unterteilen: 

• Kinder- und Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischer Kinder- und Jugend¬ 
schutz (§§ 11-15 SGB VIII) 

• Förderung der Erziehung in der Familie (§§ 16-21 SGB VIII) 

• Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Tagespflege (§§ 22-26 SGB VIII) 
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• Hilfen zur Erziehung, Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugend¬ 
liche, Hilfe für junge Volljährige (§§ 27-41 SGB VIII) 

• Andere Aufgaben (§§ 42-60 SGB VIII), z. B. Inobhutnahme von Minderjährigen; Mit¬ 
wirkung bei Verfahren vor den Vormundschafts-, Familien- und Jugendgerichten 

Die genannten Aufgabenbereiche umfassen gemäß § 1 Abs. 3 SGB VIII folgende Ziele: 

• Förderung von jungen Menschen in ihrer Entwicklung und Vermeidung bzw. Abbau 
von Benachteiligungen 

• Beratung und Unterstützung von Eltern und anderen Erziehungsberechtigten in Erzie¬ 
hungsfragen 

• Schutz von Kindern und Jugendlichen vor Gefahren für ihr eigenes Wohl, 

• Erhalt bzw. Schaffung von positiven Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre 
Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt 

Insgesamt kann aus einer rechtlichen Perspektive zwischen: 

• individuellen Rechtsansprüchen auf Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe (wie 
bspw. den Hilfen zur Erziehung; siehe unten), 

• Leistungsansprüchen der öffentlichen Gewährleistung (wie bspw. der Familienbildung) 
sowie 

• staatlichen hoheitlichen Aufgaben (wie bspw. der Inobhutnahme von Kindern und Ju¬ 
gendlichen im Interesse des Kindeswohls) unterschieden werden. 

Aus einer fachlichen Perspektive haben die oben aufgeführten Leistungsbereiche ei¬ 
nerseits einen regelversorgenden und damit eher präventiv-fördernden Charakter, d. h., sie 
gehören zur Grundausstattung einer Kommune. Andererseits sind darin aber auch interve¬ 
nierende Funktionen der Kinder- und Jugendhilfe zur Abwehr von Gefährdungen und im 
Interesse des Wohls von Kindern und Jugendlichen enthalten. 


9.3 Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe 

„Die Kinder- und Jugendhilfe ist gekennzeichnet durch die Vielfalt von Trägern unter¬ 
schiedlicher Wertorientierungen und die Vielfalt von Inhalten, Methoden und Arbeitsfor¬ 
men“ (§ 3 Abs. 1 SGB VIII). Grundlegend zu unterscheiden sind dabei die öffentlichen 
Träger (z. B. das Jugendamt) und die Träger der freien Jugendhilfe (z. B. Wohlfahrtsver¬ 
bände, Vereine, Jugendverbände etc.), die in einem vielgestaltigen Netz von Bezügen die 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe erbringen und ihre anderen Aufgaben wahrneh¬ 
men. 

Dabei hat die öffentliche Kinder- und Jugendhilfe „die Selbständigkeit der freien Ju¬ 
gendhilfe in Zielsetzung und Durchführung ihrer Aufgaben sowie in der Gestaltung ihrer 
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Abb. 9.1 Kinder- und jugendhilferechtliches Dreiecksverhältnis. (Rätz et al. 2013, S. 217) 

Organisationsstruktur zu achten“ (§ 4 Abs. 1 SGB VIII). Die freien Träger haben da¬ 
mit nach dem sogenannten Subsidiaritätsprinzip in der Erbringung der Leistungen einen 
bedingten Vorrang. Die grundlegende Zuständigkeit für Leistungen und Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe liegt auf der örtlichen Ebene (§ 85 Abs. 1 SGB VIII) der Land¬ 
kreise und Städte. 

Insgesamt wird von einem Leistungsdreieck des Kinder- und Jugendhilferechts gespro¬ 
chen (vgl. Münder und Tammen 2002, S. 114; siehe Abb. 9.1). 

Auf der Seite der öffentlichen Träger ist dabei das - zweigliedrige - Jugendamt (§ 69 
Abs. 3 SGB VIII) zentral. Es heißt zweigliedrig, da es sich einerseits aus der Verwal¬ 
tung und andererseits dem Kinder- und Jugendhilfeausschuss zusammensetzt, in dem die 
kommunale Ausgestaltung der Kinder- und Jugendhilfe beraten und beschlossen wird. 

Grundlegendes Merkmal der Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe sollte eine koope¬ 
rative Zusammenarbeit zwischen freien Trägern und ihren örtlichen Zusammenschlüssen 
(Verbände, Wohlfahrtsorganisationen, Selbstorganisationen, NGOs, betriebliche Kinder- 
und Jugendhilfeanbieter etc.) und öffentlichem Träger (Jugendamt) sowie eine Partizipa¬ 
tion der Kinder, Jugendlichen, jungen Volljährigen und Eamilien auf allen Ebenen sein. 

Auf Landesebene gibt es zum einen die öffentlichen überörtlichen Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe (zweigliedrige Landesjugendämter), deren Zuständigkeiten abschließend 
in § 85 Abs. 2 SGB VIII beschrieben werden, und die Länder (Oberste Landesjugend¬ 
behörden), deren allgemeine Aufgaben in § 82 SGB VIII formuliert werden. Auch auf 
Landesebene finden sich Zusammenschlüsse von Trägerorganisationen, z. B. in den Lan- 
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desligen der freien Wohlfahrtspflege und den Landesjugendringen, sowie landesweite Fa¬ 
chorganisationen, für deren Förderung die Länder eigene Instrumente (z. B. Landesju¬ 
gendpläne) geschaffen haben. 

Die Aufgaben des Bundes sind in § 83 Abs. 1 SGB VIII nur allgemein skizziert. Kon¬ 
kret gefordert sind vom Bund die Einberufung eines Bundesjugendkuratoriums (§ 83 
Abs. 2) und die regelmäßige Erstellung von Kinder- und Jugendberichten (§ 84 SGB 
VIII). Der aktuelle 15. Kinder- und Jugendbericht beschäftigt sich grundlegend mit der 
Lebenslage Jugend (vgl. BMFSEJ 2017). 

Im Eolgenden werden kurz die großen Aufgabenbereiche - Förderung von Kindern, 
Kinder- und Jugendarbeit sowie Hilfen zur Erziehung - vorgestellt und aktuelle Themen 
in diesen Feldern aufgezeigt, bevor einige grundlegende Herausforderungen der Kinder- 
und Jugendhilfe - wie die Inklusion - diskutiert werden. 


9.4 Förderung von Kindern: Ausbau der Kindertagesbetreuung 
und Stärkung des Kinderschutzes 

Wer vor dreißig Jahren gesagt hätte, dass in der Bundesrepublik ein Recht auf eine Kin¬ 
dertagesbetreuung für Kinder unter drei Jahren zur Selbstverständlichkeit werden soll und 
in der Bevölkerung hohe Akzeptanz genießt, wäre als Phantast bezeichnet worden. Doch 
diesbezüglich hat sich ein grundlegender Wandel vollzogen. In den letzten Jahren stel¬ 
len der Ausbau der Kindertagesbetreuung und die Stärkung des Kinderschutzes wohl die 
größte Herausforderung für die Kommunen in Deutschland dar. Vielerorts wird diese Ent¬ 
wicklung so zügig vorangetrieben, dass es nicht immer gelingt, die Qualität der Angebote 
entsprechend zu sichern. 

So wird gegenwärtig durch ganz unterschiedliche Gesetzesinitiativen der Bundesregie¬ 
rung, aber auch der Bundesländer und Kommunen angestrebt, die Versorgungsstruktur 
und Qualität von Einrichtungen der Kindertagesbetreuung in ganz Deutschland grundle¬ 
gend zu verbessern. Gleichzeitig wird immer wieder herausgestellt, dass diese Entwick¬ 
lung in eine komplexe sozialpolitische Entwicklung eingebettet ist. „So reicht es nicht 
aus, die Lebensphase der frühen Kindheit isoliert zu betrachten, da [... ] Kindheit im¬ 
mer über die verschiedenen Kontexte (Arbeitsmarktpolitik, Familienpolitik, Sozialpolitik 
usw.) konstruiert wird und damit auch vor diesem Hintergrund diskutiert und verhandelt 
werden muss. (...) Hierbei wurde insbesondere auf die Rolle der Frau und ihre Ver¬ 
änderung innerhalb der Familienkonstellationen und auf dem Arbeitsmarkt aufmerksam 
gemacht, sodass formuliert werden kann: ,gender matters“. Betreuung, Erziehung, Bildung 
und Sorge stellen sich nach wie vor als Aufgaben der Mütter und Erauen dar, was wieder¬ 
um auf die Verzahnung mit dem Arbeitsmarkt verweist“ (Mangold et al. 2013, S. 207 ff.). 

Insgesamt wird zudem betont, dass Kinder sich vor allem in den lokalen Nahräumen 
bilden und sich ihre sozialen Räume aneignen. Entsprechend sollten die Bildungsangebote 
für Kinder von ihren Aktivitäten in den lokalen Nahräumen ausgehen. Eine soziale Infra¬ 
struktur für Kinder müsse darum letztlich ein Netzwerk darstellen, an dem in erster Linie 
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die Kinder in ihrem sozialen Umfeld, aber auch die Eltern, pädagogische Fachkräfte in 
den Einrichtungen und andere Beteiligte - wie Vereine und Einrichtungen im Sozialraum 
oder im Gesundheitswesen oder auch Freunde der Kinder - partizipieren können. 

Notwendig sind darum sozialräumlich eingebundene Kindertagesstätten mit offenen 
unterstützenden Angeboten in der Nähe der Wohnungen, in denen die Kinder leben, wie 
dies z. B. in Familienzentren, Mehrgenerationenhäusern, Kinderhäusern und sogenannten 
Mütterzentren praktiziert wird, wodurch Müttern, Vätern u. a. und ihren Kindern unter¬ 
schiedliche Angebote zum Austausch, zur Beratung oder Bildung im lokalen Nahraum 
eröffnet werden oder durch sie selbst gestaltet werden. 

Eine verbesserte Vernetzung im lokalen Nahraum wird auch im Zusammenhang von 
„Frühwarnsystemen“ und „Frühen Hilfen“ im Kinderschutz angestrebt. Vor dem Hinter¬ 
grund von Erfahrungen in einigen Bundesländern und Kommunen mit dem Projekt „Frühe 
Hilfen für Kinder und Familien“ des Familienministeriums Nordrhein-Westfalen (www. 
soziale-fruehwarnsysteme.de) wurde ein „Nationales Netzwerk Frühe Hilfen“ etabliert 
(vgl. www.fruehehilfen.de). 

Die Zielperspektive bei den „Frühen Hilfen“ besteht in der Schaffung von Vernetzungs¬ 
strukturen, die der Früherkennung von Unterstützungsbedarf im Kindesalter dienen sollen. 
Im Rahmen der sozialen „Frühwarnsysteme“ wurden Risikofaktoren erarbeitet, die die 
körperliche oder psychosoziale Entwicklung von Kindern betreffen. Inzwischen haben 
sich daraus in einigen Großstädten vereinheitlichte Verfahren in Fällen der Früherken¬ 
nung von Kindeswohlgefährdungen sowie Indikatorensysteme zur Gefahrenabschätzung 
etabliert (vgl. Stuttgarter Jugendamt 2002; Kindler 2006). 

Durch das Bundeskinderschutzgesetz (BKiSchG) werden seit dem 01.01.2012 Ver¬ 
netzungsstrukturen zwischen Hebammen, Geburtskliniken, Kinderärzten, Erziehungsbe¬ 
ratungsstellen, Jugendämtern, Kinder- und Jugendpsychiatrien, Kinderbetreuungseinrich¬ 
tungen, Schulen etc. gefördert. Alle Modelle heben zwar hervor, dass sie nicht beabsich¬ 
tigen, sogenannte „Multiproblemfamilien“ zu stigmatisieren, dennoch können sie dieser 
Gefahr kaum entgehen. Wichtige Voraussetzungen für eine entsprechende Zusammenar¬ 
beit im Rahmen von „Frühwarnsystemen“ müssen darum die Freiwilligkeit der Eltern und 
vor allem eine hohe Transparenz innerhalb der Verfahren für die betroffenen Kinder und 
Eltern sein. 


9.5 Kinder- und Jugendarbeit: Ein Recht auf Angebote 
in den Kommunen 

Die Kinder- und Jugendarbeit ist neben der Kindertagesbetreuung sowie den Hilfen zur 
Erziehung (siehe unten) eine der traditionellen Säulen der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland. Die (offene) Kinder- und Jugendarbeit, die verbandliche Kinder- und Ju¬ 
gendarbeit und die Jugendsozialarbeit gehen in den heute bekannten Formen fast alle auf 
die Entwicklungen zu Beginn des 20. Jahrhunderts zurück (vgl. Thole 2000). Öffentlich 
wurde die Kinder- und Jugendarbeit erstmals durch die preußischen Jugendpflege-Erlässe 




122 


W. Schröer und N. Struck 


gefördert, wobei hierbei u. a. die Wehrertüchtigung und Vaterlandserziehung bspw. mit 
der Gründung des „Jungdeutschlandbundes“ im Jahr 1911 im Vordergrund stand. 

In der Weimarer Republik erlebten die Jugendverbände eine breite Akzeptanz und An¬ 
erkennung sowie eine Ausdifferenzierung nach weltanschaulichen und politischen Rich¬ 
tungen. 1933 wurden autonome Jugendverbände verboten und die „Hitler-Jugend“ (HJ) 
zur einzigen und zentralen Jugendorganisation ernannt. Nach 1945 gründeten sich auf dem 
Gebiet der späteren Bundesrepublik auf lokaler Ebene jugendverbandliche Gruppierungen 
von ehemals in der NS-Zeit verbotenen oder zerschlagenen Jugendverbänden. Strukturell 
etablierten sich die Jugendverbände bis 1950 auch auf Bundesebene (vgl. Deine! et al. 
2002 ). 

Wesentliche Impulse zur Entstehung der sogenannten offenen Kinder- und Jugendar¬ 
beit und der außerschulischen politischen Bildungsarbeit gingen nach dem Zweiten Welt¬ 
krieg in den westlichen Besatzungszonen von den Besatzungsmächten aus, bspw. in Eorm 
der „re-education Programme“ der Amerikaner, in denen jungen Menschen die demokra¬ 
tischen Grundorientierungen und Werte vermittelt werden sollten. In der DDR hingegen 
existierte mit der „Pionierorganisation Ernst Thälmann“ für Kinder und der „Ereien Deut¬ 
schen Jugend“ (EDJ) für Jugendliche jeweils ausschließlich ein staatlich organisierter 
und kontrollierter Verband, welcher der Ideologie der sozialistischen Erziehung in der 
DDR folgte. Kirchliche Jugendarbeit, insbesondere innerhalb der evangelischen und ka¬ 
tholischen Kirchen, setzte sich auch in der DDR fort. Ihr wurde jedoch eine marginale 
Position innerhalb der Gesellschaft zugewiesen. In der evangelischen Kirche begann ab 
den 1970er-Jahren in offenen Jugendräumen eine zu den staatlichen Jugendklubs alterna¬ 
tive Jugendarbeit, die insbesondere Jugendliche aus subkulturellen Szenen nutzten. 

In der Bundesrepublik ist die Entwicklung der Jugendverbandsarbeit sowie der (offe¬ 
nen) Jugendarbeit und der Jugendsozialarbeit eng mit den gesamtgesellschaftlichen Ent¬ 
wicklungen und Veränderungen verbunden. Ende der 1960er und in den 1970er-Jahren 
entwickelten sich diese Bereiche zur sogenannten „dritten Sozialisationsinstanz“, also zu 
einer etablierten Entwicklungs- und Erziehungsinstitution für Kinder und Jugendliche ne¬ 
ben dem Elternhaus und der Schule. Die gesellschaftliche Demokratisierungsbewegung 
dieser Zeit prägte in hohem Maße die Arbeitsfelder der Jugendarbeit und Jugendsozi¬ 
alarbeit. Seit den 1970er-Jahren konnten sich dadurch auch Mädchen und junge Erauen 
eigenständige Räume in der Jugendarbeit erkämpfen. Es begann eine geschlechtsspezifi¬ 
sche Angebotsentwicklung und Professionalisierung im Bereich der Mädchenarbeit (vgl. 
Bitzan und Daigler 2001). Ansätze der politischen Bildung, der Bearbeitung sozialer Un¬ 
gleichheit und Geschlechterdiskriminierung, der Emanzipation und Partizipation mit der 
Idee gesellschaftlicher Veränderung durch die Kinder- und Jugendhilfe selbst flössen in 
die praktische und konzeptionelle Arbeit ein. Insgesamt wurden im letzten Viertel des 
20. Jahrhunderts verstärkt hauptamtliche Mitarbeiterinnen in den Arbeitsfeldern der Kin¬ 
der- und Jugendarbeit tätig. Ausdifferenzierte Professionalisierungsprozesse fanden statt 
(vgl. Cloos und Züchner 2012). 

Aktuell ist die Diskussion um die Kinder- und Jugendarbeit, aber auch um deren nach¬ 
haltige Absicherung als selbstverständlicher Bestandteil der Sozial- und Bildungsinfra- 
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Struktur einer Kommune geprägt. Ob Kinder, Jugendliche und junge Volljährige Angebote 
der Kinder- und Jugendarbeit in differenzierter Form in Anspruch nehmen können, hängt 
gegenwärtig in Deutschland davon ab, in welcher Kommune sie leben. Es bestehen somit 
regional sehr große Unterschiede in der Förderung der Kinder- und Jugendarbeit. Dabei 
ist diese eine Pflichtleistung und jede Kommune hat eine bedarfsgerechte Infrastruktur zur 
Verfügung zu stehen und Jugendverbände zu fördern. 

Kinder, Jugendliche und junge Menschen haben ein Recht auf die Förderung der kom¬ 
munalen Kinder- und Jugendarbeit. Doch deren Entwicklung wird in Zukunft davon ab- 
hängen, inwieweit es gelingt, den gegenwärtigen Trend von hauptamtlichen Fachkräften 
hin zu Teilzeitbeschäftigten und Projektarheit zu stoppen und verlässliche Infrastrukturen 
zu stärken, die in den Kommunen gut vernetzt sind, über ausreichend Ressourcen verfü¬ 
gen und denen in diesem Kontext auch eine qualitätsvolle pädagogische Arbeit abverlangt 
werden kann. 


9.6 Hilfen zur Erziehung: Ein Feld in Bewegung 

Wer - wie es früher gemacht wurde - das Feld der Hilfen zur Erziehung auf den Begriff 
der Heimerziehung reduziert, wird der Entwicklung in den vergangenen vierzig Jahren 
nicht gerecht. Von Heimen wird ohnehin kaum mehr gesprochen - auch um das Label 
„Heimkind“ endgültig in die Geschichte zu verweisen. Doch auch darüber hinaus wird 
der Begriff „Heim“ nicht den sozialen Dienstleistungen gerecht, die aktuell die Hilfen zur 
Erziehung charakterisieren und Sorgeberechtige bei hohen Belastungen und in krisenhaf¬ 
ten Lebenssituationen in der Wahrnehmung ihres Erziehungsauftrags unterstützen sowie 
das Wohl des jungen Menschen sichern sollen. 

► Drei Formen der Hilfen zur Erziehung 

• Stationäre Formen zeichnen sich dadurch aus, dass Kinder oder Jugendliche über Tag 
und Nacht in einer Einrichtung lehen, z. B. in einer Wohngruppe, Pflegefamilie etc. 

• Teilstationäre Angebote betreuen Kinder und Jugendliche täglich über einen - jeweils 
am Einzelfall orientierten - Zeitraum in einer Einrichtung. Danach kehren die Kin¬ 
der und Jugendlichen wieder in die elterliche Wohnung zurück. Dies kann z. B. eine 
Tagesgruppe sein. 

• Ambulante Hilfen sind dadurch gekennzeichnet, dass die Kinder, Jugendlichen und 
Familien direkt in ihrem Lebensumfeld Hilfe und Unterstützung erhalten. Sozialpäd¬ 
agogische Fachkräfte sind aufsuchend tätig und betreuen die Kinder, Jugendlichen oder 
Familien in deren Wohnung oder an denjenigen Orten, an denen sie sich aufhalten. Die 
bekannteste Form ist hier die sozialpädagogische Familienhilfe (vgl. Rätz et al. 2014). 

Gegenwärtig befindet sich das Feld der Hilfen zur Erziehung in Bewegung. Nach¬ 
dem seit den 1970er-Jahren grundlegend daran gearbeitet wurde, Großheime aufzulösen 
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und lebensweltorientierte Wohngruppen sowie Tagesgruppen und familiennahe Hilfen 
zu etablieren, geht es heute weiter darum, die Hilfen für Kinder, Jugendliche und jun¬ 
ge Volljährige weiter zu „normalisieren“ und aus dem Bild der „Fremdunterbringung“ 
herauszulösen. Es gilt Hilfen zur Erziehung als alternative alltägliche Lebensorte für die 
junge Menschen zu entwerfen, die aus unterschiedlichen Gründen nicht - wie bisher - in 
ihrem bisherigen sozialen Umfeld leben können. Dabei lassen sich einige grundlegende 
Herausforderungen ausmachen, von denen hier nur vier kurz angesprochen werden: 

• Insgesamt wird in der Diskussion um integrierte und flexible Hilfen die „Versäulung“ 
einzelner Hilfeformen problematisiert. Es wird kritisiert, dass die spezialisierten Ein¬ 
richtungen und Konzepte dazu führen, auch die jungen Menschen entlang dieser Ein¬ 
richtungstypen zu dehnieren. Diese werden dann zu Fällen von z. B. sozialpädagogi¬ 
scher Familienhilfe, therapeutischen Wohngruppen etc. und ihre Probleme dem Ange¬ 
bot angepasst. Dies münde darin, dass Problemlagen schon vordefiniert seien, bevor 
ein Betroffener überhaupt Hilfe suche (vgl. Klatetzki 1995). Unter dem Begriff der in¬ 
tegrierten und flexiblen Hilfen wurde entsprechend diskutiert, wie die Hilfen stärker an 
den Bedarfen der Kinder, Jugendlichen und jungen Volljährigen ausgerichtet werden 
können. Es geht darum, die Hilfeform und Organisation nach den Bedarfen der jungen 
Menschen in ihren sozialräumlichen Bezügen zu entwerfen. Diese Herausforderung er¬ 
fordert eine große Elexibilität und Lernbereitschaft von den beteiligten Organisationen, 
die alltäglich immer wieder neu herzustellen ist. 

• Das Aufwachsen in einer Pflegefamilie wurde in Deutschland über viele Jahre nur sehr 
randständig thematisiert. Darum gibt es kaum einheitliche Standards der Begleitung 
und Unterstützung von Eltern, deren Kinder in Pflegefamilien leben, von Pflegefa- 
milien und vor allem von Kindern und Jugendlichen, die in Pflegefamilien aufwach¬ 
sen. Dabei haben sich auch die Formen der Pflegeverhältnisse ausdifferenziert; Kinder 
und Jugendliche aus sehr unterschiedlichen Lebensbezügen und mit durchaus kom¬ 
plexen Problemlagen leben in Pflegefamilien. In den kommenden Jahren stellt es eine 
grundlegende Herausforderung dar, diese Hilfeform in eine professionelle Infrastruktur 
einzubinden, um die Eltern, Pflegefamilien und Kinder, Jugendlichen und jungen Voll¬ 
jährigen besser in ihrer alltäglichen Lebensbewältigung und ihrem Zusammenleben zu 
unterstützen (vgl. Wolf 2015). 

• Wer heute z. B. in einer Wohngruppe lebt und aufwächst, wird weiterhin damit konfron¬ 
tiert, dass es bisher noch nicht gelungen ist, diese Form des Aufwachsens zu entstig- 
matisieren. Immer noch wird in der Bevölkerung und mitunter auch in der Fachöffent- 
lichkeit von Heimerziehung gesprochen. Dabei trifft der Begriff den Lebensalltag von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Volljährigen kaum und verdeckt auch die Unter¬ 
schiedlichkeit der Lebensarrangements, die diese jungen Menschen alltäglich erfahren. 
Daher wird es in den kommenden Jahren notwendig sein, diese Formen des alternativen 
Aufwachsens - wie es z. B. in der UN-Kinderechtskonvention heißt - begrifflich neu 
zu fassen und zu beschreiben, um ihnen zu der nötigen gesellschaftlichen Anerkennung 
zu verhelfen. 
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• Insgesamt fehlen in Deutschland detaillierte Informationen darüber, wie die jungen 
Menschen, die in ihrer Kindheit und Jugend durch Hilfen zur Erziehung betreut wur¬ 
den, nach beispielsweise drei, fünf und zehn Jahren leben. Es geht dabei um die Erage 
der Nachhaltigkeit dieser Hilfen. Ob die jungen Menschen erneut öffentliche Hilfen in 
Anspruch nehmen, ob sie einen Bildungsabschluss haben, in den Arbeitsmarkt inte¬ 
griert sind, ob sie wohnungslos sind, wie ihre familiäre Situation aussieht etc. All dies 
ist nicht bekannt. Bekannt ist allerdings, dass die Hilfe für viele junge Menschen bereits 
mit 18 Jahren oder früher beendet wird, während viele ihrer Altersgenossen gerade in 
diesem Lebensalter weiterhin intensiv durch ihr familiales Umfeld unterstützt werden. 
Zudem ist bekannt, dass die Lebenssituation in dieser Phase des „Leaving Care“ durch 
einen hohen Grad von sozialer Ungewissheit geprägt ist. Es lässt sich resümieren: Auch 
wenn kaum Daten über die Lebenslage nach den Hilfen zur Erziehung vorliegen, deu¬ 
tet vieles daraufhin, dass sich die Mehrzahl von ihnen in prekären Lebensverhältnissen 
befindet. Entsprechend bedarf es einer intensiven neuen Diskussion, wie junge Erwach¬ 
sene weiter unterstützt werden können, die in ihrer Kindheit oder Jugend durch Hilfen 
zur Erziehung betreut wurden (vgl. Köngeter et al. 2012). 

Neben diesen Herausforderungen die konkret die Organisation und Infrastruktur der 
Hilfen zur Erziehung betreffen, wird die Kinder- und Jugendhilfe in Zukunft auch dadurch 
geprägt sein, in welcher Weise sie sich dem Thema der Inklusion öffnen wird. 


9.7 Zukünftige Herausforderung: Inklusive Kinder- und Jugendhilfe 

Schon vor der Einführung des SGB VIII im Jahr 1990 wurde grundlegend darüber disku¬ 
tiert, ob nicht die Leistungen für alle Kinder, Jugendlichen und jungen Volljährigen und 
damit auch für jene mit Behinderungen und Beeinträchtigungen durch die Kinder- und 
Jugendhilfe geregelt werden sollten. Dies wurde als sogenannte „große Lösung“ bezeich¬ 
net. Diese Option konnte im Gesetzgebungsverfahren aber nicht durchgesetzt werden. Es 
kam zur sogenannten „kleinen Lösung“, die zunächst Eingliederungsleistungen für jun¬ 
ge Menschen mit seelischen Behinderungen im Rahmen der Hilfen zur Erziehung regelte 
(§ 27 Abs. 4 a. F. SGB VIII). Die sozialrechtliche Zuständigkeit für junge Menschen mit 
geistigen und/oder körperlichen Behinderungen verblieb jedoch bei der Sozialhilfe (§ 10 
SGB VIII). Mit dem 1. SGB VIII-Änderungsgesetz (1993) wurden dann die Hilfen für 
seelisch behinderte junge Menschen als eigener Leistungstatbestand der Kinder- und Ju¬ 
gendhilfe (§ 35a SGB VIII) gefasst. Orientierungspunkt war bei dieser Neuregelung der 
Behinderungsbegriff der WHO. 

Mit dieser Neuregelung war die weiterführende Diskussion eine ganze Zeit lang fak¬ 
tisch beendet. Erst die supranationale Initiative der UN-Konvention für die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen (2006) und der 13. Kinder- und Jugendbericht sowie der 
Stellungnahme der Bundesregierung zu diesem Bericht entfacht das Thema neu (vgl. 
BMFSFJ 2009). Was bisher - sehr unpassend - „große Lösung“ genannt wurde, wird 
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seither unter dem Begriff der „Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe“ disku¬ 
tiert. Entsprechend wird der Begriff „Inklusion“ in der Kinder- und Jugendhilfefachwelt 
gegenwärtig häuhg synonym für die Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe 
verwandt, obwohl er theoretisch und auch sozialpolitisch weit über diese Zuständigkeits¬ 
regulierungen hinausweist. 

Ganz allgemein verstanden bedeutet „Inklusion“, dass die Formen sozialer Teilhabe 
angesichts der Diversität der alltäglichen Lebensverhältnisse von jungen Menschen und 
Familien neu und sozial gerechter strukturiert werden müssen. Mit der UN-Konventi- 
on für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK) und ihrer Ratifizierung 
in Deutschland ist diese sozial gerechtere Teilhabe von allen jungen Menschen und ihr 
Recht auf Mitgliedschaft in Regeleinrichtungen der Bildungs- und Erziehungsinfrastruk¬ 
tur politisch bindend. In Bezug auf die sozialgesetzlichen Regelungen wird vor diesem 
Hintergrund gefordert, die Zuständigkeitsbegrenzungen der Kinder- und Jugendhilfe auf¬ 
zuheben. Soziale Dienste der Kinder- und Jugendhilfe wären demnach gehalten, sich 
als organisationalen Handlungsrahmen zu betrachten, der von den Menschen in ihrer 
Unterschiedlichkeit gleichberechtigt mitgestaltet wird und in dem diese sich entwickeln 
und bilden können. Sie sind zudem in der Pflicht, ihren Einmischungsauftrag in den 
Kommunen zu nutzen, um gegen Rassismus, Diskriminierung und soziale Ungleichhei¬ 
ten einzutreten. 

Inklusion ist - so verstanden - aber nicht nur ein politisches Projekt, sondern auch 
Aufforderung zu einer veränderten professionellen Praxis. Auch wenn es so aussieht, als 
ob es primär nur um Schule und Behindertenhilfe geht: Die Kinder- und Jugendhilfe ist 
bereits Teil dieser Öffnungen und Veränderungen. Jenseits aller Entwicklungen um ein in¬ 
klusives SGB VIII können wir bereits eine „schleichende Inklusion“ (Oehme und Schröer 
2014) in der Kinder- und Jugendhilfe beobachten, die es fachlich stärker zu reflektieren 
und politisch zu gestalten gilt. 

Begonnen bei den Kindertagesstätten, über die Kinder- und Jugendarbeit bis zur Er¬ 
ziehung sberatung: In diesen unterschiedlichen Feldern ist die Diskussion um Inklusion 
nicht nur angekommen, vielmehr werden in deren alltäglicher Praxis auch die Konsequen¬ 
zen sichtbar. Auch in den Hilfen zur Erziehung sehen wir entsprechende Entwicklungen: 
Schon ein Blick in die Pflegefamilien (vgl. Kuhls et al. 2014) genügt, um zu erkennen, 
dass hier ein Regelungsbedarf hin zur Gesamtzuständigkeit der Kinder- und Jugendhil¬ 
fe dahingehend besteht, wie z. B. Pflegekonstellationen mit Kindern mit Behinderungen 
und Beeinträchtigungen begleitet werden. Zudem werden in den Hilfen zur Erziehung seit 
Jahren die Abgrenzungen, Kooperationen und die Grenzarbeit z. B. mit der Psychiatrie 
intensiv diskutiert angesichts der vielfältigen Unzulänglichkeiten, welche die Umsetzung 
der sogenannten „kleinen Lösung“ hervorgebracht hat. Auch jenseits einer gesetzlichen 
Regelung muss darum die Inklusion als fachliches Prinzip in der Kinder- und Jugendhilfe 
ohne weiteren Verzug gestärkt werden. Dies bedeutet z. B.: 
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1. „Sofort mit einer inklusiven Jugendhilfeplanung beginnen. 

2. Auf allen Ebenen die fachlichen Kontakte und Diskussionen ausweiten: zwischen den 
Einrichtungen im Sozialraum, zwischen den Ämtern, mit den verschiedenen Wissen¬ 
schaften - und auch zwischen den verschiedenen Abteilungen der Leistungserbringer 
und ihrer Organisationen. 

3. Erweiterung unseres Wissens! Die empirischen Grundlagen für unsere Diskussionen 
sind ausgesprochen dürftig - auch hier gibt es Entwicklungsbedarf. 

4. Die Kinder- und Jugendhilfe muss mit jungen Menschen mit Behinderungen und ihren 
Familien - als Expertinnen ihrer Lebenslagen - in Dialoge treten“ (Struck et al. 2010, 

S. 201). 


9.8 Kinder- und Jugendhilfe und die Lebenslagen Kindheit 
und Jugend 

Für diese Entwicklung ist es auch zentral, die Bilder von Kindheit und Jugend, die der Kin¬ 
der- und Jugendhilfe zugrunde liegen, neu zu reflektieren. Heute hat die Kinder- und Ju¬ 
gendhilfe allgemein von einer Vielfalt an Kindheiten und fugenden auszugehen (Münch¬ 
meier 2001). Dabei sind die Lebenslagen von Kindern und Jugendlichen durch soziale 
Ungleichheiten charakterisiert. Darüber hinaus kann eine Entgrenzung der Lebensphase 
Jugend beobachtet werden, die heute bis weit in das dritte Lebensjahrzehnt hineinreicht. 
Der 15. Kinder- und Jugendbericht (vgl. BMFSFJ 2017) weist grundlegend daraufhin, 
dass sich z. B. für einen großen Teil der Jugend nicht nur die Integration in den Erwerbs¬ 
arbeitssektor nach hinten verlagert und das Jugendalter entsprechend ausgedehnt hat. Die 
folgende Graphik (Abb. 9.2), die sich ebenfalls im 15. Kinder- und Jugendbericht der 
Bundesregierung findet, zeigt, in welchem Alter junge Menschen im Durchschnitt zentra¬ 
le Lebensereignisse erleben, die als Marksteine der Jugendphase gelten. 

Gleichzeitig können große Unterschied dahingehend ausgemacht werden, wem wel¬ 
che Jugend ermöglicht wird. Im Kinder- und Jugendhilfegesetz stellt das Erreichen des 
27. Lebensjahrs den Endpunkt der Leistungen dar, doch im Lebensalltag ist der Übergang 
von der Jugend ins Erwachsenenalter fließend geworden. Es ist für viele junge Menschen 
ein unübersichtlicher Übergang zum Erwachsenenalter entstanden, der jeweils stark durch 
die sozialen und biografischen Handlungsspielräume geprägt ist und für den eine Verlauf¬ 
sprognose nur schwer gegeben werden kann. Insgesamt kann „von einer neuen Form des 
Übergangs“ in das Erwachsenenalter ausgegangen werden, „deren bestimmende Merkma¬ 
le ihre Offenheit und Ungewissheit sind“ (Walther 2002). 

Die Herausforderung für die Kinder- und Jugendhilfe besteht gegenwärtig darin, eine 
Perspektive zu entwickeln, die an den Potenzialen von Kindern, Jugendlichen und jungen 
Volljährigen in ihrer biografischen Unterschiedlichkeit anknüpft (Leiprecht 2008), ihre 
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Lebensalter, in dem 50% der jungen Erwachsenen diese Ereignisse erlebt haben 
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Abb. 9.2 BMFSFJ 2017, 15. Kinder- und Jugendbericht, S. 185 


persönlichen Rechte schützt und stärkt sowie gleichzeitig gegen soziale Benachteiligung 
eintritt. Es gilt somit die Heterogenität von Kindheiten und lügenden wahrzunehmen und 
die Kinder und Jugendlichen nicht nur vor Übergriffen, Gewalt und einer Gefährdung 
ihres Wohles zu schützen, sondern sie auch jeweils individuell in der Wahrnehmung ihrer 
Rechte zu stärken und schließlich soziale Benachteiligungen von jungen Menschen im 
Horizont sozialer Gerechtigkeit abzubauen. 

Dies bedeutet im Kontext der Diskussionen um eine inklusive Kinder- und Jugendhilfe 
auch, einen Zugang der Diversität zu verfolgen, in dem jungen Menschen mit Migrations¬ 
hintergrund oder Mädchen und junge Frauen sowie Kinder und Jugendliche aus prekären 
Lebenskonstellationen oder mit Behinderungen nicht aufgrund eines Merkmals stigmati¬ 
siert werden. Denn in der Perspektive der Diversität steht nicht der ethnische Unterschied, 
die interkulturehe Besonderheit, die Behinderung oder die Differenz zwischen den Ge¬ 
schlechtern im Vordergrund der Betrachtung. Die Verschiedenheit an sich als Strukturele¬ 
ment von Kindheit und Jugend in der heutigen Gesellschaft wird zum Ausgangspunkt der 
Kinder- und Jugendhilfe. 

Die politische und pädagogische Herausforderung setzt also nicht an einem bestimm¬ 
ten Merkmal einzelner junger Menschen an (z. B. minderjähriger Flüchtling), das sich zum 
Stigma entwickeln kann, vielmehr wird zuerst nach den sozialen Kontexten und dem in¬ 
stitutionellen Gefüge des Aufwachsens gefragt - soziale Ungleichheit und Ausgrenzung, 
Teilhabemöglichkeiten im Stadtteil, Berufs- und Bildungschancen - und dann erst danach, 
welche etwaige Rolle darin der Migrationshintergrund, das Geschlecht oder Beeinträchti¬ 
gungen spielen. 
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Es kann ebenfalls konstatiert werden, dass es soziale Benachteiligungen und Zugangs¬ 
verwehrungen zur sozialen Teilhabe sind, die z. B. Jugendliche mit Migrationshinter¬ 
grund, aber auch andere Kinder und Jugendliche in bestimmten Lebenslagen betreffen. 
Denn es ist nicht nur die zeitliche Ausdehnung sowie die Pluralisierung, die die Lebens¬ 
lage Kindheit und Jugend heute prägen, sondern vor allem die soziale Ungleichheit. Dies 
wird besonders im Problem der Kinder- und Jugendarmut (Butterwegge et al. 2005; AGJ 
2009) deutlich. Nachgewiesen wurde der naheliegende Zusammenhang, dass Kinder und 
Jugendliche von Armutsphänomenen in besonderer Weise betroffen sind, da diese von 
einer Generation an die nächste weitergegeben werden. Hinzu kommt, dass insbesondere 
Jugendliche mit schlechten Bildungsabschlüssen geringe Chancen auf dem Arbeitsmarkt 
und vielfach lediglich auf prekäre Arbeitsverhältnisse haben. 

Fragen zur Vertiefung 

• Die Kinder- und Jugendhilfe hat historisch zwei unterschiedliche Wurzeln (Stichwort 
Jugendfürsorge und Jugendpflege). Skizzieren Sie aus Ihrer Perspektive die heute noch 
relevanten Aspekte dieser historischen Gegebenheit anhand unterschiedlicher Felder. 

• Skizzieren Sie das sozialrechtliche Dreiecksverhältnis in der Kinder- und Jugendhilfe. 
Welche Chancen wie auch Risiken sehen Sie in der Erbringung sozialer Dienstleistun¬ 
gen in dieser Struktur? 

• Was bedeutet Inklusion für die Kinder- und Jugendhilfe? Formulieren Sie Prinzipien 
von Inklusion am Beispiel der Kooperation von Erziehungshilfe und Eingliederungs¬ 
hilfe. 
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Zusammenfassung 

Die Soziale Arbeit bietet mit dem Jugendhilfesystem und der darin verorteten Kin¬ 
der- und Jugendarbeit, der Kindertagesbetreuung und der Schulsozialarbeit drei große 
Handlungsfelder zur Zusammenarbeit mit dem Schulsystem. Außerdem arbeiten Be¬ 
ratungsstellen mit Schulen zusammen, indem sie für präventive Projekte in die schuli¬ 
sche Unterrichtsgestaltung einbezogen werden oder ihre regulären Beratungsangebote 
(auch) am Ort der Schule Vorhalten. Auch wenn Kinder- und Jugendliche durch die 
Hilfen zur Erziehung unterstützt werden, kommt Soziale Arbeit mit den Anforderun¬ 
gen und Bedingungen des schulischen Bildungssystems in Berührung. In der Praxis 
zeigen vielfältige erfolgreiche Kooperationsverhältnisse, dass eine auf die Gegebenhei¬ 
ten des Schulsystems bezogene Konzeption Sozialer Arbeit die Bildungsbedingungen 
und gesellschaftlichen Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen verbessern und 
Ausgrenzungsmechanismen entschärfen kann, obwohl die Handlungslogiken der So¬ 
zialen Arbeit und jene der Schule teilweise im Kontrast zueinander stehen. Neben 
professionsbezogenen Faktoren wie Schulklima und sozialpädagogischer Angebots¬ 
qualität beeinflussen strukturelle Steuerungsverfahren der Schulträger und bildungs- 
sowie sozialpolitische Entscheidungen die Weiterentwicklung des Kooperationsver¬ 
hältnisses. 
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10.1 Soziale Arbeit im Kontext von Schule 

Alle Handlungsfelder der Sozialen Arbeit, die mit Belangen von Kindern und Jugend¬ 
lichen im schulpflichtigen Alter sowie jenen, deren Schulzeit noch bevorsteht (unter 6- 
Jährige) oder gerade beendet ist (Berufsübergang), sind direkt oder indirekt auch mit 
den Gegebenheiten des schulischen Bildungssystems konfrontiert. In Bundesländern oder 
Kommunen, die aufgrund ihrer Organisation der sonderpädagogischen Förderung ein För¬ 
derschulwesen aufweisen, das die Erziehungshilfe mit der Schulpflicht verknüpft, rücken 
schulische und sozialpädagogische Konzeptionen bzw. Praxen besonders eng zusammen. 
Sofern erwachsene Adressat_innen der Sozialen Arbeit Schulabschlüsse nachholen (wol¬ 
len), sind auch die für sie konzipierten Handlungsfelder der Sozialen Arbeit auf Strukturen 
und Anforderungen des Bildungssystems bezogen. 


10.1.1 Schülerjnnen als Adressatjnnen Sozialer Arbeit 

Kinder und Jugendliche werden zum einen in ihrer Rolle als Schülerjnnen zu poten¬ 
ziellen Adressatjnnen Sozialer Arbeit, wenn sie aufgrund lebensweltlicher Bedingun¬ 
gen Schwierigkeiten haben, den Anforderungen des Schulsystems oder des Berufsausbil¬ 
dungssystems zu genügen. Aus diesem Grund ist die Kinder- und Jugendhilfe gern. § 81 
SGB VIII zur Zusammenarbeit mit Schulen verpflichtet. Zum anderen wird Soziale Arbeit 
in der jüngeren Vergangenheit vermehrt in schulische Settings eingebunden oder in ihrer 
Nähe platziert, weil bildungs-, sozial- und arbeitsmarktpolitische Entscheidungen einen 
Strukturwandel des Bildungssystems anstreben, der u. a. 

• in ganztägigen Beschulungs- und Betreuungssettings die Erziehungs- und Bildungs¬ 
aufträge von Schule und Jugendhilfe zusammenführt, 

• Übergänge im Bildungssystem durch Kooperationskonzepte entschärfen will und dafür 
auch 

• Beratungsangebote für Jugendliche und Eamilien enger mit dem Ort der Schule zu 
verbinden sucht sowie 

• das Handlungsfeld Schulsozialarbeit als strukturelles Unterstützungsangebot nachhal¬ 
tig und schulformübergreifend als Strukturelement im Bildungssystem zu etablieren 
beginnt. 

Je nach regionaler Angebotsstruktur der Sozialen Arbeit und dem personellen Enga¬ 
gement der Lehrkräfte „nutzen“ einzelne Schulen die Soziale Arbeit aber auch, indem 
sie sich eigeninitiativ bspw. mit Erziehungsberatungsangeboten der Jugendhilfe vernet¬ 
zen (de Boer 2014) oder in Fragen des Kinderschutzes kollegiale Beratung suchen. Durch 
zeitlich befristete und in die Unterrichtsstruktur von Schule eingebundene Projekte er¬ 
reichen präventive Angebote der Sozialen Arbeit wie z. B. jene der Suchtberatung, der 
Sexualaufklärung, des Kinderschutzes oder der Gewaltprävention ihre Adressatjnnen am 
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Ort der Schule. Auf diesem Wege der Öffnung und der Umsetzung ihres Erziehungsauf¬ 
trags erkennt Schule die fachliche Expertise der Sozialen Arbeit an, während Kinder und 
Jugendliche Kenntnisse über Hilfeangebote und deren Erreichbarkeit erhalten. 

Umgekehrt sucht Soziale Arbeit in Projektkooperationen ihre potenziellen Adres- 
sat_innen im Sinne ihres Präventionsauftrags am Ort der Schule auf, weil sie davon 
ausgeht, dass diese Kontakte zur Senkung der Zugangsschwellen beitragen können: Wenn 
Kinder und Jugendliche Unterstützung zur Bewältigung von Schwierigkeiten benötigen, 
können sie auf Anlaufadressen und persönliche Kontakterfahrungen zurückgreifen. Da 
Schule für die Durchführung solcher Präventionskooperationen verpflichtet ist, die Eltern 
ihrer Schüler_innen zu informieren, werden die Angebote der Sozialen Arbeit nicht nur 
für Kinder und Jugendliche, sondern auch für deren Eltern leichter zugänglich - mögliche 
individuelle Krisen werden breiter abgesichert, als es ohne die Zusammenarbeit möglich 
wäre. Sofern sich die individuelle Krise auf die Verweigerung des Schulbesuchs bezieht, 
sollen konzeptuelle Weiterentwicklungen von Schulsozialarbeit, Jugendsozialarbeit bzw. 
Jugendberufshilfe Zugänge zu Schulabschlüssen und damit gesellschaftliche Teilhabe 
gewährleisten. 


10.1.2 Soziale Arbeit als Bündnispartnerin von Schule 

Unabhängig vom konkreten Handlungsfeld müssen sich sozialpädagogisch arbeiten¬ 
de Fachkräfte in schulischen Kontexten damit auseinandersetzen, dass sich schulische 
und sozialarbeiterische Handlungslogiken widersprechen (können) und nicht davon aus¬ 
zugehen ist, dass die schul- oder sonderpädagogisch qualifizierten Kolleginnen mit 
den Spezifika der Sozialen Arbeit vertraut sind. Fachliche Selbstverständnisse und 
schulpädagogisch tradierte Hierarchieverständnisse bzw. Deutungsgewohnheiten und 
Delegationspraxen (Schäfer 1981) verändern sich ungleich langsamer, als es für die Eta¬ 
blierung und Anerkennung sozialpädagogischer Handlungsrationalitäten im schulischen 
Setting wünschenswert und nötig wäre. Lange beruhte das Verhältnis zwischen Schu¬ 
le und Sozialer Arbeit auf der kompensatorischen Funktion die Jugendhilfe, in deren 
Zuständigkeit lediglich die Bearbeitung von „Folgeproblemen schulischer Sozialisati¬ 
on“ (Hornstein 2002, S. 48) fiel, ohne dass sie in die Gestaltung schulischer Settings 
einbezogen wurde. 

Gegenwärtig öffnet sich Soziale Arbeit nach über 100 Jahren der Abgrenzung von 
Schule (Stecklina 2005) angesichts gesellschaftlicher Entwicklungen und Anforderungen 
an das Bildungs- und Hilfesystem immer mehr für die Zusammenarbeit mit Schule - und 
begibt sich damit zugleich in die Gefahr, als „Ausfallbürge“ (Sengling 1995, S. 163) des 
Bildungssystems vereinnahmt zu werden. Soziale Arbeit hat in der jüngeren Vergangen¬ 
heit deutlich an Attraktivität für Schule gewonnen, weil Schule in allmählicher Abgren¬ 
zung vom ehemals zentralen „Funktionsprinzip der sozialen Selektion“ (Leiprecht und 
Lutz 2015, S. 285) Bündnispartner_innen zur Umsetzung ihres Strukturwandels (Ganz¬ 
tagsschule), zur Absicherung ihres Inklusionsauftrags und zur Entschärfung schulischer 
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Exklusionsmechanismen braucht. Um gesellschaftlichen Erfordernissen im Sinne des An¬ 
spruchs auf soziale Gerechtigkeit und Chancengleichheit nachkommen zu können und 
junge „Menschen in die Lage (zu) versetzen, zu lernen, Leistungspotenziale zu entwi¬ 
ckeln, zu handeln, Probleme zu lösen und Beziehungen zu gestalten“ (Bundesjugendku¬ 
ratorium 2002, S. 3), hat Schule zweifellos einen zentralen Stellenwert, aber kein Allein¬ 
stellungsmerkmal, weil „gelingende Lebensführung und soziale Integration [... ] ebenso 
auf Bildungsprozessen in Eamilien, Kindertageseinrichtungen, Jugendarbeit und der be¬ 
ruflichen Bildung auf[bauen]“ (Bundesjugendkuratorium 2002, S. 3). 


10.1.3 Soziale Arbeit in der Bildungslandschaft 

Mit Ganztagssettings, Inklusions- sowie Übergangskonzepten und Schulsozialarbeit sind 
strukturelle und bildungs- bzw. sozialpolitische Maßnahmen zum Abbau von benachteili¬ 
genden Bildungsbedingungen und biografischen Bedingungen des Aufwachsens von Kin¬ 
dern und Jugendlichen verbunden, die auch in wirtschaftlichen Interessen von Kommunen 
(Arbeitsplätze und Arbeitskräfte) begründet sind und bildungspolitische Konsequenzen 
mit sich bringen: Kommunale Bildungsplanung (BMFSFJ 2005) versteht mithilfe des 
Konstrukts einer sogenannten „Bildungslandschaft“, das Verhältnis zwischen Schule und 
Jugendhilfe nicht länger im Sinne von Zuständigkeiten, sondern von gemeinsamen „Ver¬ 
antwortlichkeiten“ (Dt. Städtetag 2007) innerhalb einer Region oder Kommune und stößt 
dabei auf erheblichen schulischen Reformbedarf (Dt. Städtetag 2012). Der Gestaltung des 
Übergangs (von der Kindertagesstätte in die Schule und von der Schule in den Beruf), 
dem Handlungsfeld Schulsozialarbeit und (kooperativen) Ganztagsschulformaten wird 
dabei eine tragende Rolle zugeschrieben, um die noch immer bestehende Abhängigkeit 
zwischen Herkunft und bildungsbiografischen Perspektiven zu lockern. Im Hinblick auf 
Schule konzipierte Angebote der Sozialen Arbeit können dazu beitragen, dass Schule von 
Akteur_innen (Lehrkräfte, Eltern, Behörden) und Adressat_innen (Kinder und Jugendli¬ 
che) als Bestandteil des Sozialraums verstanden wird, weil mangelnde Bildungschancen in 
dem (nach oben) unzureichend durchlässigen deutschen Bildungssystem gesellschaftliche 
Teilhabechancen reduzieren, die durch den Einbezug sozialpädagogischer Lebensweltori¬ 
entierung oder Bildungsverständnisse erweitert werden können/sollen. 


10.2 Ziel und Profil Sozialer Arbeit im schulischen Kontext 

10.2.1 Bildungschancen durch Kooperationsverhältnisse zwischen 
Schulen und Sozialer Arbeit 

Schon bevor Anfang der 2000er-Jahre die Ergebnisse der ersten OECD-Leistungsver- 
gleichsstudien den sogenannten „PISA-Schock“ auslösten, hatte Soziale Arbeit als Koope¬ 
rationspartnerin von Schule eine wichtige Funktion, um Kinder und Jugendliche in ihrer 
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schulischen Bildungshiografie zu unterstützen. So ist beispielsweise die Entwicklung des 
Handlungsfeld Schulsozialarbeit konzeptionell seit der Bildungsreform der 1960er-Jahre 
eng mit der Entwicklung ganztägig angelegter Gesamtschulen verbunden, deren Struktur 
für einen Zuwachs an Bildungschancen sorgen sollte (Herrlitz 2003). Seit den 1980/90er- 
Jahren wird Schulsozialarbeit auch im mehrgliedrigen Schulsystem zur Unterstützung von 
Jugendlichen an Hauptschulen und in Berufsvorbereitungsangeboten der Berufsschulen 
eingesetzt, um schulvermeidendem Verhalten vorzubeugen, Berufsübergänge zu erleich¬ 
tern und verwertbare Bildungszertifikate, also erfolgreiche Schulabschlüsse, erreichbar 
zu machen (Braun und Wetzel 2006). Zur Unterstützung derjenigen, die eine allgemein- 
bildende Schule ohne Abschluss verlassen, haben sich ab den 1990er-Jahren außerdem 
vielfältige Eormen der konzeptionellen Zusammenarbeit zwischen berufsbildenden Schu¬ 
len und der Jugendsozialarbeit bzw. der Jugendberufshilfe entwickelt. In jüngerer Zeit 
erhalten auch Grundschulen sowie Sekundarschulen, die auf mittlere und höhere Schul¬ 
abschlüsse vorbereiten, vermehrt Unterstützung durch Angebote der Sozialen Arbeit. 

Im Zuge der bildungspolitisch auf den Landesebenen (unterschiedlich) geförderten 
Ganztagschulentwicklung der Primarstufe wird die Kinder- und Jugendhilfe sowohl mit 
ihrem Handlungsfeld der Kindertagesbetreuung im Anschluss an deren Hortkonzepte, 
aber auch als Ansprechpartnerin für vorschulische institutionelle Maßnahmen und hin¬ 
sichtlich der Entschärfung von Risiken in der Schuleingangsphase zu einer zentralen Ko¬ 
operationspartnerin von Schule, die per kultusministeriellem Erlass verpflichtet werden 
kann, mit den Kindertagesstätten ihres Einzugsgebietes zusammenzuarbeiten. Zwischen¬ 
zeitlich belegen die erste StEG-Studie (2005-2011) und die Bildungsberichterstattung 
Ganztagschule NRW (BIGA seit 2011), dass soziale Selektivität von Schule mittels einer 
Ganztagskonzeption zwar reduziert werden kann, letztlich aber Schulklima und Ange¬ 
botsqualität der Einzelschule über Wirkung und Reichweite entscheiden (Börner et al. 
2014; Speck und Jensen 2014). Sowohl für die Grundschule als auch für Schulen der 
Sekundarstufe I führt die Ganztagschulentwicklung außerdem zu konzeptionellen Verän¬ 
derungen in ihrem Verhältnis zur offenen und verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit, 
deren Angebote in die schulische Ganztagskonzeption einfließen können. In der Kon¬ 
sequenz bedeutet dies aber auch, dass sich deren Angebote verändern und (wenigstens 
in Anteilen) an schulischen Gegebenheiten ausrichten (müssen). Außerdem rücken Ea- 
milien- und Erziehungsberatungsstellen sowie Angebote des Erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes (gern. § 14 SGB VIII; Spies und Knapp 2017) näher an schulische Set- 
tings heran. 


10.2.2 Schulsozialarbeit als Strukturmaßnahme im Bildungssystem 

Systematisch und programmatisch wird Soziale Arbeit, neben den vielen Varianten, die 
mit der Ganztagsschule entwickelt und erprobt werden (Börner et al. 2014; Graßhoff 
et al. 2015), im schulischen Rahmen insbesondere mit Angeboten des Handlungsfeldes der 
Schulsozialarbeit tätig. Vor allem für die Schulsozialarbeit haben sich seit Beginn der öf- 
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fentlich und fachlich geführten Diskussion um die selektiv und benachteiligend wirkende 
Struktur des deutschen Bildungswesens die Bedingungen der professionellen Entwicklung 
und Differenzierung nachhaltig verändert. Sie ist zwar noch längst nicht flächendeckend 
und auch nicht in bedarfsgerechtem Umfang kontinuierlich vorhanden, aber in zuneh¬ 
mendem Maße als sozialpädagogisches Handlungsfeld bundesweit sowohl an Grund-, als 
auch an Haupt-, Real- oder Oberschulen ebenso wie an Gymnasien, Förderschulen und 
Berufsbildenden Schulen anerkannt und seitens der Schule erwünscht. 

Zusammenhänge zwischen Herkunftsbedingungen, bildungsbiografischen Verläufen 
und strukturellen Gegebenheiten des selektierend gegliederten Schulsystems sind mitt¬ 
lerweile empirisch offengelegt (zusammenfassend Gerheim und Spies 2017) und die 
Umsetzung des Inklusionsauftrags zwingt Schulen aller Stufen und Formate zu Verän¬ 
derungen, die Soziale Arbeit in Form von Schulsozialarbeit (neben sonderpädagogischer 
Expertise) als unterstützende und ausgleichende Komponente zur Minderung von Bil¬ 
dungsbenachteiligungen wahrnimmt und einfordert. Fetztlich sind die Erwartungen hoch, 
aber die Reichweite des postulierten Ausgleichs noch offen, da sie in Beziehung zur Bil¬ 
dungsinfrastruktur in Form der (fast unveränderten) Gliederung des Schulwesens gesetzt 
werden müsste. 

Ganz gleich, ob Soziale Arbeit z.B. über Erziehungsberatung (de Boer 2014) oder 
Schulsozialarbeit konzeptionell abgestimmt mit Schule zusammenarbeitet, im schulischen 
Kontext oder in dessen Nähe (z. B. in Form von Familienzentren) platziert wird, ob der 
Anlass der Zusammenarbeit in der Gestaltung des Übergangs aus der Kindertagesstätte in 
die Grundschule bzw. aus der Schule in den Beruf liegt oder ganztägige Bildungssettings 
additiv gestaltet werden: Aus der Perspektive der Sozialen Arbeit und ihrer Handlungsfel¬ 
der ist das Anliegen der Zusammenarbeit stets eine strukturelle Verbesserung der gesell¬ 
schaftlichen Teilhabechancen von Kindern und Jugendlichen. Dafür werden institutioneile 
Bedingungen des formalen Bildungssystems (Schule) durch die Angebote und das metho¬ 
dische Spektrum der Sozialen Arbeit ergänzt, weil gesellschaftliche Teilhabe weitgehend 
zum einen vom Bildungserfolg, also der Verwertbarkeit der Bildungszertifikate, und zum 
anderen von (möglichst niedrigschwelligen) Zugängen zum Hilfesystem abhängt. 


10.2.3 Handlungsfeld Schulsozialarbeit 

Schulsozialarbeit wird je nach Perspektive oder regionalen Gegebenheiten auch unter 
Begriffe wie „schulbegleitende Sozialarbeit“, „schulbezogene Jugendarbeit“, „schulbe¬ 
zogene Jugendsozialarbeit“, „schulbezogene Jugendhilfe“, „Soziale Arbeit in bzw. an der 
Schule“, „Schul-Soziale Arbeit“ oder „Schuljugendarbeit“ gefasst (Spies und Pötter 2011; 
Speck 2006). Die Vielfalt der Benennungen ist sowohl als Versuch der Selbstverständnis- 
und Profilklärung zu verstehen als auch in der z. T. nicht eindeutigen Rechtsposition sowie 
unterschiedlichen Modellen der Trägerschaft und Schwerpunktsetzung begründet. In Trä¬ 
gerschaft der Jugendhilfe wird sie auf den rechtlichen Grundlagen der Jugendsozialarbeit 
(§13 SGB VIII) sowie der Kinder- und Jugendarbeit (§11 SGB VIII) konzipiert (Ko¬ 
operationsverbund Schulsozialarbeit 2015). In Bundesländern, deren bildungspolitische 



10 Schule und Soziale Arbeit 


139 


Entscheidungen Schulsozialarbeit auch als Angebot in schulischer Trägerschaft vorsehen 
(z. B. Niedersachsen, Schleswig-Holstein, Berlin), geben kultusministerielle Erlasse mit 
Bezug auf das Schulgesetz des jeweiligen Bundeslandes den rechtlichen Rahmen vor. 

In der Summe ist das Handlungsfeld ein auf Kinder und Jugendliche in der Schule 
bezogenes, aber nicht auf Schule begrenztes, von Jugendhilfe allein oder gemeinsam mit 
der Schule verantwortetes Tätigkeitsfeld Sozialer Arbeit, das sowohl einen Teilbereich 
von Jugendhilfe als auch mehrere ihrer Angebotsformen am Ort der Schule bereithält und 
sich dabei auf eigenständige sozialpädagogische Handlungskompetenz stützt (Spies und 
Pötter 2011). 

Als intensivste und engste Eorm der Zusammenarbeit zwischen Schule und Sozialer 
Arbeit nutzt Schulsozialarbeit die grundlegende methodische Trias der Sozialen Arbeit, 
indem sie Strukturen zur Einzelfallhilfe aufbaut, offene und interessenbezogene (sozial¬ 
pädagogische) Gruppenarbeit anbietet und Gemeinwesenarbeit im Sinne sozialraumbe¬ 
zogener Vernetzung betreibt. Je nach Schwerpunktsetzung in bildungs- bzw. sozialpoliti¬ 
scher Programmatik, Schulstufe und Bedarf vor Ort (Schulprogramm, Sozialraumbezug 
etc.) konkretisiert sie die Konzeption ihrer Angebote mithilfe weiterer methodischer Dif¬ 
ferenzierungen (z. B. Beratungskonzepte, Präventionsmodelle, Erlebnispädagogik), damit 
die Bedürfnisse ihrer Adressat_innen sowohl mit Blick auf deren Rolle als Schüler_innen 
als auch als Kinder und Jugendliche mit lebensweltlich und biografisch bedingten Gege¬ 
benheiten und Widerfahrnissen des Aufwachsens wahrgenommen werden. 


Exkurs; Methoden und Profil Schulsozialarbeit 

Die Breite der Angebotspalette von Schulsozialarbeit bedingt zugleich deren Be¬ 
grenzung: So kann Schulsozialarbeit bspw. weder das systematische Konzept einer 
Jugend- und Erziehungsberatungsstelle oder gar anderer Hilfen zur Erziehung ab¬ 
bilden noch die Maximen und konzeptionellen Grundlagen der offenen Kinder- und 
Jugendarbeit ohne Einschränkungen übernehmen. Auch die Reichweite von Ge¬ 
meinwesenarbeit mit originärem Auftrag z. B. in Eorm eines sozialraumbezogenen 
Nachbarschaftstreffs wird sie nicht abbilden können. Letzteres kann sie aber kon¬ 
zeptionell bspw. in der Organisation eines regelmäßigen Elterncafes im Rahmen 
des Schulalltags und/oder über die Mitarbeit in vernetzenden Arbeitsgruppen der 
Jugendhilfe einsetzen. Mit offenen Pausen- und Freizeitangeboten und als Ganztags¬ 
koordinatorin kann sich Schulsozialarbeit konzeptionell an Kinder und Jugendarbeit 
anlehnen, Kontakte zu deren Einrichtungen oder Trägern knüpfen, aber auch deren 
Angebote direkt einbeziehen, indem sie die kooperative Zusammenarbeit mit Trä¬ 
gern der offenen und verbandlichen Jugendarbeit organisiert und koordiniert, um 
ein ganztägiges Bildungssetting zu gestalten. 

Über niedrigschwellige Angebote der individuellen Beratung kann Schulsozi¬ 
alarbeit kurz- und mittelfristige Unterstützungssettings bieten, nicht aber derart 
spezifizierte Beratung anbieten, wie sie z. B. für Beratung in Trennungs- und Schei- 
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dungssituationen (§17 SGB VIII) notwendig und fachlich geboten sind - obwohl 
die Situation für betroffene Kinder und Jugendliche schulische Lernschwierigkeiten 
mit sich bringen kann. Um weiterreichenden oder längerfristigen Bedarfen nachzu¬ 
kommen, ist Schulsozialarbeit daher auf ein breites „Verweisungswissen“ (Müller 
2012) angewiesen. Mithilfe dieses Wissens und der Vernetzungskontakte kann 
sie Einzelfälle einschätzen und unterstützen sowie weitervermittelnd Ressourcen 
bündeln und Hilfezugänge koordinieren. Die sozialpädagogischen Beratungsange¬ 
bote folgen dem Ziel, „Lernbedingungen und Lebenssituationen von Schülern und 
Schülerinnen hilfreich und lebensweltorientiert, parteinehmend, aufklärend und be¬ 
fähigend oder motivierend sowie unterstützend verbessern“ (Spies und Pötter 2011, 
S. 74) zu wollen. 

Neben dem „Verweisungswissen“ kennzeichnet Schulsozialarbeit die konzeptu¬ 
elle Kombination unterschiedlicher Angebote 

• zur Förderung des sozialen Lernens, 

• zur individuellen Orientierung und Hilfe und 

• zur Verbesserung schulisch gegebener Bildungsbedingungen. 

In diesen drei Arbeitsbereichen lassen sich verschiedene Arbeitsfelder unter¬ 
scheiden, deren Auswahl und Kombination im Sinne eines „Zusammenspiels“ 
verstanden werden können und das Handlungsfeld vielfältig und anforderungs¬ 
reich machen. So kombiniert Schulsozialarbeit Angebote, die originär dem le¬ 
bensweltorientierten Methodenkontext der Jugendhilfe zugeordnet werden können 
(Gruppenarbeit, offene Angebote der Kinder und Jugendarbeit, sozialpädagogische 
EinzelfalL/Beratung, individuelle Förderung), mit jenen, die eine Schnittmenge im 
Aufgabenspektrum von Jugendhilfe und Schule darstellen (Konfliktbewältigung, 
schulbezogene Hilfen, Kooperation mit Eltern) oder aber originär dem schulischen 
Hoheitsbereich zuzuordnen sind, von dort aber auch an Schulsozialarbeit „delegiert“ 
werden (Berufsorientierung) oder Beteiligung ermöglichen (Schulprogramment¬ 
wicklung) (Spies und Pötter 201 1). 


10.2.4 Kooperationsverhältnisse 

Um das Verhältnis zwischen Sozialer Arbeit und Schule als Kooperation zu verstehen, 
bedarf es eines gemeinsamen Ziels und der Einsicht beider Seiten, dass sie ihr Ziel ohne 
den Partner nicht erreichen können. Während Schulsozialarbeit als die intensivste Form 
der Zusammenarbeit bezeichnet werden kann, sind nicht-formelle Bildungsangebote, wie 
sie von Schulsozialarbeit z. T. organisiert werden oder in weiteren Kooperationsformen 
ganztägiger Bildungssettings angelegt sind, je nach Konzeption und Programmatik mehr 
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oder weniger auf intensive Zusammenarbeitsstrukturen angewiesen. In additiven oder ko¬ 
operativen Ganztagsformaten aller Schulstufen sind Weiterentwicklungen „schulnaher“ 
Angebote (z. B. Hausaufgabenhilfe im Jugendzentrum) der offenen und verbandlichen 
Kinder- und Jugendarbeit über „schulgebundene“ AG-Formate oder kommunale Kon¬ 
strukte der Betreuungskooperation mit Trägern von Hortangeboten möglich. Hier werden 
nicht-formale Lern- und Bildungsangebote bereitgehalten und je nach Konzept auch mit 
schulischem Lernen verknüpft. Sie soll(t)en zugleich das schulische Bildungsverständnis 
erweitern und das Spektrum der pädagogisch zu begründenden Angebote innerhalb des 
Gesamtkonzepts einer Schule sowie die Chancen der individuellen Förderung vergrößern, 
ln der Praxis reichen diese Kooperationen von der gegenseitigen Information und dem 
Neben- bzw. Nacheinander der jeweiligen pädagogischen Arbeit bis hin zum gemeinsam 
erarbeiteten und umgesetzten Konzept, dessen Komponenten aufeinander Bezug nehmen 
und in ihren Wechselwirkungen sichtbar gemacht werden können (Börner et al. 2014), 
sich aber in ihrer Intensität je nach Kooperationsniveau deutlich unterscheiden (Spies und 
Pötter 2011). 


10.2.5 Anschlussfähigkeit 

Das Schulsystem soll zum einen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten vermitteln 
(Qualifikationsfunktion). Zum anderen selektiert es über seine gegliederte Struktur der 
unterschiedlichen Laufbahnen Lebenschancen, indem es Zugänge zu beruflichen Posi¬ 
tionen und sozialem/materiellem Erfolg steuert (Allokationsfunktion). Zugleich hat es 
aber auch eine Integrationsfunktion, indem es die gesellschaftliche Teilhabe sichern soll 
(Fend 1986). Sozialer Arbeit kommt in diesem Spannungsfeld eine vermittelnde Rolle 
zu: Damit Schule ihre Funktion der gesellschaftlichen Integration junger Menschen (In¬ 
tegrationsfunktion) und die Qualiflzierungsfunktion erfolgreicher und nachhaltiger als 
in der Vergangenheit erfüllen kann, greifen Bildungs-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
steuernd in Schulentwicklungsprozesse ein, um die Allokationsfunktion von Schule, ihre 
Zuweisung sozialer Chancen und die Gefahr der gesellschaftlichen Exklusion aufgrund 
nicht verwertbarer Bildungserträge zu mindern. Über die ausgleichenden Möglichkeiten 
der Sozialen Arbeit sollen die Herkunftsabhängigkeit von Bildungserfolg (zusammenfas¬ 
send Gerheim und Spies 2017) abgebaut und gesellschaftliche Anschlussfähigkeit sowie 
Arbeitskräftebedarfe im wirtschaftlichen Interesse wie auch die den Menschenrechten 
verpflichteten Interessen gesichert werden. 

Wenn also Soziale Arbeit im Kontext von Schule dem Konzept der „Anschlussfähig¬ 
keit“ (Pötter 2004) folgen soll/will, wird sie (z. B. in Eorm von Schulsozialarbeit) zur 
Akteur_in im Bildungssystem, die einerseits anwaltschaftlich die Interessen ihrer Adres- 
sat_innen im Blick haben und andererseits die strukturellen Bedingungen von Schule re¬ 
flektieren muss und über den schulischen Zugang auch Kontrollfunktionen (Kindeswohl) 
wahrnimmt. Die Reichweite ihrer Angebote ist dabei ebenso von deren konzeptionel¬ 
ler Passgenauigkeit wie von der Bereitschaft einer jeden Schule und ihres Kollegiums 
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abhängig, sich auf die Zusammenarbeit einzulassen. Das Gelingen oder Scheitern von Ko¬ 
operationsverhältnissen scheint im Wesentlichen von gegenseitiger Anerkennung - trotz 
unterschiedlicher Sichtweisen qua Profession - abhängig zu sein (Idel et al. 2012; Hein¬ 
rich et al. 2014; Reh und Breuer 2012). Mit dieser Prämisse wird Soziale Arbeit sowohl in 
ganztägigen Kooperationssettings als auch in Form von Schulsozialarbeit zu einem inte¬ 
grierten Teil des Bildungssystems, weil sie „das Aufeinandertreffen der lebensweltlichen 
Bedingungen der Kinder und Jugendlichen mit den Bedingungen der gesellschaftlichen 
Inklusion und Exklusion fokussieren und zugleich im Kontext von Schule und unter der 
Zielsetzung der Jugendhilfe“ (für Schulsozialarheit Spies und Pötter 2011, S. 21) kon¬ 
zeptionell so ahhilden muss, dass „Blockaden zwischen diesen unterschiedlichen Lebens¬ 
sphären“ (Spies und Pötter 2011, S. 21) verhindert oder abgebaut, also Exklusionsrisiken 
minimiert und Inklusionschancen gewahrt werden können. Mit anderen Worten: Nicht die 
individuelle Anpassung der Kinder und Jugendlichen an die Maßgaben der Schule, son¬ 
dern der strukturelle Abbau von Barrieren und lebensweltlich gegebenen Erschwernissen 
für die Bildungsbiograhen sind aus Perspektive der Sozialen Arbeit das langfristige Ziel 
der Zusammenarbeit. Dafür ist sie selbst in der Pflicht, ihre professionellen Haltungen 
entlang der intersektional verschränkten Differenzlinien (z. B. Gender, soziale Herkunft, 
ethnische Zugehörigkeit) zu reflektieren und konzeptuell abzubilden (Spies und Rainer 
2015; Spies und Chamakalayil 2015). 


10.3 Einzelfallhilfe und Gruppenarbeit im Kontext Schule 

Schulen erhalten mittlerweile sowohl zur Einzelfallhilfe als auch für Lernprozesse von 
Gruppen von Schüler*innen methodische Unterstützung von Handlungsfeldern der So¬ 
zialen Arbeit. Zentrale Ansätze werden nun konkret skizziert. 


10.3.1 Facetten von Einzelfallhilfe im schulischen Kontext 

Kommunale Schulentwicklung 

Eine Kommune kann ihre Aufgabe als Träger der Schulen ihres Zuständigkeitsbereichs 
und ihre Verantwortung als Träger der Jugendhilfe zusammenführen, um die Zusammen¬ 
arbeit von Schule und Sozialer Arbeit zu fördern, indem sie Finanzierungs- und Zuord¬ 
nungskonzepte für die Platzierung von Angeboten der Sozialen Arbeit in schulische Kon¬ 
texte erstellt und damit ihre „Bildungslandschaft“ gestaltet (Spies 2013a). Dabei hat sie die 
Möglichkeit, über die inhaltliche Konzeption der Angebote indirekt steuernd auf Schul¬ 
entwicklungsprozesse Einfluss zu nehmen. Sofern bspw. Schulleitungen von Schulen auf 
das Jugendamt ihres Einzugsbereichs zugehen und mit dem Hinweis auf zunehmende 
Schwierigkeiten in der schulischen Förderung von Einzelfällen Unterstützung erbitten, 
kann Erziehungsberatung so in schulische Kontexte eingebettet werden, dass Lehrkräfte 
und Eltern gezielt Unterstützung bei der Klärung von Einzelfällen erhalten (de Boer 2014). 
Wenn sich in der Folge dieser Angebote die schulische Situation der einzelnen Kinder, 
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wegen deren Lern- und Sozialverhalten die Beratung aufgesucht wurde, verbessert, weil 
Eltern und Lehrkräfte ihre Perspektiven und Handlungsmöglichkeiten so erweitern, dass 
Barrieren im schulischen Lernprozess abgebaut werden, profitieren alle Beteiligten - aber 
vor allem die Kinder (im Grundschulalter). 

Schulsozialarbeit als strukturelle Mittlerin 

Das Jugendamt hat aber auch die Möglichkeit, Schulsozialarbeit zu implementieren und 
deren Einzelfallarbeit so zu konzipieren, dass Lehrkräfte jeden ihnen problematisch er¬ 
scheinenden Einzelfall zunächst mit den sozialpädagogischen Fachkräften besprechen 
und gemeinsam nach Lösungen suchen, bevor eine Entscheidung getroffen wird, die das 
Jugendamt (bzw. den Allgemeinen Sozialen Dienst) in die Fallklärung einbezieht. Anders¬ 
herum hat die Jugendhilfe zur Fallklärung die Möglichkeit, die schulische Situation über 
die Schnittstelle der Schulsozialarbeit einzubeziehen. Damit werden Zugänge zum Hilfe¬ 
system systematisiert, dessen Reichweite erhöht - aber auch kontrollierende Einflussnah¬ 
me strukturiert. Weil aber Schulsozialarbeit eine vertrauensvolle und anwaltschaftliche 
Ansprechpartnerin für Kinder und Jugendliche sein soll und Hilfebedarfe unabhängig von 
der Kooperationsbereitschaft oder Sensibilität von Lehrkräften bzw. der Aktenkundigkeit 
im Jugendamt erkannt und rasch gedeckt werden müssen, sind sowohl Handlungsmaxi¬ 
men wie Vertraulichkeit als auch Zugänge zu Adressat_innen gründlich konzeptionell zu 
reflektieren. So kann Schulsozialarbeit für Zugänge zu Einzelfällen auch auf Gruppen¬ 
angebote bzw. nicht-formelle Settings der Freizeitgestaltung angewiesen sein, weil dort 
niedrigschwellig Kontakte aufgebaut und manche Unterstützungsbedarfe bereits durch die 
Teilnahme an offenen Angeboten befriedigt werden können. 

Wenn eine Kommune ein solches Konzept nicht nur auf die Einzelschule, sondern auf 
die Bildungsinfrastruktur insgesamt bezieht, kann sie ein regional koordiniertes und ver¬ 
netztes System der Zusammenarbeit von Schule und Sozialer Arbeit entwickeln und die 
Bildungsbedingungen von Kindern und Jugendlichen nachhaltig verbessern. 


Fallbeispiel; Individuelle Beratung und schulbezogene Hilfe 

Ein_e Jugendliche_r mit familiären Problemen kann das offene Beratungsangebot der 
Schulsozialarbeit seiner/ihrer Schule oder einer mit der Schule kooperierenden Jugend- 
und Familienberatungsstelle nutzen, weil er/sie bspw. von familiärer Gewalt betroffen 
ist. In diesem Fall wird die Beratung vielleicht auf Hinweis einer Lehrkraft aufgesucht, 
weil Schulsozialarbeit oder die Beratungsstelle durch gute Erfahrungen von Mitschü¬ 
lerinnen oder gruppenbezogene Angebote als vertrauenswürdig bekannt ist. Schulso¬ 
zialarbeit kann in solchen Fällen ohne direkte Beteiligung schulischer oder familialer 
Akteur_innen zu den Hilfeangeboten der Jugendberatung und/oder des Kinderschutzes 
vermitteln und wird ggf. auch dorthin begleiten. Alternativ mögen der Anlass der Be¬ 
ratung auch z. B. ein beeinträchtigender Drogenkonsum, eine Schwangerschaft, eine 
Mobbingkonstellation, Liebeskummer oder schulische Versagenssituationen sein. Im 
Idealfall sollte das Hilfsangebot die Jugendlichen befähigen können, ihre biografisch 
relevante Krise zu bewältigen, ohne dass dadurch ihre Bildungslaufbahn beeinträch- 
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tigt wird. In anderen Fällen kann es aber auch notwendig sein, dass Schulsozialarbeit 
- in Absprache mit den Betroffenen - als Mittlerin gegenüber den schulischen Ak- 
teur_innen eintritt und z. B. den zur Überwindung einer Krise notwendigen Schonraum 
erwirkt. 

Schulsozialarbeit ist mit ihren aufsuchenden Möglichkeiten - anders als externe Be¬ 
ratungsstellen - im Schulalltag und ihrer Präsenz vor Ort gleichsam in der Pflicht, 
im schulischen Alltag regelmäßig das Gespräch zu suchen und die Parteilichkeit ihrer 
Funktion deutlich zu machen, damit ihre Angebote von den Adressat_innen auch ge¬ 
nutzt werden können (Spies und Pötter 2011). Wenn z. B. neue Schüler_innen infolge 
eines Schulverweises oder einer Rückstufung in einen niedriger qualifizierenden Bil¬ 
dungsgang zur Schülerschaft hinzukommen und Schulsozialarbeit hier aufsuchend und 
aktiv unterstützend bei der Eingliederung in die neue Schulgemeinschaft behilflich ist, 
leistet sie einen Beitrag zur Vermeidung von SchulabsenzZ-abbruch, der andernfalls die 
Bildungsbiografie und die Teilhabechancen massiv gefährden würde. 

Jede der hier skizzierten Facetten der Einzelfallhilfe und ihre strukturelle Veranke¬ 
rung entsprechen im Wesentlichen den internationalen Praxen Sozialer Arbeit in schu¬ 
lischen Zusammenhängen. So sind dem internationalen Netzwerk „Schoolsocialwork“ 
zufolge jene Schüler_innen die Zielgruppe von Schulsozialarbeit, die Hilfe bei der Be¬ 
wältigung schulischer, familiärer und/oder gemeinschafts- bzw. gemeinwesenbezoge¬ 
ner Probleme benötigen. Hier tritt also der grundsätzlich im Laufe einer Schullaufbahn 
mögliche und eher zeitlich befristete, aber stets auch als individuell zu verstehende Hil¬ 
febedarf in den Vordergrund. Lehrkräfte und Eltern sind in diesem Verständnis nicht 
Adressat_innen, sondern Kooperationspartner, weil sämtliche Angebote für sie letzt¬ 
lich auf die Unterstützung der Schüler_innen abzielen (Spies und Pötter 201 1). 

Soziale Arbeit kann aber auch mit einem Angebot der Einzelfallhilfe auf schu¬ 
lische Gegebenheiten reagieren, ohne mit Schule konkret zusammenzuarbeiten bzw. 
indem sie sich explizit von Schule in ihrer institutioneilen Struktur distanziert. So ist 
das als Beitrag zur Hilfeplanung in den Hilfen zur Erziehung anerkannte Konzept der 
FLEX-Eernschule (http://flex-fernschule.jimdo.com) zwar am Erwerb eines verwertba¬ 
ren Bildungszertifikats (Schulabschlusses) ausgerichtet und im Einzelfall aufgrund der 
Schulpflicht von der Genehmigung durch die Schulbehörde abhängig, verzichtet aber in 
der Struktur des Angebots gezielt auf die Beteiligung des Schulsystems: Schulabsente 
Jugendliche, die den Schulbesuch abgebrochen haben und eine Rückkehr ins Schul¬ 
system ausschließen, erhalten die Möglichkeit, entsprechend ihrer Lebenssituation und 
ihren lebensweltlichen Bedingungen, in der für sie möglichen Zeit und einem indivi¬ 
duell zugeschnittenen Konzept des eigenverantwortlichen Selbstlernens (Fernschule) 
den ihnen möglichen Schulabschluss (zentrale Prüfung) zu erwerben, ohne eine Schule 
aufsuchen zu müssen. Dieses Konzept findet wegen seiner Distanz zur regulären Be¬ 
schulung im Klassenverband hohe Akzeptanz bei seinen Adressat_innen und hat eine 
erstaunlich hohe Erfolgsquote. Damit stellt es als Konzept der Einzelfallhilfe zugleich 
eine Brücke zu zielgruppenspezifischen Angeboten dar, denn es richtet sich an jene Ju¬ 
gendlichen, die zwar nicht (mehr) in das Regelschulsystem zu integrieren, aber willens 
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sind, mithilfe dieses Konzepts einen Abschluss und damit gesellschaftliche Teilhabe¬ 
chancen (Zugang zum Arbeitsmarkt) zu erwerben. 


10.3.2 Facetten von Gruppenarbeit im schulischen Kontext 

Sozialtrainings 

Sofern ein externes Angebot Sozialer Arbeit - etwa zur Erweiterung der sozialen Hand¬ 
lungskompetenz von Kindern und Jugendlichen - in schulische Settings eingebunden 
wird, handelt es sich ebenso um Gruppenangebote wie im Fall von Sozialtrainings, die 
von Schulsozialarbeit oder externen Anbietern durchgeführt werden. Da aber der Klassen¬ 
verband den Rahmen abgibt und gruppendynamische Gegebenheiten auch zur Lern- und 
Leistungssituation im Klassenverband oder zum Schulklima in Wechselwirkung stehen, 
stellt sich die Situation anders dar als in Gruppen, die sich hinsichtlich Themenwahl und 
Zusammensetzung auf der Grundlage der Freiwilligkeit (z. B. in der Jugendarbeit) gebil¬ 
det haben. Je nach situativen Gegebenheiten werden also Sozialtrainings, die von Sozialer 
Arbeit und/oder mit Lehrkräften gemeinsam durchgeführt werden, im schulischen Set- 
ting immer auch den Charakter des schulischen Lernens reflektieren und hinsichtlich der 
Anteile formaler, nicht-formaler und informeller Bildungsgehalte unterscheiden müssen. 

Ganztagsbildung - offene Freizeit- und Gruppenangebote 

Wenngleich in der schulischen Praxis durchaus Ganztagssettings konzipiert werden, die 
sich auch für die nicht-unterrichtlich strukturierte Zeit am Klassenverband orientieren, 
sind vor allem in offenen und additiven Konzepten ganztägiger Beschulung Freizeit- und 
Gruppenangebote, die von sozialpädagogischen Fachkräften angeboten oder koordiniert 
werden, nicht an Klassenstrukturen, sondern an Interessen und Gegenständen orientiert. 
Mit dem Ziel, Anlässe für nicht-formelle Bildungsprozesse bereitzustellen und nicht-for¬ 
melles Lernen anzuregen, kann Soziale Arbeit letztlich alle Möglichkeiten, die sie in der 
offenen und verbandlichen Kinder- und Jugendarbeit hat, im schulischen Rahmen oder in 
dessen Umfeld anbieten, sofern das Schulprogramm der Einzelschule dies vorsieht. Als 
Ergänzung halbtägiger Schulformate können die Angebote aber auch „schulnah“, bspw. 
im nahe gelegenen Jugendzentrum gänzlich ohne programmatische Anbindung an schuli¬ 
sche Organisationsentwicklung bereitgehalten werden. 

Interessenbezogene Freizeitangebote regen dabei nicht nur soziales Lernen an, son¬ 
dern stehen in Wechselwirkung mit schulischem Lernen, das von den nicht-schulisch 
konnotierten Angeboten nachhaltig befördert werden kann (Bolay und Flad 2011). In 
den Freizeitangeboten können außerdem Beziehungsstrukturen begründet werden, die im 
Bedarfsfall die Schwelle senken, wenn individuelle Probleme oder Krisen auftreten und 
Vermittlungswissen benötigt wird. 

Wenn Schulsozialarbeit ein Angebot der Pausen- und Freizeitgestaltung konzipiert, ist 
sie zum einen auf die in der Schule verfügbaren Ressourcen (Räume, Sachmittel, Struktu¬ 
ren, Zeit und Anerkennung) und zum anderen auf die Nutzung ihrer Angebote durch die 
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Adressat_innen angewiesen. Sie befindet sich in einem sensiblen Spannungsfeld, in dem 
sie einerseits schulisches Reglement mittragen muss und andererseits davon abhängt, dass 
ihre Adressat_innen ihren Status außerhalb der formellen schulischen Struktur anerkennen 
und die Angebote nutzen. Das Schulklima scheint hier ein wichtiger Einflussfaktor, den 
Schulsozialarbeit zwar positiv verstärken, insgesamt aber nur so weit günstig beeinflussen 
kann, wie die schulbezogenen Parameter dies zulassen (Spies 2013b). 

Auf eine Position der einseitigen Vertretung schulischer Interessen reagieren die Adres- 
sat_innen dagegen sensibel und oftmals mit Rückzug (Bauer und Bolay 2013). 


Fallbeispiel: Berufsorientierung und -Übergänge 

Ein passgenaues Angebot der Sozialen Arbeit, das bspw. Jugendliche mit Schwierig¬ 
keiten am Übergang von der Schule in den Beruf beratend und mit strukturell ab¬ 
gestimmter Hilfe unterstützt, kann zu schulischen Leistungssteigerungen der Adres- 
sat_innen führen (Spies und Tredop 2006) und Schulversagen entgegenwirken - also 
nachhaltige Wirkungen entfalten, indem sich die schulische und folglich gesellschaftli¬ 
che Anschlussfähigkeit erweitert. Hier müssen administrative Strukturen, konzeptuelle 
Überlegungen und die Möglichkeiten eines sozialpädagogischen Leides (z. B. Schul¬ 
sozialarbeit) ineinandergreifen: etwa indem die Verwaltung (Schulamt, Arbeitsamt, Ju¬ 
gendamt) einen Rahmen schafft, der ein individuelles Beratungskonzept mit zielgrup¬ 
penbezogenen Angeboten und Strukturinnovationen ermöglicht, die wiederum von der 
Wirtschaft mitgetragen werden (langfristige Praktikums-ZAusbildungskonzepte) und 
von der Schulsozialarbeit am Ort der Schule vorgehalten werden (Spies 2008). Ein 
Verfahren, das die vielfältigen Probleme des Arbeitsmarktes zwar nicht lösen kann, 
aber variantenreich die Breite des fachlichen Handelns Sozialer Arbeit einsetzt, um 
Übergangsprobleme zu reduzieren. 


10.4 Ein pädagogisches Gesamtkonzept 

Ob und wie nachhaltig Soziale Arbeit im Kontext von Schule wirksam sein kann, hängt 
maßgeblich auch von dem Selbstverständnis ab, mit dem die einzelne Schule und die 
ihr zugehörigen Akteur_innen das jeweilige Kooperationsverhältnis eingehen, um die ge¬ 
meinsamen Ziele der Zusammenarbeit zu formulieren und umzusetzen. Sofern eine Schule 
die Möglichkeiten und Reichweiten Sozialer Arbeit akzeptiert und wertschätzt, kann ei¬ 
ne fachlich fundierte Zusammenarbeit die Situation der Zielgruppe nachhaltig verbessern. 
Insgesamt scheinen es dabei weniger die Konzepte der Sozialen Arbeit als solche oder 
die Formate des Halb- oder Ganztags, sondern das Zusammenwirken von sozialpädagogi¬ 
scher Lebensweltorientierung, Prinzipien der Autonomie bzw. der Selbstorganisation und 
die Zusammenführung formaler und nicht-formaler Bildungsangebote (Eder 2015) sowie 
die Praxen der (gegenseitigen) professionellen Anerkennung zu sein, die den Erfolg der 
Zusammenarbeit - letztlich messbar in den erreichten gesellschaftlichen Teilhabemöglich¬ 
keiten der Adressat_innen - bedingen und zu nachhaltig wirksamen sozialraumbezogenen 
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Modellen führen, wie dies etwa Beispiele in England belegen (Dyson und Raffo 2007). 
Die Bedingungen und die Prozesse des Dialogs zwischen Sozialer Arbeit und Schule(n), 
der zu gemeinsamen Kooperationsmaximen und -konzepten führen sollte, sind ebenso 
wie der Anteil Sozialer Arbeit an Schulentwicklungsprozessen (Rolff 2010) noch nicht 
hinreichend empirisch erfasst. Bislang scheint sich ein Verständnis der Zusammenarbeit 
entwickelt zu haben, das weitgehend normativ versucht, Bedingungen für Kooperations¬ 
anlässe festzulegen (Böhm-Kasper et al. 2013; Heinrich et al. 2014). 

Fragen zur Reflexion 

• Warum scheint Ihnen eine Kooperation von Schule und Sozialer Arbeit sinnvoll? 

• Welche Argumente sprechen gegen die Platzierung von Sozialer Arbeit in Schule? 

• Welche Vorteile hat das Konstrukt der Bildungslandschaft für die Zusammenarbeit von 
Sozialen Arbeit und Schule? Welche Rolle spielt die lebensweltliche Perspektive der 
Sozialen Arbeit in diesem Zusammenhang? 

• Diskutieren Sie die alternativen Begrifflichkeiten für Schulsozialarbeit unter Berück¬ 
sichtigung der im Text erläuterten Facetten Sozialer Arbeit im Kontext von Schule. 

• Benennen Sie strukturelle Gegebenheiten von Schule, die Partizipations- und Teilha¬ 
bechancen von Heranwachsenden verhindern, und suchen Sie nach zentralen Aspekten 
Sozialer Arbeit, die im schulischen Kontext die Teilhabe von Schüler_innen fördern 
(können). 

• Warum und mit welchen methodischen Möglichkeiten trägt das Handlungsfeld Schul¬ 
sozialarbeit dazu bei, die Anschlussfähigkeit sozial benachteiligter Kinder und Jugend¬ 
licher zu sichern? 
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Zusammenfassung 

Soziale Arbeit gestaltet eine Vielzahl an Dienstleistungsangeboten, die sich an Men¬ 
schen in unterschiedlichen Lebenslagen und Lebensphasen richten. Diese Angebote 
können als Unterstützung für Entwicklungsaufgaben und -belastungen verstanden wer¬ 
den, wie sie sich in verschiedenen Phasen des Lebens ergeben können und die mit der 
Biografie als Ablauf des Lebens verbunden sind (vgl. Thiersch 2002, S. 143). Die Fa¬ 
milien der Adressat_innen stehen dabei erst einmal nicht im Vordergrund. Vielmehr 
steht der Mensch im Mittelpunkt, der das Angebot für sich einfordert oder an den 
sich das Angebot ausrichtet. Dennoch hat jede sozialpädagogische Interaktion, über 
die Einzelperson hinaus, mit der Familie, entweder im engeren oder weiteren Sinn, zu 
tun. Früher oder später im Hilfeprozess wird die Familie zum Thema oder die Hilfe 
wurde eingerichtet, weil Familie als primärer Schutz- oder Sozialverband diese ihm 
zugewiesenen Aufgaben nicht erfüllt hat oder erfüllen kann, weil ihm Ressourcen feh¬ 
len, z. B. aufgrund von Erwerbslosigkeit, Krankheit oder Trennung. Oder aber Familie 
wird als Ganze adressiert, z. B. wenn es um Familienberatung, familienbezogene Leis¬ 
tungen der Kinder- und Jugendhilfe oder Familienbildungsstätten geht. Das staatliche 
Hilfesystem setzt voraus, dass Kindheit durch Familien gesichert wird, Jugend durch 
erfolgreichen Schulbesuch und Berufsausbildung in einen Erwachsenenstatus mit Er¬ 
werbs- oder Familienarbeit mündet und der alte Mensch sich selbst versorgt oder von 
der Familie versorgt wird (vgl. Hamburger 2008). 
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Familien sind explizit zuständig für das Hineinwachsen junger Menschen in Gesellschaft 
und die Versorgung und Pflege älterer Menschen, wenn diese das nicht mehr können. Im 
Erwachsenenalter wird ebenfalls erwartet, dass sich Menschen in Notlagen Hilfe und Un¬ 
terstützung von ihren Familien holen. Erst wenn diese Möglichkeiten versagen und an 
ihre Grenzen kommen, setzt das staatliche Hilfesystem ein und Soziale Arbeit steht in 
der Verantwortung zur Unterstützung. Sowohl die Unterstützungsleistungen des staatli¬ 
chen Hilfesystems als auch die gesellschaftlichen Erwartungen der innerfamilialen Un¬ 
terstützung Anden ihren Niederschlag in rechtlichen Regelungen und Gesetzen z. B. unter 
dem Stichwort Familienrecht im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) sowie im Sozialgesetz¬ 
buch (z. B. Kinder- und Jugendhilfe, Sozialhilfe, Altenhilfe, Pflegeversicherung etc.) (vgl. 
Nave-Hertz 2012; Petzold 1999). 

Im Kontext der Unterstützungsleistungen des staatlichen Hilfesystems bietet Soziale 
Arbeit im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe auf einem Kontinuum von familienun¬ 
terstützend (z. B. Kindertageseinrichtung, Krippe oder Familienberatung), familienergän¬ 
zend (z. B. Tagesgruppen) bis familienersetzend (z. B. stationäre Wohngruppe) ein weites 
Spektrum an Hilfen an. Darüber hinaus sieht Soziale Arbeit Aufgaben im Bereich Fa¬ 
milie, wenn z. B. Armut, Arbeitslosigkeit, Krisen, Sucht, Trennung und/oder Scheidung, 
Krankheit oder zunehmende Hilfe- und Pflegebedürftigkeit im Alter Familien in der Be¬ 
wältigung dieser Situationen überfordern. 

Gesellschaftliche Entwicklungen, wie z. B. die Pluralisierung der Familie oder der de¬ 
mografische Wandel, führen zu neuen Aufgaben im Bereich Sozialer Arbeit mit Familien. 
Gleichzeitig gibt es Tendenzen, Unterstützungsleistungen des staatlichen Hilfesystems 
zunehmend zu „privatisieren“ und Familien stärker für die Lösung struktureller, gesell¬ 
schaftlich verursachter Problemlagen in die Verantwortung zu nehmen (sogenannte Fami- 
lialisierungs- und Re-Familialisierungsbestrebungen). 

Von der Normalfamilie zur Pluralisierung familialer Lebensformen 

Familie = Vater + Mutter + Kind. Diese Gleichung galt lange Zeit problemlos als Defi¬ 
nition von Familie bzw. als sogenannte Normal-, Kern- oder Kleinfamilie. Die Kernfa¬ 
milie aus Vater, Mutter und Kind galt als „Elementareinheit der Gesellschaft“ und wurde 
entsprechend auch als „Elementarfamilie“ bezeichnet (vgl. Huber 1979). Historisch be¬ 
trachtet hat sich Familie im Rahmen der industriellen Revolution und mit der Entstehung 
der Städte gewandelt. Familien wanderten vom Land in die Stadt und diese Wanderun¬ 
gen markieren den Beginn einschneidender Veränderungen der familiären Strukturen. Aus 
verschiedenen Formen der Großfamilie im ländlichen Kontext bildete sich die für uns heu¬ 
te noch als vertraute Norm angesehene Vater-Mutter-Kind-Familie, die ihrerseits bereits 
selbst als historisch eingeschätzt werden kann, weil sie nicht mehr der dominierenden 
Familienform entspricht (vgl. Petzold 2001). 

Die „Kern- oder Elementarfamilie“ entspricht auch der Vorstellung einer traditionel¬ 
len, bürgerlichen Kleinfamilie bestehend aus Vater, Mutter und ihren leiblichen Kindern. 
Familiale Lebensformen haben sich aufgrund der Erweiterung von Gestaltungsmöglich¬ 
keiten in Bereichen der Partnerschaft, Elternschaft und Ehe allerdings pluralisiert (also 
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vervielfältigt). Unter dieser Pluralisierung wird die vermehrte Ausdifferenzierung und 
quantitative Zunahme „unkonventioneller“ familialer Lebensformen und gleichzeitig die 
(umstrittene) Annahme zunehmender Autonomie der Individuen in der Wahl ihrer Le¬ 
bensführungsweisen jenseits von „Stand und Klasse“ (vgl. Beck 1986; Klein et al. 2005; 
Hartmann 2002) verstanden. 

Von der Vorstellung einer Normalfamilie ausgehend, sind folgende Unterscheidungen 
und Bezeichnungen entstanden, die die pluralisierten familialen Lebensformen aufgreifen: 
Großfamilien, Kernfamilien, Kleinfamilien, unvollständige Familien, Ein-Eltern-Famili- 
en, nichteheliche Lebensgemeinschaften mit Kind(ern), Adoptivfamilien, Stief- oder Fort¬ 
setzungsfamilien, binukleare Familien (ein aus zwei elterlichen Haushalten zusammen¬ 
gesetztes Familiensystem), Zweitfamilien, Nachscheidungs- bzw. Patchwork-Familien, 
Kommunen, Lebensabschnittspartnerschaften, Living-apart-together, Mehrgenerationen¬ 
familien, nichteheliche Lebensgemeinschaften, Pflegefamilien, SOS-Kinderdorf-Famili- 
en, Wohngemeinschaften, Regenbogenfamilien oder Queer-Familien, in denen homose¬ 
xuelle Paare mit Kindern Zusammenleben (vgl. Oelkers 2012; Petzold 2001). 

Ein Vergleich der heutigen Familienkonstellationen mit denen vor zwanzig bis fünf¬ 
undzwanzig Jahren zeigt, dass Kinder und Jugendliche derzeit deutlich häufiger in wech¬ 
selnden Familienformen leben (vgl. BMFSFJ 2005, S. 60), wodurch ein variantenreiches 
Spektrum an Eltern-Kind-Beziehungen und Elternschaftskonstellationen entstanden ist 
(vgl. Notz 2005, S. 6). 


Fallbeispiel 

Ein verheiratetes heterosexuelles Paar bekommt ein leibliches Kind (1). Nach ein paar 
Jahren lassen sich die Eltern scheiden. Die Eltern teilen sich das Sorgerecht, das Kind 
hat Kontakt zu Vater und Mutter sowie zu den Großeltern väter- und mütterlicherseits. 
Die Mutter hat einen neuen Partner, der alleinerziehend zuständig für seine zwei leib¬ 
lichen Kinder aus einer vorherigen Partnerschaft ist (Ein-Elternfamilie). Das Kind (1) 
erhält einen neuen sozialen Vater, zwei „nichteheliche“ Stiefgeschwister und ein wei¬ 
teres Paar sozialer Großeltern. Seine Mutter übernimmt z. T. die soziale Mutterschaft 
für die zwei Kinder (2 und 3) des Partners. Die Kinder (1, 2 und 3) leben in einer Nach¬ 
scheidungs- bzw. „Patchworkfamilie“. Der Vater heiratet erneut und bekommt mit der 
neuen Ehefrau ein leibliches Kind (4). Das Kind (1) erhält dadurch ein Halbgeschwis¬ 
ter und über die neue Ehefrau des Vaters eine weitere soziale Mutter sowie ein weiteres 
Paar sozialer Großeltern. Mit dem neuen Geschwister lebt das Kind nun auch wieder 
zeitweise im Haushalt des Vaters (binukleare Eamilie). 

Über die Vorstellung der bürgerlichen Kleinfamilie und ihrer Pluralisierung hinaus 
finden sich als Elemente weit gefasster Eamiliendefinitionen z. B. Blutsverwandtschaft, 
besondere Bindungsqualitäten der Sozialform, gegenseitige Fürsorge und soziale Ver¬ 
pflichtung, der statistisch relevante „Haushalt mit Kindern“ (vgl. Fuhs 2007, S. 25) oder 
auch eine Gemeinschaft, die in einem Haushalt zusammenlebt (vgl. Gestrich et al. 2003, 
S. 160). Merkmalskombinationen des Online-Familienhandbuchs ergeben über 100 unter¬ 
schiedliche Familientypen (vgl. Petzold 2001). 
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Fallbeispiel 

In der US-amerikanischen-Mockumentary-Comedy „Modern Family“ haben zwei 
Männer als homosexuelles Paar ihre Tochter in Vietnam adoptiert. Über einen längeren 
Zeitraum haben die beiden Männer nicht klar getrennt, wer denn nun der Ernährer 
der Familie sein soll und wer hauptsächlich zu Hause bleibt, um sich um das Baby 
zu kümmern, solange es nicht selbstständig sein kann oder zu jung ist für eine außer¬ 
häusliche Unterbringung in einer Kindertageseinrichtung. Das Baby benötigt Fürsorge 
und das Paar hat mit der Adoption eine soziale Verpflichtung für dieses übernommen. 
Die Partner verstehen sich nun als Familie. In Familien, die sich für Nachwuchs auf 
biologischem Weg entscheiden können, wird die Übernahme der Fürsorge und so¬ 
zialen Verpflichtung für ein weiteres Lebewesen als selbstverständlich vorausgesetzt. 
Babys benötigen Fürsorge, da sie nicht allein in der Lage wären, sich zu versorgen. 
Auffällig an der beschriebenen Familienkonstellation ist die viel aktiver und bewusster 
zu treffende Entscheidung für die Übernahme von Fürsorge und sozialer Verpflichtung 
für einen anderen Menschen, der nicht biologisch und genetisch mit einem selbst 
verbunden ist. Familien entstehen, weil sie sich als Familie verstehen. 

► Tipp Die US-Familienserie „Modern Family" zeichnet sich dadurch aus, dass 
sie am Beispiel eines größeren, generationsübergreifenden Familienkontextes 
die Vielfalt gegenwärtiger Familienkonstellationen mit ihren Herausforderun¬ 
gen anschaulich, komplex und witzig inszeniert. 2009 erschien die erste Staffel 
von „Modern Family". Drei Familienkonstellationen werden wiederkehrend the¬ 
matisiert: die Patchwork-Familie, die Vater-Ernährer-Mutter-Hausfrau-und-drei- 
Kinder-Familie sowie die homosexuelle Familie mit Kind. 

► Familie Der Familienbegriff hat sich mit Blick auf die Pluralisierung der Familien¬ 
formen in Richtung einer weitgehend unstrittigen Minimalbestimmung gewandelt, in der 
allein die Generationenfolge als konstitutives Merkmal angeführt wird: Familie ist als ein 
gegenseitig aufeinander bezogenes Miteinander von mindestens zwei Generationen zu be¬ 
greifen, wobei mindestens eine Person der älteren Generation für mindestens einer Person 
der jüngeren Generation eine Elternfunktion einnimmt (vgl. Lenz 2002; Ecarius 2002; 
Böhnisch 2005; Rendtorff 2007). Diese Menschen stehen zueinander in einer „besonde¬ 
ren persönlichen Beziehung“, welche die Position „Eltern“ und „Kind“ umfasst (Eltern- 
Kind-Beziehung) (Lenz 2003, S. 495). Dabei kommt es nicht darauf an, ob das Kind bio¬ 
logisch von den Menschen abstammt, mit denen es in einer persönlichen Beziehung steht, 
es kann durch Adoption, als Pflegekind oder durch einen anderen Partner in die Familie 
gekommen sein. Kinderlose Partnerschaften (ob ehelich oder nicht) fallen nach dieser De¬ 
finition nicht unter den Familienbergriff. Sie werden streng genommen den sogenannten 
sonstigen Lebensformen zugeordnet (vgl. Peuckert 2012, S. 163). 

Der Blick auf die Bevölkerungsstatistik zeigt, dass die Vielfalt der familiären Lebens¬ 
formen zunimmt. Die traditionelle Kleinfamilie ist zwar nach wie vor eine dominierende. 
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aber nicht mehr die häufigste primäre Lebensform in den westlichen Industrieländern (vgl. 
Petzold 2001) und der Abschied von der Normalfamilie als vorherrschender Lebensform 
erscheint irreversibel (vgl. Peuckert 2012, S. 20). „2011 gab es 8,1 Mio. Familien mit 
minderjährigen Kindern. In 5,7 Mio. Familien waren Eltern miteinander verheiratet, in 
0,76 Mio. Familien waren sie es nicht. Hinzu kommen 4000 gleichgeschlechtliche Le¬ 
bensgemeinschaften mit Kindern. In knapp 20% aller Familien (1,6 Mio.) erzieht ein 
Elternteil sein(e) Kind(er) allein. Demgegenüber sind 9,8 Mio. Ehepaare und 1,9 Mio. 
Lebensgemeinschaften kinderlos; knapp 16 Mio. Menschen leben alleinstehend in einem 
Einpersonenhaushalt. Mithin leben von den (2011) 80,9 Mio. Einwohnern der Bundesre¬ 
publik Deutschland 39,8 Mio. in einer Eamilie (19 Mio. Eltern und 20,8 Mio. Kinder) und 
41,2 (kinderlose Paare und Alleinstehende) in außerfamilialen Lebensformen“ (Münder 
et al. 2013, S. 24). 

Auch wenn sich Familien- und Lebensformen vervielfältigt haben, stellt die Vater- 
Mutter-Kind-Familie und deren kontinuierliches, jahrzehntelanges Zusammenleben in in¬ 
dividuellen und gesellschaftlichen Orientierungen nach wie vor ein normatives Ideal dar. 
Die inzwischen entstandene und von vielen Menschen gelebte Vielfalt von Familie, wie 
sie oben beschrieben wird, hält Menschen nicht davon ab, Familie weiterhin zu idealisie¬ 
ren und aktiv als Lebensform aufzusuchen. 

Familie als Herstellungsleistung oder „doing family“ 

In der Perspektive eines weiten Familienbegriffs lässt sich Familie als „soziales Nelz- 
werk“ fassen (vgl. Nestmann 1997): Ausgehend vom Subjekt wird über die biologischen 
Verwandtschaftslinien hinaus ein familiales Wahlnetzwerk (oder eine Wahlfamilie) defi¬ 
niert (vgl. Nestmann 1997; Bertram und Hollstein 2003; Vorheyer 2005). Familie wird 
als wechselseitiges Kooperations- und Solidaritätsverhältnis aktiv hergestellt, die Mit¬ 
gliedschaft erschließt sich über die Wahrnehmung familienspezifischer Funktionen im 
Netzwerk. Familie wird so weniger als institutionalisiertes Gebilde betrachtet, sondern als 
aktiv hergestelltes subjektives Netzwerk, das diverser geworden ist. Diese Betrachtung ist 
anschlussfähig an das Konzept des „doing family“, welches Familie als Herstellungsleis¬ 
tung in den Fokus rückt. Dahinter steht die sozialhistorische und konzeptuelle Botschaft, 
dass sich Familie aufgrund des gesellschaftlichen Wandels von einer selhstverständlichen, 
quasi naturgegebenen Ressource zu einer zunehmend voraussetzungsvollen Herstellungs¬ 
leistung der Familienmitglieder entwickelt hat (Schier und Jurczyk 2007): „Familie als 
Herstellungsleistung fokussiert zum einen auf die Prozesse, in denen im alltäglichen und 
biographischen Handeln Familie als gemeinschaftliches Ganzes permanent neu hergestellt 
wird (,Doing Family“), zum anderen auf die konkreten Praktiken und Gestaltungsleistun¬ 
gen der Familienmitglieder, um Familie im Alltag lebbar zu machen“ (Schier und Jurczyk 
2007). 

Wenn Familie als Herstellungsleistung betrachtet wird, zeigen sich die immer vor¬ 
aussetzungsvoller werdenden Aktivitäten und Leistungen, die Frauen, Männer, Kinder, 
Jugendliche und ältere Menschen erbringen, um in einer - wie auch immer zusammenge¬ 
setzten - familialen Lebensform zusammenzuleben (vgl. Schier und Jurczyk 2007). Neben 
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dieser Leistung der Familienmitglieder, Familie herzustellen und aufrechtzuerhalten, ste¬ 
hen aber auch immer wieder die von Familien erbrachten Leistungen für die Gesellschaft 
im Fokus. Die familiale Leistungsfähigkeit bezieht sich dann über die Herstellung von 
Familie hinaus auf gesellschaftlich benötigte Leistungen der Reproduktion, Sozialisati¬ 
on, Humanvermögensbildung, Regeneration und Solidarisierung (vgl. Kaufmann 1997, 
S. 103 ff.). 

Die Bedeutung von Familie für Staat und Gesellschaft 

Eine Erzeugung „normaler“ Verläufe familialer Lebensformen, im Sinne besonders leis¬ 
tungsfähiger privater Lebensarrangements, ist ein wesentlicher Gegenstand staatlicher So¬ 
zialpolitik und Gesetzgebung (vgl. Kaufmann 1997, S. 60). Normative Normalitätsannah¬ 
men stützen und stabilisieren bestimmte Familienformen, in deren Rahmen jene Aufgaben 
übernommen und Leistungen erbracht werden, die für die verschiedenen Gesellschafts¬ 
bereiche von besonderem Interesse sind (s. u.). Von diesen gesellschaftlichen Interessen 
ausgehend, muss Familie analytisch „in den Schnittpunkt von gesellschaftlichen Ent¬ 
wicklungen, sozialen Bewegungen und ihren insbesondere pädagogischen und sozialex- 
pertokratischen Hilfs- und Kontrollinstitutionen sowie der Herausbildung immer neuer 
Eamilien-Moralen und -Bilder gestellt“ werden, weil die gesellschaftliche „Ordnung der 
Eamilie“ eng mit der Entwicklung von Sozialstaatlichkeit verbunden ist (vgl. Donzelot 
1979, S. 15; Karsten und Otto 1987, S. IX). 


Fallbeispiel 

Wenn sich ein junges Ehepaar in den 1960er-Jahren dazu entschied, Nachwuchs zu 
bekommen, war klar, dass sich die Ehefrau fürsorglich um den Nachwuchs kümmert, 
bis dieser mit 6 Jahren in die Grundschule eingeschult wurde. Die Ehefrau musste, 
wenn sie einer Erwerbsarbeit nachgehen wollte, ihren Ehemann um Erlaubnis bitten. 
Entscheidet sich ein Paar heute für Nachwuchs, müssen mehrere Entscheidungen ge¬ 
meinsam getroffen werden: Wer möchte in den ersten acht Monaten, bis das Kind in die 
Krippe gehen kann, bei dem Kind bleiben und die sogenannte vom Staat eingerichtete 
Elternzeit nehmen und dafür auch staatliche Leistungen erhalten, die vom vorherigen 
Gehalt abhängig sind? In der Regel verdienen die Männer immer noch mehr Geld, so 
dass sich die meisten Familien für die Frau als Kinderversorgerin entscheiden. Die Ge¬ 
sellschaft ist jedoch zunehmend stärker auf die überwiegend sehr gut ausgebildete und 
karriereorientierte Erwerbskraft der Frauen angewiesen, so dass staatliche Angebote 
zur Familienunterstützung in den letzten Jahren stark ausgebaut oder gefördert wur¬ 
den, z. B. Kindergarten- und Krippenplätze, Elternzeit für Männer und Frauen, um die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern. 

Familie kann folglich auch als Schnittstelle zwischen Gesellschaft und Individuum be¬ 
trachtet werden: Sie ist ein soziales Mikrosystem, das sowohl in Wechselwirkung mit 
dem Makrosystem „Gesellschaft“ als auch mit seinen Subsystemen (Beziehungen inner¬ 
halb der Familie) steht (vgl. Fuhs 2007, S. 18 ff). Familie gilt aus gesellschaftlicher (und 
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aus soziologischer) Perspektive als eine soziale Institution, der in der historisch-gesell¬ 
schaftlichen Entwicklung bestimmte Aufgaben zugeteilt wurden. Einerseits dient Eamilie 
als Schutz- und Eürsorgesystem für ihre Mitglieder, wobei diese Funktionen im Kontext 
gesellschaftlicher Modernisierungsprozesse teilweise von staatlichen Hilfesystemen über¬ 
nommen wurden und werden (vgl. Nave-Herz 2008, S. 279). Andererseits hat Familie 
Reproduktions- und Sozialisationsfunktionen inne (vgl. Euteneuer et al. 2011, S. 394). 
Hierzu zählen die elterliche Pflege und Erziehung von Kindern, die Unterstützung und 
Pflege von Familienangehörigen im Krankheitsfall sowie die Unterstützung und Pflege 
hilfsbedürftig gewordener Eltern durch Kinder. Neben diesen Funktionen kommen andere 
Leistungen, wie die des Spannungsausgleichs und der Freizeit, hinzu. Die Familie gilt als 
wichtiger Gegenpol zur Arbeitswelt (vgl. Nave-Herz 2008, S. 279), welcher der Regene¬ 
ration und Erholung dient (vgl. Mierendorff und Olk 2007, S. 559). 

Mit der Vervielfältigung familialer Lebensformen gewinnt die Zuordnungs- und Aufga¬ 
benverteilung der Familienmitglieder zwar einerseits mehr Freiheit und Unabhängigkeit, 
aber andererseits erfolgt eine Einengung entlang dem Verständnis von „Familialismus“. 
„Familialismus“ beschreibt das Ausmaß, in dem Wohlfahrtsstaaten von Familienmitglie¬ 
dern deren wechselseitige Unterstützung (z. B. durch Geld und Dienste) erwarten (vgl. 
Esping-Andersen 1990, S. 1996). Familie erhält die normative Zuschreibung, dass ihre 
Mitglieder füreinander durch Unterstützungen aller Art einzustehen haben und subsi¬ 
diarisch erst bei Versagen der Familie nach staatlicher Unterstützung rufen. Familialis¬ 
mus bezieht sich auf die spezifische Form politisch regulierter sozialer Beziehungen, die 
die Familienordnung, verstanden als die Ordnung der Geschlechterbeziehungen bzw. des 
Eheverhältnisses, historisch im deutschen Sozialmodell angenommen hat (vgl. Lessenich 
2003, S. 158). Aus gesellschaftlicher und sozialpolitischer Perspektive bleibt die Nor¬ 
malfamilie, als Idealbild der modernen/bürgerlichen Kleinfamilie (bestehend aus einem 
möglichst verheirateten Elternpaar, das gemeinsam mit seinen leiblichen Kindern in einem 
Haushalt lebt), normativer Bezugspunkt für die Bewertung abweichender Familienformen 
(vgl. Oelkers 2012). Jene privaten Lebens- und Familienformen werden stabilisiert, die 
auch als geeignet erachtet werden, die oben genannten Aufgaben und Leistungen zu er¬ 
füllen. Dies bedeutet, dass familiale Lebensformen zwar vielfältiger geworden sind, diese 
aber machtvollen Hierarchisierungsprozessen unterworfen sind, die zumeist gesellschaft¬ 
liche und kulturelle Zuschreibungsprozesse enthalten (vgl. Hartmann 2004). Mit anderen 
Worten: Die unterschiedlichen Familienformen unterliegen einer differenzierten gesell¬ 
schaftlichen Bewertung, die die alternativen Formen der Lebensführung nicht selten im 
Vergleich mit der Normalfamilie schlechterstellt (vgl. Oelkers 2012). Materiell benach¬ 
teiligte Existenzweisen und Belastungen des Familienalltags können die Folge sein (vgl. 
Oelkers und Richter 2009). Die sozialpolitische Idealvorstellung innerfamilialer Unter¬ 
stützung zeigt sich auch in den gesetzlichen Regelungen, die sich auf Familie beziehen. 

Rechtliche Bedeutung von Familie 

Die Bedeutung von Familie, Ehe und Elternschaft für Staat und Gesellschaft äußert sich 
in deren hervorgehobener Stellung im Grundgesetz sowie in der Tatsache, dass eine Rei- 
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he von Rechtsnormen an den Familienstand anknüpfen und direkt oder indirekt familiale 
Beziehungen und Ansprüche regeln. Familie wird folglich einerseits durch unmittelbare 
Staatsgewalt reguliert und andererseits (verfassungsrechtlich) geschützt (Art. 6 GG). Die 
Garantie auf Verfassungsebene ist die „höchste Auszeichnung, die moderne Gesellschaf¬ 
ten sozialen Beziehungen zu verleihen vermögen“ (Kaufmann 1982, S. 11). Die Tatsache, 
dass das Grundgesetz Familie, Ehe, Eltern und Kinder an hervorgehobener Stelle benennt, 
zeigt nicht nur die Bedeutung der Familie für Staat und Gesellschaft (vgl. Münder 1999, 
S. 13 ff.), sondern auch den staatlichen Gestaltungswillen, familiale Lebenszusammenhän¬ 
ge durch Sozialpolitik und Recht zu beeinflussen. Demzufolge hat Familie im Sinne von 
Verwandtschaft (Kindschaft und Elternschaft) umfassende rechtliche Auswirkungen. Der 
Gesetzgeber regelt das (privatrechtliche) Verhältnis zwischen Eltern und Kindern (auch 
den älteren Eltern und den erwachsenen Kindern) überwiegend im Eamilienrecht (z. B. 
die elterliche Sorge, Adoption, Unterhalt) sowie die öffentlich-rechtliche Beziehung zwi¬ 
schen Eltern, Kindern und Staat überwiegend als Elternrecht im Grundgesetz (GG) und 
im Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII). Hier sind auch die Unterstützungsangebote 
Sozialer Arbeit im Handlungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe verankert. 

Zu den allgemeinen rechtlichen Folgen von Kindschaft gehört auch das sogenannte 
Gebot von Beistand und Rücksicht gemäß § 1618a BGB sowie die sogenannte Dienst¬ 
leistungspflicht des Kindes gemäß § 1619 BGB. Dieses Gebot bedeutet, dass Eltern und 
(auch volljährige) Kinder sich gegenseitig Beistand und Rücksicht schuldig sind. Damit 
wird im Sinne einer Maxime unterstrichen, dass eine gegenseitige lebenslange Solidarität 
und ein partnerschaftliches Eltern-Kind-Verhältnis bestehen soll (Schwab 2015, 289 ff.). 
Auch die Dienstleistungspflicht ist Ausdruck gewollter familiärer Solidarität (Schwab 
2015, 290 ff.). 

Der sozialpolitische und familienrechtliche Fokus richtet sich zunehmend auf ältere 
Menschen, also auf die sozialen Beziehungen zwischen Eltern und ihren volljährigen Kin¬ 
dern oder Großeltern und ihren Enkelkindern (vgl. Münder et al. 2013, S. 27). Aufgrund 
der hohen und steigenden Lebenserwartung nimmt die Zahl von Mehrgenerationenfami¬ 
lien deutlich zu (vgl. Peuckert 2012, S. 596). Dies sind Familien, in denen mindestens 
drei zu ihr gehörende Generationen noch leben. Gleichzeitig ist die Zahl von Drei- oder 
Mehrgenerationenhaushalten verschwindend gering: 2010 waren dies nur 0,5 % der Ge¬ 
samtzahl aller Haushalte in der Bundesrepublik Deutschland, so dass Peuckert von einer 
„Singularisierung des Alters“ ausgeht (vgl. Peuckert 2012, S. 595), wenn ältere Menschen 
kaum noch mit ihren Kindern und Enkeln in einem Haushalt leben. Aus sozialpolitischer 
und familienrechtlicher Perspektive ist dieser Umstand besonders interessant, da es z. B. 
Umgangsrechte zu beachten gilt, die sich auf Enkel und (Ur-)Großeltern beziehen, oder es 
vermehrt zu komplizierten Unterhalts- und betreuungsrechtlichen Konstellationen kommt. 
So müssen Großeltern gegebenenfalls auch Unterhalt für ihre Enkel leisten, wenn die El¬ 
tern z. B. aufgrund von Ausbildung oder Arbeitslosigkeit nicht dafür aufkommen können 
(vgl. Münder et al. 2013, S. 27 f.). Die Unterhaltsverpflichtung erwachsener Kinder ge¬ 
genüber den pflegebedürftig gewordenen Eltern gewinnt ebenfalls an Bedeutung, genauso 
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wie die Zunahme an Betreuungsverhältnissen innerhalb der Familie (Münder et ah, S. 28) 
und innerfamilialen Pflegeleistungen. 

Neben den staatlichen Unterstützungsleistungen sowie innerfamilialen Rechten, Pflich¬ 
ten und Aufgaben, die sich aus Verwandtschaft, Elternschaft und Kindschaft ableiten 
lassen, geht es in einer sozialpädagogischen Perspektive auch um lebensweltliche und 
kulturelle Aspekte der Austauschbeziehungen innerhalb von Familien. 

Familie als Lebensfeld und kultureller Mikrokosmos - Perspektiven Sozialer Arbeit 
auf Familie 

Grunwald und Thiersch (2004) bezeichnen Familie als Lebensfeld. Lebensfelder meinen 
die einzelnen Teilstücke, welche im Leben eines Menschen durchlaufen werden und zur 
Lebenswelt eines Individuums gehören. Familie gilt nach der Geburt eines Kindes in der 
Regel als dessen erstes Lebensfeld für das Aufwachsen. Mit fortschreitendem Lebensalter 
kommen weitere Lebensfelder wie Kindertagesstätte oder Schule hinzu. Das Lebensfeld 
Familie ermöglicht Menschen lebensweltliche Erfahrungen, die sie zur Bewältigung ih¬ 
res Alltags benötigen. Die Anhäufung von Erfahrungen und sich gegenseitig ergänzende 
Lebensfelder tragen zur Handlungsfähigkeit von Individuen bei. Familie als Lebensfeld 
ermöglicht deren Mitgliedern Stabilität und Sicherheit durch Routine und prägt deren Le- 
bens(ver)lauf (vgl. Grunwald und Thiersch 2004, S. 18 ff.). 

Familie gilt als Ort, in der Kultur gelebt und weitergegeben wird und in der sie sich als 
Mikrokosmos auf eine genealogische Abfolge von Generationen stützt. Der Wert der Fa¬ 
milie im Prozess der Tradierung von Kultur wird kontrovers diskutiert. In diesem Zusam¬ 
menhang erscheint hervorhebenswert, Familie erst einmal als bedeutsamen, jedoch nicht 
als den einzigen gesellschaftlichen Ort der Weitergabe zu betrachten. Doch an kaum einem 
gesellschaftlichen Ort wird der Prozess der Weitergabe von Kultur so äugen- und sinnfällig 
wie in familiären Zusammenhängen. „Eltern leben die kulturellen Muster einer Gesell¬ 
schaft vor, die nachgeborenen Kinder leben sie nach und modifizieren sie dabei“ (Stecher 
und Zinnecker 2007, S. 389). Beziehungen zwischen Eltern und ihren Kindern lassen sich 
als intergenerative Transferbeziehungen bezeichnen, in denen Austausche materieller Gü¬ 
ter und (Dienst-)Leistungen sowie immaterieller Dinge, wie z. B. der Austausch persön¬ 
licher Befindlichkeiten, vorgenommen werden. Die Transferleistungen werden innerhalb 
des spezifischen Elfern-Kind-Kommunikationsverhälfnisses realisierf, in dem gemeinsam 
gefeilte Nah weiten und Alltäglichkeiten sowie gemeinsam geteilte Vergangenheit und Zu¬ 
kunft stattfinden (vgl. Siecher und Zinnecker 2007, S. 389). „Grundlage der Beziehungen 
sind dabei die relaliv dauerhaften Handlungs- und Orientierungsmuster der Kinder und 
ihrer Eltern“ (Stecher und Zinnecker 2007, S. 389). 

Das Beziehungsgefüge zwischen jüngeren und älteren Generationen wird seit Mitte der 
1970er-Jahre verstärkt unter dem Aspekt soziokultureller Interdependenz und Wechselsei¬ 
tigkeit betrachtet. Mit der Reziprozität von Sozialisationsprozessen zwischen Jugend- und 
Erwachsenengeneration kommt zunehmend auch die sozialisatorische Rückwirkung Jün¬ 
gerer auf Älterer in den Blick. Darunter wird verstanden, dass nicht nur die Kinder von 
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ihren Eltern lernen, dieser Prozess findet auch umgekehrt statt. Kultur wird ebenfalls von 
der Kinder- auf die Elterngeneration transferiert. 

Böhnisch und Blanc zählten Ende der 80er-Jahre des 20. Jhs. zwei Erkenntnisse zu 
den wesentlichen der Dekade: die Austauschbarkeit der Generationen, die als Resultat der 
Relativierung der Lebensalter einzuordnen ist, und das Ende der sozialen und kulturellen 
Stilllegung der älteren Menschen, die durch den absehbaren, ansteigenden Anteil an der 
Gesellschaft zu einer neuen Anspruchshaltung in Bezug auf Teilhabe und Aktivität führen 
würde (vgl. Böhnisch und Blanc 1989, S. 80). Vor dem Hintergrund dieser Überlegungen 
forderten sie damals eine Neubewertung des Generationenzusammenhangs insgesamt. 

Soziale Arbeit mit Familien (Handlungsfelder) 

Mit der sozialpolitischen Etablierung von Unterstützungsleistungen des staatlichen Hil¬ 
fesystems gerät Soziale Arbeit mit ihren Handlungsfeldern und ihrem weiten Spektrum 
an Hilfen ins Blickfeld. Sozialpolitik im engeren Sinne beinhaltet im Wesentlichen die 
staatlichen Sozialleistungen des Systems sozialer Sicherung, verstanden als „Bearbeitung 
sozialer Risiken“ und „Kompensation sozialer Nachteile“ (vgl. Bleses und Seeleib-Kaiser 
2001, S. 1763 f.). Diese Leistungen werden u. a. durch Soziale Arbeit erbracht und richten 
sich auf Familien bzw. Familienmitglieder. 

Soziale Arbeit tritt vermittelnd zwischen Staat und Familie. Sie gilt als „unterstützungs¬ 
kompetente Profession“ (Dollinger 2006, S. 8). Familien bzw. einzelne Familienmitglie¬ 
der genießen aufgrund ihrer gesellschaftlichen Bedeutung eine besondere sozialpolitische 
Aufmerksamkeit: Hilfeleistungen bei lebensalterspezifischen Bedarfslagen (z. B. Pflege, 
Versorgung, Betreuung, Erziehung, Sozialisation, Bildung, Begleitung etc.) werden bei¬ 
spielsweise von Familienmitgliedern, in der Regel von Frauen, erbracht, bevor staatliche 
Leistungen und Unterstützung (subsidiär) zum Einsatz kommen (vgl. bspw. Heite 2011). 
ln den Fällen, in denen die innerfamilialen Leistungen nicht ausreichen oder Famili- 
en(mitglieder) ihrerseits Hilfe für die Erfüllung von Aufgaben benötigen, tritt Soziale 
Arbeit unterstützend (informierend, vermittelnd, beratend, helfend, begleitend, kontrol¬ 
lierend, fürsorgend etc. in Form von Kinder- und Jugendhilfe, Altenhilfe etc.) hinzu. 

Bei der Betrachtung der Handlungsfelder, in denen Soziale Arbeit mit Familien ar¬ 
beitet, findet sich bei Uhlendorff et al. (2013) eine Systematisierung nach sozialen Pro¬ 
blemen bzw. Situationen, die zu Unterstützungsbedürftigkeit von Familien(mitgliedern) 
führen können, wie z. B. Armut, prekäre Lebenslagen und gesundheitliche Beeinträchti¬ 
gungen, Sucht, Gewalt (häusliche Gewalt, Missbrauch und Vernachlässigung), Trennung 
und Scheidung sowie Migration (vgl. Uhlendorff et al. 2013, S. 71 ff.). Familienbezo¬ 
gene (also familienunterstützende, -ergänzende und -ersetzende) Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe gelten als zentraler Bereich der Unterstützung (Uhlendorff et al. 2013, 
S. 7106 ff.). Als sozialpädagogische Einrichtungen für Familien benennen die Autoren den 
Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD), Erziehungs- und Familienberatungsstellen, statio¬ 
näre und ambulante Jugendhilfeeinrichtungen, Mutter-Vater-Kind-Einrichtungen, Fami¬ 
lienbildungsstätten, Mehrgenerationenhäuser, Familienzentren/Kindertagesstätten sowie 
Mädchen- und Frauenhäuser (Uhlendorff et al. 2013, S. 125 ff.). Als Konzepte und Me- 
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thoden Sozialer Arbeit, die in und mit Familien zum Einsatz kommen, verweisen die 
Autoren auf systemische Ansätze in der Beratung von Familien, sozialpädagogische Fa¬ 
miliendiagnose, Familiengruppenkonferenzen, Elternkurse und -trainings im Kontext der 
Familienbildung, videogestützte Methoden sowie intensive Krisenintervention (Uhlen¬ 
dorff et al. 2013, S. 157 ff.). 

Ein Blick in die Unterstützungsangebote für Familien, auf die das Online-Familien- 
handbuch verweist, zeigt eine Unterscheidung von Bildungsangeboten, Beratungs- und 
Hilfsangeboten und finanziellen Leistungen. Unter die finanziellen Leistungen fallen z. B. 
Arheitslosengeld I und II, Ausbildungsförderung, Berufsausbildungsbeihilfe, Elterngeld, 
Erziehungsgeld, Kindergeld, Mutterschaftsgeld, der Unterhaltsvorschuss, Wohngeld, Wit¬ 
wen- und Waisenrenten sowie Sozialhilfe und Grundsicherung. In der Regel handelt es 
sich um materielle Transferleistungen (Geldtransferleistungen) und ggf. flankierende Be¬ 
ratung. Im Fall von Bildungs-, Beratungs- und Hilfsangeboten stehen allerdings die nicht¬ 
materiellen Transferleitungen (Wissenstransferleistungen) im Mittelpunkt, die zentraler 
Gegenstand der Leistungen Sozialer Arbeit sind. In den Bildungsangeboten zeigt sich eine 
große Vielfalt an Programmen, die sich z. B. auf die Paarbeziehung (Kommunikationstrai¬ 
ning, Paarbeziehungsstärkung etc.), die (Erziehungs-)Aufgaben der Eltern (Eltern- und 
Erziehungskompetenztrainings etc.), das Zusammenwirken innerhalb der Familie (Streit¬ 
schlichtung, Elternschaft nach Trennung und Scheidung etc.) sowie die Erholung von 
Familien(mitgliedern) richten. Auch die Beratungs- und Hilfsangebote sind vielfältig und 
reichen von den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe (Allgemeiner Sozialdienst, Ju¬ 
gendamt, Kinderschutz-Zentren, Frühförderung, Erziehungsberatungsstellen, Tagesstät¬ 
ten, Heimerziehung und andere Hilfen zur Erziehung) bis zu Notfallhilfen (z. B. Frau¬ 
enhäuser, Frauennotrufe, Hilfetelefon etc.) und Online-Beratung für Eltern, Jugendliche 
und Kinder. 

Die Kinder- und Jugendhilfe ist eines der größten Handlungsfelder der Sozialen Ar¬ 
beit mit Familien. Die Angebote und Leistungen richten sich in der Regel an Eltern bzw. 
Sorgeberechtigte und deren Kinder unterschiedlen Alters (0 bis max. 27 Jahre). Weite¬ 
re Leistungen beziehen sich auf besondere Problemlagen (einzelner) Familienmitglieder, 
die die gesamte Familie beeinträchtigen können, wie Trennung, Scheidung, Sucht, Krank¬ 
heit, Gewalt, Straffälligkeit, Überschuldung, Arbeitslosigkeit, Armut etc. Mit dem zuneh¬ 
mend sichtbar werdenden demograflschen Wandel geraten auch allmählich die älteren 
Menschen als Familienangehörige in den Mittelpunkt der Betrachtung und damit zu¬ 
sammenhängend die anwachsenden Unterstützungsleistungen, die den umgekehrten Ge¬ 
nerationenbezug betreffen (vgl. Meyer 2009, 2013b). Diese richten sich nicht auf die 
Unterstützung Erwachsener im Hinblick auf ihre Kinder, sondern auf die älter werdenden 
Generationen, innerhalb und außerhalb familialer Verhältnisse. Die damit verbundenen 
Schwierigkeiten z. B. in Bezug auf die Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei zuneh¬ 
mender Hilfe- und Pflegebedürftigkeit Familienangehöriger oder in professionellen Kon¬ 
texten, wie z. B. in Beratungskonstellationen, wenn die Beraterinnen Ende zwanzig sind 
und der Ratsuchende über 70 Jahre alt ist, wurden bisher zu wenig berücksichtigt (vgl. 
Aner 2010; Meyer 2013a). 
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Aufgabenteilung zwischen Sozialer Arbeit und Familie 

Hinsichtlich der sozialpolitischen, rechtlichen und gesellschaftlichen Aufgabenzuweisung 
an Familien hat es in den letzten Jahrzehnten (trotz familialistischer Ausrichtung) einige 
Verschiebungen gegeben. Diese werden mit den Begriffen „De-Familialisierung“ (vgl. 
Ostner 1995a, b; Ullrich 2005; Textor 2005; Joos 2006), „Sozialpädagogisierung“ (Textor 
2005; Joos 2006) und „Re-Familialisierung“ beschrieben (vgl. Oelkers 2012; Kutscher 
und Richter 2011). 

Die Leistungen Sozialer Arbeit für Familien können selbst als Ergebnis von De-Fa- 
milialisierungsprozessen betrachtet werden. Denn die Etablierung staatlicher Leistungen 
(Ende des 18. Jahrhunderts) und die Aufgabenausweitung Sozialer Arbeit ging einher 
mit Prozessen einer so genannten „De-Familialisierung“, verstanden als „Abbau familia- 
1er und gemeinschaftlicher Abhängigkeiten und Zwänge“ (Ullrich 2005, S. 109). Auch 
Ostner (1995a, b) verweist in ihrer Definition von De-Familialisierung auf die Befrei¬ 
ung von Betreuungspflichten. Den Familienmitgliedern werden die auf Kinder und ältere 
Menschen gerichteten Fürsorgeaufgaben freigestellt, indem deren Betreuung in die Zu¬ 
ständigkeit öffentlicher Institutionen verlagert wird. 

De-Familialisierung meint damit nicht nur den Abbau von Abhängigkeiten und Zwän¬ 
gen, sondern auch die möglichst weitgehende Befreiung der Familie von ihren Betreu¬ 
ungspflichten als Entlastung und letztlich im Interesse des Erhalts der Familie (Ostner 
2002, S. 249). Die Bewertung dieser Prozesse fällt allerdings unterschiedlich aus: Wäh¬ 
rend einerseits De-Familialisierung und Sozialpädagogisierung als Möglichkeit des Er¬ 
halts der Eamilie betrachtet wird (Ostner 2002; Joos 2006), werden andererseits beide 
Tendenzen schon fast kulturpessimistisch als Hinweis auf einen rapiden Leistungsverlust 
der Familie interpretiert (Textor 2005). 

Seit einiger Zeit lassen sich Entwicklungen beobachten, die auf eine erneute Um¬ 
verteilung der Aufgaben zwischen staatlicher Unterstützung (auch Sozialer Arbeit) und 
innerfamilialen Leistungen hinweisen. Staatliche Leistungen, die zuvor soziale Risiken 
von Familien abmilderten, werden (wieder)verstärkt ins Private verschoben und als Re- 
Familialisierungsprozesse bezeichnet. 

Die Vervielfältigung familialer Lebensformen bringt jedoch gleichzeitig mit der Dyna¬ 
mik ihres Entstehens und Ausprobierens eine Vielzahl neuer (z. T. auch problematischer) 
Lebenslagen bzw. -Unsicherheiten hervor, wie z. B. mehr nichteheliche Lebensgemein¬ 
schaften, Partnerschaften auf Zeit, multilokale Eamilien, mehrere Partnerwechsel, erhöhte 
Scheidungszahlen, Anstieg der Zahl alleinerziehender Eltern, weniger Geburten und der 
Anstieg der Anteile älterer alleinlebender Menschen. Vor diesem Hintergrund kann mit 
der Stabilität von Familie und deren Möglichkeiten, schwierige Lebenslagen aufzufangen, 
nicht gerechnet werden. Gleichzeitig gewinnt Familie jedoch, so die Einschätzung von 
Oelkers und Richter, „als Ressource verstärkte sozialstaatliche und sozialpolitische Auf¬ 
merksamkeit, genauer die familiale Zuständigkeit für die Bewältigung sozialer Probleme. 
Dieser verstärkte politische Rückgriff auf Eamilien lässt sich als Refamilialisierung und 
Reprivatisierung von sozialer Verantwortung fassen (...)“ (Oelkers und Richter 2010). 
Mit der Re-Eamilialisierung oder Rückübertragung von Aufgaben in familiale Kontexte 
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wird jedoch Familie überfordert, vor allem dann, wenn familiale Netzwerke und private 
Ressourcen nicht (mehr) zur Bewältigung der zunehmenden strukturell bedingten Proble¬ 
me ausreichen und zugleich staatliche Leistungen reduziert werden. 

Familialismus bzw. Re-Familialisierung werden bei gleichzeitiger Vervielfältigung fa- 
milialer Lebensformen und damit einhergehenden Instabilitäten und Unsicherheiten wie¬ 
der gestärkt, was sich in der stärkeren Überantwortung sozialer Risiken an familiale und 
auch andere informelle Netzwerke äußert (vgl. Oelkers und Richter 2009, 2010). Dies 
wird deutlich in der vermehrten (Wieder-)Einbindung von Familien(mitgliedern), z. B. 
bei Leistungen gegenüber Kindern, Jugendlichen sowie älteren hilfe- und pflegebedürf¬ 
tigen Menschen. Die Aufgabendelegation zwischen Staat und Familien bzw. informellen 
Netzwerken (diese werden zunehmend als Ersatzleister betrachtet) wird damit verändert. 
Dem steht die Vorstellung einer auf rechtlichen Ansprüchen basierenden Sozialstruktur 
gegenüber, welche die Herausforderungen an sich verändernde Eamilienstrukturen und 
die zunehmende Kompensation sozialer Risiken (z. B. Arbeitslosigkeit, Krankheit) über¬ 
nimmt (vgl. Oelkers 2012). 

Von der rechtlichen Perspektive (z. B. das Pflegezeitengesetz) bis zu Bundesmodellpro¬ 
grammen (z. B. das Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser des Bundesministeriums 
für Brauen, Familien, Senioren und Jugend (BMFSFJ)) oder lokalen Initiativen im Rah¬ 
men von Freiwilligenagenturen (z. B. das Projekt Wunschgroßeltern) lassen sich Re-Fami- 
lialisierungsstrategien aufzeigen, die insbesondere mit Blick auf die Institutionalisierung 
von Mehrgenerationenhäusern seit 2007 auch verstärkt die Herstellung und Ausgestal¬ 
tung von „Wahlfamilien“ bezeichnen. Im Rahmen des Aktionsprogramms Mehrgenera¬ 
tionenhäuser des BMFSFJ wird sich auf eine Vorstellung von wechselseitigem Geben und 
Nehmen im Falle von Unterstützungsbedarf in traditionell familiären Kontexten zuge¬ 
schriebenen Aufgaben bezogen. Für die überwiegende Anzahl der Menschen bleibt dies 
jedoch eine Wunschvorstellung, da sie als Teil einer multilokalen Familie oder aufgrund 
von Scheidung oder Verwitwung ihr alltägliches Leben ohne direkten Familienanschluss 
bewältigt. Ohnehin besteht hier eher ein Wunschbild, orientiert am Muster einsoziali¬ 
sierter Normen. An solche romantisierenden Vorstellungen von Familie und den ihnen 
innewohnenden Potenzialen jedenfalls knüpfen Mehrgenerationenhäuser an, indem wahl¬ 
verwandtschaftliche Hilfe- und Unterstützungsleistungen bei allen Lebensaltern, genera- 
tionenübergreifend geweckt und gefördert werden sollen. 

Das BMFSFJ hat in den letzten Jahren eine Bündelung an Engagementförderung be¬ 
trieben, die unter dem Leitgedanken „Miteinander - Füreinander“ neue Impulse zur An¬ 
erkennung, Weiterentwicklung und Stärkung des diesbezüglichen Engagements geben 
wollte. Vor allem generationenübergreifende und generationenverbindende Modellpro¬ 
gramme (Ereiwilligendienste aller Generationen, Mehrgenerationenhäuser) waren darin 
umfasst, sowie ein Modellprogramm an der Schnittstelle im Schnittpunkt von Alten- und 
Engagementpolitik (Aktiv im Alter - Alter schafft Neues), das eine aktivere Rolle und ei¬ 
ne bessere Partizipation älterer Engagierter in der Kommune anstoßen wollte (vgl. Zeman 
2008, S. 6). 
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Soziale Arbeit mit Familien in der Zukunft: Zwischen dem Ende der Familie, wie 
wir sie kennen, und der staatlichen Initiierung von Wahlfamilien 
als Re-Familialisierungsstrategie 

Die gesellschaftliche Akzeptanz der in den letzten Jahren entstandenen vielfältigen (und 
biografisch wechselnden) Formen von Familie geht gleichzeitig mit der staatlichen Initi¬ 
ierung und Förderung verbindlicher (außer)verwandtschaftlicher Beziehungen von Men¬ 
schen unterschiedlicher Lebensalter einher, um mögliche Hilfepotenziale außerhalb fami¬ 
liärer Verbindungen zu entdecken und auszuschöpfen. Jedoch sind viele gesetzliche Nor¬ 
men weiterhin an dem überholten Bild von Familie als Vater -H Mutter -H Kind ausgerichtet. 
Dieses gesetzliche Festhalten an überkommenen Familienkonstellationen hat zur Folge, 
dass Familien in pluralisierter Form und damit auch wahlverwandtschaftliche Verbindun¬ 
gen von Familien nicht die staatliche Unterstützung, Förderung oder Hilfe bekommen, die 
ihnen, würden sie in das gesetzlich erwartete Bild von Familie hineinpassen, gewährt wür¬ 
de. So befindet sich Familie mit all ihren bunten Konstellationen, vor allem auch, wenn sie 
über staatliche Re-Familialisierungsstrategien wie im Beispiel Mehrgenerationenhaus ein¬ 
geführt wird, derzeit an einem bedeutenden Punkt der gesellschaftlichen und staatlichen 
Akzeptanz. Diese würde sich daran festmachen, dass Familienförderungen und -ange- 
bote neu gedacht werden und nicht nur als Re-Familialisierungsstrategie an traditionelle 
Familienbilder anknüpfen. Vielmehr müssten Förderungen und Dienstleistungsangebo¬ 
te selbstverständlich auch mit den ca. 100 unterschiedlichen Familientypen kompatibel 
sein, die vom Online-Familienhandbuch benannt werden. Wahlfamilien werden dagegen 
sozialpolitisch und gesellschaftlich besonders interessant, wenn die gesetzlich definierte 
Familie Unterstützungsaufgaben und Leistungen nicht übernehmen kann oder will. Die¬ 
ses wurde politisch erkannt und in dem seit 2006 eingeführten Bundesmodellprogramm 
„Aktionsprogramm Mehrgenerationenhaus“ des BMFSFJ mit mehr als 500 Mehrgenera¬ 
tionenhäusern institutionalisiert, die auf außerverwandtschaftliche wechselseitige Hilfe- 
und Unterstützungspotenziale aller Generationen setzen. Menschen aller Lebensalter wer¬ 
den in ihrem unmittelbaren Lebensraum dazu angehalten, sich mit anderen Menschen 
zusammenzutun und über verbindlichere Beziehungen Hilfepotenziale aller Generationen 
füreinander auszuschöpfen. Diese Aktivierung zuvor familial erwarteter Leistungen kann 
auch als politisch verordnete, wahlverwandtschaftliche Re-Familialisierungsstrategie ver¬ 
standen werden (vgl. Meyer 2016). Mit der Förderung von Mehrgenerationenhäusern wird 
der Fokus auf die Herstellung eines außerverwandtschaftlichen verbindlichen Netzwerks 
zwischen Generationen gerichtet, die bei Hilfebedarf füreinander da sein sollen und ein 
reguläres staatliches Leistungsangebot erst einmal nicht einfordern, da sie sich verant¬ 
wortlich erklärt haben, sich gegenseitig zu unterstützen. 

Für Soziale Arbeit mit Familien besteht die Herausforderung in mehrfacher Hinsicht. 
Sie hat ihre Ideen von Familie zu überdenken und ihre Angebote sowie Handlungsfelder 
der Pluralisierung von Familienformen entsprechend anzupassen. Vielleicht heißt Soziale 
Arbeit mit Familien in der Zukunft auch, Menschen mit ihren Bedürfnissen nach sozialen 
Kontakten und Netzwerken darin zu unterstützen, ihre eigene Idee von Familie entwickeln 
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und leben zu können. Soziale Arbeit benötigt dafür noch viel größere Offenheit, Familie 
für alle Lebensalter und Lebenslagen zu denken und entsprechend zu unterstützen. Vor 
allem lebensalter- und generationenübergreifende Soziale Arbeit wird zukünftig bedeu¬ 
tender werden. 

Fragen zur Reflexion 

• Entdecken Sie Ihre eigenen Familienbilder. Wer gehört für Sie alles dazu? Welche Fa¬ 
milienbilder haben Sie für Ihre eigene Zukunft im Kopf? 

• Was müssen Familien alles leisten? Welche Aufgaben übernimmt der Staat in Form 
von Angeboten Sozialer Arbeit und welche sollten Familien nicht aus der Hand geben? 
Hinterfragen Sie Ihre eigenen Vorstellungen. 

• Entwerfen Sie Elemente eines zukunftsorientierten Gesellschaftsentwurfs, der die Viel¬ 
zahl familialer Lebensformen über familialistische Traditionen hinaus berücksichtigt 
und nicht weiter an der Normalfamilie als normativem Bezugspunkt festhält. 

• Was verstehen Sie unter Eamilialismus? 

• Woran erkennen Sie Re-Eamilialisierungsstrategien? 
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Zusammenfassung 

Übergangsmanagement wird in diesem Beitrag als eine Form kommunaler Sozialpla¬ 
nung vorgestellt, die auf die Ausgestaltung von kohärenten Unterstützungsstrukturen 
für Jugendliche im Übergang in Arbeit abzielt. Eine Besonderheit gegenüber anderen 
Planungsgebieten, insbesondere der Jugendhilfeplanung, liegt darin, dass Übergangs¬ 
management rechtskreisübergreifend agieren muss; es hat damit keinen rechtlich ver¬ 
bindenden Rahmen, sondern muss auf der Ebene der Entscheidungsträger erst eine 
gemeinsame Arbeitsebene durch Vernetzung hersteilen. Der Beitrag lotet die Gründe 
für das Entstehen sowie die verschiedenen Aspekte von Regionalen Übergangsmanage¬ 
ments (RÜM) aus, geht kurz auf deren Aufgaben ein und thematisiert auch die Grenzen, 
an die notwendigerweise die Gestaltung von Übergangsstrukturen auf einer kommuna¬ 
len Ebene stoßen muss. 

Übergangsmanagement hat sich verstärkt seit etwa Mitte der 2000er-Jahre als politische 
Antwort auf den weitgehend chaotischen Ausbau der Beschäftigungshilfen entwickelt. 
Es ist nicht eindeutig als Feld der Sozialen Arbeit einzuordnen. Die verschiedenen Maß¬ 
nahmen, die hier koordiniert, gesteuert und inhaltlich ausgestaltet werden, sind vor allem 
der Beschäftigungspolitik und den Rechtskreisen des SGB II und III zuzuordnen, neben 
einem eher kleinen Anteil an Jugendsozialarbeit nach § 13 des SGB VIII. Inhaltlich ist 
Übergangsmanagement aber der Jugendhilfeplanung relativ nahe bzw. überschneidet sich 
sogar mit ihr, und faktisch sind hier viele Sozialpädagog_innen bzw. Sozialarbeiter_innen 
mit der Vernetzung von Akteuren, der Koordination und Gestaltung von Angeboten bis 
hin zur Schaffung von Datengrundlagen zur Planung beschäftigt. 
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► Übergangsmanagement Als Übergangsmanagement sollen hier die Aktivitäten gel¬ 
ten, die auf einer regionalen Ebene Angebote und Maßnahmen zur Unterstützung beruf¬ 
licher Übergänge koordinieren und zueinander in Bezug setzen, um eine kohärente Über¬ 
gangsstruktur zu gestalten, die dem regionalen Bedarf an beruflicher Orientierung, Bera¬ 
tung, Begleitung, Bildung, Ausbildung und Beschäftigung der Menschen im Übergang 
gerecht wird. Übergangsmanagement ist demnach die regionale Gestaltung von Über¬ 
gangsstrukturen unter Beteiligung möglichst aller relevanten Akteure und kann als eine 
Form der Sozialplanung verstanden werden. 


12.1 Warum Übergangsmanagement? 

Wenn man auf die Diskussionen zu Übergängen in Arbeit seit den 1990er-Jahren zurück¬ 
blickt, stechen zumindest drei wichtige Begründungen dafür hervor, warum Ühergangs- 
management heute ein unverzichtbarer Bestandteil in der Landschaft der Beschäftigungs¬ 
hilfen ist. Zum Ersten hat sich die Gestalt der Übergänge im Sinne von Verläufen von 
Schule über Ausbildung hin zu Arbeit verändert. Zum Zweiten entwickelte sich deshalb 
ein sehr komplexes, undurchsichtiges Hilfesystem, das einer Ordnung nach fachlichen 
Gesichtspunkten bedurfte, und drittens fehlte es auf der Ebene der Länder- und Bundes¬ 
politik an Ideen und Durchsetzungsvermögen, diese Entwicklungen anders zu rahmen als 
mit einem regionalen Übergangsmanagement. 

Biograflsierung von Übergängen 

Das Bildungs- und Ausbildungssystem, wie es sich in der Nachkriegsphase in Deutsch¬ 
land entwickelt hat, funktionierte für die Jugendlichen ähnlich einem Schienensystem, 
das aus aneinandergereihten institutioneilen „Stationen“ oder „Passagen“ besteht. Von ei¬ 
ner Passage zur nächsten, etwa von der Schule in die Berufsausbildung und von da in 
Arbeit, vollzog sich - zumindest dem pädagogischen Modell nach - die Entwicklung vom 
Jugendlichen zum Erwachsenen. Lernen und Arbeiten musste sich also in der Regel in die 
Bildungsinstitutionen einpassen, um eine arbeitsgesellschaftliche Integration zu ermög¬ 
lichen; bei Einhaltung der „Spielregeln“ durch die Jugendlichen garantierte das System 
auch diese Integration. Man wurde quasi automatisch auf die anschließende berufliche 
Arbeit vorbereitet; letztlich stand in dem dualen System sogar mit der Ausbildungs- auch 
die zukünftige Arbeitsstelle, die dem Ideal nach bis zur Rente sicher war, in greifbarer 
Reichweite. 

Die Arbeitsgesellschaft wie die Übergänge in Arbeit waren damals stark industriell 
und von einem wachsenden Arbeitskräftebedarf geprägt. Dieses Bild „immerwährender 
Prosperität“ (Lutz 1984) hat jedoch schon schnell, bereits in den 1970er-Jahren, erste Ris¬ 
se bekommen und wurde schon 1984 als „kurzer Traum“ bezeichnet (Lutz 1984). Seit 
den 1980er-Jahren begann eine biografisch orientierte Forschung, individuelle Verläufe 
von Übergängen und dabei besonders die Brüche und Beschädigungen im Leben von 
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Jugendlichen (Alheit und Glaß 1986) nachzuvollziehen. Aus einer „subjektiven Über¬ 
gangsforschung“ (Stäuber et al. 2007) heraus wurde sichtbar, dass sich die Übergänge 
„biografisiert“ haben: Sie folgten zunehmend einer eigenen Logik, nämlich der der indivi¬ 
duellen Biografie (vgl. Alheit 2002; Nohl 2006). Der „rote Faden“ eines Übergangs aus der 
individuellen Perspektive ist also immer seltener die logische Abfolge verschiedener Bil¬ 
dungsinstitutionen, die nur an wenigen Stellen „Weichenentscheidungen“ zulassen bzw. 
erfordern (etwa: Haupt- oder Realschule? Ausbildung im Handwerk oder in der Indus¬ 
trie?). Er besteht eher aus einer Abfolge von verschiedenen - formellen wie informellen 
- Lernprozessen, die an ganz verschiedenen Orten, in ganz verschiedenen Kontexten ab¬ 
laufen (vgl. Oehme 2007). 

Diese Entwicklungen bringen eine „Aufforderung“ zur individuellen Bewältigung und 
zur eigenen Gestaltung des Übergangs mit sich, die heute praktisch alle Jugendlichen 
trifft. Der Übergang wird zu einer individuell zu bewältigenden Angelegenheit, wobei es 
nur noch wenige objektive Orientierungspunkte gibt, die viele Entscheidungen abverlangt 
und damit tendenziell auch überfordert. In dieser komplexen, relativ offenen Lebensphase 
„Übergang“ brauchen Jugendliche (wie auch Erwachsene) zunehmend Beratung, Beglei¬ 
tung, Unterstützung. Diese wird zum Teil natürlich informell durch Eltern, Ereunde, Infos 
aus dem Netz etc. geleistet, zu einem anderen Teil werden dabei aber auch professionelle 
Angebote immer bedeutsamer, sowohl um die sozialen Ungleichheiten zu kompensieren 
als auch den hohen Anforderungen gerecht zu werden. 

Eine professionelle Unterstützung muss damit zunächst an den Biografien anknüpfen, 
ihren „roten Eaden“ aufgreifen, um ihn weiterzuentwickeln. Das kann wiederum nur in 
„Zusammenarbeit“ mit den Jugendlichen geschehen, weil „Biografie“ ein höchst subjek¬ 
tives Gebilde ist - viel subjektiver, als es etwa ein „beruflicher Werdegang“ isf, der sich im 
Durchlauf von aufeinander aufbauenden Bildungsgängen ergib!. Die professionelle Unfer- 
stüfzung von Jugendlichen im Übergang braucht deshalb heute auch umfassende Möglich¬ 
keiten zur Mitbestimmung, zur Mitgestaltung der eigenen Lernprozesse, der Lernorte und 
der eigenen Biografie. Solche Möglichkeiten kann man als wesentliche Voraussetzung 
dafür ansehen, Übergänge konstruktiv zu bewältigen und sich dabei die entsprechenden 
Fähigkeiten anzueignen. 

Ausweitung der Beschäftigungshilfen 

Im Zuge dieser Entwicklungen entstanden zum einen flächendeckend Angebote, die Ju¬ 
gendliche in ihren Übergängen berufen, begleiten und gezielt unterstützen sollten. Typisch 
dafür ist der Ausbau von beruflicher Orientierung, die oft an Schulen angelagert ist bzw. 
als Teil des Unterrichts verstanden wird. Etabliert haben sich auch mehr oder weniger 
offene Beratungsstellen wie z. B. die „Kompetenzagenturen“ als Anlaufstelle für jun¬ 
ge Menschen mit „multiplen Problemlagen“ - so die offizielle Formulierung. Zu der 
Biografisierung der Übergänge kam aber auch ein chronischer, zuweilen sfark angewach¬ 
sener Beschäftigungs- und Ausbildungsplatzmangel insbesondere unter jungen Menschen 
hinzu. Diesen hat man kompensiert und sozial befriedet, indem massenweise staatlich 
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geförderte „Ersatzmaßnahmen“ entwickelt wurden. Diese Entscheidung kann man als 
Produkt der zunehmend neoliberalen Politik verstehen, die Arbeit vorrangig als privat¬ 
wirtschaftliche Angelegenheit betrachtet und durch die sich der Staat aus vielen Wirt¬ 
schaftsaktivitäten zurückzog, unter anderem auch denjenigen, die weniger produktiven 
Menschen Beschäftigung boten. Entsprechend haben sich die staatlich geförderten Be¬ 
schäftigungshilfen neben regulärer Ausbildung und Beschäftigung stark entwickelt. Mit 
verschiedensten Maßnahmen und Programmen wurden und werden unterschiedliche Un¬ 
terstützungsangebote finanziert. 

Schwerpunkte der Beschäftigungshilfen bilden also die (z. T. schulische) Berufsorien¬ 
tierung, die Beratung und Begleitung in Übergängen und die berufliche Bildung (etwa 
in berufsvorbereitenden Maßnahmen) bis hin zur Ausbildung bei Bildungsträgern, oft in 
handwerklichen Berufen. Hinzu kommt die Beschäftigung für Menschen, die auf dem 
sogenannten ersten Arbeitsmarkt keine Stelle Anden. 

► Beschäftigungshilfen Als Beschäftigungshilfen soll hier das gesamte Spektrum von 
staatlich finanzierten Angeboten zur beruflichen Orientierung, Beratung, Begleitung, zur 
beruflichen Bildung sowie die Maßnahmen zur Ausbildung und Beschäftigung als Al¬ 
ternative zum ersten Ausbildungs- und Arbeitsmarkt bezeichnet werden. Der Begriff ist 
damit wesentlich breiter als der des sogenannten „Übergangssystems“, wie es in den Bil¬ 
dungsberichten der Bundesregierung definiert wird. Zum Übergangssystem werden nur 
„Maßnahmen außerschulischer Träger und schulische Bildungsgänge, sofern sie keinen 
qualifizierenden Berufsabschluss anbieten“, zusammengefasst (Autorengruppe Bildungs¬ 
berichterstattung 2008, S. 99). Die Hilfen für Menschen in Übergängen sind demgegen¬ 
über insgesamt viel breiter aufgestellt. Auch die Angebote, die klassisch für Menschen mit 
Behinderungen zur Verfügung stehen, wären in Zeiten von Inklusion hier hinzuzuzählen 
(insbesondere Werkstätten für Menschen mit Behinderungen, aber auch Integrationsbe¬ 
triebe etc.). 

Inzwischen gehen von allen Jugendlichen, die nicht an Fachhochschulen oder Univer¬ 
sitäten studieren, jährlich über 25 % (2015: über 270.000) in das sogenannte Übergangs¬ 
system über (vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2016). Hinzu kommen viele 
weitere Maßnahmen und Angebote zur Unterstützung und Begleitung, Beratungsstellen 
etc. Diese werden meist aus ganz unterschiedlichen Finanztöpfen finanziert, sind in un¬ 
terschiedlichen Rechtskreisen (SGB II, III, VIII, XII) verortet, werden entsprechend von 
unterschiedlichen Behörden verwaltet und von verschiedenen Trägern durchgeführt. Nicht 
selten erhält ein und derselbe Jugendliche verschiedene Hilfen, die nicht zwangsläufig 
miteinander abgestimmt werden. 

Fehlende Kohärenz im Rechts- und Hilfesystem 

Ein dritter Grund ist politisch hausgemacht: Der Ausbau der Beschäftigungshilfen erfolgte 
ohne politischen „Masterplan“ und sehr chaotisch. Auch heute werden die verschiedenen 
Unterstützungsmaßnahmen aus sehr unterschiedlichen Quellen mit z. T. widersprechen- 
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den Förderlogiken finanziert, was eine Koordination auf überregionaler Ebene zuweilen 
extrem komplex macht. In den Regionen kommen damit nicht nur viele verschiedene Un¬ 
terstützungsangebote für Jugendliche im Übergang zusammen, sondern auch verschiede¬ 
ne Finanzierungsformen (Regelangebote oder Projektfinanzierungen) nach verschiedenen 
Rechtskreisen (SGB II, III, VIII, XII u. a.) sowie viele verschiedene Akteure (Bund und 
Länder, dabei nicht selten verschiedene Ministerien und verschiedene Referate innerhalb 
dieser Ministerien, Kommunen, Stiftungen, Arbeitsagenturen mit der Bundesagentur „im 
Nacken“, Job-Center, Jugendämter, Schulbehörden, Kammern usw.), die jeweils ihrer ei¬ 
genen Logik folgen. In dieser fördern sie Projekte, die wiederum unterschiedlichen und 
wechselnden Programmlogiken unterliegen. Und nicht zuletzt sind diese Projekte keines¬ 
falls durch die Logik der Finanzierung schon klar definiert; sie werden durch die Träger 
vor Ort z. T. sehr spezifisch umgesetzt, was einerseits das fehlende „System“ im Hinter¬ 
grund zum Ausdruck bringt, andererseits aber auch auf Gestaltungsspielräume verweist. 


Fallbeispiel 

Die oben erwähnten Kompetenzagenturen wurden zwar ab 2006 mit Hilfe eines Bun¬ 
desprogramms tlächendeckend ausgebaut, aber dabei immer befristet und später dann 
über komplizierte Förderkonzeptionen aus verschiedenen Mitteln der EU, mehrerer 
Bundesministerien und den Kommunen vor Ort finanziert. Nach jeder abgelaufenen 
Förderperiode war es ein politischer Kampf, eine neue Finanzierungskonstruktion her¬ 
zustellen, weil es bis heute keinen politischen Akteur gibt, der eine solche Struktur 
vollständig und ohne Befristung finanziert, obwohl sie durch ein Modellprogramm mit 
Hilfe von Geldern aus dem Europäischen Sozialfond initiiert wurde sowie im Prinzip 
als unverzichtbar, bewährt und bekannt gelten kann. 

Diese als „zusätzlich“ verstandenen Angebote arbeiten in der Regel zunächst für sich 
an der entsprechenden Unterstützung der Jugendlichen, denen ein Förderbedarf zugestan¬ 
den wurde. Seit den 1990er-Jahren wurde verstärkt eine Vernetzung und Kooperation 
dieser Maßnahmen gefordert (vgl. Braun 1996). Dies wurde auch als Richtlinie in die 
Förderprogramme aufgenommen. Allerdings sind die Akteure auch Konkurrenten, denn 
die Arbeitsmarktpolitik verfolgt zuweilen eine extreme Marktlogik. Besonders im SGB II- 
und III-Bereich funktioniert diese in der Regel so, dass sich Bildungsträger ähnlich wie 
z. B. im Baugewerbe auf ausgeschriebene Maßnahmepakete bewerben können und nach 
festgelegten Kennziffern den Zuschlag für ein Angebot bekommen. Träger, die regional 
verankert sind, die gute Arbeit machen und erfahren sind, geraten dabei in der Regel ins 
Hintertreffen, weil sie - nicht zuletzt aufgrund von fairer Bezahlung ihrer Fachkräfte im 
Rahmen von Tariflöhnen - zu teuer sind. Regional gewachsene Gefüge werden damit im¬ 
mer wieder zerstört. Die Bundesagentur für Arbeit (BA) als „Herrin“ über die sogenannten 
„Einkaufszentren“ und Arbeitsagenturen vor Ort folgt dabei besonders starren Vorgaben, 
die in Fachkonzepten sowie Durchführungsanweisungen, Weisungen etc. festgeschrieben 
werden. Eine Abstimmung von Finanzierungen auf übergeordneter Ebene, also z. B. zwi¬ 
schen einem Bundesland und der Arbeitsagentur, sind damit ein Kraftakt, der vielfach an 
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starren ökonomistischen Vorgaben scheitert. Die Bedarfe der Jugendlichen, die für die BA 
ja „Kunden“ sind (die allerdings nichts kaufen können, nichts auszusuchen haben und vor 
allem kein König sind), werden dabei so abstrakt erfasst, dass dies mit der Realität vor Ort 
meist wenig zu tun hat. 

Aus all dem resultiert, dass vor Ort zwar viele Fördermaßnahmen ankommen, diese 
aber erst einmal keine Gesamtstruktur aufweisen - vor allem keine, die regional für die 
Jugendlichen vor Ort Sinn macht. Diese Aufgabe, hier fachlich sinnvolle Zusammenhänge 
und Transparenz für alle Beteiligten (gerade auch für Jugendliche und Eltern) zu schaffen, 
ist zu weiten Teilen dem Regionalen Übergangsmanagement (RÜM) überlassen. 


12.2 Aspekte und verschiedene Bereiche von RÜM 

Strukturelle und individuelle Aspekte 

Grundsätzlich ist mit der Idee des Übergangsmanagements der Ansatz verbunden, Über¬ 
gänge mit Hilfe von Vernetzungen in einem regionalen Kontext zu gestalten. Es geht 
darum, je nach Bedarf in einer Region „eigene“ Ansätze und Strukturen zu entwickeln. 
Wie schon oben in den Gründen für die Entstehung von RÜM deutlich wurde, hat dies 
einen strukturellen und einen individuellen, biografischen Aspekt. Man kann daher zwei 
Aspekte des Begriffs unterscheiden. Zum einen wird von einem „strukturellen Über¬ 
gangsmanagement“ gesprochen. Dieses zielt auf die Gestaltung der Bildungs- und Über¬ 
gangsinfrastruktur einer Region ab (vgl. z. B. Bertelsmann Stiftung 2007; Kruse et al. 
2009; Brandei et al. 2010; Braun und Reißig 2011). Durch Vernetzungen sollen die un¬ 
terschiedlichen Akteure in einer Region „an den Tisch geholt“ und die verschiedenen 
Unterstützungsangebote aufeinander abgestimmt werden. Dazu wird eine neue Manage¬ 
mentebene aufgebaut, die die Netzwerkarbeit koordiniert, die Kontakte erschließt und 
pflegt, Angebote in der Region systematisch erfasst, konzeptionell an der Unterstützungs¬ 
infrastruktur insgesamt arbeitet (soweit dies im Spielraum der Region liegt) und sich in 
der Regel auch beratend in der Politik engagiert. Netzwerkakteure sind dabei meist die 
Leitungsebenen der relevanten Akteure (Kammern, Job-Center/Grundsicherungsträger, 
Arbeitsagenturen, Jugendamt, Schulleitungen und -behörde, Betriebe, Träger usw.). Ty¬ 
pische Bereiche, für die eine solche Vernetzung geschaffen wird, sind die Angebote zur 
beruflichen Orienfierung sowie die Maßnahmen des sogenannten Übergangssystems, die 
Gestaltung von Beratungsstrukturen (z. B. Anlaufstellen), Begleitung von Übergängen 
und die Kooperation mit Betrieben. 

Vielerorts ist diese Managementebene heute innerhalb der Verwaltungsstruktur einer 
Kommune angesiedelt, nicht zuletzt aufgrund der Förderbedingungen der neueren Bun¬ 
desprogramme, die dies zwingend vorschreiben. Die früheren Ansätze zum Übergangs¬ 
management sahen jedoch noch öfter eine eigenständige, intermediäre Managementebe¬ 
ne vor, die von Bildungsträgern, Handwerkskammern, Volkshochschulen, Berufsschulen 
o. Ä. getragen wurde. Damals stand stärker die Vernetzung und Kommunikation der Ak¬ 
teure im Vordergrund; die neuere Ansiedlung von RÜM bei der kommunalen Verwaltung 
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betont mehr den Charakter der Sozialplanung in kommunaler Verantwortung. RÜMs sind 
zudem selten durch die Kommunen allein aufgestellt, sondern durch Finanzierungspro¬ 
gramme noch auf einer übergeordneten Ebene angebunden. Entweder besteht diese auf 
Bundes- oder auf Landesebene (siehe das Beispiel RÜMSA unten). Manche RÜM-Koor- 
dinator_innen kombinieren auch geschickt verschiedene Förderprogramme. 

Neben diesem strukturellen Begriffsverständnis taucht auch immer wieder der Begriff 
vom „individuellen Übergangsmanagement“ auf. Während das „strukturelle Übergangs¬ 
management“ - salopp gesagt - das Chaos durch Koordinierung und Systematisierung 
der Angebotsstruktur in den Griff zu bekommen versucht, soll das „individuelle Über¬ 
gangsmanagement“ Jugendliche individuell auf ihrem Weg durch den „Dschungel“ be¬ 
gleiten und hindurchlotsen (vgl. z. B. Lex et al. 2006). Aus diesem Grund hießen z. B. in 
Dortmund die ersten Info-Broschüren für Jugendliche, die die verschiedenen Angebote 
auflisteten, „Dschungelbücher“. Diese Idee knüpft an den Ansatz des Case Managements 
an und geht davon aus, dass manche Jugendliche einen besonderen Förderbedarf haben 
und daher mit den komplexen Übergangsprozessen - einschließlich der vielfältigen Un¬ 
terstützungsangebote - überfordert sind. In diesem Verständnis wird also das Management 
des Einzelfalls zum Ankerpunkt, um eine individuelle Übergangsperspektive zu gestalten, 
wobei die Unterstützungsangebote in der Region genutzt werden. 

Im Rahmen des individuellen Übergangsmanagements gibt es zunächst keinen struk¬ 
turellen Gestaltungsanspruch, praktisch zieht es den aber nach sich. Eine am Einzelfall 
ausgerichtete Begleitung von Übergängen ist letztlich auf Angebote genauso wie auf eine 
Angebotsstruktur insgesamt angewiesen, die den individuellen Bedürfnissen im Übergang 
gerecht werden. Allerdings handelt es sich hier um eine andere Arbeitsebene: Aus der fall¬ 
bezogenen Blickrichtung geht es zunächst um die Kooperation von sozialen Diensten in 
der alltäglichen Arbeit und eine abgestimmte Gestaltung der Hilfe auf einer operationalen 
Ebene. 


Fallbeispiel 

Der Besuch eines Berufsvorbereitungsjahres (BVJ) macht für Jugendliche in der Mehr¬ 
zahl erst dann Sinn, wenn es auch eine Anschlussperspektive, also Ausbildungen etc. 
gibt. Beide wären sinnvollerweise inhaltlich aufeinander abzustimmen. Auch eine so¬ 
genannte Berufseinstiegsbegleitung nach § 49 SGB III ist bei der Begleitung eines 
Jugendlichen im Übergang zwischen Schule und Beruf darauf verwiesen, Perspektiven 
anbieten zu können - ob als betriebliche duale Ausbildung oder z. B. als berufsschuli¬ 
sche Ausbildung oder andere Alternativen, die z. T. erst entwickelt werden müssen. 

Deswegen erwächst gerade auch aus der individuellen Begleitung und Beratung ein 
Auftrag zur Gestaltung der Infrastruktur, um Übergänge bzw. Übergangsstrukturen insge¬ 
samt - einschließlich der Schulen und Betriebe - zu unterstützen. In vielen Regionen hat 
es sich dementsprechend bewährt, die Übergangsstrukturen eng an offene Beratungsstel¬ 
len zu koppeln (vgl. auch BMBE 2009, S. 101). 
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Diese Formen des Übergangsmanagements beziehen sich in der Regel auf den Über¬ 
gang zwischen Schule und Beruf. Es gibt aber mehrere Bereiche, in denen die grundle¬ 
gende Weiterentwicklung von Übergängen ein Thema ist und inzwischen von Übergangs¬ 
management gesprochen wird. So wird in vielen Regionen auch ein Bedarf gesehen, die 
Übergänge zwischen Kita und Grundschule besser zu moderieren und die beteiligten Ak¬ 
teure zu einer Abstimmung zusammenzubringen. Zum Teil ging es auch um Übergänge in 
Arbeit für Erwachsene - z. B. bei geflohenen Menschen ein großes Thema - bis hin zum 
Übergang von Erwerbsarbeit in den Ruhestand (vgl. Brandei et al. 2010). In manchen 
Regionen hat sich die Vorstellung eines Übergangsmanagements „von der Wiege bis zur 
Bahre“ entwickelt; es ist jedoch zweifelhaft, ob sich ein solch umfassendes Verständnis 
von ÜM über die Altersphasen hinweg bei dem hohen Abstimmungsbedarf umsetzen lässt 
und ob dies angesichts doch sehr unterschiedlicher Felder und Problemlagen sinnvoll ist. 
Durchgesetzt hat sich diese Perspektive bislang nicht. 

Zur Integration von „Spezialbereichen“ in Regionales Übergangsmanagement 

Es gibt weitere Bereiche, die im Regionalen Übergangsmanagement bislang leider kaum 
thematisiert wurden. So wurde in den letzten Jahren zunehmend über das Übergangsma¬ 
nagement für Haftentlassene diskutiert und geschrieben (vgl. Wirth 2015). Die Idee ist 
hier, eine Resozialisierungsperspektive nicht nur im Gefängnis - wie bislang übliche Pra¬ 
xis -, sondern gerade auch jenseits der Gitter und der Haftzeit aufzubauen. Auch hier 
liegt der Schwerpunkt auf den jugendlichen Straftäter_innen, zumal diese in der absoluten 
Mehrzahl über keine abgeschlossene Ausbildung und nur schlechte Arbeitsmarktchan¬ 
cen verfügen. Nach einer Haft müssen aber nicht nur in diesem Bereich, sondern gerade 
auch in Bezug auf soziale Netze und weitere professionelle Unterstützungsmöglichkeiten 
in Sachen Wohnung, Schulden, psychische Unterstützung etc. Strukturen für die Entlas¬ 
senen zur Verfügung stehen, wenn die „Resozialisierung“ bzw. Eingliederung nachhaltig 
sein soll. Da die Haft im Jugendalter im Durchschnitt nur etwa 15 Monate dauert, lässt 
sich vieles überhaupt nicht in dieser Zeit angemessen bearbeiten, und die meisten Proble¬ 
me bringen die Jugendlichen auch schon in den Strafvollzug mit - zum Teil als indirekte 
Gründe für die Straffälligkeit. 

Insofern ist es fatal, dass Übergangsmanagement für Haftentlassene bislang ohne 
Verknüpfung mit den Entwicklungen von Regionalen Übergangsmanagements diskutiert 
und theoretisch nicht konsequent als Gestaltung einer Unterstützungsstruktur, sondern 
in der Regel nur als „organisationsübergreifende Schaffung von Förderketten“ (Wirth 
2015, S. 603) verstanden wird. Denn in der Förderkettenperspektive werden die nötigen 
Netzwerke immer aus Sicht des Strafvollzugs aufgebaut. Folglich entsteht ein Übergangs¬ 
management neben den RÜMs, ohne dessen Strukturen zu nutzen, obwohl sie weitgehend 
auf die Bearbeitung der gleichen Probleme abzielen. Umgekehrt muss man feststellen, 
dass in den RÜMs bislang die speziellen Bedarfe von Haftentlassenen kaum eine Rolle 
gespielt haben. 

Ähnlich verhält es sich mit Übergängen von (jungen) Menschen mit Behinderungen 
in Ausbildung und Arbeit. Diese sind bisher weitgehend in den entsprechenden Son- 
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dersystemen verlaufen: Nach Abschluss der Förderschulen besteht oft eine sehr starke 
Orientierung in Richtung Werkstätten für Menschen mit Behinderungen (WfbM) oder in 
die speziellen Ausbildungen in Berufsbildungswerken (BBW). Im Zuge von Inklusion 
wird aber die Forderung nach „normalen“ Übergängen in reguläre Arbeit und Ausbildung 
immer stärker. Jedoch existieren auch sämtliche Unterstützungsstrukturen dafür als Spe¬ 
zialstrukturen: Die Werkstätten unterliegen einem gesetzlichen Auftrag, Übergänge zum 
ersten Arbeitsmarkt aktiv zu schaffen, der Integrationsfachdienst (IFD) arbeitet ebenso 
spezialisiert auf diese Zielgruppe wie die Berufsberatung der Agenturen für Arbeit, die 
für diesen Personenkreis der jeweiligen Reha-Abteilung zugehört. Kontakte zu den regio¬ 
nalen Übergangsmanagements bestehen hier kaum, genauso wie sich diese bislang nur in 
Ansätzen mit dem Thema der Übergänge von Menschen mit Behinderungen auseinander¬ 
gesetzt haben. 

Eine Aufgabe, die zukünftig auf die RÜMs zukommt, ist damit die Integration von 
bislang ausgeblendeten Bereichen bzw. Zielgruppen. Weil Schule, Ausbildung und Ar¬ 
beit an sich heute immer weniger die Integrationsperspektiven der Menschen regulieren, 
braucht es starke regionale Unterstützungsstrukturen, die den verschiedenen Zielgruppen 
zugänglich sind und die auf deren spezifische Bedürfnisse eingehen. Gerade um sehr iso¬ 
liert betrachtete Gruppen aus ihrer Separation herauszuführen und ihnen eine „normale“ 
soziale Perspektive zu erschließen, erscheint es wenig sinnvoll, hier verschiedene spezia¬ 
lisierte Säulen von ÜMs zu errichten. Stattdessen wären die meist getrennt verlaufenden 
Diskussionen zu verbinden und an integrierten Regionalen Übergangsmanagements zu 
arbeiten. 


Fallbeispiel: RÜMSA - Regionales Übergangsmanagement in Sachsen-Anhalt 

RÜMSA ist ein Landesprogramm, das darauf abzielt, in Kommunen Sachsen-Anhalts 
mittels finanzieller und inhaltlicher Unterstützung eine transparente, dauerhafte Un¬ 
terstützungsstruktur für Jugendliche im Übergang aufzubauen. Eine Landeskoordinie¬ 
rungsstelle stimmt möglichst Regelungen auf Länderebene ab und berät Kommunen bei 
der Einrichtung von kommunalen Koordinierungsstellen (vgl. https://ruemsa.sachsen- 
anhalt.de/ruemsa-im-ueberblick). Eine dieser Koordinierungsstellen liegt im Landkreis 
Harz; sie arbeitet an einem „One-Stop-Government“ für Jugendliche, die Ansprüche 
auf Hilfen nach dem SGB VIII, II und III haben und diese zukünftig „aus einer Hand“ 
erhalten sollen (geplant ist auch, das SGB XII, d. h. Hilfen für Menschen mit Behin¬ 
derungen einzubeziehen). Ziel ist, im Landkreis zentrale Anlaufstellen einzurichten, 
in denen alle Behörden unter einem Dach ansprechbar sind und die Mitarbeiterinnen 
möglichst Zusammenarbeiten. Hierzu müssen die beteiligten Stellen und Behörden eine 
gemeinsame Handlungsstrategie entwickeln, Bewilligungsverfahren aufeinander ab¬ 
stimmen, Mitarbeiterinnen im Sinne eines ganzheitlichen Übergangsverständnisses 
fortbilden und ein Format für Fallbesprechungen entwickeln (vgl. http://www.kreis-hz. 
de/de/koordinierungsstelle-ruemsa.html). 
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12.3 Aufgaben im Regionalen Übergangsmanagement 

Aus den Erfahrungen und der Literatur der vergangenen Jahre lassen sich folgende Auf¬ 
gaben benennen. Voraussetzung ist ein strukturelles Verständnis, dem die individuelle 
Fallperspektive untergeordnet ist. Genauer orientieren kann man sich an verschiedenen 
Handreichungen bzw. Modellen, die in der Regel im Kontext von Praxisprojekten entwi¬ 
ckelt wurden (z. B. Bertelsmannstiftung 2007; Kruse et al. 2009; IRIS e. V. Dresden 2009; 
Muche et al. 2010; Braun und Reißig 2011). Zu den eigentlichen Planungsaufgaben Be¬ 
standserhebung, Bedarfsermittlung, zur Herstellung von Beteiligung kann man sich auch 
an gut ausgearbeiteten Konzepten der Jugendhilfeplanung orientieren (vgl. z. B. Merchel 
1994; Jordan und Schone 2000). 

Vernetzung und Koordination 

RÜM ist vielfach mit Netzwerkarbeit gleichgesetzt worden. Gerade weil in Übergangs¬ 
strukturen viele Rechtskreise und noch mehr Akteure hineinspielen und die rechtlichen 
Regelungen zur Kooperation eher schwach sind, müssen die Akteure über eine vertrau¬ 
ensbildende Netzwerkarbeit zusammengebracht werden. 

► Netzwerke „Unter Netzwerken versteht man Kooperationsstrukturen zwischen gleich¬ 
berechtigten Partnern, in denen diese ihre Interessen und Ressourcen einbringen, um 
zu einem übergeordneten Ziel und dessen Durchsetzung zu gelangen. ,Übergeordnet‘ 
bedeutet in diesem Zusammenhang, dass die beteiligten partikularen Gruppen und Orga¬ 
nisationen ihre Eigeninteressen und Organisationsziele im Hintergrund lassen und sich auf 
dieses Gesamtziel - freilich aus ihrem Interessenspektrum heraus - einlassen“ (Böhnisch 
2008, S. 45). 

RÜM-Koordinator_innen sind daher in der Regel gut vernetzte, kommunikative „Küm¬ 
merer“, die in den Regionen verankert sind. Gleichzeitig ist hier einiges politisches „Stan¬ 
ding“ erforderlich, um für nötige Änderungen auch die politischen Entscheidungen her¬ 
beiführen zu können. Koordinator_innen sind in der Regel auch die Verbindungsglieder 
zur Landes- oder Bundesebene. Neben dieser Vernetzungsarbeit sind Koordinator_innen 
direkt oder indirekt auch mit allen weiteren Aufgaben betraut, insbesondere Datengrund¬ 
lagen über Bestand und Bedarf zu schaffen, Berichte zu verfassen und RÜM in der Öf¬ 
fentlichkeit zu vertreten. 

Die Koordination hat in der Regel auch die Aufgabe, die Managementebene im RÜM 
auszugestalten, z. B. Arbeitsformen zu finden und zu etablieren sowie - im Idealfall aus 
der Netzwerkarbeit heraus - strategische Ziele und fachliche Konzeptionen für die zukünf¬ 
tige Arbeit zu entwickeln. Meist sorgt sie auch für eine Fortführung der Finanzierung, die 
oft aus einer Kombination von Förderprogrammen und kommunalen Geldern besteht. 
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Kooperationsstrukturen hersteilen 

Vernetzung ist eine vergleichsweise lockere Form der Zusammenarbeit, die oft zunächst 
auf Leitungsebene initiiert wird. Auf Dauer streben jedoch fast alle RÜMs an, verbindli¬ 
chere Regelungen der Zusammenarbeit zu bnden, Absprachen in gemeinsamen Koopera¬ 
tionsvereinbarungen festzuhalten, sich auf gemeinsame Ziele zu einigen und längerfristig 
daran zu arbeiten etc. Eine typische Aufgabe ist die Bearbeitung der Schnittstellenpro¬ 
blematik zwischen SGB II, III und VIII (und weiteren) bei Jugendlichen im Übergang 
in Arbeit. Um hier Verbesserungen zu erzielen, müssen die entsprechenden Akteure ge¬ 
meinsame Arbeitsformen finden. Dies kann bis hin zur Absprache von gegenseitigen 
Kofinanzierungen oder gar gemeinsamen, d. h. trägerübergreifenden Beantragungen und 
Finanzierungen von Projekten gehen. Für solche Kooperationen braucht es eine Kommu- 
nikations- und Entscheidungsstruktur, die meist über Beiräte und Arbeitskreise, aber auch 
über regionale Fachveranstaltungen als Diskussionsforen hergestellt wird. 

Kooperationen sind jedoch auch auf der Ebene der Fallarbeit wichtig. Diese können 
von der übergeordneten Managementebene vorbereitet werden, müssen aber dann im Pra¬ 
xisalltag mit Leben gefüllt werden. Auch hierfür kann das RÜM entsprechende Formen 
kreieren, z. B. trägerübergreifende Fortbildungen, Routinen für gemeinsame Fallkonferen¬ 
zen, offene „Stammtische“ für die Fachkräfte etc. 

Bestandserhebung 

Es ist ein zentrales Anliegen von RÜM, Transparenz und Kohärenz in die regionale Ange¬ 
botslandschaft zu bringen. Hierfür ist es notwendig, die bestehenden Angebote mit ihren 
spezifischen Charakteristika systematisch zu erfassen. Dies ist ein laufender Prozess, weil 
sich die Angebote durch wechselnde Finanzierungen, inhaltliche Änderungen von Pro¬ 
grammfinanzierungen etc. immer wieder verändern. Ein entscheidender Punkt ist hier, 
nicht die professionellen, staatlich finanzierten Angebote allein und isoliert zu betrach¬ 
ten, sondern auch die informellen und nonformalen Möglichkeiten für Jugendliche, Hilfe, 
Unterstützung und Beratung zu erhalten. Am Übergang von Jugendlichen sind oft viel 
mehr Akteure beteiligt, als es auf den ersten Blick scheint. So können Vereine, Jugend¬ 
arbeit oder Peergruppen eine wichtige Rolle spielen, die auch bei einer Gestaltung der 
Übergangslandschaft zu beachten sind. Dabei dürfen sie aber nicht gleich als Teil der Be¬ 
schäftigungshilfen angesehen und damit überformt werden. 

Eine detaillierte Bestandserhebung ist ohne gute Vernetzung und Beteiligung der Ak¬ 
teure kaum möglich. Sie kann gleichzeitig als ein Instrument der Vernetzung genutzt 
werden, durch das die Akteure sich miteinander und zu den regionalen Bedingungen ins 
Verhältnis setzen. Außerdem ist der aktuelle Bestand die Basis für eine entsprechende 
Informations- und Öffentlichkeitsarbeit, z. B. über Internet und Broschüren für Professio¬ 
nelle (z. B. in Schulen und Beratungsstellen), für Eltern und Jugendliche. 
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Bedürfnisermittlung und Bedarfsfeststellung 

Der Bestand an Angeboten entspricht nicht unbedingt dem Bedarf bzw. den Bedürfnis¬ 
sen der Menschen, weil Angebote auf vielfältige Weise zustande kommen - z. B. durch 
Träger, die gut Anträge schreiben können, Finanzierungen, die regional nicht abgestimmt 
sind etc. Beschäftigungshilfen funktionieren oft angebotsorientiert, d. h., zuerst bestehen 
die Angebote, auf die hin die „Bedürftigen“ orientiert und zugewiesen werden. Umso 
wichtiger ist es, den Bedarf an Hilfe immer wieder zu ermitteln, auch weil sich dieser mit 
der Zeit verändert. 

Eine Bedarfsermittlung muss die verschiedenen Perspektiven der Akteure berücksich¬ 
tigen: die Bedürfnisse der Adressat_innen, die von Eltern und anderen Angehörigen, die 
Bedürfnisse der Wirtschaft sowie die Sichtweise von Fachkräften in den beteiligten In¬ 
stitutionen und Erkenntnisse aus Fachdiskussionen. Die Ermittlung von Bedürfnissen ist 
daher eine wichtige Vorstufe innerhalb der Bedarfsermittlung. Insbesondere die Perspek¬ 
tive der Adressat_innen muss dabei über Eormen von Beteiligung eingebracht werden, da 
sie nicht - wie die meisten übrigen Akteure - automatisch, d. h. aus einer professionellen 
Perspektive heraus, an der Netzwerkarbeit beteiligt sind. 

Bedürfnisse sind zum Beispiel die individuellen Wünsche, Interessen, Anliegen und 
Vorstellungen der Adressat_innen. Sie sind aber nicht unbedingt das, was etwa Jugend¬ 
liche als Wunsch formulieren, sondern das, was sie „eigentlich“ wollen. Sie artikulieren 
ihre subjektiven Bedürfnisse, also etwa auch einen Mangel, den sie empfinden. Was ge¬ 
nau hinter dieser Artikulation steht, das ist pauschal nicht zu bestimmen, sondern eher 
durch eine fachlich-pädagogische Interpretation mit Blick zunächst auf den Einzelnen, 
dann aber auch auf Gruppen, die ähnliche Bedürfnisse haben. Die Ermittlung von Be¬ 
dürfnissen setzt eine eingehende Auseinandersetzung mit den Adressat_innen und ihren 
Lebenswelten voraus. Die entsprechende Partizipation gilt daher als das Mittel der Wahl, 
um Bedürfnisse präzise zu ermitteln und daraus den richtigen Handlungs- und Unterstüt¬ 
zungsbedarf abzuleiten. Adressat_innen müssen beim Diskurs darüber, was sie eigentlich 
wollen und brauchen, mittelbar oder unmittelbar beteiligt sein. Sicherlich ist dabei die 
indirekte Beteiligung in den Maßnahmen, Beratungs- bzw. Anlaufstellen etc. über ent¬ 
sprechende partizipative Verfahren das niedrigstschwellige Mittel; dies setzt allerdings 
voraus, dass diese Angebote überhaupt partizipativ arbeiten. Weitere Möglichkeiten der 
Bedürfnisermittlung sind aber z. B. strukturierte Umfragen, Auswertung von statistischen 
Daten etc. So wird abschätzbar, welche Angebote für wie viele Menschen bereitgehalten 
werden müssten. 


Fallbeispiel 

In einer Kleinstadt nahe Berlin hat die örtliche Kompetenzagentur ein Filmprojekt 
durchgeführt, bei dem Jugendliche ihre Sicht auf die Region, auf sich selbst und ihre 
Suche nach Ausbildung und Arbeit filmisch dargestellt haben. Der Film kann sehr ein¬ 
drücklich vermitteln, mit welchen Hürden Jugendliche konfrontiert sind, wo sie hilflos 
sind, sich alleine fühlen und mit welcher Motivation sie handeln. Er wurde gleich- 
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zeitig bei öffentlichen Veranstaltungen gezeigt, so dass die Jugendlichen öffentliche 

Aufmerksamkeit und Anerkennung bekamen. 

Subjektive Bedürfnisse müssen in Hilfe- beziehungsweise Unterstützungsbedarfe als 
Grundlage für professionelle Handlungen und Dienstleistungen übersetzt werden: Welche 
Hilfe brauchen die Adressat_innen? Wie muss diese organisiert sein? Wie langfristig, wie 
intensiv, mit welcher Ausrichtung? Wo muss man unterstützen und wo nicht? Welche Be¬ 
rufsfelder sind attraktiv? Wodurch sind sie das und lässt sich das auch in anderen finden? 
Was müssen sie lernen, um ihren Bedürfnissen selbständig nachzugehen? Wie sollte die 
Hilfe gestaltet sein - wie und wo können sie mitbestimmen? Welche Atmosphäre unter¬ 
stützt den Hilfeprozess? 

Diese und andere Fragen werden jeweils sehr verschieden sein. Wichtig ist, dass es 
hier um eine fachpolitische Aushandlung geht, weil sich nicht nur Bedürfnisse, sondern 
auch die daraus folgenden Bedarfe nicht eindeutig darstellen, sondern je nach Sichtweise 
unterschiedlich in Worte gefasst werden. Es ist unter den beteiligten Akteuren auszuhan¬ 
deln, was der Bedarf ist, wie er aufzugreifen ist, welche Konzepte man verfolgt und wo 
angesichts knapper Mittel die Prioritäten liegen. Indirekt wird über eine Bedarfsbestim¬ 
mung immer auch eine Entscheidung darüber getroffen, welche Maßnahmen (und welche 
Träger) eher zum Zuge kommen und welche nicht. RÜM ist daher immer auch ein „poli¬ 
tischer Prozess“ (Bolay und Herrmann 1995). 

Bestands- und Bedarfsanalyse hängen eng zusammen. Bedarfe entstehen gerade durch 
Lücken im Angebotsspektrum oder in der (räumlichen) Zugänglichkeit von Angeboten. 
Auch können bestehende Angebote einen Bedarf produzieren. Es ist z. B. immer wieder 
vorgekommen, dass Träger oder Fachschulen bestimmte Ausbildungen anbieten, für die 
vor Ort kaum Arbeitsstellen vorhanden sind. Das könnte indirekt einen Umschulungsbe¬ 
darf oder Unterstützung bei der überregionalen Arbeitsplatzsuche erzeugen. Umgekehrt 
lässt sich ein Bestand kaum beurteilen, ohne über den Unterstützungsbedarf zu diskutie¬ 
ren. 

Öffentlichkeitsarbeit 

RÜMs zielen auch darauf ab, die Angebotslandschaft in der Region transparent zu ma¬ 
chen, um eine Orientierung der Adressat_innen genauso wie der verschiedenen Fachkräfte 
- von Beraterinnen über Lehrerinnen bis zu Ausbilderinnen in Betrieben - zu er¬ 
leichtern. Ziel ist letztlich, mehr Passung zwischen Unterstützungsangebot und -bedarf 
herzustellen. Aus diesem Grund setzen RÜMs auf eine gute Öffentlichkeitsarbeit mit zen¬ 
tralen Internetseiten, Infobroschüren und Veranstaltungen für die Fachkräfte der Region. 

Es geht hier aber auch darum, einen lebendigen Erfahrungsaustausch zu initiieren, In¬ 
formationen rund um Übergänge, neue Entwicklungen in der Region etc. zu streuen. Die 
Gestaltung der Übergangsstrukturen durch ein RÜM ist nicht einfach eine administrative 
Aufgabe, die mit einer Verregelung des Feldes am besten gelöst wäre; sie betrifft auch 
nicht nur ein aktives Netzwerk, sondern letztlich alle beteiligten Akteure, auch die ver- 
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schiedenen Adressat_innen. Wenn diese nicht „mitgenommen“ werden, wirken sie auch 
nicht mit. Einige RÜM-Koordinator_innen haben deshalb mit gutem Grund die Theorie 
vertreten, dass das „Übergangssystem“ nicht neu und besser zu systematisieren, sondern 
eher zu irritieren sei. Sie sehen einen Teil der Probleme in den Verfestigungen und Ver- 
säulungen der Hilfelandschaft, die es aufzubrechen gilt, anstatt sie mit regionaler Ordnung 
weiter zu „betonieren“. Hintergrund ist die Erfahrung, dass Unterstützungsbedarfe eben¬ 
so wie die Angebotslandschaft und die Übergangsperspektiven sehr dynamisch sind und 
nicht ein für allemal festgeschrieben werden können. Sozialplanung ist in diesem Sinne 
immer auch ein „kommunikativer Prozess“ (Merchel 1994). 

Qualitätssicherung 

Viele Modelle von RÜM führen Qualitätssicherung als spezielle Aufgabe auf; diese ist je¬ 
doch auch in den oben genannten Aufgaben schon eingelagert. Es macht aber auch Sinn, 
sich regional auf bestimmte Kriterien zu einigen, nach denen man regelmäßig die Arbeit 
des RÜM bewertet. Eine solche Bewertung kann in Form von „Qualitäts- und Wirksam¬ 
keitsdialogen“ (Deine! et al. 2008) unter den Netzwerkpartnern erfolgen. 


Exkurs Qualitäts- und Wirksamkeitsdialog 

„Ein Qualitäts- und Wirksamkeitsdialog besteht aus ein- bis zweimal jährlichen 
Qualitätsforen der beteiligten Akteure. In diesen werden konkrete Ziele und Auf¬ 
gaben der Netzwerkarbeit definiert, Verantwortlichkeiten festgelegt und deren 
Umsetzung überprüft. Grundlage sind zum einen gemeinsam geteilte Qualitäts¬ 
kriterien, vor deren Folie Angebote weiterentwickelt und deren Qualität gesichert 
werden kann. Eine weitere wichtige Basis ist das von der Netzwerkkoordination 
geführte Berichts wesen, das die Bestandsaufnahme der Angebote sowie die fest¬ 
gelegten Ziele und Aufgaben und deren Umsetzung dokumentiert. Bei den Treffen 
können zudem in der Region erhobene quantitative Daten zusammengeführt und 
interpretiert werden (z. B. Unternehmensbefragungen der Kammern, Schülerinnen¬ 
befragungen etc.). Der Qualitäts- und Wirksamkeitsdialog ist als kontinuierlicher 
Lernzyklus gedacht, bei dem Ansätze und deren Wirksamkeit sowie notwendige 
Veränderungen unbürokratisch, aber transparent und direkt diskutiert werden kön¬ 
nen“ (IRIS e. V. 2009, S. 53). 


Qualitätsentwicklung bezieht sich - wenn sie weit gedacht wird - auch auf die Qua¬ 
lität der einzelnen Angebote und die Zusammenarbeit untereinander. Sie berührt zudem 
die Qualifikation der Fachkräfte und die Angebote zur Fortbildung, z. B. durch ein trä- 
gerübergreifendes, regional abgestimmtes Fortbildungsangebot und eine entsprechende 
Vereinbarung, Mitarbeiterinnen regelmäßig zu Fortbildungen zu verpflichten. 
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12.4 (Regionale) Grenzen 

Übergangsmanagement hat Grenzen, die in der Vergangenheit nicht immer deutlich genug 
gesehen wurden. Dies kann zu einer Überforderung führen, aber auch dazu, dass zwar 
viel strukturiert, reguliert und gesteuert wird, aber die eigentliche Idee, die Übergänge der 
Menschen besser zu gestalten und zu unterstützen, dabei verloren geht. 

Offensichtlich sind die Grenzen von Regionen, vor allem wenn sie mit dem Verwal¬ 
tungsgebiet von Kommunen gleichgesetzt werden. Für die Verwaltungen sind die terri¬ 
torialen Grenzen einer Stadt oder eines Landkreises relevant, für Jugendliche, die eine 
Ausbildung suchen, eher nicht. Für sie sind günstige Verkehrswege oder gute Angebo¬ 
te viel entscheidender als Verwaltungszugehörigkeiten. Sie pendeln mühelos über diese 
Grenzen hinweg. 


Fallbeispiel 

Im Ruhrgebiet hat eine Kleinstadt mit dem anliegenden Kreis ein gemeinsames RÜM 
gebildet und systematisiert die Berufsorientierung für alle Schulen in diesem Gebiet. 
Viele davon liegen jedoch weitaus näher und verkehrsgünstiger an der nächsten Groß¬ 
stadt und die Schüler_innen orientieren sich dort auch an deren vielfältigen beruflichen 
Angeboten. Die Schulen klinken sich deshalb - gegen den Widerstand des RÜM - aus 
dem lokalen Berufsorientierungssystem aus. 

Viele RÜMs (besonders in ländlicheren Regionen) verfolgen das Ziel, Jugendliche für 
die lokale Wirtschaft in der Region zu halten und deren Fachkräftepotenzial zu sichern. 
Dies ist meist ein „Auftrag“ aus der beteiligten Wirtschaft und Politik. Er mag legitim 
sein, aber er findet seine Grenzen in der Eigenlogik der jungen Menschen, die ja mit 
ihren Übergängen zuerst ihr Leben gestalten und nicht das Eortkommen der lokalen Wirt¬ 
schaft. Mobilität zum Zweck der Bildung, Ausbildung und Arbeit ist ein starker Eaktor 
zur Verbesserung ihrer sozialen Teilhabechancen. RÜM steht dann in einem Konflikt, den 
es ausdiskutieren muss - z. B. indem Abwanderungsgründe und Bleibeperspektiven wie 
etwa die Attraktivität der lokalen betrieblichen Angebote thematisiert werden. 

Übergangsmanagement wurde, wie oben angedeutet, politisch als die Lösung für recht 
weitreichende gesellschaftliche Probleme forciert. RÜMs bearbeiten deshalb auf regiona¬ 
ler Ebene Themen, die hier nur bedingt verändert werden können: Lehrstellen- und Fach¬ 
kräftemangel, fehlende Jobs im gering qualifizierten Sektor, Abwanderungen von jungen 
Generationen bis zur Vergreisung „abgehängter Regionen“ oder Verdichtung sozialer und 
ökonomischer Problemlagen bestimmter Gesellschaftsgruppen in Ballungsräumen. Hin¬ 
zu kommt der Auftrag, regional Kohärenz im System herzustellen, wo es bundespolitisch 
keine gibt, wo sich Akteure nicht abstimmen, Rechtskreise nicht widerspruchsfrei anein¬ 
ander anschließen etc. RÜMs sehen sich damit einem Aufgabenpaket gegenüber, bei dem 
sie ausloten sollten, was genau die regionalen Handlungsspielräume sind, um diese zu 
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nutzen und die restlichen Problematiken auch klar an Landes- und Bundespolitik zurück¬ 
zuspielen. 

So kommt RÜM auch schnell an seine Grenzen. Die Gestaltung regionaler Übergangs¬ 
strukturen ist heute unbestritten nötig, aber es gibt dafür nur unzureichende gesetzliche 
Rahmungen und vor allem keine wirkliche Finanzierungsstruktur. So kommt es, dass 
sich ein Teil der Kommunen engagiert dieser Aufgabe annimmt und dabei mehrere 
Finanzierungsprogramme gleichzeitig nutzt, ein anderer Teil hier aber wenig bis gar 
nicht aktiv wird. Nicht selten sind das diejenigen, die aufgrund ihrer Wirtschaftslage 
wenig Geld im Haushalt haben und eigentlich besonders gefördert werden müssten. 
Hinzu kommt, dass viele Kommunen nicht die nötigen Ressourcen an qualifiziertem, 
motiviertem Personal haben, um solche Strukturen langfristig aufzubauen. Die Qualität 
der (Unterstützungs-)Strukturen im Übergang unterscheidet sich dementsprechend von 
Kommune zu Kommune beträchtlich. Die ohnehin bestehenden regionalen Unterschiede 
der beruflichen Möglichkeiten werden damit nicht unbedingt ausgeglichen. Regiona¬ 
le Übergangsmanagements können am Ende nur bedingt das bundespolitische Defizit 
an fachlichen Ideen, an Willen zur jugendpolitischen Gestaltung von Übergängen (vgl. 
BMFSFJ 2017) und an langfristiger strategischer Planung und Finanzierung von dauer¬ 
haften Hilfestrukturen vor Ort kompensieren. 

Fragen zur Reflexion 

• Wie lässt sich die Notwendigkeit von RÜM begründen? 

• Wie stehen strukturelle und individuelle Aspekte von RÜM im Verhältnis? 

• Welchen Sinn hat die Idee eines integrierten RÜMs? 

• Wo sehen Sie konkret Verknüpfungen und Querverbindungen der verschiedenen Auf¬ 
gaben miteinander? 

• Welche Akteure sind unter Umständen in einer Region für RÜM relevant? 
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Zusammenfassung 

Soziale Dienste am Arbeitsmarkt sind öffentliche, gemeinnützige und privatwirtschaft¬ 
liche Organisationen, die Maßnahmen der Arbeitsförderung für Arbeitsuchende und 
Arbeitslose in Form sozialer, personenbezogener Dienstleistungen anbieten. Soziale 
Dienste am Arbeitsmarkt sind in sozialpolitische Rahmungen eingebunden, die die so- 
zialarbeiterische Praxis bedingen. Ein historischer Rückblick und ein internationaler 
Querschnitt zeigen, dass Soziale Dienste am Arbeitsmarkt in einem Setting agieren, 
das durch staatliche Vorgahen, ökonomische Zwänge und Gemeinwohlorientierung be¬ 
stimmt ist. Mit Rückgriff auf Hamburgers Drei-Ebenen-Modell wird skizziert, wie sich 
aus Perspektive der Sozialen Dienste am Arheitsmarkt die jeweiligen Rahmenhedin- 
gungen auf gesellschaftlicher, organisationaler und interaktiver Ebene konstituieren. 


Soziale Dienste am Arbeitsmarkt sind in einigen Bereichen seit langem Gegenstand der 
Sozialen Arbeit wie beispielsweise im Kontext des Übergangs Schule - Beruf von Ju¬ 
gendlichen oder der Behindertenhilfe. Demgegenüber sind andere Bereiche der Arbeits¬ 
förderung zwar durchaus Eelder sozialarbeiterischer Praxis, werden bislang in der wis¬ 
senschaftlichen Auseinandersetzung aber weitaus seltener in den Eokus genommen. Dies 
liegt nicht zuletzt daran, dass sich dieses Feld nur schwer systematisieren lässt, da es 
durch eine große Vielfalt unterschiedlicher Maßnahmenstrukturen und Trägerformen ge¬ 
kennzeichnet ist. Diese Vielfalt wird durch die wohlfahrtsstaatlichen Entwicklungen der 
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letzten Jahrzehnte massiv befördert. Die zunehmende Bedeutung von Sozialen Diensten 
am Arbeitsmarkt eben durch diese Entwicklung fordert aber zugleich dazu auf, sich die¬ 
sem Feld auch wissenschaftlich analytisch und systematisierend zu nähern. 

Mit unserem Beitrag werden zwei Lernziele verfolgt: 1. geben wir einen einführenden 
Überblick über das Feld der Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt, indem wir diese dehnie- 
ren, die historischen Entwicklungen des deutschen Sozialstaats skizzieren und kontras¬ 
tiv einen Einblick in internationale Strukturen geben. 2. entwickeln wir ein analytisches 
Raster, das dazu dienen soll, die Rolle der Sozialen Arbeit in diesem Handlungs- und 
Forschungsfeld zu reflektieren. 

Soziale Dienste am Arbeitsmarkt sind eng an die gesetzliche Rahmung des SGB II 
und III gebunden und werden dadurch rechtlich konstituiert. Hieraus kann eine erste recht¬ 
liche Definition Sozialer Dienste am Arbeitsmarkt abgeleitet werden (1). Das SGB II 
und III waren und sind immer wieder Gegenstand politischer Reformen. Aus diesem 
Grund werden wir in einem nächsten Schritt die wohlfahrtsstaatlichen Entwicklungen 
im Bereich der Arbeitsförderung in Deutschland nachzeichnen, die eine Zunahme So¬ 
zialer Dienste am Arbeitsmarkt zur Folge hatten und haben (2). In einem dritten Abschnitt 
nehmen wir einen kurzen internationalen Vergleich des deutschen Systems mit Syste¬ 
men anderer Ländern vor, um daran die Spezifika Sozialer Dienste am Arbeitsmarkt in 
Deutschland aufzuzeigen (3). Darauf aufbauend werden wir analytische Konzepte auf¬ 
greifen, durch die das Feld der Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt trotz seiner Komplexität 
systematisiert werden kann, um eine Einordnung verschiedener konkreter Dienste zu er¬ 
möglichen (4). Abschließend werden wir in einem Resümee einige Fragen aufwerfen, die 
sich aus Sicht der Sozialen Arbeit für das Feld der Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt 
stellen (5). 


13.1 Soziale Dienste am Arbeitsmarkt - 
Eine definitorische Annäherung 

Eine Eingrenzung, was genau unter Sozialen Diensten zu verstehen sei, kann - wie in 
anderen Feldern der Sozialen Arbeit auch - nur bedingt vorgenommen werden. Sowohl 
Politik als auch Wissenschaft liefern keine verbindliche Definition, was Soziale Dienste 
konkret kennzeichnet (vgl. Dahme und Wohlfahrt 2015; Bauer 2001). Betrachtet man den 
Bereich der Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt, ist vorab zu sagen, dass auch in informel¬ 
len und in ausschließlich gewerblichen Bereichen arbeitsmarktbezogene Dienstleistungen 
erbracht werden. Hier sei bspw. an Karrierecoaching u. Ä. gedacht. Bode (201 1) nennt dar¬ 
über hinaus noch „lokale Bündnisse für Arbeit sowie ,bürgerschaftliche‘ Förderinitiativen 
von Unternehmen oder Einzelpersönlichkeiten“ (Bode 2011, S. 322, Hervorh. i. Orig.). 
Weitaus verbreiteter, aber umso komplexer sind Soziale Dienste, die sich aus der Rechts¬ 
lage heraus konstituieren. Solche Sozialen Dienste können in einer Mindestdefinition als 
Organisationen verstanden werden, die soziale, personenbezogene Dienstleistungen er¬ 
bringen, an denen ein sozialstaatliches Interesse besteht, weswegen sie von staatlicher 
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Seite garantiert und finanziert werden (vgl. Evers et al. 2011a, S. 10; Kessl und Otto 2011). 
Wann eine Organisation nun als Sozialer Dienst am Arbeitsmarkt kategorisiert werden 
kann, ist in der Praxis jedoch nicht immer eindeutig. 

Diese Vagheit trifft weitestgehend auch für die Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt 
zu. Eine rechtliche Definition findet sich in den für das Eeld relevanten Sozialgesetzbü¬ 
chern II und III. In § 21 SGB III werden Soziale Dienste ganz allgemein als „natürliche 
oder juristische Personen oder Personengesellschaften“ beschrieben, „die Maßnahmen der 
Arbeitsförderung selbst durchführen oder durch Dritte durchführen lassen“. Nach den Ge¬ 
setzbüchern fungieren sie entweder als öffentliche Träger (hier die Agentur für Arbeit bzw. 
Jobcenter oder zugelassene kommunale Träger) oder auch als freie und privatgewerbliche 
Träger. Maßnahmen des SGB II und III, die nicht vom öffentlichen Träger selbst durchge¬ 
führt werden, dürfen nur von Dritten durchgeführt werden, wenn entweder die Maßnahme 
oder der Träger zugelassen ist. Die Zulassung der Maßnahmen und Träger erfolgt über die 
§§ 176-184 des 5. Kapitels des SGB III und muss von einer sogenannten fachkundigen 
Stelle genehmigt werden. § 178 benennt bspw. folgende Kriterien der Zulassung: 

„Ein Träger ist von einer fachkundigen Stelle zuzulassen, wenn 

1. er die erforderliche Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit besitzt, 

2. er in der Lage ist, durch eigene Bemühungen die berufliche Eingliederung von Teil¬ 
nehmenden in den Arbeitsmarkt zuunterstützen, 

3. Leitung, Lehr- und Fachkräfte über Aus- und Fortbildung sowie Berufserfahrung ver¬ 
fügen, die eine erfolgreiche Durchführung einer Maßnahme erwarten lassen, 

4. er ein System zur Sicherung der Qualität anwendet und 

5. seine vertraglichen Vereinbarungen mit den Teilnehmenden angemessene Bedingun¬ 
gen insbesondere über Rücktritts- und Kündigungsrechte enthalten.“ 

Soziale Dienste am Arbeitsmarkt sind somit immer an die gesetzlichen Regelungen 
gebunden. Ohne Zulassung sind Träger nicht berechtigt, soziale Dienstleistungen am Ar¬ 
beitsmarkt zu erbringen. Die Form der Eingebundenheit kann jedoch stark variieren: Es 
können entweder einzelne Maßnahmen zertifiziert sein, die von Trägern ausgeführt wer¬ 
den, welche als ganze Organisation keine Zertifizierung besitzen. Die Träger können aber 
auch eine Trägerzulassung beantragen, so dass sie unterschiedliche Maßnahmen der Ar¬ 
beitsförderung durchführen dürfen. Aus den rechtlichen Regelungen heraus lassen sich 
Soziale Dienste am Arbeitsmarkt in einem ersten Schritt somit wie folgt definieren: 

► Soziale Dienste am Arbeitsmarkt Unter Sozialen Diensten am Arbeitsmarkt können 
öffentliche, gemeinnützige oder privatgewerbliche Träger im Sinne natürlicher oder juris¬ 
tischer Personen oder Personengesellschaften gefasst werden, die über eine Maßnahme¬ 
oder Trägerzulassung verfügen und Dienstleistungen der Vermittlung und/oder Qualifizie¬ 
rung im Kontext des SGB II und/oder III erbringen. 
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Die Leistungen, die über die Sozialgesetzbücher II und III geregelt sind und damit der 
Arbeitsförderung dienen, umfassen in der großen Mehrheit die Vermittlung und Qualifi¬ 
kation von Arbeitsuchenden und Arbeitslosen. Im Feld der Sozialen Dienste am Arbeits¬ 
markt finden sich Träger, die sowohl Vermittlung als auch Qualifizierung betreiben. Es 
gibt aber auch Träger, die sich auf eines der beiden fokussieren. Zwischen den Maßnah¬ 
men wiederum bestehen große Unterschiede hinsichtlich des Einflusses der Agentur für 
Arbeit und der Einanzierungsform (vgl. Peters 2017). Einerseits besteht die Möglichkeit 
für Arbeitsuchende, mittels Gutscheinsystemen eigenständig Soziale Dienste mit der Qua¬ 
lifizierung oder Vermittlung der eigenen Person zu beauftragen. Andererseits können die 
Agenturen für Arbeit und Jobcenter Soziale Dienste mit der Vermittlung oder auch der 
Qualifizierung von Arbeitsuchenden beauftragen. In diesem Fall spricht man von funk¬ 
tioneller Privatisierung oder auch Contracting-Out (vgl. Kaps und Schütz 2007; Bruttel 
2005a). 

► Funktionelle Privatisierung bzw. Contracting-Out meint, dass die Finanzierung und 
Gewährleistung der Dienstleistung durch den Staat gesichert ist, die Aufgabenerfüllung 
jedoch durch gemeinnützige oder private Träger erfolgt. 

Die Träger, die im Rahmen des SGB II und III Dienstleistungen anbieten, können so¬ 
mit als personenbezogene, soziale Dienstleistungsorganisationen betrachtet werden (vgl. 
Klatetzki 2010). Sie sind sozial, da die Kosten der Dienstleistung nicht vom Empfänger 
selbst, sondern von dritter Seite (hier von der Bundesagentur für Arbeit) entrichtet wer¬ 
den und damit ein öffentliches Interesse an ihrer Erbringung vorliegt (vgl. Evers et al. 
2011b). Sie sind personenbezogen, da die Leistungen auf einzelne Individuen und deren 
Bedarfsdeckung gerichtet sind. Sie sind Dienstleistungen, da sie nur in Ko-Produktion 
mit dem Dienstleistungsnehmenden ausgeführt werden können, in hohem Maße auf In¬ 
teraktionstätigkeit beruhen und nur direkt erbracht werden können, also dem Uno-actu- 
Prinzip unterliegen (vgl. Gross und Badura 1977; Dunkel und Voß 2004). Und sie sind 
Organisationen, da sie ein soziales System mit einem Rechtsstatus sind. 


13.2 Wohlfahrtsstaatliche Entwicklungen im Bereich 
der Arbeitsförderung 

Wie die deflnitorische Annäherung verdeutlicht hat, sind Soziale Dienste am Arbeits¬ 
markt eng gekoppelt mit den gesetzlichen Regelungen des SGB II und III. Vor diesem 
Hintergrund sind sie auch ein verhältnismäßig junges Phänomen, denn die Möglichkeit 
der Einbindung Dritter in staatliche Maßnahmen der Arbeitsförderung, wie wir sie heute 
vorfinden, begann mit dem Job-AQTIV-Gesetz im Jahr 2002. Dies war eine Verschiebung 
der wohlfahrtsstaatlichen Ausrichtung der Gesetzgebung im Bereich der Arbeitsförderung 
(vgl. Dingeldey 2006, 2015; Peters et al. 2014). Qualiflzierungs- und Vermittlungsaktivi¬ 
täten werden heute mehr als soziale Dienstleistungen und weniger als Verwaltungshandeln 
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gerahmt. Darin bekundet sich eine grundlegende Interessenverschiebung politischer und 
gesellschaftlicher Akteure. Mithilfe eines zeitlichen Rückblicks auf arbeitsmarktpolitische 
Entwicklungen soll deutlich werden, in welchem politischen und gesellschaftlichen Set- 
ting sich die Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt wiederfinden. Dies ist wichtig, „denn der 
Sozialstaat stellt den normativen und legislativen Überbau sozialer Dienste dar“ (Hart¬ 
mann 201 1,S. 78). 

Die Konstitution eines fürsorgenden Wohlfahrtsstaats 

Die Einführung einer gesetzlichen Regelung der Arbeitslosenversicherung und damit auch 
der Arbeitsvermittlung erfolgte in Deutschland im Jahr 1927. Mit dem Gesetz über Ar¬ 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) fiel „erstmals der soziale Aus¬ 
gleich von Eolgeproblemen des Marktversagens in die Zuständigkeit des Staates und 
räumte den Versicherten einen Rechtsanspruch auf Arbeitslosengeld ein“ (Bender et al. 
2006, S. 34). Mit der Einführung des AVAVG begründet sich auch die Reichsanstalt für 
Arbeitsvermittlung und die Arbeitslosenversicherung, in der die Landesämter und das 
Reichsamt für Arbeitsvermittlung aufgingen. Die dort bisher über das Arbeitsnachweisge¬ 
setz geregelten Grundsätze der Arbeitsvermittlung wurden in das AVAVG übernommen: 
Öffentliche Arbeitsvermittlung sollte unentgeltlich, unparteilich, neutral, tariforientiert, 
unter Berücksichtigung der Eignung des Arbeitssuchenden und nach sozialen Gesichts¬ 
punkten erfolgen. Dem folgend erhielt die neugegründete Reichsanstalt das Alleinvermitt¬ 
lungsrecht. Damit war die gewerbsmäßige Arbeitsvermittlung, die zuvor ungeregelt er¬ 
folgte, verboten und eine nichtgewerbsmäßige Vermittlung nur unter Aufsicht der Reichs¬ 
anstalt in Ausnahmefällen möglich (vgl. Maibaum et al. 1986, S. 9). Die Bundesanstalt für 
Arbeit wurde damit zum wesentlichen Sozialen Dienst am Arbeitsmarkt. Mit der Installa¬ 
tion des AVAVG ging keine offensive Akquise- und Vermittlungsarbeit der Reichsanstalt 
einher. Faktisch war sie daher meist erst dann relevant, wenn sie zur Absicherung des Le¬ 
bensunterhalts aufgrund von Arbeitslosigkeit benötigt wurde (vgl. Kühl 1982). Auf der 
Rechtsgrundlage des AVAVG konstituierte sich der Staat im Bereich der Arbeitsförderung 
somit als fürsorgender Staat. Soziale Dienstleistungen fokussierten sich an vielen Stellen 
auf die Rolle der helfenden Hand und hatten einen eher nachsorgenden Charakter (vgl. 
Dingeldey 2006). Der fürsorgende Staat ist jedoch nicht gänzlich gleichzusetzen mit einer 
durchgehend passiven Arbeitsmarktpolitik. Mit dem AVAVG wurden 1927 auch beruf¬ 
liche Bildungsmaßnahmen, Lohnkostenzuschüsse, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
schließlich das Kurzarbeitergeld eingeführt (vgl. Oschmiansky und Ebach 2009a, S. 15). 
Im Kontrast zu den weiteren arbeitsmarktpolitischen Entwicklungen erscheint dieser Um¬ 
fang und Einsatz arbeitsmarktpolitischer Dienstleistungen jedoch als sehr reduziert. 

Vom fürsorgenden zum aktiven Wohlfahrtsstaat 

Das AVAVG wurde während des zweiten Weltkriegs außer Kraft gesetzt, bildete jedoch 
nach Kriegsende den Grundstein für die heutige Arbeitsmarktpolitik und ihrer Instrumen¬ 
te. So greift das „Gesetz über die Leistungen und Aufgaben zur Beschäftigungssicherung 
und zur Förderung des Wirtschaftswachstums“ (kurz: Arbeitsförderungsgesetz (AEG)), 
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das im Jahr 1969 eingeführt wurde, diverse Maßnahmen aus dem AVAVG auf, passt sie 
an und - das war das Hauptmerkmal der neuen Gesetzgebung - erweitert sie maßgeb¬ 
lich. Mit der Gesetzesnovellierung ging eine Expansion staatlicher Zuständigkeiten einher. 
Sozialer Dienst ist nach § 4 AEG weiterhin ausschließlich die Reichs- bzw. jetzt Bundes¬ 
anstalt für Arbeit (vgl. Maibaum et al. 1986, S. 19). In Zeiten zunehmender Prosperität, 
des Wirtschaftswachstums und der Vollbeschäftigung im Nachkriegsdeutschland blieb die 
fürsorgende Eunktion des Staates weitestgehend erhalten, die Aufgaben der Bundesanstalt 
für Arbeit wurden jedoch weiter gefasst und fokussierten nun auch stärker Bildung, Um¬ 
schulung und Weiterbildung (vgl. Bogedan 2009; Icking 2002). Hier konstituierte sich 
der aktive Wohlfahrtsstaat. Es ging „nicht mehr nur darum, sich für den Fall der Arbeits¬ 
losigkeit finanziell zu wappnen, sondern darum, Arbeitslosigkeit so weit wie möglich 
rechtzeitig zu verhüten. Jede Mark, die hier eingesetzt werde, sei viel sinnvoller aufge¬ 
wendet, als wenn sie später in Form von Arbeitslosengeld an die Betroffenen gezahlt 
werden“ (Kühl 1982, S. 254) müsse. Der aktive Wohlfahrtstaat basiert auf der Grundan¬ 
nahme, dass „für die Herstellung von Vollbeschäftigung zu wenig Arbeitsplätze vorhanden 
seien, und zum anderen auf einem gleichwohl aufrechterhaltenen normativen Postulat ei¬ 
nes Rechts auf Arbeit“ (Hielscher und Ochs 2009, S. 179). Soziale Dienstleistungen in 
Form von Qualifizierung, Weiterbildung und Umschulung sollen präventiv zum Einsatz 
kommen, um Arbeitslosigkeit zu vermeiden und den beruflichen Status der Arbeitneh¬ 
merinnen zu wahren. Doch schon früh wurde das AEG auf die Probe gestellt, als es im 
Zuge der Ölkrise in den 1970er-Jahren und der deutsch-deutschen Wende zu flächende¬ 
ckenden wirtschaftlichen Einbrüchen kam. Es wurde deutlich, dass Arbeitslosigkeit kein 
temporäres Problem, sondern strukturell bedingt ist. Im Ergebnis stieg die Arbeitslosigkeit 
rasant und auch nach allmählicher Erholung des Arbeitsmarkts verblieben viele Personen 
in der Arbeitslosigkeit und wurden langzeitarbeitslos (vgl. Bogedan et al. 2012). 

Der aktivierende Wohlfahrtsstaat heute 

Folglich wurde das AEG 115 Mal reformiert, bis es 1998 im Zuge des Arbeitsförderungs¬ 
reformgesetzes als Drittes Buch (SGB III) in das Sozialgesetzbuch eingeordnet wurde. 
Der Fokus der neuen Gesetzgebung hat sich erneut verschoben und strukturiert auf Ba¬ 
sis einer Fördern-und-Fordern-Logik seine Aktivitäten im Bereich der Arbeitsmarktpoli¬ 
tik neu. Der Staat konstituiert sich als aktivierender Staat. Er steht für die „Ablehnung 
der ,bedingungslosen‘ Gewährung sozialer Rechte [... ] und tritt dafür ein, die Vergabe 
sozialer Leistungen unter anderem von der Kooperationsbereitschaft der Klienten abhän¬ 
gig zu machen“ (Dingeldey 2006, S. 5f., Hervorh. i. Orig.). D.h., Arbeitnehmer_innen 
ist finanzielle Unterstützung nur dann sicher, wenn sie sich aktiv um die Aufnahme ei¬ 
ner neuen Beschäftigung bemühen, jede ihnen angebotene Arbeit annehmen, an einer 
(Qualiflzierungs-)Maßnahme teilnehmen oder eine Ersatzbeschäftigung in Form von so¬ 
genannten 1-Euro-Jobs annehmen (vgl. Oschmiansky und Ebach 2009b, S. 83; Schmid 
2009). Solche und ähnliche Regelungen haben sich schon im alten AEG etabliert und 
mögliche Sanktionen, bspw. in Form von Sperrzeiten, wurden seitdem auch immer wie¬ 
der angepasst (vgl. Seil 1998). Doch im SGB III wurde die Gewichtung zwischen Fördern 
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und Fordern zugunsten des Forderns neu austariert. Primäres Ziel der Arbeitsmarktpo¬ 
litik ist nun nicht mehr nur die präventive und aktive Förderung durch Instrumente der 
Arbeitsmarktpolitik, sondern auch und vor allem die Aktivierung der Arbeitskraft. Sozia¬ 
le Dienstleistungen werden durch diesen intendierten Vermittlungsvorrang in ihrer Ziel¬ 
orientierung verengt, da Qualifizierungen und andere Maßnahmen erst nach erfolgloser 
Arbeitsmarktintegration relevant werden (sollen). 

Weiter vorangetrieben wurde diese Neuausrichtung durch das sogenannte Job-AQTIV- 
Gesetz im Jahr 2002. Hier sollte der proaktive Charakter des SGB III noch weiter in 
den Vordergrund treten, indem u. a. arbeitsmarktpolitische Maßnahmen schon direkt nach 
Eintritt der Arbeitslosigkeit Anwendung hnden können und sich Arbeitnehmer_innen 
zudem bereits bei drohender Arbeitslosigkeit als arbeitssuchend melden müssen. Das 
Job-AQTIV-Gesetz fokussierte vor allem die frühzeitige Vermittlungsintensivierung. Ein 
besonderes Novum stellt der Anspruch auf private Arbeitsvermittlung für Arbeitsuchen¬ 
de dar. So wurden Instrumente, wie die Personal-Service-Agenturen, die Beauftragung 
Dritter mit der Vermittlung und der Vermittlungsgutschein in den Maßnahmenkatalog 
integriert. Damit wurde mit dem Job-AQTIV-Gesetz der Aufgabenbereich der Arbeits¬ 
förderung erstmals für nicht-öffentliche Träger zugänglich. Mit dem Job-AQTIV-Gesetz 
und später dann verstärkt durch die Hartz-Reformen setzte somit ein Trend der Privati¬ 
sierung in der Arbeitsförderung ein, der letztlich die Ausweitung des Eelds der Sozialen 
Dienste am Arbeitsmarkt ermöglichte: Neben den öffentlichen Agenturen für Arbeit, den 
Jobcentern und den zugelassenen kommunalen Trägern boten nun auch Unternehmen, ge¬ 
meinnützige Träger, Verbände und Arbeitgeber arbeitsmarktnahe Dienstleistungen an. 

In den Hartz-Reformen hat der arbeitsmarktpolitische Wandel seinen bisherigen Kul¬ 
minationspunkt gefunden (vgl. Mohr 2009, S. 49). Die Änderungen, die vor allem das 
SGB II und III erneut reformierten und noch einmal mehr die frühzeitige Intervention 
fokussierten, „sollten endlich die mit jedem Konjunkturzyklus sprunghaft in die Höhe 
gegangenen Arbeitslosenzahlen spürbar senken, die hartnäckigen Strukturprobleme auf¬ 
brechen und Beschäftigung stimulieren“ (Seifert 2005, S. 17). Die drei zentralen Elemente 
der Hartz-Reformen waren die Umbenennung der Bundesanstalt für Arbeit in Bundes¬ 
agentur für Arbeit, die De-Regulierung am Arbeitsmarkt, u. a. im Bereich der Arbeitneh¬ 
merüberlassung, und die Änderungen im Leistungsrecht. Diese Reformen machten aus 
dem aktiven vollends einen aktivierenden Sozialstaat. Damit folgte die Logik der Ar¬ 
beitsmarktpolitik noch stärker einem Schema des Förderns und Forderns, mit der sich 
der neue Anspruch der Arbeitsmarktpolitik verband, für gezahlte Leistungen an Arbeit¬ 
nehmerinnen von diesen Gegenleistungen in Form von Eigenaktivität zu verlangen (vgl. 
Dingeldey 2006, S. 3). Auch wenn es nicht zu einem konsequent verfolgten work-for- 
beneht kommt, so bringen die Hartz-Reformen durch die Einführung der Grundsicherung 
für Arbeitslose, die Verkürzung des Arbeitslosengeldbezugs und die Erhöhung der Zumut¬ 
barkeitskriterien weitgreifende Veränderungen mit sich, die Arbeitnehmerinnen einmal 
mehr dazu anhalten, ihre Arbeitskraft am Arbeitsmarkt zu platzieren (vgl. Mohr 2009). 
Während im AEG noch die „Vermeidung unterwertiger Beschäftigung“ betont wurde, ist 
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nach den Hartz-Reformen die „passgenaue Arbeitsvermittlung“ wesentliches Ziel, was 
nicht selten die Aufnahme von Arbeit unterhalb des Qualifikationsniveaus bedeutet. 

Während der Wirtschaftskrise 2008/2009 zeigte sich jedoch, dass die Arbeitsmarktpo¬ 
litik nach wie vor aktive und nicht nur aktivierende Elemente in sich trägt. Der präventive 
Gedanke einer aktiven Arbeitsmarktpolitik findet bspw. Ausdruck in der breiten Anwen¬ 
dung des Kurzarbeitergelds, um so Kündigungen zu vermeiden (vgl. Bogedan et al. 2012). 
Und auch jüngste Reformen zeigen, dass die aktive Arbeitsmarktpolitik, die auf Qua¬ 
lifizierung und Weiterbildung setzt, wieder breitere Aufmerksamkeit erfährt. Mit dem 
im Sommer 2016 erschienenen Arbeitslosenversicherungsschutz- und Weiterbildungsstär¬ 
kungsgesetz (AWStG) werden vor allem für Langzeitarbeitslose und Geringqualifizierte 
der Zugang zu Weiterbildungsmaßnahmen erleichtert und in bestimmten Fällen sogar Be¬ 
rufsabschlüsse gefördert. Die Work-first-Strategie einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik 
wird damit für investigative Konzepte geöffnet, die mittels Bildung die Integration in den 
Arbeitsmarkt erreichen möchten. 

Mit diesem kurzen Einblick in die Entwicklungslinien des deutschen Wohlfahrtsstaats 
wird deutlich, dass sich die Zielvorstellungen und normativen Legitimationsfolien immer 
wieder gewandelt haben und als Blaupause sozio-ökonomischer Entwicklungen gelten 
können. 

Parallel dazu fand eine Diversifizierung der Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt statt. 
War lange die Bundesanstalt für Arbeit als staatlicher Akteur der wichtigste Soziale Dienst 
am Arbeitsmarkt, zeigte der historische Abriss eine zunehmende Öffnung für weitere 
Träger. Heute bieten sowohl öffentliche, gemeinnützige als auch gewerbliche Träger ar¬ 
beitsmarktliche Dienstleistungen an. Dabei unterscheidet sich die jeweilige Einbettung der 
Träger durch die auf sie bezogenen rechtlichen Vorgaben und Kompetenzen. In Deutsch¬ 
land agieren die Sozialen Dienste in einem regulierten Koexistenzsystem. Die Spezifik 
dieses Systems stellt besondere Anforderungen an die Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt, 
die durch einen kurzen internationalen Vergleich deutlich werden. 


13.3 Das bundesdeutsche regulierte Koexistenzsystem 
im internationalen Vergleich 

Mit der zunehmenden Privatisierung gehen - wie der historische Rückblick verdeutlicht 
- grundlegende Veränderungen des bundesdeutschen Modells der sozialpolitischen Ar¬ 
beitsförderung einher. Durch Contracting-Out und die Nutzung von Gutscheinsystemen 
entwickelt sich das bundesdeutsche System vom Monopolsystem zu einem sogenann¬ 
ten regulierten Koexistenzsystem öffentlicher und privater Arbeitsvermittlung (vgl. Kaps 
und Schütz 2007; Konle-Seidl und Walwei 2002). Angestrebtes Ziel, speziell im Bereich 
der Arbeitsförderung, ist die Effizienz- und Effektivitätssteigerung durch das Herstellen 
von Wettbewerb sowohl zwischen den nicht-öffentlichen Trägern als auch gegenüber den 
Agenturen für Arbeit (vgl. Hartz-Kommission 2002, S. 13). Diese Entwicklung spiegelt 
den internationalen Trend der europäischen und außereuropäischen Arbeitsmarktpolitiken 
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anderer Länder wider, die ebenfalls die Privatisierung der Arbeitsvermittlung vorantreiben 
(vgl. Bruttel 2002, 2005a, 2005b; Walwei 1994, 1996). Während in Deutschland erst seit 
dem Fall des Vermittlungsmonopols im Jahr 1994 sukzessive Private in Aufgaben der Ar¬ 
beitsförderung involviert sind, haben diese Prozesse in anderen Ländern bereits in den 
80er-Jahren begonnen. 

Australien 

ln Australien beispielsweise ist die Privatisierung der Arbeitsvermittlungsdienstleistun¬ 
gen aktuell am weitesten vorangeschritten (vgl. Kaps und Schütz 2007; Seil 2006; Brut¬ 
tel 2002). Umfassende Arbeitsmarktreformen im Jahr 1998 führten zu einer vollständi¬ 
gen Auflösung der öffentlichen Arbeitsvermittlungsstrukturen. Nichtstaatliche, privatwirt¬ 
schaftliche oder gemeinnützig arbeitende Träger übernehmen seitdem die Aufgaben der 
Arbeitsvermittlung. Dem Staat obliegen lediglich koordinierende Aufgaben: Halbstaatli¬ 
che Centrelinks sind die erste Anlaufstelle für Arbeitslose. Hier wird u. a. festgestellt, wie 
groß die Vermittlungshemmnisse der Personen sind, und werden die Personen an private 
Dienste - sogenannte Job Networks - weitergeleitet. 

Niederlande 

In den Niederlanden wurden nach der SUWI-Reform 2002 die sogenannten Zentren für 
Arbeit und Einkommen (CWI) etabliert. Ebenso wie die Centrelinks in Australien sind 
sie die erste Anlaufstelle für Arbeitslose. Die CWI führen für Arbeitslose eine Art Pro- 
hling durch, um diese in arbeitsmarktnahe und -ferne Kundinnen einzuteilen. Lediglich 
arheitsmarktnahe Arbeitslose verbleiben in der Verantwortung der CWI. Arbeitsmarktfer¬ 
nere Kundinnen mit multiplen Vermittlungshemmnissen werden zunächst an die Sozi¬ 
alversicherungsbehörde (UWV) weitergeleitet, die wiederum Private mit der Vermittlung 
dieser Personen beauftragt (vgl. Bruttel 2005a; Konle-Seidl 2002). 

England 

In England wiederum ist das Feld Sozialer Dienste am Arbeitsmarkt anders ausgeformt 
(vgl. Leibetseder 2009). Allgemein ist das staatliche Jobcentre Plus in England für Aufga¬ 
ben der Arbeitsverwaltung zuständig. Im Rahmen der sogenannten New-Deal-Programme 
werden jedoch Private durch das Jobcentre Plus mit Aufgaben der Arbeitsvermittlung be¬ 
traut. In besonders strukturschwachen Regionen wurden ab 2000 erst sechs, später dann 
fünfzehn sogenannte Employment Zones eingerichtet, in denen Langzeitarbeitslose mit 
hohen Vermittlungshemmnissen vollständig von Privaten betreut und vermittelt werden 
sollen. 

Dieser kurze internationale Einblick zeigt eine neuartige und vor allem eindeutige Um¬ 
verteilung der Zuständigkeiten zwischen öffentlichen und privaten Diensten am Arbeits¬ 
markt. Das deutsche Koexistenzsystem ist im Gegensatz dazu nicht durch eine eindeutige 
Zuweisung öffentlicher und privater Aufgaben gekennzeichnet. Zwar sollte der „Markt¬ 
anteil privater Dienstleister“ (Hartz-Kommission 2002, S. 62) erhöht werden, damit vor 
allem die „Betreuung arbeitsintensiver ,schwieriger Fälle' sichergestellt“ (Scheller 2008, 
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S. 297 f.) wird. In der praktischen Umsetzung wurden diesbezüglich allerdings keine ein¬ 
heitlichen Regelungen entwickelt. Private Dienste am Arbeitsmarkt werden in Deutsch¬ 
land einerseits erfolgsabhängig entlohnt, andererseits findet die Schwere der Vermittlungs¬ 
hemmnisse ihrer Kundinnen keine Berücksichtigung. In Australien, den Niederlanden 
und England wird der Träger entsprechend der festgestellten Vermittlungshemmnisse des 
Arbeitslosen bezahlt. In Deutschland fehlt ein solch gestaffeltes System. Folglich lassen 
sich bei privaten Diensten am Arbeitsmarkt sogenannte Creaming-Strategien beobach¬ 
ten (vgl. Bartlett und Le Grand 1993). Das heißt, leichter vermittelbare Personen werden 
favorisiert, Arbeitslose mit multiplen Vermittlungshemmnissen hingegen stärker vernach¬ 
lässigt, da hier der Arbeits(mehr)aufwand tendenziell nicht entsprechend vergütet wird. 
Durch diese „Funktionsmängel am Vermittlungsmarkt“ (Kretschmer 2005, S. 20) wird das 
Ziel, durch die Integration privater Träger die sozialen Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 
vor allem auch für Langzeitarbeitslose und Geringqualifizierte effizienter und effektiver 
zu gestalten, in Deutschland nur bedingt erreicht. 

Der historische Abriss und der Blick auf internationale Systeme zeigen, dass Soziale 
Dienste am Arbeitsmarkt somit in spezifischer Weise in sozialpolitische Rahmungen ein¬ 
gebunden sind, die unmittelbar Einfluss auf die Qualität der sozialen Dienstleistungen am 
Arbeitsmarkt nehmen. In einem nächsten Schritt soll nun reflektiert werden, was diese 
Einbettung aus der Sicht der Sozialen Arbeit bedeutet und welche disziplinären Fragen 
sich daraus ergeben. 


13.4 Soziale Dienste am Arbeitsmarkt aus Sicht der Sozialen Arbeit 

Als Ausgangspunkt der Überlegungen wird das Modell des sozialpädagogischen Handelns 
nach Hamburger (2008) herangezogen (Abb. 13.1, vgl. Graßhoff in diesem Band). Ham¬ 
burger zeigt auf, dass sozialpädagogisches Handeln zunächst auf der Interaktionsebene 
zwischen dem/der Sozialpädagog_in und dem/der Klient_in stattfindet und als professio¬ 
nelle Tätigkeit gerahmt ist. Dieses Handeln findet stets in einem organisationalen Kontext 
statt, der in einem engen Zusammenhang mit dem konkreten Handeln auf Interaktions¬ 
ebene steht. Schließlich stehen die Organisation und die in ihr stattfindende professionelle 
Interaktion wiederum auch stets in Relation zu dem gesellschaftlichen Gesamtrahmen. 

Hamburger macht deutlich, dass die unterschiedlichen Ebenen des Modells des sozi¬ 
alpädagogischen Handelns „prinzipiell autonom und gleichzeitig voneinander abhängig“ 
(Hamburger 2008, S. 58) sind. Sie wirken aber nicht deterministisch. So beeinflusst der 
gesellschaftliche Rahmen zwar die Organisationen und damit auch die konkrete sozialpäd¬ 
agogische Interaktion. Gleichzeitig wird die Interaktion situativ gestaltet, was wiederum 
den organisationalen Rahmen prägt und durchaus Rückwirkungen auf den gesellschaftli¬ 
chen Rahmen haben kann. 
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Gesellschaft 


Organisation 


Interaktion 


Sozialpädagog/in <-> Klient/in 
als berufliches Handeln 


als Bedingung und Folge von Interaktion 


als strukturierte Gesamtheit des Sozialen 


Abb. 13.1 Modell des sozialpädagogischen Handelns und seines Rahmens. (Hamburger 2008, 
S.57) 


Soziale Dienste am Arbeitsmarkt auf gesellschaftlicher Ebene 

Ausgehend von diesem Modell können auch die Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt aus 
der Sicht der Sozialen Arbeit betrachtet werden. Wie deutlich wurde, sind die Sozialen 
Dienste am Arbeitsmarkt stets in einen gesellschaftlichen Kontext eingebettet. Mit Of- 
fe (2003) können diese gesellschaftlichen Rahmenbedingungen als Einflüsse des Staates, 
des Marktes und der Gemeinschaft definiert werden. Diesen drei Prinzipien lassen sich 
verschiedene Wertigkeiten sozialer Ordnung zuordnen, in denen Gerechtigkeit in ganz 
unterschiedlicher Weise konstituiert wird. „Im Falle des modernen Staates wird Gerech¬ 
tigkeit daran gemessen, in welchem Ausmass [sic!] Rechte durch staatliche Instanzen 
garantiert (...) werden. Die Gerechtigkeit des Marktes bezieht sich auf den Rechtsan¬ 
spruch von Vertragspartnern auf die Einhaltung von freiwillig eingegangenen Verträgen. 
Gerechtigkeit in Gemeinschaften bedeutet schliesslich [siel] (...) hilfsbedürftigen Mit¬ 
gliedern beizustehen (...)“ (Offe 2003, S. 114). 

Buchstabiert man diese Trias von Markt, Staat und Gemeinschaft für die Sozialen 
Dienste am Arbeitsmarkt aus, entsteht ein komplexes Bild: Von staatlicher Seite werden 
rechtliche Rahmenbedingungen geschaffen, die von den Sozialen Diensten am Arbeits¬ 
markt eingehalten werden müssen, beispielsweise wenn Soziale Dienste eine Trägerzulas¬ 
sung benötigen, um - ebenfalls zugelassene - Maßnahmen durchführen zu können (vgl. 
Kap. 2). Zudem wird in dem historischen Abriss deutlich, dass sich die wohlfahrtsstaatli¬ 
chen Zielsetzungen gewandelt haben (vgl. Kap. 3). Die möglichst rasche Integration in den 
Arbeitsmarkt wird im Sinne einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik leitendes Handlungs¬ 
ziel. Soziale Dienste müssen diese Zielformulierung insoweit mittragen, als nur solche 
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Träger staatliche Förderung erhalten, die diesem Ziel entsprechen. Hier offenbart sich 
unmittelbar der Einfluss ökonomischer bzw. marktlicher Rahmenbedingungen. Was all¬ 
gemein in den Diskursen um Soziale Arbeit unter der Ökonomisierung Sozialer Arbeit 
verhandelt wird, trifft im Speziellen auch auf Soziale Dienste am Arbeitsmarkt zu. Der Zu¬ 
schlag für die Durchführung einer Maßnahme erfolgt in einem Vergabeverfahren, in dem 
die Erfolgsaussichten und die Kosten der Maßnahmen wichtige Entscheidungskriterien 
sind (vgl. Bode 2011, S. 320). Dies hat unmittelbare Auswirkungen auf die Gemeinschaft 
als drittes Ordnungsprinzip. Soziale Dienste am Arbeitsmarkt zielen auf die Unterstützung 
Hilfebedürftiger im Sinne einer Hilfe zu Selbsthilfe. Von politischer Seite wird jedoch 
ein neues Gerechtigkeitsbild entworfen: Soziale Teilhabe sei durch die Teilhabe am Ar¬ 
beitsmarkt gewährleistet (vgl. Dingeldey 2015). Soziale Dienste am Arbeitsmarkt agieren 
demnach dann im Sinne der Gemeinschaft, wenn ihre Adressat_innen in den Arbeitsmarkt 
integriert oder aber auf die Integration vorbereitet werden. 

Soziale Dienste am Arbeitsmarkt auf organisationaler Ebene 

Neben diesen gesellschaftlichen Rahmenbedingungen konstituiert sich aus Perspektive 
der Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt auch die organisationale Ebene in spezifischer 
Weise. Lange lag die Erbringung arbeitsmarktlicher Dienstleistungen allein in staatlicher 
Hand. Erst durch die Aufhebung des Alleinvermittlungsrechts 1994 konnten auch priva¬ 
te Dienste arbeitsmarktliche Dienstleistungen anbieten. Durch diese Öffnung, aber auch 
durch die Schaffung neuer arbeitsmarktpolitischer Instrumente wurden auch nicht-staatli¬ 
che Organisationen zu Sozialen Diensten am Arbeitsmarkt. Dabei kann aber nicht schlicht 
zwischen öffentlichen und privaten Diensten unterschieden werden. Für die Arbeitsagen¬ 
turen und Jobcenter gilt der Primat der Wirtschaftlichkeit - wenn auch nicht existenziell 
- ebenso wie für gewerbliche Träger. Und ebenso wie die gewerblichen Träger sind die 
Arbeitsagenturen und Jobcenter mit staatlichen Vorgaben und Zielsetzungen konfrontiert, 
die mit dem Angebot sozialer, personenbezogener Dienstleistungen in Einklang gebracht 
werden müssen. Soziale Dienste am Arbeitsmarkt können daher als hybride Organisatio¬ 
nen verstanden werden (vgl. Evers und Ewert 2010). Diese agieren in einem intermediären 
Raum zwischen Staat, Markt und Gemeinschaft, in dem es notwendig ist, „Verflechtungen 
und Spannungsverhältnisse miteinander zu vermitteln, die auf die strukturell unterschied¬ 
lichen Prinzipien von Staat, Markt und Gemeinschaft zurückverweisen“ (Evers und Ewert 
2010, S. 105). 

Soziale Dienste am Arbeitsmarkt auf der Interaktionsebene 

In Hamburgers Modell findet neben der gesellschaftlichen und organisationalen Ebene 
auch die Interaktionsebene Berücksichtigung. Dafür sollte man sich vergegenwärtigen, 
dass Soziale Dienste am Arbeitsmarkt soziale, personenbezogene Dienstleistungen er¬ 
bringen. Das heißt, sie „operieren auf der Grundlage eines besonderen, durch wissen¬ 
schaftliche Disziplinen abgestützten professionellen Wissens, mit dem zielgerichtet Ver¬ 
änderungen der Kompetenzen, Orientierungen oder Motivationen der Individuen oder 
Subjekte erreicht werden sollen, d. h., soziale Dienstleistungen zielen explizit auf Verän- 



13 Soziale Dienste am Arbeitsmarkt 


199 


derangen und die Formung von Identitäten“ (Groenemeyer und Rosenbauer 2010, S. 62). 
Dies kann in unterschiedlicher Art und Weise geschehen. Hasenfeld (1983) unterschei¬ 
det drei Formen personenbezogener Dienstleistungen: Unter „People Processing“ geht es 
nicht um die Veränderung persönlicher Eigenschaften. Vielmehr wird der soziale Status 
der Kundinnen bzw. Klientinnen neu definiert. Für Soziale Dienste am Arbeitsmarkt 
heißt dies, dass ihre Kundinnen den Status arbeitsuchend oder arbeitslos besitzen, wo¬ 
durch diese überhaupt erst in den Zuständigkeitsbereich der Sozialen Dienste rücken und 
die Maßnahmen und Aktivitäten legitimerweise Anwendung finden können. Das Ziel 
der sozialen Dienstleistung bezieht sich dann darauf, von diesem Status in den Status 
der Beschäftigung zu vermitteln. Die zweite Form personenbezogener Dienstleistungen 
ist das „People Sustaining“. Hier steht die Herstellung und Sicherung des Wohlerge¬ 
hens der Dienstleistungsempfänger_innen im Fokus. Gemeint sind bspw. Präventions- und 
Rehabilitationsdienstleistungen. Im Fall von Sozialen Diensten am Arbeitsmarkt sind da¬ 
bei Maßnahmen wie bspw. sogenannte Ein-Euro-Jobs gemeint, die dazu dienen sollen, 
Langzeitarbeitslose wieder an den Arbeitsmarkt heranzuführen (vgl. Sowa et al. 2012). 
Aber auch Maßnahmen der Wiedereingliederung von Berufsrückkehrer_innen oder Trans¬ 
ferdienstleistungen (vgl. Truschkat und Peters 2015; Truschkat et al. 2014) lassen sich 
hierunter fassen. „People Changing“ bezeichnet als dritte Form alle Dienstleistungen, die 
unmittelbar zur Veränderung persönlicher Eigenschaften führen sollen. People Changing 
findet demnach immer dann statt, wenn Arbeitsuchende und Arbeitslose Weiterbildungen 
oder Qualifizierungsmaßnahmen erhalten, die ihre „Eigenschaften“ als potenzielle Be¬ 
schäftige verändern bzw. verbessern sollen (siehe auch Klatetzki 2010 und Klatetzki in 
diesem Band). Soziale Dienste am Arbeitsmarkt vereinen alle drei Formen personenbezo¬ 
gener Dienstleistungen. Die Formate, die in der Praxis eher in Mischformen exisitieren, 
sind dabei idealtypisch zu fassen. So trägt bspw. eine People-Changing-Maßnahme wohl 
immer auch People-Sustaining-Ziele in sich. 


13.5 Ausblick und offene Fragen 

Soziale Dienste am Arbeitsmarkt sind in einem komplexen Gefüge verortet, welches sich 
auf der gesellschaftlichen, der organisationalen und der interaktiven Ebene abbildet. Dar¬ 
in wirken diverse restriktive Einflüsse, bspw. in Eorm des Aktivierungsparadigmas und 
allgemeiner Ökonomisierungszwänge, auf die Sozialen Dienste ein. Hierbei ist jedoch zu 
beachten: Soziale Dienste haben sich erst durch die jüngeren politischen Reformen am 
Arbeitsmarkt etablieren können. Heute werden Aktivitäten am Arbeitsmarkt von politi¬ 
scher Seite deutlich als soziale, personenbezogene Dienstleistungen definiert und damit 
als Handlungsfeld der Sozialen Arbeit markiert (vgl. Bundesagentur für Arbeit 2016). 
Aus diesem Grund spricht man von Entgrenzungsprozessen der Sozialen Arbeit, die sich 
als unidirektional verstehen lässt (vgl. Evers und Heinze 2008). Gleichwohl wirken andere 
Denktraditionen - im Speziellen die der Ökonomie - auf die Soziale Arbeit ein. Gleichzei¬ 
tig erschließt die Soziale Arbeit neues Terrain. Nichtsdestotrotz haben Soziale Dienste am 
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Arbeitsmarkt diverse Hürden zu nehmen, um nicht zu einer ausführenden Instanz staatli¬ 
cher Vorgaben und Zielvorstellungen zu werden. 

Konkret stellen sich für Soziale Dienste am Arbeitsmarkt folgende offene Fragen: 

• Wie kann sich die Soziale Arbeit in den Sozialen Diensten am Arbeitsmarkt vor dem 
Hintergrund der skizzierten Rahmenbedingungen als eine Disziplin konstituieren, die 
eigenständig Handlungsstrategien und Lösungsvorschläge entwickelt? 

• Welche Bedeutung spielt die Profession Soziale Arbeit in einem Feld, in dem sie u. a. 
aufgrund funktioneller Privatisierung in Konkurrenz zu Trägern steht, die vor ganz un¬ 
terschiedlichen Qualifikationen agieren? 

• Wie kann vor dem Hintergrund der disparaten Wertigkeiten sozialer Ordnung in diesem 
Feld sichergestellt werden, dass Soziale Arbeit im Kontext der Sozialen Dienste am 
Arbeitsmarkt soziale und vor allem personenbezogene Dienstleistungen erbringen, die 
dem eigenen professionellen Verständnis entsprechen? 

Damit wird deutlich, dass die Beschäftigung mit Sozialen Diensten am Arbeitsmarkt 
sowohl wissenschaftlich als auch praktisch von besonderer Relevant ist, und zwar nicht 
nur im Sinne der Besetzung eines Feldes, sondern auch im Sinne der Stärkung der Wer¬ 
teordnung der Gemeinschaft durch die Unterstützung Hilfebedürftiger und die Hilfe zu 
Selbsthilfe. 

Fragen zur Reflexion 

• Welche Merkmale zeichnen Soziale Dienste am Arbeitsmarkt aus? 

• Was sind die Besonderheiten des bundesdeutschen Systems der Arbeitsförderung? 
Zeichnen Sie die wichtigen Entwicklungslinien historisch nach. 

• Recherchieren Sie online einen Sozialen Dienst am Arbeitsmarkt und suchen Sie nach 
Hinweisen auf unterschiedliche Wertigkeiten sozialer Ordnung von Staat, Markt und 
Gemeinschaft. 
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Wolfgang Hinte 


Zusammenfassung 

Ausgehend von einigen Beispielen, aus denen Variationsbreite und Unschärfe des be¬ 
grifflichen Gebrauchs von „Gemeinwesenarbeit“ zu ersehen sind, werden historische 
Bezüge und Entwicklungslinien in der aktuellen Praxis beleuchtet. Darauf aufbauend 
wird Gemeinwesenarbeit, insbesondere in Abgrenzung zur klassischen, leistungsge¬ 
setzlich gestützten Einzelfallarbeit, als Arbeitsfeld beschrieben, in dem es in einem 
definierten Territorium darum geht, unter tätiger Mithilfe der Wohnbevölkerung die 
Lebensverhältnisse in einem Quartier so zu gestalten bzw. zu verbessern, dass die dort 
lebenden Bevölkerungsgruppen in der Lage sind, ihren Alltag nach ihren Vorstellungen 
im Sinne eines „gelingenden Lebens“ zu gestalten. Besondere Bedeutung kommt der 
Gemeinwesenarbeit heute (nach einer längeren Phase relativer Bedeutungslosigkeit) 
im Rahmen des sogenannten Quartiermanagements zu. In diesem Kontext rückt neben 
baulichen und Umwelt gestaltenden Aktivitäten zunehmend stärker die Gestaltung des 
sozialen Lebens in einem Gemeinwesen in den Lokus. Verstärkt wird hier seitens der 
öffentlichen Hand, aber auch etwa lokaler Wohnungsunternehmen und gemeinnütziger 
Träger investiert. 


Fallbeispiel: Zum unterschiedlichen Gebrauch des Begriffs „Gemeinwesenarbeit" 

• In der Nähe eines Neubauquartiers wird ein Abenteuerspielplatz eröffnet. Der be¬ 
auftragte Verband sucht nach einem Sozialarbeiter, der für den Abenteuerspielplatz 
zuständig ist und zusätzlich noch „Gemeinwesenarbeit“ betreiben soll. 


W. Hinte (El) 

Institut für Stadtteilentwicklung, Sozialraumorientierte Arbeit und Beratung, Universität 

Duisburg-Essen 

Essen, Deutschland 

E-Mail: wolfgang.hinte@uni-due.de 


© Springer Eachmedien Wiesbaden GmbH 2018 

G. Graßhoff et al. (Hrsg.), Soziale Arbeit, https://doi.org/10.1007/978-3-658-15666-4_14 


205 






206 


W. Hinte 


• Ein Nachbarschaftsheim, in dem sich zahlreiche Selbsthilfegruppen treffen, in dem 
es Kursangebote sowie größere und kleinere Events gibt, wirbt in seiner Selbstdar¬ 
stellung damit, dass es nach der Methode „Gemeinwesenarbeit“ arbeitet. 

• Am Rande einer Großstadt entsteht ein neues Wohnviertel. Eine der dort als Bau¬ 
träger auftretenden Wohnungsbaugesellschaften erhält einen finanziellen Zuschuss 
von der Stadt, damit sie dort einen „Gemeinwesenarbeiter“ einstellen kann. 

• Ein Wohlfahrtsverband betreibt in einer Wohnsiedlung mit zahlreichen benachtei¬ 
ligten Bevölkerungsgruppen eine Spielstube. Die dort tätigen Mitarbeiterinnen, 
die bislang Kinder betreut und mit ihnen zahlreiche Aktionen auch außerhalb der 
Einrichtung durchgeführt haben, bekommen den Auftrag, in den nächsten Jahren 
zusätzlich noch „Vernetzung im Rahmen von Gemeinwesenarbeit“ zu betreiben. 

• In einer Großstadt werden in der Nähe eines gut situierten Wohnquartiers Elücht- 
lingsunterkünfte gebaut. Die Stadt stellt für die Begleitung der Elüchtlinge sowie 
für notwendige Moderationsprozesse mit der Wohnbevölkerung einen „Gemeinwe¬ 
senarbeiter“ ein. 


14.1 Gemeinwesenarbeit: Rückblick und erste Annäherung 

Vorweg: Es gibt nicht „die Methode der Gemeinwesenarbeit“, wohl aber das Arbeits¬ 
feld „Gemeinwesenarbeit“. Dort wird mit Methoden gearbeitet wie etwa der aktivierenden 
Befragung, mit Haustürgesprächen, Bewohnerversammlungen, Demonstrationen, Vernet¬ 
zungstreffen, aktivierenden Beratungsangeboten oder bestimmten Formen kleinräumiger 
Öffentlichkeitsarbeit. Adressat_innen dieser Methoden sind einzelne Personen oder be¬ 
stimmte Bevölkerungsgruppen bis hin zur gesamten Wohnbevölkerung eines überschau¬ 
baren lokalen Territoriums, in der Regel eines Stadtteils, eines Quartiers, (in Österreich) 
eines Sprengels, (in Berlin) eines Kiezes oder eines Straßenzugs. Der Fokus ist also ge¬ 
richtet auf ein Territorium, einen geografisch umrissenen Sozialraum, eine einigermaßen 
klar abgegrenzte, in der Regel fußläufig zu erschließende räumliche Einheit. Gemeinwe- 
senarbeiter_innen werden somit eingestellt „für ein Quartier“, nicht für dehnierte leis¬ 
tungsberechtigte Menschen (etwa „Fälle“ auf der Grundlage eines Sozialgesetzbuches) 
oder bestimmte, eher großräumig verstreute Zielgruppen wie etwa geflüchtete Menschen, 
Senior_innen, Drogenkonsument_innen, Menschen mit Behinderung oder geschlagene 
Frauen. 

Historische Bezüge 

Erschwerend und verwirrend für eine systematische Einordnung der Gemeinwesenarbeit 
(im Folgenden: GWA) ist das Etikett, das ihr lange anhaftete, nämlich als angeblich „dritte 
Methode der Sozialarbeit“. In der Tat konzentrierte sich Soziale Arbeit in der damali¬ 
gen Bundesrepublik Deutschland bis hinein in die späten 1960er-Jahre auf obrigkeits¬ 
staatliche Interventionen zur Abwendung von Gefährdungen, auf den Schutz einzelner 
Menschen (insbesondere von Kindern) in bestimmten Notlagen, auf die Gewährung Staat- 
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lieh finanzierter Maßnahmen zur Unterstützung „schwierigen“ Klientels oder auch auf die 
Organisation von als „sinnvoll“ erachteten Freizeitaktivitäten für verschiedene Bevölke¬ 
rungsgruppen. Die Protagonist_innen der seinerzeit insbesondere aus den USA und den 
Niederlanden eingeführten „GWA“ kritisierten, dass Soziale Arbeit sich in keiner Weise 
um die Ursachen sozialer Probleme kümmerte, lediglich als nachgängige Instanz an den 
Symptomen einzelner Menschen herumdokterte, nicht einmal ansatzweise das Lebensum¬ 
feld der Menschen einbezog und keinerlei präventive Aktivitäten zur Vermeidung sozialer 
Notlagen entwickelte. Insbesondere in Abgrenzung zur behördlich geprägten „Einzel- 
fall-Arbeit“, aber auch zur pädagogisch inspirierten Gruppenarbeit richtete sich GWA 
auf die Gestaltung von Wohnquartieren und die Organisation des dortigen öffentlichen 
Lebens. Dabei gab es verschiedene Spielarten: Die wohlfahrtsstaatlichen Varianten von 
GWA (CGF 1972) wollten das Dienstleistungsangebot der im Wohnviertel tätigen In¬ 
stitutionen verbessern; die integrativen Spielarten der GWA (Ross 1971) organisierten 
Spielstuben, Hausaufgabenhilfe und Ferienaktionen in benachteiligten Wohnquartieren; 
aggressive GWA-Konzepte (Alinsky 1984) zielten auf eine gerechtere Verteilung von 
Macht und Herrschaft mittels lokal angesetzter disruptiver Taktiken, um benachteilig¬ 
te Bevölkerungsgruppen wirkungsvoll zu ermächtigen und ihre Interessen zu vertreten; 
und die katalytisch-aktivierende GWA (Hinte und Karas 1989; Hauser und Hauser 1971) 
konzentrierte sich auf die Bearbeitung von seitens der Bevölkerung dehnierten „Entrüs¬ 
tungspunkten“ und den Aufbau von Bewohnergruppen, die sich (einvernehmlich oder 
auch streitig) auf die Verbesserung von Lebensverhältnissen insbesondere in benachteilig¬ 
ten Stadtteilen bezogen. Allen gemeinsam war der Eokus auf eine sozialräumliche Einheit, 
in der Regel ein Wohnquartier, in dem es darum ging, unabhängig von leistungsgesetz- 
lich dehnierten „Eällen“ oder staatlichen Phichtaufgaben soziales Leben zu gestalten. Die 
klassische, individualisierende Soziale Arbeit war von diesem Schub schlichtweg über¬ 
rascht, und davon zeugte insbesondere der systematisch nicht saubere Versuch, GWA als 
„dritte Methode“ der Sozialarbeit neben Einzelhilfe und Gruppenarbeit einzuordnen (etwa 
durch Eriedländer und Pfaffenberger 1966). Jedenfalls war GWA mit ihrem sozialräum- 
lichen Fokus und der Orientierung an der gesamten Wohnbevölkerung (also nicht nur 
an identihzierten „Khent_innen“) eine enorme Provokation, die die gesamte Theoriede¬ 
batte beeinhusste, aber auch die bundesrepublikanische Praxis nachhaltig verstörte. Die 
konsequente Parteinahme für Randgruppen, der Impetus zur Einmischung in politische 
Prozesse, die öffentlichen Skandalisierungsaktionen gegen Politik, Verwaltung und pro- 
htorientierte Unternehmen sowie die immer zahlreicher sprießenden Aktionsgruppen von 
Bürgerinnen in Wohnquartieren waren nicht mehr kompatibel mit der sozialarbeiterisch 
bis dahin bevorzugten Konzentration auf den Einzelfall, die obrigkeitsstaatliche Interven¬ 
tion sowie die fürsorgliche Haltung zahlreicher Mitglieder der Profession. Diese geüelen 
sich in der großzügigen (oder auch strengen) Gewährung von staatlich hnanzierten Maß¬ 
nahmen zur Unterstützung in vermeintlich schwierigen Lebenssituationen oder auch zur 
bürgerlich geprägten Anpassung an gesellschaftliche Verhältnisse vor dem Hintergrund 
konservativer Normalitätsvorstellungen. „Die Sozialarbeiter können entweder vor lauter 
Problemen nicht mehr schlafen, oder sie igeln sich ein und lassen nichts mehr an sich 
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herankommen, wie Sachbearbeiter auf dem Sozialamt“ (Chorweiler Selbsthilfe 1980) - 
soweit im Originalton die damalige Einschätzung eines Gemeinwesenarbeiters über seine 
Kolleginnen aus der behördlichen Sozialen Arbeit. 

Doch die Blütezeit der GWA währte nicht lange; heute ist sogar strittig, ob es sie über¬ 
haupt jemals gab. Ein wenig ging es der GWA wie der Moral - irgendwie finden alle sie 
gut, aber so richtig hält sich kaum jemand daran. „Veränderung von Lebensbedingungen“ 
tauchte in keinem Pflichtkatalog leistungsgesetzlicher Maßnahmen auf; die öffentlichen 
Kostenträger fühlten sich angesichts knapperer Kassen (damals schon!) ohnehin völlig 
überlastet mit den gesetzlichen EinzelfalL/Pflichtleistungen; die Ausbildungsstätten bil¬ 
deten (mit wenigen Ausnahmen) nicht für GWA aus; erfolgreiche Projekte scheiterten 
langfristig entweder an eigenen strategischen Dummheiten oder an chronischer Einanzie- 
rungsschwäche; und perspektivisch gab es kein tragendes gesellschaftliches Umfeld für 
einen Arbeitsansatz, der jenseits leistungsgesetzlicher Bestimmungen die Interessen der 
Wohnbevölkerung eines Quartiers in den Vordergrund stellte und damit erst einmal fast 
alle gegen sich hatte; parlamentarische Instanzen, die nicht mehr genau wussten, wen sie 
nun vertreten sollten; die Jugend- und Sozialbürokratie, die das Chaos heraufziehen sah, 
wenn man dem vermeintlichen Anarchismus benachteiligter Bevölkerungsgruppen Raum 
ließ; und nicht zuletzt die Konzerne der freien Träger, die angesichts ihrer Abhängigkeit 
von staatlichen Geldern möglichst vermieden, irgendwelche Aktivitäten „subversiver“ Art 
zu unterstützen. In der öffentlichen Diskussion wurden derlei Ängste in dieser Konkret¬ 
heit natürlich nicht benannt. Vielmehr lobte man die Betroffenenorientierung der GWA, 
man beglückwünschte erfolgreiche Bewohnerinitiativen und hörte sich gern auch mal den 
einen oder anderen Vortrag über das Innovationspotenzial der GWA an. Gleichzeitig ver¬ 
wies man auf die knappen öffentlichen Haushalte, die wachsenden Kosten für die Sozial- 
und Jugendhilfe sowie die fehlenden gesetzlichen Grundlagen für GWA-Projekte - kurz 
gesagt: „Schön, dass es euch gibt, aber Geld gibt es nicht für euch!“ (ausführlich zur Ge¬ 
schichte der GWA; Müller 2013). 

Für die GWA in den 1970er-Jahren waren Radikalität und Anstößigkeit sowohl in 
Theorie als auch Praxis geradezu selbstverständlich. Häufig ging es darum, Bestehen¬ 
des in Frage zu stellen, Widerspruch herauszufordern, zu skandalisieren und aufzuklären. 
Insofern erstaunte es nicht, wenn etwa Aktivierungsprozesse der Wohnbevölkerung sei¬ 
tens Politik, Verwaltung und Unternehmen als Aufwiegelei gebrandmarkt, Forderungen 
nach Beteiligung mit dem Hinweis auf die angebliche Inkompetenz der Betroffenen zu¬ 
rückgewiesen wurden oder der Verzicht auf pädagogische Besserwisserei („Abschaffung 
der Erziehung“) kurzerhand als terroristischer Anschlag auf abendländische Traditionen 
umdefiniert oder zumindest in den Bereich der Illusion verwiesen wurde. Die Schärfe 
der Reaktionen des Establishments war damals gelegentlich sogar ein Gradmesser für die 
Radikalität und Qualität des Konzepts. 

Aktuelle Entwicklungslinien 

Jahrzehnte später sind zahlreiche Konzeptelemente der GWA auf nicht immer geraden 
Wegen in das methodische Arsenal der Sozialen Arbeit, aber auch in größere konzeptio- 
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nelle Entwürfe eingeflossen; Lebensweltorientiemng, Sozialraumorientierung, Ressour¬ 
cenarbeit, Empowerment, Case-Management, Lösungsorientierung und andere zeitgenös¬ 
sische Trend-Begrifflichkeiten speisen sich - nicht immer kenntlich gemacht - aus der Tra¬ 
dition der GWA. Sie verankern damit die frühere Anstößigkeit und so manche Ecken und 
Kanten im Mainstream der Sozialen Arbeit und rahmen sie angesichts veränderter gesell¬ 
schaftlicher Herausforderungen in oft erfreulich pragmatischer Weise neu. Weniger schön 
ist, dass GWA angesichts unscharfer Begrifflichkeiten, schlecht dokumentierter Eachdis- 
kussionen und äußerst heterogener Praxis mittlerweile zu einer beliebig verwendbaren 
Worthülse mutiert ist, die immer dann herausgekramt wird, wenn man sich fortschrittlich, 
links, parteilich, politisch oder irgendwie auf der Höhe der Zeit verorten will, um damit 
Modernität oder finanzielle Zuschussfähigkeit zu signalisieren. Angesichts dieser defini- 
torischen Unschärfe ist GWA derzeit ein recht wehrloses Etikett zur Bezeichnung von 
Aktivitäten, die „irgendwie“ über die enge Fallarbeit oder die Betreuung von Menschen in 
einer Immobilie (einem Heim, einer offenen Einrichtung usw.) hinausgehen. Dabei wird 
GWA in vielen Kontexten - auch etwa an Hochschulen - kunterbunt und wahllos bezeich¬ 
net als Methode, als Konzept, als lokalpolitische Strategie oder als städtebaulicher Ansatz. 
GWA wird benutzt, gerufen oder missbraucht im Zusammenhang mit Drogenprävention, 
öffentlicher Sicherheit, lokaler Ökonomie, Gesundheitsprophylaxe und Projekten gegen 
Rassismus - wer irgendein Thema zeitgemäß bearbeiten will, verbindet es mit der Chiffre 
GWA und signalisiert damit ein Vorgehen, das angesiedelt ist zwischen sozialräumlich, 
präventiv und parteilich für irgendwas. Oftmals handelt es sich dabei um konzeptionell 
nicht näher durchdachte und lediglich auf Eindruck zielende Aktivitäten, die von Anfang 
an unterfinanziert sind und sich (nicht nur deswegen) als Eintagsfliegen entpuppen. 

Dieses Wirrwarr bildet sich nicht nur in Stellenausschreibungen ab, sondern (schlim¬ 
mer noch) auch in der relevanten Fachliteratur, in der gelegentlich alles, was irgendwie 
fortschrittlich, sozialräumlich, aktivierend, partizipativ oder politisierend ist, kurzerhand 
mit „GWA“ bezeichnet wird (etwa bei Stövesand et al. 2013). Und selbstverständlich 
taucht GWA auch in der Debatte um die Soziale Arbeit als Menschenrechtsprofession 
auf, weil hier immer wieder gerne der Eindruck erweckt wird, der Sozialen Arbeit kom¬ 
me bei der Realisierung von Menschenrechten eine irgendwie bedeutsamere Rolle zu als 
anderen Berufen oder Disziplinen (zur Kritik dieser Debatte s. Hinte 2016). 

► Gemeinwesenarbeit ist ein Arbeits- bzw. Handlungsfeld, in dem es darum geht, ein 
Wohnquartier unter Aufbau bzw. Nutzung externer und interner Ressourcen so zu ge¬ 
stalten, dass möglichst viele der dort lebenden Bevölkerungsgruppen in ihrer je eigenen 
Art und Weise ihren Alltag arrangieren, Lebensbedingungen hersteilen und Aktivitäten 
entwickeln können, wie es ihren Vorstellungen entspricht und ohne dabei andere Bevöl¬ 
kerungsgruppen in ihren Möglichkeiten einzuschränken. Die Funktion von GWA besteht 
darin, im Wohnquartier einen Prozess zu organisieren, bei dem unterschiedliche Wertvor¬ 
stellungen und Interessen formuliert, Konfliktlinien öffentlich und transparent gemacht 
werden, die Organisationsfähigkeit der eher randständigen Bevölkerungsgruppen verbes- 
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seit und deren Aneignung bzw. Wiederaneignung von sozialen Räumen mit wirksamen 
Mitteln unterstützt wird. 

Was im Arbeitsfeld GWA geschieht, wird im Wesentlichen gerahmt durch die Vorgaben 
der jeweiligen Anstellungsträger. In den 1970er-Jahren gab es eine kleine, aber durchaus 
bunte Landschaft von Anstellungsträgern: von (vornehmlich evangelischen) Kirchenge¬ 
meinden über kleine Vereine (die oft nur wenige Jahre existierten), Stiftungen, Wohl¬ 
fahrtsverbänden bis hin zu Wohnungsbaugesellschaften. In den 1980er-Jahren wurden 
zahlreiche GWA-Projekte durch Streichungen öffentlicher Mittel liquidiert, und zahlrei¬ 
chen (oft kleineren) Trägern, die in den 1970er-Jahren noch von der Anfangseuphorie 
getragen waren, ging die Luft aus. Erst durch das bundesweite Programm „Soziale Stadt“ 
(bzw. durch einige Vorläuferprogramme in einzelnen Bundesländern) fanden sich Träger 
oder Trägerverbünde, die (zumeist zeitlich befristet) Professionelle für das Arbeitsfeld 
GWA einstellten: Kommunale Verwaltungen in Städten und Landkreisen, einzelne Be¬ 
wohnerorganisationen, Wohlfahrtsverbände oder Planungsbüros, die für diese Tätigkeit 
über öffentliche Mittel finanziert wurden. Die jeweils ausgeübten Tätigkeiten firmieren 
bis heute (2018) unter Begriffen wie Stadtteilmanagement, Quartiermanagement, Quar¬ 
tiersarbeit, Regionalentwicklung oder Sozialraumkoordination - allesamt Vokabeln, die 
anschlussfähig an die jeweilige lokalspezifische Semantik und insbesondere für Politik 
und Wohnbevölkerung halbwegs informativ sein sollen. „Gemeinwesenarbeit“ erwies sich 
als Begriff ein wenig sperrig, er war zahlreichen Akteur_innen vor Ort nicht geläufig und 
galt doch eher als Fachbegriff, unter dem sich etwa die Lokalpolitik in einem Landkreis 
nichts vorstellen konnte. Somit wird das Arbeitsfeld GWA mit unterschiedlichen Begriffen 
umschrieben, durch die versucht wird, professionelle Tätigkeiten wie Bewohneraktivie¬ 
rung, Unterstützung von Partizipationsprozessen, Vernetzungsarbeit und (im weitesten 
Sinne) Unterstützung von Bewohneraktivitäten in einem definierten Quartier zu kenn¬ 
zeichnen. 

Die Nachbarschaftsheime in Berlin mit ihrer langjährigen Tradition (s. dazu Zinner 
2015) sowie zahlreiche im „Verband für sozialkulturelle Arbeit“ zusammengeschlossene 
Organisationen aus dem gesamten Bundesgebiet sind gute Beispiele für die Breite und 
Unterschiedlichkeit der jeweiligen Aktivitäten, deren fachlicher Duktus sich im Wesentli¬ 
chen aus der Tradition der GWA ableitet und sich speist aus dem seinerzeit entwickelten 
Methodenarsenal. 


14.1.1 Arbeitsweise und Prinzipien 

In der GWA war und ist die „aktivierende Befragung“ (Hinte und Karas 1989; Stiftung 
Mitarbeit 2003) die Verfahrensweise erster Wahl, wenn man sich in ein Wohnquartier 
begibt und dort nach Themen sucht, die mit Betroffenheit, Ärger, Neugier oder ande¬ 
ren Emotionen belegt sind. Um solche Themen herum sind Menschen aktiv: Sie regen 
sich auf, sie reden darüber, sie beschweren sich oder sie unternehmen etwas. Auf die- 
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ser Basis organisieren Gemeinwesenarbeiter_innen vorhandene Aktivitätsbereitschaft - 
der große Organizer S. D. Alinsky (1984) hat für die Schlagkraft solcher Organisatio¬ 
nen Maßstäbe gesetzt. GWA hat also immer nach bereits vorhandener Aktivität gesucht 
- und insofern müsste die aktivierende Befragung besser „aktivitätserkundende Befra¬ 
gung“ heißen. Denn es geht nicht um ausgefeilte Tricks, um Menschen zu irgendetwas 
zu aktivieren, das möglicherweise gar nicht „ihr Ding“ ist, sondern darum, nach vorhan¬ 
dener Aktivitätsbereitschaft zu suchen und diese dann möglichst durchsetzungsstark zu 
organisieren. Vereinfacht gesagt: „Wir motivieren nicht, sondern suchen nach vorhande¬ 
nen Motiven.“ Der Zugang besteht darin, herauszufinden, was die Menschen wollen, und 
dann mit ihnen darüber nachzudenken, wie sie selbst möglichst erfolgreich an der Durch¬ 
setzung ihrer Interessen arbeiten können. Wenn Menschen mit ihren je unterschiedlichen 
Fähigkeiten selbst etwas im Sinne ihrer Ziele bewirken, entwickeln sie darüber Würde 
und Stolz. Deshalb handelt GWA nicht für die Leute und bedient sie nicht wie zahlende 
Kunden_innen. GWA beachtet konsequent die Tatsache, dass Menschen immer schon ak¬ 
tiv sind und es folglich darum geht, vorhandene Aktivität und Potenziale zu verbinden mit 
dem methodischen und strategischen Repertoire der Fachkräfte, und zwar auch immer un¬ 
ter intelligenter Nutzung sämtlicher leistungsgesetzlicher Grundlagen (s. dazu Hinte und 
Treeß 2014). 

Fachkräfte im Arbeitsfeld GWA konzentrieren sich - ganz im Sinne der Prinzipien aus 
den Debatten der 70er/80er-Jahre - auf die im Gemeinwesen artikulierten Interessen der 
(immer auch heterogenen) Wohnbevölkerung. Das Spektrum der Tätigkeiten reicht von 
der Organisation der Arbeit in einem Bewohnertreff über aktivierende Beratungsangebo¬ 
te, Bewohnerversammlungen, Stadtteilkonferenzen, Aufbau und Begleitung von Bewoh¬ 
nerorganisationen, Haustürgesprächen bis hin zu Beratungsangeboten und Unterstützung 
jedweder Form von Ehrenamt und Selbsthilfe sowie verschiedener nachbarschaftlicher 
Aktivitäten. Systematisch wird gesucht nach sogenannten Entrüstungspunkten, also nach 
Themen, die bei Menschen Aktivität entfachen, um die herum sie sich engagieren und 
die sie (alleine oder mit anderen) bearbeiten wollen. Für die professionelle Tätigkeit gilt 
dabei der Satz: „Wir tun nichts für die Leute, sondern machen nur etwas mit ihnen.“ Die 
Themen, um die herum sich Menschen organisieren, sind außerordentlich vielfältig: GWA 
ist nicht begrenzt auf „das Soziale“, sondern bewegt sich offensiv in Bereiche hinein wie 
etwa Gesundheit, Bildung, lokale Ökonomie, Sicherheit, Verkehr und viele andere. Die¬ 
ser bereichsübergreifende Blick hat zur Folge, dass Kooperation und Vernetzung wichtige 
Prinzipien der professionellen Arbeit sind: Zahlreiche Akteure aus den soeben genann¬ 
ten Bereichen arbeiten nebeneinander her oder konkurrieren gar miteinander, so dass 
der durch Kooperation entstehende Mehrwert geradezu verschenkt wird. Darauf immer 
wieder hinzuweisen, solche Kooperationen anzuregen und über Träger- und Bereichs¬ 
grenzen hinweg Synergien zu schaffen, ist Aufgabe von professionellen Gemeinwesen- 
arbeiter_innen. Dazu nutzen sie sämtliche im Gemeinwesen vorhandenen personellen und 
materiellen Ressourcen, und gleichzeitig arbeiten sie mit der Wohnbevölkerung daran, 
weitere Ressourcen zu schaffen, einzufordern und - falls nötig - zu erkämpfen. Dabei 
kommt es immer wieder auch zu Situationen, in denen Gemeinwesenarbeiter_innen bei 
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der Nutzung disruptiver oder gar subversiver Strategien offensiv und sorgfältig die Gren¬ 
zen der professionellen Spielräume und ihrer arbeitsvertraglichen Regelungen ausloten 
müssen: Nicht immer sind Anstellungsträger so unabhängig, dass sie bei Auseinanderset¬ 
zungen und gerade bei öffentlich ausgetragenen Konflikten ihren Fachkräften die wün¬ 
schenswerte Rückendeckung geben können oder wollen. Insofern ist es von Bedeutung, 
welche Intentionen ein Anstellungsträger mit einem GWA-Projekt verfolgt und welche 
Spielräume sowohl in den Arbeitsverträgen als auch durch die Unterstützung der jeweili¬ 
gen Vorgesetzten gegeben sind. 


Fallbeispiel 

Eine Gemeinwesenarbeiterin, angestellt bei einem lokalen Wohlfahrtsverband und fi¬ 
nanziert aus Eigenmitteln des Trägers, führt in einer Neubausiedlung am Rande einer 
Großstadt (ca. 8000 Wohnungseinheiten) eine aktivierende Befragung durch, nach der 
sich mehrere Bewohnergruppierungen bilden, die sich einsetzen für die Sanierung eines 
Teils des Wohnungsbestands, mehr Spielmöglichkeiten für Kinder, eine bessere Anbin¬ 
dung der Siedlung an die Innenstadt durch eine veränderte Taktung der Busse sowie die 
Einrichtung eines frei zugänglichen Internet-Cafes. Im weiteren Verlauf der Arbeit ent¬ 
stehen daraus ein Mieterbeirat sowie ein Bürgerverein, der ein von der Stadtverwaltung 
zur Verfügung gestelltes Quartierbudget verwaltet und nach und nach als Verhand¬ 
lungspartner sowohl für die kommunale Politik als auch für ortsansässige Institutionen 
akzeptiert wird. Die Gemeinwesenarbeiterin unterstützt all diese Gruppierungen, Je 
nach Bedarf, durch Hilfe bei der Suche nach Räumen, Moderation bei größeren Anläs¬ 
sen, gezielte Öffentlichkeitsarbeit sowie bei der Schlichtung von internen Konflikten 
und durch den Aufbau eines lokalen Netzwerks der im Quartier tätigen Institutionen. 
Zudem organisiert sie die lokalen Gewerbetreibenden, die über verschiedene Aktio¬ 
nen die Attraktivität des Stadtteils sowie ihrer Geschäfte und Betriebe steigern wol¬ 
len. Außerdem entsteht nach einigen Jahren eine Selbsthilfe-Kontaktstelle, über die 
verschiedene Selbsthilfegruppen initiiert, aber auch ehrenamtliche Helfer_innen ge¬ 
worben, vermittelt und begleitet werden. Der Geschäftsführer des Wohlfahrtsverbands 
berät und unterstützt die Gemeinwesenarbeiterin, insbesondere bei der Akquise finan¬ 
zieller Mittel und bei öffentlichen Auseinandersetzungen. 


14.2 Schnittstellen und Abgrenzungen 

GWA und Einzelfallarbeit 

Im alltagssprachlichen Umgang, aber auch in zahlreichen Fachdiskursen tut man sich 
hier und da schwer mit der Unterscheidung einerseits von Methoden, die vornehmlich 
aus der GWA stammen und auch in diesem Arbeitsfeld benutzt werden, und anderer¬ 
seits dem Arbeitsfeld selbst. So finden sich sowohl in Fachbeiträgen als auch in vie¬ 
len Ausschreibungen immer wieder Formulierungen, die suggerieren, man könne auch 
in Arbeitsfeldern, in denen es vornehmlich um Einzelfallarbeit geht, „Gemeinwesenar- 
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beit“ betreiben. Mittlerweile wird geradezu inflationär gefordert, Fachkräfte in stationären 
Einrichtungen sollten auch „Gemeinwesenarbeit“ betreiben, und auch in der offenen Kin¬ 
der- und Jugendarbeit sei „Gemeinwesenarbeit“ ein wichtiges Element. So nehmen etwa 
auch Mitarbeiterinnen in Altenheimen, Eachkräfte aus der ambulanten Erziehungshilfe 
oder Sozialarbeiterinnen aus dem ASD für sich in Anspruch, „Gemeinwesenarbeit“ zu 
betreiben. Dieser oberflächlich-unpräzise Sprachgebrauch fördert die ohnehin historisch 
angelegte begriffliche Unschärfe im Umgang mit der Chiffre „Gemeinwesenarbeit“. Zur 
Klarstellung: Natürlich kann man sich auch in Arbeitsfeldern, in denen es im Wesentlichen 
um Einzelfallarbeit geht, zahlreicher Methoden bedienen, die aus der Gemeinwesenarbeit 
entlehnt und dort entwickelt wurden: Haustürgespräche, jedwede Formen offener Arbeit 
im Quartier, aktivierende Beratungsangebote oder der Aufbau von Selbsthilfegruppen sind 
probate Methoden, die den Professionellen in der Einzelfallarbeit helfen können, über den 
Einzelfall hinauszuschauen und den sozialräumlichen Kontext für die Einzelfallarbeit zu 
nutzen („Vom Eall zum Eeld“, Hinte et al. 1999). Dabei ist man jedoch im Kern zustän¬ 
dig für die Arbeit mit einzelnen Personen in einem bestimmten sozialgesetzlichen Leis¬ 
tungsbereich, betreibt also „Einzelfallarbeit“ (und nicht „Gemeinwesenarbeit“), arbeitet 
aber sinnvollerweise auch mit dem Methodenarsenal des klassischen gemeinwesenarbei- 
terischen Instrumentenkoffers. Im Unterschied dazu haben Professionelle im Arbeitsfeld 
GWA einen anderen Auftrag: Vereinfacht gesagt ist hier der Adressat der Arbeit ein Quar¬ 
tier und nicht ein einzelnes Individuum oder eine bestimmte Zielgruppe. Professionelle 
im Arbeitsfeld GWA verwenden vornehmlich Methoden aus dem gemeinwesenarbeite- 
rischen Instrumentarium, sind aber auch jederzeit in der Lage, klassische Methoden aus 
den Bereichen sozialer Einzelhilfe zu praktizieren. GWA ist also ein Arbeitsfeld Sozia¬ 
ler Arbeit wie etwa auch die Jugendgerichtshilfe, die Arbeit mit geflüchteten Menschen, 
die Arbeit in einer stationären Wohngruppe oder in der Erziehungsberatung. Dass in je¬ 
dem dieser Bereiche eine enorme Methodenpluralität herrscht und dass man sich im guten 
Sinne hemmungslos auch Methoden aus anderen Arbeitsfeldern bedient, ist in der Tat 
erfreulich und sollte gleichzeitig nicht dazu führen, dass leichtfertig die in Arbeitsplatz¬ 
beschreibungen niedergelegten Aufgaben und Funktionen verschwimmen und damit bei 
den Fachkräften eher Verwirrung als Klarheit fördern. 

Verglichen mit solchen Arbeitsfeldern, in denen aus den Sozialgesetzbüchern ableit¬ 
bare Pflichtleistungen erbracht werden, kommt dem Arbeitsfeld GWA quantitativ eine 
geringere Bedeutung zu. Tätigkeiten in der Einzelfallarbeit dominieren weiterhin das Er¬ 
scheinungsbild der Sozialen Arbeit, und die immer wieder aufkeimenden Versuche, die 
eine oder andere Tätigkeit im Rahmen von Einzelhilfe oder Gruppenarbeit mit Elementen 
aus der GWA anzureichern, verflüchtigen sich in der Regel schnell angesichts der Tatsa¬ 
che, dass weder in den Leistungsgesetzen noch in den Aufgabenkatalogen kommunaler 
Gebietskörperschaften das Arbeitsfeld GWA den Stellenwert einer Pflichtleistung hat. 

GWA und Quartiermanagement 

Quartiermanagement ist „ein strategischer Ansatz zum systematischen Aufbau von selbst¬ 
tragenden und nachhaltig wirksamen personellen und materiellen Strukturen zur Entwick- 
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lung eines Wohnquartiers, und zwar durch den gezielten Einsatz vorhandener kommunaler 
Ressourcen, der in eine gesamtstädtische Entwicklungspolitik integriert“ (Grimm et al. 
2000, S. 2) sowie handlungsfeld- und ebenenübergreifend angelegt ist. Insbesondere im 
Rahmen der Debatte um integrierte Stadtteilentwicklung erfährt das Quartiermanagement 
als Organisations- und Steuerungsinstrument wachsende Beachtung. Drei zentrale Ak¬ 
teursebenen sind beim Quartiermanagement von Bedeutung (s. dazu Grimm et al. 2004): 
die kommunale Verwaltung, der sogenannte intermediäre Bereich und die GWA im Quar¬ 
tier. GWA ist somit nicht gleichzusetzen mit Quartiermanagement, doch im Rahmen eines 
strukturiert angelegten Quartiermanagements kommt der GWA eine bedeutende Eunktion 
zu. Sie organisiert zielgruppenübergreifend Bürgeraktivität und kooperiert dabei mit Ak¬ 
teuren aus der sogenannten intermediären Ebene (Hinte 2011; Eehren 2008) und denen 
aus Politik, Verwaltung und Unternehmen. GWA, die über spontan initiierte Hausver¬ 
sammlungen, Gruppengespräche in Fluren, an Plätzen oder Geschäften, Kontaktaufnahme 
in Kneipen, beim Friseur oder beim Spielfest für Kinder aufmerksam die Interessen der 
Wohnungsbevölkerung erkundet und zur Artikulation ermutigt, stört zwar da und dort 
„geordnete“ Planungsverläufe, trägt aber gleichzeitig dazu bei, dass auch die Interessenar¬ 
tikulation ansonsten eher ausgegrenzter Bevölkerungsgruppen entsprechende Beachtung 
im Prozess des Quartiermanagements findet. Gemeinwesenarbeiter_innen sind diejenigen, 
die aufgrund ihrer Verankerung im Quartier und in einzelnen Wohnbereichen zeitnah mit 
den aktuellen Themen der Bewohner_innen in Berührung kommen, etwa zu den Kon¬ 
flikten in der Nachbarschaft, den mit Wasser überfluteten Kellern, dem Sperrmüllhaufen 
am Marktplatz, den gebrauchten Spritzen am Spielplatz oder den Auseinandersetzungen 
zwischen geflüchteten Menschen und den sich bedroht fühlenden Einheimischen. Die 
zahlreichen Projekte zum Quartiermanagement haben dazu geführt, dass GWA wieder 
verstärkte Beachtung als Arbeitsfeld der Sozialarbeit, aber auch als wesentliches Element 
einer kommunalpolitischen Strategie zur Gestaltung von Wohnquartieren erfährt. 

GWA und fallunspezifische Arbeit 

Im Rahmen der Entwicklung des „Fachkonzepts Sozialraumorientierung“ (s. dazu Hinte 
und Treeß 2014; Fürst und Hinte 2014) - einer konsequenten Fortführung der Debatte 
zum „Arbeitsprinzip GWA“ (Boulet et al. 1980) - wurde die Bezeichnung „fallunspezifi¬ 
sche Arbeit“ (Hinte 1999) eingeführt, mit der Tätigkeiten im Rahmen von Einzelfallarbeit 
umschrieben sind, bei denen man sich kundig macht über sozialräumliche Ressourcen 
materieller wie personeller Art, die früher oder später wichtige Elemente im Rahmen von 
Hilfesettings bei der Unterstützung leistungsberechtigter Menschen sein können. Auch 
dazu bedient man sich zahlreicher Methoden, die aus der GWA entlehnt sind, was je¬ 
doch lange noch nicht bedeutet, dass fallunspezifische Arbeit gleichzusetzen ist mit GWA. 
Fallunspezifische Arbeit ist wesentlicher Bestandteil guter, sozialräumlich angelegter Ein¬ 
zelfallarbeit, darf jedoch nicht verwechselt werden mit sozialraumgestaltender GWA, die 
zuvorderst den Alltag aller im Quartier lebender Menschen und die dortigen Bedingun¬ 
gen, aber nicht die Ansprüche einzelner leistungsberechtigter Menschen im Blick hat. 
Selbstverständlich können sich fallunspezifisch arbeitende Professionelle Kenntnisse der 
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Kolleginnen aus dem Arbeitsfeld GWA bedienen (und umgekehrt), jedoch gilt auch hier; 

Die jeweiligen Aufträge und die sich daraus ergebenden Aufmerksamkeitsrichtungen sind 

substanziell andere und dürfen nicht mit leichter Hand oder verwirrtem Geist in einen 

Topf geworfen werden. 

Fragen zur Reflexion 

• Nennen Sie drei wesentliche Handlungsprinzipien für Tätigkeiten im Arbeitsfeld Ge¬ 
meinwesenarbeit. 

• Wie unterscheidet sich sogenannte „fallunspezifische Arbeit“ im Rahmen der Einzel¬ 
hilfe von Tätigkeiten in der Gemeinwesenarbeit? 

• Welche Rolle spielt Gemeinwesenarbeit im Rahmen eines kommunalen Quartiermana¬ 
gement? 
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Zusammenfassung 

In so gut wie allen Feldern Sozialer Arbeit ist Beratung ein zentrales Handlungsformat 
ebenso wie eine Querschnittsmethode, die sich durch verschiedene andere Arbeits¬ 
weisen zieht. Da Beratung sowohl ein verbreiteter Alltagsbegriff wie ausgewiesenes 
professionelles Handeln Sozialer Arbeit ist, erläutert dieser Beitrag zunächst das Ver¬ 
hältnis von Alltags- zu professioneller Beratung sowie von Information zu Beratung. 
Nach einem kurzen Rückblick auf die Entwicklung von Beratung im 20. Jahrhundert 
stehen heute relevante theoretische Ansätze und Konzepte (u. a. lehensweltorientierte, 
ressourcen- und netzwerkorientierte Ansätze, Diversität und Differenz, sozialkonstruk¬ 
tivistische Konzepte) im Mittelpunkt. Schließlich werden postmoderne und aktuelle 
sozialpolitische Bezüge von Beratung skizziert. 


Beraten wird überall und ständig: beim Einkauf und bei Geldanlagen, in Unternehmen 
und Politik, in Rechts- oder Gesundheitsfragen, und „beratende Kommunikation“ zieht 
sich durch zahllose Kontakte des modernen Lebens, face-to-face, per Telefon, E-Mail, 
Software und Skype. In der Sozialen Arbeit ist Beratung ein zentraler Handlungsansatz 
zahlreicher Arbeitsfelder und gleichzeitig ein eigenes Hilfeformat in Beratungsstellen, Be- 
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ratungsteams und Online-Settings. Dabei geht es zumeist um kritische Lebenssituationen, 
und die zu erörternden Fragen betreffen Ratsuchende häufig in wesentlichen Aspekten 
ihrer Lebensführung, z. B. im familiären Zusammenleben, in der Sicherung von Existenz¬ 
grundlagen z. B. nach Flucht, bei Behinderung oder chronischer psychischer Krankheit, in 
Bildung, Beruf und Lebenserwerb etc. Für Studierende der Sozialen Arbeit ist es anfangs 
oftmals nicht einfach, die methodischen Besonderheiten des Beratens zu erkennen und 
professionelle Handlungsorientierungen in beratenden Rollen zu erfassen - denn Bera¬ 
tung ist zunächst ein Alltagshegriff und daher wenig konturiert. Zu beraten scheint etwas 
Einfaches in unserer geläufigen Kommunikation, wir unterstützen andere nach bestem 
Wissen und Erfahrung. Weshalb erfordert Beratung in der Sozialen Arbeit, in der Erzie¬ 
hungswissenschaft, Psychologie und Soziologie dann einen wissenschaftlichen Rahmen 
aus Beratungstheorie, -konzepten und -ansätzen, aus kritischen Auseinandersetzungen mit 
methodischen Fragen und Praxissettings? 


15.1 Zum Begriff Beratung 

Angesichts der Breite, in der heute der Begriff Beratung informell wie professionell ver¬ 
wendet wird, ist eine Definition nicht einfach. Um trotzdem zu klären, was Beratung 
kennzeichnet, kann folgende Definition als Ausgangspunkt dienen; 

► Beratung Professionelle Beratung ist Kommunikation über Fragen, Anliegen und 
Schwierigkeiten einer Person, einer Gruppe oder Organisation mit jemand inhaltlich Aus¬ 
gewiesenem (einer Beraterin oder einem Beratungsteam, Online-Beratungs-Tool etc.), 
der dabei behilflich ist, die Ausgangssituation zu reflektieren, Perspektiven zu erwei¬ 
tern, angemessene Informationen und Lösungsmöglichkeiten zu finden, Entscheidungen 
vorzubereiten, Belastungen und Krisen besser bewältigen zu können und weitere Hand¬ 
lungsoptionen zu entwickeln. Beratung bietet Klient_innen die Möglichkeit zu „reden“ 
und Zuhörer_innen zu finden sowie Information und reflexive Hilfe bei der kognitiven 
und emotionalen Orientierung in schwer durchschaubaren, komplexen Situationen und 
Lebenslagen. Sie unterstützt Ratsuchende dabei, selbstbestimmt Entscheidungen treffen 
zu können oder sich Optionen bewusst offenzuhalten. Dabei leistet Beratung Beistand für 
konstruktive Zukunftsüberlegungen und das Planen erster Schritte, die aus neu gewonne¬ 
nen Orientierungen resultieren, und sie begleitet erstes Handeln mit Reflexionsangeboten. 
Kurz gefasst: Beratung ist Orientierungs-, Entscheidungs-, Planungs- und Handlungshilfe. 

In professioneller Beratung kommunizieren Beratende und Ratsuchende nicht-hierar¬ 
chisch, aber mit unterschiedlichen Wissens- und Reflexionsgrundlagen; themen-, prozess- 
und beratungsbezogenes „Expert_innenwissen“ trifft auf Alltags- und Erfahrungswissen. 
Beratung kann im Face-to-face-Kontakt, telefonisch oder, immer häufiger, vermittelt über 
Medien in unterschiedlichen Settings des Internets stattfinden. 
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15.2 Alltagshandeln und professionelles Hilfeformat 

Beraten wird (1) in informellen alltäglichen Beziehungen wie Familie, Freundschaft, 
Nachbarschaft, am Arbeitsplatz etc. und vor dem Flintergrund persönlicher Erfahrungen, 
Wissensbestände und Alltagstheorien, Einstellungen und Kompetenzen der Beteiligten. 
Eür professionelle Beratung und in der Sozialen Arbeit ist es wichtig, diese alltägliche 
Beratung („unter Laien“) in ihrer Bedeutung anzuerkennen (Nestmann 2010; Kupfer 
2015). Unabhängig davon, ob informelle Beratung hilfreich oder von Fall zu Fall auch 
schädlich sein kann, ob die erteilten Ratschläge „richtig“ sind oder nicht, ob sie Klarheit 
schaffen oder verwirren: Informell beraten wird häufig schon lange bevor, meist auch par¬ 
allel und nachdem Ratsuchende professionelle Hilfen aufsuchen. Ausgenommen davon 
sind lediglich die eher seltenen Fälle, in denen jemand keine alltäglichen Helfer_innen 
zur Verfügung hat oder im Umfeld nicht über bestimmte Themen sprechen möchte oder 
kann. Das gesellschaftlich geleistete Ausmaß informeller Beratung übersteigt professio¬ 
nelle Beratung um ein Vielfaches, gleich ob es um unsere Gesundheit, unser Privat- und 
Berufsleben oder anderes geht. Angehörige oder Freund_innen tragen auch oft dazu bei, 
dass jemand sich in einer zugespitzten Problemlage an eine professionelle Beratungsstelle 
wendet. Klient_innen „werten“ in vielen Fällen professionelle Beratung mit ihren Ange¬ 
hörigen und Freund_innen „aus“ und eben diese Personen können mit ihrer Unterstützung 
wesentlich dazu beitragen, dass jemand die in der Beratung erarbeiteten Fortschritte Um¬ 
setzen kann. Beratung kann in vielen Fällen die informellen Unterstützungsstrukturen von 
Klient_innen mit in den Blick nehmen, daran anknüpfen oder im Einzelfall sogar gefun¬ 
dene Lösungen mit in das soziale Umfeld vermitteln. Damit wird Beratung „nachhaltiger“ 
(Kupfer 2015). In anderen Konstellationen mag es hingegen darum gehen, destruktive und 
belastende soziale Bezüge als Teil des Problems mit zu reflektieren und Klient_innen darin 
zu unterstützen, sich behaupten zu lernen oder förderlichere Beziehungen aufzubauen. 

Beratung flndet (2) auch halbformalisiert statt - dort, wo Angehörige verschiedenster 
Berufsgruppen in Kinder-, Jugend- und Eamilienhilfe, Schule, in der Berufs- und Arbeits¬ 
förderung, in Gemeinwesen- und Kulturarbeit, in Altenarbeit, Gesundheitsversorgung und 
Pflege beratende Funktionen wahrnehmen, ohne spezifisch dafür ausgebildet und ange¬ 
stellt zu sein und ohne diese Arbeitsanteile dezidiert als Beratung auszuweisen. Beratung 
ist hier eine „Querschnittsmethode“, die andere regulierende, anleitende, versorgende oder 
unterstützende Leistungen durchzieht und ergänzt. 

In (3) professioneller Beratung schließlich sind Beraterinnen als ausgewiesene Fach¬ 
kräfte vor dem Hintergrund von Beratungstheorie und Beratungswissenschaft - formali¬ 
siert und als eigenständige Hilfeform - methodisch geschult tätig. Im besten Fall beraten 
sie mit methodischem Können und reflektiert in einem ethisch gesicherten Rahmen, in 
deflnierten Rollen und in deflnierten Berater_in-Klient_in-Beziehungen - oft in einer Be¬ 
ratungsorganisation, z. B. einer Beratungsstelle. 
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Auch wenn Beratung oft in schwierigen oder bereits krisenhaften Lebenssituationen 
oder Lebenslagen angeboten und nachgefragt wird, kann sie 

• präventive, 

• akut problembewältigende und 

• rehabilitative, wieder normalisierende Aufgaben erfüllen. 

Beratung ist eine ideale vorsorgende Hilfeform, die möglichst früh das Entstehen von 
Schwierigkeiten und die Zuspitzung von Krisen zu verhindern sucht. Beratung kann aber 
ebenso bei aktuell bestehenden Problemen in Anspruch genommen werden oder beim 
Umgang mit Folgen von Beeinträchtigungen helfen. Allerdings sind Lebensschwierig¬ 
keiten von Klient_innen im Rahmen Sozialer Arbeit häuhg nicht in letzter Konsequenz 
„lösbar“ oder „behebbar“. So muss sich Beratung oft auch darauf beschränken, Schwierig¬ 
keiten u. a. durch das Sprechen darüber, durch Information, gemeinsames Reflektieren und 
das Erarbeiten neuer emotionaler und kognitiver Verarbeitungsweisen und Handlungs¬ 
möglichkeiten zu reduzieren und mildern zu helfen. Oder es geht darum, auch bei einge¬ 
schränkten Alternativen möglichst noch Spielräume zu eröffnen. Beratung gilt deshalb als 
eine eher „bescheidene Profession“. Sie zielt vor allem auf das Fördern und (Wieder-)Her- 
stellen von Handlungs- und Bewältigungskompetenzen der Klientinnen selbst und der 
ihrer sozialen Umwelt, ohne den Betroffenen und ihren Bezugssystemen die eigentliche 
Problemlösung abnehmen zu wollen. 


15.3 Information und Beratung 

Das Vermitteln von Informationen allein ist keine Beratung. Beratung umfasst in sehr 
vielen Feldern Sozialer Arbeit jedoch auch das Informieren von Ratsuchenden über rele¬ 
vante Fakten, Daten und Sachverhalte. Für Studierende der Sozialen Arbeit ist es wichtig, 
zwischen Information und Beratung zu unterscheiden, um das eigene professionelle Han¬ 
deln konturieren zu können. Wenn nicht vorrangig z. B. das emotionale Bewältigen von 
persönlichen Beziehungsfragen, von Krisen oder z. B. ein Perspektivwechsel auf sozia¬ 
le Schwierigkeiten im Mittelpunkt stehen (wie z. B. in der Ehe- und Familienberatung), 
sind Beraterinnen oft damit beschäftigt, Informationen adressat_innengerecht, verständ¬ 
lich und umfassend aufzubereiten und zu übermitteln. Beratung trägt damit dazu bei, das 
Wissen von Ratsuchenden über ihre Möglichkeiten, Rechte und Pflichten zu erhöhen, um 
mehr Spielräume für eigenes Handeln erkennen zu können und letztlich mehr Selbstbe¬ 
stimmung und Freiheit zu gewinnen. Dass im Internet Information zu allem und jedem 
sehr breit und „demokratisch“ verfügbar ist (nur für diejenigen, die Zugang zum Inter¬ 
net haben), erleichtert zwar Selbsthilfe und informelle Hilfe immens. Gleichzeitig sehen 
sich Ratsuchende allerdings oftmals auch verwirrt durch die Vielzahl an unterschiedli¬ 
chen, widersprüchlichen und teilweise falschen Informationen, die sie per Mausklick oder 
Fingertipp erhalten. In der Sozialen Arbeit bieten Beraterinnen einen reflexiven Rahmen, 
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in dem Klientinnen all diese Informationen filtern, gewichten und Falsches korrigieren 
können. Klientinnen erhalten Beistand dahei, Informationen für das eigene Anliegen aus¬ 
zuwerten und zu transformieren: Welche Informationen sind erforderlich, zuverlässig und 
im individuellen Fall hilfreich, um eine wichtige Frage zu beantworten oder eine Entschei¬ 
dung treffen zu können? Welche Informationen können getrost vernachlässigt werden? 
Was folgt daraus für das Lösen des eigenen Problems? 

Beratung fungiert vielfach auch als Informations-Schnittstelle oder als Brücke in das 
weitere Hilfesystem, damit Ratsuchende im Gewirr von Zuständigkeiten passende Hilfe 
finden oder diese ohne Furcht vor Kontrolle in Anspruch nehmen können. Ratsuchende 
können sich so (auf Wunsch anonym) über Hilfen für ihre Anliegen informieren (z. B. bei 
Straftaten, bei Erziehungsschwierigkeiten und der Furcht, sich das Jugendamt „ins Haus 
zu holen“, bei drohender Zwangsverheiratung etc.). Dabei spielt der virtuell mögliche 
Kontakt zu Beratung eine wesentliche Rolle. Für Beratungsstellen wiederum ist die Ver¬ 
netzung in lokalen und überregionalen Hilfestrukturen und mit spezialisierten Diensten 
unabdingbar. 


15.4 Eine kurze Geschichte der Beratung 

Die ersten Vorläufer des heutigen Beratungsspektrums in der Sozialen Arbeit gehen bis zur 
Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert zurück, als im Deutschen Reich nach und nach Stel¬ 
len für Auswandererberatung, Rechtsberatung, Berufsberatung, Sexual- und Eheberatung 
u. a. entstanden, teils in staatlicher Trägerschaft, teils angeboten von Wohlfahrtsvereinen, 
Erauenorganisationen, Berufsverbänden etc. Einige dieser frühen Beratungsangebote kön¬ 
nen für die damalige Zeit und bis in die 1920er-Jahre als recht fortschrittliche Hilfen 
betrachtet werden, die u. a. (wissenschaftliche) Informationen zu tabuisierten Ehe- und 
Sexualfragen vermittelten, zu mehr Ereiheit in der Berufswahl beitrugen etc. Von 1933 an 
wurde die Weiterentwicklung von Beratung dann jedoch gebrochen durch ihre Instrumen¬ 
talisierung für nationalsozialistische Staatsziele. Den Erziehungs- und Eheberatungsstel¬ 
len wurden vor allem rassistische und eugenische Selektionsaufgaben zugewiesen (z. B. 
im Hinblick auf das Vermeiden so genannter „Mischehen“) und berufliche Beratungsstel¬ 
len trugen dazu bei, Berufsverbote für Frauen, Juden und Jüdinnen etc. umzusetzen. Mit 
Beginn des Zweiten Weltkrieges wurden zahlreiche Beratungsstellen geschlossen. 

Das Gesellschaftssystem der BRD mit seinem sozialstaatlichen Versorgungsmodell für 
Bevölkerungsteile in materiellen, sozialen, gesundheitlichen und psychischen Notsitua¬ 
tionen fand nach 1945 seinen Ausdruck auch im Aufbau von Beratungseinrichtungen, 
die persönliche Schwierigkeiten in jenen Fällen abmildern sollten, in denen die primäre 
Zuständigkeit individueller und familiärer Problembewältigung überfordert schien. Be¬ 
ratung wurde vom Gesetzgeber als Pflichtaufgabe der sozialen Dienste formuliert (im 
Bundessozialhilferecht, im Jugendwohlfahrtsrecht und später insbesondere im Kinder- 
und Jugendhilferecht). Ab Ende der 1960er-Jahre ist ein verstärkter Ausbau eines sozialen 
Beratungssystems festzustellen, der wesentlich durch gesellschaftspolitische und parallel 
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verlaufende wissenschaftlich-theoretische Veränderungen in der Auffassung (psycho-)so- 
zialer Schwierigkeiten mitbestimmt war. Ihre Praxis fanden Beratungskonzepte zunächst 
in Ehe-, Familien- und Erziehungsberatungsstellen, von den 1970er-Jahren an in der Ju¬ 
gend- und Drogenberatung, in Frauenberatungsstellen, Krisenberatungseinrichtungen etc. 
In der DDR kam es mit der Vorstellung, im Zuge der sozialistischen Entwicklung der 
Gesellschaft soziale Probleme mit zu lösen, nicht zum Aufbau einer breit verfügbaren 
Beratung. Lediglich unter dem Dach der Kirchen konnten punktuell einzelne Beratungs¬ 
angebote realisiert werden, z. T. ehrenamtlich von psychologisch oder seelsorgerisch qua¬ 
lifizierten Helfer_innen. 

Angeregt u. a. durch die community psychology und Stadtteilsozialarbeit in den USA 
fand in Westdeutschland seit den 1970er-Jahren eine Öffnung von Beratung zur Gemein¬ 
wesenarbeit statt. In deren Kontext wurde soziale Beratung in Stadtteilzentren, Jugend- 
und Kultureinrichtungen etc. getragen. Sie öffnete sich somit bereits früh den sozialen 
Settings, in denen sich die zu bearbeitenden Probleme zeigten (Keupp 1988; Nestmann 
2007a). In der Folge der Frauen- und Student_innenbewegung wurde Beratung weitge¬ 
hend durch Gesellschaftskritik an kapitalistischen Produktionsbedingungen, bürgerlich¬ 
patriarchalen Familien- und Staatsidealen beeinflusst. Die Beratung sozial Benachteilig¬ 
ter wurde eingebunden in die Auseinandersetzung mit repressiven Familienstrukturen, 
deflzitären Sozialisationsbedingungen und materieller Unterprivilegierung. Die kritische 
Auseinandersetzung mit impliziten mittelschichtsorientierten Werten und Methoden in 
damaligen Beratungskonzepten und -einrichtungen führte u. a. zur Entwicklung von An¬ 
sätzen einer Unterschichtberatung, die für eine stärkere Anpassung an Lebenslagen und 
Bewältigungskompetenzen von unterprivilegierten Bevölkerungsgruppen plädierte. 

Insgesamt war die feministische Diskussion im Kontext von Frauenforschung und so¬ 
zialer Praxis für die Theorieentwicklung der Beratung von großer Bedeutung (Großmaß 
und Schmerl 2004; Sickendiek 2007a). Feministische Theorien in Erziehungswissen¬ 
schaft, Psychologie und Soziologie thematisier(t)en u. a. die geschlechtsspeziflsche So¬ 
zialisation und soziale Ungleichheit von Frauen und Männern in Partnerschaft, Sexualität, 
Familie, Beruf und gesellschaftlicher Partizipation und leiten hieraus Handlungsansätze 
für frauenspeziflsche Beratung ab, z. B. das Prinzip der Parteilichkeit oder das Anerkennen 
von „Expert_innenschaft“ der Klient_innen für ihre eigene Lebensführung. 

Aus dem Charakter der Beratung als vertraulichem, offenem und sanktionsfreiem 
Kommunikationsangebot an unterschiedlichste Zielgruppen resultiert oftmals, dass neu 
aufkommende bzw. subkulturelle Themen (z. B. neue Varianten von Essstörungen oder 
Selbstverletzungen) oder zuvor tabuisierte Sachverhalte (z. B. Gewalt in der Ehe, Kin¬ 
desmissbrauch in Familien wie in Heimen) zur Sprache kommen, die gegenüber anderen 
öffentlichen Institutionen eher nicht Gegenstand werden. Beratung kann damit zum 
Teil eine advokatorische oder Frühwarn-Funktion für verdeckte oder gesellschaftlich 
unerwünschte Anliegen übernehmen. Dazu trägt bei, dass im Kontext von Beratung 
-je offener diese sich gestaltet, desto leichter - oft auch Selbsthilfeaktivitäten von 
Betroffenengruppen Raum und Unterstützung Anden oder in professionellen Arbeitsge¬ 
meinschaften neue Entwicklungen in den Milieus von Adressat_innen kritisch artikuliert 
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werden können. Demzufolge wurden und werden aus der Beratungslandschaft heraus 
immer wieder gesellschaftliche Probleme veröffentlicht und politisiert - anwaltschaftlich 
mit Betroffenen oder stellvertretend für sie (weitere Beispiele hierfür sind Themen wie 
Strukturen von Zwangsprostitution, Drogen- und Medikamentenkonsum, Belastungen 
von Kindern psychisch kranker Eltern etc.). 

War insbesondere sozialpädagogische und soziale Beratung in Westdeutschland bis in 
die 1980er-Jahre hinein (mit Ausnahme der Frauenberatung) eher eine Hilfeform für un¬ 
terprivilegierte Klientele, so stellen sich seit den 1990er-Jahren veränderte und erweiterte 
Aufgaben. Mit dem Abbau sozialstaatlicher Sicherung, dem Einzug neoliberaler Politik¬ 
modelle sowie mit der im Zuge rasanter Modernisierung steigenden Individualisierung, 
Pluralisierung und Desorientierung kommt auf Beratungseinrichtungen bis heute mehr 
und mehr eine mit Status- und Sicherheitsverlust konfrontierte Mittelschichtsklientel zu. 
Arbeitslosigkeit, die Folgen von Trennung oder Krankheit, aufenthaltsrechtliche Schwie¬ 
rigkeiten oder Behinderung etc. können auch in der Mittelschicht vermehrt nicht mehr 
materiell und sozial abgefedert werden. So entsteht Bedarf an Beratung nicht nur durch 
massive Orientierungsprobleme in options- und chancenreichen pluralisierten Lebens¬ 
möglichkeiten, sondern auch durch den Ausschluss eines Teils der Bevölkerung von eben 
diesen Chancen und Wahlmöglichkeiten einer modernen Gesellschaft. Sozialpädagogi¬ 
sche und soziale Beratung dient seitdem u. a. auch der Bewältigung des Ausschlusses der 
Modernisierungsverlierer_innen, eingebettet im weitesten Sinne in pädagogisches Han¬ 
deln (Engel 2007), das längst nicht mehr auf Adressat_innen in prekären Lebenslagen 
beschränkt bleibt. Zudem hat sich Beratung in der Sozialen Arbeit seit den 1990er-Jahren 
ausgeweitet auf die gesamte Lebensspanne von Ratsuchenden; Neben Fragen von Auf¬ 
wachsen, Erziehung, Bildung, Ausbildung, Familie etc. treten vermehrt u. a. berufliche 
Problemlagen im Kontext des so genannten „lebensbegleitenden Lernens“, Fragen von 
sozial integrierter Lebensführung im Rentenalter sowie von Pflegebedürftigkeit und in Fa¬ 
milien geleisteter Pflege alter Angehöriger. 


15.5 Theoretische Ansätze und Konzepte der Beratung 

Wenn man auf Theorieentwicklungen nach 1945 zurückblickt, bestimmte zunächst eine 
testdiagnostisch dominierte Vorstellung die Beratung {trait-and-factor-yiodsW). Psycho¬ 
logische Testergebnisse sollten Entscheidungen und Ratschläge durch wissenschaftlich 
gesicherte Erfassung von Persönlichkeitszügen, Fähigkeiten, Leistungspotenzialen etc. 
fundieren und legitimieren. Mit einer folgenden wissenschaftlichen Kritik der Testdia¬ 
gnostik sowie mit einer sozialpolitischen Verschiebung von Selektionsaufgaben hin zu 
Modifikationsaufgaben wurden jedoch Beratungsansätze relevanter, die sich aus der Psy¬ 
chotherapie ableiteten. 

Auf der Grundlage unterschiedlicher wissenschaftlicher Persönlichkeitstheorien legen 
verschiedene psychotherapeutische Ansätze Modellvorstellungen des Erklärens, Einord¬ 
nens und Behandelns persönlicher - vornehmlich psychischer - Krisen, Verhaltensstörun- 
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gen und Schwierigkeiten nahe. Diese bildeten den Hintergrund für Strategien der Problem¬ 
bearbeitung, der Interaktion und Kommunikation in der Psychotherapie, die auch in Be¬ 
ratungsstellen mit sozialen und sozialpädagogischen Aufgaben vor allem seit den 1980er- 
Jahren immer mehr zum Orientierungsmuster professionellen Handelns und Helfens wur¬ 
de (z. B. als klientzentrierte Einzelberatung oder als familientherapeutische Beratung). 
Die großen Therapie schulen (Psychoanalyse, Verhaltenstherapie, Gesprächspsychothera¬ 
pie, Familientherapie etc.) beeinflussten die Beratungstheorie und Beratungspraxis nach¬ 
drücklich und entwickelten „Ableger“ wie die Gestaltberatung, transaktionale Beratung, 
psychodynamische Beratung etc. 

Beratung wurde und wird in diesen Therapieablegern implizit als „Schmalspurversion“ 
psychotherapeutischen Handelns ausgewiesen. Bis heute existiert ein Bild von Beratung 
als „kleiner Therapie“ für weniger schwerwiegende Störungen, die gerade in der Sozialen 
Arbeit etwas von ihrer Striktheit und Exaktheit im Arrangement sowie der technischen 
Ausgefeiltheit des Vorgehens und damit verbundenen Qualifikationsforderungen an die 
Beraterinnen aufgibt. Ihre Wirkung wird aber weiterhin auf der theoretischen Basis und 
im Rahmen der grundlegenden methodischen Vorgehensweisen der therapeutischen Aus¬ 
gangskonzepte postuliert. Zum Erhalt dieser Vorstellungen trugen neben der Gepflogen¬ 
heit, oft Psychotherapie-Zusatzausbildungen als berufliche Qualifikation vorauszusetzen, 
u. a. berufspolitische Folgen des 1999 in Kraft getretenen „Psychotherapeutengesetzes“ 
bei (hier wurde die psychotherapeutische Berufsausübung ganzen Gruppen von bislang 
„therapeutisch“ arbeitenden Beraterinnen erschwert und damit indirekt „Beratung“ als 
professionelles Identifikationsfeld geboten). 

Unter den psychotherapeutischen Ansätzen kommen der klientzentrierten Psychothe¬ 
rapie sowie der systemischen Therapie bis heute Ausnahmestellungen für Beratung in 
der Sozialen Arbeit zu. Die klientzentrierte Psychotherapie wurde zunächst als „klient¬ 
zentrierte Gesprächsführung“ zu einer grundlegenden Basis für die Beratungsinteraktion 
(Rogers 1976). Ihre Prinzipien wie Einfühlendes Verstehen, Echtheit des Beraters oder 
der Beraterin sowie Akzeptanz und Wertschätzung bilden bis heute einen Grundstock na¬ 
hezu aller Beratungsaus- und -Weiterbildungen. Als personzentrierte Beratung zählt die 
klientzentrierte Gesprächsführung heute international zu den wichtigsten Handlungsori¬ 
entierungen der Beratungspraxis (Mearns et al. 2013). 

Unter dem Label „systemisch“ firmieren ganz unterschiedliche Formen der Beratung 
mit Einzelnen, Gruppen, Familien und Organisationen. Die Grundannahme systemischer 
Ansätze und der damit einhergehende Paradigmenwechsel vom zuvor individuumzen¬ 
trierten Denken war es, Probleme und Störungen weniger auf intrapsychische Prozesse 
des Individuums als vielmehr auf die sozialen Systeme zurückzuführen, in welche die 
Betroffenen eingebunden sind und in denen sie interagieren (Watzlawick et al. 1969). Sys¬ 
temische Beraterinnen nehmen die Kommunikationsformen in Systemen in den Blick; In 
der Art und Weise, wie Personen miteinander interagieren (z. B. Macht ausüben, anderen 
gegenüber Zuschreibungen durchsetzen), entstehen Konflikte, die sich verfestigen kön¬ 
nen und oft kaum noch beeinflussbar erscheinen. Hier liegt auch der Ansatzpunkt für die 
Beratung (Brüggemann et al. 2006). Veränderungen werden erzielt durch systemische In- 
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terventionen wie u. a. das zirkuläre Fragen, die paradoxe Intervention oder die „Arbeit an 
Grenzen“ des Systems. Eine Weiterentwicklung systemischen Denkens ist die lösungsori¬ 
entierte Beratung, die sich radikal von langen Analysen der Probleme abwendet und sich 
vielmehr sehr schnell auf das Finden von Veränderungen bzw. das Initiieren von Lösun¬ 
gen zentriert. Die Ratsuchenden werden gebeten, sich auf die Zukunft zu konzentrieren 
(wie z. B. mit der „Wunderfrage“) und gemeinsam mit dem Berater oder der Beraterin zu 
konstruieren, wie über das Problem hinaus weitergegangen werden kann (DeShazer 1989; 
Bamberger 2015). 

Über diese immer noch relevanten Ansätze hinaus hat Beratung heute jedoch - gerade 
in der Sozialen Arbeit und Sozialpädagogik - ein neues eigenständiges Theorieprofil ge¬ 
wonnen, das sich durch vielfältige konzeptionelle Zugänge aus verschiedenen Disziplinen 
auszeichnet. Mit Begriffen wie Lebenswelt und Alltag, Kontextbezug, Ressourcen und so¬ 
ziale Netzwerke, Diversität und Differenz, soziale Konstruktion und Narration verbinden 
sich aktuelle konzeptionelle Beratungsansätze. 


15.5.1 Das lebensweit- und alltagsorientierte Rahmenkonzept 
der Beratung 

Eine grundlegende theoretische Säule dieser Beratungsansätze ist die Lebenswelt- und 
Alltagsorientierung, die bereits 1976 in einem diskussionsprägenden Aufsatz (Frommann 
et al. 1976) vorformuliert wurde. Die Autor_innen entwerfen vor dem Hintergrund von 
Interaktionismus und Alltagstheorie eine sozialpädagogische Beratung, die „parteineh¬ 
mende Praxis“ sein soll, „die gestützt auf Persönlichkeits- und Gesellschaftstheorie durch 
reflektierte Beziehungen und Erschließen von Hilfequellen verschiedener Art das Unter¬ 
worfensein von Menschen unter belastende Situationen verändern will“ (Frommann et al. 
1976, S. 739). Die Lebensweltorientierung, die gemäß der Tradition sozialpädagogischen 
Handelns in Anspruch nimmt, Alltagsprobleme unverkürzt anzugehen, definiert ihre Auf¬ 
gabe u. a. als ein an sozialen Situationen und am Handeln von Betroffenen ausgerichtetes 
gemeinsames Erforschen von Problemen und Problemzusammenhängen. Es geht dabei 
z.B. um das Durchbrechen oberflächlicher Deutungen von Lebenserfahrungen und vor¬ 
schneller Rationalisierungen, die einer „gelingenderen“ Lebensführung im Wege stehen. 
Besonders in ihren Anfängen wendete sich die Lebenswelt- und Alltagsorientierung gegen 
ein starres „Expert_innenmodeH“ der Beratung, das Ratsuchende und ihre Problemlagen 
aus der sozialen Realität und subjektiven Erfahrungswelt herauslöst und sie einer alltags¬ 
fernen und vor allem institutionell geprägten Beratungsmoral unterwirft (Thiersch 1992). 
Die alltägliche Lebenswelt ist jener Ausschnitt der Wirklichkeit, der unmittelbar erlebt 
und vom Subjekt fortwährend neu in Aushandlung mit der sozialen Umwelt konstruiert 
wird. Die erfahrene Wirklichkeit ist gleichzeitig Hintergrund für Wahrnehmung, Sinnge¬ 
bung und Handeln wie auch Gegenstand von Bedürfnissen, Absichten und Handlungen: 
Menschen sind ihrer Lebenswelt gleichzeitig „ausgeliefert“, wie sie diese aber auch stän¬ 
dig mitgestalten. 
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Beratung wendet sich unter der Maxime der Lebensweltorientierung von institutio¬ 
neil vorgegebenen und methodisch starren Verfahren ab und wendet sich Ratsuchenden 
dort zu, wo Probleme entstehen oder auftreten: Beraten muss in weiten Teilen durch 
das Vertrautwerden mit der Lebenswelt der Klientinnen gestützt sein und Räume und 
Gelegenheiten für Beratung im Alltag der Adressat_innen anbieten (Thiersch 2007). Wer¬ 
te, Gewohnheiten, Denk- und Handlungsmuster wie auch allgemeinere Alltagstheorien 
der Ratsuchenden können Beraterinnen dann einbeziehen, wenn sie Betroffene in ihrer 
Lebens weit wahrnehmen und verstehen. Die wichtigste Dimension der Lebensweltorien- 
tierung (Grunwald und Thiersch 2011) ist heute der Respekt vor den eher unauffälligen 
Bewältigungsleistungen, die Ratsuchenden auch in schwierigen Lebenslagen gelingen. 
Die erfahrene Zeit im Lebenslauf, die sozialräumlichen Lebensverhältnisse, die sozialen 
Bezüge der Ratsuchenden sowie ihre Fähigkeiten zur Selbsthilfe können so gestärkt wer¬ 
den. 


15.5.2 Kontextorientierte Beratung 

Kein eigenständiger Ansatz, sondern eher pragmatisches Resultat lebensweltorientierter, 
systemischer und gemeindepsychologischer Modellvorstellungen ist ein wachsender Be¬ 
zug auf den Kontext in der Beratung, der sich auch in einer Renaissance des Begriffs 
des „Psychosozialen“ wiederfindet und seit Langem in sozialpädagogischen Beratungs¬ 
zugängen angelegt ist. Eine größere Alltagsnähe von Beratungsangeboten z. B. räum¬ 
lich und zeitlich (Großmaß 2013; Knab 2013), oft auch in umfassender Zusammenarbeit 
mit anderen sozialen Diensten, mit Institutionen der Erziehung, Bildung und Gesund¬ 
heitsversorgung, ist eine Eacette der Kontextorientierung. Lange Zeit galt das klassische 
Beratungsstellen-Setting mit terminierten Gesprächen in ruhigen Räumen, störungs- und 
ablenkungsfrei, und der Aussicht auf mehrere Eolgetermine als Maß aller Dinge professio¬ 
nellen Beratens. Heute besteht in der Sozialen Arbeit ein Bewusstsein dafür, dass offene 
Settings, Beratung in der aufsuchenden Sozialarbeit (z. B. im Rahmen von Streetwork wie 
in der AIDS-Hilfe oder in Wohnungen von Eamilien in sozialen Brennpunkten), in Er- 
ziehungs- und Bildungskontexten „zwischen Tür und Angel“ (Knab 2013) oder in den 
verschiedensten Online-Varianten (per Mail, Chat, Skype etc. oder in Beratungsprogram¬ 
men) mindestens ebenso hohe oder höhere Anforderungen an professionelle Beratung 
stellen. 

Ebenso bedeutsam bleibt das grundsätzliche Berücksichtigen der Komplexität und Brü¬ 
chigkeit von Lebensarrangements sowie des Gelingens spezifischer Bewältigungsformen 
der Ratsuchenden im Beratungsprozess. Berater und Beraterin müssen in der Lage sein, 
kulturelle, gesellschaftliche und letztlich auch globale Entwicklungen (z. B. in Familien¬ 
formen, Geschlechterrollen, in der Arbeitswelt und Ökonomie, oder wie sie mit Migration 
und Flucht aufkommen) mit der jeweiligen Problemstellung aktiv und reflexiv zu verknüp¬ 
fen und in der Beratung mit anzusprechen - und zwar anschlussfähig und abgestimmt auf 
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die erzählten Sinnstrukturen und Erfahrungen der Ratsuchenden und nicht als ferne Me¬ 
tanarration über die Gesellschaft im Allgemeinen. 


15.5.3 Ressourcen- und netzwerkorientierte Beratung 

Als konkretisierte Kontextorientierung kann das ressourcen- und netzwerkorientierte Kon¬ 
zept der Beratung gelten. Theoriediskurse wie empirische Erkenntnisse der Gemeindepsy¬ 
chologie (community psychology) und Gemeinwesenarbeit haben dazu angeregt. Ressour¬ 
cenorientierung hat sich als Schirmbegriff für Perspektiven durchgesetzt, die ein Schwer¬ 
gewicht auf die bei den Ratsuchenden und in ihren sozialen Umwelten vorhandenen Kräfte 
und Stärken legen. Materielle Ressourcen, soziale Beziehungen, persönliche Wissens¬ 
bestände und Kompetenzen sowie deren Eörderung und (Wieder-)Gewinnung stehen im 
Mittelpunkt des Interesses (Nestmann 2007b; Bamler und Werner 2013). Die gemeinde¬ 
psychologische Diskussion fasst diese Strategien weiter unter dem Begriff des Empower- 
ments (Rappaport 1987). 

Frühere, stärker defizitorientierte Perspektiven ließen zumeist unberücksichtigt, dass 
Ratsuchende bereits eigene Anstrengungen unternommen haben, um ihre Schwierigkei¬ 
ten zu bewältigen, dass sie oft über Jahre Erfahrungen im Umgang mit ihrer spezifischen 
Situation und Problemlage gesammelt haben, bevor sie sich an professionelle Beratung 
wenden. In einer ressourcenorientierten Perspektive werden deshalb die Hindernisse, wel¬ 
che die Wirksamkeit bewährter Bewältigungsmuster beeinträchtigen, zum Gegenstand der 
Beratung. Es wird analysiert, welche Fähigkeiten und Unterstützungsquellen ausbaubar, 
qualifizierbar und (re-)aktivierbar sind. Die Ressourcenorientierung setzt - mit Rückgriff 
auf Netzwerkforschung und soziale Unterstützungsforschung (Nestmann 2010; Kupfer 
2015) - zudem auf das Aktivieren gegenseitiger Unterstützungsmöglichkeiten durch An¬ 
gehörige, Freund_innen oder durch (Selbsthilfe-)Gruppen etc. Die Netzwerkforschung 
weitet also den Blickwinkel der Problembewältigung auf das soziale Umfeld der Rat¬ 
suchenden und auf dessen Unterstützungspotenziale aus - wohl wissend, dass es auch 
belastende und konfliktreiche soziale Beziehungen gibt, die eher zur Stabilisierung von 
Problemen beitragen. Beraterinnen begreifen sich hier nicht als allein wirkmächtig Hel¬ 
fende, sondern eher als Förderer_innen eines Unterstützungsnetzes im Alltag. 


15.5.4 Diversität, Differenz und sozial gerechte(re) Beratung 

Mit dem Begriff der Diversität verknüpft sich eine quer zu allen Beratungsansätzen lie¬ 
gende konzeptionelle Frage: Wie sehr sind etablierte Theoriekonzepte und Praxisausfor¬ 
mungen des Beratens geprägt durch hegemoniale kulturelle Kontexte ihres Entstehens? 
Inwieweit spiegeln sie die kulturelle Einbettung derjenigen, die diese Konzepte erstellen 
und praktizieren, in zumeist weiße, westliche Mittelschichtsmilieus mit entsprechendem 
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Bildungs- und Sozialstatus, in heutige Geschlechterverhältnisse, Generationenverhältnis¬ 
se und andere Dimensionen unserer gesellschaftlichen Normalität wider? Von der Ge¬ 
schlechterfrage ausgehend waren es anfangs feministische Konzepte, die einen kritischen 
Blick auf die soziale Praxis der Medizin, Psychotherapie, Beratung und Sozialarbeit sowie 
der Bildung richteten und frauenfeindliche Strukturen und Prozesse identifizierten (z. B. 
das Pathologisieren sozialisationsbedingter weiblicher „Emotionalität“ etc.) (Sickendiek 
2007a). Zum einen ergaben sich aus dem Identifizieren einer diskriminierenden Theorie 
und Praxis auffällige Parallelen zu verbreiteten professionellen Sichtweisen auf „kultu¬ 
rell Andere“, d. h. auf Klientinnen nicht weißer Hautfarbe, nicht ursprünglich westlicher 
Herkunft, nicht christlich geprägter Weltanschauung etc.: Wenn z. B. eine ausgeprägte 
familiale oder Clan-Bezogenheit von Klientinnen aus kommunitär geprägten kulturel¬ 
len Kontexten implizit als Mangel an Autonomie abgewertet oder pathologisiert wird, 
geschieht dies meist aus unreflektierter Orientierung an westlichen Mittelschichtsnor¬ 
men, die Soziale Arbeit, Beratung oder Psychotherapie durchziehen. Zum anderen kamen 
und kommen mit eingewanderten Klientinnen in prekären Aufenthalts- und Lebenslagen 
neue Anforderungen hinsichtlich des professionellen Umgangs mit Diversität auf Bera¬ 
terinnen in fast allen Praxisfeldern zu. Eine wachsende Diversität von Klientinnen und 
Adressatinnen aktiv im Beratungsprozess aufzugreifen, ist mittlerweile Standardanforde¬ 
rung an alle Beratungsangebote - auch wenn sie in der Praxis bei weitem nicht realisiert 
ist. 

Während im Diversitätsdiskurs die Unterschiedlichkeit von Klientinnen eher neutral 
betrachtet wird, verbindet sich mit dem Begriff der Differenz eine theoretische Perspek¬ 
tive, die die soziale Ungleichheit unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen (z. B. nach Ge¬ 
schlecht, Hautfarbe, sozioökonomischem Status) im Hinblick auf soziale Privilegien und 
Nachteile bzw. Vorrechte und Unterordnung erfasst. „Differenz“ stellt die Frage nach Dis¬ 
kriminierung, Ausschluss und sozialer (Un-)Gerechtigkeit zum einen in Problemlagen 
und Lebenslagen von Klientinnen und zum anderen in Strukturen von psychosozialer 
Versorgung, sozialen Hilfen und in der Beratung selbst. Als besonders kritisch gilt die 
Frage der Differenz, wenn sich mehrere Dimensionen gesellschaftlicher Diskriminierung 
„intersektional“ kreuzen und kumulieren, z. B. eine Behinderung mit der Herkunft aus ei¬ 
ner Zuwanderer-Arbeiterfamilie und weiblichem Geschlecht. Als relevante Dimensionen 
von Diversität/Differenz in der Beratung können hierzulande das Geschlecht (gender), 
das Lebensalter oder die Generationskohorte, die kulturelle Zugehörigkeit, die Hautfarbe, 
der Bildungsstand und sozioökonomische Status, die sexuelle Orientierung und Behin¬ 
derung/Nichtbehinderung angesehen werden. Hinzu kommen ggf. weitere Dimensionen 
von Diskriminierung und Ausschluss je nach Praxisfeld. Beratung birgt immer die Gefahr 
einer diskriminierenden Praxis, wenn Zuschreibungen nicht reflektiert werden oder wenn 
bestimmte Vorannahmen z. B. über Geschlecht, kulturell-weltanschauliche Zugehörigkeit 
eine offene Beratungsbeziehung hemmen. 

Für Beraterinnen ist (a) kulturell offene Selbstreflexivität, (b) die Kompetenz, be¬ 
ziehungsstörende Wahrnehmungen, Vermutungen oder Sachverhalte anzusprechen, und 
(c) eine grundlegend wertschätzende Haltung „anderen“ gegenüber als professionel- 
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le Grundhaltung relevant (McLeod 2011). In der Beratung konstruktiv mit Differenz 
umgehen zu können, deckt sich im Ührigen in weiten Teilen mit Anforderungen der 
Lehenswelt- und Alltagsorientierung (Sickendiek 2007b). Ebenso wichtig ist die bera¬ 
tungspolitische Forderung nach personeller Diversität in Beratungsteams. 


15.5.5 Sozialkonstruktivistisch orientierte und narrative Beratung 

Mit dem Aufkommen konstruktivistischer Paradigmen in den zentralen Leitdisziplinen - 
der Psychologie, der Erziehungswissenschaft und der Soziologie - haben seit Ende der 
1980er-Jahre auch sozialkonstruktivistische Ansätze in der Beratung an Bedeutung ge¬ 
wonnen. Geht man davon aus, dass die (soziale) Wirklichkeit und psychische wie soziale 
Phänomene vor allem Produkt sozialer Konstruktion sind, werden auch Wissen, Erfahrun¬ 
gen, Bedeutungszuschreibungen sowie ganz allgemein soziale und persönliche Probleme 
grundsätzlicher bearbeitbar und veränderbar (Gergen 1999). Sozialkonstruktivistisch ge¬ 
dacht sind auch fundamentale soziale Kategorien wie Geschlecht (Zweigeschlechtlichkeit) 
oder ethnische Zugehörigkeit und deren Übernahme durch das Individuum als Ergebnisse 
kultureller Zuschreibungen aufzufassen. Damit sind sie veränderbar und können Ansatz¬ 
punkte für Beratung werden. Gegenstand sozialkonstruktivistischer Theoriebildung war 
z. B. auch, soziale Auffälligkeit bzw. abweichendes Verhalten als Resultate sozialer Kon¬ 
struktion und gesellschaftlicher Vereinbarungen darüber zu sehen, was als krank, gestört 
oder abweichend klassifiziert werden soll (Neimeyer 1998). Besonders instruktiv für Bera¬ 
tung ist die sozialkognitive Auseinandersetzung mit Wahrnehmungsweisen und Interpre¬ 
tationsmustern eigenen und fremden Handelns und sich daraus entwickelnden Selbstkon¬ 
zepten von Menschen (z. B. im Hinblick auf problematisch werdende Geschlechtsrollen 
oder Zuschreibungserfahrungen aufgrund von Lebensalter oder Hautfarbe). 

Ein Fokus der sozialkognitiven Perspektive liegt auf der persönlichen Selbstwirksam¬ 
keit (Bandura 1997). In der Selbstwirksamkeitswahrnehmung von Individuen kommen 
Erfahrungen, deren subjektive Bewertung und daraus gebildete Vorstellungen darüber 
zusammen, wie wirksam das eigene Handeln eingeschätzt wird: „Kann ich aktiv etwas 
bewirken in meinem Leben, in einer bestimmten sozialen Situation, einer bestimmten Auf¬ 
gabe gegenüber, oder bin ich Spielball der Bedingungen oder der Handlungen anderer?“ 
In der Beratung können Selbstwirksamkeitswahrnehmungen durch alternative Gedanken 
und Anregungen verändert werden, sodass ein Neubewerten eigenen Handelns möglich 
wird. Ebenso kann selbstwirksames Handeln in künftigen Situationen oder bei bestimm¬ 
ten besonders kritischen Anforderungen antizipiert und neu entworfen werden. 

Die narrative Beratung fragt, wie Menschen ihre Wirklichkeit mit Sprache schaffen, 
mitgestalten und verändern können (McLeod 2013; Engel und Sickendiek 2007). Der Be¬ 
griff der Narration eröffnet eine textanalytische und interpretative Perspektive auf die 
Geschichten, die in der Beratung erzählt werden: Wie erzählt jemand über die erleb¬ 
te Wirklichkeit, über bestimmte schwierige Situationen? Welche (kulturell vorgegebe¬ 
nen) Metaphern setzt jemand ein und wie strukturieren diese die Wahrnehmung (z. B. die 
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„Laufbahn“-Metapher für das Berufsleben oder das „Nest“ für Familie)? Wie sind dabei 
dramaturgisch Rollen verteilt? Wie erzählt die ratsuchende Person „sich selbst“? Stets als 
Opfer von Umständen oder auch als aktiv handelnd? In der Beratung werden alternative 
Erzählungen über Geschehenes ausprobiert, die Erlebtes rekonstruktiv anders bewerten 
(Flößer 2013). Aus den Geschichten werden Lebensthemen {life themes) herausgearbei¬ 
tet, die wie ein literarisches Muster durchscheinen, aber zuvor nicht bewusst waren (z. B. 
„Mein Leben ist ein Kampf und den Kampf muss ich alleine führen“). Das Rückgewin¬ 
nen „aktiver Autorenschaft“ (re-authoring) der Erzählungen über das eigene Leben wird 
damit Ziel narrativer Beratung. 


15.6 Weitere postmoderne Begriffe in Beratungskonzepten 

In der internationalen Beratungsliteratur firmieren unter dem Terminus des „Postmoder¬ 
nen“ Konzepte, die nicht mehr von allgemeingültigen Wahrheiten und vermeintlich ein¬ 
deutigen und linearen Rationalitäten von Entwicklungen und Lebenskontexten ausgehen. 
Komplexität und Brüchigkeit des Alltags, Ambivalenzen und paradoxe Verhältnisse oder 
auch Nichtrationales nicht zu negieren, sondern verstärkt in Konzepte von Beratung mit- 
einzubeziehen, ist das Anliegen postmoderner Ansätze (Engel 2008). 

Individuen sehen sich in ihrem privaten und beruflichen Leben häufig der Notwen¬ 
digkeit von Entscheidungen ausgesetzt, deren Eolgen sie weder überschauen noch sicher 
abschätzen können. Ungeachtet dessen fühlen sie sich verantwortlich für „richtiges“ Ent¬ 
scheiden oder sehen sich dafür verantwortlich gemacht, da sie die Folgen später mehr 
oder weniger allein oder als Familie tragen müssen. Die „positive Nichtsicherheit“ (Gelatt 
1991) bspw. ist ein Konzept, das dafür plädiert, in der Beratung angesichts einer immer 
weniger planbaren Zukunft nicht vermeintliche Sicherheiten zu konstruieren. Beratung 
muss eher dazu beitragen, Denkweisen und Vorhaben offenzuhalten und der Ungewissheit 
positive Entwicklungsmöglichkeiten abzugewinnen. In der beruflichen Beratung bspw. 
wird dem Zufall im Leben ein wichtiger Stellenwert eingeräumt: Es ist nicht alles planbar. 
Möglichst viel und rational zu planen, führt nicht unbedingt zu besseren Lebenssituatio¬ 
nen oder mehr Lebenszufriedenheit. Eür Zufälle und Intuition (nicht als „Übersinnliches“, 
sondern als zusammengezogene Erfahrung) offen zu sein und von Plänen abrücken zu 
können - auch wenn eine gesellschaftliche Logik planvolles und konsequentes Handeln 
propagiert -, kann Gegenstand von Beratung sein. Ratsuchende lernen dabei eher, günsti¬ 
ge Gelegenheiten herzustellen und sie „beim Schopf zu fassen“ als zwanghaft an schwer 
erreichbaren Zielen festzuhalten. 

Schließlich ist auch eine wachsende konzeptionelle Bescheidenheit in Bezug auf die 
Machbarkeit von Veränderungen und Lösungen in der Beratung feststellbar. Dass vie¬ 
le Probleme und Lebensschwierigkeiten von Ratsuchenden letztlich nicht lösbar oder 
behebbar sind und es in der Beratung oft „nur“ darum geht, ein zufriedenstellenderes Ar¬ 
rangement und kleine pragmatische Verbesserungen zu finden, ist in der Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik gewiss keine neue Erkenntnis. Dies zeigt sich seit den 1990er-Jahren dar- 
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an, dass in einigen Beratungsfeldern mehr und mehr „akzeptierend“ gearbeitet wird, d. h. 
dass auch solche Klient_innen Unterstützung erhalten, die von ihrem (gesellschaftlich zu¬ 
geschriebenen) Problem nicht ablassen können oder wollen (z. B. in der Drogenberatung, 
in der Sozialberatung für Prostituierte, die ihren Beruf weiter ausüben wollen, in der Be¬ 
ratung mit Mädchen mit Essstörungen etc.)- 


15.7 Aktuelle sozialpolitische Bezüge 

Die aktuelle Praxis sozialer Beratung ist einerseits wesentlich durch steigenden und sich 
ausdifferenzierenden Beratungsbedarf bei gleichzeitiger Stagnation öffentlicher Mittel 
bis hin zu Stellenverknappung und Schließung von Beratungseinrichtungen geprägt. An¬ 
dererseits ist eine fortschreitende Normalisierung von Beratung festzustellen, d.h., das 
Inanspruchnehmen von Beratung hat deutlich an Stigmatisierungscharakter verloren. Be¬ 
ratung wird eher zur alltäglichen Dienstleistung für souveräne Bürgerinnen. Dazu trägt 
u. a. auch die leicht verfügbare Beratung im Internet bei. Im Vergleich zu anderen In¬ 
terventionsformen der Sozialpädagogik und Sozialarbeit zeigt sich Beratung auch in der 
öffentlichen Wahrnehmung als am stärksten durch Freiwilligkeit und durch Achtung vor 
der Autonomie der Klientinnen geprägt. 

Abgesehen von den wenigen dauerhaft etablierten und auch gesetzlich finanzierten Be¬ 
ratungsinstitutionen sehen sich aber zahlreiche Beratungsstellen und -projekte unter dem 
Druck, ihre Angebote in eine ausgreifende Kosten-Nutzen-Logik oder in eng limitierte 
Fall-Budgets einzupassen, die häufig mit einer Standardisierung und Reglementierung der 
Handlungsspielräume verbunden ist. Einerseits geraten hiermit Beratungsangebote unter 
einen verstärkten Legitimierungsdruck. Andererseits erhöhen sich für Beraterinnen Kon¬ 
flikte zwischen institutioneilen Anforderungen bzw. Trägerinteressen und Bedürfnissen 
von Ratsuchenden, die manchmal gerade nicht den „Nutzen-Auffassungen“ entsprechen 
oder diesen sogar zuwiderlaufen. Ratsuchende auf der einen und Auftraggeber - also 
der Staat, das Land, die Kommune - auf der anderen Seite werden als Kundinnen de¬ 
finiert und Beratung soll produktförmig Dienstleistungen bereitstellen sowie kurzfristig 
und möglichst preiswert oberflächliche Effizienz erreichen. Beratungsarbeit mit präven¬ 
tiven Anteilen oder einer Förderung und Aktivierung von Selbsthilfe ist dabei oft nicht 
mehr möglich. 

Der Beratungspraxis gelingt es allerdings in vielen Bereichen, sich gegen eine solche 
einseitig ökonomisierende Politik zu behaupten. Dabei spielt das Definieren von Bera¬ 
tungsstandards eine wichtige Rolle. Beratungsstandards definieren Grundsätze wie 

• Vertraulichkeit und Datenschutz (z. B. gegenüber personenbezogener Dokumentation), 

• Freiwilligkeit der Inanspruchnahme und Fortführung, 

• Beschwerderechte für die KIient_innen, 

• Neutralität oder Parteilichkeit für Klientinnen, 

• Transparenz im Vorgehen, 
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• die Pflicht zur Fortbildung und Supervision oder kollegialen Beratung, 

• gleichberechtigte Multidisziplinarität in Teams, 

• den Umfang notwendigen Fachwissens, 

• Grenzen der Beratung oder 

• Prinzipien wie Orientierung an minimaler Intervention statt Überversorgung. 

Die 2004 gegründete Deutsche Gesellschaft für Beratung hat ein umfassendes „Be¬ 
ratungsverständnis“ formuliert. Es bezieht gesellschaftspolitische Entwicklungen in eine 
klare Professionalitätsvorstellung von Beratung mit ein (DGfB o.J.). Aktuell stellt sich 
die Präge, ob Qualitätsmaßstäbe von Beratung fachpolitisch (auch von Verbänden der 
einzelnen Praxisfelder) primär über Ausbildungs- und so genannte „Kompetenz“-Stan- 
dards einseitig zu Lasten und als „Bringschuld“ der einzelnen Beraterinnen ausgetragen 
werden oder sozialpolitische Preiräume für konzeptionell offene und den Anliegen von 
Klientinnen gerecht werdende Beratung in der Sozialen Arbeit bewahrt oder neu erlangt 
werden können. Beratungspolitische Stellungnahmen wie z. B. die Prankfurter Erklärun¬ 
gen (Porum Beratung in der DGVT 2001, 2012) konturieren Beratung in diesem Sinne 
deutlich als ein gesellschaftlich verpflichtetes Handlungsfeld. 

In Praxis und Wissenschaft werden heute eine Ökonomisierung von Beratung und 
deren Folgen einerseits sowie eine „Armutsvergessenheit“ mancher Beratungsangebo¬ 
te andererseits debattiert. Außerdem stehen eine teilweise zunehmende Verrechtlichung 
des Beratungsberufs ebenso wie das Kaschieren von Lenkungs- und Zwangsinterventio¬ 
nen in immer mehr Lebensbereichen, die geschönt als Beratung bezeichnet werden, in 
der Kritik. Hinterfragt werden auch Auswüchse von evaluativer Efflzienzfixierung (z. B. 
mit manchmal methodisch zweifelhaften „Kundenzufriedenheits-Feedbacks“) oder ge¬ 
nerell Beratung im Kontext eines allgegenwärtigen Propagierens von Wellness, Fitness 
und Achtsamkeit. Diese Themen spiegeln, wie auch die eher international als hierzulande 
laufende Debatte um Beratung und soziale Gerechtigkeit, eine wiederauflebende selbst¬ 
kritische Perspektive von Beratungswissenschaft und -praxis (Nestmann et al. 2013). 

Fragen zur Reflexion 

• Wir alle beraten uns im Alltag vielfach „informell“ in unseren sozialen Beziehungen 
und in verschiedensten Lebenssituationen, (a) Was kennzeichnet dagegen professio¬ 
nelle Beratung in der Sozialen Arbeit? Oder anders gefragt: Worin gleichen sich in¬ 
formelle und professionelle Beratung, worin unterscheiden sie sich? Und (b) wie kann 
professionelle Beratung sich mit informeller Alltagsberatung verknüpfen? 

• Bitte skizzieren Sie an zwei oder drei konkreten Praxisbeispielen (z. B. aus der Bil¬ 
dungsberatung, aus der Jugendhilfe oder der Altenarbeit) das Verhältnis von Informa¬ 
tion und Beratung! 

• Notieren Sie sich bitte zu jedem der in Abschn. 15.2.5 vorgestellten theoretischen An¬ 
sätze und Konzepte ein oder zwei zentrale Begriffe mit einer kurzen Erläuterung in 
Ihren eigenen Worten! 
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Zusammenfassung 

Der Sozialen Altenarbeit als eigenständiges Handlungsfeld der Sozialen Arbeit wird 
eine kurze Geschichte bescheinigt. Lange Zeit war Soziale Arbeit auf die Lebensalter 
Kindheit/Jugend fokussiert, und erst allmählich wendet sie sich im Zuge von gesell¬ 
schaftlichen Veränderungsprozessen der Kategorie des Alters zu (Aner und Karl 2010; 
Schweppe 2011, 2006). Der vorliegende Beitrag führt in dieses recht neue Handlungs¬ 
feld der Sozialen Arbeit ein. Dafür wird erstens auf die demografische Alterung von 
Gesellschaften eingegangen, vor deren Hintergrund sich zahlreiche Fragen für die So¬ 
ziale Altenarbeit stellen. Darauf folgend wird zweitens ein Querschnittsthema erläutert, 
das jedem Beitrag zur Sozialen Altenarbeit implizit ist: die soziale Konstruktion des 
Alter(n)s. Im dritten Abschnitt werden drei Arbeitsfelder der Sozialen Arbeit mit alten 
Menschen dargelegt, bevor drei ausgewählte Themen der aktuellen Fachdebatte disku¬ 
tiert werden: die Vielfältigkeiten des Alter(n)s, transnationales Alter(n) sowie Gewalt 
in der stationären Pflege. Im Schlussteil werden die zentralen Thesen nochmals gebün¬ 
delt. 


16.1 Demografische Alterung 

Kaum ein Beitrag zur Sozialen Altenarbeit kommt ohne einen Verweis auf die demo¬ 
grafische Alterung von Gesellschaften aus. Diese impliziert profunde gesellschaftliche 
Veränderungen und reicht in viele Lebensbereiche hinein (Schweppe 2005; Victor 2010), 
so dass sich gerade vor ihrem Hintergrund neue Fragen für die Soziale Altenarbeit stel- 
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len. Die demografische Alterung von Gesellschaften - ein globales Phänomen - ist ein 
Teilaspekt eines demografischen Wandels. 

► Demografische Alterung Population ageing “can he defined as the shift in the compo- 
sition of any given population in favour of those of ‘old ages’.[...] The indicator generally 
used to summarize population or demographic ageing is the relative size (percentage) of 
the group aged 60/65 years and over within a given population. The second way of sum- 
marizing the composition of populations is via the use of Statistical measures of central 
tendency - calculating the median, mean, and modal ages of the population. The age at 
which exactly half the population is older and the other half is younger is known as the 
‘median age’ and is the most widely used of these three Statistical measures. A populati¬ 
on is characterized as ‘ageing’ when this suhgroup of the population is increasing, when 
there is a decline in the population of those aged 15 years and under, or when there is an 
increase in the mean or median age of the population under review” (Victor 2010, S. 63 f.). 

Für Deutschland hat sich laut den Angaben des Statistischen Bundesamtes der Anteil 
der unter 20-Jährigen an der Bevölkerung zwischen 1960 und 2013 von 28,4 auf 18,1 % 
reduziert, während der Anteil der über 60-Jährigen von 17,4 auf 27,1 % stieg. Das Median¬ 
alter stieg im selben Zeitraum von unter 35 Jahren auf 45 Jahre. Nach der Berechnung des 
Statistischen Bundesamtes (unter spezifischen Annahmen) wird der Anteil der unter 20- 
Jährigen im Jahr 2060 auf 16,4 % fallen, während der Anteil der über 60-Jährigen weiter 
auf 38,2 % steigen wird. Betont wird zudem, dass vor allem auch der Anteil der Hochbe¬ 
tagten, also der 80-Jährigen und Älteren erheblich steigen wird: von 5 % im Jahr 2013 auf 
12,3 % im Jahr 2060. 

Die Alterung von Gesellschaften resultiert aus zwei Komponenten: einer steigenden 
Lebenserwartung sowie einer fallenden Geburtenrate. Wird die durchschnittliche Lebens¬ 
erwartung bei Geburt betrachtet, so hat sich diese von 35 Jahren und 7 Monaten bei Jungen 
und 38 Jahren und 5 Monaten bei Mädchen 1871/1881 auf 77 Jahre und 6 Monate bei 
Jungen und 82 Jahre und 7 Monate bei Mädchen 2008/2010 mehr als verdoppelt. Die Ge¬ 
burtenrate fiel hingegen von 2,37 Geburten/Frau im Jahr 1960 auf 1,36 Geburten/Frau im 
Jahr 2011 (Westdeutschland) bzw. von 2,33 Geburten/Frau auf 1,43 Geburten/Frau (Ost¬ 
deutschland) (Statistisches Bundesamt 2015; https://www.bpb.de/nachschlagen/zahlen- 
und- fakten/soziale- Situation- in- deutschland/61531 /bevoelkerung) . 


16.2 Soziale Konstruktion des Alter(n)s 

Ein Thema, das jedem Beitrag zur Sozialen Altenarbeit implizit ist und stets reflektiert 
werden sollte, stellt die soziale Konstruktion des Alter(n)s dar. Gemeint ist damit, dass die 
Lebensalter - Kindheit/Jugend-Erwachsenenalter-Alter - so wie wir sie heute verstehen 
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keine an sich natürlichen Tatbestände sind, sondern vielmehr nicht unabhängig von Raum 
und Zeit existieren. Sie sind soziale Konstruktionen, die alltäglich sowohl von mächtigen 
Akteuren wie der Politik oder Wissenschaft als auch von den Individuen in ihren Interak¬ 
tionen (re)produziert werden. Strukturell ist das Lebensalter „Alter“, so wie wir es heute 
konstruieren, ein Produkt der Moderne. Die Geburtsstunde wird weitestgehend auf das 
Jahr 1891 durch die Einführung der Rentenversicherung von Bismarck datiert, die Mitte 
des 20. Jahrhunderts zu einer „Volksversicherung“ (Clemens 2006, S. 17) wurde. Damit 
wurde und wird das Alter insofern abhängig vom Erwerbsleben konstruiert, da das Aus¬ 
scheiden aus demselben mit dem Renteneintritt den Übertritt in das Alter bedeutet und als 
Zeit frei vom Erwerbsleben, als Ruhestand, als Zeit des Nicht-Tätigseins verstanden wird 
(Schweppe 1996). Kulturell spiegeln sich die sozialen Konstruktionen des Alter(n)s vor 
allem in Altersbildern wider. 

► Altersbilder „Altersbilder sind ,bildhafte Vorstellungen“, die in vereinfachter Eorm 
Informationen, Meinungen und Vorstellungen über ältere und alte Menschen vermitteln. 
Diese finden sich als gesellschaftliche Sichtweisen in einer Kultur bzw. Gesellschaft zu 
einer bestimmten Zeit vor und beziehen sich meist auf alle Lebensbereiche“ (Clemens 
2006, S. 18). 

Derzeit dominieren zwei nahezu entgegengesetzte Altersbilder: das negative und das 
positive Bild. Das negative Altersbild wird mit einer nachlassenden Leistungsfähigkeit, 
Defiziten, Abbau und Krankheit assoziiert und als individuelle und gesellschaftliche Last 
gesehen. Diesem Bild wird, u. a. von der Wissenschaft, ein positives Bild entgegenge¬ 
setzt. In diesem Bild wird Alter mit Aktivität, Gewinn, Kompetenz, Selbstentfaltung, 
Erfolg und Produktivität gleichsetzt (Amrhein und Backes 2007; Schweppe 1996; Zeman 
1996). Hierzu muss gesagt werden, dass derartige Konstruktionen eng mit Homologi¬ 
sierungen, Stereotypisierungen sowie Stigmatisierungen der älteren Menschen verbunden 
sind (Backes und Clemens 1998; Clemens 2006) und der empirischen Realität des Al- 
ter(n)s in Bezug auf die vielfältigen Formen, in denen sich das Altern offenbart, nicht 
standhalten können. Daher wird in der Wissenschaft und Praxis der Sozialen Arbeit ver¬ 
sucht, dem ein Bild des differentiellen Alterns entgegenzusetzen (Schweppe 1996, 2005; 
Oppermann 2012). 

Von Wichtigkeit ist die Einsicht, dass die Soziale Altenarbeit und diejenigen, die sich 
mit ihr befassen, auch immer an der Konstruktion vom Alter(n) und Altersbildern betei¬ 
ligt sind. Es ist deshalb von Bedeutung, immer wieder selbstreflexiv tätig zu sein und zu 
betrachten, inwiefern die Soziale Altenarbeit und man selbst solchen Altersbildern ver¬ 
haftet ist und sie weiter mit festschreibt oder inwiefern Offenheit für die Vielfältigkeiten, 
für unterschiedliche Lebenssituationen, Lebensstile und Lebensperspektiven des Alter(n)s 
besteht (Zeman 1996). 
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16.3 Arbeitsfelder 

Die Arbeitsfelder der Sozialen Altenarbeit lassen sich nach offenen, stationären und am¬ 
bulanten Angeboten differenzieren (bisweilen werden noch teilstationäre sowie Bildungs¬ 
angebote diskutiert) (Schweppe 2006, 2011, 2012). 

Die offene Altenarbeit richtet sich vor allem an Menschen ohne gesundheitliche Be¬ 
einträchtigungen und umfasst eine Fülle unterschiedlicher Angebote wie Beratungen, Se¬ 
niorenclubs, Seniorentheater, Erzählcafes oder Seniorentanz. Ob diese Einrichtungen von 
Sozialarbeiter_innen betreut oder in die Hände der Adressat_innen im Sinne des bürger- 
schaftlichen Engagements gegeben werden, wird von Kommune zu Kommune anders ge- 
handhabt. Schweppe beschreibt in der offenen Altenarbeit drei nebeneinander existierende 
Zugänge: So orientieren sich zahlreiche Angebote an den beiden oben beschriebenen Al¬ 
tersbildern (Defizit und Aktivität), während ein drittes Leitbild seit den 1990er-Jahren das 
„zu gestaltende Alter“ darstellt, das sich als Antwort auf Veränderungen in der Alterspha¬ 
se entwickelt hat (vgl. Thiersch und Grunwald in diesem Band) (Karl und Kolland 2010; 
Schweppe 2012). 

Die stationäre Arbeit bezieht sich auf hilfe- und pflegebedürftige Menschen, die nicht 
mehr in einem eigenen Haushalt leben können. Angebote in diesem Bereich stellen wei¬ 
testgehend Alten- und Pflegeheime dar. Der ambulante Bereich, vor allem Sozialstationen 
und Pflegedienste, betrifft Menschen, die auch hilfe- und pflegebedürftig sind, jedoch 
noch in der eigenen Häuslichkeit leben. Beide Arbeitsfelder sind durch ein medizinisches 
Paradigma bestimmt, das „Pflegebedürftigkeit lediglich als Folge von Krankheit und Be¬ 
hinderung leistungsrechtlich anerkennt und sich vor allem auf somatische, hygienische 
und Ordnungsaspekte bezieht“ (Bender et al. 2015, S. 136). ln der Folge ist die Soziale 
Arbeit dort eher randständig vertreten. Dabei ließen sich mit ihren Konzepten bestimmte 
Herausforderungen beider Felder bearbeiten. Für die stationäre Pflege wäre bspw. mit dem 
Konzept einer lebensweltorientierten Pflege ein Ansatz mit einer „radikale[n] Nutzerori¬ 
entierung“ (Heinemann-Koch/Schönberger, nach Schweppe 2006, S. 154) vorgelegt, das 
den Defiziten einer stationären Pflege begegnen würde: Orientierung an den Bedürfnissen 
der Bewohner_innen statt an Organisationsrationalitäten, erweiterte Handlungsspielräu¬ 
me, Transparenz, Selbst- und Mitbestimmung statt Reglementierung und Bevormundung, 
Öffnung statt Abschottung (Schweppe 2006). Auch für den ambulanten Bereich hält die 
Soziale Altenarbeit Konzepte bereit, wie z.B. ein Case-Management (Wendt 2010), das 
Unterstützung bei der Herstellung und Aufrechterhaltung eines bedarfsgerechten, oftmals 
komplexen und sensiblen Pflegearrangements bestehend aus professionellen Helfer_innen 
und Familienangehörigen gibt (Schweppe 2012, 2011, 2006). 
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16.4 Aktuelle Fachdebatte: Vielfältigkeiten des Alter(n)s, 

transnationales Alter(n) und Gewalt in der stationären Pflege 

In dem Feld der Altenarbeit werden derzeit einige Themen zum Teil kontrovers diskutiert. 
An drei ausgewählten Themen können zentrale strukturelle Herausforderungen in die¬ 
sem Feld exemplarisch aufgezeigt werden: Anhand der Vielfältigkeiten des Alter(n)s, des 
transnationales Alters sowie der Gewalt in der stationären Pflege werden die Argumente 
skizziert. 


16.4.1 Die Vielfältigkeiten des Alterns: Diversity-Ansätze und 
Individualisierung sowie Biografisierung und die Soziale 
Altenarbeit 

Diversity-Ansätze und Soziale Altenarbeit 

Diversity-Programme wurden bisher vor allem in der Gender- und Migrationsforschung 
diskutiert. Aber auch für die Soziale Altenarbeit bieten Diversity-Ansätze eine weiterfüh¬ 
rende Perspektive. 

► Diversity-Ansätze „Diversity-Ansätze legen (...) ein komplexes und differenziertes 
Verständnis sozial bedeutsamer Unterschiede zwischen Individuen und sozialen Grup¬ 
pen zu Grunde. Gesellschaftlich und individuell relevante Differenzen werden nicht nur 
als Ausdruck bzw. Folge von ethnischen, religiösen und nationalen Kulturen verstanden. 
Vielmehr wird akzentuiert (...), dass soziale Klasse und sozialer Status, sex/gender, se¬ 
xuelle Orientierung, Ethnizität/Nationalität, ,Rasse‘, Alter, Sprache, Religion, psychische 
und physische Gesundheit, Behinderung und Regionalität bedeutsame Bezugspunkte für 
individuelle und soziale Identitätskonstruktionen und Lebensstile sowie möglicher Anlass 
für Konflikte und Diskriminierungen sind“ (Hormel und Scherr 2004, S. 205). 

Eine so verstandene Diversity-Programmatik ist auf einer Mikro-, einer Meso- und 
einer Makroebene zu verorten. Auf einer Mikroebene, bei der es um die alltäglichen Inter¬ 
aktionen zwischen Individuen geht, bedeutet eine Diversity-Perspektive die Anerkennung 
der Vielfältigkeiten und Unterschiede, die zwischen Menschen existieren. Die Diversity- 
Perspektive bietet Raum für Reflexionen, dass zum einen alte Menschen keine einheitli¬ 
che Gruppe darstellen {die Alten), sondern dass vielmehr Vielfalt in der Gruppe der alten 
Menschen herrscht („Diversity unter dem Dach Alter“). Zum anderen gilt es anzuerken¬ 
nen, dass auch alte Menschen sich nicht vornehmlich durch ihr Alter auszeichnen, sondern 
auch für sie ihr Mannsein bzw. ihr Frausein, ihre Ethnie, ihre sexuelle Orientierung, ihre 
soziale Klasse, ihre Sprache etc. bedeutsam und jeweils kontextuell und situativ von Re¬ 
levanz sind („Alter unter dem Dach Diversity“) (in Anlehnung an Krell 2009). Mit dieser 
Perspektive ist schließlich Abstand zu nehmen von etwaigen Normalitätsvorstellungen des 
Alter(n)s, von feststehenden Zuschreibungen an das Alter(n) sowie damit einhergehenden 
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Zumutungen und Identitätsfixierungen. Es geht vielmehr um das Wahr- und Ernstnehmen 
der älteren Menschen in ihrer Individualität; es geht um die Einsicht, „dass jedes Indivi¬ 
duum ein besonderer Einzelner ist“ (Hormel und Scherr 2004, S. 212). 

Die Mesoebene umfasst organisationale Prozesse. Auch hier hat sich eine Soziale (Al¬ 
tenlarbeit, als „mächtige gesellschaftliche Institution“, die „maßgeblich an der Repro¬ 
duktion und Durchsetzung von Normalitätsvorstellungen beteiligt [ist]“ (Munsch 2010, 
S. 154), daraufhin zu befragen, wie auf dieser Ebene was als normal für das Alter in¬ 
terpretiert wird und welche Vielfältigkeiten damit ausgeschlossen werden. So lassen sich 
auf einer organisationalen Ebene folgende Eragen formulieren; Passen die fachlichen An¬ 
sätze, die Räume, die Methoden, aber auch die Zusammensetzung der Teams zu den 
Vielfältigkeiten der alten Menschen? (in Anlehnung an Munsch 2010). Inwiefern sind 
Organisationen „offen“ für unterschiedliche Gruppen älterer Menschen? Inwiefern haben 
offene Angebote und stationäre Einrichtungen kultursensible Angebote? Inwiefern spre¬ 
chen sie sowohl Männer als auch Erauen an? Inwiefern reicht bei manchen Angeboten 
die gängige Komm-Struktur nicht aus, sondern bedarf es aufsuchender Zugänge, um z. B. 
ältere Migrant_innen, Männer und Erauen oder ältere Menschen verschiedener sozialer 
Schichten zu erreichen? Inwiefern wird auch in stationären Einrichtungen der Tatsache 
Rechnung getragen, dass die Adressat_innen dort eben nicht nur „alt“ sind, sondern auch 
Mann und Frau und inwiefern wird ihr Recht auf Sexualität eingelöst? Wie offen sind Ein¬ 
richtungen auch für homosexuelle ältere Menschen? Werden solche Fragen gestellt, so ist 
von Wichtigkeit, auch an dieser Stelle nicht in essentialistische Zuschreibungen von den 
alten Frauen, den alten Männern, den alten Migrant_innen zu verfallen, sondern ebenso 
diese Kategorien von Geschlecht, Ethnie, Nationalität, sexueller Orientierung etc. immer 
wieder aufzubrechen und zu reflektieren (Munsch 2010). 

Schließlich muss eine Diversity-Programmatik auch auf der Makroebene, d. h. der 
gesellschaftlich-strukturellen Ebene, reflektiert bzw. kritisch ausbuchstabiert werden. 
Ansonsten unterliegt die Programmatik „der Gefahr einer Trivialisierung“ (Hormel und 
Scherr 2004, S. 209) bzw. mutet „die Anerkennung von Differenzen erkennbar paradox“ 
(Hormel und Scherr 2004, S. 211) an, da viele der oben beschriebenen Differenzkategori¬ 
en wie das Alter selbst, Geschlecht, Ethnie etc. ebenso als Strukturkategorien fungieren, 
mit denen erhebliche soziale Ungleichheiten einhergehen - und sich im Alter noch einmal 
verstärken, wenn man die Lebenslagen z. B. älterer Migrant_innen oder älterer Frauen 
allgemein betrachtet (Backes 2002, 2005; Schröer und Schweppe 2010). Für eine Di- 
versity-Perspektive in der Sozialen Altenarbeit bedeutet dies, dass sie (sozial-)politische 
Reflexionen einzubinden und sich in sozialpolitische Diskussionen einzumischen hat. Mit 
den Worten Schröers/Schweppes, die explizit im Kontext von älteren Migrant_innen ar¬ 
gumentieren, ist weitergehend für alle älteren Menschen zu formulieren, dass eine Soziale 
Arbeit mit älteren Menschen unmittelbar in verschiedene Politikfelder gezogen wird, die 
daraufhin zu befragen sind, inwieweit sie Lebenslagen bestimmen, welche Lebensformen 
abgesichert werden und Unterstützung Anden oder nicht und inwiefern damit alten Men¬ 
schen der Raum bleibt bzw. genommen wird, ihr Leben zu gestalten, ihre Bedürfnisse 
leben zu können und sich zu entfalten (in Anlehnung an Schröer und Schweppe 2008). 
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Individualisierung sowie Biografisierung und die Soziale Altenarbeit 

Der Differenziertheit des heutigen Alter(n)s trägt auch Schweppe (2005) in ihren Aus¬ 
führungen zum hiografisierten Altern und den Antworten der Sozialen Altenarheit hierauf 
Rechnung. Ihr Ausgangspunkt sind Individualisierungsprozesse in der Moderne. 

► Individualisierung beschreibt Prozesse der Veränderung von Lebensweisen im Zuge 
der Modernisierung. Nach Beck, einem der prominentesten Vertreter der Individualisie¬ 
rungsthese, führe Modernisierung zu einer dreifachen Individualisierung: „Herauslösung 
aus historisch vorgegebenen Sozialformen und -Bindungen im Sinne traditionaler Herr¬ 
schafts- und Versorgungszusammenhänge (,Freisetzungsdimension‘), Verlust von tradi- 
tionalen Sicherheiten im Hinblick auf Handlungswissen, Glauben und leitende Normen 
(,Entzauberungsdimension‘) und - womit die Bedeutung des Begriffs gleichsam in ihr 
Gegenteil verkehrt wird - eine neue Art der sozialen Einbindung (,Kontroll- bzw. Reinte¬ 
grationsdimension“)“ (Beck, zitiert nach Backes 1998, S. 7 f.). 

Wenn Schweppe formuliert, dass „Prozesse der Individualisierung und Biographisie- 
rung [... ] vor dem Alter nicht Halt [machen]“ (Schweppe 2005, S. 35), so sind Individua¬ 
lisierungsprozesse folgendermaßen auf das Alter zu übertragen: Auf der einen Seite be¬ 
deutet Individualisierung, dass nun auch alte Menschen freigesetzt sind aus traditionalen 
und vorgezeichneten Lebensweisen, Eamilien- sowie Partnerschaftsformen und Rollen¬ 
vorgaben und somit größere Wahlfreiheiten in Bezug darauf haben, wie sie ihr Leben im 
Alter gestalten möchten. Auf der anderen Seite gehen mit dieser Individualisierung neue 
Unsicherheiten, Risiken, Zwänge und Begrenzungen einher. Da Handlungsorientierungen, 
Leitbilder für die Lebensführung sowie Sicherheiten im Alter ebenso verloren gehen, sind 
auch alte Menschen nun gezwungen, aus einer Vielzahl von Optionen zu wählen, ohne 
zu wissen, welche Entscheidung die richtige ist. Hinzu tritt, dass sie neuen - und alten 

- Begrenzungen unterliegen. So sind es nun Institutionen, die den Lebenslauf strukturie¬ 
ren, sodass auch alte Menschen ihr Leben nur „unter dauernder Abstimmung mit anderen 
und den Vorgaben von Arbeitsmarkt, Bildungssystem, Wohlfahrtsstaat usw.“ (Beck und 
Beck-Gernsheim, zitiert nach Müller 1999, S. 156) gestalten können. Gleichzeitig haben 
sich „alte“ Begrenzungen der Gestaltungsspielräume durch existierende Ungleichheiten 
und Risiken z. B. nach Geschlecht oder Alter nicht aufgelöst, sondern existieren weiter. 
Zusammenfassend lässt sich jedoch sagen, dass innerhalb dieser Begrenzungen durch In¬ 
stitutionen sowie Ungleichheiten evozierende Verhältnisse auch alte Menschen nun die 
Möglichkeit haben - aber auch gleichzeitig gezwungen sind - ihre Biografie im Alter zu 
entwerfen (Schweppe 2005, 2012; Backes 1998). 

Vor diesem Hintergrund formuliert Schweppe für eine Soziale Arbeit mit alten Men¬ 
schen einige Überlegungen, die sich auf unterschiedlichen Ebenen ansiedeln lassen: Die 
Aufgabe einer Sozialen Altenarbeit sieht Schweppe zum ersten darin, dass nicht nur Un¬ 
terstützung bei kritischen Lebensereignissen gegeben wird, sondern dass es um eine Le¬ 
bensbegleitung zur Lebensgestaltung und Lebensbewältigung normalisierten Alters geht 

- es geht darum, „alte Menschen in ihren je eigenwilligen und individuellen Lebens- 
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entwürfen zu begleiten und sie bei der Bewältigung der damit verbundenen lebenszy¬ 
klischen Ambivalenzen sowie der sozialen und gesellschaftlichen Ungleichzeitigkeiten 
und Hindernisse zu unterstützen“ (Schweppe 2005, S 41). Verbunden damit haben sich 
Organisationen der Sozialen Altenarbeit zu fragen, inwiefern sie dafür offen sind und 
unterstützend wirken, inwiefern sie tatsächliche Entwicklungsmöglichkeiten bieten, die 
an den individuellen Bedürfnissen ihrer Adressat_innen ansetzen und nicht von vornher¬ 
ein auf standardisierenden und normalisierenden Lebensentwürfen und Rollenmustern 
basieren. Schließlich geht es auf einer gesellschaftlich-strukturellen Ebene darum, im 
Kontext bisher eher einengender Institutionen und Strukturen politisch Einfluss dahin¬ 
gehend zu nehmen, dass alten Menschen gesellschaftliche und soziale Möglichkeiten, 
Räume und Gelegenheiten der eigenwilligen Lebensgestaltung gewährt werden (ausführ¬ 
licher Schweppe 2005). 


16.4.2 Transnationales Altern 

Ein recht neues Eorschungsprogramm stehen Studien zum transnationalen Altern dar. 
Durch Globalisierungs- sowie Modernisierungsprozesse hervorgerufen, steht ein solches 
Altern ein Phänomen dar, das weltweit zu konstatieren ist und immer mehr an Bedeu¬ 
tung gewinnt. Ganz allgemein gesprochen werden mit dem Konzept des transnationalen 
Alterns Prozesse beschrieben, in denen Menschen jenseits nationalstaatlicher Grenzen 
mittels ökonomischer, kultureller, politischer oder sozialer Beziehungen transnationale 
Räume aufspannen, und es wird gefragt, wie alte Menschen bzw. das Altern in diese ver¬ 
woben sind. Genauer betrachtet umfasst das Konzept des transnationalen Alterns ganz 
unterschiedliche Phänomene wie: 

• Altern in der Migration 

• Migration im Alter 

• Migration von Care Workers 

• Reisende Ideen und Institutionen. 

Altern in der Migration 

Unter dem Stichwort „Altern in der Migration“ wird der Eokus auf jene Menschen gelegt, 
die in jüngeren Jahren migriert sind und nun sozusagen in der Migration altern. Eine häu¬ 
fig in den Blick genommene Gruppe stellen in diesem Zusammenhang die sogenannten 
ehemaligen Gastarbeiter dar, die in den 60er-Jahren vor allem aus der Türkei, Italien, 
Griechenland und Spanien nach Deutschland kamen, um hier zu arbeiten. Lange Zeit 
haben sich Politik sowie Soziale Altenarbeit nicht um diese Gruppe von Menschen ge¬ 
kümmert, da man davon ausgegangen ist, dass sie nach Beendigung ihres Erwerbslebens 
wieder zurück in ihre Herkunftsländer gehen würden. Auch die Gastarbeiter sowie ihre 
Familien selbst sind stets von einer Rückkehr ausgegangen, was sich jedoch zunehmend 
als eine „Rückkehrillusion“ entpuppt(e) (Dietzel-Papakyriakou 1993). Statt eines aus- 
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schließlichen Verbleibs oder einer endgültigen Rückkehr pflegen viele dieser ehemaligen 
Gastarbeiter nun vielmehr einen transnationalen Lebensstil, was bedeutet, dass sie zwi¬ 
schen ihrem Ankunfts- und ihrem Herkunftsland pendeln, vornehmlich um die Ressourcen 
beider Länder bestmöglich nutzen zu können (Schröer und Schweppe 2010). Zusätzlich zu 
diesen physischen Grenzüberschreitungen werden zwischen beiden Ländern auch insofern 
transnationale Verbindungen hergestellt, als ein intensiver Austausch durch neue Kom¬ 
munikationsmedien stattflndet und erhebliche finanzielle Ressourcen grenzüberschreitend 
bewegt werden (Laubenthal und Pries 2012). Für die Soziale Altenarbeit stellt sich zum 
einen die Frage, wie jene transnationalen Lebensstile und Praktiken unterstützt und abge¬ 
sichert werden können (Schröer und Schweppe 2010). Laubenthal und Pries formulieren 
in diesem Zusammenhang Fragen wie: „Wo werden Renten verausgabt? Welche medi¬ 
zinischen Dienstleistungen werden von älteren Menschen wo abgefragt? Wie kann die 
politische Partizipation und Repräsentation älterer Migrantinnen und Migranten gesichert 
werden? Wie können die unterschiedlichen religiösen, kulturellen und sozialen Präferen¬ 
zen und Praktiken alter Menschen angemessen berücksichtigt werden?“ (Laubenthal und 
Pries 2012, S. 406). Hinzu kommt die Frage, wie es um eine Europäisierung und Inter¬ 
nationalisierung der wohlfahrtsstaatlichen Sicherungssysteme bestellt ist (Laubenthal und 
Pries 2012). Darüber hinaus wird explizit diskutiert und untersucht, wie sich auch existie¬ 
rende Organisationen zu wandeln und dieser Gruppe von älteren Transmigrant_innen zu 
öffnen haben, um z. B. im Fall einer Pflegebedürftigkeit deren kulturellen und individuel¬ 
len Bedürfnissen Rechnung zu tragen (Oppermann 2010). 

► Tipp „In dem Arbeitskreis ,Charta für eine kultursensible Altenpflege' haben 
sich verschiedene Institutionen, Verbände und Einzelpersonen zusammen¬ 
geschlossen, die mit Migrations- und Integrationsfragen sowie Fragen der 
Altenhilfe befasst sind. Sie haben für die Zukunftsaufgabe der Interkulturellen 
Öffnung der Altenhilfe verbands- und projektübergreifend eine gemeinsame 
Arbeitsgrundlage erarbeitet" (Arbeitskreis Charta für eine kultursensible Alten¬ 
pflege und Kuratorium Deutsche Altershilfe 2002, S. 9). 

► Tipp Internetseite des Multikulturellen Seniorenzentrums „Haus am Sand¬ 
berg": www.drk-haus-am-sandberg.de/index.php. 

Migration im Alter 

Einen ersten Eall von „Migration im Alter“ stellt eine Ruhestandsmigration dar: Vor dem 
Hintergrund globaler Ungleichheiten beginnen relativ gesunde und gut situierte Menschen 
aus einkommensstarken Ländern, die ihr gesamtes Erwerbsleben weitestgehend in ihrem 
Heimatland verbracht haben und somit keinerlei Migrationsgeschichte aufweisen, mit dem 
Renteneintrittsalter in ein anderes, zumeist einkommensschwächeres Land zu migrieren 
bzw. zwischen ihrem Heimatland und jenem anderen Land zu pendeln, um bestimmte Res¬ 
sourcen beider Länder bestmöglich zu nutzen (Laubenthal und Pries 2012; Van der Geest 
et al. 2004). Prominente Beispiele sind hier ältere Deutsche, die im Winter in Spanien 
oder der Türkei leben, oder Japaner, die ihren Lebensabend in Malaysia verbringen. Und 
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auch für diese Gruppe stellen sich aus Sicht der Sozialen Altenarbeit die oben formulierten 
Fragen der Absicherung dieses transnationalen Lebensstils. 

Einen zweiten Fall von „Migration im Alter“ stellt eine sogenannte Pflege- oder Betreu¬ 
ungsmigration (Bender et al. 2015) dar. Horn et al. sowie Bender et al. argumentieren, dass 
vor dem Hintergrund soziopolitischer Faktoren wie einer „old age care crisis“ im deutsch¬ 
sprachigen Raum (hohe Kosten, Dominanz des medizinischen Paradigmas, Dominanz von 
Organisationsrationalitäten vor individualisierten Konzepten, prekäre Personalsituation, 
extreme Belastungen bei der häuslichen Pflege), der transnationalen Öffnung der wohl¬ 
fahrtsstaatlichen Sicherungssysteme, globaler Lebenshaltungskosten- und Lohngefällen, 
der internationalen Ruhestandspolitiken verschiedener Länder sowie der Sozialisations¬ 
hintergründe der nun alt werdenden Menschen, sich diese Form der Migration entwickelte 
(Horn et al. 2016; Bender et al. 2015). So entstehen seit einigen Jahren Alteneinrichtungen 
explizit für deutschsprachige Ältere in Ländern wie Thailand oder Polen. 

Das Forschungsprojekt „Moving Elderly Care Abroad“ an der Universität Mainz be¬ 
trachtet solche Organisationen in Thailand und analysiert, wie diese Einrichtungen her¬ 
gestellt werden, z. B. welche Rolle die Betreiber_innen bei der Ausgestaltung der Ein¬ 
richtungen spielen oder wie die Attraktivität dieser Organisationen konstruiert wird. Es 
kommt zu den Ergebnissen, dass es sich bei diesen Einrichtungen um ein weitestgehend 
unreguliertes Feld in Thailand handelt. So sind jene Organisationen untereinander keines¬ 
falls als ähnliche Einrichtungen zu charakterisieren, die zudem Kopien von Einrichtungen 
in Deutschland bzw. der Schweiz darstellen würden. Vielmehr zeigen sich die verschiede¬ 
nen Einrichtungen als äußerst divers und als Übersetzungen der hiesigen Einrichtungen. 
In diesem Kontext spielen die einzelnen Betreiber_innen als machtvolle Akteur_innen in 
der Ausgestaltung der Einrichtungen eine zentrale Rolle. Sie sind diejenigen, „die über 
die Ausrichtung der Einrichtungen und deren Alltag je nach ihren finanziellen Mitteln, 
fachlichem Wissen, persönlichen Motiven/individuellen Interessen, lokalen Ressourcen, 
Betreuungsvorstellungen und biografisch verfügbaren Dispositionen bestimmen“ (Bender 
et al. 2015, S. 142). Sie haben zudem als transnationale Wissensträger - sie haben Kennt¬ 
nisse über die Situationen im deutschsprachigen Raum sowie Thailand - eine Schlüssel¬ 
position. So müssen sie die verschiedenen nationalen Referenzrahmen sowie die verschie¬ 
denen Akteure (Bewohner_innen, Belegschaft, Angehörige, lokale Einwohner, politische 
Akteure) und ihre Interessen, Ressourcen, Pflegeverständnisse und Machtpositionen mit¬ 
einander vermitteln (Bender et al. 2014). Sie sind zudem die zentralen Akteur_innen in 
der Konstruktion von Attraktivität sowie der „moralischen Annehmbarkeit“ (Bender et al. 
2015) der Einrichtungen. Entsprechend vermitteln sie auch hier zwischen den nationa¬ 
len Kontexten, indem sie die Kritik an den Einrichtungen im deutschsprachigen Raum 
aufnehmen und mit den thailändischen Gegebenheiten bzw. bestimmten anschlussfähi¬ 
gen, bisweilen stereotypisierenden Konstruktionen über Thailand/Thais darauf antworten; 
niedrige Kosten, individuelle Pflege und besondere Pflegequalität, sehr gute Personal¬ 
ausstattung sowie die klimatischen Verhältnisse. Für die Soziale Altenarbeit stellen sich 
hier explizit die Fragen, inwieweit in den Einrichtungen welche Handlungsoptionen der 
Bewohner_innen existieren bzw. versperrt sind und wie die subjektive Handlungsmacht 
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sowie die individuellen, sozialen und politischen Rechte der Bewohner_innen abgesichert 
und gestärkt werden (Bender et al. 2014; Bender et al. 2015; Horn et al. 2016). 

► Tipp Filme von Wolfgang Lack: Oma will nach Thailand/Oma bleibt in Thai¬ 
land/Oma lebt in Thailand 

Luck hat in drei Filmen deutsche Rentner_innen begleitet, die die Entscheidung 
getroffen haben, nach Thailand zu gehen. Er trifft Ute, die in eine Seniorenre¬ 
sidenz in Thailand zieht, dort enttäuscht wird und später eine kleine Senioren¬ 
wohngemeinschaft gründet. Zudem filmt Luck in einer Betreuungseinrichtung 
für Menschen mit Alzheimer in Thailand und begleitet Reinhard, der in Patta¬ 
ya lebt und klare Vorstellungen vom Altern dort hat (www.luckfilm.de/oma-in- 
thailand/). 

Migration von Care Workers 

Vor dem Hintergrund soziopolitischer Faktoren und globaler Ungleichheiten wie einem 
ungleichen Lohngefähe sind so genannte „global care chains“ (Hochschild 2000) ent¬ 
standen. Das bedeutet: In „reichen“ Ländern haben private Haushalte (bzw. oftmals die 
Frauen in diesen Haushalten) aufgrund von Faktoren wie einer steigenden Erwerbsbe- 
teiligung von Frauen (die traditionell Sorgenden), veränderten Familienstrukturen sowie 
einem erhöhten Bedarf an Betreuung und Pflege für ältere Menschen zunehmend damit 
zu kämpfen, die Anforderungen von Erwerbsarbeit und Verantwortung für private Sorge¬ 
tätigkeiten in Einklang zu bringen. Begünstigt durch sozialpolitische Eaktoren greifen sie 
zur Entlastung nicht selten auf aus „ärmeren“ Ländern kommende Arbeitskräfte zurück, 
die eine „Rund-um-die-Uhr-Betreuung“ anbieten. Die „Betreuungslücken“, die wieder¬ 
um diese Frauen in ihren Familien hinterlassen, werden von anderen zumeist weiblichen 
Familienmitgliedern gefüllt. Studien zeigen, dass die Frauen trotz physischer Distanz 
alltägliche Sorgearbeiten für ihre Familien in der Heimat leisten und somit von einer 
„Verkettung von Sorge zwischen den Herkunfts- und Ankunftsländern“ (Krawietz und 
Schröer 2011, S. 208) zu sprechen ist (Yeates 2011). Für die Soziale (Alten)arbeit stel¬ 
len sich u. a. die Fragen, wie sich die lokalen Sozialen Dienste hierdurch wandeln, wie in 
der häuslichen Pflege die unterschiedlichen Akteure - die Familie, der zu Pflegende, die 
Migrant_innen - ihr Pflegearrangement aushandeln und wie sich hierdurch Beziehungen 
und Rohen verändern (Krawietz und Schröer 2011; Van der Geest et al. 2004) oder wie 
die Care-Arbeiterinnen selbst, die sich nicht selten in prekären Arbeits- und Lebenssitua¬ 
tionen behnden, Unterstützung erhalten können (Krawietz und Visel 2014). 

Reisende Ideen und Institutionen 

Ein weiteres Phänomen, das im Kontext eines transnationalen Alterns verhandelt wird, 
steht in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit der grenzüberschreitenden Bewegung 
von Menschen, sondern von Ideen und Institutionen. Eür die Soziale Altenarbeit sind Stu¬ 
dien von Bedeutung, die aufzeigen, wie durch transnationale Diskurse, reisende Ideen und 
Institutionen Konstruktionen des Alter(n)s sowie Organisationen für ältere Menschen be¬ 
einflusst und verändert werden. Lamb untersucht, wie die Idee einer in einem bestimmten 
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nationalen Kontext institutionalisierten Organisationsform um die Welt reist - genauer; 
wie die Idee der Organisation „Altenheim“ als „westliche“ Organisationsform zur Pfle¬ 
ge älterer Menschen vor dem Hintergrund von Modernisierungsprozessen nach Indien 
transferiert wurde hzw. wird. Sie arbeitet heraus, dass diese Organisationen nicht einfach 
adaptiert, sondern vielmehr in den lokalen Kontext „übersetzt“ und damit verschiedene 
nationale und kulturelle Referenzrahmen in der Konstruktion dieser Organisationen mit¬ 
einander verwoben werden (Lamb 2016; 2009). Sie resümiert: „Cultural and economic 
factors involving both sending and receiving nations, and the interplay between national 
and transnational forces, come together to create the historically situated Institution of 
the old-age home in unique contexts. At the same time, and in part through the forging 
of the transnational elder-care Institution, visions of how best to live in late life become 
fashioned and refashioned in profoundly transnational ways“ (Lamb 2016, S. 194 f.). 

Grimm zeigt des Weiteren auf, wie im Kontext einer Entwicklungszusammenarbeit 
in globalen Debatten, die von zahlreichen Akteuren wie der UN, der Weltbank, NGOs 
und Wissenschaftlern geführt werden, transnationale Diskurse über das Alter(n) sowie zur 
Entwicklungsarbeit mit älteren Menschen geschaffen werden, die wiederum Einfluss auf 
NGOs und ihre Arbeit und Programme haben (Grimm 2016). Ein anderes Beispiel ist 
der Diskurs um ein active ageing, der in die Agenden der Weltgesundheitsorganisation, 
der Europäischen Union sowie in nationale Politiken Einzug gehalten hat und (somit) 
auch die Konstruktion von Organisationen für ältere Menschen wesentlich mitbeeinflusst 
(Hasmanovä Marhänkovä 201 1) (ähnlich Oppermann et al. 2017). 


16.4.3 Gewalt in der stationären Pflege älterer Menschen 

Gewalt in der stationären Pflege älterer Menschen stellt ein aktuelles Thema dar. Die we¬ 
nigen existierenden Studien machen deutlich, dass es sich bei Grenzverletzungen und 
Gewalt um keine Einzelfälle handelt, sondern diese vielmehr zum Pflegealltag gehören 
(Hirsch 2003). So gilt es als gesicherte Erkenntnis, dass sich das Risiko, Opfer von Ge¬ 
walt zu werden, mit zunehmender Pflegebedürftigkeit und damit größeren Abhängigkeiten 
erhöht (Gröning und Lietzau 2010) - und dies scheint auch für die stationäre Pflege zu¬ 
zutreffen. In einer Befragung von 80 Pflegenden in 8 stationären Einrichtungen gaben 
80% an, selbst in den letzten 12 Monaten Misshandlungen oder Vernachlässigungen be¬ 
gangen zu haben, 66 % der Befragten berichteten, Zeuge von Gewalthandlungen seitens 
anderer Fachkräfte gewesen zu sein (Görgen, nach Billen 2014). Auch Studien, die sich 
mit Einzelphänomenen von Gewalthandlungen, wie z. B. freiheitsentziehenden Maßnah¬ 
men beschäftigen, legen den Schluss einer weiten Verbreitung von Misshandlungen und 
Gewalt in der stationären Pflege nahe (Suhr 2015; Billen 2014). 

Derzeitige Erklärungen zum Vorkommen von Gewalt in der stationären Pflege betrach¬ 
ten Gewalt vor allem auf der Ebene der einzelnen Individuen. So werden Risiko- sowie 
Schutzfaktoren auf einer persönlichen Ebene - einerseits der persönlichen Einstellungen 
der Pflegepersonen, wie z. B. das eigene Verständnis von Arbeit, Wertvorstellungen, Um- 
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gang mit Stress, die Entwicklung eines Burn-outs, schlechte gesundheitliche Verfassung, 
negative Vorerfahrungen, andererseits ein hoher Grad an Pflegebedürftigkeit, kognitive 
oder psychiatrische Störungen sowie ausgeprägte Unruhe - identifiziert, die es durch Fort¬ 
bildungen und Supervisionen, die auf dieser persönlichen Ebene ansetzen, zu beseitigen 
gilt (Scheydt 2015; Suhr 2015; Billen 2014). 

Darüber hinaus hat sich seit wenigen Jahren eine Perspektiverweiterung insofern voll¬ 
zogen, als in der Betrachtung von Gewalt in institutionellen Hilfearrangements eine orga- 
nisationale Perspektive Eingang in den Diskurs gefunden hat (Willems und Ferring 2014) 
(wobei ältere Theorien, z. B. mit Goffman, ebenfalls strukturellen Ansätzen folgen; Grö- 
ning und Lietzau 2010). Ferring und Willems: „so soll doch dieser vergleichende Blick auf 
Missbrauchsprobleme deutlich machen, dass es sich aus unserer Sicht nicht um ein spezifi¬ 
sches Problem einzelner Institutionen handelt, sondern um ein generelles Problem gesell¬ 
schaftlicher Institutionen und Organisationen, in denen Menschen mit unterschiedlichen 
Ressourcen (Machtaspekt) dauerhaft in mehr oder weniger stabile Interaktionsstrukturen 
und Abhängigkeitsbeziehungen eingebunden sind“ (Ferring und Willems 2014, S. 14). 
Wenn Wolff in diesem Zusammenhang zudem von einer „Täter-Opfer-Institutionen-Dy- 
namik“ (Wolff 2014, S. 157) spricht, so ist damit gemeint, dass eine auf die Individuen 
gerichtete Perspektive eben nicht ausreicht, sondern dass im Kontext von Gewalt in Orga¬ 
nisationen, die durch Hilfe- und damit auch Machtbeziehungen gekennzeichnet sind, auch 
die organisationalen Strukturen, Kulturen und Interaktionsmuster in den Blick zu nehmen 
sind, die letztlich Restriktionen oder Chancen individuellen (gewalttätigen) Handelns er¬ 
zeugen (Utz, nach Ferring und Willems) - sprich: es sind Risiko- und Schutzfaktoren auf 
organisationaler Ebene zu betrachten (Ferring und Willems 2014; Wolff 2014). 

Dieser organisationale Blickwinkel auf die Entstehung und Bearbeitung von Gewalt 
wurde in der Folge der im Jahr 2010 zahlreich bekannt gewordenen Missbrauchsfälle vor 
allem für Organisationen, die Verantwortung für Kinder und Jugendliche tragen, diskutiert 
(Fegert und Wolff 2015) - viele der Ergebnisse und Forderungen lassen sich aber auch auf 
andere Organisationen, wie eben z. B. Alten- und Pflegeheime übertragen. Gefordert und 
implementiert wurden und werden in Organisationen für Kinder und Jugendliche soge¬ 
nannte Schutzkonzepte, die aus vier Komponenten - Gefährdungsanalysen, Prävention, 
Intervention und Aufarbeitung - bestehen. 


Exkurs: Schutzkonzepte 

Bei Gefährdungsanalysen geht es darum, eine Organisation in einem dialogischen 
Prozess zwischen allen ihr angehörenden Akteur_innen im Hinblick auf vorhandene 
Schutz- sowie Risikofaktoren zu durchleuchten. Unter Abgleich aller Perspektiven 
wird eruiert, wo mögliche Gefährdungslagen und auch Dilemmatasituationen ent¬ 
stehen können (Wolff 2015). Im Sinne der Prävention geht es auf der Grundlage 
dieser Gefährdungsanalysen darum, passgenaue Schutzprozesse sowie Mindeststan¬ 
dards auf den verschiedenen Ebenen einer Organisation zu implementieren. Dies 
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bedeutet auf einer Strukturebene z.B. die Implementierung interner und externer 
Beschwerdeverfahren oder die Durchführung themenspezifischer Fortbildungsmaß¬ 
nahmen für Mitarbeiterinnen (Wolff et al. 2015). Auf der Kulturebene bedeutet 
Prävention, dass eine Kultur der Achtsamkeit gelebt wird (Weick und Sutclif- 
fe 2010): Hier geht es darum, eine bestimmte Fehlerkultur zu etablieren, die 
Akteur_innen für organisationale Abläufe zu sensibilisieren und vereinfachende 
Erklärungen zu vermeiden. Es geht darum, Voice- und Exitoptionen sowie Mit¬ 
bestimmungsmöglichkeiten für alle Akteur_innen einer Organisation zu sichern 
sowie die höchstpersönlichen Rechte eines Individuums einzuhalten (Deiseroth 
2006; Tesch-Römer 2006). Auf einer Interaktionsdimension bedeutet Prävention 
des Weiteren, z. B. Schutzvereinbarungen für alltägliche Interaktionssituationen zu 
formulieren, in denen es häufiger zu möglichen Grenzverletzungen kommen kann, 
wie z. B. in Situationen der Körperpflege. Mit Intervention ist zudem gemeint, dass 
es im Falle eines Verdachts Interventionsleitfäden gibt, die allen Akteuren Orientie¬ 
rung darin geben, was zu tun ist. Unter Aufarbeitung wird ferner die Auswertung 
eines Vorfalls auf institutioneller Ebene verstanden. 


Während sich in Organisationen der Kinder- und Jugendhilfe eine zunehmende organi¬ 
sationale Perspektive mit der Implementierung derartiger Schutzkonzepte etabliert, stellt 
ein solcher Ansatz in der Sozialen Altenarbeit bislang weitestgehend eine Leerstelle dar. 

► Tipp Internetseite des Zentrums für Qualität in der Pflege: www.zqp.de. 


16.5 Schluss 

In diesem Beitrag wurde in das Handlungsfeld der Sozialen Altenarbeit eingeführt. Be¬ 
gonnen wurde mit dem Verweis, dass es sich um ein junges Handlungsfeld handelt, da die 
Soziale Arbeit lange Zeit auf die Lebensalter Kindheit/Jugend fokussiert war. Beschäftigt 
man sich näher mit den Handlungsfeldern der Sozialen Altenarbeit sowie der Kinder- und 
lugendhilfe, so lässt sich konstatieren, dass sich für beide Felder aus sozial- und organisa¬ 
tionspädagogischer Perspektive durchaus ähnliche Fragen und Herausforderungen stellen. 
Dies gilt, wenn man etwa Organisationen wie Senior Citizens Clubs und Jugendclubs und 
deren Bedeutung für die jeweiligen Adressat_innen vergleicht, wenn es z. B. um Wohn-, 
Unterbringungs- und Betreuungsmöglichkeiten geht, da ein Leben in der Ursprungsfami¬ 
lie (Kindheit/Jugend) bzw. im eigenen Haushalt (Alter) nicht mehr möglich ist (Schröer 
und Schweppe 2008), oder wenn z. B. der Schutz von jungen und alten Menschen im in¬ 
stitutioneilen Kontext diskutiert wird. Die intensivere Betrachtung spezifischer Themen 
über die Lebensspanne wäre daher sicherlich fruchtbar - insbesondere für die soziale Al- 
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tenarbeit, für die ein Feld wie die Kinder- und Jugendhilfe, das sich als differenzierter und 

elaborierter gestaltet, durchaus weiterführende Anregungen und Konzepte bereithielte. 

Fragen zur Reflexion 

• Welches Bild vom Alter(n) haben Sie persönlich? Kennen Sie Organisationen, die sich 
an alte Menschen richten, und welche Altersbilder lassen sich hier finden? Wie muss 
eine Soziale Arbeit mit Altersbildem umgehen? 

• Planen Sie ein Forschungsprojekt, das sich mit Fragen einer Sozialen Altenarbeit be¬ 
schäftigt. Welche Fragestellung würden Sie wählen? Mit welcher wissenschaftlichen 
Methode würden Sie die Fragestellung bearbeiten? Welche Herausforderungen würden 
Sie in forschungspraktischer Hinsicht sehen? Mit welchen Herausforderungen würden 
Sie sich als „leibhaftige_r Forscher_in“ konfrontiert sehen? 

• Machen Sie ein Brainstorming (Motto: „Out of the box“!): Welche Ideen, Elemente 
und Konzepte des Handlungsfeldes der Kinder- und Jugendhilfe wären fruchtbar und 
innovativ für eine Soziale Altenarbeit? 
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Zusammenfassung 

Die bürgerliche Frauenbewegung des 19. und beginnenden 20. Jahrhunderts hat in 
Deutschland durch die Gründung von Ausbildungsstätten, die Einführung von Metho¬ 
den, die Durchführung von Projekten und wissenschaftliche Forschungen entscheidend 
zur Entwicklung und Etablierung der Sozialen Arbeit als Beruf beigetragen. In die¬ 
sem Beitrag geht es um die Geschichte und Motive dieser Entwicklung vom Ende des 
19. Jahrhunderts bis zum Jahr 1933. Im Zentrum steht die Entwicklung der Ausbildung. 

Soziale Bewegungen und damit auch die bürgerliche Frauenbewegung stehen im 19. Jahr¬ 
hundert in enger Verbindung mit den in diesem Zeitraum aufgeworfenen „Fragen“. We¬ 
sentlich sind dabei drei ineinandergreifende Entwicklungen bzw. Diskussionen: 

• die Veränderungen der Sozialstruktur des Deutschen Reiches (u. a. Entstehung der „Ar¬ 
beiterklasse“) seit der Mitte des 19. Jahrhunderts, problematisiert als „Soziale Frage“, 

• die daraus resultierenden sozialpolitischen Diskussionen (u. a. Einführung der Sozial¬ 
versicherungen), die seit der Reichsgründung 1871 zunehmend als „Nationale Erage“ 
thematisiert wurden, und 

• die in der bürgerlichen Erauenbewegung entwickelten Konzepte einer „geistigen Müt¬ 
terlichkeit“, mittels derer eine spezihsche Lösung der „Frauenfrage“ in Kombination 
mit der Sozialen Frage angestrebt wurde. 
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► Die Frauenbewegung zählt zu den Sozialen Bewegungen, d. h. Netzwerken von Grup¬ 
pen und/oder Organisationen, die mit einer „gewissen Kontinuität“ und im Rahmen der 
Bildung einer „kollektiven Identität“ gesellschaftlichen Wandel in progressiver oder auch 
konservativer Hinsicht herbeiführen wollen (Roth und Rucht 2008, S. 13). Sie werden 
sowohl von Parteien als auch von Einzelereignissen abgegrenzt und sind immer sowohl 
Ausdruck als auch Motor (Gerhard 1994, S. 151), Produkte und Produzenten (Raschke 
1988, S. 11) sozialen Wandels. Ihr Entstehen zeigt, wie Hermann Giesecke (1981, S. 11) 
mit Bezug auf die Jugendbewegung des 19. und beginnenden 20. Jahrhunderts feststellt, 
„daß Selbstverständlichkeiten einer politischen Kultur fragwürdig geworden sind, daß 
entweder neue Bedürfnisse in traditionellen Institutionen nicht mehr befriedigt werden 
oder daß umgekehrt gesellschaftliche Veränderungen ,alte‘ Bedürfnisse nicht mehr be¬ 
friedigen.“ In diesem Spektrum setzen Frauenbewegungen sich für die Veränderung von 
Geschlechterverhältnissen und -arrangements in Staat, Gesellschaft und Familie vor al¬ 
lem in progressiv-emanzipatorischer Absicht ein. Frauenbewegungen entstanden in vielen 
Ländern im 19. Jahrhundert. Im Kaiserreich und in der Weimarer Republik ist in Deutsch¬ 
land ein bürgerlicher und ein proletarischer Teil der Frauenbewegung zu unterscheiden, 
die neben gemeinsamen auch unterschiedliche (politisch-ideologische) Ziele vertraten. 
Der bürgerlichen Frauenbewegung in Deutschland ging es insofern im Kaiserreich vor 
allem um den Zugang zu Bildungs- und Erwerbsmöglichkeiten, um Sittlichkeitsfragen, 
vor allem die Reglementierung der Prostitution sowie um rechtliche Gleichstellung, ins¬ 
besondere das Wahlrecht (Wolff 2008). In Bezug auf die Forderungen nach Bildungs- und 
Berufszugängen für Frauen kam der Sozialen Arbeit eine wichtige Funktion zu. 

Den Hintergrund dieser Diskussionen bilden verschiedene gesellschaftliche und wirt¬ 
schaftliche Wandlungsprozesse bzw. deren Auswirkungen auf das Zusammenleben un¬ 
terschiedlicher Bevölkerungsgruppen sowie unterschiedliche Lösungsansätze der aufge¬ 
worfenen Probleme: Veränderungen der Arbeitsorganisation durch Industrialisierung und 
Mobilität, neue Formen der Verelendung, Erosion der tradierten und fehlende alternative 
soziale Sicherungssysteme, aber auch: ein durch die Aufklärung und Säkularisierung in¬ 
spiriertes Verständnis von Gestaltbarkeit der sozialen Verhältnisse und der Bedeutung des 
Individuums bzw. von Gemeinschaft und Gesellschaft (Pankoke 1970). 

Soziale Arbeit als Beruf entstand in Deutschland vor diesem Hintergrund und war an¬ 
fangs eine in der professionellen Form fast exklusiv von Frauen ausgeübte Tätigkeit. Die 
ersten Ausbildungseinrichtungen, die für den öffentlichen Sektor qualifizierten, waren von 
Frauen für Frauen entwickelt worden und nahmen bis etwa 1927 eine Monopolstellung 
ein. Erst ab diesem Zeitpunkt gab es dann auch Ausbildungseinrichtungen mit einer staat¬ 
lichen Anerkennung für Männer. 

In diesem Beitrag wird die Entwicklung der Sozialen Arbeit im Kontext der bürgerli¬ 
chen Frauenbewegung am Beispiel der Ausbildungseinrichtungen vorgestellt, um durch 
das Verständnis der Grundlagen der Entstehung der Profession deren heutige Gestaltung 
und einige damit verbundene Probleme erschließbar zu machen. 
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17.1 Bürgerliche Frauenbewegung: Vom „Basarbazillus" 
zum Frauenberuf 

Die Diskussionen um die Einbeziehung von Frauen in die kommunale Armenfürsorge 
begannen in Deutschland etwa in der Mitte des 19. Jahrhunderts. Frauen hatten zwar 
auch zuvor wohltätige Aufgaben übernommen, dies aber überwiegend im Rahmen von 
gelegentlichen und nicht koordinierten Privatinitiativen oder im Zusammenhang der Glau¬ 
bensgemeinschaften, z. B. in Klöstern, im Rahmen der Diakonissenanstalten oder als Hel¬ 
ferinnen in den jüdischen Gemeinden. Im Kontext der Bestrebungen der bürgerlichen 
Frauenbewegung nach einer Professionalisierung der Wohlfahrtspflege geriet die unkoor¬ 
dinierte und unsystematische Wohltätigkeit bürgerlicher Damen jedoch in die Kritik. Mit 
Begriffen wie „Wohltätigkeitssport“, „gemeinnütziger Dilettantismus“ oder auch „Basar¬ 
bazillus“ (Cauer 1904, S. 114) wurde die rein caritative und ungeplant ausgeführte Wohl¬ 
tätigkeit kritisiert. Im Kontext des Auf- und Ausbaus der kommunalen Fürsorgestellen 
und der Debatte um die Professionalisierung der Armenfürsorge ging es um einen geziel¬ 
ten und fachlich qualifizierten Einsatz, der auf gesicherten Wissensbeständen aufbauen 
sollte und zudem die Not nicht nur lindern, sondern durch methodisches Vorgehen die 
Menschen in die Lage versetzen sollte, ihr Leben ohne Unterstützung zu führen. 

Die Soziale Arbeit von Frauen sollte dabei zur Lösung sowohl der Sozialen als auch 
der Frauenfrage beitragen: In Bezug auf die Frauenfrage sollten Frauen durch soziale Tä¬ 
tigkeiten auf die Übernahme staatsbürgerlicher Pflichten vorbereitet werden und durch 
ihren Einsatz zeigen, dass sie das Wahlrecht (eingeführt 1918) „verdienten“ (Allen 1991, 
S. 207). Gleichzeitig konnte von Vertreterinnen der bürgerlichen Frauenbewegung die 
Soziale Arbeit als originäres Aufgabengebiet von Frauen reklamiert und damit das Be¬ 
rufsspektrum für bürgerliche Frauen erweitert werden (Schüler 2004, S. 196). 

In Bezug auf die Soziale Frage ging es um Arbeit für die Versöhnung der Klassen 
durch ein besseres Verständnis und Eingehen auf die Bedürfnisse der Arbeiterfamilien. 
Während die Frauen des Bürgertums von Erwerbsarbeit ausgeschlossen waren und viele 
darunter litten, sah das Leben der Frauen aus der Arbeiterklasse anders aus: Erwerbsar¬ 
beit war notwendig, da die Löhne gering waren und die Arbeitszeiten bei 10 oder mehr 
Stunden am Tag lagen. Für die Vertreterinnen der Koppelung von bürgerlicher Frauenbe¬ 
wegung und Sozialer Arbeit ergab sich daraus eine Verpflichtung gegenüber den Frauen 
der Arbeiterklasse: „Wir wissen, daß wir, die wir von grober Arbeit befreit sind, daraus 
nicht das Recht entnehmen dürfen, uns an der verfeinerten Kultur zu erfreuen, ein Leben 
des Müßigganges, des Genusses zu führen, ohne zu Träger höherer Kultur zu werden, 
ohne den Schichten der Bevölkerung, die uns durch ihre Arbeit das Leben erleichtern, zu 
besseren Daseinsbedingungen zu verhelfen“ (Salomon 1912, S. 3). 

► Geistige Mütterlichkeit Grundlage der spezifischen Eignung von Frauen für die So¬ 
ziale Arbeit stellte die Vorstellung einer „geistigen Mütterlichkeit“ dar: Wie in der Familie 
sollten Frauen auch in Gemeinwesen und Staat versöhnende und ausgleichende Funktio¬ 
nen übernehmen (Twellmann 1993, S. 184). Die Vorstellung von zwei Geschlechtern mit 
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unterschiedlichen Kompetenzen und Fähigkeiten bildet das Grundgerüst dieser Idee: So 
begründete Jeanette Schwerin, eine der Pionierinnen der sozialen Ausbildung in Deutsch¬ 
land, die besondere Qualifikation von Frauen für die Soziale Arbeit mit ihrer „raschen 
Kombinationsgabe“ und ihrem „großen Anpassungsvermögen“. Damit verband sie die Fä¬ 
higkeit von Frauen, „mit ihren armen Schwestern ganz anders zu sprechen als der klügste 
Mann, der gemeinsame Boden, auf dem sie als Frau und Mutter mit ihnen steht, befähigen 
sie, ganz abgesehen von der Wärme ihrer Empfindung, in hohem Grade dieses Amtes zu 
walten“ (Schwerin 1894, S. 89). 

Soziale Arbeit wurde deshalb für die Frauenbewegung zu der Betätigung, bei der „die 
Frauen kraft ihrer Eigenart Besseres als auf den meisten anderen Lebensgebieten leisten, 
bei der sie ihre Gaben ganz entwickeln und nützen, etwas vollbringen können; bei der 
sie - ihr Geschlecht - den Männern überlegen, bei der sie für die Kultur unentbehrlich 
sind“ (Salomon 1913, S. 102) - und die ihnen schließlich die Gleichberechtigung erbrin¬ 
gen würde, die „Entfaltung der Frau zur freien, rechtskräftigen Persönlichkeit“ (Salomon 
1902, S. 37, Hervorh. i. Orig.). 

Diese Bestrebungen waren in der Armenfürsorge besonders gut angesiedelt, da dieser 
Bereich im 19. Jahrhundert noch weitgehend auf ehrenamtlichen Tätigkeiten beruhte und 
sich erst am Ende des Jahrhunderts langsam für Erauen öffnete. Sozialarbeit bzw. Wohl¬ 
fahrtspflege war damit ein professionell unbesetztes Eeld. Mit der Idee einer „geistigen 
Mütterlichkeit“ konnte so eine besondere Qualifikation von Erauen begründet werden, 
zum anderen gab es in dem sich gerade erst im Aufbau befindlichen System wenig orga¬ 
nisierten Widerstand gegen das „Eindringen“ von Frauen. 

Bei vielen Frauen stießen diese Ideen auf offene Ohren: Fast wortgleich beschrieben 
Frauen aus dem Bürgertum den im Alter von 14-18 Jahren erzwungenen Abbruch der 
schulischen Ausbildung und die damit einkehrende Langeweile und Sinnleere, der ein 
immenser Bildungshunger und der Wunsch, sich als nützliche Mitglieder der Gesellschaft 
zu beweisen, entgegenstanden. 

Für die Übernahme der neuen Aufgaben sollten Frauen nach Ansicht der bürgerli¬ 
chen Frauenbewegung eine Ausbildung absolvieren, damit statt der dilettantischen und 
unsystematischen Wohltätigkeit eine auf wissenschaftlicher Basis fundierte Soziale Ar¬ 
beit geleistet werden konnte. Den Beginn dieser Ausbildungsbestrebungen markieren die 
1893 in Berlin gegründeten „Mädchen- und Frauengruppen für soziale Hilfsarbeit“. 


17.2 Der „Ruf zu sozialer Hilfstätigkeit": „Mädchen- und 

Frauengruppen für soziale Hilfsarbeit" und „Jahreskurse" 

1893 gaben die Vertreterinnen der bürgerlichen Frauenbewegung und der Sozialreform¬ 
bewegung in Berlin einen Aufruf an Mädchen und Frauen des Bürgertums heraus: 

„Der wirtschaftliche und kulturelle Notstand in großen Bevölkerungsschichten des Va¬ 
terlandes, die zunehmende Verbitterung innerhalb weiter Kreise des Volkes, rufen auch 
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Frauen gebieterisch zu sozialer Hilfstätigkeit auf. Es darf nicht länger verkannt werden, 
daß gerade die Frauen und jungen Mädchen der besitzenden Stände vielfach eine schwere 
Mitschuld dafür trifft, jene Verbitterung durch den Mangel an Interesse und Verständnis 
für die Anschauungen und Empfindungen der unbemittelten Klassen, durch den Mangel 
jedes persönlichen Verkehrs mit diesen Volkskreisen gesteigert zu haben. [... ] Es handelt 
sich um keinerlei ,Emanzipationsbestrebungen ‘, es handelt sich lediglich darum, junge 
Mädchen und Frauen zu ernster Pflichterfüllung im Dienste der Gesamtheit heranzuzie¬ 
hen“ (zit. nach Salomon 1913, S. 8, Hervorh. i. Orig.). 

Die Distanzierung von „Emanzipationsbestrebungen“ im Gründungsaufruf ging nach 
Alice Salomon vor allem darauf zurück, dass der Begriff „Frauenemanzipation“ zum 
Zeitpunkt der Gründung „für manchen rechtschaffenen Bürger noch gleichbedeutend mit 
Aufruhr war, mit einem Kampf gegen die Natur, mit dem Verlust aller weiblichen Ei¬ 
genschaften“ (Salomon 1913, S. 99). Tatsächlich traten die „Gruppen“, wie sie unter den 
Mitgliedern genannt wurden, 1898 dem Dachverband der bürgerlichen Frauenbewegung 
„Bund Deutscher Frauenvereine“ (BDF) bei und entwickelten sich zu einem wichtigen 
Rekrutierungsfeld für den Nachwuchs der bürgerlichen Frauenbewegung, die „Vorschule 
der Frauenbewegung“ (Salomon 1913, S. 104). 

Dem Gründungsaufruf folgten etwa 50-60 junge Frauen. 1894 zählten die Gruppen 
100 Mitglieder, 1895 127 und 1899 dann 200. Ein deutlicher Anstieg ist dann nochmals 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts zu verzeichnen. 1903 hatten die Gruppen 480, 1913 dann 
1151 Mitglieder (Salomon 1913, S. 11 ff.). Die Leitung übernahm zunächst Mathilde Kir- 
schner, ab 1897 Jeanette Schwerin und nach deren Tod 1899 Alice Salomon. Die Idee 
fand zudem schnell auch in anderen Städten Anklang; 1908 gab es bereits 16 „Gruppen“ 
in anderen deutschen Städten (Schüler 2004, S. 219). 

Die Gruppen sollten deshalb sowohl Erziehungsverein für die Mitarbeiterinnen als auch 
Hilfsverein für die „besitzlosen Schichten“ sein (Salomon 1913, S. 4). Dieser doppelten 
Aufgabenstellung entsprachen auch die verschiedenen Aktivitäten; 


Fallbeispiel 

Zum einen ging es um Ausbildung im sozialen Bereich, was vor allem durch Vor¬ 
tragsreihen geschah. Eine grobe Unterscheidung lässt sich hinsichtlich eher „staatsbür¬ 
gerlicher“ und fachspezifischer Themen ziehen. Letztere sahen beispielweise Vorträge 
zur Organisation der Fürsorge in Deutschland, zu Gesundheitswesen oder Hygienevor¬ 
schriften oder auch zur Sozialen Arbeit in anderen Ländern vor. 

Zum anderen arbeiteten die Mädchen und Frauen in Wohlfahrtseinrichtungen (Krip¬ 
pen, Horten, Kindergärten, Waisenhäusern), in der TVrmenpflege, in Volksküchen und 
in Krankenhäusern, in der Rechtsberatung oder der Unterstützung von Jugendgerich¬ 
ten (Schröder 2001, S. 57 ff.). Von Mitgliedern der „Gruppen“ wurden zudem eigene 
Projekte ins Leben gerufen; u. a. eine Ferienkolonie für blinde Kinder, eine Leihbi¬ 
bliothek für Blinde, Heime und Interessenvertretungen für Arbeiterinnen (Salomon 
1913, S. 54 ff.). Jeanette Schwerin war maßgeblich an der Gründung der „Auskunfts¬ 
stelle“ beteiligt, in der es um eine systematische Erfassung der in Berlin bestehenden 
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Wohlfahrtseinrichtungen ging (Degethoff de Campos 1993, S. 26). Ab 1896 erschien 
regelmäßig das sogenannte „Graubuch“, anfangs unter dem Titel „Die Wohlfahrtsein¬ 
richtungen Berlins“, später und bis 1996 als „Graubuch - Führer durch das soziale 
Berlin“. Die „Gruppen“ wurden zudem berufspolitisch aktiv und reichten z. B. bei der 
Berliner Stadtverordnetenversammlung und Armendirektion nach der Reform der Ar¬ 
menordnung im Jahr 1902 ein Verzeichnis von Frauen ein, „die bereit und geeignet 
waren, das Amt einer Armenpflegerin zu übernehmen“ - leider mit wenig Erfolg, von 
den vorgeschlagenen 80 Frauen wurden nur 5 beschäftigt (Salomon 1913, S. 58 f.). 

Ein ständiges Problem der „Gruppen“ war in den Anfangsjahren der eher schwache Be¬ 
such der Vorträge. Für dieses scheinbare Desinteresse werden zum einen die Praxisferne 
der theoretischen Ausführungen und zum anderen die fehlenden wissenschaftlich-theo¬ 
retischen Grundlagen der Sozialen Arbeit zu diesem Zeitpunkt verantwortlich gemacht 
(Feustel 2008, S. 40). Alice Salomon verweist auch in späteren Jahren noch wiederholt 
auf die besondere Qualifikation, die Lehrer_innen an Sozialen Frauenschulen mitbringen 
müssen: sowohl theoretische als auch praktische Erfahrungen. 

Als nächster Schritt in der Entwicklung der Ausbildung wurden 1899 aus den „Grup¬ 
pen“ heraus sogenannte „Jahreskurse“ eingeführt, die eine verbindlichere Eorm der Schu¬ 
lung darstellten. In vier Quartalen wurde Unterricht in verschiedenen Feldern der sozia¬ 
len Arbeit erteilt: öffentliche Kindererziehung, Armen- und Wohlfahrtspflege, volkswirt¬ 
schaftliche Kenntnisse. 1906 wurden die Jahreskurse in eine Unter- und eine Oberstufe 
gegliedert. Die Jahreskurse wurden jeweils von etwa 40-50 Teilnehmerinnen besucht 
(Sachße 1994, S. 130). 


17.3 Ausbildung zur „sozialen Gesinnung": Soziale Frauenschulen 

Mit den „Gruppen“ und den „Jahreskursen“ waren die Voraussetzungen geschaffen wor¬ 
den, um Soziale Arbeit im System der höheren Bildung verankern zu können. Dies wurde 
u. a. notwendig, weil immer mehr Frauen auch zu bezahlter Fürsorgetätigkeit strebten 
und insofern eine vertiefte Ausbildung sinnvoll schien (Salomon 1908b, S. 283). Dazu 
waren aber weitere Voraussetzungen zu schaffen: der Zugang für Frauen zu höheren Bil¬ 
dungseinrichtungen. Hier kreuzten sich die Bestrebungen der Frauenbewegung und der 
Begründerinnen der Sozialen Arbeit erneut. Ein wichtiges Ziel der bürgerlichen Frauen¬ 
bewegung war insofern der Zugang zu höherer Bildung (Abitur für Mädchen, Zulassung 
von Frauen zu den höheren Lehrämtern) und vor allem die Öffnung der Universitäten für 
studierwillige Frauen. In diesem Kontext kam es u. a. zur Einführung von vorbereitenden 
Gymnasialkursen und schließlich zu (privaten) Schulgründungen (1893 erstes Mädchen¬ 
gymnasium in Karlsruhe). 




17 Soziale Arbeit im Kontext der bürgerlichen Frauenbewegung 


265 


Exkurs 

Der Zugang zu den Universitäten in Deutschland war Frauen über Jahrhunderte ver¬ 
wehrt. Die Frauen, die dennoch ein Studium aufnehmen wollten, taten dies vor allem 
im Ausland, vorzugsweise in der Schweiz, in der Studentinnen ab 1840 zugelassen 
worden waren. Ende des 19. Jahrhunderts wurden dann Frauen auch in Deutschland 
vereinzelt zum Universitätsstudium zugelassen, aber als Einzelfälle und häufig nur 
mit ausdrücklicher Genehmigung der Professoren. 

Im Jahr 1900 öffnete zunächst das Land Baden die Universitäten für weibliche 
Studierende, weitere Länder folgten. 1908 entschied schließlich auch das flächen- 
und bevölkerungsstarke Preußen als eines der letzten Länder, Lrauen ohne Be¬ 
schränkungen zum Hochschulstudium zuzulassen (von Soden und Zipfel 1979). Im 
Kontext dieser Diskussionen ging es zudem um die Lrage der Ermöglichung höherer 
Bildung ohne Universitätsstudium. Die Preußische Mädchenschulreform sah hierfür 
u. a. die Einführung von „Erauenschulen“ vor, an denen Mädchen zwei Jahre lang 
in Haushaltsführung unterrichtet werden sollten. 


Damit war der Weg frei, um die Ausbildung in der Sozialen Arbeit auf eine höhere 
Stufe zu heben (Kuhlmann 2007, S. 81 ff.). Alice Salomon entwickelte ein erstes systema¬ 
tisches Curriculum für „Soziale Erauenschulen“ (Kuhlmann 2007, S. 86 ff.) und war 1908 
maßgeblich an der Gründung der ersten nicht-konfessionellen Sozialen Erauenschule in 
Berlin beteiligt. „Die soziale Erauenschule wird in derselben Weise wie die ,Schools of 
Philanthropy“ in den Vereinigten Staaten und wie die ,Schule für soziale Arbeit“ in Ams¬ 
terdam in einem geschlossenen zweijährigen Lehrplan die Kenntnisse vermitteln, denen 
sowohl die freiwilligen Hilfskräfte, die wirksame soziale Arbeit leisten wollen, als auch 
die sozialen Beamten, die Leiter großer Vereine bedürfen“ (Salomon 1908a). 

Die Ausbildung sollte zwei Jahre dauern und war in eine Unter- und eine Oberstu¬ 
fe gegliedert. In der Unterstufe sollten pädagogische und hauswirtschaftliche Eächer auf 
die Tätigkeiten in der Jugendfürsorge und im Haushalt vorbereiten sowie die Grundla¬ 
gen einer „wirksamen Eürsorge“ (Salomon 1908a) vermitteln. Die Oberstufe stellte dann 
die eigentliche Eachausbildung dar: „Volkswirtschaftslehre, Bürgerkunde und Eamilien- 
recht, Sozialethik, Pädagogik, Soziale Hygiene, Einführung in die Probleme der sozialen 
Arbeit, Theorie und Geschichte des Armenwesens und der Armenpflege, Theorie der Ju¬ 
gendfürsorge“ (Salomon 1908a). Voraussetzung für die Annahme an der Schule war eine 
abgeschlossene Schulausbildung (in der Regel Lyzeum) sowie eine abgeschlossene Be¬ 
rufsausbildung, die je nach gewähltem Studienschwerpunkt als Krankenschwester, Säug¬ 
lingspflegerin, Kindergärtnerin, Hortnerin, Jugendleiterin, Lehrerin für Hauswirtschaft 
oder Nadelarbeit absolviert sein konnte. Nach dem Abschluss wurde ein einjähriges Pra- 
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xisjahr angeschlossen, mit dessen Abschluss die Absolventinnen ab 1920 die staatliche 
Anerkennung als „Wohlfahrtspflegerin“ erhielten, wenn sie zu diesem Zeitpunkt bereits 
24 Jahre alt waren. Die Soziale Frauenschule wurde im ersten Jahr ihres Bestehens sehr 
positiv angenommen und auch von Frauen, die nicht aus Berlin kamen, besucht: 36 Schü¬ 
lerinnen besuchten die Unter-, 47 die Oberstufe (Berliner Verein für Volkserziehung u. a. 
1909, S. 3-4). 

Mit der Gründung der Sozialen Frauenschule in Berlin bestand erstmals in Deutsch¬ 
land eine fachlich qualifizierende Ausbildungseinrichtung im nichtkonfessionellen Be¬ 
reich (1905 hatte der Evangelische Frauenbund in Hannover eine konfessionelle Frau¬ 
enschule zur Ausbildung für die Innere Mission eröffnet; Schüler 2004, S. 224). Dies 
besaß Vorbildcharakter für eine Reihe solcher Gründungen im Deutschen Reich. 1914 gab 
es zwölf Soziale Frauenschulen in Deutschland. 1917 fand der Zusammenschluss dieser 
Schulen zur „Konferenz der Sozialen Frauenschulen“ statt (heute: Fachbereichstag Sozia¬ 
le Arbeit), deren Vorsitz Alice Salomon übernahm. 1919 waren in der Konferenz 16, 1927 
30 Schulen zusammengeschlossen (Simmel 1981, S. 399). 

Aufgrund des durch den Ersten Weltkrieg steigenden Bedarfs an Eürsorgerinnen und 
der damit verbundenen Eragen nach einer quantitativen Steigerung der Ausbildungsmög¬ 
lichkeiten entstand eine Diskussion um die mögliche Verankerung der Ausbildung an 
Universitäten. Dieser Weg wurde jedoch von vielen Vertreterinnen der Sozialen Arbeit 
abgelehnt, da sie befürchteten, dass der spezifische Charakter der Ausbildung an den 
Hochschulen nicht gewährleistet werden könnte. Insofern wurde hier das Prinzip der 
„geistigen Mütterlichkeit“ in Anschlag gebracht und eine „soziale Gesinnung“ zum Ziel 
der Ausbildung erklärt: 

► „Es gilt, Schülerinnen auf eine Arbeit vorzubereiten, die nicht nur die Leistung, son¬ 
dern auch die Gesinnung schätzt; für die der Zustand der Seele nichts Gleichgültiges, oder 
Nebensächliches ist. Sie darf deshalb nicht nur die Methoden der Pädagogik, die Technik 
sozialer Arbeit lehren; sie soll nicht nur Wissen vermitteln, sondern eine Pflanzstätte so¬ 
zialer Gesinnung werden“ (Salomon 1908c, S. 107). Diese Gesinnung könne nur an einer 
Schule vermittelt werden, in der ein entsprechendes pädagogisches Klima herrsche und in 
der zudem Lehrerinnen und Lehrer den Schülerinnen diese Gesinnung „vorlebten“ (Goe- 
schel und Sachße 1981, S. 443). Die Universitäten hingegen praktizierten eine lediglich 
intellektuelle Wissensvermittlung, in der eine praxisorientierte Vermittlung nicht vorgese¬ 
hen war. 

Mit dem Ausbau der kommunalen Eürsorge in der Weimarer Republik stieg dann der 
Bedarf an ausgebildeten Kräften noch einmal an. 1918 erließ das Preußische Ministerium 
für Volkswohlfahrt eine erste Prüfungsordnung für die Sozialen Erauenschulen - aller¬ 
dings zunächst ohne die Konferenz der Sozialen Frauenschulen einzubeziehen. Mit der 
vorgeschlagenen l'/ 2 -jährigen Ausbildungsdauer und zwei vorausgesetzten vorhergehen¬ 
den anderweitigen Berufsausbildungen traf das Ministerium jedoch die Vorstellungen der 
Ausbildungsvertreterinnen nicht. Als Helene Weber, die zuvor selbst eine Soziale Frauen- 
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schule in Köln geleitet hatte, zur Referentin für den Bereich Sozialer Ausbildung ernannt 
wurde, entwickelte sie gemeinsam mit Vertreterinnen der Sozialen Frauenschulen eine 
neue staatliche Prüfungsordnung, die im Oktober 1920 in Kraft trat und bis in die 1950er- 
Jahre hinein richtungsweisend bleiben sollte (Zeller 1987, S. 70). 

Der Erlass sah eine Prüfung für das gesamte Gebiet der Wohlfahrtspflege (gesundheit¬ 
lich, erzieherisch, wirtschaftlich) vor. Damit hatten die Vertreterinnen der Konferenz der 
Sozialen Frauenschulen das von ihnen präferierte Prinzip einer generalistischen Ausbil¬ 
dung durchgesetzt. Die Schülerinnen konnten sich dann entsprechend ihrer Vorbildung 
für eine der drei Richtungen entscheiden. Eine „wesentliche Neuerung“ und damit gleich¬ 
zeitig Herausforderung für die Sozialen Erauenschulen war die Zulassung von Mädchen 
und Erauen mit Volks- oder Mittelschulabschluss (Salomon 1921, S. 64, 66), d. h. eine 
Öffnung für Erauen aus anderen Schichten als dem gehobenen Bürgertum. Mit diesem 
Schritt erweiterte sich das Spektrum der an sozialen Berufen interessierten Frauen und die 
Ablösung von der Idee einer Tätigkeit für „höhere Töchter“ setzte ein. 

Mit der Prüfungsordnung und der damit erlangten staatlichen Anerkennung der Sozia¬ 
len Frauenschulen hatte sich die Soziale Arbeit als Frauenberuf zu Beginn der Weimarer 
Republik etabliert. In der Ausbildungsordnung und den Konzeptionen der Schulen waren 
die Ideen einer „geistigen Mütterlichkeit“ sowohl durch die angestrebte „soziale Gesin¬ 
nung“ durchgesetzt als auch durch den Umstand, dass die Schulen nur Frauen zugänglich 
waren. Eine vergleichbare, staatlich anerkannte Ausbildung für Männer gab es zunächst 
nicht. Allerdings waren durch die damit verbundene Abkoppelung vom sonstigen Ausbil¬ 
dungssystem auch spezifische Probleme entstanden, die für die weitere Entwicklung der 
Sozialarbeit in Deutschland von großer Bedeutung sind. Im Wesentlichen geht es dabei 
um die Frage der Wissenschaftlichkeit, die Diskussionen um die Öffnung des Berufs für 
Männer und daraus resultierend um eine geschlechterspezifische Aufteilung der Tätigkei¬ 
ten im Bereich der Sozialarbeit. 


17.4 „Etwas Neues und Eigenartiges": Deutsche Akademie für soziale 
und pädagogische Frauenarbeit 

Auch wenn die Leiterinnen der Sozialen Frauenschulen sich für die Beibehaltung des 
spezifischen „Geistes“ der Ausbildung an den Sozialen Frauenschulen und damit gegen 
eine universitäre Ausbildung ausgesprochen hatten, so wollten sie die Forschung und die 
Ausbildung für höher qualifizierte Stellen nicht allein an die Universitäten delegieren. 
Forschung gehörte insofern seit Beginn der Bestrebungen nach Etablierung Sozialer Ar¬ 
beit als Beruf zum Selbstverständnis ihrer Protagonistinnen (Hering 2010). Das 1893 im 
Kontext der Berliner „Auskunftsstelle“ gegründete „Archiv für Wohlfahrtspflege“ (heute: 
„Archiv des Deutschen Zentralinstituts für soziale Prägen“ beim Deutschen Zentralinsti¬ 
tut für soziale Fragen) betrieb unter der Leitung von u. a. Siddy Wronsky eine Sammlung 
von Fallbeispielen (Degethoff de Campos 1993). 
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Zum anderen wurden Unterrichtsmaterialien und Lehrbücher entwickelt (z. B. Alice 
Salomon und Siddy Wronsky; Leitfaden der Wohlfahrtspflege 1921, dies.: Soziale Thera¬ 
pie 1926, Alice Salomon: Einführung in die Volkswirtschaftslehre 1909). 

Um eine stärker wissenschaftliche Ausbildung und Forschungsaktivitäten zu etablie¬ 
ren sowie um die Ausbildung für die Lehrerinnen an den Sozialen Frauenschulen nicht 
allein den Universitäten zu überlassen, wurde unter Beteiligung wichtiger Vertreterinnen 
aus Sozialarbeit und -Verwaltung 1925 in Berlin die „Deutsche Akademie für soziale und 
pädagogische Frauenarbeit“ gegründet. Die Akademie sollte die Entwicklung und Durch¬ 
setzung der spezifischen weiblichen Elemente in Ausbildung und Ausübung der sozialen 
Berufe vorantreiben und - im Unterschied zu den Universitäten - die Zusammenführung 
von Theorie und Praxis auch auf dieser Stufe gewährleisten (Salomon 1925, S. 302). Die 
Akademie bot verschiedene Fort- und Weiterbildungsangebote für unterschiedliche Ziel¬ 
gruppen an: Jahreskurse für ausgebildete Wohlfahrtspflegerinnen, Jugendleiterinnen, aber 
auch Lehrerinnen, die ein Jahr lang wissenschaftlich arbeiten wollten, oder für Akademi- 
kerinnen, die in einen sozialen Beruf wechseln wollten, Nachmittags- und Wochenkurse 
für an Weiterbildung Interessierte, wissenschaftliche Kurse für Mütter (ähnliche Angebote 
hatte es bereits im Kontext der Sozialen Frauenschule in Berlin gegeben - Berliner Ver¬ 
ein für Volkserziehung u. a. 1910, 1912). Daneben wurden zwei Forschungsabteilungen 
eingerichtet: eine zur sozialwissenschaftlichen Untersuchung sozialer und sozialpädago¬ 
gischer Themen und eine zur Erforschung der wissenschaftlichen Grundlagen der Haus¬ 
wirtschaft (Salomon 1927, S. 23 f.). 

► Den spezifischen Ansatz der „Deutschen Akademie“ beschrieb Alice Salomon wie 
folgt: „daß sie die Aufgabe hat, bestimmte Gebiete der Wissenschaft in einer besonderen 
Form zu behandeln, mit besonderem Geist zu erfassen, und daß sie damit dem vielfach ge¬ 
gliederten Aufbau der deutschen Hochschulen etwas Neues und Eigenartiges, mit neuem 
und eigenartigem Inhalt Erfülltes hinzufügt“ (Salomon 1929, S. 138). Insofern umfasste 
die Akademie im Unterschied zu den Universitäten nicht „alle Wissenschaften, sondern 
nur einen Ausschnitt: die Wissenschaften, die sich auf den Menschen beziehen“, und dies 
zudem nicht isoliert nebeneinander, „sondern jede einzelne soll in eine neue Betrachtungs¬ 
weise gestellt auf die Totalität des Menschen bezogen werden“ (Salomon 1929, S. 141). 
Die Verknüpfung von Theorie und Praxis sollte zudem auch die Forschungsabteilungen 
auszeichnen. 

Die Forschungsaktivitäten wurden im Dezember 1926 aufgenommen. Untersucht wur¬ 
den Fragen, in deren Zentrum die „Familie“ in Deutschland stand. Um Grundlagen für die 
Soziale Arbeit zu erlangen, sollte es darum gehen, die „Leistungsfähigkeit der Familie als 
Institution“ zu untersuchen und dabei nicht einen defizitorientierten Blick einzunehmen, 
sondern „Gesundheit und Krankheit, Kraft und Schwäche, Ordnung und Unordnung der 
Institution Familie in ihrem Verhältnis zueinander“ (Salomon 1930, S. 286) aufzudecken. 
Von 1930 bis 1933 erschienen insgesamt 13 Bände, die sich mit verschiedenen Aspekten 
befassten. Darunter Familienmonografien, statistische Zusammenstellungen sowie Un- 
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tersuchungen, die sich mit Kindern, Jugendlichen, Obdachlosigkeit, alleinerziehenden 
Müttern (auch auf dem Land), Fabrikarbeiterinnen oder Themen wie dem Familienein¬ 
kommen beschäftigten (Salomon 1983, S. 215). Zu hauswirtschaftlichen Fragestellungen 
wurden ebenfalls 13 Bände publiziert, die sich mit der Organisation und Ökonomie oder 
der Mechanisierung der Hauswirtschaft sowie zu Lehrmethoden im hauswirtschaftlichen 
Unterricht, Zusammenschlüssen von Landarbeiterinnen, Ernährungsfragen u. a. befassten 
(Sveistrup und von Zahn-Harnack 1934, S. 456; Deutscher Akademikerinnenbund 1982, 
S. 38). 

1933, also nur acht Jahre nach der Gründung, wurde die Akademie aufgelöst, um der 
geforderten „Gleichschaltung“ durch die nationalsozialistische Regierung zu entgehen. 


17.5 Staatsbürgerliche Schulung und Klassenversöhnung - 
Die Entwicklung der professionellen Sozialen Arbeit 
im Kontext der bürgerlichen Frauenbewegung 

Am Beginn der Entwicklung der professionellen Sozialen Arbeit aus den Bestrebungen 
der bürgerlichen Frauenbewegung standen drei Ziele: 

• die Schaffung von sinnvollen Tätigkeiten für bürgerliche Frauen, die ihnen 

• Teilhabe an den staatsbürgerlichen Pflichten und Aufgaben ermöglichen und damit 
letztlich Beteiligungsrechte erbringen und 

• zur Lösung der Sozialen Frage, vor allem zur Verbesserung der Lebensführung der Ar¬ 
beiterklasse beitragen sollten. Bei einer Bewertung der Aktivitäten ist aber zu beachten, 
dass diese nicht mit heutigen Maßstäben gemessen, sondern nach den damaligen Ver¬ 
hältnissen verstanden werden müssen (Allen 1991, S. 240). 

Letztlich ist keines dieser Ziele in Reinform erreicht worden, gleichwohl wurden 
mit den Ausbildungseinrichtungen, Projekten, Methoden und Untersuchungen wichtige 
Grundlagen für die Entwicklung Sozialer Arbeit als Beruf gelegt. Durch diese Aktivitäten 
wurde für viele Erauen, zunächst des Bürgertums, später auch aus anderen Schichten und 
für Männer ein Berufs Spektrum erschlossen, das heute zu den größten Beschäftigungsfel¬ 
dern im Dienstleistungsbereich zählt (Rauschenbach und Züchner 2012). Leider hinkte 
die Entlohnung dieser Tätigkeiten ihrer gesellschaftlichen Bedeutung von Beginn an hin¬ 
terher. So konnten zu Anfang die wenigen bezahlten Wohlfahrtspflegerinnen von ihren 
Löhnen kein finanziell unabhängiges Leben führen - außer sie besetzten eine der wenigen 
Leitungspositionen (Schüler 2004, S. 295). Hier wirkt das Erbe der Idee der bürgerlichen 
Frauenbewegung bis heute nach, eine Tätigkeit für Frauen des gehobenen Bürgertums zu 
schaffen, die auf Erwerbsarbeit nicht angewiesen waren. Und auch die Idee einer „geisti¬ 
gen Mütterlichkeit“ scheint noch in den Köpfen Vieler zu spuken: Soziale Arbeit ist nach 
wie vor ein Beruf, den vor allem Erauen ergreifen. 
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Das Wahlrecht erhielten Frauen in Deutschland im Jahr 1918, ob dies auf ihre sozialen 
Aktivitäten zurückzuführen ist oder doch eher an den politischen Grundlagen des ersten 
demokratisch orientierten Staates lag, ist umstritten. Zumal die weiteren Kämpfe zeigen, 
dass das Wahlrecht nicht automatisch auch die gleichberechtigte Beteiligung an allen ge¬ 
sellschaftlichen und privaten Fragen bedeutet. Die Soziale Frage wurde ebenfalls nicht 
abschließend gelöst, sondern erfordert in unterschiedlichen Facetten bis heute jeweils spe¬ 
zifische und neue Lösungsansätze. 

Was die bürgerliche Frauenbewegung jedoch erreicht hat, ist eine Sensibilisierung und 
spezifische Bearbeitung sozialer Problemlagen und Bewältigungsaufgaben. Die Projek¬ 
te, Konzepte und Methoden der Ausbildung und Tätigkeit erweiterten das Spektrum der 
Wohlfahrtspflege erheblich und schufen die Voraussetzungen für eine Professionalisierung 
sozialer Tätigkeiten. Aus der weitgehend ungeplanten und wenig nachhaltig angelegten 
Wohltätigkeit entstand ein auf wissenschaftlichen und methodischen Grundlagen basie¬ 
render und ausgeübter Beruf. In diesem Prozess wurden bis heute geltende Prinzipien in 
Ausbildung und Profession verankert (u. a. Verbindung von Theorie und Praxis, genera- 
listische Ausbildung, Hilfe zur Selbsthilfe). Durch die in der Akademie für soziale und 
pädagogische Frauenarbeit durchgeführten wissenschaftlichen Untersuchungen wurden 
zudem wichtige Grundsteine für Forschung in der Sozialen Arbeit geschaffen - die heute 
leider nur wenig zur Kenntnis genommen werden. 

Auch wenn nicht alle Ziele erreicht werden konnten, entstand mit der bürgerlichen 
Frauenbewegung doch die Basis für die Entfaltung des Spektrums sozialer Berufe und 
den - immer wieder neu anzugehenden - Versuch, sozialen Wandel zu initiieren und Men¬ 
schen in unterschiedlichen Lebenslagen zu unterstützen. 

Fragen zur Reflexion 

• Nennen Sie die Gründe für die Entwicklung spezifisch „weiblicher“ Ausbildungsstät¬ 
ten für die Soziale Arbeit. 

• Diskutieren Sie das Prinzip der „geistigen Mütterlichkeit“ für die Entwicklung der So¬ 
zialen Arbeit. Hat dies heute noch eine Bedeutung? 

• Braucht die Tätigkeit in der Sozialen Arbeit eine „soziale Gesinnung“? Wie würden 
Sie dies heute begründen und inhaltlich ausfüllen? 
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Zusammenfassung 

Die Geschichte der Sozialpädagogik ist schwer von jener der Sozialen Arbeit abzu¬ 
grenzen. Deswegen nimmt sich der vorliegende Beitrag zunächst dieser Differenz von 
Sozialpädagogik und Sozialer Arbeit an und diskutiert Gemeinsamkeiten ebenso wie 
Unterschiede. Hiervon ausgehend werden drei prominente Definitionen von Sozial¬ 
pädagogik aus den Jahren 1844, 1894 und 1929 vorgestellt. Der Vergleich zeigt, wie 
Sozialpädagogik mit dem Wandel der Zeit neben einer Bildungstheorie auch eigene In¬ 
stitutionen ausbildete. Entscheidenden Anteil hieran hat die Entstehung der Jugend als 
eigenständige Lebensphase im 19. Jahrhundert. Diesem Zusammenhang wird im Bei¬ 
trag ebenso ausführlich nachgegangen wie der Frage, wie die großen sozialpädagogi¬ 
schen Utopien in die nationalsozialistische Krise der Sozialpädagogik führen konnten. 


Vor ein paar Jahrzehnten schienen die Verhältnisse noch recht einfach und klar zu sein: 
Sozialpädagogik ist das, was an Universitäten studiert wird, und Soziale Arbeit wird an 
Fachhochschulen gelehrt. Nun hat sich die Situation aber zwischenzeitlich entscheidend 
geändert. Einerseits gibt es Studiengänge für Soziale Arbeit und für Sozialpädagogik in¬ 
zwischen sowohl an Fachhochschulen als auch an Universitäten. Andererseits wird die 
strikte Trennung zwischen Fachhochschulen, die heute ja auch als „Hochschulen“ oder 
„Universities of Applied Sciences“ bezeichnet werden, und Universitäten zunehmend auf¬ 
gehoben. 

Doch selbst wenn man diese gegenwärtigen Entwicklungen außer Acht lässt, war die 
einfache Formel „Sozialpädagogik = Universität“ und „Soziale Arbeit = Fachhochschule“ 
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auch schon zuvor bei näherer Betrachtung nicht wirklich aufschlussreich. Wenn dem so 
wäre, würden Sozialpädagogik und Soziale Arbeit nur zwei unterschiedliche Namen für 
das Gleiche darstellen. Oder handeln Sozialpädagog_innen etwa anders als Sozialarbei- 
ter_innen, weil sie sich im Studium unterschiedliches Wissen angeeignet haben? Oder, 
um noch eine dritte Möglichkeit der Differenzierung anzuführen: Gibt es Arbeitsfelder, 
die sich eher der Sozialpädagogik oder eher der Sozialen Arbeit zuordnen lassen? 


18.1 Sozialpädagogik = Soziale Arbeit? 

Auch in diesem Lehrbuch finden sich zwei Kapitel: eines zur Geschichte der Sozialen 
Arbeit und eines zur Geschichte der Sozialpädagogik. Werden sie also zwei unterschiedli¬ 
che Geschichten erzählt? Die Antwort auf diese letzte Frage ist ein entschiedenes „Jein!“. 
Wenn man aus einer sozialpädagogischen Perspektive auf die Geschichte blickt, so werden 
teilweise andere Aspekte wichtig oder die gleichen historischen Phänomene etwas anders 
gewertet. Eine große Differenz beziehungsweise ein tiefer Graben zwischen Sozialpäd¬ 
agogik und Sozialer Arbeit ergibt sich hierdurch jedoch - hoffentlich! - nicht. Zu groß 
sind die Gemeinsamkeiten und zu wenig ist das eine ohne das andere zu denken. Zugleich 
ergibt sich jedoch gerade aus dem Wechselspiel von Sozialer Arbeit und Sozialpädagogik 
ein Spannungsverhältnis, das höchst produktiv sein kann. 


18.1.1 Sozialpädagogik als Profession 

Erstens stellt Sozialpädagogik eine Profession dar. Sozialpädagogik übernimmt grundle¬ 
gende Funktionen in der Gesellschaft und ist in einen Wohlfahrtsstaat eingebettet. Auf 
dem historischen Weg dahin ergeben sich breite Überschneidungen zur Geschichte der 
Sozialen Arbeit: Aus dem mittelalterlichen Bettel wesen hat sich über die frühneuzeitli¬ 
che städtische Armenfürsorge, die sozialen Bemühungen der ersten, zweiten und dritten 
Frauenbewegung sowie die bürgerliche Sozialreform und die Jugendbewegung ein brei¬ 
tes Spektrum wohlfahrtsstaatlich verankerter sozialer Dienste entwickelt (Eßer 201 1). Ein 
besonderes Merkmal besteht darin, dass Sozialpädagog_innen häufig mit anderen Profes¬ 
sionen Zusammenarbeiten. Sie sind etwa mit dem Gesundheits-, dem Justiz- oder dem 
BildungsSystem vernetzt und bearbeiten zum Teil auch stellvertretend die Probleme, die 
in diesen gesellschaftlichen Bereichen entstehen (Dewe und Otto 1996). 


18.1.2 Sozialpädagogik als Disziplin 

Nicht zu lösen von der Entwicklung der Profession ist die akademische Entwicklung von 
Sozialpädagogik als Disziplin. Zunächst haben die Profession und der wachsende Bedarf 
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an akademischen Ausbildungsgängen die sozialpädagogische Disziplinbildung erzwun¬ 
gen (Gängler 1994, S. 229). Verglichen mit anderen Professionen hat die Akademisierung 
in der Sozialpädagogik relativ spät stattgefunden. Während an Fachschulen bereits seit 
dem Beginn des 20. Jahrhunderts grundständig Soziale Arbeit gelehrt wurde (Braches- 
Chyrek 2017), wurden erst seit den 1920er-Jahren an Universitäten Aufbaustudiengänge 
in Sozialpädagogik eingerichtet, die zunächst an theologischen, philosophischen und juris¬ 
tischen Lehrstühlen angesiedelt waren. In zwei- bis viersemestrigen Studiengängen wur¬ 
den beispielsweise in Göttingen sowie in Frankfurt am Main und Münster Diplome in Ju¬ 
gendfürsorge und Sozialer Arbeit verliehen (Gängler 1994, S. 233 ff.). Erst in den 1950er 
Jahre schließlich wurde die Sozialpädagogik unter dem Dach der Erziehungswissenschaft 
als eigenständiger Hauptfachstudiengang an den Universitäten etabliert. Während „Social 
Work“ also in vielen anderen europäischen Ländern bis heute nicht an erziehungswissen¬ 
schaftlichen, sondern an sozialwissenschaftlichen Fakultäten von Universitäten verortet 
ist, fand sie im deutschen Kontext als „Sozialpädagogik“ ihre universitäre Heimat an päd¬ 
agogischen Fachbereichen und vielfach sogar integriert in erziehungswissenschaftliche 
Studiengänge. Seit Beginn der 1970er-Jahre kamen dann zahlreiche neue und eigenstän¬ 
dige Studiengänge an Fachhochschulen hinzu, die bis heute zahlenmäßig die relevantesten 
Ausbildungsstätten darstellen. 


18.1.3 Systematische Bestimmungen von Sozialpädagogik 

Lange Zeit stand die Sozialpädagogik an Universitäten unter dem Druck, sich legitimie¬ 
ren zu müssen. Sie wurde als deutscher „Sonderweg“ (Wendt 2008, S. 11) belächelt, der 
international nicht wirklich anschlussfähig sei. Zugleich zeigen neuere historische Studi¬ 
en, dass sich sozialpädagogisches Wissen einer Vielzahl transnationaler Bezüge verdankt 
und nur in diesen Zusammenhängen zu verstehen ist (Köngeter 2013). Auch andersher¬ 
um kann festgehalten werden, dass deutschsprachige sozialpädagogische Theorien schon 
seit vielen Jahrzehnten international durchaus einflussreich waren (Walther 2014) und es 
auch in anderen Ländern und Sprachen sozialpädagogische Denktraditionen gab. Beides 
gemeinsam führt seit einigen Jahren zu etwas wie einem gewissen Boom des englischen 
Begriffs „Social Pedagogy“, der zuvor höchstens Eingeweihten ein Begriff war (Schugu- 
rensky und Silver 2013). 

Dies alles weist darauf hin, dass Sozialpädagogik nicht nur eine Profession und eine 
Disziplin bildet, sondern auch eine systematische Komponente aufweist, in der auf eine 
bestimmte Art und Weise Soziales und Pädagogisches aufeinander bezogen werden. So 
wird Sozialpädagogik etwa als „Wissensschicht in der Pädagogik“ (Dollinger 2006, S. 9) 
thematisch. Diese gab es schon, bevor die ersten sozialpädagogischen Lehrstühle einge¬ 
richtet wurden, insofern Pädagogik als Medium der Bearbeitung sozialer Probleme und 
Prägen eine Rolle gespielt hat. 
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18.2 Was ist Sozialpädagogik? Drei historische Definitionen 

So wundert es auch nicht, dass die erste bekannte Dehnition von Sozialpädagogik viel 
älter ist als die ersten Lehrstühle oder Studiengänge für Sozialpädagogik. Sie stammt von 
Karl Mager, der 1844 folgende Sätze veröffentlichte: 

► Sozialpädagogik nach Mager „Es ist gewiss, dass die neuere Pädagogik seit Locke, 
Rousseau, den Philanthropinisten, Pestalozzi, Herbart, Benecke u. A. den Fehler hat, nur 
Individualpädagogik zu sein, und darum habe ich mehrmals daraufhingewiesen, dass jetzt 
die Wissenschaft weiter gefasst, dass sie durch die Staats- oder Collektivpädagogik ver¬ 
vollständigt, auch der Gesichtspunkt des Platon und Aristoteles wieder genommen werden 
muss - freilich so, dass man sich in dieser Social-Pädagogik über die Ideen der Alten er¬ 
hebt, nicht aber, wie unsre Radicalen und Absolutisten sie nur wieder aufwärmt“ (Mager 
2010, S. 144f.). 

„Social-Pädagogik“, wie Mager damals noch schreibt, ist für ihn ein Gegengewicht zur 
Individualpädagogik. Er wirft der neueren Pädagogik der Aufklärung vor, dass sie zu sehr 
vom einzelnen Individuum her denke und dabei die Gemeinschaft aus dem Blick verliere. 
Sozialpädagogik verwendet er deshalb auch synonym zu Staats- oder Kollektivpädago¬ 
gik. Diese erste Nennung des Begriffs Sozialpädagogik weist darauf hin, dass schon früh 
die Verbindung von Pädagogik mit sozialen Problemen erörtert wurde - hierauf wird im 
nächsten Abschnitt zurückzukommen sein. Zugleich sind es nur vereinzelte Nennungen 
des Schlagworts „Sozialpädagogik“, die sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
hnden lassen. So richtig populär wurde der Begriff erst mit Paul Natorp, dessen bis heute 
bekannte Definition von Sozialpädagogik aus dem Jahr 1894 stammt: 

► Sozialpädagogik nach Natorp „Die Sozialpädagogik hat als Theorie die sozialen Be¬ 
dingungen der Bildung und die Bildungsbedingungen des sozialen Lebens zu erforschen“ 
(Natorp 1894). 

In seiner Definition spricht Natorp der Sozialpädagogik die doppelte Aufgabe zu, ers¬ 
tens, zu erforschen, inwiefern Bildungsprozesse immer auch auf soziale Kontexte verwie¬ 
sen sind und, zweitens, welche Bildungsgelegenheiten sich denn konkret unter bestimmten 
sozialen Bedingungen ergeben. Ausgehend von Pestalozzis Idee, dass das Leben bildet, 
möchte er eine soziale Gemeinschaft fördern, die selbst wieder bildungsförderlich ist. So¬ 
zialpädagogik wird somit nicht nur zur gesellschaftlichen Aufgabe, sondern auch zu einem 
Projekt zur Veränderung von Gesellschaft. Während sich bei Mager Individual- und So¬ 
zialpädagogik ergänzen sollten, ist für Natorp jede Form der Bildung sozial und somit im 
Idealfall jede Pädagogik auch Sozialpädagogik. 

Dem heute gängigen Verständnis von Sozialpädagogik am nächsten kommt jedoch die 
dritte Definition, die Gertrud Bäumer noch einmal mehr als dreißig Jahre später verfasste: 
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► Sozialpädagogik nach Bäumer Sozialpädagogik ist „alles, was Erziehung, aber nicht 
Schule und nicht Familie ist. Sozialpädagogik bedeutet hier den Inbegriff der gesellschaft¬ 
lichen und staatlichen Erziehungsfürsorge, sofern sie außerhalb der Schule liegt“ (Bäumer 
1929). 

Der gewichtige Hauptunterschied zu den beiden vorherigen Definitionen ist, dass Bäu¬ 
mer nicht systematisch über die Theorie der Sozialpädagogik argumentiert, sondern in¬ 
stitutioneil. Sozialpädagogik ist Erziehung, aber eben eine, die außerhalb von Schule und 
Familie stattfindet. Für Mager und Natorp waren beide diese Institutionen selbstverständ¬ 
lich Teil sozialpädagogischen Denkens und Wirkens. Bäumers Definition steht für ein 
gewandeltes Verständnis von Sozialpädagogik, demzufolge es sich hierbei nicht um ein 
allgemeines Prinzip jeder Pädagogik handelt, sondern um eine bestimmte pädagogische 
Institution - nämlich die heutige Kinder- und Jugendhilfe, die damals noch als Fürsorge¬ 
erziehung beziehungsweise Erziehungsfürsorge bezeichnet wurde. 

Auch wenn inzwischen kaum jemand mehr die Sozialpädagogik auf die Kinder- und 
Jugendhilfe reduzieren würde, ist es heute selbstverständlich, dass bestimmte pädagogi¬ 
sche Institutionen als „sozialpädagogisch“ bezeichnet werden und andere, wie die Schule, 
nicht. In der wissenschaftlichen Diskussion wurde diese Konzentration auf bestimmte 
pädagogische Institutionen bisweilen als Engführung kritisiert (Niemeyer 2012). Ande¬ 
rerseits stellt sich die Frage, wie weit es eine Sozialpädagogik als allgemeine gesellschaft¬ 
liche Erziehungslehre ohne eigene Institutionen wirklich gebracht hätte. Ohne Profession 
wäre Sozialpädagogik auch als Disziplin nicht denkbar. Trotzdem lohnt sich der Blick 
zurück zu Natorp und anderen, um sich hiervon ausgehend an das zu erinnern, was So¬ 
zialpädagogik als Begriff systematisch und theoretisch auch heute noch bedeuten könnte. 
Und auch Bäumers Verständnis von Sozialpädagogik geht weit über diesen einen bekann¬ 
ten Satz hinaus und hat durchaus einen systematischen Gehalt. 


18.3 Sozialpädagogik und die Soziale Frage 

In zwei Dingen nämlich sind sich die frühen Sozialpädagog_innen trotz aller Unterschie¬ 
de weitgehend einig (Schröer 1999, S. 13): Es geht ihnen darum, zu einer übergreifenden 
Theorie zu kommen, in der neben der Schule auch andere Bildungs- und Erziehungs¬ 
institutionen, wie die heutige Kinder- und Jugendhilfe, einen Ort haben sollten, die zu 
diesem Zeitpunkt noch kaum pädagogisch professionalisiert waren (Eßer 2013, S. 217 ff.). 
Zugleich wollen sie damit erreichen, dass der Einzelne seinen Ort in der zwischenmensch¬ 
lichen Gemeinschaft findet. 

Zwar hat es den Versuch, das Individuum mit sozialpädagogischen Mitteln in die Ge¬ 
meinschaft zu integrieren, bereits spätestens seit dem ausgehenden Mittelalter gegeben 
(Richter 2017), zugleich stellte sich die gesellschaftliche Situation im 19. Jahrhundert 
noch einmal anders dar. Die Geschichte der Sozialpädagogik ist nicht zu verstehen ohne 
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die sogenannte „Soziale Frage“ (Dollinger 2006). Mit der Industrialisierung hatte sich die 
Gesellschaft stark verändert; Während Menschen früher in erster Linie von der Landwirt¬ 
schaft oder dem Handwerk lebten, wuchsen die Städte rasch und die Lohnarbeit in den 
Fabriken nahm zu. Dies bewirkte, dass Institutionen wie die Familie, die Kirchengemein¬ 
de oder Städte, die bis dahin wesentlich zur sozialen Sicherung des Einzelnen beigetragen 
hatten, an Bedeutung verloren. Die soziale Desintegration schuf neue Nöte und Sozial¬ 
pädagogik war eine mögliche Antwort auf diese Probleme. 

So gesehen stellte sie eine Reaktion auf die „sozialpädagogische Verlegenheit der Mo¬ 
derne“ (Mennicke) dar. Wenn dem Menschen durch die Familie oder die Arbeit kein 
eindeutiger Platz in der Gesellschaft mehr zugewiesen werden kann, so müssen eben neue 
Institutionen geschaffen werden, die diese Aufgabe übernehmen können. Sozialpädagogik 
habe, so Schröer im Rekurs auf Mennicke, „die Aufforderung der kapitalistischen Moder¬ 
ne aufzunehmen und selbst pädagogische Soziokulturen zu schaffen, in denen der Mensch 
selbst aus seinen Lebensverhältnissen heraus einen Sinn an einer sozialen Teilnahme fin¬ 
den kann“ (Schröer 1999, S. 210). Mit Sozialpädagogik war somit das ambitionierte Ziel 
verbunden, den Einzelnen erfolgreich in eine Gesellschaft zu integrieren, die vielen Men¬ 
schen elementarste Sicherheiten vorenthielt und zugleich hierüber eine in unterschiedliche 
Klassen gespaltene Gesellschaft wieder stärker zusammenzubringen. Ganz konkret sollte 
dies auch durch die Reform und Neuschaffung pädagogischer Institutionen geschehen, die 
diese Aufgabe übernahmen. 


18.4 Sozialpädagogik undJugend 

Dieser Zusammenhang zwischen einer sozialpädagogischen Idee und der Entwicklung 
sozialpädagogischer Institutionen lässt sich besonders anschaulich nachzeichnen am Bei¬ 
spiel der Jugend. Als eigenständige Lebensphase gibt es „Jugend“ erst seit dem Ende des 
19. Jahrhundert. Der enge zeitliche Zusammenhang zwischen der gesellschaftlichen Her¬ 
ausbildung der Jugend und der Verfestigung sozialpädagogischen Denkens ist kein Zufall 
(Schröer 2016, S. 85 ff.). Manche würden sogar so weit gehen zu behaupten, dass die 
Jugend eine sozialpädagogische Erfindung sei und umgekehrt, die Sozialpädagogik eine 
Reaktion auf die Entdeckung der Jugend darstelle (Peukert 1986). Beides gilt sowohl auf 
Seiten der professionellen Akteure als auch auf Seiten der (jugendlichen) Adressat_innen. 
So kommt zunächst der Jugendbewegung und dem Wandervogel eine wichtige Bedeutung 
in der Geschichte der Sozialpädagogik zu, insofern die hier engagierten Jugendlichen zen¬ 
trale Akteur_innen der Sozialpädagogik waren. 


18.4.1 Jugendbewegung und Wandervogel 

Ab etwa 1900 schließen sich vor allem männliche Jugendliche aus dem Bürgertum zu¬ 
sammen, um in der Natur auf Wanderungen und selbst organisierten mehrtägigen Eahrten 
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ohne die Anwesenheit von Erwachsenen eigenständige jugendkulturelle Formen für sich 
zu entwickeln. Die Wirkung dieser Aktivitäten sollte sich nicht auf die am Wandervogel 
beteiligten Jugendlichen begrenzen. Verbunden war damit vielmehr immer auch die Idee 
einer Erneuerung der Gesellschaft insgesamt durch die Jugend. Die Kameradschaftlich¬ 
keit, der Zusammenhalt und die Natürlichkeit, welche die Jugendlichen in ihren selbst 
organisierten Aktivitäten erfuhren, schien ihnen auch ein Vorbild für die Gestaltung der 
Gesellschaft im Großen und Ganzen. In den Folgejahren aber wurde die selbst organisier¬ 
te Jugendbewegung - die wir heute wohl als Graswurzelbewegung bezeichnen würden - 
Stück für Stück transformiert und hierdurch institutionalisiert (Schwarte 2006). Am Ende 
dieses Prozesses stand die sogenannte „Jugendpflege“ als Vorgängerin der heutigen Kin¬ 
der- und Jugendarbeit - und somit eine professionalisierte und durch Gesetze gesicherte 
sozialpädagogische Institution. 


18.4.2 Jugendwohlfahrt 

Die Wirkung der Jugendbewegung beschränkte sich jedoch nicht auf die Entwicklung der 
Kinder- und Jugendarbeit, in der mit den Grundsätzen der Freiwilligkeit, Offenheit, Parti¬ 
zipation und Niedrigschwelligkeit der Geist des Wandervogels in gewisser Weise bis heute 
zu erkennen ist (Deinet et al. 2016). Auch in weiteren Feldern der Jugendwohlfahrt bzw. 
Jugendfürsorge im Allgemeinen als Vorgängerin der heutigen Kinder- und Jugendhilfe 
hatte die Jugendbewegung Einfluss. Das prominenteste Beispiel für diesen Zusammen¬ 
hang stellt Herman Nohl dar, der zunächst selbst in der Jugendbewegung aktiv war, um 
dann nach dem Ersten Weltkrieg einer der einflussreichsten Vertreter der Sozialpädagogik 
zu werden. 1926 resümierte er den Zusammenhang von Jugendbewegung und Jugend¬ 
wohlfahrt wie folgt: 

► Jugendbewegung und Sozialpädagogik nach Nohl „Was hier so in den Büchern der 
Philosophen ausgesprochen wurde - ich denke an die ganze Reihe von Nietzsche und 
Lagarde bis zu Eucken, Rathenau, Simmel und Spengler -, das fand nun wieder einen 
pädagogischen Ausdruck in den großen pädagogischen Bewegungen der Zeit, der Jugend¬ 
bewegung, der Volkshochschulbewegung wie der gesamten pädagogischen Reformbewe¬ 
gung. Sie gehören alle zusammen und ihr gemeinsamer Sinn ist: das Bewußtsein von der 
Not unserer Kultur, der die innere Bindung an ein Ideal fehlt, und ein Wille, diese Not 
aus einem neuen Menschentum heraus zu beheben, dessen wesentlichster Zug ein neues 
Gemeinschaftsbewußtsein ist. Nirgends ist das reiner sichtbar geworden als in der Ju¬ 
gendbewegung. Sich in Wahrhaftigkeit dieser ganzen problematischen Kultur und ihren 
leer gewordenen Formen entgegenstellen und dieser in Genuß und Egoismus versunke¬ 
nen Welt entgegenhalten, daß der Sinn der Weh das Ideal ist, das war das eine, und die 
Einführung einer neuen Gemeinschaftsbindung, die der Jugend selbst eigen ist und die 
der tragende Grund für die Entwicklung aller anderen höheren Gemeinschaftsgefühle zu 
werden vermag, das andere“ (Nohl 2009, S. 72). 
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Nohls These, dass die Sozialpädagogik ohne Jugendbewegung gar nicht denkbar ge¬ 
wesen wäre, wurde inzwischen heftig bestritten (Niemeyer 2010) und muss mit Sicherheit 
relativiert werden (siehe dazu auch das Fazit dieses Beitrags). Und doch waren fraglos 
viele prominente Akteur_innen der Jugendbewegung zu Beginn des 19. Jahrhunderts an 
der Entwicklung der Jugendfürsorge als heutiger Kinder- und Jugendhilfe mit beteiligt 
und versuchten, die Erfahrungen, die sie in ihren Jugendbünden gemacht hatten, auch auf 
andere Felder wie die Heimerziehung zu übertragen (Wilker 1921). Ein prominentes Bei¬ 
spiel hierfür stellt Siegfried Bernfeld dar, dessen Aufzeichnungen über sein Kinderheim 
Baumgarten bis heute einen Schlüsseltext der Sozialpädagogik darstellen (Bernfeld 1996). 


Fallbeispiel: Kinderheim Baumgarten 

Siegfried Bernfeld war nicht nur in der Wiener Jugendbewegung aktiv, sondern stellt 
als Zionist, Marxist und Psychoanalytiker einen vielschichtigen Klassiker dar, an dem 
sich bis heute Generationen von Sozialpädagog_innen abgearbeitet haben. Neben dem 
theoretischen Grundlagenwerk „Sisyphos oder die Grenzen der Erziehung“ (Bernfeld 
2000) liegt sein Wirken vor allem begründet in seinem „ernsthaften Versuch mit neu¬ 
er Erziehung“ (Bernfeld 1996), wie er das Heimerziehungsprojekt Baumgarten selbst 
nannte, das er 1919 in einem Wiener Vorort begann und bereits weniger als ein Jahr 
später wieder beenden musste. Gemeinsam mit Ereunden aus der Jugendbewegung 
nutzte Bernfeld das Heim für jüdische Kriegswaisen, um für die damalige Zeit radi¬ 
kale reformpädagogische Erziehungsansätze in die Praxis umzusetzen. Wie anderen 
Sozialpädagog_innen auch, ging es ihm dabei nicht nur um die Einführung neuer 
Methoden, sondern um gesellschaftliche Veränderungsprozesse. Die sozialistischen Er¬ 
ziehungsideale, auf denen seine Erziehung fußte, sollten zugleich die gesellschaftlichen 
Grundlagen eines eigenständigen jüdischen Staates abgeben, der erst viele Jahre später 
als Israel gegründet werden sollte. 

In der Praxis zeichnete sich die Pädagogik im Kinderheim Baumgarten erstens durch 
die Idee eines möglichst egalitären Verhältnisses zwischen Erwachsenen und Kindern 
aus. Anders als in anderen Anstalten damals üblich, saßen die Pädagog_innen bei¬ 
spielsweise nicht an einem extra Tisch, sondern nahmen die Mahlzeiten gemeinsam mit 
den Kindern und Jugendlichen ein. Zweitens vertrauten die Pädagog_innen so weit wie 
möglich auf die Selbstregulierung der Gruppe und ihr eigenes Vorbild, statt auf Verbote 
und Strafen. Stritten sich etwa bei Tisch alle um das Essen, übten die Pädagog_innen 
demonstrative Zurückhaltung und warteten, bis die Kinder und Jugendlichen selbst zu 
dem Ergebnis kamen, dass sie eine gerechte Verteilung der Speisen und eine ruhigere 
Atmosphäre wünschten. Das Herzstück von Bernfelds sozialistischer Sozialpädagogik 
stellte, drittens, die sogenannte Schulgemeinde dar. Diese bildete eine demokratisch le¬ 
gitimierte Selbstregierung, in der die Kinder und Jugendlichen weitgehende Befugnisse 
besaßen. Diese reichten von der Verabschiedung von Regeln des alltäglichen Zusam¬ 
menlebens bis zum Ausschluss einzelner Kinder aus dem Kinderheim. 
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18.4.3 Krise der Jugendfürsorge und Nationalsozialismus 

In der Entwicklung von der Jugendbewegung zur Jugendpflege flelen professionelle Ak- 
teur_innen und Adressat_innen bis zu einem gewissen Grad zusammen. Die Jugendlichen 
organisierten ihre Freizeit gemäß eigenen jugendkulturellen Formen selbst, woraus sich 
dann die Institution der Jugendpflege entwickelte. In Feldern wie der Heimerziehung - die 
damals noch Zwangs-, beziehungsweise Fürsorgeerziehung hieß - kam hingegen in vielen 
Fällen ein Klassenunterschied zum Tragen. Kamen die Jugendlichen aus der Jugendbewe¬ 
gung in erster Linie aus dem Bürgertum, so handelte es sich bei den Jugendlichen, die als 
zweite Zielgruppe im Blick der Jugendwohlfahrt waren, primär um Jugendliche aus der 
Arbeiterklasse (Schröer 2016, S. 85). 

Die Industrialisierung hatte dazu geführt, dass eine große Gruppe Jugendlicher, nach¬ 
dem sie die Schule verlassen hatten, direkt mit der Arbeit in der Fabrik begannen, bevor sie 
dann irgendwann zum allgemeinen Wehrdienst eingezogen wurden. Sie verfügten bereits 
über eigenes Geld und waren insofern recht ungebunden, als sie der Kontrolle ihrer Fami¬ 
lie oder eines Lehrherren, bei dem sie vor der Zeit der Industrialisierung vielleicht mit im 
Haus gewohnt hätten, weitgehend entzogen waren. Für diese Jugendlichen, die den Zeit¬ 
genossen hilfsbedürftig und bedrohlich zugleich erschienen, sofern sie durch keine gesell¬ 
schaftliche Institution wirklich gebunden waren, sollten also Angebote geschaffen werden. 

Hilfe- und Kontrollgedanke lagen hier nahe beisammen und zugleich zeichnete sich 
hierin die große Krise der Jugendfürsorge bereits ab. Die Hoffnung, durch Sozialpäd¬ 
agogik eine bessere Gesellschaft zu schaffen, und das professionelle Ansinnen, sozial 
benachteiligten Menschen Hilfe und gesellschaftliche Teilhabe zu bieten, hatten sich be¬ 
reits in der Weimarer Republik erschöpft (Peukert 1986). Viele Sozialpädagog_innen 
waren ernüchtert und konzentrierten sich mit der Machtübernahme durch die National¬ 
sozialisten auf die Hilfe für jene leichten Fälle, in denen Besserung realistisch möglich 
schien (Götte 2003; Schnurr 1997). Jene, die sozialpädagogisch als unverbesserlich galten, 
wurden massenhaft den nationalistischen Zwangs- und Todeslagern überlassen. In dieser 
Mischung aus Hilfe für die Erziehbaren und Aussonderung der scheinbar Unerziehbaren 
zeigt sich das „Janusgesicht der Moderne“ (Peukert 1986, S. 307) zwischen Integration 
und Ausgrenzung sowie zwischen Fortschrittsoptimismus und Angst vor Degeneration. 


Exkurs; Eugenik und Sozialpädagogik 

Die Unterscheidung in „Erziehbare“ und „Unerziehbare“ beziehungsweise „bild¬ 
same“ und „unbildsame“ Menschen wurde von Sozialpädagog_innen also immer 
wieder getroffen. Gerade zu Zeiten des Nationalsozialismus konnte eine solche 
Klassifizierung für Menschen über Leben und Tod entscheiden. Die Übernahme eu- 
genischer Lehren stellt in diesem Zusammenhang ein besonders dunkles Kapitel in 
der Geschichte der Sozialpädagogik dar. Mit Hilfe der Eugenik sollte von der Qua¬ 
lität des Erbguts auf den Wert einzelner Menschen geschlossen werden. Nur jenen 
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mit einem guten Erbgut wurde das Recht zugesprochen, sich weiter fortzupflanzen 
(Hauss 2017). Es galt also im Gegenzug auch jene auszusortieren und nicht weiter 
zu fördern, die angeblich über ein schlechtes Erbgut verfügten. 

Als ein Beispiel für ein solches Denken kann die Studie des einflussreichen US- 
amerikanischen Eugenikers und Psychiaters Henry Herbart Goddard über die Fami¬ 
lie Kallikak dienen. Goddard wollte hierin nachweisen, dass „Schwachsinn“ gemäß 
den Mendel’schen Regeln vererbbar sei. Zwar handele es sich hierbei um ein rezes¬ 
sives Merkmal, jedoch werde, wenn zwei „schwachsinnige“ Menschen heirateten, 
gleichwohl die gesamte Nachkommenschaft „schwachsinnig“ (Goddard und Wilker 
1914, S. 278). Diese Studie wurde 1914 von Karl Wilker, der heute als Klassiker der 
Sozialpädagogik gilt, ins Deutsche übersetzt und veröffentlicht, weil er sich erhoff¬ 
te, hiermit „die Bedeutung des Vererhungsprohlems für die Erziehung“ (Goddard 
und Wilker 1914, S. 3) zu betonen. 

Goddard belegte seine sozialrassistischen Thesen anhand der Fallgeschichte je¬ 
ner Familie Kallikak: Ein junger Mann aus gutem Hause hatte, so erzählte es seine 
Empirie, vor einigen Generationen ein uneheliches Kind mit einer „schwachsinni¬ 
gen“ Frau gezeugt - das Kind sei wiederum schwachsinnig geworden. Nun habe 
man über die Generationen hinweg beobachten können, wie alle Nachkommen aus 
dieser Liaison mehr oder weniger „schwachsinnig“ geworden waren. Im Gegen¬ 
satz zu dieser Familie Jukes, die aus der unehelichen Beziehung hervorgegangen 
war, hätte die Familie Kallikak eine Erfolgsgeschichte geschrieben. Die Kinder und 
Kindeskinder aus der legitimen Ehe mit einer gesunden Frau hatten sich alle gut 
entwickelt. Dies nahm Goddard zum Beweis für die Vererhharkeit des Schwach¬ 
sinns: Es hätten sich vom seihen Vater aufgrund der unterschiedlichen Erbanlagen 
der Mütter zwei unterschiedliche „Stämme“ gebildet. 

In solchen Fällen sah Goddard dann auch die Grenzen einer pädagogischen 
Intervention gegeben. Immer wieder habe er in seiner eigenen Anstalt für schwach¬ 
sinnige Jungen und Mädchen Kinder gehabt, die ab einem gewissen Zeitpunkt 
keinen Fortschritt mehr gemacht hätten. In Fällen, in denen eine „derartige Indi¬ 
vidualität“ (Goddard und Wilker 1914, S. 14) vorliege, handele es sich zumeist um 
vererbten Schwachsinn und man dürfe sich keine Hoffnung auf Erfolge machen, da 
diese unweigerlich enttäuscht würde. „Eher“, so argumentiert Goddard für die Fami¬ 
lie Jukes, „wäre eine Absonderung am Platze gewesen, die sie davor bewahrt hätte, 
dem Schlechten zu verfallen und ihre Art fortzuzeugen, die also vermieden hät¬ 
te, daß die Jukes ihre Defekte und Vergehen auf spätere Generationen übertrugen“ 
(Goddard und Wilker 1914, S. 138). In diesem Zusammenhang war für Goddard 
neben Appellen an die Moral, doch bitte keine Kinder in die Welt zu setzen, auch 
das Instrument der Zwangssterilisation ein „Hilfsmittel“ (Goddard und Wilker 1914, 
S. 281) der Wahl. 
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► Tipp Film: Nebel im August (Kai Wessel, 2016, D) Eugenisches Denken und Prak¬ 
tiken wie Zwangssterilisationen waren in Westeuropa zum Teil noch bis in die 
1970er-Jahre hinein verbreitet. Unvergleichlich in Qualität und Ausmaß bleibt je¬ 
doch die Tötungsmaschinerie im nationalsozialistischen Deutschland. Kai Wes¬ 
sels Spielfilm „Nebel im August" zeigt auf eindrucksvolle und berührende Weise, 
wie eine Herkunft aus „schwierigen" Verhältnissen und sozial unangepasstes 
Verhalten gemeinsam dazu führen konnten, dass Einzelne als „unwertes Leben" 
getötet wurden. 

Auch mit dem Ende des Nationalsozialismus ist die Zeit repressiver Fürsorgeerzie¬ 
hung in Deutschland (noch) nicht beendet. Eine nennenswerte Neuorientierung beginnt 
erst durch die öffentlich gewordenen Heimerziehungsskandale der 1960er-Jahre und die 
Kritik der Studentenbewegung an den Zuständen und (post-)faschistischen pädagogischen 
Konzepten in Westdeutschland (Steinacker 2017). Noch einmal ganz anders verhält es sich 
mit der DDR-Geschichte (Zimmermann 2004), in deren Kontext Jugend und Protest wie¬ 
der eine ganz andere Bedeutung annahmen (Bütow und Maurer 2017). 


18.5 Fazit: Sozialpädagogik = Jugendhilfe? 

Wie ausführlich beschrieben wurde, stellt die Entstehung „Jugend“ als einer eigenstän¬ 
digen Lebensphase einen wichtigen Moment in der Geschichte der Sozialpädagogik dar. 
Zugleich darf diese nicht hierauf reduziert werden. So haben neuere Studien differen¬ 
ziert nachgezeichnet, das nicht nur die Jugend, sondern auch die Kindheit seit Mitte des 
19. Jahrhunderts große gesellschaftliche Veränderungen erfuhr und dies einen wesentli¬ 
chen Aspekt bei der Etablierung sozialpädagogischer Ideen und Institutionen ausmachte 
(Eßer 2013; Mierendorff 2010; Uhlendorff 2003). Die einfache Gleichung „Sozialpäd¬ 
agogik = Jugendhilfe“ geht also dahingehend nicht auf, dass zumindest von Kinder- und 
Jugendhilfe die Rede sein müsste. 

Doch auch dies würde wiederum zu kurz greifen, da sozialpädagogisches Denken nie 
auf diese eine Institution und auch nicht auf die Generation der Kinder und Jugendli¬ 
chen begrenzt war (Müller 2017). Sozialpädagogik begründet einen eigenständigen Bil¬ 
dungsanspruch, der verschiedene Lebensalter umfasst und sozialpädagogische Institutio¬ 
nen zwar einschließt, aber nicht auf diese festgelegt ist. 

Fragen zur Reflexion 

• Diskutieren Sie: Ist die Schule eine sozialpädagogische Institution oder nicht? 

• Was ist mit der „sozialpädagogischen Verlegenheit der Moderne“ gemeint? Diskutieren 
Sie: Besteht diese auch heute noch? 

• Welche Bedeutung hatte die Entstehung der Jugend als einer eigenständigen Lebens¬ 
phase für die Geschichte der Sozialpädagogik? 

• Wie verhielten sich Sozialpädagog_innen zur Zeit des Nationalsozialismus? 
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Zusammenfassung 

Eine „Grenzen überschreitende Soziale Arbeit“ wird als Theorie- und Arbeitsfeld aus 
historischer Reflexion definiert. Dabei werden Zusammenhänge erörtert, die über trans¬ 
nationale und internationale Kontexte hinausgehen. Es gilt Grenzüberschreitung als 
Projekt zu verstehen, das sich der Überwindung kultureller und nationaler „Barrieren“ 
verpflichtet. Soziale Arbeit als grenzüberschreitendes Projekt zu betrachten hat hierbei 
eine lange Tradition und setzt nicht erst mit neueren Diskursen wie Transnationalismus 
ein. Es sind methodische Fragen zu betrachten sowie die organisatorischen Vernetzun¬ 
gen auf unterschiedlichen Ebenen zu klären. Die aus einer Auseinandersetzung mit 
sozialen Konfliktlinien vorgenommene Zuspitzung auf „Indigenisierung“ wird als Ver¬ 
dichtung zu erörtern sein, die sich vielfältig in „kritischen Diskursen des Südens“ zeigt. 
Darin sind zwei Pfade zu identifizieren, die zwischen einer „Welfwissenschaftlichkeit“ 
und einer über Grenzen hinweg agierenden „verwobenen Sozialen Arbeit“ oszillieren. 
In dieser Zuspitzung muss ein notwendiges „Grenzdenken“ hinterfragt werden. 


Fallbeispiel 


Es gibt eine seit vielen Jahren immer wieder aufbrechende Kontroverse, die sich an 
arbeitenden Kindern, insbesondere in Lateinamerika, entzündet (Liebei 2005; Liebei 
und Lutz 2010). Sozialarbeiter_innen, Pädagog_innen und Organisationen, die einen 
eher kulturrelativistischen und zugleich verstehenden Blick haben, vertreten die The¬ 
se, dass Arbeit zum Leben dieser Kinder gehöre, da diese nicht nur ihnen sondern 
auch ihren Familien nütze, in denen diese oft die einzigen Ernährer sind. Dies führ- 
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te schließlich dazu, dass Kinderorganisationen wie MANTHOC unterstützt wurden, 
die sich für gerechte und nicht ausbeuterische Arbeitsverhältnisse für Kinder einsetz¬ 
ten und anfingen, sich als „Kindergewerkschaften“ weltweit zu vernetzen. Eher am 
westlichen Kindheitsbild orientierte Sozialarbeiter_innen, Pädagog_innen und Organi¬ 
sationen vertraten vehement die Position, dass es zur Praxis der Sozialen Arbeit und 
der jeweiligen Bildungssysteme gehören müsse, darauf hinzuwirken, Kinderarbeit zu 
verbieten oder zumindest massiv einzuschränken. Auch sollten Kinder in schützender 
Absicht „von der Straße geholt“ und in sie fördernden Einrichtungen betreut werden. 

Grenzüberschreitung - eine vorläufige Einordnung 

In diesem Beispiel stoßen nicht nur unterschiedliche Vorstellungen von Kindheit aufeinan¬ 
der: die geschützte Kindheit des „Globalen Nordens“ und die sich vom Leben im Abseits 
und in anderen kulturellen Kontexten entwickelnde Kindheit des „Globalen Südens“. Es 
kollidieren auch völlig kontroverse Konzepte zum Umgang mit arbeitenden Kindern und 
Reaktionen auf das Phänomen der Straßenkindheit. Das Beispiel zeigt auch, dass Grenz¬ 
überschreitung als Theorie und Praxis zu begreifen ist, die sich sowohl aus historischen 
Erfahrungen als auch gegenwärtig stellt. 

Dabei reicht der dargestellte Sachverhalt bis an die Wurzeln der Sozialen Arbeit zurück 
und muss als Produkt einer sich seit Jahrzehnten globalisierenden Welt begriffen werden, 
in der es aktuell Tendenzen gibt, eine „Weltwissenschaft Soziale Arbeit“ zu begründen. 
Soziale Probleme, auf die Soziale Arbeit reagiert, sind historisch aus je spezifischen Ent¬ 
wicklungskontexten entstanden. Bezogen auf den „Globalen Süden“, wie im Eallbeispiel, 
fordert dies zum Blick auf Eolgen kolonialer Herrschaft und nördlicher Dominanz auf, die 
sich in der Einflussnahme des „Globalen Nordens“ im „Globalen Süden“ ergaben. 

In den Begriffen „Globaler Norden“ und „Globaler Süden“ wird eine Hegemonie mit¬ 
gedacht, eine normative Bedeutung jener Begriffsdialektik, mit denen Gesellschaften an 
der europäischen Peripherie als „entwickelt“ oder „unterentwickelt“ diskutiert und ent¬ 
worfen wurden: Der „Globale Süden“ (die ehemals „Dritte oder unterentwickelte Welt“) 
ist eine Produktion des imperialistischen, kolonialistischen Zeitalters, das von den Impe¬ 
rien des „Globalen Nordens“ (der in ihrem Selbstverständnis „entwickelten Ersten Welt“) 
ausgehend den Süden in einer „globalen Verwandlung der Welt“ vereinnahmte und erst 
entstehen ließ (Eckert und Randeria 2009; Osterhammel 201 1). 

Grenzüberschreitungen, die ein Verlassen des „Nationalen Containers“ erfordern (Beck 
2010) und sich als „Europäisierung“ der Sozialen Arbeit (Kolhoff 2003) sowie als „inter¬ 
nationale Soziale Arbeit“ darstellen (Lutz und Stauss 2016), verlaufen dabei zunächst 
eurozentrisch und müssen aus diesen Zusammenhängen heraus rekonstruiert werden. Mit 
der Entstehung sozialer Konflikte, die auch von Kolonialismus und Globalisierung verur¬ 
sacht werden, etabliert sich eine eurozentrisch geprägte Soziale Arbeit als eine mögliche 
Antwort, die sich aus Erfahrungen im Norden speist bzw. von dort gesteuert implementiert 
wurde. Historisch war dies eine Ausweitung europäischer Sichtweisen auf den „Globalen 
Süden“, die Errungenschaften und Standards als Lösungen des „Globalen Nordens“ an- 
boten und mitunter auch mit der normativen Kraft des Faktischen etablierten. 
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Gegen diese Praxis brachten nach Ende der Kolonialzeit Theoretiker_innen in Afrika, 
aber auch in Indien Ansätze einer „Indigenisierung“ in die Diskussion ein bzw. entfaltete 
sich in Lateinamerika die Eigenständigkeit der Befreiungspädagogik. Inzwischen etablier¬ 
ten sich aus diesen historischen Kontexten der gegen die koloniale Herrschaft gerichteten 
Ansätze andere Sichtweisen, die auch zu einem Neuentwurf der Internationalisierung mit 
dem Ziel einer intensiveren Berücksichtigung von Perspektiven des „Globalen Südens“ 
führten und sich in Diskussionen über „Indigenisierung“, eine „Sozialarbeit des Südens“ 
und eine „verwobene Soziale Arbeit“ bündeln (Lutz und Stauss 2016). 

► Tipp Sozialarbeit des Südens ist eine 2007 von Christine Rehklau und Ronald 
Lutz gestartete Publikationsreihe, die sich aus verschiedenen Blickwinkeln den 
Phänomenen der Sozialen Arbeit im Globalen Süden und somit auch der Indi¬ 
genisierung stellt. Mittlerweile liegen 6 Bände der Sozialarbeit des Südens vor. 

Die aus kolonialen Verflechtungs- und Machtstrukturen als Nordimport transferierte 
Soziale Arbeit hat sich in eigenständiger Weise im Süden entfaltet, dabei wurden je eigene 
bzw. auch indigene Traditionen neu belebt. Die historische Reflexion verdeutlicht, dass es 
aus dieser „Geschichte“ heraus nur eine „verwobene Soziale Arbeit“ geben kann, da diese 
sich an unterschiedlichen Orten mit je unterschiedlichen Praxen entwarf. Darin bedurfte 
sie zum einen der „Indigenisierung“, die Soziale Arbeit an jeweilige regionale und lokale 
Herausforderungen adaptieren wollte, zum anderen bedurfte sie auf globaler Ebene als 
„Weltwissenschaft“ einer diskursiven Auseinandersetzung mit Kritik sowie vielfältiger 
Theorien und Praxen, um sich über den Vergleich stets neu zu entwerfen. 

Eine Theorie und Praxis der Grenzüberschreitung macht aber auch ein grenzüberschrei¬ 
tendes Denken erforderlich, das notwendig ein „Grenzdenken“ sein muss. Es beinhaltet 
sowohl Reflexionen über die jeweiligen nationalen und kulturellen Grenzen hinaus, als 
auch eine Anerkennung indigenen Wissens als gleichberechtigtem Wissenssystem Sozia¬ 
ler Arbeit, wie es in der Definition der „International Federation of Social Workers (ifsw)“ 
zum Ausdruck kommt, um die sehr lange gerungen wurde und die nun auch in einer ad¬ 
äquaten deutschen Übersetzung vorliegt: 

► Soziale Arbeit fördert als praxisorientierte Profession und wissenschaftliche Disziplin 
gesellschaftliche Veränderungen, soziale Entwicklungen und den sozialen Zusammenhalt 
sowie die Stärkung der Autonomie und Selbstbestimmung von Menschen. Die Prinzipi¬ 
en sozialer Gerechtigkeit, die Menschenrechte, die gemeinsame Verantwortung und die 
Achtung der Vielfalt bilden die Grundlage der Sozialen Arbeit. Dabei stützt sie sich auf 
Theorien der Sozialen Arbeit, der Human- und Sozialwissenschaften und auf indigenes 
Wissen. Soziale Arbeit befähigt und ermutigt Menschen so, dass sie die Herausforderun¬ 
gen des Lebens bewältigen und das Wohlergehen verbessern. Dabei bezieht sie Strukturen 
ein. 
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Aus dieser „vorläufigen Einordnung“ wird deutlich, was Grenzüberschreitung meint. 
Sie ist zunächst als „Transnationalisierung“ zu fassen, die anerkennt, dass menschliches 
Verhalten sowie damit verbundene Probleme und Konflikte nicht an nationalen Grenzen 
haltmachen. In einer globalisierten Welt mit vielfältigen Migrationsbewegungen können 
soziale Probleme nicht mehr ohne nationale und kulturelle Grenzüberschreitung begriffen 
und „bearbeitet“ werden. Globalisierung und Beschleunigung stellen nun gleichfalls jene 
essentielle Basis für die „Internationalisierung“ der Sozialen Arbeit dar. Soziale Arbeit 
vernetzt sich nicht nur auf globaler Ebene, sondern nimmt auch soziale Konflikte in den 
unterschiedlichen Regionen der Welt in den analytischen und komparatistischen Blick. 
Ursachen und Ähnlichkeiten zwischen Nationalstaaten und Regionen werden diskutiert, 
aber auch graduelle und essentielle Unterschiede sowohl in Praxis als auch in Theorie 
reflektiert. Dabei oszilliert sie aktuell zwischen einer „Weltwissenschaft“ und einer je spe¬ 
zifischen und auf Indigenisierung basierenden „verwobenen Sozialen Arbeit“. 

Die Gegenüberstellung von transnational und international, wie sie der deutsche Dis¬ 
kurs zu pflegen scheint, wird in diesen Kontexten irrelevant. Es kann nur darum gehen, 
grenzüberschreitend zu denken bzw. Grenzen zu verstehen und zugleich zu hinterfragen 
und auch zu überwinden. Grenzüberschreitung muss deshalb jenseits des Transnationa¬ 
len und des Internationalen definiert werden. Dies gilt es aus historischen Kontexten zu 
rekonstruieren. 

Grenzüberschreitende Wurzeln der Sozialen Arbeit 

Von ihren Wurzeln her war Soziale Arbeit schon immer grenzüberschreitend, da sie sich 
mit benachteiligten Lebenswelten befasste, zu denen auch Einwanderer und Fremde zäh¬ 
len. Menschen, die mitunter unterhalb der Wahrnehmungsschwelle der jeweiligen Ge¬ 
sellschaften lebten. Mit dem Fokus auf diese Adressat_innen ist Soziale Arbeit immer 
schon inter- oder transnational gewesen und konnte sich den Aporien der Globalisierung 
nicht entziehen. Mit Grenzüberschreitung notwendig verbunden ist ein „Sich-Einlassen“ 
auf andere Welten mit anderen Fragen und Lösungen. Doch auf der Ebene von Kon¬ 
zepten ist Soziale Arbeit in dem Sinne immer schon grenzüberschreitend, als Konzepte 
sich schnell über nationale Grenzen hinweg ausweiten und internationalisieren. So muss 
der „Re-Import“ von Methoden der Sozialen Arbeit nach Deutschland, der nach dem 
Zweiten Weltkrieg vor allem durch rückkehrende deutsche Emigranten aus den USA statt¬ 
fand, als Praxis der Grenzüberschreitung angesehen werden. Beispielhaft soll dies an der 
„Settlement-Bewegung“ verdeutlicht werden, die an die Ursprünge der Sozialen Arbeit 
zurückreicht. 

Methoden 

Die Settlement-Bewegung (Landhäußer 2009) gilt bis heute als historische Basis für Ge¬ 
meinwesenarbeit und auch für Praxen des Quartiersmanagements, der Sozialraumorien¬ 
tierung und der Stadtteilentwicklung. Sie steht historisch für eine sozialreformerische 
Strategie, die ihren Ausgangspunkt mit der 1884 eröffneten Toynbee Hall in London hatte. 
Gebildete bürgerliche Schichten „gingen“ in Stadtviertel, in denen das sogenannte Prole- 
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tariat lebte. Über das Angebot nachbarschaftlicher Kontakte und Bildung wollten sie vor 
allem die Selbsthilfekräfte der Menschen stärken, die sie als benachteiligt und ausgegrenzt 
verstanden. Damit stellten sie sich zugleich einer Praxis entgegen, die sich auf das Aus¬ 
teilen von Almosen an Bedürftige beschränkte. Diese Initiative wurde von Jane Adams 
schnell grenzüberschreitend in die USA exportiert, sie hatte bei einem London-Besuch 
Toynbee Hall kennengelernt, wurde davon inspiriert und konzipierte Hüll Hause. 

Hüll Hause wurde 1889 in Near Westside, einem Stadtteil von Chicago, eröffnet. Es 
wurde ein Treffpunkt für Benachteiligte, insbesondere auch für Einwanderer, um Kunst 
und Literatur zu vermitteln. In der Praxis war es eine grenzüberschreitende (man könnte 
sagen transnationale) Praxis. Relativ bald begann die Einrichtung auf Wunsch der Men¬ 
schen, Unterricht in englischer Sprache anzubieten, damit diese sich schneller integrieren 
konnten. Hinzu kam neben verschiedenen praktischen Kursen auch Unterricht über ameri¬ 
kanische Geschichte, die Regierung und die Gesetze. Mit dem „Working-People’s Social 
Science Club“ und den Gründungen von Gewerkschaften entstand eine Praxis, aus der 
sich schließlich Grundlagen für sozialpolitische Vorstöße gegenüber der Regierung, dem 
Sanitätsdepartement sowie für eine Gesetzgebung gegen Kinderarbeit bildeten (Staub- 
Bernasconi 2007, S. 54). 

Aus diesen Initiativen und Bewegungen heraus wurde 1926 die erste internationale 
Konferenz organisiert. Dabei wurde eine internationale Organisation gegründet, die noch 
heute unter dem Namen The Internatianal Federation of Settlements and Neighbourhood 
Centres existiert. Aus den Traditionslinien dieser Settlement-Bewegung entstand in den 
USA u. a. die „radikaldemokratische Gemeinwesenarbeit“ von Saul D. Alinsky, die sich 
in der Theorie und Praxis des Community Organizing niederschlug, die weltweit Vorlage 
für viele Konzepte der Gemeinwesenorientierung wurde. 

► Tipp Als Begründer des „Community Organizing" organisierte Alinksy am 
14. Juli 1939 die erste Versammlung der „Bewegung der Hinterhöfe" in den 
Armenvierteln von Chicago. Community Organizer sollten Bewohnerjnnen 
befähigen, sich aktiv für ihre eigenen Interessen einzusetzen und gegen die 
Unterdrückung durch private und staatliche Einrichtungen vorzugehen. Diese 
Praxis ist bis heute die Basis einer jeden politischen Gemeinwesenarbeit bzw. 
auch der leider verblassenden Vision von Sozialraumorientierung hierzulande 
und einer damit verbundenen Stadtteilentwicklung unter Einbezug der Bür- 
gerjnnen, wie sie sich in Konzepten einer Integrativen Sozialraumplanung 
verdichtet. 

Man findet diese Konzepte aber auch in den Überlegungen des brasilianischen 
Befreiungspädagogen Paulo Freire, der Unterdrückte dazu befähigen möchte, 
ihre Unterdrückung zu dechiffrieren, um dagegen aktiv zu werden {Freire 1973). 

Diese „Pädagogik der Unterdrückten“ wurde weltweit rezipiert und auf unter¬ 
schiedliche Weise praktisch. Schließlich lassen sich diese Ansätze auch in Kon¬ 
zepten des „Social Development"finden, die sich aus der Indigenisierung heraus 
internationalisiert haben (Midgley 2009). 
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Organisationen 

Soziale Arbeit institutionalisierte sich früh in internationalen Organisationen, die vielfälti¬ 
ge Themen diskutierten und Wissenschaft und Praxis vernetzten. Im Jahr 1928 fand wäh¬ 
rend der Pariser Weltausstellung ein Weltkongress mit fünf Einzelkongressen zu sozia¬ 
len Themen statt. Von dieser Konferenz ausgehend wurden internationale Dachverbände 
gegründet, die eine hohe Bedeutung entfalteten. Die Vorläuferorganisation der „Interna¬ 
tional Federation of Social Workers (ifsw)“, das „International Council of Social Welfare 
(ICSW)“, sowie die „International Association of Schools of Social Work (iassw)“ wur¬ 
den hier begründet (Straub 2012, S. 1101 f.). Beide Organisationen stehen bis heute für 
Vernetzung, für Standards, für ethische Prinzipien wie Menschenrechte und Gerechtigkeit 
in der Sozialen Arbeit. 

So ist die ifsw inzwischen eine weltweite Vereinigung von Sozialarbeiter_innen, die 
gemeinsam für soziale Gerechtigkeit, Menschenrechte und soziale Entwicklung eintre- 
ten und der Profession „Sozialer Arbeit“ auf internationaler Ebene Gehör verschaffen. Im 
Jahr 2006 konnte das 50-jährige Jubiläum der Wiedergründung 1956 in München gefeiert 
werden. Die Wiedergründungsmitglieder waren Vertreter des Globalen Nordens, nämlich 
Australien, Belgien, Kanada, Dänemark, England, Frankreich, Deutschland, Griechen¬ 
land, Italien, die Niederlande, die Schweiz und die USA. Inzwischen hat sich dies grund¬ 
legend gewandelt. Vertreterinnen des Globalen Südens sind stark repräsentiert. In dem 
Versuch, „global Standards“ zu konzipieren, wurde mit Bezug auf „indigenes Wissen“ 
auch ein breiterer Wissensbegriff eingeführt, der in der Praxis eine wichtige und gleichbe¬ 
rechtigte Rolle spielt. Dies war ein großer Schritt zu einer grenzüberschreitenden Sozialen 
Arbeit, die hier als „verwobene“ begriffen wird. 

In ihrer Geschichte hat die ifsw sich immer globalen Themen und deren regionaler 
Abbildung gestellt. Dazu gehören u. a. Urbanisierung, Landflucht, Ethik, Armut, Gesund¬ 
heitsversorgung, Bildung, Geschlechterfragen, demografische Entwicklung sowie die Zu¬ 
nahme sozialer Probleme in unterschiedlichen Regionen und Altersstufen. Es wurden 
immer wieder unterschiedliche, kulturelle Vorstellungen Sozialer Arbeit diskutiert, vom 
asiatischen Konzept von Sozialarbeit bis hin zu Fragen der Indigenisierung in Afrika oder 
Indien. Damit verbunden war die sich verändernde Rolle von Sozialer Arbeit in einer sich 
verändernden und immer stärker sich globalisierenden Gesellschaft. 

Die ifsw ist bis heute darum bemüht, Grundsätze und Stellungnahmen über Schlüssel¬ 
themen der Sozialen Arbeit zu entwickeln und den wissenschaftlichen Austausch anzure¬ 
gen. Die inhaltliche Arbeit befasst sich kontinuierlich mit der Berufsethik, der Herausgabe 
von qualitativen Standards professioneller Arbeit und der publizistischen Aufbereitung 
sozialarbeitsrelevanter Themen. Auch werden nationale Organisationen Sozialer Arbeit 
weltweit unterstützt und Vernetzung, Kooperation und Vertretungsarbeit auf unterschied¬ 
lichen Ebenen angestrebt. 

Soziale Konflikte 

Soziale Arbeit ist immer verbunden mit sozialen Konflikten, die aus folgenreichen Kon¬ 
texten von Globalisierung und Internationalisierung resultieren; dies zeigt sich in vielen 
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Arbeitsfeldern (Lutz und Wagner 2009). Darin eingelagert war und ist die Sensibilität 
für „die Anderen“ und die damit verbundene Kritik des „ Othering einer Konstruktion 
der Fremden aus dem Blickwinkel der Konstruierenden, ein aus postkolonialem Denken 
in Soziale Arbeit ausstrahlendes Thema, dessen Geschichte sich eng mit der Kritik am 
kolonialen Blick Europas verbindet (Lutz und Stauss 2016). 

Alle diese sozialen Konflikte sind historisch mit der kolonialen Verwandlung der Welt 
entstanden und haben eine grenzüberschreitende Soziale Arbeit gefordert. Darin werden 
Ähnlichkeiten und Differenzen erkennbar, die nicht nur Grenzüberschreitungen nach sich 
ziehen, sondern auch andere und mitunter lokale Lösungen verlangen. 

Armut als soziales Problem 

Die Verhinderung bzw. Linderung von Armut ist eines der brennendsten Themen nahezu 
überall in der Welt. Dabei ist hier prinzipiell zu unterscheiden zwischen einer relativen 
Armut, die sich dehnitorisch aus dem jeweiligen gesellschaftlichen Wohlfahrtsniveau von 
Nationen ergibt und überwiegend im Globalen Norden vorkommt, sowie einer absoluten 
Armut in vielen Regionen und Nationen des Globalen Südens (Beck und Poferl 2010). 
Bei der relativen Armut wird intensiv um Teilhabe, Zugänge zu guter Bildung, um die 
Mindesthöhe der Grundsicherung sowie mit großem Aufwand um die sozialarbeiterische 
und sozialpolitische Bearbeitung der Folgen vor allem für Kinder gestritten. Debatten um 
absolute Armut, die das Überleben prinzipiell in Frage stellt, haben hingegen einen völlig 
anderen Fokus. Sie reichen von der Beseitigung des Hungers über Zugänge zu sauberem 
Wasser und einer Mindesthygiene bis hin zu Fragen einer ausreichenden medizinischen 
Versorgung. Darüber hinaus stehen Probleme hinsichtlich des prinzipiellen Zugangs zu 
Basisbildung, der Zugänge zu Erwerbseinkommen und des Marktes sowie die Durchset¬ 
zung von Rechtssystemen sowie der Menschenrechte auch weiterhin auf der Agenda. 

Seit Jahren gibt es, wie das obige Fallbeispiel zeigt, vielfältige Debatten über Kindhei¬ 
ten im Globalen Süden, die sich vor allem, und mitunter sehr moralisch geführt, auf Stra¬ 
ßenkinder, arbeitende Kinder, Kindersoldaten und Kinderprostitution fokussieren (Liebei 
und Lutz 2010). Bei aller nachvollziehbaren Empörung, die sich vorwiegend aus dem 
Globalen Norden artikuliert, müssen diese Umstände immer in ihrem Entstehen und ihrer 
lokalen Verwurzelung sowie Bedeutung gesehen werden. In einer „grenzüberschreitenden 
Sozialen Arbeit“ erscheinen sie in einem anderen Licht, sie sind nicht nur Ambivalenzen 
der je spezifischen Entwicklungen, sie belegen auch, dass Kinder sehr wohl wissen, was 
sie wollen, und Protagonisten ihres Lebens sein können. Doch sie zeigen in ihren extre¬ 
men Eormen auch, wie Kinder gerade als Kindersoldaten oder als Prostituierte massiv für 
ökonomische, aber auch ethnische sowie religiöse Interessen missbraucht werden kön¬ 
nen. Deutlich wird, dass Kinder weitaus direkter der Ökonomie bzw. dem Zugriff durch 
Erwachsene ausgesetzt sind, als sich dies in dem in Europa etablierten Bild einer „ge¬ 
schützten und unschuldigen Kindheit“ abbildet, die möglicherweise historisch gesehen 
eine Sonderform von Kindheit darstellt. 
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Konflikte 

Im Spannungsfeld von Modernisierung, Urbanisierung, Globalisierung sowie der Verän¬ 
derung ländlicher Räume stellen sich im Globalen Süden völlig andere Fragen, die sich 
nicht nur in einer radikalen Form der Segregation zeigen, in Elendsquartieren oder Slums 
verdichten. Auch die Veränderung familiärer Strukturen und deren soziale Unterstützungs¬ 
funktion lässt sich für den Globalen Süden besonders hervorheben. Dies gilt auch, wie 
überall, für Ungleichheiten in den Geschlechterbeziehungen. Hinzu kommen massive so¬ 
zialstrukturelle Verwerfungen und Unterdrückungskontexte, die sich aus ökonomischen, 
kulturellen, sozialen, ethnischen oder religiösen Hintergründen identifizieren lassen. 

In den je spezifischen Widersprüchen zeigt sich immer auch eine Konfliktlinie, die 
eine extreme Herausforderung darstellt und als regional verborgener sowie innerer Ko¬ 
lonialismus zu sehen ist: Es ist die jeweilige Position und gleichzeitige Marginalisierung 
von „indigenous people“ wie den Adivasi in Indien, den Aborigines in Australien, den 
San in Botswana, den Maya in Guatemala oder auch den „Eirst Nation People“ in den 
USA und in Kanada. Die daraus resultierenden Probleme waren und sind bis heute ge¬ 
nuin politischer Natur. Als Ergebnis von Kolonialismus, Unterdrückung, Ausbeutung und 
Diskriminierung verweisen sie auf eine zu entwickelnde Soziale Arbeit mit indigener Be¬ 
völkerung, die es bisher im Globalen Norden überhaupt nicht und im Globalen Süden nur 
in Ansätzen gibt. 

Eine mitunter tief verwurzelte Religiosität ist in ihren alltäglichen Bedeutungen für das 
Denken und Handeln der Menschen völlig neu und anders zu beleuchten. Gerade sich 
im Globalen Süden ausbreitende Pfingstbewegungen, evangelikale Bewegungen, hinduis- 
tischer und islamischer Eundamentalismus unterschiedlichster Eormen sowie innerisla¬ 
mische Widersprüche sorgen für in ihrem Ausmaß unabsehbare Konfliktlinien (Wienold 
2014). 

Eine besondere Herausforderung stellen die in vielen Regionen stattfindenden Kriege 
dar, die nachkoloniale Widersprüche spiegeln oder als Kampf um Ressourcen wie Was¬ 
ser oder Öl neu ausbrechen. Aber auch Stammesfehden, Umstürze, Warlords, ethnische 
Gewalt oder Vertreibung verursachen Leid und Konflikte. Sie fordern dazu heraus, den 
Fokus stärker als bisher auf Flucht, Flüchtlingslager und Migration zu richten (Frey und 
Lutz 2012). 

Hierher gehören auch die Folgen des Klimawandels (Welzer 2010), wofür noch nicht 
einmal ansatzweise Antworten der Sozialen Arbeit erkennbar sind, die evtl, im indigenen 
Wissen liegen, aus dem heraus Methoden entstehen können, wie man in trockener wer¬ 
denden Gebieten Wasser speichert und welche Pflanzen zur Nahrungssicherheit dort am 
ehesten gedeihen. 

Grenzüberschreitende Pfade im Diskurs 

In den historischen und aktuellen Debatten lassen sich zwei Pfade (Pole) identifizieren, 
die als theoretische Verdichtungen zu verstehen sind (Lutz und Stauss 2016). 

Zum einen finden sich, aus der Perspektive des Globalen Nordens, Tendenzen, ein 
Grundgerüst bzw. eine „Weltwissenschaft“ zu konzipieren, die universale Theorien und 
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Methoden propagiert. Unabhängig von Raum und Zeit soll dieses Theoriegerüst gültig 
sein, verknüpft mit einem Selbstverständnis der Ähnlichkeiten, die sich in einer verglei¬ 
chenden und komparativen Forschung niederschlagen. Sozialwissenschaften, die den na¬ 
tionalen Container verlassen, globalisieren und internationalisieren sich, um die seitherige 
Perspektive zu erweitern. 

Zum anderen wird aus der Sicht des Globalen Südens betont, insbesondere durch Fach- 
vertreter_innen aus Afrika und Lateinamerika, dass die jeweiligen Ausgangslagen, Tradi¬ 
tionen und historischen Erfahrungen des Südens aus kolonialer Erfahrung und Hegemonie 
heraus nicht unterschiedlicher sein könnten. Somit sind die zu bearbeitenden Proble¬ 
me stark mit lokalen Bedingungen verbunden und bedürfen einer je spezifischen und 
eigenständigen Sozialen Arbeit. Es lassen sich vielfältige Bemühungen feststellen, eine 
gemeinsame Identität in der Sozialen Arbeit zu gewinnen, indem koloniale Wurzeln und 
Einengungen reflektiert werden. Vieles davon bündelt sich im Begriff „Indigenisierung“, 
einer Konzeptualisierung Sozialer Arbeit, die das Lokale und das Globale vermittelt. 

Anhand der Rekonstruktionen lässt sich nicht übersehen, dass in den Praxen der Sozi¬ 
alarbeit in Ländern des Globalen Südens immer wieder neue und andere Fragen, Probleme 
und Lösungsansätze als im Globalen Norden entstehen. Beide Pfade lassen sich allerdings 
in einem dritten „aufheben“, den ich als „verwobene Soziale Arbeit“ verstehe: Gülti¬ 
ge Standards, Theorien, Methoden und Vergleichbarkeit auf der einen Seite begegnen 
hegemonialen Folgen, kulturellen Unterschieden und Konzepten und Praxen der Indige¬ 
nisierung auf der anderen Seite. 

Indigenisierung 

Durch andauernde globale Verflechtungen und Abhängigkeiten verursacht, wurden in den 
Ländern des Globalen Südens Probleme erzeugt (Escobar 1995; Eckert 2006). Zu deren 
Bearbeitung wurden mit kolonialem Selbstverständnis das Instrumentarium der Sozial¬ 
politik sowie die Methoden der Sozialen Arbeit aus dem Kontext des Globalen Nordens 
implementiert. So war Soziale Arbeit als Each im Globalen Süden zunächst ein eurozen¬ 
trisches Exportgut, das sich mit der hegemonialen Position von Europa (und später den 
USA) in der sich globalisierenden Welt internationalisierte. 

Aus der Perspektive des Globalen Südens wurden früh Stimmen laut, die auf die pro¬ 
blematische „Weltwissenschaftlichkeit“ moderner Sozialwissenschaft und Sozialer Arbeit 
hinwiesen. Sie kritisierten Werte, soziale Maßstäbe und Strukturen der als westlich defi¬ 
nierten Gesellschaften als untaugliche „universelle Parameter“, die exportiert wurden (Ro- 
drigues et al. 2010). Die internationale Ausweitung der Sozialen Arbeit aus dem Norden 
heraus geschehe somit unter einer brisanten Annahme: „Social work is an international or 
universal profession and that is a new social technology for dealing with social problems 
in all societies“ (Walton und Abo El Nasr 1988, S. 140). Sozialarbeiterische Methoden 
wurden als „technologische Mittel“ gesehen, die unabhängig von der Kultur, in der man 
sich befindet, benutzt werden könnten. Eine Überwindung dieser hegemonialen Haltung 
bedürfe hingegen der Heterogenisierung, Dezentrierung und Indigenisierung. 
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Hierzu musste sich Soziale Arbeit zunächst einer grundlegenden Kritik unterziehen 
und die in ihr inkorporierte „Kolonialität der Moderne“ (Eckert 2006) aufarbeiten und die 
Pfadabhängigkeit der eigenen Geschichte offenlegen. Dazu musste sie sich ihrer „kolonia¬ 
len Wunde“ stellen (Mignolo 2009): als kritische Auseinandersetzung mit hegemonialen 
Wissenformationen des Nordens und in Auseinandersetzung mit sozialen Bewegungen 
des Südens. Erst in einer kritischen Selbstbetrachtung im Rahmen ihrer Verflechtungen 
konnten diese Kontexte thematisiert werden. Um den „europäischen Container“ wirk¬ 
lich zu verlassen, muss sich „Soziale Arbeit“ weltweit „dezentrieren“, ihre europäischen 
Wurzeln und Konzepte „provinzialisieren“ und in politische Zusammenhänge einbetten. 
Hieraus entstand Theorie und Praxis der Indigenisierung. 

Mit dem Begriff der Indigenisierung verbindet sich eine Vielfalt von Initiativen, akade¬ 
mischen Debatten und theoretischen Entwürfen in Lateinamerika, Asien und in Afrika, die 
nachkoloniale Sozialarbeit den eigenen Problemen und Bedarfen anzupassen und sie von 
ihren kolonialen Wurzeln zu lösen (vgl. Osei-Hwedie 1996; Mupedziswa 1993, 2001). 

In der Anfangszeit der Implementierung Sozialer Arbeit mussten Personen, die eine 
Ausbildung als Sozialarbeiter anstrebten, für das Studium ins Ausland gehen, vornehmlich 
in den Globalen Norden. Trotz der Einrichtung von Studiengängen für die Sozialarbeit in 
afrikanischen Ländern wurden auch weiterhin viele Sozialarbeiter_innen in Europa oder 
den USA ausgebildet. Das galt auch für Lehrkräfte an Universitäten und Hochschulen 
(Mupedziswa 1992, S. 21). Dies führte zu einer unkritischen Übernahme von gesell¬ 
schaftlichen und methodischen Prämissen des globalen Nordens: Modernisierungstheorie 
in westlicher Prägung wird universalisiert und die Methode der Einzelfallhilfe wird pro¬ 
pagiert. Differenzierungen bzw. Reflexionen hinsichtlich nachkolonialer Wirkungen der 
je spezifischen kulturellen sowie lokalen Erfahrungen und der Lebenswelten von Men¬ 
schen sind kaum erkennbar. In vielen Praxen wurde der euro-amerikanische Lebensstil als 
Grundlage und als Vision prägend. 

Dies wurde einer massiven Kritik unterzogen. Eine Expertengruppe zur Sozialarbeits¬ 
ausbildung in Afrika forderte bereits 1969 eine „Indigenisierung der Sozialarbeit“ und 
zugleich der Lehrmaterialien (Lutz und Rehklau 2009). In der Folge verstärkten sich die 
Bemühungen, Soziale Arbeit den Bedarfen des afrikanischen Kontinents und seiner Viel¬ 
fallt der Kulturen je spezifisch anzupassen. Insbesondere die Methode der Einzelfallhilfe 
wurde aufgrund der fehlenden Sensibilität gegenüber den lokalen Bedingungen und Le¬ 
bensumständen von bspw. „extended families“ oder der Bedeutung von „communities“ 
kritisiert (Mupedziswa 1993, S. 159; Government of South Africa 1997). Osei-Hwedie 
et al. möchten Soziale Arbeit vom Subjekt weg auf „Gemeinschaften“ (Dorf, Nachbar¬ 
schaft, Verwandtschaft) fokussieren: „In most African societies the individual is being 
within a societal or group context and finds character and expressions of the seif within 
the group. (...) therefore, the focus of social work must he the community“ (2006, S. 580). 

Massiv wurde in der akademischen Diskussion eine Modifizierung der Theorien und 
Methoden gefordert, die sich aus spezifisch afrikanischen Traditionen und Erfahrungen 
zwingend ergeben (Midgley 1983, S. 170). Indigenisierung bedeutete im Denken kriti¬ 
scher afrikanischer Theoretiker_innen den Prozess der Reformulierung importierter Ideen 
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und Praktiken, um diese mit den lokalen kulturellen Kontexten und den je spezifischen, 
auch kolonialen Erfahrungen in Ühereinstimmung zu bringen. 

Grenzdenken 

Grenzüberschreitende Soziale Arbeit, die als „verwoben“ gelten muss, kann vor diesem 
Hintergrund nur aus „Differenzen" entstehen. Mit „Differenzen“ wird zum Ausdruck ge¬ 
bracht, dass mit widersprüchlichen und ambivalenten Beziehungen sowie kontinuierlichen 
Wandlungsprozessen keine völlige Einheitlichkeit der Theorie und Praxis möglich ist. 
„Differenz“ bezieht sich dabei auch auf je unterschiedliche Traditionen und Erfahrungen 
im Kontext eurozentrischer Modernisierung, auf je spezifische Widerstände und Wege aus 
dem kolonialen und hegemonialen Pfad heraus. 

Der Sozialen Arbeit auf internationaler Ebene wurde zunehmend bewusst, wie bedeut¬ 
sam das lokale, traditionale und auch indigene Wissen sowie das je spezifische kulturelle 
Gedächtnis für Theorieentwürfe und vor allem für Praxismethoden ist. Es kann auf einfa¬ 
che und unmittelbar einleuchtende Weise tiefe Einblicke in die Verwobenheit des Lebens 
geben und Hintergründe vermitteln, ohne die es nicht möglich wäre, mit Menschen aus 
unterschiedlichen Kulturen zu arbeiten geschweige denn sie zu verstehen. Daraus lässt 
sich schlussfolgern: Indigene und lokale Ressourcen, Traditionen, Erfahrungen, Rituale, 
Beziehungen, Unterstützungsnetzwerke, kulturelles Gedächtnis sowie die dahinter stehen¬ 
den Ideen, Gründe, Philosophien oder Werte müssen verstanden, artikuliert und in Soziale 
Arbeit einbezogen werden. 

Von Eoucault stammt der Begriff des „Aufstands der unterworfenen Wissen “, das er 
als das „Wiederauftauchen“ eines lokalen Wissens der Menschen verstand, das einstmals 
als unzureichend abqualifiziert wurde und sich über soziale Bewegungen neu formulieren 
kann (Eoucault 1999, S. 151). Mignolo spricht von der „Chance“, die aus diesem Wissen 
komme (Mignolo 2009). Er diskutiert das am Beispiel der zapatistischen Befreiungsbe¬ 
wegung, in der indigenes Alltagswissen, Vorstellungen von Gemeinschaft und die Praxis 
von Ritualen mit marxistischer Theorie verschmolzen. 

Vor allem soziale Bewegungen, die aus Bevölkerungsgruppen kamen, die im Kolonia¬ 
lismus an den Rand gedrängt wurden, waren Träger von Prozessen eines „ Grenzdenkens“, 
um der nachwirkenden kolonialen Herrschaft ein anderes Wissen entgegenzusetzen. Die 
Wiederaneignung und die Umdeutung von Begriffen und Inhalten aus verdrängten Tra¬ 
ditionen machen einen Austausch und Aushandlungsprozesse erforderlich, die eine An¬ 
erkennung indigenen Wissens Praxis werden lassen, die als Grenzdenken zu verstehen 
sind. 

Fragen zur Reflexion 

• Weshalb ist die Unterscheidung „transnational“ und „international“ eigentlich irrele¬ 
vant? 

• Welche grenzüberschreitenden Potenziale besitzen andere Methoden neben der GWA? 

• Wie hat sich die iassw entwickelt? 
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• Welche weiteren sozialen Konfliktlinien gibt es im internationalen Kontext? 

• Worin liegt die Bedeutsamkeit des „indigenen Wissens“? 
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Zusammenfassung 

Im Zentrum des Konzepts „Lebensweltorientierte Soziale Arbeit“ stehen die Adres- 
sat_innen in ihren alltäglichen Lebensverhältnissen, mit ihren Problemen und Ressour¬ 
cen, ihren Einschränkungen und Freiheiten sowie ihren Anstrengungen, vor dem Hin¬ 
tergrund materieller und politischer Bedingungen Raum, Zeit und soziale Beziehungen 
zu gestalten. Lebenswehorientierte Soziale Arbeit agiert in diesen Widersprüchen, in¬ 
dem sie darauf abzieh, die lebensweltlichen Potentiale der Adressat_innen zu stärken, 
ihre Defizite zu überwinden und Optionen freizusetzen, also im Medium des Alltags 
einen gelingenderen Alltag zu ermöglichen und zu erleichtern. Sie nutzt im Horizont 
der demokratischen Realisierung sozialer Gerechtigkeit ihre institutioneilen und pro¬ 
fessionellen Möglichkeiten, damit Menschen auf der Basis ihrer eigenen Kompetenzen 
in gerechteren Verhältnissen und darin möglichst selbstbestimmt leben können. 


„Lebenswehorientierung“ bezieht sich zunächst auf einen spezihschen Zugang zur und 
eine spezihsche Sicht auf die „Welt“. Vor allem wird mit dem Begriff ein speziüsches Kon¬ 
zept der Sozialen Arbeit verbunden, das unter dem Label „Lebenswehorientierte Soziale 
Arbeit“ diskutiert wird. Im Folgenden soll zunächst geklärt werden, was unter „alltägli¬ 
chen Lebenswehen“ und „Alltäglichkeit“ zu verstehen ist, um dann das Konzept „Lebens- 
weltorientierte Soziale Arbeit“ zu beschreiben und anhand der Handlungs- und Struktur- 
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maximen zu konkretisieren. Im weiteren Verlauf wird die Gestaltung von Organisationen 
der Sozialen Arbeit aus lebensweltorientierter Perspektive betrachtet, um abschließend 
einige Anmerkungen zur Profilierung der Arbeitsstrukturen und der Berufsidentität von 
Sozialarbeiter_innen/Sozialpädagog_innen angesichts der Herausforderungen der zwei¬ 
ten Moderne zu machen. 


20.1 Alltägliche Lebenswelt(en) und Alltäglichkeit 

Prägend für die Philosophie des Konzepts der Lebensweltorientierung ist es, nicht von 
sozialen Problemen, Belastungen im Leben und vielfältigen Handlungs- und Verhaltens¬ 
schwierigkeiten auszugehen, sondern zunächst die allgemeinen Strukturen der Lebens- 
welt(en) und die Normalität von Lebensverhältnissen in den Mittelpunkt zu stellen. Erst 
von diesen aus wird im Konzept der Lebensweltorientierung nach besonderen Lebens¬ 
verhältnissen und problematischen Handlungsmustern gefragt und werden Prinzipien zur 
Gestaltung der Sozialen Arbeit entwickelt. Lebensweltorientierung versteht schwieriges 
Verhalten als Versuch, auch unter erschwerten Bedingungen im Muster normaler Bewäl¬ 
tigungsstrategien mit dem Leben zu Rande zu kommen. 

► Alltägliche Lebenswelten und Alltäglichkeit Wir unterscheiden zwischen alltäglichen 
Lebenswelten - gewissermaßen den Orten, an denen sich Alltag vollzieht (zum Beispiel 
Sozialraum, Nachbarschaften oder Familie) - und Alltäglichkeit als dem Modus der Be¬ 
wältigungsmuster, in dem in ihnen gehandelt wird. Beide, die alltäglichen Lebenswelten 
und Alltäglichkeit als Handlungsmodus, sind untrennbar miteinander verbunden und be¬ 
dingen sich gegenseitig. 

Alltägliche Lebenswelten sind geprägt durch anthropologische und gesellschaftliche 
Strukturen, die Lebenslagen, ohne dass beide ineinander aufgehen würden. Als Lebensla¬ 
gen lassen sich Genderstrukturen, ethnische und materielle, politische, soziale und kultu¬ 
relle Bedingungen und Ressourcen verstehen. Der Alltag - oder genauer ausgedrückt: das 
Ensemble der alltäglichen Lebenswelten - kann verstanden werden als die Vorderbühne, 
auf der der Mensch sich in den Lebenslagen bewegt, wobei das Agieren auf ihr von der 
Hinterbühne geprägt ist. Die alltäglichen Lebenswelten sind die Schnittstellen von Ver¬ 
hältnissen und Verhalten, von objektiven und subjektiven Faktoren - m\d Alltäglichkeit ist 
der spezifische Modus, sich in ihnen zu bewegen, die Art und Weise, in der Menschen in 
diesen Lebenslagen ihr Leben gestalten. Vorder- und Hinterbühne, Lebenswelten und Le¬ 
benslagen sind eng miteinander verbunden: Der Stand der Auseinandersetzung zwischen 
den Geschlechtern und mit den Geschlechtsbildern unserer Gesellschaft (Hinterbühne) 
repräsentiert sich - um es im saloppen Beispiel zu formulieren - am Familientisch (Vor¬ 
derbühne), wenn etwa ausgehandelt wird, wer wann Zeit für die Kinder hat. 

Warum aber macht es Sinn, „Alltag“ und „alltägliche Lebenswelten“ zu diskutieren? 
Was meint die alltägliche Lebenswelt genau? Diese Frage scheint trivial - wir gehen ja 
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davon aus, dass wir die alltägliche Lebenswelt kennen, und bewegen uns meist selbstver¬ 
ständlich in ihr. Die Frage gewinnt aber an Schärfe unter zwei Aspekten, einem gesell¬ 
schaftlichen und einem sozialwissenschaftlichen. 

Die Frage nach alltäglichen Lebenswelten und Alltäglichkeit - das ist der eine Aspekt 
- hat sich im vorigen Jahrhundert in allen gesellschaftlichen Bereichen in den Vordergrund 
geschoben. In den sich ausdifferenzierenden und komplizierter werdenden Lebensverhält¬ 
nissen werden die Aufgaben der Sozialintegration und der Lebensgestaltung zunehmend 
zum Problem - schon ein Blick in einen Zeitungskiosk macht deutlich, wie sehr wir auf 
Information, Klärung und Beratung angewiesen sind. 

Die Frage nach den alltäglichen Lebenswelten und Alltäglichkeit gewinnt zum zwei¬ 
ten ihre Schärfe, wenn die alltägliche Lebenswelt in ihren theoretischen Hintergründen, 
also in ihren Mustern im Kontext von Interaktionismus, kritischer Phänomenologie und 
kritischer Gesellschaftstheorie rekonstruiert wird. Das Konzept Lebensweltorientierung 
verbindet die hermeneutische Tradition zur Rekonstruktion von Verstehen und Verständnis 
mit der interaktionistisch-phänomenologischen Tradition der Analyse der Grundstruktu¬ 
ren des Sozialen in der Spannung von Welt und Ich (Mead 2010) sowie mit den spezi¬ 
fischen Analysen alltäglicher und lebensweltlicher Lebens- und Wissensformen (Schütz 
1972; Berger und Luckmann 1977 ; Goffman 1977). Diese Ansätze verbinden sich wieder¬ 
um mit einer kritischen Alltagstheorie, die Alltag als Spannungsverhältnis versteht und die 
Borniertheit und Zweideutigkeit gegebener Alltagsverhältnisse mit den in ihnen liegenden 
Möglichkeiten einer gelingenderen Praxis konfrontiert (Kosik 1967; Bourdieu 2008). 

Die alltägliche Lebenswelt ist die Welt, in der die Menschen sich in der Unmittelbarkeit 
ihrer Erfahrungen immer schon vorfinden; die Frage nach der alltäglichen Lebenswelt zielt 
nicht auf abstrakte Eigenschaften oder Kompetenzen, sondern darauf, wie Menschen sich 
in Verhältnissen finden, sie übernehmen, sich mit ihnen auseinandersetzen, sie verändern. 
Die alltägliche Lebenswelt ist die Welt subjektiver Deutungen, die Welt des erfahrenen 
Raums, der erfahrenen Zeit, der sozialen Beziehungen, die Welt der komplexen Aufgaben 
des Besorgens im Muster von Pragmatismus und Routinen - diese Bestimmungsmerk¬ 
male der alltäglichen Lebenswelten werden auch als die Dimensionen der Lebenswelt 
diskutiert. 

► Dimensionen der Lebenswelt Erfahrene Zeit bezieht sich beispielsweise auf die Glie¬ 
derung des Tages, der Woche und die Strukturen der Zeit im Lebenslauf, also auf die in den 
Lebensphasen unterschiedlichen Bewältigungsaufgaben und Kompetenzen. Der erfahre¬ 
ne Raum meint den in Erlebnissen wahrgenommenen und gestalteten Raum, wie er sich 
zum Beispiel für Heranwachsende, für Familien mit kleinen Kindern und für alte Men¬ 
schen sehr unterschiedlich darstellt. Erfahrener Raum meint ebenso, dass Menschen sich 
in ihren räumlichen Verhältnissen, also in den geprägten ländlichen Strukturen oder städ¬ 
tischen Milieus, in den Ressourcen, Abgrenzungen und Auseinandersetzungen zwischen 
den Territorien wahrnehmen und in diesen bewegen. Menschen in ihren sozialen Bezügen 
zu begreifen bedeutet, sie in den Spannungen und Ressourcen zu sehen, in denen sie le- 
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ben, z. B. Kinder und Heranwachsende im Kontext des sozialen Geflechts von Familien in 
Mehrgenerationenverhältnissen, Nachbarschaften, Freundschaften und Öffentlichkeit. 

Alltäglichkeit als eine spezifische Weise des Zugangs zur Welt kann verstanden werden 
als der Modus, in dem Menschen die anfallenden vielfältigen Aufgaben zu bewältigen 
versuchen. Sie agieren pragmatisch und stützen sich auf Routinen. Sie sind interessiert an 
der Erledigung und dem Erledigungserfolg. Sie wollen sich als kompetent erfahren, vor 
sich bestehen und von Anderen geachtet werden. 

Die alltäglichen Lebenswelten und das Agieren in ihnen sind auch geprägt durch 
Machtstrukturen, durch Herrschen und Beherrschtwerden, durch Selbstdarstellung und 
Rücksichtslosigkeit, durch Unterdrückung, Scham, Resignation und aufbegehrende Wut. 
Anders ausgedrückt: Alltägliche Lebenswelten, „der Alltag“ ist geprägt durch Konflikte 

- und Alltäglichkeit als Modus, in diesem Alltag zu bestehen, ist auch durch den Umgang 
mit und die Arbeit an Konflikten gekennzeichnet (Bitzan 2000). 

In der Arbeit an den Konflikten der alltäglichen Lebenswelten haben Menschen ein 
Wissen oder zumindest eine Ahnung vom Möglichen, einen - mit Ernst Bloch formuliert - 
„Hunger nach Besserem“. Sie werten ihre Erfahrungen, sie leiden, sie haben Erwartungen 
und Träume, sie hoffen auf ein Leben in Ereundlichkeit und Selbstzuständigkeit für sich 
und Andere. Sie sind - hoffentlich - auf dem Wege zu einem gelingenderen Alltag, den sie 

- das ist der Sinn der nur komparativen Rede! - nicht anders haben als in der „Bewegung 
daraufhin“, so noch einmal in Bezug auf Bloch und sein Konzept der konkreten Utopie 
formuliert. 

Alltäglichkeit kann also auch verstanden werden als Arbeit an und Anstrengungen um 
einen gelingenderen Alltag, als permanente Auseinandersetzung mit den Widersprüchen 
des Alltags, die bestimmt ist durch Pragmatik und Routinen. Pragmatik ist zum einen 
borniert in einer achtlosen Lässigkeit - „das funktioniert schon ... “ - und zum ande¬ 
ren erledigungsorientiert und unaufwändig großzügig. Ähnlich widersprüchlich stehen in 
Routinen bornierte Selbstzufriedenheit, Abgrenzung und Ausschluss gegen Entlastung, 
Verlässlichkeit und die Sicherung von Vertrauen. Die Anstrengungen um einen gelingen¬ 
deren Alltag aber realisieren sich natürlich ebenso im Kampf um Raum, Zeit und um die 
Verhältnisse, in denen Menschen sich als Subjekte ihres Lebens erfahren können, und 
insbesondere in der Arbeit an der Veränderung von Lebenslagen. 

Diese allgemeinen, gleichsam strukturellen Muster von Alltäglichkeit konkretisieren 
sich in den verschiedenen alltäglichen Lebenswelten z. B. der Nachbarschaft, der Ju¬ 
gendgruppe, der Familie, der Arbeitswelt, in denen Menschen teils nebeneinander, teils 
nacheinander leben. Im Durchgang durch die alltäglichen Lebenswelten bildet sich in Stu¬ 
fen und in den Anstrengungen und Krisen der Übergänge der je eigene Lebensentwurf, die 
Biografie. 
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20.2 Lebensweltorientierte Soziale Arbeit 

„Lebensweltorientierung“ als allgemeines Prinzip, sich an alltäglichen Lebenswelten zu 
orientieren, und „Alltäglichkeit“ als allgemeiner Modus des Lebens und Agierens in all¬ 
täglichen Lebenswelten sind zunächst einmal unabhängig von der Sozialen Arbeit zu 
sehen. Lebensweltorientierung und der reflektierte Umgang mit Alltäglichkeit konstituie¬ 
ren ein spezifisches Verständnis von Sozialer Arbeit als „Lebensweltorientierter Sozialer 
Arbeit“. Diese versteht sich als Konkretisierung des allgemeinen Mandats der Sozialen 
Arbeit. Lebensweltorientierte Soziale Arbeit agiert im Horizont sozialer Gerechtigkeit, 
die sich im Widerspruch von Kapital und Sozialinteressen und dem zwischen ihnen ge¬ 
gebenen Kompromiss als Anspruch sozialer Gerechtigkeit für alle artikuliert. Sie stützt 
Menschen, die in ihrem Alltag und mit ihrem Modus von Alltäglichkeit nicht oder nur be¬ 
dingt zu Rande kommen, die in fehlenden gesellschaftlichen, vor allem auch materiellen 
Ressourcen, in Überlastung, Überforderung und Hilflosigkeit, in einschränkender Alltäg¬ 
lichkeit und problematischen Lebensstrategien stecken und ein Verhalten zeigen, das für 
sie und andere schwierig und unglücklich ist. Lebensweltorientierte Soziale Arbeit setzt - 
gemäß dem Modus der Alltäglichkeit - an den Alltagsressourcen an und greift verborgene 
und unterdrückte Erwartungen und Träume auf; „wir haben“, hieß es schon bei Pestalozzi, 
„nichts anderes als die Arbeit an unserem verschütteten Selbst“. 

Lebensweltorientierte Soziale Arbeit entwirft und realisiert von hier aus in ihren päd¬ 
agogischen Arrangements Räume und Strategien einer gelingenderen Alltäglichkeit. In 
dieser Arbeit respektiert sie den alltäglichen Eigensinn der Menschen in seinen Bewäl¬ 
tigungsstrategien, die nicht zuerst als schwieriges Verhalten, sondern als - und seien sie 
auch noch so problematische - Strategien zur Lebensbewältigung verstanden werden. Sie 
zielt ebenso darauf. Mögliches, Gelingenderes freizusetzen und gegen verelendete und 
bornierte Verhältnisse im Alltag durchzusetzen und zu befestigen. Dabei geht es nicht um 
die Lösung von Problemen, sondern um die Aus- und Verhandlung unterschiedlicher, teils 
sich widersprechenden Lösungsmöglichkeiten. Es geht also auch hier nicht um die Reali¬ 
sierung eines gelingenden Alltags - sondern um das Ringen um Optionen in Richtung auf 
einen „gelingenderen“ Alltag. 

Lebensweltorientierte Soziale Arbeit sucht das Gegebene zu transzendieren. Sie agiert 
dabei im Zeichen von Liebe, Vertrauen und Neugier, also im Zeichen der Anerkennung 
des Respekts vor dem Gegebenen, aber auch der Ermöglichung und Zumutung von neu¬ 
en Bewältigungswegen und der kritischen Unterstützung eigenwilliger Lebenskonzepte. 
Damit steht Lebensweltorientierte Soziale Arbeit permanent in der Gefahr, das vermeint¬ 
lich Bessere zu wissen und darin die Eigensinnigkeit der Adressat_innen zu übergehen, im 
Muster fürsorglicher Belagerung zu agieren und sie zu kolonialisieren. Dieses Spannungs¬ 
feld zwischen dem „Respekt vor dem Alltag“ und der - um mit Kosik (1967) zu sprechen 
- „Destruktion seiner Pseudokonkretheit“ ist mithin eine permanente Herausforderung für 
Fachkräfte und Adressat_innen, die nicht ein für allemal aufgelöst werden kann, sondern 
immer wieder neu bearbeitet werden muss. 
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20.3 Handlungs- und Strukturmaximen als Konkretisierung 
der Lebensweltorientierten Sozialen Arbeit 

In den Handlungs- und Strukturmaximen konkretisieren sich die Grundhaltungen der Le¬ 
bensweltorientierten Sozialen Arbeit. Diese Form der Konkretisierung ist ein Charakteris¬ 
tikum dieses Konzepts. Auch wenn es ursprünglich primär für die Kinder- und Jugendhilfe 
entwickelt wurde, wird es inzwischen breit für unterschiedlichste Felder der Sozialen Ar¬ 
beit und des sozialen wie des pädagogischen Sektors diskutiert (Grunwald und Thiersch 
2016). Es zielt ebenso auf das professionelle Handeln (Handlungsmaximen) wie auf die 
Arbeitsorganisation (Strukturmaximen). Die seit langem eingeführten Maximen der All¬ 
tagsnähe, Regionalisierung/Dezentralisierung, Prävention, Integration/Inklusion und Par¬ 
tizipation müssen um die der strukturierten Offenheit und der Einmischung ergänzt und 
als aufeinander bezogenes Gefüge gesehen werden. 

► Handlungs- und Strukturmaximen Alltagsnähe zielt darauf, dass Soziale Arbeit sich 
bewusst ist, dass sie es mit Menschen in einer Doppelrolle zu tun hat; Adressat_innen 
der Sozialen Arbeit sind immer zunächst und vor allem Menschen des Alltags - so wie 
Schüler_innen zunächst und vor allem Kinder und Heranwachsende sind. Soziale Arbeit 
muss sich dabei des Widerspruchs zwischen den Alltagserfahrungen der Adressat_innen 
und ihrer professionellen und institutioneilen Sicht der Möglichkeiten, Zumutungen und 
Risiken bewusst sein. 

Der institutionelle Aspekt der Alltagsnähe verweist auf Regionalisierung oder So¬ 
zialräumlichkeit, wie sie ja auch als eigener Ansatz diskutiert wird. Regionalisie¬ 
rung/Sozialraumorientierung bezieht sich auf die Eigensinnigkeit der unterschiedlichen 
Erfahrungsräume z. B. von Kindern, Jugendlichen, alten Menschen, Personen mit Assis¬ 
tenzbedarf oder in den kulturell geprägten Lebenskonzepten und zielt auf Sozialraumpo¬ 
litik als Vermittlung zwischen ihnen. Sie beinhaltet die Nutzung der Ressourcen z. B. in 
der weiteren Eamilie, der Nachbarschaft, dem Stadtteil oder der Kirchengemeinde sowie 
die Kooperation mit den regionalen zivilgesellschaftlichen und bürgerschaftlichen Akti¬ 
vitäten. Sie beinhaltet aber ebenso, gleichsam dahinein verwoben, die regionale Präsenz 
sozialpädagogischer Institutionen, also die Niedrigschwelligkeit flexibler und integrier¬ 
ter Hilfen, ihre Kooperation und Koordination im Sozialraum und ihre Vernetzung mit 
anderen institutionellen Akteuren, z. B. der Schule, der Arbeitsvermittlung oder der Psy¬ 
chiatrie. Eine solche Kooperation muss in den Unterschiedlichkeiten der Arbeitszugänge 
und in Verhandlungen auf Augenhöhe realisiert werden, ohne dabei den spezifischen 
Arbeitsauftrag der Sozialen Arbeit aufzugeben. 

Prävention - allgemein genommen - ist ein Ziel aller Sozialen Arbeit (und Pädagogik): 
Sie will Menschen befähigen, auch über die Gegenwart hinaus Herausforderungen in ge- 
lingenderen Konstellationen zu bewältigen, analog zu Intentionen, wie sie unter dem Titel 
der Nachhaltigkeit entwickelt werden. Dies ist gemeint mit primärer Prävention, inner¬ 
halb derer sich dann Aufgaben einer sekundären Prävention stellen, die in vorhersehbaren 
besonderen Herausforderungen und Krisen versucht, sich abzeichnende Belastungen mit 
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besonderem Aufwand aufzufangen. - So unverzichtbar solche Präventionen sind, so sind 
sie doch riskant, weil sie Leben unter der Frage möglicher Katastrophen, gleichsam vom 
„worst case“ aus sehen; im Schatten solcher Angst können die in der Pragmatik der 
Alltäglichkeit angelegten Bewältigungschancen unterlaufen werden. Gegen solche Ver¬ 
kürzungen muss sich wache Achtsamkeit mit der insistierenden Verhandlung unter allen 
Betroffenen verbinden. 

Auf die zu Integration und Inklusion eigentlich notwendigen Begriffsdifferenzierungen 
können wir hier ebenso wenig genauer eingehen wie auf die in der Diskussion eingeführ¬ 
ten Unterscheidungen beispielsweise in Bezug auf Menschen mit Assistenzbedarf oder 
Menschen mit Migrationshintergrund. Wir beschränken uns auf Bemerkungen zur all¬ 
gemeinen Intention dieser Flandlungs- und Strukturmaximen. Integration und Inklusion 
insistieren auf der Gleichheit der Menschen, wie sie in der sie verbindenden Erfahrung der 
Alltäglichkeit gegeben ist und wie sie im Horizont sozialer Gerechtigkeit in der Gleich¬ 
heit aller als Bürgerinnen und ihrer Rechte profiliert wird. Dieses Postulat gewinnt aber 
seine Schärfe erst, wenn es gegen die Ungleichheiten ausgewiesen wird, die das Leben 
in unserer Gesellschaft bestimmen und immer wieder zu Erfahrungen von Kränkung und 
Beschämung führen, die nicht übergangen werden dürfen. Ungleichheiten müssen diffe¬ 
renziert werden; es geht um die teils versteckten gesellschaftlichen Ungleichheiten, die 
in Macht- und Unterdrückungsstrukturen begründet sind und in ihren vielfältigen struk¬ 
turellen und alltäglichen Erscheinungsformen aufgedeckt und bekämpft werden müssen. 
Ungleichheiten aber sind auch solche der Lebensverhältnisse in ihrer genderbezogenen, 
kulturellen oder religiösen Gestaltung, die es in ihrer Eigenart anzuerkennen gilt. Men¬ 
schen haben ein gleiches Recht auf ihre jeweils gruppenspezifischen und individuellen 
Eigenheiten der Lebensgestaltung. Es geht hier auch um den Respekt vor dem Ande¬ 
ren, dem Eremden. Es gibt schließlich auch gleichsam unaufhebbare Ungleichheiten, z. B. 
in der Lebensvitalität, in den körperlichen Ressourcen und in Krankheiten, bei denen 
Menschen begleitet und unterstützt werden müssen, dass sie sie aushalten können. Diese 
Ungleichheiten verbinden sich und dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden, z. B. 
dürfen die Lebensbedingungen von Alter und Krankheit nicht ausgenutzt werden, um die 
Ansprüche an Gleichheit einzuschränken. 

Partizipation meint die Anerkennung der Adressat_innen in ihrem die Alltäglichkeit 
bestimmenden Willen zur Selbstzuständigkeit. Das Wissen um die unterschiedlichen 
Möglichkeiten und Ansprüche ihrer Realisierung muss sich mit Institutionalisierungen 
von gemeinsamen Gestaltungsaufgaben in unterschiedlichsten Formen im Alltag verbin¬ 
den; es braucht aber ebenso die Befähigung zur Beteiligung an formalisierten Prozessen 
politischer Entscheidungen. 

Neben den bislang genannten Handlungs- und Strukturmaximen sind die Prinzipien 
der strukturierten Offenheit und der Einmischung bedeutsam. Professionelle Soziale Ar¬ 
beit ist durch fachliche Zugänge bestimmt, die wissenschaftlich und durch kumulierte 
und transparente Arbeitserfahrung ausgewiesen sind und sich darstellen in methodischen 
Arrangements, z. B. der Pallklärung, des Beratens, der Erziehung, der Gestaltung und 



310 


K. Grunwald und H. Thiersch 


Planung regionaler Verhältnisse oder des Managements von und in Organisationen der 
Sozialen Arbeit. Solche notwendig spezihzierten methodischen Arrangements sind aber 
eingebettet in ein Gesamtverständnis der Situation, also z. B. in das Wissen um die Offen¬ 
heit der alltäglichen Bewältigungsmuster und der gruppenspezifischen und individuellen 
Konstellationen und dahinter um die immer auch hineinspielende Unvorhersehbarkeit al¬ 
len Handelns. 

Strukturierte Offenheit meint auf der Ebene der Interaktionen die Eröffnung eines ka¬ 
suistischen Raums, in dem sich das gekonnte und methodisierte Handeln als Prozess dieser 
Offenheit aussetzt. Sie beinhaltet das Doppelspiel von Anstrengungen um Transparenz 
und Absicherung des Handelns und den Mut und Willen zur Offenheit des Handelns trotz 
Risiken; sie meint ein Handeln, das in seiner Verantwortung in Bezug auf das Mögliche 
bescheiden bleibt und um Glück und Unglück, um Zufall, Versagen und Schuld weiß. Das 
Prinzip der strukturierten Offenheit gilt ebenso für die institutioneile Ordnung der Sozia¬ 
len Arbeit. Hier liegen große Herausforderungen für Organisationen der Sozialen Arbeit. 

Die Maxime der Einmischung geht davon aus, dass alltägliche Lebenswelten an der 
Schnittstelle zwischen Verhalten und Verhältnissen angesiedelt sind und so bezogen wer¬ 
den müssen auf die Frage nach den Lebenslagen, die als objektive Strukturen die alltäg¬ 
lichen Lebenswelten prägen und einen gelingenderen Alltag erleichtern oder erschweren 
können. Lebensweltorientierte Soziale Arbeit unterstützt, ermutigt und befähigt die Adres- 
sat_innen, ihre Interessen zu artikulieren und zu vertreten. Sie betont im Kontext der 
Maxime der Einmischung ebenso, dass Soziale Arbeit ein gesellschaftspolitisches Mandat 
für die Ansprüche der Adressat_innen hat. Sie muss Letztere in den gesellschaftspo¬ 
litischen Auseinandersetzungen stützen und vor allem ihre Expertise in die politische 
Gestaltung der Verhältnisse einbringen, also in die Wohnungspolitik, die Bildungspoli¬ 
tik, die Stadtpolitik, die Arbeitspolitik und die Gesundheitspolitik. Es ist zu fordern, dass 
Lebensweltorientierte Soziale Arbeit in diesem Engagement nicht auf sich allein gestellt 
bleibt, sondern sich eingebunden wissen kann in die Solidarität aller gesellschaftlichen 
Gruppen, die wie sie selber darin engagiert sind, soziale Gerechtigkeit und Menschen¬ 
rechte in unserer sich demokratisierenden und um soziale und ökologische Nachhaltigkeit 
kämpfenden Gesellschaft voranzutreiben. 


20.4 Organisationen in der Sozialen Arbeit 
aus lebensweltorientierter Perspektive 

Das Prinzip der strukturierten Offenheit gilt auch für die Gestaltung von Organisationen 
der Lebensweltorientierten Sozialen Arbeit. Hier ergeben sich spezifische Aufgaben in der 
Spannung zwischen der Notwendigkeit, Soziale Arbeit zu organisieren, der mit ihr verbun¬ 
denen Gefahr der Selbstreferentialität von Organisationen und der Berücksichtigung der 
lebensweltbezogenen Gegebenheiten. 

Es gibt eine Parallele zwischen dem Begriff der Lebenswelt mit ihren Dimensionen 
Zeit, Raum, soziale Beziehungen und Deutungsmuster und dem Begriff der Organisati- 
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onskultur. Für die Analyse und Gestaltung der Kultur einer Organisation sind die Dimen¬ 
sionen der Lebensweltorientierung hilfreich: Welche zeitlichen, welche räumlichen Struk¬ 
turierungen prägen die Einrichtung? Wie werden die sozialen Beziehungen der Adres- 
sat_innen und der Mitarbeitenden jeweils untereinander gestaltet, wie diejenigen zwischen 
beiden Gruppen? Welche Deutungsmuster prägen die Sichtweisen der einzelnen Beteilig¬ 
ten? Welche Kultur ist (oder bezogen auf verschiedene Bereiche: welche Kulturen sind) 
notwendig, um eine bestimmte Haltung der Professionellen und einen entsprechenden 
Umgang mit den Adressat_innen zu unterstützen? 

Die Dimensionen der Lebenswelt lassen sich aber nicht nur auf die kulturelle Prägung 
von Organisationen der Sozialen Arbeit beziehen, sondern auch auf ein Verständnis von 
Diensten und Einrichtungen als dynamischen Gebilden. Hier liegt ein zentraler Akzent 
der organisationssoziologisch geprägten Debatte auf den sehr begrenzten Möglichkeiten, 
Organisationen und die in ihnen ablaufenden Prozesse organisationalen Wandels zu steu¬ 
ern (vgl. Klatetzki in diesem Band). Der Wandel in und von Organisationen ist nicht als 
zentral gesteuerte, top-down-geprägte Veränderungen zu konzipieren, sondern vielmehr 
als Prozesse der Entwicklung, der Selektion und des Lernens, die stark von Emergenz, 
also von situativen Gegebenheiten und Offenheiten geprägt sind. Organisationen sind als 
dynamische Gebilde permanent in Bewegung; sie sind nicht nur Gegenstand von Verän¬ 
derungsbemühungen, sondern verändern sich auch ohne äußeres Zutun von innen heraus. 

Die Gestaltung der Kultur und die Gestaltung von Veränderungsprozessen in Einrich¬ 
tungen der Sozialen Arbeit sind geprägt von den Chancen der unterschiedlichen Akteure, 
die eigenen Deutungsmuster sowie die eigenen Strukturierungen von Zeit, Raum und 
sozialen Beziehungen nicht nur zu intendieren, sondern auch durchzusetzen. Damit ge¬ 
winnt in Einrichtungen der Sozialen Arbeit nicht nur die Frage der sicht- und unsichtbaren 
Macht- und Herrschaftsstrukturen, sondern auch die der mikropolitischen Prägungen des 
Handelns der Akteure erheblich an Bedeutung für die Organisationsgestaltung. Die einzel¬ 
nen Akteure haben höchst unterschiedliche Chancen, ihre teils divergierenden Interessen 
durchzusetzen. Hier ist es zum einen wichtig, Macht- und Herrschaftsstrukturen in Orga¬ 
nisationen möglichst transparent zu gestalten, um eine kritische Auseinandersetzung mit 
ihnen überhaupt erst zu ermöglichen. Zum anderen ist es wichtig, eine Sensibilität für mi¬ 
kropolitische Strategien und Handlungsweisen der einzelnen Akteure zu entwickeln und 
diese überhaupt erst einmal wahrzunehmen. Die mit mikropolitischen Handlungsweisen 
per definitionem verbundene Unterschwelligkeit und Unsichtbarkeit derselben macht es 
schwer, sich mit ihnen kritisch auseinanderzusetzen und gegenläufige Handlungsoptio¬ 
nen zu entwickeln - je weniger Einflussmöglichkeiten eine Akteursgruppe (insbeson¬ 
dere die der Adressat_innen!) hat, desto geringer sind ihre Chancen, Machtstrukturen 
und fremde mikropolitische Strategien aufzudecken und eigene Interessen durchzuset¬ 
zen. Aus Sicht einer Lebensweltorientierten Sozialen Arbeit ist es hier wichtig, gerade 
die Adressat_innen in der Durchsetzung eigener, möglicherweise nicht nur den Interes¬ 
sen der Organisation, sondern auch denjenigen der Professionellen (z. B. bezüglich der 
Dienstplangestaltung) entgegenstehender Interessen zu unterstützen. 
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Die Verknüpfung der organisationssoziologisch geprägten Perspektive „Organisation 
und ihre Gestaltung“ mit dem Konzept der Lebensweltorientierung führt dazu, den „Pro¬ 
zess des Organisierens“ als Prozess eines „lebensweltorientierten Organisierens“ zu re- 
formulieren. Die zentralen Grundfragen des Organisierens - die bewusste Gestaltung der 
Interaktion zwischen Organisation und Umwelt, die Berücksichtigung informaler Regeln, 
die Beachtung des Spannungsfelds zwischen Fremd- und Selbstorganisation, die Vermitt¬ 
lung von Organisationsstrukturen und Verhalten von Mitarbeitenden in diesen Strukturen 
sowie die nachhaltige Gestaltung von Veränderungsprozessen - sind nicht abstrakt zu 
bearbeiten, sondern mit einer hohen Sensibilität für Spezifika von Einrichtungen der So¬ 
zialen Arbeit und die Besonderheiten der jeweiligen Arbeitsfelder der Sozialen Arbeit 
und der einzelnen Organisation zu konkretisieren. Die Akzente, die in Bezug auf ethische 
und moralische Fragen im Kontext der Lebensweltorientierung gesetzt wurden, weisen 
zudem auf die Notwendigkeit hin, die zunehmend differenzierter diskutierten Ansätze der 
Organisations- und Unternehmensethik auf ihre Relevanz für Einrichtungen der Sozialen 
Arbeit hin zu befragen. Dabei sind die Geschichte des jeweiligen Arbeitsfeldes und der 
spezifischen Einrichtung sorgfältig zu berücksichtigen - genau wie die Traditionen, die 
sich aus ihr entwickelt haben. 

Die Eachlichkeit sozialpädagogischen Handelns darf nicht Fragen der Selbsterhaltung 
des Systems Organisation (beispielsweise der Absicherung oder der Expansion desselben) 
untergeordnet werden, was in Zeichen zunehmender Konkurrenz, zumindest aber der Par¬ 
allelität von Kooperations- und Konkurrenzmustern in der Zusammenarbeit mit anderen 
Einrichtungen keinesfalls selbstverständlich ist. Organisationsgestaltung und Personal¬ 
führung dürfen aus lebensweltorientierter Sicht nicht im Gegensatz zur fachlichen Arbeit 
stehen, sondern sind notwendige Grundlagen und Rahmenbedingungen, wenn und inso¬ 
weit sie professioneller Arbeit und dem Wohl der Adressat_innen dienlich sind. 


20.5 Arbeitsprofile und Berufsidentität einer Lebensweltorientierten 
Sozialen Arbeit angesichts der Herausforderungen der zweiten 
Moderne 

Diese allgemeinen Muster des Weltzugangs in der Alltäglichkeit und die allgemeinen 
Konsequenzen für das Gefüge der Lebensweltorientierung, wie sie hier anhand der Hand- 
lungs- und Strukturmaximen verdeutlich wurden, müssen bezogen werden auf die spezifi¬ 
sche Konstellation unserer Gesellschaft in der zweiten Moderne. Analysen zur gegebenen 
Gesellschaftssituation konkretisieren den gegenwärtigen Widerspruch von lebensweltli¬ 
chen Verhältnissen und rational systemischen Gesellschaftsstrukturen und ihren Macht¬ 
verhältnissen, Risiken und Unübersichtlichkeiten (Rauschenbach und Gängler 1992). Die 
zweite Moderne ist bestimmt - nur ganz schlagworthaft abgekürzt - durch die zuneh¬ 
mend massiver werdende Dominanz von Produktions- und Kapitalinteressen und den sie 
prägenden konkurrenzorientierten Neoliberalismus und neuen Zonen der Abgehängten, 
der Exklusion durch die Zunahme der institutionalisierten und organisierten Technolo- 
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gien und Sozialtechnologien in ihren als objektiv ausgegebenen Sachzwängen. Sie ist 
ebenso bestimmt durch die Öffnung des Erfahrungsraums in den Medien in die Gren¬ 
zenlosigkeit und in neue Dimensionierungen von Raum, Zeit und Gegenwärtigkeit und 
die in ihnen sich eröffnende Möglichkeit einer enthemmten Selbstdarstellung. Sie ist wei¬ 
ter bestimmt durch die Vielfältigkeiten in unserer multiethnischen Gesellschaft und die 
Aufsprengung der Arbeitskarrieren und Lebenspläne. Diese Tendenzen der Öffnung und 
Entgrenzung führen in der gesellschaftskritischen Diskussion zur radikalen Frage, ob die 
Figur alltäglicher Lebenswelten und der Alltäglichkeit als Modus, in diesen zu agieren, 
noch ein tragfähiger Ansatz zum Verständnis der heutigen Verhältnisse ist: Pragmatismus 
wird durch die Fülle von Informationen entwertet, Routinen werden durch eine Unge- 
sichertheit der Lebenskonstellationen zersetzt. Menschen geraten in Verunsicherung und 
Angst, sie beklagen die Orientierungslosigkeit und Erschöpfung und suchen Sicherheiten; 
Dogmatismen und geschlossene Ideologien werden wieder attraktiv. 

In solchen Veränderungen aber sind die Aufgaben der Bewältigung der Alltäglichkeit 
nicht prinzipiell aufgehoben, sondern komplizieren sich und müssen neu profiliert werden. 
Zygmunt Baumann hat zugespitzt formuliert, dass Menschen erst heute in die Radikalität 
ihrer Freiheit gesetzt sind. Diese Freiheit aber braucht nicht nur eine neue Selbstkompe¬ 
tenz, sie zielt auch auf die Entscheidung zum eigenen Raum, zur eigenen Zeit und zum 
eigenen Pragmatismus und die Hoffnung, in der Gestaltung der Alltagswelten, in denen 
die Menschen sich bewegen, Bedingungen und Elemente eines gelingenderen Lebens zu 
finden und zu schaffen. Es geht also um eine neue Vermittlung von Verlässlichkeit und 
Offenheit und um Grenzen in der Offenheit; in der Arbeit an neuer Orientierung gewinnt 
gerade auch der Pragmatismus neue Bedeutung. 

Die Arbeitszusammenhänge der Lebensweltorientierung so zu profilieren ist dringlich, 
gerade weil die Tendenzen der zweiten Moderne in vielerlei Hinsicht die Möglichkei¬ 
ten der Realisierung eines so zugespitzten Konzepts von Lebensweltorientierung ein¬ 
schränken. Die generelle Orientierung an sozialer Gerechtigkeit droht in den herrschenden 
Konkurrenzen der Leistungsgesellschaft zerrieben zu werden, Hilflosigkeit, Elend und Ex¬ 
klusion werden dethematisiert und der Respekt vor den Menschen und ihrer Würde in 
ihrer Alltäglichkeit wird in den neuen Technologien ebenso wie in einer neuen Praxis der 
Disziplinierung und der Strafen unterlaufen. 

Gegen solche Tendenzen gilt es auf der kritischen Intention Lebensweltorientierter So¬ 
zialer Arbeit zu insistieren und ihren Grundansatz und ihre Maximen dezidiert zu schärfen. 
Der Anspruch aller auf den Respekt vor ihren Bewältigungsanstrengungen im Alltag muss 
gegen die Tendenzen der Exklusion, Denunziation und Dethematisierung betont werden. 
In der Offenheit der derzeitigen Alltagsmuster, wie sie sich vor allem in den Medien 
darstellen, muss der Kampf um das Gelingendere dezidiert im Horizont sozialer Gerech¬ 
tigkeit geführt werden. Im Sozialraum gilt es, die Vielgliedrigkeit der Lebensverhältnisse 
gegen eine durch Verwaltungslogik und Technologien bestimmte Orientierung zu betonen 
und die Widersprüchlichkeit der alltäglichen Lebenswelten gegen eine simplifizierende 
Neoromantik von Nachbarschaften und Familienverbund auszuweisen. Prävention muss 
sich dagegen wehren, in den Sog der allgemeinen Verängstigung zu geraten. In den Auf- 
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gaben der Inklusion geht es vor allem um den Primat der Kritik an den Selbstverständ¬ 
lichkeiten der so genannten Normalität. Partizipation insistiert auf der Artikulation der 
alltäglichen und im gegebenen Machtgefüge verdrängten Optionen. 

Solche Anforderungen kann Lebensweltorientierte Soziale Arbeit aber nur einlösen, 
wenn sie sich selbstkritisch reflexiv versteht, also kritisch selbstkritisch im Wissen um 
die Gefahren agiert, die in der Position des Unterstützens und Helfens ebenso wie in der 
Selbstreferentialität der Institutionen angelegt sind. Sie agiert in der Vermittlung ihrer Res¬ 
sourcen mit der Offenheit lebensweltlicher Konstellationen. Darin verfügt sie nicht über 
eindeutige Effektivitätskriterien, sondern muss die Sinnhaftigkeit des eigenen fachlichen 
Handelns oft mit erheblichem Aufwand nachvollziehbar machen und gegenüber anderen 
vertreten. Sie agiert im Medium von Kommunikation und Kasuistik und muss jeweils 
prüfen, was in den gegebenen Konstellationen angemessen ist, um sich darüber mit ih¬ 
ren Adressat_innen ebenso wie mit den Kolleginnen und im allgemeinen Fachdiskurs zu 
verständigen. Es braucht die Institutionalisierung solcher selbstkritischen Diskurse, aber 
auch der Kontrollen als Selbst- und Fremdevaluation und von Ombudsstellen. 

Diese vielfältigen und anspruchsvollen Aufgaben können nur wahrgenommen werden, 
wenn Lebensweltorientierte Soziale Arbeit in ihrer Berufsidentität gefestigt und sich ihres 
Tuns gewiss ist. Sie muss sich ihres gesellschaftlichen Auftrags und ihrer Arbeitsstandards 
des Respekts und der Verhandlung, wie sie sie in den letzten Jahrzehnten erkämpft hat, 
sicher sein. Sie muss auf den spezihschen Möglichkeiten der Arbeit in der Alltäglich¬ 
keit der heutigen gesellschaftlichen Verhältnisse insistieren und sie in ihrer Dignität, der 
Selbstverständlichkeit ihres Anspruchs in der Gesellschaft und in den Kooperationen im 
sozialen Feld offensiv vertreten. 

Fragen zur Reflexion 

• Wie lassen sich „Alltäglichkeit“ und „alltägliche Lebenswelten“ in einem Ihnen be¬ 
kannten Arbeitsfeld konkretisieren? Wie zeigen sich die Dimensionen der Lebenswelt 
konkret? 

• Bitte übertragen Sie die einzelnen Handlungs- und Strukturmaximen auf ein Arbeits¬ 
feld, Maxime für Maxime. Diskutieren Sie bitte auch, worauf in Ihrem Arbeitsfeld bei 
der Arbeit mit den einzelnen Maximen besonders zu achten ist, um keine unbeabsich¬ 
tigten Nebenfolgen zu produzieren! 

• Bitte formulieren Sie in eigenen Worten drei Thesen zu zentralen Herausforde¬ 
rungen der Sozialen Arbeit angesichts der Herausforderungen der zweiten Mo¬ 
derne. Welche Konsequenzen ergeben sich für die Berufsidentität von Sozialarbei- 
ter_innen/Sozialpädagog_innen aus lebensweltorientierter Perspektive? 

Der Text greift auch auf Passagen der Beiträge von Thiersch (2016) und Grunwald 
(2015) zurück. 
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Zusammenfassung 

Das sozialpädagogische Konzept der Lebensbewältigung ermöglicht praktische, empi¬ 
rische und theoretische Zugänge zu alltäglichen Herausforderungen Sozialer Arbeit. Es 
ist dabei sowohl anwendungs- als auch forschungsorientiert. Es richtet den Eokus auf 
die sozialen, politischen und individuellen Dimensionen zur Stärkung der subjektiven 
Handlungsfähigkeit der Menschen in den Gegenwartsgesellschaften der sogenannten 
zweiten Moderne. „Lebensbewältigung“ wird dabei als Konzept mittlerer Reichwei¬ 
te angesehen, da es sozialpolitische, sozialpsychologische und sozialwissenschaftliche 
Zugänge und Erkenntnisse bündelt und sie für die Eorschungs- und Handlungserfor¬ 
dernisse der Sozialen Arbeit aufbereitet. 


Der zeitdiagnostische Kontext: Entgrenzungen und soziale Handlungsfähigkeit 

Sozialwissenschaftliche Konzepte zur sozialen Handlungsfähigkeit orientierten sich in 
den Industriegesellschaften des 20. Jahrhunderts häufig am Konstrukt eines sich linear 
entwickelnden Lebensverlaufs; Kindheit, Jugend, Erwachsenenalter und Alter wurden 
als strukturierende Lebensphasen betrachtet und auf institutionalisierte Bildungs- und 
(Erwerbs-)Arbeitserwartungen - Kindertagestätte, Schule, Eamilie, Erwerbsarbeit - be- 
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zogen. Dabei stellte die duale Struktur von Produktion und Reproduktion, von Beruf und 
Familie eine Magnetlinie dar, um die sich biografische Zuordnungen gruppieren. 

In diesem Zusammenhang dominierten im 20. Jahrhundert - nicht nur im anwendungs¬ 
orientierten sozialwissenschaftlichen Sprachgebrauch - Konstruktionen von gelungener 
Sozialisation und typischen Biografieverläufen. In diese wurden dann auch die „Ent¬ 
wicklungsaufgaben“ eingebunden, die in bestimmten Lebensaltern zu absolvieren seien. 
Davon abweichendes und sich biografisch entsprechend verfestigendes Handeln wurde in 
der Begrifflichkeit von Devianz und devianter Sozialisation - im Sinne devianter Karrie¬ 
ren - thematisiert. So hat sich in diesen Modellen der sogenannten ersten Moderne im 
20. Jahrhundert gleichsam ein sozialisationstheoretischer Dualismus von Normalität und 
Abweichung entwickelt. 

Diese Verläufe und Entwicklungsaufgaben werden in ihren Grenzziehungen seit ei¬ 
niger Zeit vermehrt nicht mehr als so eindeutig bestimmbar angesehen. Die sogenannte 
zweite Moderne fällt zu Beginn des 21. Jahrhunderts durch Entgrenzungen auf, die sie 
hervorbringt (Beck et al. 2004). Etablierte Strukturen werden demnach fragil oder ver¬ 
flechten sich mit neuen, Grenzen verschwimmen, neue tun sich auf. Bisherige lineare 
Rekonstruktionen im Lebensverlauf brechen auf, werden hinterfragt und mitunter refle¬ 
xiv rekonstruiert. Die historisch neuen Bedingungen im Übergang zur zweiten Moderne 
wurden durch die Konzentration auf die Sozialisationsfelder Eamilie, Schule, Peers und 
Beruf erfasst, die aber „durch Pluralisierungen und Entstrukturierungen gekennzeichnet 
sind. [... ] Damit verliert die Idee eines verbindlichen einheitlichen Sozialisationsmusters 
an Plausibilität, während unterschiedliche Pfade der Subjektentwicklung wahrscheinlicher 
werden“ (Junge 1996, S. 39). Statt stabiler Identitäten werden „zeitlich befristete Identifi¬ 
kationen“ aufgebaut und verlangt (Junge 1996, S. 39). 

Angesichts dieser Zeitdiagnose der sozialen Entgrenzungen und Paradoxien ist es frag¬ 
lich, ob einer der Leitbegriffe der Sozialen Arbeit der ersten Moderne, der Begriff der 
Identität, noch den sozialpädagogischen Herausforderungen zur Stärkung der subjektiven 
Handlungsfähigkeit in ihrem Alltag gerecht werden kann. Die Vorstellung vom selbstbe¬ 
stimmten Subjekt, das mit sich und darin mit seiner sozialen Umwelt einigermaßen im 
Gleichgewicht ist, hat das sozialpädagogische Denken schon immer fasziniert. Diese Vor¬ 
stellung gilt es im Lichte der neueren gesellschaftlichen Entwicklung neu zu reflektieren. 

So hat sich die Diskussion zum Identitätsbegriff inzwischen dahingehend entwickelt, 
dass die Identitätsformation in den Gesellschaften der zweiten Moderne eher instabil und 
in sozialen Brüchen verläuft, Identität also immer wieder herausgefordert wird. Dies ver¬ 
weist auf biografische Konstellationen, in denen das Individuum nicht nur seiner Identität 
in ihrer Eragilität gewahr wird, sondern sie auch immer wieder neu „herstellen“ muss. 

Eür diesen Zusammenhang hat sich inzwischen der Begriff der Identitätsarbeit 
(Keupp und Höfer 1997) eingebürgert. Es rückt das Streben nach Handlungsfähigkeit 
in den Vordergrund der Identitätstheorien. Es gehe heute - so wird hervorgehoben - 
weniger um Kohärenz oder Gleichgewicht, sondern um ein wiederkehrendes „Heraus¬ 
gefordertsein“. Im persönlichen Leben wird die Sicherung und Stärkung der subjektiven 
Handlungsfähigkeit zu einer zentralen Dimension der Sozialen Arbeit (Böhnisch und 
Schröer 2002). 
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► Typen der Handlungsfähigkeit Es kann - idealtypisch - zwischen regressiver, ein¬ 
facher und erweiterter Handlungsfähigkeit unterschieden werden. Von regressiver Hand¬ 
lungsfähigkeit wird gesprochen, wenn die Betroffenen so unter sozialem Druck stehen, 
dass sie situative Handlungsfähigkeit nur über antisoziales und/oder selbstdestruktives 
Verhalten erreichen. Sozial integrierte Alltagsorientierung im Fokus der Sicherung der 
eigenen Existenz lässt sich in den Begriff der einfachen Handlungsfähigkeit fassen. Diese 
bei ihren Adressat_innen zu erreichen, wird als durchschnittliches Ziel sozialpädagogi¬ 
schen Handelns angenommen. Erweiterte Handlungsfähigkeit, die auch in sozialpädago¬ 
gischen Zugängen befördert werden, enthält hingegen jenen Surplus, der Empathie und die 
Wahrnehmung der Folgen des eigenen Handelns für andere und damit Gerechtigkeitsemp¬ 
finden - und darin Konflikt- und Sorgefähigkeit - ermöglicht. Dies kommt Hans Thierschs 
Begriff vom „gelingenderen Alltag“ nahe (Thiersch 1986). 

Das sozialpädagogische Konzept der Lebensbewältigung 

Gemeinhin sind an ein anwendungs- wie forschungsorientiertes Konzept der Sozialen Ar¬ 
beit unterschiedliche Anforderungen gerichtet. Es sollte - im Sinne des „Wahrnehmens“ 
(Müller 2007) - erschließen können, wie die Menschen ihr Leben auf unterschiedlichen 
sozialen Handlungsebenen entgrenzter und paradoxer Lebenskonstellationen alltäglich 
bewältigen. Es sollte zudem Perspektiven für sozialpädagogische Interventionen, Hilfen 
und Zugänge bieten. Weiterhin kommt es darauf an, den gesellschaftlichen Horizont der 
Sozialen Arbeit erklären zu können, um zu verdeutlichen, wie die Problemlagen sozial 
„gemacht“ sind. Schließlich braucht die Soziale Arbeit einen sozialpolitischen und sozi¬ 
alethischen Horizont, denn sie bewegt sich immer auch im Spannungsfeld von Normalität 
und Abweichung und ist deshalb zwangsläufig mit gesellschaftlich vorgegebenen Werten 
sowie deren Kritik konfrontiert. 

Das sozialpädagogische Konzept der Lebensbewältigung nimmt vor diesem Hinter¬ 
grund den Ausgangspunkt bei der alltäglichen Bewältigung von Lebenskonstellationen 
im persönlichen Leben der Menschen in der zweiten Moderne. Dabei wird das persönli¬ 
che Leben der Adressat_innen der Sozialen Arbeit nicht als abgeschottet gegenüber der 
„Normalwelt“ betrachtet, sondern als systematisch mit dieser verflochten. In anhaltenden 
paradoxen und prekären Lebenskonstellationen, wie sie in der Sozialen Arbeit nicht sel¬ 
ten zu finden sind, kann jedoch eine besondere Dynamik entstehen, die die subjektive 
Handlungsfähigkeit der Menschen grundlegend herausfordert. 

Drei-Ebenen-Modell der Lebensbewältigung 

Das sozialpädagogische Konzept der Lebensbewältigung stellt sich als ein Drei-Ebenen- 
Modell (siehe Abb. 21.1) dar, das aus einer personal-psychodynamischen Zone des Be¬ 
wältigungsverhaltens, einer relational-intermediären Zone der Bewältigungskulturen und 
einer sozialstrukturell-sozialpolitischen Zone der gesellschaftlichen Entgrenzung von Be¬ 
wältigungskonstellationen und den damit verbundenen - in Lebens- und Bewältigungsla¬ 
gen eingelassenen - Ermöglichungen und Verwehrungen besteht. 
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Abb. 21.1 Drei-Ebenen-Mo- 
dell des sozialpädagogischen 
Konzepts Lebensbewältigung 


Personal¬ 
psychodynamische 
Ebene der 
Lebensbewältigung 


Sozialstrukturelle 
und sozialpolitische 
Ebene der 
Lebensbewältigung 



Diese Zonen lassen sich nur analytisch voneinander abgrenzen, in den Konstruktionen 
der sozialen Wirklichkeit sind sie ineinander verschränkt. 


21.1 Personal-psychodynamische Ebene 

Die personal-psychodynamische Ebene wird durch das subjektive Verlangen nach einem 
stabilen Selbstwert, entsprechender sozialer Anerkennung und der Erfahrung von Selbst¬ 
wirksamkeit (als dem Gefühl, etwas bewirken, seine Handlungen kontrollieren und etwas 
erreichen zu können) strukturiert. Soziale Anerkennung kann dabei unterschiedlich ge¬ 
sucht werden: sowohl im kulturellen Anerkennungskontext geltender gesellschaftlicher 
Normen als auch im aufmerksamkeitserregenden Auffälligkeitsverhalten und in Gewalt. 
Selbstwirksamkeit wiederum kann in der sozialen Partizipation, aber auch im antisozialen 
Verhalten bis hin zur Gewalt gleichermaßen gespürt werden (vgl. Böhnisch 2010). 

Das sozialpädagogische Konzept der Lebensbewältigung knüpft an das Coping-Kon- 
zept der Bewältigungsforschung in der Psychologie (Brüderl 1988) an, geht aber auch 
darüber hinaus. Der Kern des Coping-Konzepts - das Streben nach einem psycho-phy- 
sischen Gleichgewicht - wird sozial transformiert. Ist Bewältigung dort hauptsächlich 
auf situativ abgegrenzte kritische Lebensereignisse bezogen, so wird diese im sozialpäd¬ 
agogischen Konzept der Lebensbewältigung in den Kontext der sozialen und politischen 
Herausforderungen der zweiten Moderne gestellt. 

Kritische Konstellationen im persönlichen Leben werden auch als Ausdruck von Ent¬ 
grenzungen und Paradoxien sowie sozialen Ungleichheiten gesehen, die die subjektive 
Handlungsfähigkeit der Menschen und die Sozialisationsprozesse herausfordern. Diese 
sozialisationstheoretisch begründete sozialpädagogische Perspektive der Lebensbewälti¬ 
gung (vgl. Böhnisch et al. 2009) richtet sich darum nicht nur auf die personale, sondern 
genauso auf die relationale bzw. intermediäre sowie sozialstrukturelle und sozialpolitische 
Ebene der Lebensbewältigung. 
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21.2 Die relational-intermediäre Ebene: Bewältigungskulturen 

Das Bewältigungsverhalten im persönlichen Leben der Menschen ist maßgeblich von 
den Bewältigungskulturen in sozialen Beziehungen und Räumen beeinflusst, in die die 
Menschen eingebunden sind; von der Familie, der Gleichaltrigengruppe, der Schule, der 
betrieblichen Arbeitswelt, der Internet-Community. Hier entscheidet sich mit, ob und wie 
subjektive Handlungsfähigkeit gesichert und kritische Lebenskonstellationen verarbeitet 
werden können. Ein sozialpädagogisch anschlussfähiges Konzept von Handlungsfähig¬ 
keit in dieser relationalen Ebene haben Matthias Grundmann et al. (2006) beschrieben. 
Demnach entwickelt sich soziale „Handlungsfähigkeit“ als Ausdruck von Selbstwirksam¬ 
keit und Anerkennung in spezifischen Milieukontexten. Über den Begriff Milieu können 
die Wechselwirkungen zwischen sozialer Umwelt und Bewältigungsverhalten dargestellt 
werden. 

Milieustrukturen sind durch intersubjektive Erfahrungen und entsprechende sozialkul- 
turelle Praktiken als Zugänge zu Handlungsformen und ihrer Verstetigung in Gruppen- 
und „Subjektkulturen“ charakterisiert (Reckwitz 2008). Diese sind sozial vermittelt und 
intersubjektiv geteilt. Das Konzept der Bewältigungskulturen ist also ein Zugang, der nicht 
beim Subjekt stehen bleibt, sondern sozial gerichtete Handlungsfähigkeit - Agency (vgl. 
Raithelhuber in diesem Band) - in wiederholten Situationskontexten betrachtet und die 
darin sichtbaren kulturellen Aufladungen beschreibt. 

Da der gegenwärtig in der Sozialen Arbeit geführte Agency-Diskurs (Graßhoff 2013) 
sich vor allem auf erweiterte Eormen von Handlungsfähigkeit bezieht, ist es wiederum 
wichtig, darauf zu verweisen, dass in kritischen biografischen Lebenskonstellationen, vor 
allem wenn sie sich verstetigt haben, Handlungsfähigkeit gerade auch in regressiven Mi¬ 
lieus gesucht wird. Auch in gewaltnahen Bewältigungslagen entwickeln sich (antisoziale) 
Eormen von subjektiver Handlungsfähigkeit. Hier wird noch einmal deutlich, wie wichtig 
eine Differenzierung der unterschiedlichen Eormen von Handlungsfähigkeit ist: Erweiter¬ 
te Handlungsfähigkeit ist häufig in offene Milieus, regressives Bewältigungsverhalten in 
entsprechend abgeschottete Milieus eingebettet. Solche unterschiedlichen Bewältigungs¬ 
milieus beeinflussen auch Dichte und Reziprozität sozialer Spielräume. Dabei geht es 
uns vor allem um die Frage, ob und wie Bewältigungsverhalten über die und in den 
unterschiedlichen Bewältigungskulturen beeinflusst wird: in Familien, Gruppen, Organi¬ 
sationen oder auch über Internet Communities. 


21.3 Die sozialstrukturelle und sozialpolitische Ebene 

Soziale Arbeit und Sozialpolitik haben ein gemeinsames Ziel: die Verbesserung sozial 
riskanter Lebensverhältnisse und ungleicher Lebenschancen. Die Sozialpolitik ist an so¬ 
zialen Strukturen, die Soziale Arbeit am persönlichen Leben orientiert. Ihren Bezug zu 
den Lebensverhältnissen verschafft sich die Sozialpolitik z. B. in einigen Sozialstaaten 
über die quantitative und qualitative Sozialberichterstattung: Sozialstatistiken, Armuts-, 
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Gesundheits-, Gleichstellungs-, Jugend- und Altersberichte etc. In ihnen wird in je unter¬ 
schiedlichen Zugängen danach gefragt, wie die sozialstrukturehen Bedingungen die Le¬ 
bensverhältnisse und Lebenschancen beeinflussen, welche Ermöglichungen und Verweh¬ 
rungen also in diesen Verhältnissen gegeben sind, welche Verwirklichungsmöglichkeiten 
die Menschen vor dem Horizont sozialer Gerechtigkeit haben und wie dies sozialpolitisch 
beeinflusst werden kann. 

Diese Fragen werden traditionell über das Konzept der „Lebenslage“ aufgeschlossen. 
Da die Soziale Arbeit ähnliche soziale Fragen - aber vom persönlichen Leben ihrer Adres- 
sat_innen her - steht, ist für sie die Lebenslagenpolitik sowohl für die eigene Arbeit als 
auch als Brücke zur Sozialpolitik relevant. Diese Brücke muss aber darüber hinaus so¬ 
zialpädagogisch konstruiert werden, da die Soziale Arbeit Lebensverhältnisse vor allem 
sozial interaktiv im persönlichen Leben und kaum ökonomisch und rechtlich beeinflussen 
kann. 

Schließlich sind Sozialpolitik und Soziale Arbeit daran interessiert, nicht nur die so¬ 
zialökonomischen Verhältnisse und das soziale Umfeld zu beeinflussen, sondern genauso 
danach zu fragen, wie die Menschen selbst befähigt werden können, vor dem Hintergrund 
sozialer Sicherung und im Rahmen sozialpädagogischer Unterstützung und Begleitung 
ihre Lebenschancen zu verbessern und eine erweiterte subjektive Handlungsfähigkeit zu 
entfalten. 

► Lebens- und Bewältigungslagen Der Begriff der „Lebenslagen“ (Böhnisch und 
Schröer 2012) versteht sich als der Zusammenhang zwischen gesellschaftlichen Ent¬ 
wicklungen und der jeweiligen Ausformung von sozialen Spielräumen, in denen das 
persönliche Leben - biografisch unterschiedlich - bewältigt werden kann. Der Begriff 
der Lebenslagen beschreibt den Kontext der von den Menschen verfügbaren materiel¬ 
len, sozialen und kulturellen Ressourcen der Lebensbewältigung vor dem Hintergrund 
dieser Entwicklungen und in über Bewältigungskulturen vermittelter Rückbindung zu 
ihnen. Da die Soziale Arbeit nur bedingt sozialstrukturell intervenieren kann, sondern 
personenbezogen agiert, ist es in einem weiteren Schritt notwendig, den entsprechen¬ 
den sozialpädagogischen Zugang zur Lebenslage zu operationalisieren. Dieser kann als 
Bewältigungslage bezeichnet werden. Hier wird das persönliche Leben aus der Per¬ 
spektive der Dimensionen - soziale Abhängigkeit, soziale Ausdrucksmöglichkeiten, 
Aneignungsformen und soziale Anerkennung - thematisiert. Diese Dimensionen sind 
mit der Lebenslage eng verflochten, heben aber die Strukturen des persönlichen Lebens 
hervor, die für die Soziale Arbeit relevant sind. Wer z. B. in massiver Abhängigkeit leben 
muss, hat in der Regel wenige Chancen, um diese zu thematisieren (Ausdruck), und leidet 
meist unter verwehrten Aneignungsmöglichkeiten und mangelnder Anerkennung. Dies 
kann von jeder Dimension aus durchreflektiert werden. 

Lebenslage, Bewältigungslage: Von Klientjnnen zu Bürger_innen 

Seit die Soziale Arbeit in den kritischen Diskursen der 1970er und 1980er-Jahre als In¬ 
stanz sozialer Kontrolle, als Ort der Etikettierung und als Verursacherin devianter Karrie- 
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ren entlarvt wurde, wurden Reformen eingeleitet und gestaltet, bei denen es darum ging, 
die sozialpädagogischen Organisationsstrukturen so zu reformieren, dass sie nicht länger 
zu Etikettierungsfallen und Schleusen für deviante Karrieren werden konnten. Systeme 
integrierter Erziehungshilfen wurden bspw. aufgebaut („Hilfen unter einem Dach“), die 
vermeiden sollten, dass die Adresat_innen von Instanz zu Instanz weitergeleitet werden 
und so in eine Aktenkarriere hineinrutschen. Sozialräumliche Programme sollen die Be¬ 
troffenen aus der institutioneilen Isolation des Klientenstatus herauslösen, sie als Akteure 
ihrer sozialen Umwelt erscheinen lassen, so dass der Blick frei wird für die Alltagsbedin¬ 
gungen und Kompetenzen, an die die Soziale Arbeit in ihrer Hilfe anknüpfen kann. 

Dennoch bleibt das Faktum, dass die Lebens- und Bewältigungslagen der Adres- 
sat_innen Sozialer Arbeit maßgeblich durch deren Interventions- und Kontrollrahmen 
und mithin durch einen Klientenstatus bestimmt sind. Dies wird oft nicht reflektiert, wenn 
der sozialpädagogische Diskurs - wie seit einiger Zeit - zivilgesellschaftlich reformuliert 
wird und den Bürgerstatus vor den der Adressat_innen rückt. Denn dann müsste radikal 
gefragt werden, was es für die Soziale Arbeit bedeutet, wenn die Betroffenen nicht mehr 
als Klienten agieren und Ansprüche formulieren, die aus dem Rahmen der sozialpäd¬ 
agogischen Hilfen fallen. Nicht thematisiert wird der Konflikt „zwischen wohlwollenden 
Helferinnen und zunehmend eigene Ansprüche formulierenden Klientinnen“ (Keupp 
1996, S. 165), womit „die Ebene der Rechte als unabhängige Begründungsinstanz für 
Handeln oder dessen Unterlassung“ (Keupp 1996, S. 165) mitunter ausgeblendet bleibt. 

Die Bewältigungslage der Adressat_innen muss also gleichsam quer zur Lebenslage 
thematisiert und zu dem Bürgerstatus in ihr in Spannung gesetzt werden. Das betrifft 
vor allem die Dimensionen Abhängigkeit, Ausdruck und Aneignung. Methodisch sollte 
bei der Analyse der Bewältigungslage in zwei Schritten vorgegangen werden. Zum einen 
steht der/die Sozialarbeiter_in selbst im Mittelpunkt. Im Rahmen der Supervision sollten 
nicht nur gegenseitige Abhängigkeiten in der Beziehung zu den Adressat_innen thema¬ 
tisierbar sein, sondern auch das eigene Kontrollverhalten bezüglich der sprachlichen und 
sozialräumlichen Eigenheiten der Adressat_innen, die auch als Botschaften des Strebens 
nach Selbstständigkeit gegenüber den Betreuenden erkannt werden können. 

Zum anderen ist es in diesem Zusammenhang wichtig, die Hilfebeziehung grundsätz¬ 
lich als Konfliktbeziehung zu begreifen, um damit - im Sinne des Konfliktmodells - die 
Perspektive des Dritten eröffnen zu können. Es sollten also alle Möglichkeiten genutzt 
werden, um den Adresat_innen die Chance zu geben, sich immer wieder aus der Be¬ 
ziehungskonstellation der Hilfe zu lösen und sozialen Anschluss zu Anden - sei es über 
Formen der offenen Gruppenarbeit, Quartiertreffs oder die Teilnahme an Projekten, in de¬ 
nen sie soziale Anerkennung auch von anderen als von „ihren“ Sozialarbeitern erhalten 
und so aus dem Adressat_innen-Status heraustreten können. 

Im weiteren - sozialpolitischen - Sinne der Lebenslagendefinition geht es darum, sich 
der sozialpolitischen Akzeptanz der jeweiligen prekären Lebenslage zu vergewissern. Er¬ 
reicht die herrschende sozialstaatliche Armutsdefinition wirklich die komplexe - nicht 
nur materielle - Lebenssituation der Betroffenen? Ist die Soziale Arbeit offen für Ar¬ 
mutsdefinitionen, die auf armutspolitische Ermöglichungskontexte und nicht nur auf die 
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Verwaltung und Befriedung von Armut ausgelegt sind? Wo sind neue riskante Lebens¬ 
lagen sozialpolitisch nicht erkannt und damit auch nicht sozialpolitisch akzeptiert, wie 
z. B. die prekären Übergangslagen junger Erwachsener, die Lebenslage von Care Leavern 
oder die Überforderungs- und Gewaltstrukturen in der häuslichen Altenpflege? Gibt es 
eine genderpolitische Akzeptanz in Bezug auf die verdeckten Risikolagen von Männern 
und Frauen? Es hängt schließlich vom Grad der sozialpolitischen Akzeptanz ab, welche 
Öffentlichkeit prekäre Bewältigungslagen erreichen können. Damit ist letztlich auch die 
Chance verbunden, dass die Adressat_innen aus dem Gehäuse der Sozialen Arbeit her¬ 
austreten können. 

Aber es ist nicht nur die Frage der sozialpolitischen Akzeptanz von Seiten des Staates, 
die für eine Erweiterung der Lebenslage über die Adressat_innenlage hinaus von Bedeu¬ 
tung ist. Zur gesellschaftlichen Akzeptanz der Art und Weise, wie die Adressat_innen der 
Sozialen Arbeit sozialstaatlich betreut und gefördert werden, gehört auch die Akzeptanz 
seitens anderer sozialer Gruppen. Deshalb ist es erforderlich, aus der Nahwelt der So¬ 
zialen Arbeit raus zu gehen und deren sozialpolitische „voice“-Funktion wahrzunehmen 
sowie sozialpolitische Unterstützungsnetzwerke zu knüpfen, um Ansätze sozialpolitischer 
Öffentlichkeit schaffen zu können. 

Lebensbewältigung und reflexive Sozialpädagogik 

Im Fachdiskurs Sozialer Arbeit ist in den vergangenen Jahren eine intensive Diskussion 
um sozialpädagogische Theoretisierungsweisen geführt worden (Dollinger 2007; Neu¬ 
mann und Sandermann 2008). Dabei wurde offensichtlich, dass das epochale Zusam¬ 
menspiel von gesellschaftspolitischen und disziplinären Herausforderungen jeweils un¬ 
terschiedliche Theoretisierungsweisen hervorbringt, die für sich wiederum je unterschied¬ 
lich ihre wissenschaftliche Reichweite reflektieren. So hat die zweite Moderne mit der 
Zeitdiagnose der Entgrenzungen in der Sozialen Arbeit eine „reflexive Sozialpädagogik“ 
hervorgebracht, deren Theoretisierungsweisen gegenüber linearen und allgemeintheoreti¬ 
schen Entwürfen skeptisch und kritisch auftreten. 

Das sozialpädagogische Konzept der Lebensbewältigung ist darum eine Theorie mitt¬ 
lerer Reichweite. Diese bezieht sich auf historisch-epochal abgrenzbare Zeiten und Räume 
(z. B. Beginn des 21. Jahrhunderts, westliche Industriegesellschaften) und stellt sich selbst 
in den historischen-sozialen Wandel. Sie geht dabei von Zeitdiagnosen - z. B. zweite Mo¬ 
derne, Entgrenzungen etc. - aus, in denen sie epochale Herausforderungen des Sozialen 
aufzuschließen und aus ihnen heraus einen Theorie-Praxis-Bogen der Sozialen Arbeit auf¬ 
zubauen versucht. 

Dem sozialpädagogischen Konzept der Lebensbewältigung wird bisweilen entgegen¬ 
gehalten, dass es sich vor allem auf dissoziale Konstellationen und psychosoziale Schwie¬ 
rigkeiten beziehe und darum die Menschen im persönlichen Leben z. B. nicht in ihren 
Bildungsverläufen und politischen Handlungsmöglichkeiten sehe. Abgesehen davon, dass 
die Soziale Arbeit in ihren Aufgaben vor allem auf die Sphäre sozialer Probleme bezogen 
ist, hat das Bewältigungskonzept z. B. seinen Bildungsbezug vor allem dort, wo es um die 
Spannung zwischen Bewältigung und Bildung geht. Sei es in der Offenen Jugendarbeit, in 
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der Schulsozialarbeit oder in der sozialpädagogischen Beschäftigungsförderung, wo Bil¬ 
dungsprozesse nur in Gang gesetzt werden können, wenn gleichzeitig die psychosozialen 
Bewältigungsprobleme bearbeitet werden. 

Insgesamt ist das Sozialpädagogische der Lebensbewältigung zudem so angelegt, dass 
es den sozialpolitischen Auftrag gerade aus den sozialen Spannungen des persönlichen Le¬ 
bens der Menschen formuliert. Das Wahrnehmen prekärer Abhängigkeitsverhältnisse und 
-beziehungen, verwehrter Anerkennungs- und Ausdrucksmöglichkeiten sowie begrenzter 
Aneignungsformen in den Bewältigungslagen verleihen der Sozialen Arbeit ihre politi¬ 
sche „voice“-Funktion, die sie als Profession und Disziplin wahrzunehmen hat. 

Fragen zur Reflexion 

• Skizzieren Sie typische Bewältigungskonstellationen in den drei Ebenen für Adres- 
sat_innen eines Handlungsfeldes, welches Sie gut kennen. 

• Was verstehen Sie unter dem Konzept der Lebenslage? Versuchen Sie den Zusammen¬ 
hang von Bewältigung und Lebenslage zu diskutieren. 

• Analysieren Sie am Beispiel der Diskussion um Care Leaver die sozialpolitische Di¬ 
mension Sozialer Arbeit. 
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Zusammenfassung 

In sozialen Systemen entstehen Voraussetzungen für individuelles und gemeinschaft¬ 
liches Handeln. Durch sie wird es in der Sozialen Arbeit möglich, in einer sehr per¬ 
sönlichen, intimen Situation ein helfendes Gespräch zu führen, sich gemeinsam mit 
Kollegen_innen auszutauschen und gesellschaftliche Ressourcen zu aktivieren. Die 
Perspektive auf soziale Systeme erleichtert das Verständnis für das „soziale Band“ der 
Gesellschaft und unterstützt die Soziale Arbeit darin, ihre Möglichkeiten, Aufgaben 
und erfolgreichen Vorgehensweisen verlässlich zu bestimmen. Das Verständnis für so¬ 
ziale Systeme, für Organisationen und die Strukturen von Kommunikation ist - völlig 
unabhängig vom Gebrauch systemtheoretischer Theorieangebote - äußerst hilfreich, 
weil das moderne Leben von ihnen geprägt ist. 


22.1 Professionelle Alltagsbeobachtungen 

Wir helfen doch Menschen - warum von Systemen reden? Um dieser Frage im Folgenden 
nachzugehen, wird mit einem kleinen Beispiel begonnen. 


Fallbeispiel 

Frau und Herr H. haben drei gemeinsame Kinder, aus einer früheren Beziehung von 
Frau H. lebt noch ihr zwölfjähriger Sohn in der Familie, beide Eltern sind zur Zeit 
arbeitslos. „Der Zwölfjährige ist hyperaktiv, der dreijährige Sohn schmiert mit Kot 
und reißt die Tapeten von den Wänden“ (Müller und Bräutigam 2011, S. 12). Das 
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sechsmonatige Kind nimmt wenig und ungern Nahrung zu sich. Beide Elternteile sind 
engagiert und bereits mit mehreren Experten im Kontakt, wie z. B. dem Kinderarzt, 
dem Kinderpsychotherapeuten, zeitweise einer kinderpsychiatrischen Tagesklinik. 

In diesem Fallbeispiel aus der aufsuchenden Arbeit lassen sich verschiedene Perspekti¬ 
ven wiederentdecken, die zeigen, wie notwendig es ist, über soziale Systeme nachzuden¬ 
ken, wenn man Menschen helfen will. Folgende Fragen sind dabei nützlich: Wer bildet das 
professionelle „wir“? Aufgrund welcher Grundlagen und mit welchen Zielen begegnen 
Angehörige der Organisationen Sozialer Arbeit der Familie? Was bedeutet hier „helfen 
wollen“, wem gegenüber? Was und wie soll mit den Einzelnen und was und wie mit der 
Familie besprochen werden? Mit welchem Ziel und wie werden die anderen Helfersyste¬ 
me einbezogen? Wie kann die Soziale Arbeit Familien in ähnlichen Situationen vielleicht 
früher erreichen und effektiv unterstützen? 

Soziale Arbeit vollzieht sich als organisierte Hilfe in Organisationen. Dabei kommen 
gesetzliche Grundlagen und Handlungsvollzüge zur Geltung, die zwischen sozialen Grup¬ 
pen und Organisationen ausgehandelt wurden. Wir sehen nur mehr selten, wie konkur¬ 
rierende Gruppen real aufeinandertreffen (wie gewerkschaftlich organisierte Arbeitneh¬ 
merinnen vor dem Verwaltungsgebäude des Unternehmers), sondern „soziale Konflikt¬ 
gruppen“ werden von Professionellen über statistische Daten gebildet und in Medien und 
politischen Auseinandersetzungen mehr oder minder erfolgreich präsentiert. Dabei voll¬ 
zieht sich ein Prozess sozialer Digitalisierung. Dieser Prozess betrifft die Soziale Arbeit 
in ihrer Rolle im sozialen Rechtsstaat grundlegend. Neue Herausforderungen entstehen 
durch die Möglichkeiten der Kopplung technischer Systeme mit sozialen Informationen 
und sozialen Systemen. Die dynamischen Wechselverhältnisse bei der Entwicklung des 
Internets, der Social Media und den Möglichkeiten durch Big-Data-Analysen zeigen die 
Grenzen traditioneller Steuerungsinstanzen. 

Wie systemische Theorien die Soziale Arbeit unterstützen können, soll hier auf ver¬ 
schiedenen Ebenen dargestellt und diskutiert werden. 


22.2 Systemtheoretische Grundlagen 

Der Wunsch, Zusammenhänge zu entdecken, zu verstehen, was den Beobachtungen zu¬ 
grunde liegt, und zu erklären, wie sich Lebenszyklen ergeben, hat eine lange Tradition 
im Denken unserer Kultur. Auf den wesentlichen Unterschied zwischen „lebenden“ und 
„physikalischen“ Systemen weist Bateson (1981, S. 520) mit seiner Geschichte vom Sto¬ 
ßen einer Billardkugel und dem eines Hundes hin. Während die Reaktion der Billardkugel 
nach physikalischen Regeln bestimmt werden kann, hängt die Reaktion des Hundes von 
dessen Wahrnehmung der Situation und seines Zustands ab. Lebende Systeme steuern ihre 
Reaktionen auf Impulse nach internen Prozessen. 

In den Sozialwissenschaften besteht eine fruchtbare Theorienvielfalt mit der Ausrich¬ 
tung auf „Systeme“. Mit dem Begriff System wird traditionell ein geordneter Zusam- 
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menhang von Elementen beschrieben. Verbindet man dies mit der Vorstellung, dass sich 
die Elemente selber ordnen, gelangt man zu den Themen Selbstorganisation und der im 
System zu beobachtenden Selbstreferenz. Systeme bringen etwas hervor, das über die 
addierten Leistungen der einzelnen Elemente hinausgeht - häufig als Emergenz bezeich¬ 
net. Im Weiteren stößt man darauf, dass sich systemisches Denken auszeichnet durch 
die Betonung von Relationen (Beziehungen), der Wechselseitigkeit von Einflüssen (das 
Verhalten von A wirkt auf B und umgekehrt) und der Organisation von sozialen und 
inhaltlichen Anschlüssen, die Systemen zeitliche Kontinuität verleihen können. Dahin¬ 
ter stecken spannende Fragen: Was sind die verbindenden Beziehungen zwischen den 
Elementen, beispielsweise in einer Familie? Kann man Ursache und Wirkung wirklich 
trennen, wenn Prozesse einige Zeit laufen? Warum lösen sich Paarbeziehungen manch¬ 
mal so schnell auf? Wie hat es die Universität zu Köln geschafft, als Organisation seit 
800 Jahren zu bestehen? 

► Themen von Systemtheorien Im Laufe der Entwicklung von Systemtheorien wurden 
folgende Themen herausgearbeitet (siehe Baecker 2012): 

1. die Bedeutung der Differenz zwischen System und Umwelt, ausgehend von den Fragen 
zum Selbsterhalt von Systemen (Parsons), 

2. die Folgen der internen Zustände des Systems und der nicht-linearen Funktionsweisen 
(Heinz von Foerster), 

3. die Schließung der Systeme im Netzwerk ihrer Elemente und die Möglichkeit von 
Systemen, aus sich selbst die Elemente zu schaffen, aus denen es besteht (Maturana 
und Varela). 

4. die zeitliche Begrenzung der Handlungen von Systemen, wodurch sich das Problem 
der Fortsetzung der Systeme stellt (Luhmann). 

Ein Praxisbeispiel veranschaulicht die Bedeutung dieser vier Aspekte. Bei einer Schei¬ 
dungsberatung geht es um die Versorgung und Erziehung der Kinder, aber auch um Kon¬ 
trakte darüber, welche Bedeutung die bisherige Beziehung hatte und welche sie weiterhin 
haben soll. Dabei tauchen solche Fragen auf: 

1. Verstehen wir uns trotz Scheidung weiterhin als Familie und wer gehört zu diesem Sys¬ 
tem, z. B. sollen die Kinder wirklich noch zu beiden Großeltern regelmäßig Kontakt 
haben? 

2. Steht die Verschlechterung der Schulnoten im Zusammenhang mit der Scheidung? 

3. Wie können die Eltern manche Teile des Familienlebens erhalten und machen die Kin¬ 
der dabei mit? 

4. Wie oft kann ich als Oma die Kinder sehen? Welche Bedeutung werde ich für sie noch 
haben? 

Die Struktur der Sorgerechtsregelung geht davon aus, dass die gemeinsame elterliche 
Sorge weiterbesteht, obwohl das Paarsystem von Mutter und Vater beendet wird. Die 
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Beratung kann mithilfe eines Systemverständnisses weitergeführt werden, das die Fort¬ 
setzungen des Elternsystems durch den Vollzug von „Operationen“ im Blick hat. Unter 
Operationen werden hier die grundlegenden Aktivitäten eines Systems verstanden, d. h., 
ein System vollzieht eine Unterscheidung und macht dieses eine und jenes nicht. 

Gerade in therapeutischen Zusammenhängen hat sich ein Systemverständnis durchge¬ 
setzt, das nicht von Menschen als den Basiselementen von Systemen ausgeht, sondern von 
Operationen. Systeme und Operationen stehen in einem zirkulären Verhältnis: Das System 
führt Operationen aus und konstituiert sich durch diesen Vollzug. Werden zusammen¬ 
hängende Operationen fortgesetzt, entsteht eine Differenz zwischen System und Umwelt. 
Damit wird die Grundlage für ein System geschaffen. Nach diesem Systemverständnis ist 
es sowohl möglich, in einem Raum mit denselben Menschen verschiedene Systeme zu be¬ 
obachten, als auch die Veränderungen von Systemen. Bezieht man einen Beobachter ein, 
denn irgendjemand muss die Systeme ja wahrnehmen, hat man alle Bestandteile für eine 
sehr weit anwendbare und allgemeine Definition: 

Ein System besteht aus einem Netz von zusammengehörigen Operationen, die von ei¬ 
nem Beobachter von nicht dazugehörigen Operationen abgegrenzt werden können. 

Der Vorteil dieser Definition ist, dass sie nicht an den Bestandserhalt oder eine Funkti¬ 
onsbestimmung geknüpft ist. Die Merkmale von Systemen, ihre Grenzen durch Offenheit 
(zum Import von Energien, Anregungen usw.) und zur Geschlossenheit (Binnenstrukturen 
ermöglichen die Verarbeitung von externen Einflüssen), kommen dagegen zur Geltung 
und können analytisch genutzt werden. Dieses Systemverständnis soll schrittweise in sei¬ 
nem Nutzen für die Soziale Arbeit veranschaulicht werden. 


22.3 Systemtheoretische Zugänge zur Sozialen Arbeit 

In der Sozialen Arbeit sind verschiedene systemtheoretische Ansätze relevant (vgl. auch 
Staub-Bernasconi in diesem Band). Hier wird von den Theoriesträngen und Definitionen 
ausgegangen, die die Grundlagen für die wissenschaftliche Anerkennung der systemi¬ 
schen Therapie sind und die Basis darstellen für die Fachgesellschaften: Systemische 
Gesellschaft (SG), die Deutsche Gesellschaft für Systemische Therapie, Beratung und 
Familientherapie (DGSF) und die Deutsche Gesellschaft für Systemische Soziale Arbeit 
(DGSSA). 

Menschen in Interaktion mit Umwelt 

Worauf bezieht sich Soziale Arbeit - kann sie von Individuen ausgehen? Sie geht von 
Menschen in einer Situation und deren Umwelt aus - Menschen werden nicht als Mo¬ 
naden verstanden, sondern „in Beziehung“ gesehen. Im Begriff Interaktion stecken die 
lateinischen Bedeutungsgehalte „zwischen“ (inter) und „Wirkung“ (actio). Die ökologi¬ 
sche Grundvoraussetzung ist eindeutig: Lebensfähige Einheiten sind an einen ständigen 
Austausch mit ihrer Umwelt gebunden. 
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Die Bedeutung von Interaktionsprozessen, die sich aufeinander beziehen und eine Dif¬ 
ferenz zur Umwelt aufbauen, ist eindrücklich in der Familie nachvollziehbar. Das sys¬ 
temische Denken in der Sozialen Arbeit fand seinen entscheidenden Durchbruch durch 
familientherapeutische Konzepte (Herwig-Lempp 2002). Die Familie als System zu be¬ 
greifen brachte eine völlig neue Perspektive. Nicht mehr der Einzelne war der Patient, 
sondern die Beziehungen zwischen Familienmitgliedern: Die Familie ist der Patient! Nicht 
die einzelne Person ist verrückt, sondern die Art der Kommunikation in der Familie. Ein 
Klassiker ist Virginia Satirs „Selbstwert und Kommunikation“, das ab 1975 in deutscher 
Sprache erschien und wesentlich zum Erfolg des Ansatzes beitrug, weil es Mut für Ver¬ 
änderungen machte (vgl. Satir 2015). Satir hat gezeigt, wie mit sogenannten Familienre¬ 
konstruktionen die generationenübergreifenden Themen und Muster in Familiensystemen 
anschaulich und beeinflussbar gemacht werden können. Sie arbeitete als Sozialarbeiterin 
und Therapeutin und wurde 1959 ins Team des Mental Research Institute in Palo Alto be¬ 
rufen, dem auch Paul Watzlawick und Gregory Bateson angehörten. Von dieser Arbeit war 
eine Gruppe von italienischen Psychiatern und Psychoanalytikern so beeindruckt, dass sie 
ihre Arbeitsprinzipien umstellten. 

Mara Selvini Palazzoli und ihr Team (2011) entwickelten einen konsequenten syste¬ 
mischen Ansatz, das Mailänder Modell, das auf ihren Erfolgen mit schizophrenen und 
magersüchtigen Patienten beruht. Ihre Art zu zeigen, wie als krank definiertes Verhalten 
positiven sozialen Sinn macht, beeindruckte tief und erregte weltweit Aufsehen. Mit ihren 
Handlungsprinzipen Hypothesieren, Zirkularität und Neutralität ermöglichte die Gruppe 
weit über den therapeutischen Bereich hinaus die Voraussetzungen, soziale Systeme zu be¬ 
obachten und die Beziehungsgeflechte zum Gegenstand der Intervention zu machen. Sie 
halfen auch in der Sozialen Arbeit, den Wechsel von einem linearen Denken in Ursache 
und Wirkung umzustellen auf die Beobachtungen der Wechselwirkungen und ihrer Pol¬ 
gen. Die systemischen Beratungskonzepte bewähren sich erfolgreich in der Praxis (siehe 
u. a. Erler 2011; Milowiz 2013; Barthelmess 2014, Winkelmann 2014). 

Neben den starken und vielfach prägenden Impulsen aus der Familientherapie und -be- 
ratung erweiterten soziologische Theorien die Konzepte der Sozialen Arbeit (Lambers 
2014; Ritscher 2012). So fasst Luhmann (1998) unter einem Interaktionssystem den Typ 
sozialer Systeme, bei dem alles eingeschlossen wird, was unter Anwesenden behandelt 
werden kann und soll. Sie entscheiden, wer nicht dazu gehört und was nicht behan¬ 
delt werden soll. Bisherige Definitionen gingen dabei von einer räumlichen Nähe aus; 
demgegenüber ist aktuell zu berücksichtigen, dass mittels Internet eine gemeinsame Kom¬ 
munikation ohne räumliche Nähe möglich und auch Anwesenheit (Erreichbarkeit) neu zu 
bestimmen ist. 

Der systemtheoretische Beitrag zum Verständnis der Interaktion von Menschen zu ih¬ 
rer Umwelt lässt sich in grundlegende Richtungen weiterverfolgen (siehe Hohm 2016): 
Kommunikation und Kommunikationsmedien, Mensch und soziale Systeme, Lebenslauf 
und Formen der Individualität. 
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Systeme und Organisationen: Grundlagen des Sozialen 

Nehmen wir als Beispiel für das Zusammenwirken (die Kopplungen) von Sozialem und 
Organisationen das Wohnen. Zwischen den Nachbarn in der Wohnungssiedlung hat sich 
ein Netz von Bekannten gebildet, die sich manchmal im Nachbarschaftsheim treffen und 
sich untereinander helfen (Interaktionssysteme). Die Wohnungsbaugesellschaft (Organi¬ 
sation) möchte renovieren, weil sie ihre Wohnungen auf dem Wohnungsmarkt (im ge¬ 
sellschaftlichen Funktionssystem Wirtschaft) attraktiver machen möchte. Das „Soziale“ 
ergibt sich in diesem Ausschnitt aus verschiedenen Systemtypen, die aber nicht als Teil ei¬ 
nes Ganzen verstanden werden können, sondern jeweils Umwelt füreinander sind. Für die 
Mieter ist die Wohnungsbaugesellschaft Umwelt so wie für diese die Mieter und der Woh¬ 
nungsmarkt mit seinen politischen und juristischen Vorgaben. Was hier als „sozial“ (i. S. 
von gerechter Teilhabe) oder als das „Soziale“ (i. S. von das gemeinsam Verbindende) ver¬ 
standen wird, unterscheidet sich durch den gewählten Standpunkt und den Gebrauch des 
Begriffs. Im Alltag wird das Soziale konkret erlebt über eine Abfolge und das Zusammen¬ 
spiel verschiedener System-Umwelt-Beziehungen. Für die Soziale Arbeit beginnt Arbeit 
häufig mit Ereignissen, bei denen Einzelne, Familien oder Gruppen in Schwierigkeiten 
geraten, nicht mehr über passende Reaktionen verfügen und ihre soziale Teilhabe weder 
ausreicht noch hinreichend flexibel ist. 

Leben vollzieht sich im sozialen Nahraum, über Teilhabe am Erwerbsleben, aber auch 
an den Systemen sozialer Sicherung, wie Gesundheits- und Rentensystem oder Soziale 
Arbeit. In all diesen Bereichen spielen Organisationen eine tragende Rolle. Sie bilden die 
Voraussetzungen für das moderne Leben. Ob Handy, das Treffen mit Ereunden im Lo¬ 
kal, ob Geburt oder Tod oder die Staatsbürgerschaft: Organisationen begleiten uns nicht 
nur, sondern sind direkt und indirekt die Basis für die Bereitstellung der erwarteten Leis¬ 
tungen. Organisationen schränken die Verhaltensvielfalt ihrer Mitglieder ein, produzieren 
Entscheidungsmöglichkeiten und steigern ausgerichtete Leistungsfähigkeit. Die Interak¬ 
tion zwischen den Anwesenden, zwischen Klient_innen und Sozialarbeiter_innen, hat in 
der Sozialen Arbeit eine sehr hohe Bedeutung - sie findet aber in Organisationen statt 
bzw. ist durch sie gerahmt. Soziale Arbeit als Teil des Sozialstaates vollzieht sich über 
Organisationen und richtet sich an Organisationen, z. B. an andere Organisationen der 
Sozialen Arbeit, an Schulen, Kliniken, Betriebe, Parteien, Parlamente usw. Über Organi¬ 
sationen entstehen Bündel von Verhaltenserwartungen, eine Stabilität der Ansprechpartner 
und erwartbare Verhaltenskoordination (so wird sich das Sozialamt, die Suchtklinik usw. 
verhalten). 

Innerhalb der Organisationen entwickelt sich ein Spannungsverhältnis zwischen einem 
Horizont, der sich an der Organisationspraxis (Leistungs- und Publikumsrolle sowie Sys¬ 
temtradition und -erhalt) orientiert, und einem Horizont professioneller Praxis, der sich 
an den Erfahrungen aus den Interaktionssystemen mit Klienten orientiert. Soziale Arbeit 
bezieht mögliche Überschreitungen der Organisationspraxis ein, um Anschlüsse an die 
Klienten nicht zu gefährden. Die Betrachtung der Organisationen verstellt nicht den Blick 
auf die Klienten - ganz im Gegenteil wird durch die Analyse der Organisation der Blick 
frei für die Möglichkeiten, Notwendigkeiten und Perspektiven, die den Klienten geboten 
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werden können. Normative Werte sind zum einen in die Handlungstraditionen eingelassen 
und zum anderen fließen sie in die Entscheidungen ein, mit denen das System ausgewähl¬ 
ten Bezug zur Umwelt nimmt. 

Systemische Ansätze beziehen sich auf Sinnentscheidungen. Der Begriff Sinn ist der 
Name dafür, dass Systeme ihre Beziehungen zur Umwelt auswählen können. Sinn meint 
die Entscheidung zwischen Aktuellem und Möglichem. Sinn stellt die jeweiligen Bezie¬ 
hungen in den Vordergrund und zeigt den Zugang zu anderen Möglichkeiten. Ausgegan¬ 
gen wird von der Grundüberzeugung, dass da, wo eine Entscheidung in der einen Art wie 
auch eine Entscheidung einer anderen Art getroffen werden kann, Kontingenz besteht. 
Damit werden Wahlmöglichkeiten unterstellt. Sinn kann nach einer sachlichen, sozialen, 
zeitlichen und räumlichen Dimension unterschieden werden. Systeme sind geschichtsab¬ 
hängig und ihre Ausrichtung kann über die Sinndimensionen analysiert, bestimmt und 
beeinflusst werden. 

Theorie der Inklusion und Exklusion 

„Soziale Arbeit fördert als praxisorientierte Profession und wissenschaftliche Disziplin 
gesellschaftliche Veränderungen, soziale Entwicklungen und den sozialen Zusammen¬ 
halt sowie die Stärkung der Autonomie und Selbstbestimmung von Menschen“ - so die 
deutschsprachige Definition Sozialer Arbeit (Erklärung des Fachbereichstages Soziale Ar¬ 
beit und des Berufsverbandes für Soziale Arbeit). Wie unterstützt der systemische Ansatz 
die Soziale Arbeit, Klienten zur Teilhabe an der Gesellschaft zu verhelfen? 

Die Begriffe Inklusion/Exklusion lenken die Aufmerksamkeit auf eine in „Innen“ und 
„Außen“ (Zentrum und Peripherie) gespaltene Gesellschaft und auf das Risiko, dass Teile 
der Bevölkerung von der Mehrheitsgesellschaft diskriminiert werden. Mit dem Begriffs¬ 
paar werden gesellschaftliche Zugänge und Ausschlüsse von Personen, Gruppen oder 
Regionen thematisiert. Inklusion ist dabei zu einem Begriff geworden, der für „dazugehö¬ 
ren“ steht, z. B. in Bezug auf Behinderte, sexuelle Minderheiten, andere Ethnien. Inklusion 
ist vor allem durch die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen 
ein sozialpolitisch positives Ziel geworden. 

Die systemtheoretische Fassung im Anschluss an Luhmann (1998) beschreibt über 
Inklusion/Exklusion die Form, in der die Organisationen der verschiedenen gesellschaft¬ 
lichen Funktionssysteme (z. B. Wirtschaft, Politik, Soziale Arbeit, Gesundheit, Bildung) 
Personen einbeziehen. Die Begriffe sollen die bisherige Beschreibung der Integration er¬ 
setzen, weil nicht mehr von einem gesellschaftlichen Ganzen ausgegangen werden kann, 
in das verschiedene Minderheiten (Behinderte, Migranten usw.) „einbezogen“ werden 
können. Über ihre Organisationen können Funktionssysteme ihre Offenheit für alle re¬ 
gulieren und durch Teilhaberegeln und Rollenfilter Zugangshürden aufbauen. Das System 
schließt ein, was und wen es aus seiner Sicht für zu sich gehörig betrachtet und was aus 
seiner Sicht zur Umwelt gehört und möglicherweise eingeschlossen wird. So können In¬ 
klusion und Exklusion praktiziert werden: Die Verantwortung für die Zugehörigkeit wird 
disponibel und auf den einzelnen Menschen zurechenbar. 
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Die Auseinandersetzungen um den Ansatz spiegeln verschiedene Auffassungen über 
Gesellschaft wider. Das Inklusionskonzept ist nützlich, systematisch die Verwirklichung 
der sozialen Teilhabe der Adressaten unmittelbar an den Zugangs- und Ausschlusskri¬ 
terien der Organisationen und der sozialen Systeme zu analysieren. So können die unter¬ 
schiedlichen Formen von Inklusion bzw. Exklusion erfasst und für Analysen von Ausgren¬ 
zung und Armut genutzt werden. Das systemtheoretische Inklusionskonzept hilft, Passun¬ 
gen zu beschreiben. Teilhabe zu analysieren und so die Voraussetzungen für normative 
Bewertungen und strukturelle Veränderungen auszuweisen. Durch den mehrfachen Bezug 
des Inklusionskonzepts - auf die eigene Organisation, die Adressaten, die Organisationen 
anderer Funktionssysteme und den Sozialraum - lassen sich gangbare Pfade sozialer Teil¬ 
habe und Übersetzungswege zu sozialen Schutzrechten entdecken. Berücksichtigt man 
die strukturelle Kopplung der Akteure an ihr Bewusstsein und die darin eingelassenen 
sprachlich vermittelten Normvorstellungen, wird deutlich, wie eng das Konzept normati¬ 
ve Inhalte mitführt. 

Der Ansatz von Bommes und Scherr (2012) weist der Sozialen Arbeit die gesellschaft¬ 
lichen Funktionen von Inklusionsvermittlung, Exklusionsvermeidung und stellvertreten¬ 
der Inklusion zu. Das Konzept ist sowohl ertragreich als auch umstritten, da die Analyse 
die theoretische Ausrichtung auf andere Funktionssysteme verlängert und wenig Raum 
für die Eigenwerte und die normativen Begründungen der Sozialen Arbeit bereithält. Sys¬ 
temische Strategien zur sozialen Gerechtigkeit können Inklusions-ZExklusions-Passungen 
beeinflussen, die Klienten und deren Kopplungen einbeziehen und an den Zusammen¬ 
hängen von sozialen Inhalten und demokratischer Kommunikation ansetzen (Hosemann 
2013). Der strukturelle Vorteil des Inklusions-ZExklusionskonzepts ist, dass mit seiner Hil¬ 
fe auch reflektiert werden kann, wo und wie die Soziale Arbeit Personen und Themen nicht 
wahrnimmt bzw. ausgrenzt. 


22.4 Beobachtertheorie 

Alles, was beobachtet wird, wird von einem Beobachter beobachtet (Maturana und Varela 
2009). Die Konsequenz ist, es gibt kein Entkommen aus dessen strukturellen Möglich¬ 
keiten und Gewohnheiten. Am Beispiel eines Jugendzentrums lässt sich die Staffelung 
der Beobachterprozesse verdeutlichen. Was wird in der direkten Interaktion von den Be¬ 
teiligten einbezogen? Welche nonverbale Kommunikation spielt eine Rolle? Welche ge¬ 
schlechtsspezifischen Ausdrucksformen werden interpretiert? Was und wie beobachtet 
wird, fließt wieder in die Kommunikation und das Interaktionssystem ein. Darüber hinaus 
stellen sich die Fragen, wie beobachtet das Jugendzentrum eigentlich die Jugendlichen, 
die aktuell nicht kommen? Welche sozialen Erfahrungen, sexuellen Orientierungen sind 
im Jugendzentrum dominant? Wie beobachtet die Stadtverwaltung die Entwicklung des 
Stadtviertels und wie reagiert sie darauf, z. B. durch die Erhöhung des Etats für das Ju¬ 
gendzentrum und/oder eine veränderte Konzeption? 
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Auf was soll sich also die Soziale Arbeit beziehen? Ohne Beobachtung keine Wahrneh¬ 
mung. Ohne Wahrnehmung keine Reaktionen. Wie geht Beobachten und wie beeinflusst 
die Beobachtung das professionelle Handeln? Wie beobachten die Klienten die Soziale 
Arbeit? Beobachten die Handelnden und die Organisationen die Klienten, deren Leben¬ 
sumstände, die anderen gesellschaftlichen Systeme wie Politik, Medizin, Schule? Die 
Fragen scheinen kein Ende zu nehmen und verweisen letztlich auf die grundlegende Fra¬ 
gestellung: Wie erkennen wir was? 

Der handelnde Mensch, das Gehirn, das handelnde System kann sich selbst nicht beim 
Vollzug der Handlung (der Operation) beobachten. Daraus ergibt sich zwangsläufig ein 
blinder Fleck. Dieser, das lässt sich am Auge leicht nachvollziehen, wird ausgefüllt, ohne 
dass dies wiederum auffällt. In der Supervision ist für Organisationen der Sozialen Ar¬ 
beit eine Arbeitsform geschaffen worden, die diesen blinden Fleck zum Thema machen 
kann. Die fachbezogene Theorie stellt eine andere Form der Reflexion des unvermeidli¬ 
chen blinden Flecks dar. 

Die hier vertretene Systemtheorie ist ihrem Kern nach eng mit den Theorien über 
unsere Möglichkeiten des Erkennens der Wirklichkeit verbunden (Kleve 2010; Kraus 
2013). Systemisch wird als ein erkenntnistheoretischer Begriff verstanden. Die Kogni¬ 
tionstheorien (zum Teil unter dem Titel „Neuro-kognitive Aufklärung“) betreffen unsere 
biologischen Voraussetzungen und unsere Erkenntnistheorien. Damit sind sie noch grund¬ 
legender als soziologische Theorien oder Handlungstheorien der Profession. 


22.5 Interventionstheorie 

„You never kiss a System“: Man kann Systeme nicht greifen, wie kann man dann inter¬ 
venieren? Die Theorien zur sozialen Steuerung von lebenden Systemen zeigen Grenzen 
und Möglichkeiten auf. Ein Fallbeispiel macht die Schwierigkeiten der Unterscheidung 
von Ursache und Wirkung und deren Bestimmung deutlich. Ein 15-Jähriger meldet sich 
beim Jugendamt, weil sein Vater ihn mit dem Gartenschlauch verhauen will. Der Junge 
hat das Auto des Vaters zu Schrott gefahren. Unmittelbar vor dessen „Spritztour“ ist der 
Vater beim Rechtsanwalt gewesen, um einen Vertrag über die Trennung von seiner Frau 
und der Familie vorzubereiten (Ritscher 2007, S. 144). 

Menschen werden systemtheoretisch als autonom und eigensinnig begriffen. Die Vor¬ 
stellung einer linearen, direkt vorhersagbaren Beeinflussbarkeit wird zurückgewiesen - 
nur durch gewaltsame Eingriffe bzw. Zerstörung sind sie linear determinierbar (Kraus 
2016). Alle Fragen der Interventionen werden an Fragen der Selbststeuerung gebunden. 
Vor diesem Hintergrund wird der klassische Interventionsbegriff, der der Medizin entlehnt 
ist, kritisiert und abgelehnt. Demgegenüber wird die Bedeutung der Selbstanregung her¬ 
vorgehoben. Daraus folgt vor allem eine grundsätzlich wertschätzende Haltung gegenüber 
Menschen, unabhängig von ihrem aktuellen Tun und den ihnen zugerechneten früheren 
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Handlungen. Die systemische Haltung zeichnet sich durch respektvolle Bescheidenheit 
aus, nicht durch KontrollVorstellungen. 

► Systemische Beratungstechniken Die systemischen Beratungstechniken sind hoch- 
wirksam und haben in ihrer therapeutischen Form die wissenschaftliche Anerkennung für 
ein bei den Krankenkassen zugelassenes Therapieverfahren erlangt. Methodische Grund¬ 
muster wie Anregungen, Irritationen, differenzierte Beziehungsangebote und hochentwi¬ 
ckelte Befragungstechniken (z. B. zirkuläre, narrative) haben sich auch außerhalb des 
therapeutischen Sektors in vielfältigen Beratungssettings, im Coaching, in Mediations¬ 
verfahren und in der Organisationsentwicklung bewährt. Die Idee der Kontextveränderung 
überwindet die Vorstellung, auf linear determinierende Veränderungen angewiesen zu sein 
und danach suchen zu müssen. Der Begriff Kontext steht hier als Name für die Variablen, 
an denen sich Systeme ausrichten. Für die Soziale Arbeit sind Konzepte wie Kontext¬ 
beeinflussung, Kommunikationsgestaltung oder Techniken zum Aufbau von Kopplungen 
besonders geeignet, soziale Beziehungen konzeptionell zu berücksichtigen. Das Merkmal 
systemischer Interventionen ist, dass sie zunächst nur potenziell vorhanden sind und sich 
erst durch den Klienten und die Reaktion der anderen sozialen Systeme verwirklichen und 
Effekte erkennbar werden lassen. Die Arbeit in Zwangskontexten oder gewaltbelasteten 
Situationen (z. B. Kindesmissbrauch) stellt keinen Widerspruch zum Einsatz systemischer 
Techniken dar. 

Die Lehrbücher von von Schlippe und Schweitzer (2016) sowie von Schwing und Frys- 
zer (2015) bieten viele Zugänge, um Systeme als soziale Konstruktionen verstehen zu kön¬ 
nen, sich systemische Grundlagen anzueignen und passende Interventionen zu finden. Die 
methodischen Hinweise (Informationssammlung, Kontrakte, systemische Fragen, Um¬ 
deutungen, Genogramme, handlungs- und zeitorientierte Interventionen, Abschlüsse) er¬ 
öffnen für unterschiedliche Arbeitsfelder praktische Anwendungen. 

Systemische Interventionen sollen ermöglichen, die Eigenleistungen der Beteiligten 
zu respektieren und zu fördern, die soziale Wirklichkeit mitzugestalten. Sie sollen Ge¬ 
legenheit für Einflussnahmen schaffen, gemeinsam mit den Klienten an Co-Evolution zu 
arbeiten. Der Interventionsbegriff richtet sich nicht linear auf den Klienten aus, auf Kinder, 
Jugendliche, Familien oder andere Organisationen, sondern knüpft am Denken in Bezie¬ 
hungen an. So wird ein trifokaler Ansatz zugrunde gelegt, der den Fall, die Fallumgebung 
und die Sozialstrukturen umfasst. 

Da von eigensinnigen Personen und selbstreferenten Systemen ausgegangen wird, gilt 
das besondere methodische Interesse der Ressourcenorientierung (vorhandene Stärken 
entdecken und entwickeln) und der Lösungsorientierung (von Lösungen zu reden erleich¬ 
tert, Lösungen zu Anden) (Eger 2015). Beide Orientierungen bedeuten nicht, die Augen 
vor Problemen oder Konflikten zu verschließen und eine harmonisierende oder reaktive 
Haltung einzunehmen. 
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22.6 Reflexionstheorie 

Der hier vertretene systemtheoretische Ansatz versteht sich als Teil der sozialen Zusam¬ 
menhänge, die er beobachtet, beschreibt und in die er interveniert. „In der Schulsozi¬ 
alarbeit wird zu Beginn einer Fallarbeit ein Problem als Problem elterlicher Erziehung 
interpretiert, dann als Fall im Kontext eines Konfliktes zwischen Lehrer und Schüler und 
dann wird das Verhalten eines Schülers im Kontext von Konflikten unter Schülern verstan¬ 
den. Nach weiteren Gesprächen wird das Verhalten des Lehrers im Kontext von dessen 
Arbeitsüberlastung nachvollziehbar“ (Hosemann und Geiling 2013, S. 167). 

Die systemtheoretische Sicht berücksichtigt, dass Soziale Arbeit mit ihren Angeboten, 
Strategien und Interpretationen und ihrem Zeit- und Handlungsrahmen mitverantwortlich 
für das Geschehen und seine Entwicklung ist. Um diesem Umstand gerecht zu werden und 
sowohl handlungsfähig wie auch reflexionsfähig zu sein, ist es erforderlich, die Handlun¬ 
gen zeitversetzt und von einer anderen Ebene aus zu betrachten. Es wird leichter, eine 
andere Ebene der Betrachtung einzunehmen, wenn eine Sprache zur Verfügung steht, die 
andere Interpretationen und Alternativen ermöglicht. Die Sprache der Systemtheorie - mit 
ihren abstrakten Begriffen - leistet genau dieses. Dabei ist sie teilweise schwer zugänglich 
und eine Zumutung. Ihr Vorteil ist, sie zeigt ganz offen, dass sie nicht „abbildet“, sondern 
mit Hilfe von ihren Begriffen und Konzepten vor allem Unterscheidungsmöglichkeiten 
und Alternativen eröffnen will. 

Die systemtheoretische Ausrichtung auf die Voraussetzungen und Besonderheiten von 
Kommunikation schafft für die Soziale Arbeit eine besondere Qualität. Die verschiedenen 
Gruppen von natur- und sozialwissenschaftlichen Systemtheorien halten eine Vielzahl von 
Analysen und Konzepten zu Kommunikationsvorgängen bereit. Dies ermöglicht der So¬ 
zialen Arbeit, neben den Inhalten die Kommunikation der Inhalte zu gestalten und zu 
reflektieren. Hat eine Organisation z. B. die soziale Benachteiligung einer Gruppe fest¬ 
gestellt, bietet ihr der systemtheoretische Ansatz die Möglichkeit, über das Darstellen 
von normativen und ethischen Bedeutungen hinaus konkret die Kommunikation so zu 
konzipieren, dass der Benachteiligung in anderen sozialen Systemen und Organisationen 
Aufmerksamkeit und nachhaltige Resonanz verschafft wird. Der systemtheoretische An¬ 
satz kann die inhaltliche mit der kommunikativen Dimension theoriegeleitet verbinden. 

Fragen zur Reflexion 

• Mit welchen Vorteilen rechnen Sie bei einem relationalen Denken, das von sozialen 
Mustern, Kontexten und Entwicklungen ausgeht, gegenüber einem Denken, das mit 
linearen Ursache-Wirkungs-Mechanismen arbeitet, Verhalten zu Eigenschaften erklärt 
und feste Ziele vorgibt? 

• Wie kann mit der Verantwortung umgegangen werden, die sich aus dem systemtheo¬ 
retischen Ansatz ergibt, sowohl die Wechselwirkungen zwischen Sozialarbeiter_innen 
und ihren Klienten als auch die Wechselwirkungen dieses Arbeitsverhältnisses mit sich 
selbst und der eigenen Organisation zu berücksichtigen? 
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• Welche Vor- und Nachteile ergeben sich für die Soziale Arbeit daraus, dass mit Sys¬ 
temtheorien die gesamte Spanne von Theorien, den Kognitionstheorien über Bera- 
tungs- und Therapietheorien bis zu Gesellschaftstheorien, abgedeckt wird? 
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Zusammenfassung 

Was „kritisch“ im Kontext gesellschaftlicher Bedingungen, die gemeinhin als hochgra¬ 
dig fragmentiert, individualisiert und pluralisiert und damit als insgesamt „unübersicht¬ 
lich“ gelten, noch bedeuten kann, ist mittlerweile zunehmend diffuser und beliebiger 
geworden. Kriterien bzw. Eckpunkte zu benennen, die den Grundriss einer kritischen 
Perspektive in der Sozialen Arbeit (und auf die Soziale Arbeit) kenntlich machen, 
stellt vor diesem Hintergrund eine besondere Herausforderung dar. Auf der Grundlage 
einer radikalen Macht- und Herrschaftskritik sieht sich eine kritische Soziale Arbeit 
vor die doppelte Aufgabe gestellt, sowohl die Strukturen und Dynamiken sozialer Un- 
gleichheits- und Ausschließungsverhältnisse sichtbar zu machen als auch die (latenten) 
Potenziale freizulegen, die Anknüpfungspunkte für eine Praxis „befreiender“ gesell¬ 
schaftlicher Veränderungen darstellen (können). 

In politisch-praktischer Hinsicht materialisiert sich dieser Anspruch in der Ziel¬ 
setzung einer konfliktorientierten Veränderung von gesellschaftlichen Verhältnissen, 
Strukturen und sozialen Situationen (und nicht von Menschen, ihren Verhaltensweisen, 
Einstellungen und Lebensstilen). In theoretisch-wissenschaftlicher Hinsicht stellt sich 
kritische Soziale Arbeit als ein unabgeschlossenes (und unabschließbares) Projekt dar, 
das über die Konzeptionierung von Gesellschaft als eines grundlegend herrschaftlich 
strukturierten, widersprüchlichen und konflikthaften Punktionszusammenhangs hinaus 
Theorie- und Forschungsarbeit unter dem Vorzeichen der Reflexivität praktiziert, d. h. 
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sich in einem kontinuierlichen Prozess der Selbstaufklärung über die Bedingungen und 
Effekte der eigenen Theorie- und Wissensproduktion begriffen sieht. 


Ich möchte zeigen, dass viele Dinge, die Teil unserer Landschaft sind - und für universell 
gehalten werden -, das Ergebnis ganz bestimmter geschichtlicher Veränderungen sind. Al¬ 
le meine Untersuchungen richten sich gegen den Gedanken universeller Notwendigkeiten im 
menschlichen Dasein. Sie helfen entdecken, wie willkürlich Institutionen sind, welche Frei¬ 
heiten wir immer noch haben und wie viel Wandel immer noch möglich ist (Michel Foucault 
2005, S. 961). 

„Kritisch“ zu sein, zu denken, zu urteilen und zu agieren ist unter den Bedingungen 
einer „aufgeklärten“, wissenschaftlich-technisch-rationalen „Moderne“ zu einem quasi¬ 
natürlichen Bestandteil der individuellen und kollektiven Selbstbeschreibung und Identi¬ 
tätsvergewisserung geworden. Die Selbstbezichtigung, „unkritisch“ zu sein, ist jedenfalls 
nicht Teil des Repertoires sozial anerkannter Selbstdarstellungen - nicht in der Bewälti¬ 
gung eines komplexen Alltags (als Konsument_in, als Beziehungspartner_in, als Profes¬ 
sionelle), und schon gar nicht in der Wissenschaft, für die die Prätention des „Kritischen“ 
geradezu konstitutiv ist. Was also das Attribut „kritisch“ jenseits einer allgemeinen, weit¬ 
gehend inhaltsleeren und (selbst-)legitimatorischen Kompetenzzuschreibung ausmacht, 
was im Besonderen in der Theorie, Forschung und Praxis der Sozialen Arbeit als ausge¬ 
wiesene kritische Perspektive gelten kann, soll im Folgenden anhand einiger u. E. zentraler 
Kriterien einer kritischen Positionierung herausgearbeitet werden. Nach einer kurzen Be¬ 
standsaufnahme der im Laufe der letzten Jahrzehnte unübersichtlicher gewordenen Aus¬ 
gangslage einer kritischen Sozialen Arbeit (1) soll in der Folge das über alle Varianten 
kritischer Theorie hinweg verbindende Moment einer befreiungstheoretisch begründeten 
Macht- und Herrschaftskritik herausgestellt werden (2), ehe mit der konflikttheoretischen 
Orientierung die elementare theoretische Grundlegung einer kritischen Wissenschaft So¬ 
zialer Arbeit entfaltet wird (3). Im Anschluss daran wird mit „Reflexivität“ ein für das 
Selbstverständnis einer kritischen Sozialen Arbeit zentraler Aspekt aufgegriffen, der sich 
auf die in der „Logik“ kritischer Theorie angelegte Notwendigkeit einer kontinuierlichen 
und systematischen Selbstaufklärung über den Prozess und die Effekte ihrer Wissenspro¬ 
duktion bezieht (4). Der Schlussabschnitt widmet sich der für die Soziale Arbeit zentralen 
Frage des Theorie-Praxis-Verhältnisses, wie es sich aus der Perspektive einer kritischen 
Theorie bestimmen lässt (5). 


23.1 Ausgangslage 

Was innerhalb der Sozialwissenschaften und Sozialen Arbeit als „kritisch“ gilt, ist seit den 
1980er-Jahren im Gefolge der neo-liberalen Transformationen der Gesellschaft, der in ih¬ 
rem Kontext zunehmenden Strahlkraft postmoderner bzw. poststrukturalistischer Theorie- 
und Erklärungsangebote und der beschleunigten Abfolge immer neuer Gesellschaftsdia- 
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gnostiken (Risiko-, Netzwerk-, Simulations-, Wissensgesellschaft) zunehmend diffuser 
und bisweilen nahezu unkenntlich geworden. Bis weit in die 1970er Jahre hinein wa¬ 
ren die Zuordnungen, die sich mit dem Adjektiv „kritisch“ verbanden, noch von einer - 
aus heutiger Sicht - frappierenden theoretischen wie politischen Eindeutigkeit. „Kritische 
Theorie“, „kritische Sozialwissenschaft“, „kritische Sozialarbeit“ standen insbesondere 
im deutschsprachigen Raum wenn nicht unmittelbar für die sogenannte Frankfurter Schu¬ 
le, so doch für eine breitgefächerte und in sich vielstimmige Tradition des (westlichen) 
Marxismus und einer undogmatischen „Neuen Linken“. Die einstige (relative) Homoge¬ 
nität kritischer Orientierungen ist mittlerweile einer „bunten“ Vielfalt an Theorieperspek¬ 
tiven gewichen, deren pluralistisches Allerlei es mitunter beliebig erscheinen lässt, wofür 
das Etikett „kritisch“ in Anspruch genommen wird. Insbesondere in angelsächsischen Dis¬ 
kussionszusammenhängen hat die „neue Unübersichtlichkeit“ die Ausmaße einer nahezu 
mutwilligen Desorientierung angenommen. Selbstzuschreibungen wie „critical“ und „cri- 
tical theory“ werden in einer Weise für theoretische und praktische Anliegen reklamiert, 
die sich mehr durch den Gestus einer dezidierten Distanzierung und Verabschiedung „tra¬ 
ditioneller“ kritischer Perspektiven (als repressiv, totalitär, homogenisierend, ausschlie¬ 
ßend etc.) auszeichnen und weniger als Versuch einer zeitgemäßen Fortschreibung und 
Bewahrung der theoretischen wie praktischen Impulse und Ziele einer kritischen Theorie 
gelten können (exemplarisch hierfür: Healy 2000; abgeschwächt: Fook 2002; vgl. An¬ 
horn und Stehr 2006). Für Repräsentant_innen einer Tradition kritisch-materialistischer 
Sozialer Arbeit waren die poststrukturalistisch inspirierten Revisionen der 1990er und 
2000er-Jahre jedenfalls Anlass genug, im Sinne einer Differenzmarkierung auf der aus 
den 1970er-Jahren überlieferten Selbstbeschreibung als radical social work zu insistieren 
(vgl. Ferguson und Woodward 2009; Lavalette 2011). 

Ungeachtet der als Signatur der Gegenwartsgesellschaft ausgegebenen Unübersicht¬ 
lichkeiten und Unschärfen in den theoretischen wie politischen Zuordnungen (vgl. hier¬ 
zu jüngst Nassehi 2015) waren in der Geschichte der Sozialen Arbeit seit jeher mehr 
oder weniger eindeutig identifizierbare und mehr oder weniger wirkmächtige Traditio¬ 
nen, Zugänge, Orientierungen und Perspektiven virulent, die mit dem Impetus radikaler 
Herrschaftskritik die hegemonialen Diskurse und Praktiken einer „ordnungsstiftenden“, 
soziale Ungleichheits- und Ausschließungsverhältnisse legitimierenden Sozialen Arbeit 
unterliefen. Namentlich mit der frühen Settlement-Bewegung Ende des 19. Jahrhunderts 
in den USA (vgl. Reisch und Andrews 2002; Anhorn 2012) und dem kritischen Auf¬ 
bruch der Sozialen Arbeit in den späten 1960er-Jahren haben unterschiedliche Varian¬ 
ten einer kritischen Sozialen Arbeit zeitweilig eine breitere - wenn auch nie dominante 
- gesellschaftliche Relevanz erlangt. Aber bereits in den 1980er und verstärkt in den 
1990er-Jahren schwächten sich im Zuge einer zunehmend offensiver hergestellten Hege¬ 
monie neo-liberaler „Reform“-Programmatiken (vgl. Harvey 2007) die Impulse und die 
Dynamik einer kritischen („radical“) Sozialen Arbeit wieder sichtbar ab bzw. schienen 
hierzulande vom progressiven Mainstream der Sozialen Arbeit absorbiert und in deren 
Theorieentwicklung - z. B. in Gestalt der Lebensweltorientierung und diverser systemi¬ 
scher Perspektiven - „erfolgreich“ integriert worden zu sein. 
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► Von einer Politik der (Klassen- und Geschlechter-)Verhältnisse zu einer Politik des Ver¬ 
haltens und der Identität Bis weit in die 1970er-Jahre hinein standen in der Tradition 
kritischer Sozialer Arbeit vorrangig klassen- und verteilungspolitische Fragen einer herr¬ 
schaftstheoretisch begründeten Kritik der Differenz im Zugang zu materiellen (und dar¬ 
über vermittelt symbolischen) Ressourcen und die {Struktur-)At\s\yse. der gesellschaftli¬ 
chen Bedingungen von („vertikalen“) Ungleichheits-, Ausbeutungs- und Ausschließungs¬ 
verhältnissen im Mittelpunkt des theoretischen und praktischen Interesses. Mit der iden¬ 
titätspolitischen Wende, die sich nicht zuletzt unter dem Einfluss der Neuen Sozialen 
Bewegungen (Frauen-, „Behinderten“-, Schwulen- und Lesbenbewegung etc.) ab den frü¬ 
hen 1980er-Jahren auch in den Theorie- und Handlungsorientierungen der Sozialen Arbeit 
einstellte, traten nunmehr („horizontale“) Fragen der Anerkennung von Differenz und der 
Zelebrierung von Diversität - im Hinblick auf Geschlechteridentitäten, sexuelle Orientie¬ 
rungen, (sub-)kulturelle Lebensentwürfe etc. - deutlich in den Vordergrund. Der Gegen¬ 
stand der Problematisierung verschob sich damit sukzessive von einer „globalen“ Herr¬ 
schafts- und Strukturkritik der Ungleichheitsordnungen und Ausschließungsver/ia7r«WÄe 
in Richtung eines machtvoll bekundeten Interesses an ätr Affirmation einer primär symbo¬ 
lischen Ordnung der Anerkennung, des Respekts und der Wertschätzung, deren Kämpfe 
bevorzugt auf der „lokalen“ Ebene des {A\\tags-)Verhaltens und des „angemessenen“ 
Sprachgebrauchs ausgetragen und als machtanalytisch angeleitete Kritik der diskursiven 
Normierungen durch die hegemonialen Repräsentationen in der Kulturindustrie, im Recht, 
in der Politik etc. präsentiert wurden. 

Erst mit dem im Laufe der 1990er-Jahre eingeleiteten und mit der Agenda 2010 in 
den 2000er-Jahren forciert durchgesetzten (sozial-)politischen Paradigmenwechsel, mit 
dem die Bedingungen für eine fortschreitende Prekarisierung der Lebensbedingungen der 
Nutzer_innen Sozialer Arbeit (Hartz-IV-Reform, Leiharbeit etc.) geschaffen wurden (vgl. 
Lessenich 2008), konnte eine Theorie- und Praxisperspektive wieder eine breitere gesell¬ 
schaftliche Akzeptanz finden, die unter den grundlegend veränderten Bedingungen einer 
neo-liberal (re-)formierten Gesellschaft zum einen Prägen der sozialen Ungleichheit und 
Ausschließung ins Zentrum ihrer Macht- und Herrschaftskritik rückt (vgl. Anhorn et al. 
2008; Anhorn und Stehr 2017) und die sich zum anderen erneut der Herausforderung 
stellt, die Koordinaten einer kritischen Positionierung in der Sozialen Arbeit abzustecken, 
mit der sich die mittlerweile in maßgeblichen Teilen der Welt zum offiziellen staatlichen 
(Politik-)Programm erklärten Ausschließungs- und Ausstoßungspraktiken theoretisch an¬ 
gemessen erfassen und als Analyse-Werkzeug zum Bestandteil einer gesellschaftspoliti¬ 
schen Gegenbewegung machen lassen. 


23.2 Grundverständnis einer kritischen Sozialen Arbeit 

Ein Kernelement kritischer Sozialer Arbeit kommt in einem Selbstverständnis zum Aus¬ 
druck, das in seiner wissenschaftlich-theoretischen Praxis ebenso wie in seinen alltags¬ 
praktischen Handlungsvollzügen darauf gerichtet ist, über die legitimen partikularen Ver- 
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besserungen der Lebensqualität der Nutzer_innen Sozialer Arbeit hinaus auf eine grund¬ 
sätzliche Überwindung von gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsverhältnissen hin¬ 
zuwirken, die - lokal, national, global - von sozialen Ungleichheits-, ökonomischen Aus- 
beutungs-, politischen Unterdrückungs- und multiplen Ausschließungsverhältnissen ge¬ 
prägt sind. „Die Intention bleibt die Veränderung“ (Adorno 2003, S. 70), und als sol¬ 
che wird sie zum „kategorischen Imperativ, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der 
Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist 
[...]“ (Marx 1988, S. 385, Hervorh. i. Orig.). Vor diesem Hintergrund wird der eman- 
zipatorische Anspruch einer kritischen Sozialen Arbeit auf der Grundlage eines spezifi¬ 
schen Verständnisses von (theoriegeleiteter) Kritik einzulösen versucht; Über die gängi¬ 
ge (und notwendige) Analyse und Darstellung der Diskrepanz zwischen ideologischem 
Anspruch ([Rechts-]Gleichheit, [Leistungs-JGerechtigkeit, Integration) und gesellschaft¬ 
licher Wirklichkeit (Ungleichheit, Ausschließung, Ausbeutung) hinaus muss sich eine 
kritische Soziale Arbeit der gesellschaftstheoretischen Aufgabe stellen, in der Analyse 
der aktuellen gesellschaftlichen Bedingungen die objektiv gegebenen Potenziale, die ma¬ 
teriellen Möglichkeiten und lebensweltlichen Ressourcen aufzuzeigen, die Ungleichheit, 
Armut, Arbeitslosigkeit, Ausschließung als letztlich historisch kontingente, herrschaftlich 
hergestellte und institutionell konservierte (und das heißt unter veränderten gesellschaftli¬ 
chen Verhältnissen „aufhebbare“) soziale Sachverhalte sichtbar machen. Wissenschaftli¬ 
che Kritik muss dementsprechend 

„[...] das Mögliche, sofern von ihm zu Recht die Rede sein soll, als wirksame Tendenz 
in der Wirklichkeit [... ] aufweisen und als materiell fundierte Utopie konkretisieren. Nicht 
daß das Dasein nicht so sein soll, wie es ist, sondern daß es nach Lage der Dinge, das heißt 
nach dem geschichtlich erarbeiteten Potenzial gesellschaftlicher Kräfte so nicht mehr zu 
sein braucht, macht den Sinn materialistisch bestimmter Negation aus“ (Keckeisen 1984, 
S. 193 f., Hervorh. i. Orig.). 

In diesem Sinne ist die Rede von einer (Re-)Politisierung der Sozialen Arbeit nicht 
zuletzt (auch) als eine theoretische Aufgabe zu begreifen; Mit der Analyse der real gegebe¬ 
nen, aber unausgeschöpften, weil herrschaftlich verstellten und ideologisch verschleierten 
Möglichkeiten sind die gesellschaftlichen Verhältnisse als historisch-politisch erzeugte 
auszuweisen, um sie einer Praxis befreiender Veränderungen zugänglich zu machen, die 
aus den etablierten Denk- und Handlungsmustern technokratischer Sachzwänge, post-his¬ 
torischer Alternativlosigkeit und/oder politisch-ideologischer Indifferenz herausführt. 

Um diese Form der (Re-)Politisierung Sozialer Arbeit zu befördern, bedarf es aus der 
Perspektive einer kritischen Sozialen Arbeit weder einer expliziten normativen Begrün¬ 
dung ihrer Kritik an sozialer Ungleichheit und Ausschließung (z. B. in Gestalt der in der 
Sozialen Arbeit mittlerweile üblichen Berufung auf universell gültige Menschenrechte) 
noch des öffentlichkeitswirksamen Pathos einer gerechtigkeits- und anerkennungstheore¬ 
tischen Moralisierung und Skandalisierung von „sozialen Problemen“ (vgl. Staub-Bernas- 
coni in diesem Band). Es erfordert zunächst lediglich eine 
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1. nüchterne Analyse der komplexen gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsverhält¬ 
nisse und der darin wirksamen spezifischen Interessen und Konflikte. 

2. Es bedarf des Weiteren einer differenzierenden und empirisch gesättigten Darstellung 
konkreter Ungleichheits- und Ausschließungskonstellationen und der maßgeblichen 
Mechanismen und Dynamiken ihrer Reproduktion. 

3. Darüber hinaus ist sowohl eine detaillierten Beschreibung der hegemonialen (wissen¬ 
schaftlichen und politischen) Thematisierungen von sozialer Ungleichheit wie einer 
verstehenden Aufschlüsselung der eigensinnigen individuellen und kollektiven Bear- 
beitungs- und Bewältigungsweisen von (Alltags-)Situationen sozialer Ausschließung 
vonnöten. 

4. Schließlich ist es Aufgabe einer sich kritisch verstehenden Sozialen Arbeit, in der 
Analyse mögliche Ansatzpunkte einer emanzipatorischen Praxis Sozialer Arbeit frei¬ 
zulegen und zum Gegenstand einer Politik der Verhältnisse zu machen, die nicht nur 
ein Wissen um „das Ineinanderspiel von Mensch und Gesellschaft, von Biographie 
und Geschichte, des Selbst und der Welt“ (Mills 1963, S. 40) systematisch in Rech¬ 
nung stellt, sondern expressis verbis die Veränderung der konflikthaften und wider¬ 
sprüchlichen gesellschaftlichen Verhältnisse und Situationen (und nicht der Menschen 
und ihres Verhaltens) in den Mittelpunkt praktischer wie theoretischer Anstrengungen 
rückt. 

Was es im Einzelnen mit dem Grund Verständnis einer kritischen Sozialen Arbeit auf 
sich hat, den Willen zur Veränderung auf gesellschaftliche Verhältnisse und soziale Situa¬ 
tionen (und nicht primär auf individuelle Verhaltensdispositionen, Einstellungen etc.) zu 
richten, soll anhand eines Beispiels verdeutlicht werden, das seiner Eindringlichkeit und 
Plausibilität wegen mit Bedacht nicht aus dem engeren Bereich der Sozialen Arbeit, son¬ 
dern der internationalen humanitären Hilfe gewählt wird (zum Folgenden vgl. Caparrös 
2015, S. 83 ff.). 


Fallbeispiel 

Mit bemerkenswerter Konstanz sind jahrein, jahraus Millionen von Menschen durch 
(veränderte) klimatische Bedingungen und „Natur“-Katastrophen (Dürren, Über¬ 
schwemmungen, Erdbeben) und durch kriegerische und ökonomische Konflikte 
(Vertreibung, Flucht, Unterversorgung) von akuter und chronischer Unterernährung 
(Hunger) betroffen. Aufgrund spezifischer entwicklungsphysiologischer Vorausset¬ 
zungen nehmen dabei insbesondere bei (Klein-)Kindern die Risiken einer akuten 
Unterernährung geradezu dramatische Ausmaße (mit einer entsprechend hohen Sterb¬ 
lichkeitsrate) an. Die unmittelbaren individuell-körperlichen Ursachen, Symptome und 
Entwicklungsverläufe der Unterernährung lassen sich ebenso leicht lokalisieren wie 
als (psycho-)physisches Mangelsyndrom diagnostizieren und bei einer entsprechenden 
Infrastruktur humanitärer und medizinischer Versorgung durchaus erfolgversprechend 
behandeln. Diese Form individueller (Krisen-)Intervention oder Nothilfe ist ange¬ 
sichts der akuten Gefährdungssituation der Betroffenen fraglos ein vorbehaltloses 
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(Handlungs-)Gebot, das sich aus einer prinzipiellen moralischen Verantwortung und 
kollektiven Solidarität ableitet. Da sich jedoch über die unstrittige moralische Ver¬ 
pflichtung zur individuellen Hilfe hinaus die gängigen Methoden der Behandlung 
einer akuten Unterernährung - stationär, in einem Krankenhaus, über einen länge¬ 
ren Zeitraum, intravenös oder mit Sonde - als nur eingeschränkt erfolgreich - ein 
Drittel bis zur Hälfte der Kinder starben dennoch - und zudem als relativ kostspielig 
erwiesen, richtete sich das Augenmerk in den Wissenschaften, den internationalen 
Hilfsorganisationen und den Unternehmen verstärkt auf die Entwicklung einer verbes¬ 
serten „technischen Lösung“ für die Behandlung akuter Unterernährung. Das Ergebnis 
dieses in der Logik perfektionierter individueller Hilfe vollzogenen Engagements: 
ein „therapeutisches Nahrungsmittel“ (therapeutic food), sprich ein erdnusscremear¬ 
tiges, plumpy’nut® genanntes Nahrungsergänzungsmittel, mit dem eine Vielzahl der 
offenkundigen Nachteile der bisherigen Behandlungsmethoden überwunden werden 
konnten. Es gewährleistet, so die offiziellen Aussagen, eine höhere Überlebenswahr¬ 
scheinlichkeit der Kinder, es ist leichter und länger halt- und lagerbar, es ist ambulant 
und mit einer höheren Reichweite zudem präventiv einsetzbar, es ist kostengünstiger 
usw. Kurzum, es (re-)präsentiert eine weitere Variante der vertrauten modernen Er¬ 
zählung vom wissenschaftlich-technischen Fortschritt und den sichtbaren Erfolgen im 
Kampf gegen eine der „furchtbarsten Geiseln der Menschheit“. 

Aber: Akute bzw. chronische Unterernährung (oder schlicht Hunger - ein Begriff, 
der in der wissenschaftlich-technischen Logik unmittelbar-praktischer Problemlösun¬ 
gen seiner Konkretheit wegen gern vermieden wird) ist keine Krankheit, und sei sie 
noch so sehr in und am Körper diagnostizierbar und dem medizinischen Behandlungs¬ 
modell gemäß in ihren physischen (und ggf. psychischen) Folgen individuell „the¬ 
rapierbar“. Denn über alle individuellen Behandlungsnotwendigkeiten und -erfolge 
hinaus bleiben die objektiven, auf einer strukturellen und institutionellen Ebene an¬ 
zusiedelnden Ursachen von akuter und chronischer Unterernährung davon gänzlich 
unberührt (und unverändert). Die (Gewinn-)Interessen multinationaler Konzerne der 
Agrarindustrie, der von staatlichen Instanzen und privatwirtschaftlichen Unternehmen 
vorangetriebene Landraub, die Asymmetrien der internationalen Handelsbeziehungen, 
die Nahrungsmittelspekulationen der Finanzwirtschaft, die ökonomisch ungleiche und 
ökologisch zerstörerische Ausbeutung natürlicher Ressourcen, die geopolitischen und 
-strategischen Kalküle globaler, regionaler oder lokaler „Mächte“, die zu kriegerischen 
Konflikten und damit zu Flucht und Vertreibung führen - mithin all die zentralen 
Aspekte der spezifischen politisch-ökonomischen Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
und Interessenkonflikte, die Unterernährung erst systematisch erzeugen, werden ange¬ 
sichts unmittelbarer Interventions- und Lösungsnotwendigkeiten zu gleichsam abstrak¬ 
ten Randphänomenen. Diese werden vielmehr von einem theoretisch-wissenschaftli¬ 
chen und praxisbezogenen Diskurs überlagert, der sich mit umso größerem Nachdruck 
auf die Verhaltens- und Einstellungsmomente der „(Hunger-)Opfer“ und „Täter“ (ihre 
Unvernunft und ihren Aberglauben, ihre Apathie und mangelnde Voraussicht, die Skru¬ 
pellosigkeit der regierenden Potentaten und die Korrumpierbarkeit der Behörden vor 
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Ort) kapriziert. Mehr noch, der Impetus, der von der (Theorie- und Forschungs-)Logik 
einer pragmatischen Suche nach unmittelbaren „technischen Lösungen“ der Unterer¬ 
nährung ausgeht, produziert - wie die Entwicklung von plumpy’nut® exemplarisch 
zeigt - im Gefolge der Kommerzialisierung und Professionalisierung ihrer Herstellung 
Vertriebswege und Anwendungen genau die System- und das heißt hier marktkonfor¬ 
men Lösungen (Gewinnorientierung, Patentschutz, vertragliche Bindungen etc.), die 
nicht zuletzt die maßgeblichen Ursachen für die regelmäßig wiederkehrenden Hunger¬ 
krisen in verschiedenen Regionen der Welt darstellen. 

Die strukturelle und institutionelle Ebene in theoretischer wie praktischer Hinsicht 
systematisch in Rechnung zu stellen (und nicht nur - einer konventionellen Übung wis¬ 
senschaftlicher Diskursgepflogenheiten entsprechend - rituell-rhetorisch zu beschwören) 
ist ein konstitutiver Bestandteil des paradigmatischen Zuschnitts einer kritischen Sozia¬ 
len Arbeit. Eine dezidiert konflikttheoretische Orientierung stellt dabei ein wesentliches 
Element im theoretischen Grundgerüst einer kritischen Sozialen Arbeit dar. 


23.3 Konfliktorientierung 

Kritische soziale Arbeit gründet auf einem Verständnis von Gesellschaft als einem Zusam¬ 
menhang, der über ökonomische, soziale, politische und ideologische Konfliktverhältnisse 
hergestellt wird und der den Blick auf die Darstellung und Analyse von gesellschaftlichen 
Macht- und Herrschaftsverhältnissen und die in ihrem Rahmen ausgetragenen Kämpfe 
und Auseinandersetzungen lenkt. Damit werden hinter den Konfliktverhältnissen spezifi¬ 
sche - sozioökonomisch-politisch-ideologisch begründete - Interessenlagen sichtbar, die 
gleichermaßen Ursache wie Ergebnis eines in sich widersprüchlichen und konflikthaf¬ 
ten Vergesellschaftungsprozesses sind. Mit der Annahme von Interessenkonflikten als 
bestimmendem Merkmal von Vergesellschaftung wird in der Analyse auch einsichtig, 
wie sich aus Konflikten, Widersprüchen und Kämpfen heraus eine hegemoniale gesell¬ 
schaftliche Ordnung konstituiert, die von historisch spezifischen Eormen der (Klassen- 
und Geschlechter-)Spaltungen, der Ungleichheits- und Ausschließungsverhältnisse, der 
sozial abgestuften Zugänge zu Macht- und Herrschaftsressourcen bestimmt ist. 

Hegemoniale Ordnungen sind vor allem auch dadurch gekennzeichnet, dass sie - ent¬ 
lang der dominanten Macht- und Herrschaftsverhältnisse - Interessenkonflikte als solche 
entnennen und verdecken, dass sie diese in ein konsensorientiertes Vokabular transfor¬ 
mieren, über die ein grundsätzlicher gesellschaftlicher (Normen-)Konsens unterstellt und 
Normen und Werte als „sozialer Kitt“ propagiert werden. Wiederkehrend ist von „Ord¬ 
nungskrisen“ (gegenwärtig von der „Flüchtlingskrise“), von „Ordnungsstörungen“ (ein 
Konzept, über die gefährdete und gefährliche Gruppen konstruiert werden) und von „so¬ 
zialen Problemen“ die Rede, werden folglich Begriffe und Bilder im gesellschaftlichen 
Diskurs entwickelt und verbreitet, die ein konsensorientiertes Gesellschaftsbild reprodu- 
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zieren und die verknüpft werden mit einer ordnungstheoretischen Sichtweise und ord¬ 
nungspolitischen Strategien (vgl. Anhorn und Stehr 2012). 

Dieser ordnungstheoretische und -politische Umschlag hat auch für die Soziale Arbeit 
weitreichende problematische Konsequenzen. Macht- und Herrschaftsverhältnisse kon¬ 
kretisieren sich als politische Verdeckungszusammenhänge, in denen Konflikte um gesell¬ 
schaftliche Positionierungen, um Teilhabe und Ausschließungen verdeckt und unsichtbar 
gemacht werden (zu Formen der Verdeckung von Klassenverhältnissen vgl. Adorno 2015; 
zu geschlechter- und sozialpolitischen Verdeckungszusammenhängen vgl. Bitzan 2018). 
Soziale Arbeit greift nicht direkt in Interessenkonflikte ein, sondern agiert im Kontext 
des sozialpolitischen Verdeckungszusammenhangs und ist damit an Stilllegungen, Ver¬ 
deckungen und spezifischen Zurichtungen von Konflikten beteiligt. Gusfield (1989) hat 
diese Transformationsstrategien von gesellschaftlichen Konflikten als „Kultur öffentlicher 
Probleme“ benannt und ihren zentralen Mechanismus beschrieben: Interessenkonflikte, 
Ungleichheiten und Machtverhältnisse werden über Konstruktionen „öffentlicher“ Pro¬ 
bleme in Normabweichungen transformiert, die die strukturellen Verhältnisse entnennen, 
die sie als „soziale Probleme“ umdefinieren, welche zwar auch in den gesellschaftli¬ 
chen Verhältnissen ursächlich verortet werden können, letztlich allerdings als Defizite und 
Normabweichung an den Individuen und Gruppen, die über nur wenige Teilhaberessour¬ 
cen und Definitionsmacht verfügen, festgemacht werden: In diesem Prozess werden die 
Interessen subalterner Gruppen disqualifiziert, diskreditiert und darüber unsichtbar ge¬ 
macht, dass sie im gesellschaftlichen Diskurs als illegitim ausgeschlossen werden. 

Verdeckungszusammenhänge funktionieren in hohem Maße über die Erfindung und 
Bereitstellung von diskreditierenden und moralisierenden Kategorisierungen, die institu¬ 
tioneil verwaltet und den Institutions-Adressat_innen als Voraussetzung von Adressierun¬ 
gen angeheftet werden. Verdeckungszusammenhänge sind in der Regel durch Konfliktent¬ 
eignungen charakterisiert, in denen den Interessen, den Artikulationsformen und den Deu¬ 
tungsweisen der institutionell kategorisierten Personen(-Gruppen) keine Bedeutung mehr 
zugeschrieben wird. Auf diese Weise werden aus gesellschaftlich konstituierten Konflikt¬ 
verhältnissen „Menschen, die Probleme haben“, des Weiteren „Menschen, die Probleme 
machen“ und die als solche zu „Zielgruppen“ und Adressat_innen Sozialer Arbeit werden, 
an deren individueller Verhaltensänderung (durchaus kombiniert mit Versuchen, auch die 
„sozialen Probleme“ an ihren vermeintlichen Wurzeln zu packen) mit unterschiedlichen 
Disziplinierungs-Technologien gearbeitet und bei „Misslingen“ auch Ausschließungen 
praktiziert werden (zu den Ausschlussdimensionen der Sozialen-Probleme-Perspektive 
vgl. Stehr und Schimpf 2012). Diese Verschiebungs- und Verdeckungsprozesse produzie¬ 
ren weitere Konfliktarenen, die immer auch professionelle Enteignungen von Konflikten 
darstellen, insofern unterschiedliche Institutionen im gesellschaftlichen Diskurs um die 
Definitionsmacht und um die Gewinnung von Zuständigkeit ringen und dabei tendenziell 
die Erlangung von „Eigentumsrechten an sozialen Problemen“ (Gusfield 1989) anstreben. 
Soziale Arbeit ist kollektiver Akteur in diesen konflikthaften Auseinandersetzungen um 
die öffentliche Durchsetzung und Geltung von Problemkategorien. Eine kritisch-reflexive 
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Soziale Arbeit kommt nicht umhin, dieses diskursive Konfliktfeld zur Kenntnis zu nehmen 
und in ihren professionellen Praktiken eine Wiedervergesellschaftung von Konflikten zu 
befördern, indem sie die gesellschaftsstrukturell erzeugten und institutionell verdeckten 
Konflikte (wieder) aufdeckt, als solche öffentlich benennt und in ihrer Praxis konflikt¬ 
orientiert handelt (Näheres hierzu bei Bitzan 2018). Konfliktorientierung ermöglicht in 
diesem Sinne nicht nur die Arbeit an den schwierigen, alltäglichen Lebensbedingungen 
und -Situationen ihrer Adressat_innen, sondern weist auch in eine gesellschaftsverändern¬ 
de Richtung durch Sichtbarmachung von unterdrückten und diskreditierten Interessen und 
derer Artikulationsformen. 


23.4 Reflexivität 

Die in der Sozialen Arbeit qua Gegenstand (Armut, Vernachlässigung, Sucht etc.) in be¬ 
sonderer Weise ausgeprägte Bereitschaft, in redlicher Absicht soziale Zusammenhänge 
professionell zu moralisieren (und weniger zu analysieren), flndet ein wirksames Gegen¬ 
mittel in dem, was in der kritischen Theorie üblicherweise als Reflexivität umschrieben 
wird (vgl. Steinert 1998a, 1998b). Reflexivität ist ungeachtet ihrer aktuell inflationären 
Anrufung seit jeher ein konstitutiver Bestandteil kritischer Theorietradition (klassisch: 
Horkheimer 1988; vgl. auch Dubiel 1978). Im weitesten Sinne ist damit eine auf Dauer 
gestellte theoretische Anstrengung der Selbstaufklärung gemeint, die die eigenen wissen¬ 
schaftlichen Praktiken der Wissensproduktion (und im Weiteren der Wissensanwendung) 
im Kontext ihrer widersprüchlichen gesellschaftlichen Bedingungen und ihrer Einbin¬ 
dung in spezifische Macht- und Herrschaftsverhältnisse und Interessen analysiert (vgl. 
Steinert 1998b, S. 295). Damit wird nicht nur systematisch in Rechnung gestellt, dass Wis¬ 
senschaft eine maßgebliche Produktivkraft darstellt, deren Erzeugnis - wissenschaftlich 
autorisiertes „nützliches“ Wissen - einen der zentralen Eaktoren in der gesellschaftlichen 
Entwicklung (der Herrschaftsorganisation, der Ausbeutung von Mensch und Natur etc.) 
bildet, „sondern daß die Wissenschaft ebenso auch verflochten ist in den Stand der gesell¬ 
schaftlichen Macht- und Verfügungsverhältnisse[... ]. [Djadurch werden zwangsläufig die 
sogenannten wissenschaftlichen Probleme zu Fragen der Selbstreflexion der Wissenschaft, 
der Kritik der Wissenschaft, des Selbstverständnisses der Wissenschaft“ (Adorno 2014, 
S. 81). Daraus leitet sich zum einen die Notwendigkeit eines sozusagen selbstinstrukti¬ 
ven Analysetypus ab, der die je historisch spezifische Situierung und gesellschaftliche 
(Vor-)Prägung des wissenschaftlichen Erkenntnisprozesses und der Wissensproduktion 
kritisch in Augenschein nimmt (vgl. Horkheimer 1988, S. 174), d. h., der der Frage nach¬ 
geht, wann, wo, von wem und unter welchen Bedingungen für wen und zu welchen 
Zwecken welches wissenschaftliche Wissen produziert und ggf. angewendet wird. Und 
das beinhaltet zum anderen die dauerhafte selbstaufklärerische Reflexion der Frage, wie 
die jeweiligen diskursiven Praktiken der Gegenstandsbestimmung, des Zuschnitts der zen¬ 
tralen Analysekategorien und der (Forschungs-)Methoden möglicherweise nicht nur auf 
der begrifflichen Ebene Ungleichheits- und Ausschließungsverhältnisse verdoppeln („pas- 
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siv“ repräsentieren), sondern darüber hinausgehend zu einem Element ihrer „aktiven“ 
Herstellung, Verfestigung und Legitimation werden. Im Wissen darum, dass die Produkti¬ 
on wissenschaftlicher Wissensbestände kein neutrales, interesseloses Geschehen darstellt, 
sondern von mehr oder weniger undurchsichtigen, subtilen Macht- und Herrschaftsbezie¬ 
hungen durchwirkt ist (vgl. Foucault 1991b, 1983), sieht sich eine kritisch sich verstehen¬ 
de Soziale Arbeit genötigt, systematisch und in Permanenz die (sozial-)wissenschaftliche 
Produktion von Wissen - auch von kritisch gemeintem Wissen - im Hinblick auf ihre 
möglichen (nicht-intendierten) Ausschließungs-, Macht- und Herrschaftseffekte zu reflek¬ 
tieren. 


23.5 Theorie-Praxis-Verhältnis 

Dem im Selbstverständnis einer kritischen Wissenschaft Sozialer Arbeit angelegten Er¬ 
fordernis einer selbstdisziplinierenden Reflexion der gesellschaftlichen Bedingungen und 
Effekte ihrer Wissenserzeugung kommt in einem zentralen Themenkomplex, der Bestim¬ 
mung des Verhältnisses von Theorie und Praxis, eine besondere Bedeutung zu. Die Frage 
einer den (Handlungs-)Erfordernissen der Sozialen Arbeit adäquaten Bestimmung des Zu¬ 
sammenhangs von Theorie und Praxis hat diese seit den Tagen ihrer forcierten Professio- 
nalisierung im späten 19. Jahrhundert untergründig immer begleitet. Sie wurde über weite 
Strecken - und beileibe nicht nur auf Seiten der Praxis - unter Verweis auf die situations¬ 
spezifischen Handlungszwänge „realer“ sozialarbeiterischer/sozialpädagogischer Alltags¬ 
anforderungen im Sinne eines mehr oder weniger unmittelbaren Anwendungsbezugs der 
wissenschaftlich generierten und beglaubigten Wissensbestände beantwortet. Die Tendenz 
zur selektiven Nutzung eines operativen, als wissenschaftliche Handlungstechnologie at¬ 
traktiv gemachten Wissens ist in den letzten Jahrzehnten maßgeblich durch einen neuen, 
bescheiden sich gebenden Pragmatismus befördert worden (vgl. Healy 2000), der nach 
dem glaubhaft gemachten „Ende der Utopien“ (und für manche gar der „Geschichte“) 
und den Ernüchterungen einer gesellschaftsverändernden Praxis auf breiter Ebene Einzug 
in die Soziale Arbeit gehalten hat. Die dezidierte Festlegung auf „Anwendung“, die die 
Fachhochschulen in ihren Selbstbeschreibungen als „Universities of Applied Sciences“ 
vorgenommen haben, oder die ambitionierte Genügsamkeit von Best-Practice-Projekten, 
die sich den effektivsten Einsatz und die effizienteste Nutzung von (Wissens-)Ressour- 
cen zum Ziel setzen, legen ein beredtes Zeugnis von der pragmatistischen Wende in der 
Sozialen Arbeit ab. 

Angesichts dieser Ausgangslage muss die Positionierung einer kritischen Sozialen 
Arbeit im Theorie-Praxis-Verhältnis notwendige Erwartungsenttäuschungen erzeugen. 
Zum Selbstverständnis einer kritischen Sozialen Arbeit als Wissenschaft zählt nicht, über 
die Verbesserung der Lebensbedingungen ihre Nutzer_innen hinaus eine Praxis Sozialer 
Arbeit, die im Zeichen herrschaftlicher Disziplinierung und Kontrolle vollzogen wird, 
(noch) besser funktionieren zu lassen und im Interesse verfeinerter Normalisierungs¬ 
verfahren und rationalerer „Exklusionsverwaltungen“ zu optimieren (vgl. Horkheimer 
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1988, S. 180f.; Adorno 2003, S. 48 f., 51 f.)- Notwendigkeit und Nutzen einer kritischen 
Sozialen Arbeit als Wissenschaft bemessen sich demnach nicht in erster Linie an ihrem 
„konstruktiven“ Beitrag zu einer gelingenderen Praxis. Die gängige Forderung, in der 
Kritik um ihrer Praxisrelevanz willen auch konstruktiv, produktiv und positiv sein zu 
müssen, verpflichtet die Kritik nicht nur auf eine vorgegebene Praxis und eine diskur¬ 
sive Ordnung, die den Rahmen des statthaft Denk-, Sag- und Machbaren eng umgrenzt 
(vgl. Foucault 1991a). Als „antikritisches Schema“ dient die geläufige „Anrufung des 
Positiven“ darüber hinaus der grundsätzlichen Delegitimierung und Neutralisierung einer 
„radikalen“ Kritik, die über die Notwendigkeit des Bestehenden hinausweist (vgl. Adorno 
1977b, S. 792). Vor diesem Hintergrund begreift sich kritische Soziale Arbeit als eine 
theoretische Anstrengung, die Kritik als Moment der Diskontinuität, als eine - wenn 
auch zunächst nur gedankliche - Unterbrechung in der Kontinuität einer eingespielten 
Praxis Sozialer Arbeit zur Geltung zu bringen versucht. Im Grundverständnis einer kri¬ 
tischen Wissenschaft Sozialer Arbeit kann es deshalb nicht darum gehen, eilfertig den 
Erwartungen einer handlungswissenschaftlichen Orientierung - und sei es auch im In¬ 
teresse einer als kritisch deklarierten Praxis - nachzugeben und sozialtechnisch nutzbare 
Wissensbestände zu erzeugen bzw. bereitzustellen, nur um den durch „radikale“ Kritik 
unterbrochenen Kreislauf von „Theorie“ und „Praxis“ augenblicklich wieder zu schlie¬ 
ßen. Die dienstbeflissene Frage nach der (unmittelbaren) Praxistauglichkeit theoretischen 
Wissens beschneidet die Produktivität kritischen Denkens und Forschens in einer Weise, 
die notwendig (auch) auf Kosten einer reflektierten kritischen Praxis geht. Demgegenüber 
geht es einer kritischen Wissenschaft Sozialer Arbeit in erster Linie um die „Untersu¬ 
chung der Praxis und die Analyse ihrer Voraussetzungen und Selbstverständlichkeiten 
[...]. Nicht die Wissenschaft wird auf eine soziale Praxis angewendet, sondern die Praxis 
wird wissenschaftlich untersucht und reflektiert“ (Steinert 1998a, S. 24, Hervorh. RA/JS). 

Daraus lässt sich umgekehrt allerdings nicht die Schlussfolgerung einer absoluten, d. h. 
nicht vermittelbaren Trennung von Theorie und Praxis ableiten. Die wissenschaftliche 
Praxis der Theorie- und Wissensproduktion und die Handlungspraxis professioneller In¬ 
terventionen und lebenskluger Alltagsbewältigung sind vielmehr arbeitsteilige Momente 
einer heterogenen, widersprüchlichen und konflikthaften Praxis Sozialer Arbeit. „Denken 
ist Tun, Theorie eine Gestalt von Praxis“ (Adorno 1977a, S. 761), oder noch einmal an¬ 
ders ausgedrückt: Zwischen dem, was (praktisch) getan wird, und dem, was (theoretisch¬ 
wissenschaftlich) gesagt wird, besteht zwar ein Unterschied, aber kein prinzipieller Ge¬ 
gensatz (vgl. Foucault 2015, S. 317). Ohne sie im „praxistheoretischen“ Einerlei einer 
bruchlosen Einheit (mit nahtlosen „Anwendungs“-Übergängen) aufzulösen oder als un¬ 
überbrückbaren Gegensatz inkompatibler Prinzipien zu konstruieren, gilt es deshalb zum 
beiderseitigen größten Nutzen von Theorie und Praxis zunächst die Differenz ihrer unter¬ 
schiedlichen „Struktur-Logiken“ anzuerkennen, um darauf aufbauend sich der komplexen 
Zusammenhänge und diffizilen Wechselwirkungen zu vergewissern, die sich mit den dis¬ 
kursiven Zurichtungen der sozialen Wirklichkeit durch die Wissenschaft Sozialer Arbeit 
- mit ihren Kategorien, Thematisierungsweisen, Erklärungsmodellen - für die Praxis her- 
stellen, und umgekehrt, wie die Problembeschreibungen, widersprüchlichen Erfahrungen 
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und praktischen Orientierungsbedürfnisse im Handgemenge der Alltagspraxis Sozialer 
Arbeit wiederum auf den wissenschaftlichen Diskurs zurückwirken. Kurzum: „Herzustel¬ 
len wäre ein Bewußtsein von Theorie und Praxis, die beide weder so trennt, daß Theorie 
ohnmächtig würde und Praxis willkürlich“ (Foucault 2015, S. 317). 

Die Kritik der „Voraussetzungen und Selbstverständlichkeiten“ einer zur universellen 
Wahrheit erklärten „so genannten Evidenz“ (vgl. Steinert 1998a, S. 24; Foucault 2005, 
S. 960) und - damit verbunden - die Sichtbarmachung des objektiv Möglichen, das im 
Geflecht der gesellschaftlichen Macht- und Herrschaftsbeziehungen, der hegemonialen 
Diskurse und eingeschliffenen Alltagsroutinen verstellt bleibt, ist Sache, vielleicht sogar 
Auftrag der Analysen, die eine kritische Wissenschaft Sozialer Arbeit zu leisten hat. Die 
Realisierung der gegebenen Möglichkeiten ist und bleibt demgegenüber eine Frage der 
Praxis, sprich der Erfahrungen, der Erfolge, der Fehlschläge und spontanen Kreativität in 
den sozialen Kämpfen und Auseinandersetzungen, die sich vom profanen Alltag und loka¬ 
len Konfliktherden (am Arbeitsplatz, in der Familie, an der [Hoch-] Schule) bis hin zu nur 
noch in weltgesellschaftlichen Dimensionen ermessbaren Konfliktverhältnissen und In¬ 
teressenlagen (globale Fluchtbewegungen, Hungerkrisen, Umweltzerstörung) erstrecken. 
Dabei stellt sich eine kritische Wissenschaft Sozialer Arbeit weder in den Dienst eines 
hemdsärmeligen, dem Status quo verpflichteten Pragmatismus oder eines besinnungslo¬ 
sen „kritischen“ Aktivismus noch versteht sie sich als eine privilegierte (Wissens-)Instanz, 
geschweige denn eine der Praxis vor- oder übergeordnete (Prüf- und Urteils-)Instanz (vgl. 
Horkheimer 1988, S. 224). Vielmehr begreift sie sich „lediglich“ als Teil der sozialen 
Kämpfe und Konflikte, in denen sie mit ihrer Grundintention befreiender gesellschaftli¬ 
cher Veränderungen durchaus eine orientierende Wirkung entfalten und praktisch relevant 
werden kann. 

Fragen zur Reflexion 

• Vergegenwärtigen Sie sich noch einmal das Beispiel der internationalen humanitären 
Hilfe bei akuter Unterernährung. Diskutieren Sie analoge Zusammenhänge im Hinblick 
auf Soziale Arbeit. Versuchen Sie dabei, die zentralen Kriterien im Grundverständnis 
einer kritischen Sozialen Arbeit herauszuarbeiten. 

• Welche Argumente sprechen für die Notwendigkeit einer Konfliktorientierung in der 
Sozialen Arbeit und was macht diese zu einem zentralen Element einer kritischen So¬ 
zialen Arbeit? 

• In der Sozialen Arbeit ist häufig die Rede von „Anwendung in der Praxis“ (von Wis¬ 
sensbeständen, Eorschungsergebnissen, Theorieansätzen, Handlungsmethoden). Wie 
lässt sich aus der Perspektive einer kritischen Sozialen Arbeit das Verhältnis von Theo¬ 
rie und Praxis bestimmen? Worin besteht die spezifische Praxisrelevanz einer kritischen 
Theorie Sozialer Arbeit? Was bedeutet in diesem Zusammenhang „Reflexivität“? 
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Zusammenfassung 

Der Capabilities-Ansatz (CA) elaboriert eine Perspektive, um die Frage der Erfassung 
und Bewertung von Lebensaussichten von Menschen im evaluativen Raum von Entfal- 
tungs- und Verwirklichungschancen zu bearbeiten. Der Ansatz verbindet einen Eokus 
auf „positive Ereiheiten“ mit der Kategorie des guten Lebens („human flourishing“). 
Der Beitrag führt in das Personenkonzept sowie den substanziellen und den Verfah¬ 
rensfokus ein, den der CA nahegelegt. Dabei wird verdeutlicht, dass der CA zwar keine 
eigenständige sozialwissenschaftliche oder gar sozialarbeiterische bzw. sozialpädago¬ 
gische „Theorie“ liefert, aber eine gehaltvolle evaluative Metrik für die Begründung 
und Analyse von Gerechtigkeitsurteilen in sozialpädagogischen Praktiken bereitstellt. 


Die Stärke des im Kontext der Wohlfahrtsökonomie (A. Sen) und politischen Philosophie 
(M. Nussbaum) entwickelten Capabilities-Ansatzes (CA) besteht darin, eine an theoreti¬ 
sche Traditionen der Sozialen Arbeit anschlussfähige Perspektive zu begründen, um die 
Präge der Erfassung und Bewertung von Lebensaussichten von Menschen zu bearbeiten 
und eine evaluative Metrik für die Analyse zentraler normativ-politischer Aspekte Sozialer 
Arbeit bereitzustellen. Wie es Andrew Sayer (2011, S. 238) formuliert, liefert der CA „no 
more than a set of normative criteria that helps us assess the extent to which the various 
basic constituents of welTbeing are met within a certain population. It says nothing about 
the causes of their being met or not met“. Der CA ersetzt keine kultur- und gesellschafts¬ 
theoretische Analyse zur Erklärung und Interpretation der Ursachen von Einschränkun¬ 
gen menschlicher Entfaltungsmöglichkeiten im Sinne von Ungleichheits-, Deprivations-, 

H. Ziegler (El) 

Universität Bielefeld 
Bielefeld, Deutschland 
E-Mail: hziegler@uni-bielefeld.de 


© Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2018 

G. Graßhoff et al. (Hrsg.), Soziale Arbeit, https://doi.org/10.1007/978-3-658-15666-4_24 


357 





358 


H. Ziegler 


Ausbeutungs-, Unterdrückungs- und Entfremdungsverhältnissen. Hierzu bedarf es keiner 
begründungstheoretisch orientierten politischen Philosophie, sondern einer empirischen 
und theoretischen Kultur- und Sozialwissenschaft - allerdings einer Sozialwissenschaft, 
die in der Lage ist „to acknowledge and interpret well-being and ill-being as objective 
States of being, and not merely as norms or preferences“ (Sayer 2011, S. 238). Vor diesem 
Hintergrund ist nur folgerichtig, dass die durchaus radikalen Implikationen des CA vor al¬ 
lem dort sichtbar werden, wo er mit materialischen bzw. kritisch-realistischen Traditionen 
von Gesellschafts-, Subjekt- und Ungleichheitstheorien verknüpft wird. Ein normativ-po¬ 
litischer Zugang ist für die Soziale Arbeit deshalb bedeutsam, weil es ihr im Kern um die 
- im Wesentlichen „pädagogische“ - Bearbeitung und Beeinflussung von individuellen 
und kollektiven Lebensformen und Lebensführungen geht. Soziale Arbeit stellt damit ei¬ 
ne unhintergehbar normativ betriebene (und normativ zu betreibende) Praxis dar. Der CA 
begründet zentrale Grundlinien und Kategorien dessen, was als Ermöglichung gelingender 
praktischer Lebensführung gelten kann. 


Fallbeispiel 

Offensichtlich wird die Bedeutung evaluativer Maßstäbe bei der Debatte um Wirksam¬ 
keit Sozialer Arbeit. Soziale Arbeit ist aufgefordert „nachzuweisen“, dass sie wirksam 
ist, und es herrscht kein Mangel an Texten und Studien, die sich darüber auslassen, 
was Soziale Arbeit tun sollte, um wirksamer zu sein. Diese Debatte ist aber offensicht¬ 
lich unbefriedigend: Um zur Wirksamkeit Gehaltvolles zu berichten, muss festgelegt 
werden, in welcher Hinsicht eine Maßnahme wirksam sein soll. Was als Wirkung 
gilt, ist keine „rein wissenschaftliche“, sondern eine offensichtlich normativ-politische 
Erage. Es dürfte kaum zu bestreiten sein, dass für eine „soziale Probleme“ bearbeiten¬ 
de Soziale Arbeit die Bearbeitung von sogenanntem „abweichenden Verhalten“ eine 
relevante Rolle spielt. Nimmt man z. B. kriminalpräventive Erfolge (Reduktion von De¬ 
vianzraten) als Wirkungsmaßstab, spricht die pönologische Forschung dafür, dass sich 
strukturierte Verhaltenstrainingsprogramme als hinsichtlich ihrer kriminalpräventiven 
Wirkungen „überlegen“ erwiesen. Dies gilt insbesondere, wenn die Verhaltenstrainings 
in kombinierter Form auf die Förderung von sozialen und kognitiven Kompetenzen der 
Kinder und Jugendlichen (z. B. auf die Impulskontrolle oder Techniken der Selbstkon¬ 
trolle und des Stressmanagements) und vor allem auf Regelkonformität zielen und auf 
der Bestärkung und Durchsetzung von „pro-sozialen“ Normen beruhen. Solche ko- 
gnitiv-behavioralen Präventionsprogramme gehören in Experimentalstudien insgesamt 
zu den Programmen mit den besten Wirkungsnachweisen. Als im kriminalpräventi¬ 
ven Sinne ineffektiv gelten demgegenüber z. B. erlebnispädagogische Maßnahmen und 
Programme, die eine Entwicklung des Selbstwertgefühls in den Mittelpunkt stellen, 
aber auch Strategien und Programme, die auf eine Verbesserung der beruflichen Quali¬ 
fikation junger Menschen zielen, und Programme, die kooperatives Lernen und andere 
Solidaritäts-, aber auch Beteiligungsformen der Kinder und Jugendlichen betonen. Man 
könnte es so zusammenfassen, dass vor allem solche Interventionsformen als wirk¬ 
sam gelten können, die Kinder und Jugendlichen dazu bringen sollen, dass sie „besser 
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spuren“. Um Fragen wie Beteiligung, Mitbestimmung und Selbstwert, um Mündigkeit 
oder Demokratie geht es in „erfolgreichen“ Präventionsprogrammen nicht. Kann es 
daher nicht sein, dass es einen Unterschied zwischen einer „guten“ Kinder- und Ju¬ 
gendhilfe und einer effektiven Devianzprävention gibt? (dazu: Schrödter und Ziegler 
2007). 

Die Soziale Arbeit ist mit Lebensführungspraktiken von Akteur_innen befasst. Dabei 
ist sie - im Gegensatz zu spezialisierten helfenden Berufen - weniger für ein klar be¬ 
grenztes Spektrum von spezifischen Problemen zuständig, sondern bearbeitet, ambige, 
deutungs- und interpretationsbedürftige Praktiken und Situationen. Es ist daher plausibel, 
wenn in sozialpädagogischen Professionstheorien die Konstruktion bzw. Konstitution des¬ 
sen, was „der Fall“ ist, sowie die „Inferenzentscheidung“ d. h. die Entscheidung darüber, 
wie dieser Fall angemessen zu bearbeiten sei, als Kernbereich professioneller Praxis gilt. 
Die Typisierungen und Konstruktionsprozesse in diesen Kernbereichen lassen sich, im 
Anschluss an Yeheskel Hasenfeld (2010), als „Moralarbeit“ („moral work“) beschreiben. 
Praktiken, Situationen und letztlich Personen selbst werden normativ bewertet. Was in 
welcher Hinsicht und zu welchem Zweck an diesen Praktiken, Situationen und Personen 
bearbeitet werden soll und wie diese Entscheidungen gefällt werden, ist begründungs¬ 
pflichtig. Solche Begründungen bauen auf Vorstellungen darüber auf, was warum als 
„problematisch“ (oder eben „vernünftig“, „richtig“, „gut“ oder zumindest „besser“) gelten 
kann, sie sind mit Vorstellungen über Personen verknüpft und sie verweisen auf Verfahren, 
die Annahmen darüber implizieren, welche Perspektiven und Informationen als relevant 
gelten. Mit dem CA geht es nicht darum, fall- und situationsabhängige Deutungen und 
Entscheidungen zu standardisieren, wohl aber darum, einen grundlegenden evaluativen 
Rahmen zu begründen. 


24.1 Das Personenkonzept des CA 

Interessant für Debatten in der Sozialen Arbeit ist zunächst das Personenkonzept des CA 
(vgl. Clark und Ziegler 2015). Versuche, die Conditio Humana zu beschreiben, stehen 
mit guten Gründen unter Ideologieverdacht. Die Gefahr, in eine präskriptive Anthropo¬ 
logie oder in eine biologistisch oder metaphysisch gefasste Einschränkung der Pluralität 
menschlicher Daseins- und Lebensformen abzugleiten, ist allfällig. Gleichwohl kann die 
Soziale Arbeit kaum der Notwenigkeit entkommen, von einem Möglichkeitsraum kreati¬ 
ver menschlicher Entwicklung auszugehen, ohne dabei zu unterstellen, dass der Mensch 
ein „unendlich formbares Wesen [sei, das] sich an jeden Zustand gewöhnen können müss¬ 
te“ (Henning 2009, S. 15 f.). Die Problematisierung von Bedingungen und Zuständen, 
die Menschen unterwerfen, degradieren und entwürdigen, ebenso wie die Anerkennung 
der offensichtlichen Tatsache, dass es Arten zu leben gibt, die einer menschenwürdigen 
bzw. einer menschlichen Daseinsweise in unterschiedlichem Ausmaß förderlich sind, wird 
ohne einen solchen Grenzbegriff kaum auskommen können. Der dabei grundlegende Ge- 
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danke ist eindrücklich von einer Theoretikerin beschrieben worden, die ansonsten mit dem 
CA wenig zu tun hat, nämlich von Judith Butler (2010, S. 19): „There is no life without the 
conditions of life that variably sustain life, and those conditions are pervasively social.“ 
Mit dem CA in der Tradition von Martha Nussbaum wird nun - in augenscheinlicher 
Analogie zu Karl Marx (und Judith Butler) - die zieloffene Natur eines grundlegend vul¬ 
nerablen und care-bedürftigen, gleichwohl gerade nicht der Handlungsfähigkeit beraubten 
zoon politikon beschrieben, die das Fundament dafür liefert, die Abschneidung von Men¬ 
schen von ihren Entwicklungsmöglichkeiten zu thematisieren und zu kritisieren. 

Das Personenkonzept des CA enthält zugleich eine (konstruktive) Kritik liberaler, kon- 
traktualistischer Gerechtigkeitstheorien. Zwar gehört der CA selbst zur Großfamilie egali¬ 
tär-liberaler Ansätze, aber er bricht mit der politisch-kontraktualistischen Familientraditi- 
on. Diese tendiert nämlich dazu, die Subjekte von Gerechtigkeit als abstrakte, bindungslo¬ 
se, austauschbare Individuen in den Blick zu nehmen, die als rationale voll funktionsfähige 
Personen und dabei in letzter Instanz nach dem Modell „weiße[r], männhche[r] Erwach- 
sene[r modelliert werden], die Besitz oder zumindest einen Beruf haben“ (Benhabib 1989, 
S. 460). Entscheidend ist folgender Ein wand: Was auch immer das rationale voll funkti¬ 
onsfähige Normalsubjekt sein soll, es ist in einem hohen Maße sozial bedingt, es erklärt 
sich nicht solipsistisch aus sich selbst heraus und selbst wenn man irrigerweise das grund¬ 
legende Abhängig- und Angewiesensein auf andere bestreiten würde, bleibt das rationale 
voll funktionsfähige Normalsubjekt offensichtlich ein Ausnahmefall: Menschen verfügen 
über unterschiedliche interne Eähigkeiten. Menschen mit Behinderungen, Kranke, Kinder 
oder Alte brauchen möglicherweise mehr an bestimmten Gütern und ggf. auch andere Gü¬ 
ter, um als Gleiche auftreten zu können. Bei Krankheit, Behinderung, Alter und weiteren 
Inferenzen in die „Normalfunktion“ abstrakter Akteur_innen handelt es sich um Zustän¬ 
de, die zumindest potenziell jede Realakteur_in betreffen können. Der ceteris paribus 
„normalfunktionierende Bürger“, auf den die gerechtigkeitstheoretisch begründete Ver¬ 
teilung von Gütern zugeschnitten ist, ist eine Konstruktion, die - falls überhaupt - auf nur 
kurze Zeitspannen im Leben weniger Menschen zutrifft. Die Konsequenzen aus diesem 
Einwand sind erheblich: Wie anderen gerechtigkeitstheoretischen Ansätzen geht es um 
die Verteilung von Lebensaussichten, die sich jedoch aus der Perspektive des CA als die 
Frage nach einem guten Leben darstellt. Dabei verknüpft die CA-Perspektive Eigenschaf¬ 
ten, Eähigkeiten und Bedürfnisse von Subjekten mit objektiven (sozialen und politischen) 
Gegebenheiten und Möglichkeitsräumen gegenüber den institutioneilen und materiellen 
Bedingungen. Diese werden darauf hin befragt, ob sie Menschen dazu befähigen, ein Le¬ 
ben zu konzeptualisieren und zu führen, das sie mit guten Gründen wertschätzen können. 
Solche Befähigungen oder „Realfreiheiten“ lassen sich nicht auf individuelle Dispositio¬ 
nen oder Kompetenzen reduzieren, sondern verweisen auf das komplexe Zusammenspiel 
von Infrastrukturen, Ressourcen und Berechtigungen. Die Stärke des CA besteht darin, 
materielle Bedingungen, Lebenssituationen und Klassenverhältnisse systematisch ernst 
zu nehmen, ohne sie gegen „kulturelle Dimensionen“ auszuspielen, aber auch ohne ei¬ 
nem einseitigen „Güterfetischismus“ das Wort zu reden. 
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24.2 Der substanzielle Fokus des CA 

Die Frage nach dem guten Leben macht den CA zwar an theoretische Traditionslinien 
in der Sozialen Arbeit anschlussfähig, ist aber zugleich ein hoch umstrittener Fokus. Im 
Anschluss an John Rawls hat Jürgen Habermas (2010) das gute Leben als eine „abscheuli¬ 
che Phrase“ beschrieben. Tatsächlich dürfte das Problem der „Gesellschaftsentrücktheit“ 
von Konzeptionen eines guten Lebens ebenso wenig von der Hand zu weisen sein wie 
der Verdacht eines metaphysisch-teleologischen Essenzialismus von Versuchen, ein gu¬ 
tes, geglücktes oder glückliches Leben inhaltlich substanziell und allgemeingültig zu be¬ 
stimmen (Otto und Ziegler 2008) und verbindlich zu entscheiden, „was die Menschen 
als ihr Glück anzusehen hätten“ (Seel 1998, S. 113). Die derzeit prominente Glücks¬ 
und subjektive Wohlbefindensforschung entschärft dieses Problem nur bei oberflächlicher 
Befrachtung. Die in politisch-theoretischer Hinsicht aus dem Utilitarismus abgeleitete 
Grundüberlegung dieser Tradition besagt, dass Bestimmungen von Wohlergehen keinen 
allgemeingültigen Charakter haben können, sondern vielmehr Menschen in ihrer Indi¬ 
vidualität kennzeichnen. Daher könnten nur die je Einzelnen selbst beurteilen, welche 
Zustände und Lebensweisen sie als wünschens- und erstrebenswert erachten. „Die einzig 
rechtfertigbare Definition von Lebensqualität“, so die Überlegung, sei „ein allgemeines 
Gefühl von Glück“ (Milbrath 1978, S. 36). Die subjektivistischen Bestimmungen des gu¬ 
ten Lebens mögen auf den ersten Blick durchaus sympathisch sein. Dennoch weisen ihre 
sozial- und bildungspolitischen Implikationen letztlich in eine neo-konservative Richtung. 
Eines der zentralen Probleme subjektiver Bestimmung von Wohlergehen wird mit dem 
Begriff der adaptiven Präferenzen beschrieben. Damit sind Prozesse der Anpassungen 
von subjektiven Ambitionen, Beurteilungsmaßstäben, Grundhaltungen, Empfindungen, 
Überzeugungen und ästhetischen Vorlieben an die eigenen objektiven Lebenssituationen 
und -möglichkeiten gemeint. Subjektive Bewertungsstandards sind selbst bereits durch 
soziale Privilegierungen und Benachteiligungen strukturiert. Daher gibt die Messung sub¬ 
jektiver Zufriedenheit empirisch vor allem darüber Auskunft, wie gut sich Menschen an 
ihre Bedingungen angepasst haben. Angesichts der Eormbarkeit subjektiver Wertmaßstä¬ 
be besteht das Problem einer evaluativen Metrik auf deren Basis darin, dass Strategien 
der Minderung von Ansprüchen und ideologische Verschleierungen von Ungerechtigkeit 
und Unterdrückungsverhältnissen deren Aufhebung ethisch-politisch letztlich ebenbür¬ 
tig erscheinen. Dieser Gedanke ist auch in der Sozialen Arbeit neu. So haben Brumlik 
und Keckeisen (1976, S. 248) bereits vor 40 Jahren kritisiert, dass das bloße Überneh¬ 
men von Erfahrungen und Selbstdeutungen der Klient_innen selbst als normativer Re¬ 
ferenzrahmen in einen naiven Subjektivismus münde, der in letzter Instanz „affirmativ 
gegenüber den Resultaten gesellschaftlicher Repressions- und Ausbeutungsverhältnisse“ 
sei. Vor diesem Hintergrund verwundert bisweilen die Beharrlichkeit, mit der einige „An¬ 
sätze“ in der Sozialen Arbeit seit (mindestens) 40 Jahren nichts dazugelernt haben. Sofern 
es Sozialer Arbeit um Lebensführungen und Lebensformen geht und die augenschein¬ 
liche Subjektivismusfalle bei der Bearbeitung dieser Lebensführung vermieden werden 
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soll, wird die Soziale Arbeit um eine „objektive“ oder zumindest „objektivierbare“ Be¬ 
stimmung des guten Lebens nicht umhinkommen können. Mit Steven Lukes (2005) kann 
man nun in der Tat davon sprechen, dass zumindest mit Bezug auf seine sozialwissen¬ 
schaftliche Anschlussfähigkeit die eudaimonistische Perspektive des CA den derzeit wohl 
„most promising attempt to work out such an account“ (Lukes 2005, S. 117) darstellt. 
Die eudaimonistische Perspektive zeichnet sich im Kern dadurch aus, das gute Leben we¬ 
niger als individuellen Zustand innerer Zufriedenheit, sondern als Teil einer praktischen 
Lebensführung in den Blick zu nehmen. Der diesbezüglich zentrale Gedanke des CA be¬ 
steht darin, dass die Verfügung über Ressourcen und Güter zwar eine unhintergehbare 
Grundbedingung, aber eben nicht alleine dafür entscheidend ist, welche Lebensaussich¬ 
ten und Entfaltungspotenziale unterschiedliche Akteur_innen in realen gesellschaftlichen 
Verhältnissen verwirklichen können. Statt auf Ressourcen - als Mittel zur Zielerreichung 
- solle sich der Blick auf tatsächlich realisierbare „Funktionsweisen“, d. h. auf die Kom¬ 
binationen von Praktiken und Zuständen einer Person richten. Analytisch widmet der 
Befähigungsansatz deshalb den „Konvertierungsfaktoren“ (Sen 1992) hohe Aufmerksam¬ 
keit. Mit diesem - semantisch zugegeben unglücklich gewählten - Begriff sind personelle, 
sozial-kulturelle und politisch-institutionelle Einflüsse und Machtverhältnisse gemeint, 
die es unterschiedlichen Akteur_innen in selektiver Weise erlauben, Ressourcen, Güter 
und Dienste in eigene spezifische Praktiken, Beziehungen und Zustände zu überführen. 
Die Verbindung zwischen diesen Praktiken bzw. Zuständen und der Frage des guten Le¬ 
bens wird mit der zentralen Unterscheidung zwischen Funktionsweisen {Functionings) 
und Entfaltungsmöglichkeiten (Capabilities) hergestellt. 

► Functionings und Capabilities Während mit Funktionsweisen realisierte Zustände, 
Beziehungsformen und Handlungen gemeint sind, die die Subjekte für ihr eigenes Le¬ 
ben als wertvoll erachten, geht es bei Capabilities um die realen Freiheiten (sowie deren 
gesellschaftliche Bedingungen) der Subjekte, sich für - oder gegen - die Realisierung 
von unterschiedlichen Kombinationen solcher Funktionsweisen entscheiden zu können, 
und die lebenspraktischen realen „Kosten“, die mit diesen Entscheidungen (in strukturell 
selektiver Weise) verbunden sind. 

Diese Betonung des Autonomieaspekts des guten Lebens verweist darauf, dass es der 
Befähigungsperspektive nicht darum geht, bestimmte Lebensführungen zu dekretieren. 
Die objektiven Bestimmungen der Befähigungsperspektive beziehen sich alleine auf die 
(sozialen) Bedingungen, die das autonomiekonstitutive gute menschliche Leben betref¬ 
fen. Der konkrete Inhalt des je individuell guten Lebens bleibt die Sache der Individuen 
(und ist vor äußeren Eingriffen zu schützen). Der Maßstab, den der CA an Praktiken So¬ 
zialer Arbeit anlegt, ist daher das reale - und ggf. durchaus empirisch bestimmbare - 
Ausmaß und die Reichweite des eröffneten Spektrums effektiv realisierbarer und hin¬ 
reichend voneinander unterscheidbarer Möglichkeiten und Handlungsbemächtigungen, 
über die Subjekte verfügen, um das Leben führen zu können, welches sie mit guten 
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Gründen erstreben. Entscheidend ist entsprechend weniger, ob Menschen und ihre Le¬ 
bensführungen „different“ sind, sondern oh sie die gleiche (positive) Freiheit genießen, 
ihr Leben zu wählen, d. h. auch Lebensprojekte zu realisieren, die sie sich angeeignet ha¬ 
ben, die sie wertschätzen und mit Relevanz, Bedeutung, Sorge und Gewicht ausstatten. Die 
mit der Rede von Capahilities angesprochenen „Realfreiheiten“ umfassen zwar zentrale 
Subjektdimension wie Urteilsfähigkeit und praktische Vernunft, können aber nicht auf 
individuelle Eigenschaften, Dispositionen oder Kompetenzen reduziert werden, sondern 
verweisen auf das komplexe Zusammenspiel von Infrastrukturen, Ressourcen, Berechti¬ 
gungen und Befähigungen (vgl. Otto et al. 2010). Daher sind Befähigungen auch nicht in 
Kompetenzchecklisten zur Klassifikation von Individuen umzusetzen, sondern verweisen 
auf die Aufgabe öffentlicher Institutionen, „jedem Bürger die materiellen, institutionel¬ 
len sowie pädagogischen Bedingungen zur Verfügung zu stellen, die ihm einen Zugang 
zum guten menschlichen Lehen eröffnen und ihn in die Lage versetzen, sich für ein gutes 
Leben und Handeln zu entscheiden“ (Nussbaum 1999, S. 24). 


Exkurs; Kontroversen um die Liste von „central human capabilities" 

Der Raum potenziell förderbarer Möglichkeiten und Befähigungen ist offensichtlich 
vielfältig. Zugleich dürfte bereits intuitiv einsichtig sein, dass nicht alle Befähigun¬ 
gen mit Blick auf das gute menschliche Leben gleichermaßen fundamental sind. 
Hier setzt die Frage der „menschlichen Natur“ ein, die bei Martha Nussbaum in den 
Vorschlag einer Liste von zentralen menschlichen Capahilities mündet, welche die 
Funktion haben soll, „[to] isolat[e] those human capahilities that can be convincin- 
gly argued to be of central importance in any human life, whatever eise the person 
pursues or chooses“ (Nussbaum 2000, S. 74). Diese Liste ist nun in keiner Weise 
als präskriptive Bestimmung dessen zu verstehen, was Menschen für ihr gutes Le¬ 
ben halten sollten. Die dem Anspruch nach universelle, gleichwohl bewusst vage 
und explizit offene und revisionsfähige sowie sehr wahrscheinlich unvollständige 
Liste rekurriert zwar begründungstheoretisch auf zentrale Bereiche der conditio hu- 
mana, stellt aber weder den Versuch einer metaphysischen Wesensbestimmung des 
Menschen noch einen Ersatz für demokratische Deliberation und individuelle Ent¬ 
scheidungen dar. Das Argument der Vertreterinnen einer solchen Liste lautet, dass 
eine deliherative Formulierung des guten Lebens alleine deswegen kein Ersatz für 
eine solche - oder eine ähnliche - Liste ist, weil Deliberationen auf Voraussetzungen 
angewiesen sind, die eben nicht als schlechthin gegeben unterstellt werden können. 
In diesem Sinne ist Nussbaums Liste am besten als ggf. revisions- vermutlich jedoch 
eher erweiterungsbedürftiger Versuch zu verstehen, zentrale, materielle und institu¬ 
tionelle Grundbedingungen der Deliberations- und Entscheidungsfähigkeit der je 
Betroffenen sicherzustellen. 
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Für die Soziale Arbeit unmittelbar relevante Aspekte von Nussbaums Liste 
reichen von der Befähigung zur Ausbildung sensorischer Fähigkeiten und grund¬ 
legender Kulturtechniken über die Möglichkeit und Fähigkeit zu Bindungen mit 
anderen Menschen bis hin zur Befähigung zur Ausbildung praktischer Vernunft und 
einer eigenen revidierbaren Konzeption eines gelungenen Lebens im Wissen um die 
eigenen Umstände und Wahlmöglichkeiten. Die Liste benennt allgemeine Voraus¬ 
setzungen für ein gutes menschliches Leben, dessen Konkretisierung an heterogene 
kulturelle und soziale Erfahrungsbereiche gebunden bleibt, in denen Menschen ihr 
Leben führen (Nussbaum 2006). Sie soll den Möglichkeitsraum für verschiedenste 
individuelle Lebensentwürfe sicherstellen, aber explizit keine wertbezogene, ver¬ 
bindliche Dehnition eines individuell guten Lebens formulieren, an der sich der 
oder die je Einzelne auszurichten hätte. Es geht um eine Liste individueller Be¬ 
rechtigungen, deren Sicherstellung als Aufgabe öffentlicher Institutionen konzipiert 
wird. 


24.3 Verfahrensaspekte des CA 

Über den Rekurs auf die Sicherstellung der ökonomischen und sozialen Bedingungen ei¬ 
nes guten menschlichen Lebens im Sinne des substanziellen Aspekts von Autonomie und 
Ereiheit („substantive freedoms“, vgl. Sen 1999) hinaus betont der CA in demokratietheo¬ 
retischer Hinsicht den Verfahrensaspekt von Freiheit („process freedoms“ vgl. Sen 2002). 
Hervorgehoben wird dabei die Bedeutung von (machtförmigen) Prozessen der Definition, 
Entscheidung und Implementation dessen, was den Rahmen und die Konditionen der indi¬ 
viduellen und kollektiven Selbstbestimmung der betroffenen Akteur_innen bildet. Zu den 
wesentlichen Capabilities gehört deshalb die Realmöglichkeit, die eigenen Perspektiven 
und Bedürfnisse nicht nur gemäß den je gültigen Diskursregeln - d. h. den bestehenden 
Regeln des Sagbaren und Gültigen - einzubringen, sondern auch die Möglichkeit, die Re¬ 
geln und die informationale Basis der Beurteilung gerechtigkeitsrelevanter Sachverhalte 
beeinflussen und infrage stellen zu können. 

Die Betonung dieser Verfahrensaspekte und der Fokus auf Capabilities statt auf Funk¬ 
tionsweisen entschärft die dem CA, der Sozialen Arbeit - und letztlich allen pädago¬ 
gischen Perspektiven - inhärente Paternalismusproblematik. Es geht darum, den realen 
Macht- und Autonomiespielraum der Betroffenen zu erweitern, und nicht darum, die Ak- 
teur_innen zu inhaltlich fixierten Daseins- und Handlungsweisen zu bewegen. 

Capabilities, Emanzipation und Soziale Arbeit 

Ein Bezug auf den CA kann für die Soziale Arbeit sinnvoll sein, wenn es um die Begrün¬ 
dung einer evaluativen Metrik geht. Er ist keine eigenständige Sozial- oder Bildungstheo- 
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rie und liefert keine Erklärungsansätze zur Analyse sozialer Realprozesse. Er kann kultur- 
und sozialwissenschaftliche Subjekt-, Macht- und Gesellschaftsanalysen nicht ersetzen, 
sondern bleibt auf diese verwiesen. Die radikalen Implikationen des CA werden nicht er¬ 
fasst, wenn die strukturellen und institutionellen Beschränkungen der Realisierung von 
Capabilities ignoriert werden (vgl. Sayer 2014) oder, anders formuliert, wenn von den so¬ 
zialen und politischen Realitäten des real existierenden Kapitalismus abstrahiert wird und 
die Rede von Capabilities zu einem Eokus auf individuelle Kompetenz- und Resilienz- 
entwicklung verkommt. Demgegenüber ist eine Eormulierung Sozialer Arbeit, die auf die 
evaluative Metrik des CA aufbaut, d. h. auf eine Metrik mit dem Anspruch zu erfassen, 
was für die Realisierung von „human flourishing“ bedeutsam ist, am besten als Teil einer 
emanzipatorischen Gesellschaftswissenschaft zu verstehen, die sich, so Erik Olin Wright 
(2006, S. 94), aus drei Komponenten zusammensetzt: „To call it a [... ] Science, rather than 
social criticism or philosophy, is to recognize the importance [... ] of systematic scientihc 
knowledge about how the world works. To call it emancipatory is to identify its central 
moral purpose - the elimination of oppression, and the creation of conditions for human 
flourishing. And to call it social implies a belief that emancipation depends upon the trans- 
formation of the social world, not just the inner seif.“ Im Kontext des breiten Projekts 
einer emanzipatorischen Gesellschaftswissenschaft lässt sich begründet argumentieren, 
dass sich der CA - zumindest in seiner hier vorgeschlagenen Lesart - als ein Element 
einer materialistischen, sozial situierten Theorie Sozialer Arbeit anbietet. Er akzentuiert 
ein klassisches Motiv der emanzipatorischen „kritischen Sozialen Arbeit“ und rückt es in 
das Zentrum einer gerechtigkeitstheoretischen Perspektive: Die Ermöglichung von Würde 
und Autonomie der Lebenspraxis und die Erweiterung der Entfaltungsmöglichkeiten der 
Subjekte. Wenn sich die Soziale Arbeit auf den CA bezieht, geht es entsprechend weni¬ 
ger um die Erage, ob sich eine „Capabilities-orientierte Soziale Arbeit“ formulieren lässt, 
sondern ob es möglich ist, strapazierfähige Kriterien für die evaluative Metrik einer eman¬ 
zipatorischen Sozialen Arbeit zu begründen. Der CA ist als ein Eundament für eine solche 
Begründung zumindest vielversprechend. Dass es hierzu aber notwendigerweise eines ex¬ 
pliziten Bezugs auf den CA bedarf, lässt sich getrost bestreiten. Aber dies ist letztlich auch 
weitgehend irrelevant. Relevant ist die Behauptung, dass eine emanzipatorische Kritik an 
realen Verhältnissen und Praktiken ohne eine Konzeption von „human flourishing“ kaum 
denkbar ist. 

Fragen zur Reflexion 

• Erörtern Sie, warum und inwiefern Soziale Arbeit „Moralarbeit“ darstellt? 

• Inwiefern braucht Soziale Arbeit einen Begriff eines guten Lebens? 

• Was ist daran problematisch, ein gutes oder gelingendes Leben zu bestimmen? 
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Zusammenfassung 

Die „Theorielandschaft“ der Sozialen Arbeit ist vermutlich eine der unübersichtlichs¬ 
ten, widersprüchlichsten - vor allem, wenn man darüber hinaus noch diejenige der 
internationalen „Community“ mitberücksichtigt. Der hier vertretene Ansatz ist der Ver¬ 
such, vor dem Hintergrund des „systemischen Paradigmas“ theoretische Integrations¬ 
linien im Zusammenhang mit der Gegenstandsbestimmung, dem transdisziplinären 
Menschen- und Gesellschaftsbild, dem professionellen Mandat und der Notwendig¬ 
keit, einzel- und transdisziplinäres Wissen mit professionellem Handlungswissen zu 
verknüpfen, aufzuzeigen. Soziale Arbeit wird dann zur „kritischen Profession“, sofern 
sie sich mit dem Einfluss gesellschaftlicher Machtstrukturen als Unrechtsordnungen 
auf den Alltag und das sozialkulturelle Umfeld ihrer Adressat_innen - Individuen, Fa¬ 
milien, Gruppen, Gemeinwesen unterschiedlicher Größe bis hin zur Weltgesellschaft 
- befasst und zusätzlich zu Arbeitsweisen wie Ressourcenerschließung, Bewusstseins¬ 
bildung, interkulturelle Verständigung usw. professionell mit Machtquellen und Macht¬ 
strukturen, umzugehen weiß. 


25.1 Soziale Probleme als Gegenstand der Disziplin und Profession 
Sozialer Arbeit 

Ohne Gegenstand keine Disziplin, ohne Zuständigkeitsbereich keine Profession! Trotz 
enormer Vielfalt kann man zwischen drei zentralen theoretischen Zugängen zum The¬ 
ma unterscheiden: Ein erster, der auch die internationale Diskussion mitberücksichtigt, 
geht von menschlichen Bedürfnissen und den damit zusammenhängenden physischen, 
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psychischen und sozialen Notlagen aus, die sich aufgrund ihrer Nichtbefriedigung oder 
Beeinträchtigung ergeben. Ein zweiter Zugang geht vom Alltag und von den Proble¬ 
men der Lebensbewältigung oder Lebensführung von Individuen aus. Ein dritter Zugang 
beginnt mit der Eunktionsbestimmung Sozialer Arbeit, das heißt der Erage nach ihrem 
gesellschaftlichen, staatlichen, gegebenenfalls auch privatrechtlichen Auftrag. Zur Be¬ 
stimmung des Gegenstands braucht es aufgrund der theoretischen Grundannahmen des 
hier zur Diskussion stehenden „systemischen Paradigmas“ alle drei Zugänge. Die verbin¬ 
dende Klammer sind „soziale Probleme“ als Probleme von Individuen und die Formen 
gelingender wie misslingender Bedürfnisbefriedigung, individueller Entwicklung und Le¬ 
bensführung sowie als Probleme von Gesellschaftsstrukturen, deren Machtverteilung als 
Unrechtsordnungen bezeichnet werden. Dabei wird davon ausgegangen, dass Menschen 
für die Befriedigung ihrer Bedürfnisse sowie ihrer darüber hinausgehenden Wünsche exis¬ 
tenziell auf Mitgliedschaften in kleinen (Paare, Familie) bis weltumspannenden (Weltge¬ 
sellschaft) sozialen Systemen mit ihren sozialen Regeln angewiesen sind. Diese können 
menschengerecht oder menschenverachtend sein. 

► Disziplin und Profession Die Disziplin Soziale Arbeit hat in diesem Zusammenhang 
soziale Probleme, ihre Entstehung und ihre Folgen für Individuum und Gesellschaft trans¬ 
disziplinär zu beschreiben und zu erklären. Die Profession Soziale Arbeit fragt darüber 
hinaus nach der Bewertung der Problemkonstellationen durch die Profession und ihren 
Auftrag, durch die Adressat_innen, den Träger sowie nach den Zielen, Akteur_innen, 
Ressourcen, Handlungsleitlinien und Methoden, die zu ihrer Lösung oder Milderung bei¬ 
tragen. 


25.2 Vom additiven, teilweise einzeldisziplinären Nebeneinander zu 
einem integrativen, systemisch begründeten transdisziplinären 
Menschen- und Gesellschaftsbild 

► System Die „Welt“ besteht mehrheitlich aus Systemen bzw. aus Elementen (Subsyste¬ 
men) von Systemen. Die Bindungen zwischen den Elementen (Mitgliedern) eines Systems 
(interne Struktur) sind jeweils stärker als ihre Bindungen mit den (Teil-)Systemen der Um¬ 
welt (Abgrenzung). Alle Systeme unterliegen Umwelteinflüssen; zugleich beeinflussen 
Systeme ihre Umwelt. Wie stark diese Einflüsse sind, hängt u. a. von der Offenheit oder 
Geschlossenheit der Systeme ab. Soziale Systeme bestehen aus menschlichen Individuen 
(Bunge 1989, 1999, 2017). 

Unter Bezug darauf, dass wir soziale Probleme weiter oben zunächst ganz allgemein im 
Schnittpunkt zwischen „Mensch und Gesellschaft“ lokalisiert haben, soll versucht werden, 
in knappster Form sowohl das Menschenbild als auch das Gesellschaftsbild des systemi¬ 
schen Paradigmas darzustellen. 
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Das bio-psycho-sozial-kulturelle Menschenbild des systemischen Paradigmas 

„Heutige“ Menschen sind das Ergebnis einer Entwicklungsgeschichte von, wie man heute 
weiß, über 14Mrd. Jahren. Sie können aufgrund transdisziplinärer Forschungsergebnisse 
wie folgt beschrieben werden (Obrecht 2005; Antweiler 2007): Sie sind 

• biologische „Wesen“ mit Gehirnen und Psychen bzw. psychischen bzw. emotio-kogni- 
tiven Subsystemen bzw. Funktionen, 

• die notwendig in einer sozialen Umwelt leben und die 

• in Bezug auf ihr Selbst- und Weltbild sowie alle ihre praktischen Aktivitäten durch 
„Kultur“ geprägt sind, d. h. durch Empfindung und Wahrnehmung von Objekten der 
materiellen Kultur oder eines mittels einer vokalen Sprache vermittelten kulturellen 
Codes; 

• solche kulturellen Codes sind mehr oder weniger integrierte Systeme von Begriffen 
und beschreibenden, erklärenden, bewertenden, prognostizierenden, intentionalen und 
präskriptiven Aussagen über alle möglichen Aspekte der Welt und möglichen Hand¬ 
lungen; 

• menschliche Individuen sind als Lebewesen neugierig, aktiv, lern-, sprach- und selbst¬ 
wissensfähig und zugleich beziehungs- und mitgliedschaftsorientiert und entsprechend 
sozial und kulturell eingebettet; 

• genauer, sie werden in soziale Systeme, das heißt verwandtschaftliche Verhältnisse, 
Ethnien, religiöse Gemeinschaften usw. sowie in national organisierte Gesellschaften 
und die Weltgesellschaft hineingeboren, 

• können aber im Verlauf ihres Lebens ihre Einbindung in soziale Systeme unterschied¬ 
lichster Art auch frei wählen. 

Menschliche Bedürfnisse sind als biologische, psychische, soziale und kulturelle Be¬ 
dürfnisse Teil eines umfassenden Menschenbildes und können nur in dessen Rahmen 
überhaupt beschrieben werden (Obrecht 2009). 

Wie die Menschen zu dem geworden sind, was sie heute sind, zeigt die prinzipiell 
unabgeschlossene Entwicklungsgeschichte der Menschheit mit ihren biologischen, psy¬ 
chischen, sozialen und kulturellen Entwicklungsphasen und -stufen sowie den entspre¬ 
chenden Übergängen und Zusammenhängen zwischen diesen. Die Entwicklung fand und 
findet im Austausch bzw. aufgrund von Wechselwirkungen zwischen den Individuen und 
einer ökologischen, biologischen, psychischen, sozialen/politischen und kulturellen Um¬ 
welt statt. Letztere sind sowohl für die Gemeinsamkeiten als auch die Unterschiede zwi¬ 
schen Menschen und Kontexten verantwortlich. Zum einen wird das Individuum durch 
die skizzierte Umwelt beeinflusst und verändert, zum anderen vermag es, meist zusam¬ 
men mit anderen Akteur_innen, seine Umwelt auch zu beeinflussen und zu verändern. 
Überdies ist dieses Menschenbild nicht nur anschlussfähig an das bio-psycho-sozial-kul- 
turelle Modell des Menschen, das sich in verschiedenen Disziplinen und Professionen 
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etabliert hat und interprofessionelle Kooperation ermöglicht (vgl. dazu Staub-Bernasco¬ 
ni et al. 2012; Obrecht 2006). Es ist desgleichen direkt vom aktuellen Wissensstand und 
den wissenschaftlichen Forschungsergebnissen der unterschiedlichsten Grundlagendiszi¬ 
plinen abhängig. 

Ein Gesellschaftsbild auf systemtheoretischer Grundlage 

Wie verhält es sich nun mit einem Gesellschaftsbild auf der Basis des systemischen Para¬ 
digmas? (Heintz 1974, 1982; Bornschier und Lengyel 1990; Wilkinson und Pickett 2010; 
Homfeldt et al. 2011; Wobbe 2000). 

Die meisten Gesellschaftstheorien der Soziologie sowie der Sozialen Arbeit und Sozi¬ 
alpolitik sind auf die Konzeptualisierung nationaler Gesellschaften des Globalen Nordens 
begrenzt und verstehen sich zur Zeit als Modernisierungstheorien oder als Theorien funk¬ 
tionaler Differenzierung. Im Rahmen kritischer Sozialer Arbeit kommen (kapitalistische) 
Klassen- und Schichtungs- sowie Herrschaftstheorien hinzu. Sofern man von sozialen 
Problemen als Gegenstand Sozialer Arbeit ausgeht, verhindert der Fokus auf nationale 
Gesellschaften den Blick auf die Tatsache, dass fast alle sozialen Probleme, die eine na¬ 
tionale Gesellschaft des Globalen Nordens zu bewältigen hat und für welche die Soziale 
Arbeit und Sozialpolitik mehrheitlich zuständig ist - ob lokal, regional oder national - 
auch auf die Struktur und Dynamik der Weltgesellschaft als Erklärungshintergrund zu¬ 
rückzuführen sind (Armut, Erwerbslosigkeit, Migration, Flucht und die Folgen, Kriege, 
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Frauen- und Kinderhandel, bestehende internationale 
Freihandelsabkommen mit teilweise großen Machtasymmetrien, internationaler Terroris¬ 
mus usw.). Zugleich verhindert die nationale Perspektive den transnationalen Blick darauf, 
inwiefern die reichen Gesellschaften des Globalen Nordens an den sozialen Problemen 
des Globalen Südens (z. B. über ihre Export- und Zollpolitik, über ihre Subventionspolitik 
oder auch über die unbearbeiteten Folgen kolonialer Vergangenheit) kausal mitverant¬ 
wortlich sind und den Fändern des Globalen Südens als „Problemlösung“ allzu oft ihre 
Modernitäts- und Entwicklungsvorstellungen unbesehen aufpfropfen. 

Nationalstaatlich organisierte Gesellschaften können aufgrund folgender strukturel¬ 
ler Differenzierungsmerkmale und dazugehöriger (Sub-)Kulturen charakterisiert werden 
(Heintz 1982; Schröer und Schweppe 2011): 

• Territoriale Differenzierung nach Nationen mit Subsystemen wie Kommunen, Fän- 
dern/Kantonen, Provinzen und umfassenden Systemen (z. B. die Europäische Union 
bis hin zur Weltgesellschaft) 

• Differenzierung nach Land-, Agglomerations- und Stadtregionen 

• Kasten-, klassen-, schichtspezifische Differenzierung aufgrund der Rangdimensionen 
Bildungs-, Beschäftigungs-, Einkommensniveau oder Kapitalbesitz 

• Funktionale Differenzierung (Familie, Bildung, Wirtschaft, Politik, Militär, Kultur, Ge- 
sundheits- oder Sozialwesen) 

• Sprachliche und kulturelle Differenzierung 

• Geschlechtsbezogene Differenzierung 
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• Altersbezogene, lebenszeitliche Differenzierung 

• Differenzierung nach sexueller Präferenz 

Jede soziale Differenzierung geht mit einer kulturellen oder mehreren subkulturellen 
Differenzierungen einher. 

Für die Weltgesellschaft lassen sich darüber hinaus folgende, weltumspannende soziale 
Teilsysteme und dazugehörige (Sub-)Kulturen identifizieren (Heintz 1974; Bornschier und 
Langyel 1990; Wobbe 2000): 

• das internationale Schichtungssystem von Bevölkerungen, das zum Bezugs- bzw. Re¬ 
levanzrahmen für die Migration von Individuen oder Familien des Globalen Südens in 
die reichen Staaten des Nordens wurde, 

• das interorganisationeile Schichtungssystem transnationaler Konzerne mit der von der 
Warenproduktion abgekoppelten Finanzindustrie, 

• das intergouvernementale System der politisch-militärischen Machtschichtung und 

• das transnationale, (inter- und trans-)kulturelle, massenmediale System und seine welt¬ 
umspannenden Organisationen (UNO, UNESCO, Wissenschaftsorganisationen, Foren 
für Weltreligionen, die globalen Internetforen usw.). 

Wenig beachtete „Migration“ gibt es auch bei den wirtschaftlichen, politischen und 
militärischen „Eliten“, wenn auch zumeist auf der gleich hohen, gesellschaftlichen Ein¬ 
flussebene (z. B. der Wechsel von Spitzenmanagern aus dem Bankensystem, wie Gold¬ 
man Sachs, in hohe politische Ämter, die EU und umgekehrt). Darüber hinaus gibt es 
sowohl vielfältige Kooperations- als auch zahlreiche Spannungen und Konfliktformen 
zwischen den Mitgliedern der Teilsysteme und der sozialen Ebenen des Weltgesellschafts¬ 
systems (Individuen und ihren Eamilien, ethnisch/kulturell differenzierten Bevölkerungen; 
lokalen, regionalen und nationalen Gemeinwesen; sozialen Bewegungen und NGOs über 
funktional entstandene internationale Abkommen, Militärbündnisse bis hin zu den welt¬ 
umspannenden Organisationen wie WTO, Weltbank, Internationaler Währungsfond, UNO 
und ihre Unterorganisationen, WHO, OECD, EU). 


25.3 Die Bedeutung des Menschen- und Gesellschaftsbildes zur 
theoretischen Verortung sozialer Probleme 

► Soziale Probleme entstehen aufgrund der Tatsache, dass Menschen von Geburt an für 
ihre Bedürfnisbefriedigung und Entwicklung existenziell auf die Mitgliedschaft in sozia¬ 
len Systemen angewiesen sind. Darin besteht ihre Verletzlichkeit und Verletzbarkeit. Es 
sind diese Systeme, mit ihren sozialen Regeln - Rechte und Pflichten -, ihren Ressourcen, 
welche die Bedürfnisbefriedigung und Entwicklung ihrer Mitglieder sicherstellen, fördern 
oder mehr oder weniger stark beeinträchtigen und behindern (ausführlich in: Staub-Ber- 
nasconi 2018a). 
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Aus der Perspektive des Individuums geht es bei der Bestimmung sozialer Proble¬ 
me um folgende Fragen: Welche soziale Position haben Individuen in einer Kasten-, 
Klassen- oder Schichtungsstruktur im Bildungs- und Wirtschaft-ZBeschäftigungssystem 
und damit auf der Einkommens- und/oder Eigentumsdimension inne? Und wie beein¬ 
flusst diese Position den Zugang, die Mitgliedschaft oder den Ausschluss aus sozialen 
Systemen? Welche soziale Position haben sie in sozialen Kleinsystemen (Eamilien, Nach¬ 
barschaften, Peers/Cliquen), Vereinigungen und sozialen Organisationen? Welchem natio¬ 
nalstaatsbezogenen sozialen Status werden sie zugeordnet (Bürger_in mit allen Rechten 
und Pflichten; eingebürgerte Migrant_in, Asylbewerber_in, Sans-Papiers)? Welche so¬ 
zialen Positionen nehmen sie aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Ethnie (race), Religion, 
nationalen Herkunft in den verschiedenen sozialen Systemen ein? Es geht hier um die Er¬ 
fassung von gesellschaftlich beeinträchtigter Bedürfnisbefriedigung und Entwicklung von 
Individuen. Hier die zentralen Problemthemen von Individuen: 

Gesellschaftlich beeinträchtigte 

• Befriedigung körperlicher Bedürfnisse, 

• Entwicklung von Informationsverarbeitungskompetenzen und Lernprozessen, 

• Identitätsentwicklung, (fehlendes) Selbstvertrauen und (fehlende) Lebensperspektiven, 
begleitet von Selbstentwertungen und/oder ideologischen Aufwertungen, 

• Entwicklung von Handlungskompetenzen (Eähigkeiten) sowie entsprechenden Lern¬ 
prozessen, sozial abweichendes Verhalten, 

• Entwicklung von Beziehungskompetenzen sowie Aufbau informeller und formeller 
Mitgliedschaften (Integration versus Ausschluss), 

• Ausstattung mit sozioökonomischen Ressourcen und gesellschaftlichen Gütern (tiefe 
soziale Position: tiefes/kein Einkommen, tiefe/fehlende Bildung, tiefe Beschäftigungs¬ 
position/Erwerbslosigkeit, Deklassierung). 

Aus der Perspektive von Interaktions-ZKommunikationsprozessen zwischen Individuen 
geht es um die Verletzung der Gegenseitigkeitsnorm bei Austauschprozessen, seien dies 
unbefriedigende sexuell-erotische Beziehungen oder ungleicher Tausch von Gaben und 
Gütern, um kulturelle Labeling-, Stigmatisierungs-, Entwertungsprozesse, unbefriedigen¬ 
de Koreflexions- und Kooperationsprozesse. 

Aus der gesellschaftlichen Perspektive geht es um folgende Eragen: Aufgrund wel¬ 
cher Akteurskonstellationen und Interessen sind welche kulturell legitimierten sozialen 
Regeln - Rechte und Pflichten - entstanden und als Referenzsystem stabilisiert worden 
und welche Akteure setzen sie aufgrund welcher Interessen- und Machtkonstellationen in 
der aktuellen Praxis um? Dabei handelt es sich um soziale Regeln der Verteilung von Res¬ 
sourcen, Befehls-, Kontroll-, Belohnungs- und negativen Sanktionschancen, ferner von 
sozialen Mitgliedschaften mit bestimmten Rechten und Pflichten in den unterschiedli¬ 
chen sozialen (Teil-)Systemen. Eördert oder behindert ihre Anwendung die Individuen in 
Bezug auf die Befriedigung ihrer Bedürfnisse, ihrer (legitimen) Wünsche sowie in ihrer 
Entwicklung und ihren Lebenszielen? Sozial problematisch sind solche Regeln, 
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• die den Ausschluss aus bedürfnisrelevanten sozialen Systemen bewirken, 

• solche der ungerechten Ressourcenverteilung, 

• der einseitigen Verteilung von Befehlschancen, Rechten und Pflichten, 

• der einseitigen Kontroll-, Belohnungs- und negativen Sanktionsbefugnisse durch eine 
Elite, 

• der strukturellen und direkten Gewaltausübung. 

Aufgrund welcher kulturellen Werte/Wertsysteme - ökonomische, politische, religiöse, 
philosophische, naturrechtliche usw. - werden institutionalisierte (Un-)Rechtsordnungen 
kulturell begründet, legitimiert und als verbindlich deklariert? Als Unrechtsordnungen be¬ 
zeichnen wir 

• alle Formen von sozialer Diskriminierung nach Race, Hautfarbe, Geschlecht, Sprache, 
Religion, politischer oder sonstiger Anschauung, nationaler oder sozialer Herkunft, 
Vermögen, Geburt oder sonstigem Stand (vgl. Art. 2 der Allgemeinen Menschenrechts¬ 
erklärung von 1948; vgl. auch Karls und Wandrei 1994), 

• alle Formen von Herrschaft, die der Instrumentalisierung von Menschen für fremde 
Zwecke dienen (ideologische Instrumentalisierung, Ausbeutung, kulturelle Kolonisie¬ 
rung, Ausbeutung, Schuldknechtschaft usw.), 

• alle Formen von sozial organisierter Gewalt. 

Die Disziplin Soziale Arbeit muss diese Thematiken als ihren Gegenstand näher be¬ 
schreiben und transdisziplinär erklären. Es besteht dazu eine reiche theoretische und for¬ 
schungsbezogene Literatur. Zugleich ist der Zuständigkeitsbereich der Profession Umris¬ 
sen: Es sind verletzbare Menschen mit gesellschaftlich beeinträchtigter Ausstattung und 
wenig befriedigenden Austauschchancen und -formen in einem sozialen Umfeld, das diese 
Beeinträchtigungen durch soziale Systeme mit den sozialen Regeln von Unrechtsord¬ 
nungen (Machtverteilungsstrukturen) bewirkt oder unterstützt. Zur kritischen Profession 
wird Soziale Arbeit aufgrund ihrer differenzierten Machtanalyse und -kritik, aber ebenso 
durch ihren professionellen Umgang mit Macht. Es ist nicht erstaunlich, dass ihre Adres- 
sat_innen mit denjenigen Menschen und Adressatengruppen nahezu identisch sind, die 
seitens der UNO und ihren Konventionen als „vulnerabel“ bezeichnet werden. 


Fallbeispiel 

Mary Parker Follett (1924) hat diesen Zugang zur Sozialen Arbeit vor knapp 100 Jahren 
anhand einer Fallkonferenz in einer psychiatrischen Klinik wie folgt beschrieben: Die 
Ärzt_innen berichteten über den Gesundheitszustand, die Sozialarbeiter_innen über die 
Familienkonstellation, die Psycholog_innen über ihre Testergebnisse. Dabei gab es kei¬ 
nen Versuch, das Spezialwissen in einen sinnvollen theoretischen und Arbeitszusam¬ 
menhang zu bringen. Der Teamleiter gab lediglich Anweisungen, was jede Profession 
als Nächstes zu tun habe und so verließen alle die Teamsitzung als reine Spezialis¬ 
ten, die auch als solche mit den Kindern isoliert weiter arbeiteten_Bei der Lektüre 
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von Fallstudien einer Sozialarbeiterin mit dem Titel „What is the Case Worker really 
doing?“ fand sie das, wonach sie nach der ausführlichen Beschäftigung mit der Gestalt¬ 
psychologie von Köhler sowie den Konzepten „Circular Response“ und „Integrative 
Behavior“ gesucht hatte, und illustrierte dies wie folgt: 

„Die Sozialarbeiter_innen vermittelten den Klient_innen (zahn)ärztliche Hilfe, be¬ 
gleiteten sie bei der Arbeitssuche, in die Schule, beim Einstieg in eine Freizeitgruppe 
oder Sporttätigkeit usw. Doch der Artikel wies daraufhin, dass es nicht das ist, was 
die Sozialarbeiter_innen ,wirklich tun‘. Was sie ,wirklich tun‘, ist die Herstellung und 
Gestaltung eines Sets von sozialen Beziehungen zwischen dem Individuum und seiner 
sozialen Umwelt, die ein Muster bilden und aufeinander einwirken. Und dieses In¬ 
teraktionsmuster des Gebens-und-Nehmens hat zum Ziel, die Antworten der sozialen 
Umwelt auf das Individuum und diejenigen des Individuums auf die soziale Umwelt 
zu einer gemeinsam gestalteten positiven Erfahrung zu verbinden. Die Kompetenz von 
Sozialarbeiter_innen besteht nicht nur darin, freundlich auf die Belange der Kinder 
einzugehen oder als Studentin der Soziologie ein Verständnis für die sozialen Bedin¬ 
gungen von Individuen zu entwickeln. Es geht vielmehr darum, eine Arbeitseinheit 
zu gestalten, welche die Belange und Möglichkeiten (possibilities) des Kindes freilegt 
und dadurch sein Leben reicher, freier und glücklicher macht. Zugleich muss die sozia¬ 
le Umwelt so einbezogen werden, dass sie dazu beiträgt, Entwicklungschancen für alle 
jungen Menschen bereit zu halten“ (Follett 1924, S. 104-106). Da Follett von einer de¬ 
mokratisch strukturierten Sozialen Arbeit ausgeht, kommen hier die Machtthematiken, 
die sie im Zusammenhang mit Sozialmanagementtheorien entwickelt hat, weniger in 
den Blick. 


25.4 Vom beruflichen Doppelmandat zum professionellen 
Tripelmandat Sozialer Arbeit 

► Mandat Ein Mandat (lateinisch mandare, „aus der Hand geben“) ist ein Auftrag oder 
eine Ermächtigung ohne genaue Handlungsanweisungen. Die Ärzte erhalten, zurückge¬ 
hend auf den hippokratischen Eid, ihr Mandat seitens der Patient_innen und verfügen über 
vollständige fachliche Autonomie. In der Sozialen Arbeit spricht man von einem staatli¬ 
chen Doppelmandat von Hilfe und Kontrolle. Soziale Arbeit als kritische Profession muss 
allerdings ein Tripelmandat einfordern. 

Der hippokratische Eid des Arztes kann als eines der ältesten, im westlichen Kultur¬ 
kreis bekannten, verschrifteten Mandate betrachtet werden. In Dokumenten der interna¬ 
tionalen Ärztegesellschaft von 1948 und 1968 sowie in dem Dokument über die Rechte 
der Patienten von 1981 (Schubert 2005) kann man von einem Doppelmandat sprechen, 
und zwar seitens der Profession und seitens der Patient_innen. Letztere sind die kla¬ 
ren Auftraggeber, die sich in die Hand des Arztes begeben, aber dennoch verschiedene 
Rechte - auch ein Recht auf Zustimmung oder Ablehnung einer Behandlung haben. Der 




25 Soziale Probleme 


377 


Psizi verfügt über weitgehende bis absolute fachliche und ethische Autonomie in sei¬ 
nen Entscheidungen und verpflichtet sich, die Heilung des Patienten zum obersten Ziel 
seines Handelns zu machen. Dabei muss er die Würde des Patienten respektieren und 
darf keine Unterschiede nach Religion, Nationalität, Geschlecht, ethnischer Zugehörig¬ 
keit/Hautfarbe, Parteizugehörigkeit und sozialer Stellung machen. Sollten Staatsorgane 
oder bestimmte Gesetze die Ausübung dieser Verpflichtungen und Rechte behindern, sind 
die Ärzte „gehalten“, selbst „unter Bedrohung ihre ärztliche Kunst nicht im Widerspruch 
zu den Geboten der Menschlichkeit zu handeln“ und nach „Mitteln und Wegen zu suchen, 
sie dennoch zu gewährleisten“ (Schubert 2005, S. 89). Auch wenn zu Recht der Vergleich 
mit dem Tkrzt bezüglich Disziplin und professionellem Können in vielerlei Hinsicht un¬ 
angemessen oder als falsch betrachtet wird, sind einige Formulierungen angesichts der 
heutigen Arbeitssituation von Sozialarbeiter_innen unter dem Regime neoliberaler Steue¬ 
rungsmodelle höchst bedenkenswert (Seithe und Wiesner-Rau 2013). 

Wie verhält es sich also mit dem Mandat der Sozialen Arbeit! So fragt Dieter Kreft 
unter klarer Ablehnung eines politischen Mandats: „Was müsste wohl Inhalt eines hippo¬ 
kratischen Eides für die Professionellen der Sozialen Arbeit sein?“ (Kreft 2001, S. 153). 
Für ihn genügt § 31 im SGB I: „Rechte und Pflichten in den Sozialleistungsbereichen 
dieses Gesetzes dürfen nur begründet, festgestellt, geändert oder aufgehoben werden, 
soweit ein Gesetz es vorschreibt oder zulässt“ (Kreft 2001, S. 155). Nicht mitbedacht 
ist hier, dass Gesetze wohl legal, aber nicht unbedingt auch ethisch legitim oder ver¬ 
fassungskonform sind. Volker Schneider, ehemaliger Bundesgeschäftsführer des DBSH 
(Deutscher Berufsverband für Sozialarbeit, Sozialpädagogik und Heilpädagogik e. V.), 
geht zunächst darüber hinaus, indem er festhält, dass es keinesfalls zwingend ist, dass 
ein Mandat vom Staat erteilt wird. Er fordert aber dennoch für die Soziale Arbeit zum 
einen ein „ausschließlich staatsrechtliches“ und zum andern ein von den „Menschen- und 
Grundrechten abzuleitendes politisches Mandat“ (Schneider 2001, S. 29). So kombiniert 
er ein nationalstaatliches, verfassungs- und gesetzesbezogenes mit einem universalistisch 
verstandenen Mandat der Profession bzw. ihren internationalen Vereinigungen (Internatio¬ 
nal Association of Schools of Social Work/IASSW und International Federation of Social 
Workers/IFSW). Aber auch Schneider befasst sich nicht mit der Frage, ob es Widersprüche 
zwischen den beiden Mandaten, insbesondere zwischen den Menschenrechten mit Univer¬ 
salitätsanspruch und der Verfassung sowie Gesetzgebung eines Staates geben kann. Man 
denke an Deutschland im Nationalsozialismus; den Stalinismus; das Pinochet-Regime in 
Chile, die Apartheid in Südafrika und viele aktuelle Beispiele. 

Wenn in der Fachwelt von einem Mandat Sozialer Arbeit die Rede ist, wird in der 
Regel, im Unterschied zum ärztlichen Mandat, vom staatlichen „Doppelmandat“ der Hil¬ 
fe und Kontrolle gesprochen und dabei auf den klassischen Artikel von Böhnisch und 
Lösch (1973) verwiesen. Er charakterisiert Soziale TVrbeit als weisungsgebundenen Beruf 
auf staatsrechtlicher Basis, der im Auftrag der Verfassung und der Gesetzgebungen ei¬ 
nes Rechtsstaates „Hilfe und Kontrolle“, je nach machtpolitischer Konstellation „Hilfe als 
Kontrolle“ ausübt. Das heißt, dass im besten Fall eine Vermittlungstätigkeit zwischen dem 
Auftrag der staatlich mandatierten Träger des Sozialwesens als Repräsentanten der Ge- 
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Seilschaft und den Ansprüchen der Adressat_innen Sozialer Arbeit vorgesehen ist, wobei 
damit ein großes Machtgefälle einhergeht. Die Adressat_innen sind hier keine Auftragge¬ 
ber mit expliziten Rechten, die über die vom Staat gewährten und kontrollierten Sozial-, 
Erziehungs- und Familienhilfeansprüche hinausgehen, so dass man faktisch von einem 
zweidimensionalen Monomandat des Staates sprechen muss. In neuen berufspolitischen 
Dokumenten ergibt sich allerdings ein erheblich erweitertes Bild: In der „Berliner Er¬ 
klärung zur Berufsethik und berufsbezogenen Prinzipien des DBSH“ von 2014 (DBSH 
2014) weitet sich die Perspektive: Auftraggeber sind hier die Gesellschaft, die Klientel 
sowie die Profession, wobei sich Letztere ihren eigenen Ethikkodex auf der Basis der 
Menschenrechte und sozialer Gerechtigkeit gibt - dies allerdings ohne den Mandatsbe¬ 
griff explizit einzuführen. Dabei soll eine „eigenständige Position“ eingenommen werden 
- „unabhängig vom normativen Rahmen der Träger und Organisationen sowie von den 
Anforderungen der unterschiedlichen Arbeitsfelder der Sozialen Arbeit“ (DBSH 2014, 
S. 2). Im Vergleich dazu bezieht sich die vom Schweizerischen Berufsverband AvenirSo- 
cial herausgegebene Schrift „Soziale Arbeit und ihre Ethik in der Praxis“ explizit auf das 
„dritte Mandat“ (Schmocker 2011, S. 22). Das Gleiche gilt für den 2010 von der Delegier¬ 
tenversammlung verabschiedeten „Berufskodex Soziale Arbeit Schweiz“. 

Im Fachdiskurs Deutschlands blieb allerdings die Vorstellung des doppelten Mandats 
von Böhnisch und Lösch (1973) bis heute präsent und für den Alltag prägend. Was ange¬ 
sichts seiner breiten Rezeption aber interessanterweise nicht beachtet wurde, ist folgende 
Aussage im zweiten Teil des Artikels: Die „Sozialarbeit (werde) um so weniger ein Instru¬ 
ment der herrschenden Kräfte zur Dämpfung von sozialen Spannungen sein, je mehr sie 
sich ihre Aufgaben selbst zuweist“ (Böhnisch und Lösch 1973, S. 38, Herv. StB). Damit 
wird der Mandatsbegriff vorsichtig in Richtung einer professionellen Mandatierung aus¬ 
geweitet. Im Unterschied zur fraglosen Akzeptanz und Durchführung gesellschaftlicher, 
gesetzlicher oder/und organisationeller Aufträge, die einer Berufs- oder Professionsethik 
zuwiderlaufen können, wird in Betracht gezogen, dass die Akteure des Sozialwesens „zu 
Recht“ die Perspektive der Adressat_innen „pflichtgemäß“ einnehmen können, ja müssen. 
So wurde bereits in diesem bis heute einflussreichen Artikel von Böhnisch und Lösch der 
Schritt zur Profession mit relativer fachlicher und ethischer Autonomie eingeleitet. 

Integriert man diese verschiedenen Perspektiven, so hat die Soziale Arbeit als Diszi¬ 
plin und Profession drei Mandate: ein erstes seitens der Gesellschaft bzw. des Trägers 
im Namen der Gesellschaft, ein zweites seitens der Adressat_innen und ein drittes sei¬ 
tens der Profession. Letzteres wird ihr von den nationalen Berufsverbänden, aber - analog 
zu den Verpflichtungsformeln, die von den Generalversammlungen des Weltärztebundes 
verabschiedet wurden - zusätzlich von den internationalen Verbänden (International As¬ 
sociation of Schools of Social Work/IASSW, International und European Federation of 
Social Workers/IFSW) verliehen. Einem von drei Akteuren beanspruchten Teilmandat 
mit höchst unterschiedlichen Machtpositionen, Interessen und Forderungen verpflichtet 
zu sein, die sich überdies - wie die Geschichte zeigt - bis zur klaren Unvereinbarkeit 
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widersprechen können, ist gewiss nicht einfach. Loyalitäts-, Rollen-, Handlungs- und 
Identitätskonflikte sind hier vorprogrammiert. Der Umgang mit dieser sozialen Konstel¬ 
lation gehört aber unabweisbar zu den Merkmalen der Disziplin und Profession Sozialer 
Arbeit. Der Vorrang des Klient_innen-Mandats wird in einem UNO-Dokument von 1994 
mit dem Titel „Human Rights and Social Work - A Manual for Schools of Social Work and 
the Social Work Profession“ (1994) wie folgt festgehalten: „Sozialarbeiter_innen arbeiten 
im Rahmen verschiedener politischer Systeme, in denen sie die Rechte der individuel¬ 
len und kollektiven Adressat_innen verteidigen und damit gleichzeitig ihre Bedürfnisse 
zu befriedigen suchen. ... Dabei besteht die Verpflichtung, ein verlässlicher Angestellter 
einer Organisation zu sein und gleichzeitig im Dienst der Klientel zu handeln. Aufgrund 
des Ethikcodes der Profession sowie der Ziele (mission Statement) der Schools of Social 
Work hat der Dienst gegenüber der Klientel Priorität“ (S. 5). 

Das dritte Mandat seitens der Profession kann man mit einer Kurzformel umreißen, 
nämlich „nach bestem Wissen und Gewissen“ zu handeln. Es hat also zwei Komponenten 
oder Dimensionen: 

Wissenschaftsbasierung der professionellen Praxis 

Wenn man davon ausgeht, dass Disziplin und Profession, Theorie und Praxis Zusammen¬ 
hängen, dann muss sich ihr Handeln so weit wie möglich auf theoretisch begründete und 
wissenschaftlich überprüfte Aussagen bzw. revidierbare Hypothesen beziehen. 

► Beruf und Profession Ein Beruf bezieht sich vorwiegend auf mehr oder weniger ge¬ 
sichertes methodisches (Erfahrungs-)Wissen, Verfahren und Routinen, die wirken, ohne 
dass die Berufsträger_innen eine wissenschaftliche Begründung dafür kennen müssen („it 
Works“). Eine Profession beruft sich auf theorie- bzw. forschungsbasierte Arbeitshypothe¬ 
sen und Handlungsleitlinien. 

Eine Profession muss also das Problem der Transformation von wissenschaftlichem 
Wissen in Arbeitshypothesen und Handlungsleitlinien für die Praxis im Hinblick auf die je 
besonderen Notlagen ihrer Adressat_innen zufriedenstellend lösen können. Dies schließt 
mit ein, dass sie aufgrund ihres Wissensstands bestimmte Machtstrukturen, Alltagstheo¬ 
rien, politische oder weitere Ideologien über soziale Probleme und ihre Ursachen, die in 
der Öffentlichkeit zirkulieren, einer wissenschaftlichen Diskussion und Kontrollier- sowie 
Revidierbarkeit und ebenso ethischen Bewertung unterziehen muss. Ebenso wichtig ist die 
Eorderung, das Wissen der Adressat_innen einzubeziehen, kurz einen Prozess des Teilens 
und gemeinsamen Reflektierens von Wissen zu gestalten. Und für beide gilt, dass man den 
sogenannten „gesunden Menschenverstand“, die eigenen Intuitionen, Alltagstheorien und 
Überzeugungen berücksichtigen darf, aber zugleich auch hinterfragen und gegebenenfalls 
korrigieren muss. 
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Ethikbasierung aufgrund der nationalen und internationalen Ethikkodizes der 
Profession 

Da man aufgrund historischer und aktueller Fakten davon ausgehen muss, dass Soziale 
Arbeit wie andere Professionen auch im Namen von wirtschafts-, parteipolitischen oder 
religiösen Interessen bis hin zu menschenverachtenden Ideologien, Diktaturen, korrupten 
Potentaten in den Dienst genommen werden kann, braucht es einen eigenen Ethikkodex. 
Dessen Funktion besteht darin, sich nicht nur wissenschaftlich, sondern auch ethisch-mo¬ 
ralisch, das heißt kritisch von möglichen Zumutungen und gegebenenfalls entsprechenden 
Gesetzen distanzieren zu können. Dabei ist klar, dass auch der beste Kodex verletzt wer¬ 
den kann und wird, was aber gerade deshalb seine Notwendigkeit nicht in Frage stellt, 
sondern begründet. 

Soziale Arbeit muss sich deshalb unabhängig von externen Einflüssen und Interessen 
einen Ethikkodex geben können, was auf nationaler Basis weltweit überwiegend erfolgt 
ist (für Grundlagen dazu vgl. Düwell et al. 2014; Reisch 2014; Staub-Bernasconi 2018a, 
2018b). Und seine Einhaltung sollte zumindest von Ethikkommissionen oder womöglich 
Berufskammern beobachtet und dessen Verletzung sanktioniert werden. Parallel zu die¬ 
sen Einrichtungen muss es Ombudsstellen geben, an die sich die Adressat_innen wenden 
können, um z. B. die Rechtslage zu klären und Unterstützung zu bekommen, wenn ihnen 
Unrecht geschieht. Dies ist deshalb notwendig, weil Soziale Arbeit je nach Problemsitua¬ 
tion auch in rechtsstaatlich-demokratischen Verhältnissen in den Lebenszusammenhang 
von Individuen, Familien und Gemeinwesen eingreifen muss, um eine bestimmte Maß¬ 
nahme bzw. Veränderung notfalls zu erzwingen, so zum Beispiel beim Kinderschutz, in 
der Sozial-, Jugend- oder Bewährungshilfe, der Kinderzuteilung zu geschiedenen oder 
psychisch erkrankten Eltern, bei der Eindämmung von häuslicher Gewalt, sexuellen Über¬ 
griffen oder öffentlicher Gewaltausübung durch Cliquen usw. Diese Eingriffe müssen 
gegenüber der Klientel nicht nur rechtlich begründet, sondern auch professionsethisch 
legitimiert werden. Machttheoretisch formuliert kann es sich nicht um irgendwelche An¬ 
passungsleistungen an eine gerade herrschende (politische) Mehr- oder Minderheitsmei¬ 
nung handeln. Der Kontrollauftrag muss den Kriterien der demokratisch-rechtsstaatlichen 
Begrenzung von fremd- und selbstschädigendem Verhalten, von Macht- und Gewaltaus¬ 
übung und dem Schutz von Machtlosen dienen. In diesem Zusammenhang kann Macht 
auch Gegen-Macht bzw. Schutz vor den Übergriffen von Machtakteuren bedeuten. 

Im Ethikkodex der internationalen Vereinigungen und in allen (der Autorin bekann¬ 
ten) nationalen Ethikkodizes der Sozialen Arbeit sind Menschenrechte unter besonderer 
Berücksichtigung von sozialer Gerechtigkeit als ethische Leitlinien der Profession festge¬ 
halten (Reisch 2014). Die Profession wird vor diesem Hintergrund zu einem Akteur unter 
vielen kaum überschaubaren Akteuren, die einen Beitrag zur Über- und Umsetzung des 
Artikels 28 der UNO-Menschenrechtskonvention leisten: „leder Mensch hat Anspruch auf 
eine soziale und internationale Ordnung, in welcher die in der vorliegenden Erklärung auf¬ 
gelisteten Rechte voll verwirklicht werden können.“ Zentrale, sie begründende und damit 
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übergeordnete Wertvorstellung ist die „Menschenwürde“ (für einen Überblick vgl. Wetz 
2011; Düwell et al. 2014; Staub-Bernasconi 2018b). 

Dieses dritte Mandat ermöglicht eine kritische Beurteilung und damit relative, wis¬ 
senschaftlich und professionsethisch begründete Unabhängigkeit von den Mandaten der 
Gesellschaft bzw. Trägern und der Adressat_innen. Es ist die Legitimationsbasis für die 
diskursive Übernahme, Ergänzung, Veränderung oder Erweiterung von Aufträgen seitens 
der Träger oder der Adressat_innen. Je nach professioneller Einschätzung ermöglicht es 
aber auch die Ablehnung von Aufträgen seitens der Klientel und in besonderen Fällen die 
Verweigerung oder Rückgabe von Aufträgen an den Träger oder/und die Politik, wenn auf¬ 
grund der gesellschaftlichen oder organisationalen Rahmenbedingungen fachliches Han¬ 
deln nicht (mehr) möglich ist (vgl. hierzu Seithe und Wiesner-Rau 2013, für die Zeit des 
Nationalsozialismus u. a. Amthor 2017). Des Weiteren macht es dort, wo beispielswei¬ 
se aus politischen oder kulturellen Gründen kein Mandat seitens staatlicher, privater oder 
konfessioneller Organisationen zu erwarten ist, die Formulierung selbstdehnierter Auf¬ 
träge möglich (Beispiele; die Frauen(haus)bewegung der 60er-Jahre, die internationale 
Frauenbewegung, der Schutz von sexuellen Minderheiten oder von Menschen ohne Pa¬ 
piere, die Mitarbeit in der Bürgerrechtsbewegung der Schwarzen in einem rassistischen 
Amerika, die Hilfeleistung an Regime-, Apartheidopfer, die HeimrevolteZ-kampagne der 
1968er-Jahre, die Initiierung und Unterstützung der öffentlichen Diskussion zur Wieder¬ 
gutmachung der maßlosen Entwürdigung und Ausbeutung von Heimkindern „im Namen 
des Herrn“ während und nach dem Nationalsozialismus, also nach 1945 (Wensierski 2006, 
Kappeier 201 1)). In korrupten, kriegführenden oder zerfallenden Staaten erhält dieses drit¬ 
te Mandat eine besondere Bedeutung (für aktuelle Beispiele Ramon 2008). In all diesen 
Fällen hätten die Sozialarbeiter_innen vergeblich auf ein staatliches, im Fall der USA so¬ 
gar auf ein Mandat seitens der von Weißen getragenen privaten Träger des Sozialwesens 
gewartet. Mit den Menschenrechten und sozialer Gerechtigkeit im Ethikkodex hat die So¬ 
ziale Arbeit also auch einen machtkritischen, professionspolitischen Auftrag - und zwar 
ohne dass sie auf eine neue Phase Kritischer Sozialer Arbeit (vgl. z. B. Anhorn und Stehr 
in diesem Band) warten muss. Denn seit den 1968er Jahren sind über 40 Jahre vergangen, 
bis sich Kritik und Widerstand gegen die neoliberalen Steuerungsinstrumente formiert hat. 
„Kritische Soziale Arbeit“ übersieht, dass auch sie problemrelevante Diagnosen erstellt, 
indem sie die diagnostische Kompetenz auf die Analyse der gesellschaftlichen Machtver¬ 
hältnisse ausweitet, aber oft eindimensional bei der Kritik von Herrschaftsverhältnissen 
stehen bleibt. 

Zugegeben, der Umgang mit drei Mandaten, deren Träger sich in höchst unterschied¬ 
lichen Machtpositionen befinden und deren Anliegen, Interessen und Forderungen sich 
zuweilen stark widersprechen können, ist nicht einfach. Doch jede Profession - vom Arzt, 
Rechtsanwalt, Psychiater, Sozialpolitiker bis zum Architekten - muss mit der Komplexität 
dieser Situation auf professionelle Weise zurechtkommen. 
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25.5 Zur Verknüpfung von Theorie und Praxis zu professionellen 
Arbeitsweisen (W-Fragen) 

Die folgenden Fragen stellen sich alle Menschen pausenlos, wenn auch nicht bewusst und 
in der weiter unten dargestellten handlungstheoretisch geordneten Reihenfolge. Für die 
Sozialarbeiter_innen sind sie die Leitfragen ihres Vorgehens (Bunge und Ardila 1990). 
Sie bilden aber zugleich die Grundlage für ein gemeinsames Reflektieren der Problemsi¬ 
tuation, ihrer Entstehung, Bewertung sowie der Bestimmung von Veränderungszielen und 
-aktivitäten durch die relevanten Akteur_innen (Geiser 2006,2016; Schulz 2009; Leideritz 
und Vlecken 2016; Staub-Bernasconi et al. 2012, 2018a). Dies geht weit über das hinaus, 
was man als Anhörung (z. B. in der UN-Kinderrechtskonvention) oder „informed consent“ 
(informierte Zustimmung) im Gesundheitsbereich bezeichnet. Es geht um Partizipation im 
Rahmen einer demokratisch gestalteten Beziehung, die auch die Diskussion über Werte 
und Normen, Rechte und Pflichten, Menschenrechte und Menschenwürde einschließt und 
im Gefährdungsfall auch rechtsstaatlich zu legitimierende Zwangsmaßnahmen vorsieht. 

► W-Fragen 

• Was-Erage (Problem- bzw. Beschreibungswissen - Vergangenheit, aktuelle Situation) 

• Warum-Erage (Problem-Erklärungswissen - theoretisches Wissen aus den Bezugswis¬ 
senschaften) 

• Wohin-Frage (Prognosewissen auf der Basis von Beschreibungs- und Erklärungswis¬ 
sen) 

• Wert(e)-Erage (Wertewissen - was ist ethisch gut, wünschbar, nicht gut; ethisches Wis¬ 
sen über die Legitimität kultureller Normen, Gesetzgebungen und Gesetzesgrundlagen, 
insbesondere der Menschenrechte und als Basis der Formulierung von Zielen) 

• Woraufhin-Frage (Wissen über Ziele der Veränderung der Problemsituation) 

• Wie-Frage (Wissen über Wissenschafts- und ethisch-basierte, zielführende Arbeitswei¬ 
sen, Methoden, Verfahren) 

• Womit-Frage (Wissen über die notwendigen Ressourcen) 

• Wer-Frage (Wissen über die in die Problemlösung bzw. die soziale Veränderung einzu¬ 
beziehenden Akteure, Organisationen) 

• Wirksamkeits-Frage (Wurden die Ziele erreicht - Evaluationswissen) 

Die ersten drei Eragen richten sich an die Disziplin, also die Bezugswissenschaften So¬ 
zialer Arbeit. Die darauffolgenden Eragen sind solche der Profession - unter Einbezug der 
Antworten auf die ersten drei Fragen (Wissenschaftsdimension des professionellen Man¬ 
dats). Dabei geht es nicht einfach um die „Anwendung“ disziplinären Wissens, sondern 
um einen „transformativen Dreischritt“: Der erste Schritt beginnt mit der Formulierung 
von Hypothesen aufgrund der Kenntnis des Forschungsstands zur Entstehung des Pro¬ 
blems (Relationierung der Antworten auf die Was- und Warum-Frage), gefolgt von einem 
normativen Zwischenschritt (Wert-Frage - Ethikdimension des professionellen Mandats). 
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In einem zweiten Schritt geht es um die Formulierung von handlungstheoretischen Ar¬ 
beitshypothesen, um die Relationierung der Antworten auf die Was- und die Warum- 
gegenüber denjenigen auf die Wer-Frage. Der dritte Schritt besteht in der Formulierung 
von Handlungsleitlinien als Relationierung der Antworten auf die Wer-, Wie- und Womit- 
Frage auf der Basis der Antworten auf die Was- und die Warum-Frage (für die ausführ¬ 
liche Diskussion dieser Themen und entsprechende Theorie-Praxis-Beispiele vgl. Staub- 
Bernasconi 2018a). 

Ich schließe mit einem Zitat von David Gil (2006): „Es gibt (in den heutigen Zei¬ 
ten schon gar nicht, StB) keine schnellen und einfachen Lösungen zur Abschaffung von 
Ungerechtigkeit und Unterdrückung innerhalb und zwischen Gesellschaften.... Sozialar¬ 
beiterinnen (haben) durch ihren Code of Ethics zwar das Mandat, gegen Ungerechtigkeit 
und Unterdrückung vorzugehen, wobei ihnen jedoch gleichzeitig adäquate theoretische 
Kenntnisse bezüglich dieser Phänomene sowie Strategien zu ihrer Überwindung fehlen.“ 
Das Verständnis für diese Phänomene „fordert sie dazu auf, signifikante Veränderungen in 
ihrer Lebensweise, ihrer Arbeit und ihren Beziehungsmustern vorzunehmen. Es bedeutet, 
die ,Seligkeit der Unwissenheit' mit der Last eines umfassenden gesellschaftlichen Wis¬ 
sens zu vertauschen, zu dem ... Entscheidungen, Konflikte und Ängste gehören“ (S. 168). 
Dies gilt, wenn ich das richtig sehe, sowohl für die „Kritische Soziale Arbeit von außen“ 
als auch für eine „Kritische Professionalität von innen“. Viele sozial kritische Bewegun¬ 
gen mussten lernen, dass es beides braucht: den kritischen Blick von außen sowie - dank 
„kritischer Professionalität“ - die Bereitschaft von innen, um die gesteckten Ziele - und 
seien sie angesichts der Weltlage wie der Situation des Sozialwesens noch so bescheiden 
- auf unterschiedliche Weise oder, soweit möglich, gemeinsam zu erreichen. 

► Tipp Freies Institut für Theorie und Praxis Sozialer Arbeit e. V. (TPSA) 

Die Mitglieder sind verschiedene Generationen von Praktikerjnnen und Wis- 
senschaftlerjnnen aus der Schweiz, Deutschland, Österreich und Italien, welche 
die Entwicklung und Verbreitung des systemtheoretischen Paradigmas Sozialer 
Arbeit (ehemals bekannt als „Zürcher Schule") voranbringen wollen. Sie tun dies 
durch Veröffentlichungen, Tagungen, Angebote von Weiterbildungen für Prak¬ 
tikerjnnen, Praxis- und Projektberatung (www.freies-lnstitut-tpsa.com). 

Fragen zur Reflexion 

• Soziale Arbeit wird in diesem Beitrag ausgehend von sozialen Problemen gedacht. 
Diskutieren Sie die Möglichkeiten und auch die Grenzen dieser theoretischen Position. 

• Skizzieren Sie sowohl das Menschenbild als auch die Bilder über Gesellschaft, die in 
diesem Ansatz vertreten werden, mit ihren eigenen Worten. 

• Denken Sie an ein Problem ihrer eigenen sozialpädagogischen/sozialarbeiterischen 
Praxis. Versuchen Sie anhand der W-Fragen mögliche Vorgehensweisen zu entwi¬ 
ckeln. 
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Zusammenfassung 

In der Sozialen Arbeit gibt es eine lange Tradition, zentrale sozialpädagogische Pro¬ 
zesse im Rahmen des Interaktionismus zu verstehen. Im vorliegenden Beitrag wird 
zunächst in wesentliche Grundanliegen des Interaktionismus als theoretischem Zugang 
eingeführt. Es wird vor allem herausgearbeitet, dass Situationen nicht objektiv gegeben 
sind, sondern von Menschen in Handlungen hergestellt und vermittelt werden. 

Diese theoretische Position wird dann auf das Feld der Sozialen Arbeit bezogen. 
Ein analytisches Modell der Sozialen Arbeit, in dem das Handeln zwischen Sozialpäd¬ 
agogin und Adressat_in ihren Ausgangspunkt hat, wird vorgestellt und erklärt. 


Wenn in diesem Beitrag vom Interaktionismus ausgegangen wird, dann bedeutet dies zu¬ 
nächst, sozialpädagogische Situationen als „soziale Interaktionen“ zu analysieren; Sozial 
heißt hierbei, dass mehr als eine Person an dem sozialen Handeln beteiligt ist. Der Begriff 
der Interaktion hebt die Wechselwirkung des Handelns hervor, d. h., es wird davon aus¬ 
gegangen, dass die beteiligten Akteure sich gegenseitig beeinflussen. Oftmals wird in die 
Idee des Interaktionismus mit dem sogenannten „Thomas-Theorem“ eingeführt. „Wenn 
Menschen eine Situation als real definieren, wird sie in ihren Konsequenzen real sein“ 
(Thomas und Thomas 1928, S. 572). Schon vor der Situation entwerfen die beteiligten 
Personen das, was sie erwarten könnte. Diese Konstruktion als Teil der vorgängigen Inter¬ 
aktion hat Folgen. 

Was bedeutet das nun für soziales Handeln im Kontext der Sozialen Arbeit? Vielleicht 
lässt sich dies an einem kurzen Beispiel genauer erläutern. Stellen wir uns eine sozialpäd- 
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agogische Beratung, z. B. im Kontext der Erziehungsberatung vor. Wenn Eltern zu einer 
ersten BeratungsSitzung kommen, weil sie vielleicht dazu vom Jugendamt gedrängt wur¬ 
den, dann werden sie sich im Vorfeld Gedanken darüber machen, wie der Berater, den sie 
sich bislang nur vorstellen können, einzuschätzen ist. Vielleicht empfinden sie die Vorstel¬ 
lung als unangenehm, in einer solchen Situation auf ein Gegenüber zu treffen, das bestrebt 
sein wird, allein ihre Fehler und Unzulänglichkeiten aufzudecken. Ähnliche Erfahrung ha¬ 
ben sie vielleicht auch schon mit einer Bezirkssozialarbeiterin des Jugendamts gemacht. 
Mit dem Thomas-Theorem gesprochen könnte man dann den Beginn der Beratung, also 
die reale Situation der ersten Begegnung, so lesen, dass der Berater, ohne dass er viel¬ 
leicht schon ein Wort gesagt hat, als potenziell bedrohlich wahrgenommen wird. Er wird 
für die Eltern zu einer realen Gefahr. Auf der anderen Seite wissen professionelle Berater 
natürlich um solche Prozesse und müssen (und können) professionell damit umgehen. Das 
Beispiel zeigt, dass Situationen in der Sozialen Arbeit als soziale Interaktionen begriffen 
werden können. Nur so wird verständlich, wie bestimmte Rahmen einer sozialpädagogi¬ 
schen Situation das Handeln der Akteure bedingen. Beobachter dieser Situation könnten 
zum Beispiel zu der Einschätzung gelangen, dass die Eltern sich sehr aggressiv und unhöf¬ 
lich gegenüber dem Berater verhalten, ohne dass dieser überhaupt irgendetwas gemacht 
hätte. 


26.1 Grundzüge des Interaktionismus 

Wenn in diesem Beitrag von Interaktionismus gesprochen wird, dann ist zunächst da¬ 
rauf hinzuweisen, dass sich hinter diesem Paradigma einige unterschiedliche Theoreti¬ 
kerinnen und Ausdifferenzierungen verbergen. Es ist nicht möglich, elementar in dieses 
Paradigma einzuführen, vielmehr sollen ausgewählte, für das Verstehen sozialpädagogi¬ 
scher Situationen besonders zentrale Grundlagen (vielleicht: Elemente) thematisiert wer¬ 
den. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass der Interaktionismus ein theoretischer Zugang ist, der 
seinen Ausgang im Handeln von Menschen nimmt: Er ist ein mikrosoziologischer Ansatz. 
Das ist insofern wichtig festzuhalten, als in der Sozialen Arbeit insgesamt wahrscheinlich 
eher makrosoziologische Theorien dominieren (zum Beispiel Anhorn in diesem Band). 
Vom Handeln auszugehen heißt nicht, dass gesellschaftliche Strukturen für die Erklärung 
sozialpädagogischer Situationen unwichtig wären. Aber es kann pointiert werden, von 
welchem Standpunkt aus sozialpädagogisches Handeln beobachtet wird. 

► Interaktionismus Ein wichtiger Vertreter des symbolischen Interaktionismus, Herbert 
Blumer, fasst in einem bekannten Grundlagentext drei Prämissen zusammen, welche für 
alle unterschiedlichen Konzepte des Interaktionismus gleichermaßen Geltung besitzen: 

„Der symbolische Interaktionismus beruht letztlich auf drei einfachen Prämissen. Die 
erste Prämisse besagt, dass Menschen ,Dingen‘ gegenüber auf der Grundlage der Bedeu¬ 
tungen handeln, die diese Dinge für sie besitzen. Unter ,Dingen‘ wird hier alles gefasst. 
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was der Mensch in seiner Welt wahrzunehmen vermag - physische Gegenstände, wie 
Bäume oder Stühle; andere Menschen, wie eine Mutter oder einen Verkäufer; Kategorien 
von Menschen, wie Freunde oder Feinde; Institutionen, wie eine Schule oder eine Regie¬ 
rung; Leitideale wie individuelle Unabhängigkeit oder Ehrlichkeit; Handlungen anderer 
Personen, wie ihre Befehle oder Wünsche; und solche Situationen, wie sie dem Individu¬ 
um in seinem täglichen Leben begegnen. Die zweite Prämisse besagt, dass die Bedeutung 
solcher Dinge aus der sozialen Interaktion, die man mit einen Mitmenschen eingeht, ab¬ 
geleitet ist oder aus ihr entsteht. Die dritte Prämisse besagt, dass diese Bedeutungen in 
einem interpretativen Prozess, den die Person in ihrer Auseinandersetzung mit den ihr 
begegnenden Dingen benutzt, gehandhabt und abgeändert werden“ (1981, S. 81). 

Ausführlich wird in diesem Zitat hervorgehoben, dass Bedeutungen von „Dingen“ 
nicht objektiv gegeben sind, sondern aus sozialen Interaktionen hervorgehen. Gleichzei¬ 
tig sind diese Deutungen aber nicht dauerhaft stabil, sondern werden fortlaufend trans¬ 
formiert, korrigiert und re-interpretiert. Im Interaktionismus bildet die Bedeutung von 
Menschen, Dingen und Institutionen den Ausgangspunkt sozialen Handelns. Für George 
Herbert Mead ist die Tatsache, dass menschliche Kommunikation über Sprache symbo¬ 
lisch vermittelt wird, die zentrale Prämisse. In seinen Schriften arbeitet er heraus, dass 
symbolisch vermittelte Sprache sich strukturell von anderen Formen des Austauschs durch 
zum Beispiel Laute oder Gesten unterscheidet. 

„Wir können uns selbst nicht sehen, wenn unser Gesicht einen bestimmten Ausdruck 
annimmt. Aber wir hören uns sprechen und sind daher zur Aufmerksamkeit fähig. Man 
hört sich selbst, wenn man durch einen irritierenden Ton, den man hören lässt, irritiert 
wird: man erwischt sich sozusagen selbst. Beim irritierenden Gesichtsausdruck löst der 
Reiz keinen Ausdruck im Individuum selbst aus, sondern nur bei den anderen“ (Mead 
1973, S. 105). 

Aufgrund dieser besonderen Struktur der Interaktion über symbolisch vermittelte Spra¬ 
che wird diese häufig auch als „symbolischer Interaktionismus“ bezeichnet. Es gibt jedoch 
auch innerhalb dieses Paradigmas unterschiedliche Einschätzungen darüber, ob dieses La¬ 
bel eigentlich treffend ist. 

Mit dem Begriff der Lebenswelt ist eine weitere für die sozialpädagogische Diskussion 
zentrale Kategorie zu benennen (Grunwald und Thiersch in diesem Band). Sie ist vor al¬ 
lem deshalb grundlegend für das Verstehen sozialpädagogischer Situationen, weil auch im 
phänomenologischen Zugang die Erfahrung eines Individuums im Modus der Intersubjek¬ 
tivität verstanden wird. Die Lebenswelt ist für Menschen immer schon vorgängig: Wissen, 
Erfahrungen und Deutungen von Menschen sind deshalb auch nicht in Interaktionen je¬ 
weils bewusst explizierbar. Für die professionelle Soziale Arbeit bedeutet das eine große 
Herausforderung: Das Verstehen der Lebenswelt, zum Beispiel von Adressat_innen ist 
methodisch schwierig, aber die Grundbedingung, um überhaupt mit Menschen alternative 
Wege der Alltagsbewältigung erarbeiten zu können. 

Mit Harold Garfinkei sei ein weiterer wichtiger Vertreter der hier aufgezeigten inter- 
aktionistischen Theorietradition eingeführt. Garfinkei macht in seinen Analysen deutlich, 
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wie voraussetzungsvoll die Routinen der alltäglichen Lebenswelt sind. In verschiedenen 
Experimenten zeigt er, wie brüchig lebensweltliche Routinen sind und wie viele verdeckte 
und unbewusste Regeln der Lebenswelt Handeln überhaupt erst ermöglichen. Die metho¬ 
dische Idee hinter dem Ansatz von Garfinkei wird Ethnomethodologie genannt. Auch im 
Verstehen bzw. in der Anamnese sozialpädagogischer Situationen können solche Strate¬ 
gien der Problematisierung von scheinbar selbstverständlichen Aussagen hilfreich sein: 
„Wie/was meinen Sie damit?“ 


26.2 Ein analytisches Modell sozialpädagogischen Handelns 

In diesem Kapitel wird ein Modell sozialpädagogischen Handelns entfaltet (Hamburger 
2003). Dieses Modell (vgl. Abb. 26.1) schließt theoretisch an Begriffe und Ideen der oben 
skizzierten interaktionistischen Theorie an. 

Wie andere theoretische Zugänge nimmt diese Theorie auf eine konkrete sozialpäd¬ 
agogische Praxis Bezug. „[Theorie] untersucht diese Praxis auf der Ebene der Interaktion 
als eines beruflichen Handelns, der Ebene sozialpädagogischer Organisationen und auf 
der Ebene eines allgemeinen Rahmens gesellschaftlicher und politischer Verfasstheiten“ 
(Hamburger 2003, S. 57). Dies scheint vielleicht auf den ersten Blick trivial, allerdings 
gibt es auch andere theoretische Verhältnisbestimmungen von Theorie und Praxis. 

Dieses Modell sozialpädagogischen Handelns, das nun weiter beschrieben und erklärt 
werden soll, nenne ich etwas salopp ein „Zwiebelmodell“: Den Kern bildet der inne¬ 
re Kreis und das sozialpädagogische Handeln, also die Interaktion zwischen Sozialpäd¬ 
agogin und Adressat_in. Um diesen Kern fügen sich direkt organisationale Ordnungen 


Gesellschaft 


Organisation 


Interaktion 


Sozialpädagog/In <-> Klient/in 
als berufliches Handeln 


als Bedingung und Folge von Interaktion 


als strukturierte Gesamtheit des Sozialen 


Abb. 26.1 Modell sozialpädagogischen Handelns 
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an. Die Organisation, in der Handeln stattfindet, ermöglicht Interaktion zunächst, schränkt 
diese gleichzeitig aber auch ein. Der äußerste „Zwiebelring“ wird in dem Modell als der 
gesellschaftliche Kontext bezeichnet. Auch dieser ist nicht völlig losgelöst vom Handeln 
der Akteure, allerdings verdeutlicht das Bild auch, dass er weiter vom Kern entfernt ist 
und nur mittelbar einwirken kann (Graßhoff 2015). Einige wesentliche Punkte des Mo¬ 
dells werden nun nochmals ausgeführt. 

1. Wenn in dem Modell das Handeln im Zentrum der Analyse steht, dann bedeutet das 
nicht, dass dieses auch das Wichtigste wäre. Während in Theorie und Praxis der Sozia¬ 
len Arbeit häufig gerade die helfende Beziehung in den Mittelpunkt der Überlegungen 
rückt, wird im Modell von Hamburger nicht davon ausgegangen, dass sozialpädagogi¬ 
sches Handeln vor allem Beziehungshandeln sei. Dies ist vor allem deshalb zu betonen, 
weil damit eine sozialstrukturelle Blindheit oder Naivität verbunden wäre. Denn so¬ 
ziale Probleme wie Armut oder Wohnungslosigkeit lassen sich nicht einfach durch 
„Beziehungsarbeit“ lösen. 

2. Berufliches Handeln in der Sozialen Arbeit findet in Organisationen statt. Das Modell 
setzt somit ein institutionalisiertes Praxisfeld voraus, auf welches sich die Theoriebil¬ 
dung beziehen muss. Berufliches Handeln schließt zunächst einmal andere Handlungs- 
settings (z.B. von Laien) aus. Das bedeutet nicht, dass zum Beispiel ehrenamtliches 
Engagement als unwichtig betrachtet würde, aber dieses folgt nicht der Logik, die die¬ 
ses Modell zu beschreiben versucht, und muss anders erklärt werden. 
Sozialpädagogisches Handeln findet in Organisationen statt. Der Zusammenhang von 
Sozialer Arbeit und ihren Organisationen wird dabei unterschiedlich interpretiert: Ins¬ 
gesamt werden organisationale Rahmungen wohl vor allem als Hindernis konkreter 
Interaktionen zwischen Sozialpädagog_in und Adressat_in wahrgenommen. Beispiel 
hierfür sind Klagen darüber, dass der Anteil der Verwaltung und des Organisierens in 
einigen Eeldern immer weiter zunimmt und deshalb Zeit für das Eigentliche, also die 
Arbeit am Fall, immer mehr verloren geht. 

In einem hier vertretenen Verständnis wird aber auch die ermöglichende und entlasten¬ 
de Funktion sozialpädagogischer Organisationen betont (Klatetzki in diesem Band): 
Deshalb muss das Verhältnis von Organisation und Interaktion als ein unauflösbar 
widersprüchliches modelliert werden. Organisation nur als Widerpart professionellen 
sozialpädagogischen Handelns zu verstehen, greift jedenfalls zu kurz. Denn Profes¬ 
sionalität zeichnet sich nicht zuletzt gerade durch den kompetenten Umgang mit der 
Organisation und ihren Vorgaben aus. 

3. Wenn wir uns in dem Zwiebelmodell noch weiter vom Kern entfernen, dann wird 
behauptet, dass auch gesellschaftliche Zusammenhänge sozialpädagogisches Handeln 
strukturieren. Gesellschaftliche Normen und Werte zum Beispiel sind nicht starr, rah¬ 
men jedoch das Handeln in Organisationen in unterschiedlicher Weise. Theoretisch 
lässt sich diese Position gut mit dem Agency-Diskurs beschreiben (Raithelhuber in 
diesem Band). Im Fallbeispiel unten wird dieser Zusammenhang nochmals herausge¬ 
arbeitet. 
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4. Hierzu ist aber noch auf die Frage einzugehen, wie die unterschiedlichen Analyse¬ 
ebenen miteinander in Beziehung stehen. In diesem Modell ist es nicht etwa so, dass 
sozialpädagogisches Handeln durch Organisation oder Gesellschaft determiniert wäre, 
vielmehr muss jede Analyseebene zunächst als autonom angesehen werden. Trotzdem 
gilt es deren Wechselwirkungen zu betrachten, d. h. den Umstand, dass nicht nur Or¬ 
ganisationen das Handeln beeinflussen, sondern umgekehrt Organisationen auch durch 
Handeln aufrechterhalten, transformiert und erneuert werden. Gleiches gilt für die ge¬ 
sellschaftliche Ebene, auch wenn das Verhältnis dort vielleicht abstrakter zu fassen 
ist. 

5. Der sozialpädagogische Blick richtet sich in diesem Verständnis auf das Individu¬ 
um in der Sozialität. Ich gehe von einem relationalen Verständnis von Subjekten aus 
(Bitzan und Bolay 2013). Theoretisch soll diese relationale Perspektive auf sozialpäd¬ 
agogisches Blicken mit dem Konzept der Adressierung eingeführt werden, welches 
die unterschiedlichen Formen beschreibt, in denen Menschen im Feld der Sozialpäd¬ 
agogik angesprochen werden. Hierbei lässt sich an solche Kontexte anknüpfen, in 
denen Adressierung aus dem sozialwissenschaftlichen Streit zwischen Handlungs- und 
Strukturtheorie als radikal relationale Positionierung modelliert wird (Ricken 2013, 
S. 74). Jugendhilfe unter dem Aspekt von Adressierung bedeutet dann, die institutio¬ 
neile Inklusion von jungen Menschen im Hilfesystem als spezifische Form der Subjek- 
tivierung zu fokussieren - diese verstanden als relationale Kategorie, in der Subjekte 
nicht per se existieren, sondern Menschen in verschiedenen Kontexten erst zu solchen 
werden und gemacht werden (Ricken 2013). Das oben beschriebene Beispiel der Bera¬ 
tungssituation zeigt, dass bereits vor der Situation Vorstellungen über diese entworfen 
werden und dann die Wahrnehmung des anderen, auch im Hinblick auf seine subjekti¬ 
ve Handlungsfähigkeit, in der Interaktion wirksam wird. 

Nachdem das analytische Modell nun theoretisch skizziert ist, kann in einem nächsten 

Schritt die „Anwendung“ anhand eines Fallbeispiels deutlich gemacht werden. 


Fallbeispiel; Hausbesuch 

Frau Becker konnte bereits die ganze Nacht nur sehr unruhig schlafen. Seit einem Jahr 
hat sie vom Jugendamt zur Unterstützung eine sozialpädagogische Familienhilfe bewil¬ 
ligt bekommen. Grund hierfür waren die immer größeren Schwierigkeiten mit ihrem 
8-jährigen Sohn Max. 

Seit der Vater von Max vor zwei Jahren ausgezogen ist, wurde es immer schwieriger 
mit dem Jungen. Schließlich blieb er sogar tagelang der Schule fern und trieb sich auf 
dem nahe gelegenen Skatepark mit wesentlich älteren Jugendlichen herum. Alle Ver¬ 
suche von Frau Becker, sein Verhalten zu ändern, machten die Konflikte noch größer. 
Handyverbote, Hausarrest und Taschengeldentzug zeigten überhaupt keine Wirkung. 

Beim letzten Hilfeplangespräch hat die Bezirkssozialarbeiterin angekündigt, gerne 
einmal einen Hausbesuch bei Frau Becker machen zu wollen. Sie ist sich nicht mehr so 
recht sicher, ob die SPFH wirklich die richtige Hilfe für Frau Becker sei. Sie hat sich 
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heute für 15.00 Uhr angekündigt. Frau Becker hat ihren Sohn gebeten, auch rechtzeitig 
nach der Schule zuhause zu sein und sich bitte gegenüber der Bezirkssozialarbeiterin 
kooperativ und „ordentlich“ zu verhalten. Jetzt ist es bereits kurz nach 15.00 Uhr und 
Max ist immer noch nicht da. Nervös geht Frau Becker immer wieder zum Küchen¬ 
fenster und schaut auf die Straße. Da kommt Max gerade gemeinsam mit Frau Maier, 
der Bezirkssozialarbeiterin, an. Allerdings hat er auch zwei seiner Freunde aus dem 
Nachbarblock dabei. Einer der 12-jährigen Jungen steckt sich gerade eine Zigarette 
an und schaut Frau Becker lässig an. Max begrüßt seine Mutter mit den Worten: „Na, 
hättest du nicht gedacht, dass ich heute doch noch komme ... “ 

ln dieser kurzen Fallskizze kann es nicht um die umfassende Anamnese oder Problem¬ 
beschreibung eines Falles gehen. Sehr selektiv erhalten wir hier Informationen zu dem 
Hausbesuch und einige Informationen zur Familie Becker. Anhand dessen lässt sich aber 
das oben vorgestellte Modell konkretisieren und die Frage kritisch diskutieren, ob damit 
sozialpädagogisches Verstehen ermöglicht wird. Wir folgen dem Modell auch hier von 
innen nach außen, also von der konkreten Interaktion hin zu gesellschaftlichen Rahmen¬ 
bedingungen. 

Interaktionsebene 

ln dem Fallbeispiel findet Interaktion zwischen unterschiedlichen Personen statt. Es trifft 
nicht nur die Bezirkssozialarbeiterin auf Erau Becker, sondern auch die jungen Menschen 
interagieren miteinander (und mit der Bezirkssozialarbeiterin). 

Die Situation des „Hausbesuchs“ lässt sich, ohne diesen ganz besonderen Rahmen 
zu kennen, nicht verstehen. Der Hausbesuch markiert eine spezifische soziale Ordnung, 
die meist vor allem mit dem Widerspruch von „Hilfe und Kontrolle“ beschrieben wird. 
Das heißt, die soziale Situation ist hoch anfällig für unterschiedliche soziale Logiken: 
Die Bezirkssozialarbeiterin betritt die intime Lebenswelt der Eamilie und deutet selbst¬ 
verständlich alle Eindrücke, die sie von den Personen und der Umgebung gewinnt. Erau 
Beckers Position ist vielschichtig. Als Leistungsempfängerin muss ihr „Hilfebedarf“ mög¬ 
lichst sichtbar werden. Das Jugendamt gewährt keine Hilfe, wenn diese nicht erforderlich 
ist. Als Person erlebt sie die Situation aber nochmals anders. Erau Becker ist nicht nur 
im Sinne der Dienstleistungserbringung eine „Nutzerin“ der Maßnahme, sondern auch 
emotional in den Hilfeprozess involviert. Als Person wird Erau Becker deshalb auch 
versuchen, ihre eigene Handlungsfähigkeit darzustellen und deutlich zu machen. Wobei 
sie gleichzeitig ihre Unterstützungsbedürftigkeit plausibel machen muss, ihr aber auch 
die Erziehungskompetenz nicht gänzlich abgesprochen werden darf. Wir wissen aus ver¬ 
schiedenen Forschungsprojekten, dass diese unterschiedlichen Ebenen im professionellen 
Hilfesystem eine paradoxe Struktur aufweisen (Graßhoff et al. 2015). In eigenen Unter¬ 
suchungen haben wir Settings beobachtet, in denen zum Beispiel ein Hilfeplangespräch 
mit jungen Menschen als Inszenierung eingeübt wurde. Die interaktive Herstellung von 
Hilfsbedürftigkeit ist damit die Voraussetzung der Hilfegewährung. 
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Für Frau Becker ist die Situation bereits „gescheitert“, bevor sie eigentlich begonnen 
hat. Obwohl Frau Becker Max gebeten hat, sie vor dem Jugendamt nicht zu blamieren und 
sich kooperativ zu verhalten, handelt er aus ihrer Sicht anders. Er inszeniert seine Einge¬ 
bundenheit in die (ältere) Peergroup vor der Bezirkssozialarbeiterin und negiert damit die 
Bitte seiner Mutter. Er macht gleichzeitig eine Bemerkung dazu, was aus seiner Sicht die 
Mutter über ihn denkt - und zwar so, dass er als der souverän Handelnde erscheint. 

Für die Mitarbeiterin des Jugendamtes dokumentiert sich, dass die Beziehung zwi¬ 
schen Max und seiner Mutter sehr konflikthaft ist. An sich stellt die „Provokation“ von 
Max im Rahmen des Hausbesuchs kein gesondertes Problem dar: Schließlich geht es dem 
Jugendamt ja gerade darum, das Problem in der Familie möglichst gut zu verstehen, um 
gemeinsam mit den Beteiligten einen Hilfeplan zu erarbeiten. Allerdings zeigt die Re¬ 
aktion von Frau Becker, dass für sie die Wirklichkeit nicht so einfach ist. Vielleicht aus 
Scham, vielleicht aus Angst vor weiteren Eingriffen oder auch Hilfen des Jugendamtes 
möchte sie eine andere Wirklichkeit erzeugen. 

An diesem Beispiel des Hausbesuchs lässt sich in prägnanter Weise verdeutlichen, wie 
in der konkreten Lebenswelt von Erau Becker und Max durch wenige Interaktionen eine 
folgenreiche soziale Realität erzeugt wird. Entgegen einer „normalen“ Einladung, zum 
Beispiel von einer Ereundin zum Kaffeetrinken, gerät für Erau Becker jede Handlung po¬ 
tenziell zu einer Bewährungssituation. Auch für die Bezirksozialarbeiterin ist der Termin 
keine entspannte Kaffeerunde, sondern ein Instrument, um die Lebenswelt der Eamilie 
Becker besser zu verstehen. 

Organisationale Ebene 

Das konkrete Handeln der in dem Beispiel beteiligten Personen ist gerahmt durch or¬ 
ganisationale Aspekte: Hier vor allem durch die Vorgaben, Richtlinien und kollektiven 
Deutungen dazu, wie ein Hausbesuch im Jugendamt prozessiert wird. Obwohl der Ge¬ 
setzgeber einige Vorgaben hierzu macht, bestehen für die öffentlichen Träger erhebliche 
Gestaltungsspielräume (Urban-Stahl 2015). Es gibt Jugendämter, die vor einer Leistungs¬ 
gewährung immer „ein Gespräch am anderen Ort“ vorsehen. Bei anderen Jugendämtern 
wird die Durchführung eines Hausbesuchs enger an konkrete Ziele gebunden: Was will 
ich mit dem Hausbesuch erreichen? Welche Wirkungen und Nebenwirkungen sind zu er¬ 
warten? Auf jeden Fall entscheidet das Jugendamt als die machtvolle Institution über die 
Durchführung des Hausbesuchs; verhindert Frau Becker diesen, dann wird es für sie noch 
schwieriger. 

Die Organisation produziert somit den Hausbesuch auf vielfältige Weise mit. Wichtig 
ist dabei auch die Frage, wie ein Hausbesuch schriftlich dokumentiert wird. Welche Stan¬ 
dards bei der Aktenführung gibt es im Amt? Wie wird insgesamt dokumentiert (ein großes 
Thema hierbei ist derzeit die Möglichkeiten von audiovisueller Daten). 

Sozialpolitische oder gesellschaftliche Ebene 

Obwohl man sich auf dieser Ebene immer weiter von den „konkreten“ Handlungen ent¬ 
fernt, kommt doch deren Verwobenheit mit dem gesellschaftlichen Kontext zum Aus- 
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druck. Die Praxis des Hausbesuchs etwa ist im Zusammenhang mit den Entwicklungen 
und dem in den letzten Jahren veränderten Diskurs um den Kinderschutz zu sehen. Aus¬ 
gehend von medial weithin bekannt gewordenen Fällen misshandelter oder verwahrloster 
Kinder hat der Gesetzgeber neue rechtliche und fachliche Regelungen zum Kinderschutz 
erlassen. Für alle Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe steht damit das alltägliche Han¬ 
deln im Lichte dieser Öffentlichkeit: Auf unser Beispiel zugespitzt kann man sagen, dass 
jeder Hausbesuch für die Fachkraft einen Bewährungsdruck erzeugt, möglichst nichts 
„Verdächtiges“ zu übersehen. 

Es ist nun nicht so, dass Fachkräfte dieser öffentlichen Erwartung einfach nur pas¬ 
siv ausgesetzt wären, vielmehr verfügen sie über unterschiedliche Werkzeuge (wie zum 
Beispiel Diagnosemanuale, kollegiale Beratung und Supervision etc.) eines autonomen 
professionellen und auch organisationalen Handelns. 

Trotzdem hat sich die Arbeit im Kinderschutz durch den gesellschaftlichen Diskurs 
verändert, was sich auf das Handeln der Akteure auswirkt. Auf dieser Ebene ist es je¬ 
doch sehr schwer, kausale Wirkungen zu rekonstruieren, also genau zu bestimmen, wie 
jeweilige sozialpolitische Rahmungen das konkrete Handeln heeinflussen. Dennoch ist un¬ 
bestritten, dass das Handeln von Fachkräften, zum Beispiel hei einem Hausbesuch, nicht 
unabhängig von gesellschaftlichen Rahmungen zu analysieren ist. Durch die Verknüpfung 
von „Hausbesuch“ mit „Gefahr für das Kindeswohl“ ist der Besuch unwiderlegbar in den 
Zusammenhang einer Gefahrenabwehr gerückt. Frau Becker kann nur im Schatten dieser 
gesellschaftlichen Dehnition handeln. 

Das hier vorgestellte Modell somit, sozialpädagogische Situationen analytisch auf un¬ 
terschiedlichen Ebenen zu verstehen. Die Trennung der Analyseebenen ist jedoch nur in 
der Theorie so klar zu treffen. Dennoch kann das Fallbeispiel einen Einblick geben, wie 
multiperspektivisches Verstehen komplexe Zugänge zu sozialpädagogischen Situationen 
eröffnet. 


26.3 Stigma und Labeling 

Die Struktur Sozialer Arbeit bringt es zwangsläufig mit sich, dass sich mit unterschiedli¬ 
chen Formen von Stigmatisierung auseinandergesetzt werden muss. Wenn Soziale Arbeit 
wie in dem hier vertretenen Verständnis als ein Dazwischentreten (Hamburger 2003) bzw. 
als ein Konflikt zwischen individuellen Antrieben und Motiven und gesellschaftlichen An¬ 
forderungen gefasst wird, dann sind die Klientinnen meist mit Prozessen gesellschaftli¬ 
cher und individueller Stigmatisierung konfrontiert, bevor sie in das Hilfesystem kommen. 
Es gehört somit zu den Grundthemen sozialpädagogischen Denkens, sich mit der nicht 
auflösbaren Spannung zwischen Hilfeerbringung und den damit verbundenen „Nebenwir¬ 
kungen“ zu befassen. Sicher muss man den Grad der Stigmatisierung von Menschen in 
den unterschiedlichen Settings der Sozialen Arbeit unterscheiden. Während ein Regelan¬ 
gebot wie die Kindertagesstätte nahezu alle Kinder erreicht, sind andere Maßnahmen zum 
Beispiel im Rahmen der Erziehungshilfen weitgreifender mit Formen von Stigmatisierung 




396 


G. Graßhoff 


verbunden: Der Beginn einer Erziehungshilfe ist immer die sozialpädagogische Diagnose, 
dass die Eltern einen Bedarf an Unterstützung haben, dass sie es alleine nicht hinkrie¬ 
gen. Die Soziale Arbeit hat im Laufe ihrer Professionsgeschichte immer weiter versucht, 
sich als ein System sozialer Dienstleistungsproduktion zu entwerfen, das als Regelangebot 
weitgehend dieser Konstruktion eines „Hilfebedarfs“ entgehen kann (Brumlik und Keck¬ 
eisen 1976). In dem hier verhandelten interaktionistischen Verständnis von Sozialer Arbeit 
spielt die Auseinandersetzung mit der Stigmatheorie jenseits aller „Normalisierungsten¬ 
denzen“ der Sozialen Arbeit eine große Rolle. 

Eine solche Stigmatheorie ist zunächst nur im Kontext von Interaktion zu begreifen. 
„Normal“ und „abweichend“ sind Klassifizierungen, die sozial produziert sind (Dollin- 
ger in diesem Band). Mit Stigma sind dann ganz bestimmte der Person zugeschriebene 
Eigenschaften gemeint: 

„Die Gesellschaft schafft die Mittel zur Kategorisierung von Personen und den kom¬ 
pletten Satz von Attributen, die man für die Mitglieder jeder dieser Kategorien als ge¬ 
wöhnlich und natürlich empfindet. Die sozialen Einrichtungen etablieren die Personen¬ 
kategorien, die man dort vermutlich antreffen wird. Die Routine des sozialen Verkehrs in 
bestehenden Einrichtungen erlaubt es uns, mit antizipierten Anderen ohne besondere Auf¬ 
merksamkeit oder Gedanken umzugehen. Wenn ein Eremder uns vor Augen tritt, dürfte 
der erste Anblick befähigen, seine Kategorie und seine Eigenschaften, seine ,soziale Iden¬ 
tität' zu antizipieren“ (Goffman 1983, S. 9f.). 

Das Entscheidende ist nun, dass die Stigmatisierten diese Formen der Fremdattribuie- 
rungen übernehmen. Wenn hier von sozialer Identität gesprochen wird, dann heißt das, 
dass zum Beispiel „Kriminelle“ die Zuschreibung, jenseits des geltenden Rechts zu han¬ 
deln, in ihre Identität integrieren. Die Fremdzuschreibung wird in dem sozialen Prozess 
der Stigmatisierung somit „nach innen“ geführt und Teil der Identität. Laut Goffman 
führt diese Differenz zwischen dem eigenen Anderssein und der Reaktion der Umwelt 
zu „Scham“. Die Stigmatisierten nehmen also nicht mehr den Prozess der Stigmatisie¬ 
rung wahr, sondern „akzeptieren“ in gewisser Weise das Urteil der anderen. Auch die 
Möglichkeiten von Stigmatisierten, mit diesem umzugehen, hat Goffman versucht zu re¬ 
konstruieren. 

Etwas vereinfacht könnte man sagen, dass der Prozess der Stigmatisierung erklärt, 
wie zunächst gesellschaftliche Zuschreibungen von Normabweichungen sich im Indivi¬ 
duum selbst verankern und festschreiben können. Stigmatisierung ist dabei nicht nur im 
Kontext von Krankheit, abweichendem Verhalten oder sozialen Problemen zu identihzie- 
ren, sondern grundlegend in jedes sozialpädagogische Setting verflochten. Deshalb ist ein 
wichtiger Teil sozialpädagogischer Reflexivität die Frage, ob eine Intervention für einen 
spezifischen Fall Handlungsmächtigkeit ermöglicht oder die Gefahr einer zusätzlichen 
Problemverschärfung hervorruft. 

Die Diskussion um Abweichung und Stigma hat viel mit den Überlegungen zur Sozia¬ 
len Arbeit zu tun. Historisch, könnte man sagen, ist Soziale Arbeit vor allem als Arbeit mit 
„ausgeschlossenen“ und stigmatisierten Menschen entstanden. Soziale Arbeit hat sich im¬ 
mer wieder die Frage gestellt, ob diese Arbeit mit exkludierten Menschen nicht selbst 
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wiederum deren Ausgeschlossenheit zementiert und weitere Stigmatisierung bedeutet. 
Schließlich ist der institutioneile Zugriff der Sozialen Arbeit ja mit einem Eingeständnis 
verknüpft, dass die eigenen Ressourcen zur Bewältigung von Problemen nicht ausreichen 
und man auf „Hilfe“ anderer angewiesen ist. Die Analyse von Interaktionsverhältnissen ist 
also deshalb so wichtig, weil es darauf ankommt zu ermitteln, ob die Adressat_innen die 
Intervention wünschen, weil sie einen gewissen Leidensdruck empfinden, und die Soziale 
Arbeit tatsächlich in der Lage ist, die Bearbeitung dieses Leidensdrucks zu unterstützen. 

Fragen zur Reflexion 

• Der Interaktionismus integriert zahlreiche Vertreterinnen mikrosoziologischer Kon¬ 
zepte. Welche Prämissen kann man trotz aller Vielfalt für den Interaktionismus festhal- 
ten? 

• Beschreiben Sie an einem Beispiel die Ebenen des Analysemodells sozialpädagogi¬ 
schen Handelns. Versuchen Sie, die einzelnen Analyseebenen zu differenzieren und 
deren Wechselwirkung zu diskutieren. 

• Diskutieren Sie an einem Handlungsfeld der Sozialen Arbeit, welches Sie gut kennen, 
das Problem der Stigmatisierung für die Adressat_innen. 

• Erarbeiten Sie sich Gesichtspunkte für eine gelungene Intervention, die an der Interak¬ 
tion sichtbar werden können. 
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Zusammenfassung 

In dem Beitrag wird ein Verständnis von Bildung skizziert, das Anschlussmöglich¬ 
keiten für die Soziale Arbeit bietet. Es wird davon ausgegangen, dass Bildung kein 
eindeutig zu definierender Begriff ist, sondern dass seine Bestimmung je nach Interes¬ 
sen und gesellschaftlicher Position variiert. Anhand historischer Bezüge wird gezeigt, 
dass für die Soziale Arbeit vor allem die sozialen Dimensionen und Aspekte von Bil¬ 
dung relevant sind: die Abhängigkeit des Bildungsprozesses von unterschiedlichen 
Lebenssituationen und Lebenslagen, die Gebundenheit an soziale Anerkennung und 
die Orientierung an sozialen Zielstellungen wie der Ermöglichung sozialer Inklusion 
mittels Bildung und der Gestaltung von Formen des Zusammenlebens. Aus der aktuel¬ 
len Bildungsdiskussion der Sozialen Arbeit werden verschiedene Zugänge zur Analyse 
und Förderung von Bildungsprozessen vorgestellt und wird deren Bezug zu einem so¬ 
zial ausgerichteten Bildungsverständnis verdeutlicht. 


„Bildung“ ist neben Erziehung einer der beiden Hauptbegriffe der Erziehungswissen¬ 
schaft. Im Unterschied zu Erziehung, die sich mit pädagogischen Einwirkungsmöglich¬ 
keiten auf Entwicklungsprozesse und das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
befasst, geht es bei Bildung um das, was einzelne Subjekte in Auseinandersetzung mit 
ihrer sozialen Umwelt aus sich selbst machen (Spies und Stecklina 2015, S. 20 ff.). Der 
Bildungsbegriff stellt damit einen wichtigen Bezugspunkt für pädagogische Perspektiven 
der Sozialen Arbeit dar. 
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Im gegenwärtigen gesellschaftlichen Diskurs dominiert eine Perspektive auf Bildung, 
die diese vor allem als Erwerh von individuellen Kompetenzen und gesellschaftlich ver¬ 
wertbaren Qualifikationen betrachtet. In dieser Form gilt Bildung als gesellschaftlicher 
Produktivfaktor, als „Humankapital“ (Meueler 2009, S. 44 ff.), das die Konkurrenzfä¬ 
higkeit von Gesellschaften im globalen Wettbewerb um wirtschaftliche Entwicklung und 
allgemeines Wohlergehen gewährleisten soll. Damit verbunden ist die Formulierung ge¬ 
sellschaftlicher Bildungserwartungen, die die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft sichern 
sollen. Ihren Niederschlag findet sie z. B. in der Etablierung von „Bildungsstandards“ 
oder Bildungs- und Fernzielen für die Schule. Durch die Formulierung von europäischen 
und nationalen Qualihkationsrahmen (vgl. BMBF 2017) wurde diese Bildungsperspektive 
auch auf außerschulische Bereiche wie die Erwachsenenbildung oder die Soziale Arbeit 
erweitert. 

In der neueren Entwicklung der Sozialen Arbeit erlangte Bildung seit Anfang der 
2000er-Jahre verstärkte Aufmerksamkeit (vgl. Bundesjugendkuratorium 2002). Aus¬ 
gangspunkt dafür war die Beschäftigung mit dem Bildungsauftrag früh- und elemen¬ 
tarpädagogischer Einrichtungen (Laewen und Andres 2002). In der Folge wurde die 
Bildungsbedeutung immer weiterer Bereiche der Sozialen Arbeit thematisiert, wie z.B. 
der Schulsozialarbeit, der Offenen Jugendarbeit und schließlich auch der Erziehungshil¬ 
fen. Die Betrachtung von Einrichtungen der Sozialen Arbeit als „Bildungsorte“ (BMFSFJ 
2005) ist Ausdruck einer Ausweitung gesellschaftlicher Bildungsansprüche. Diese In- 
dienstnahme der Sozialen Arbeit für die Steigerung des Humankapitals wird zum Teil 
kritisch hinterfragt. Winkler z. B. erkennt darin die Etablierung neuer Kontrollstrukturen, 
die Bildung in eine umfassende Zurichtung und Selbstabrichtung transformieren, die 
der Herstellung von „employability“, von Beschäftigungsfähigkeit, dient (Winkler 2006, 
S. 197 f.). Kritische Ansprüche der Sozialen Arbeit und ihr parteiliches Engagement für 
die Verbesserung der Lebensgestaltungsmöglichkeiten und Verwirklichungschancen der 
einzelnen Subjekte drohen damit verloren zu gehen. 

Die einführenden Bemerkungen machen deutlich, dass Bildung kein eindeutiger, son¬ 
dern ein umstrittener Begriff ist. Neben den Möglichkeiten, die er bietet, um Bildungs¬ 
prozesse in der Sozialen Arbeit zu beschreiben und zu verstehen, handelt es sich auch 
um einen historisch wandelbaren Kampfbegriff, der der Durchsetzung unterschiedlicher 
gesellschaftlicher Interessen dienen soll. Es gibt also nicht „die Bildung“, sondern das 
Bildungsverständnis hängt von der jeweiligen Position im sozialen Raum ab (vgl. Sting 
2016). Im Folgenden werden zunächst einige historische Perspektiven auf Bildung vorge¬ 
stellt, um daraus einen für die Soziale Arbeit relevanten Bildungsbegriff abzuleiten. Die 
Bedeutung dieses Bildungsverständnisses für Forschung und Praxis der Sozialen Arbeit 
wird anschließend anhand der Auseinandersetzung mit gegenwärtigen Zugängen der So¬ 
zialen Arbeit zu Bildung erläutert. 



27 Bildung 


401 


27.1 Historische Perspektiven auf Bildung 

Das heutige Bildungsverständnis entstand im Übergang von der ständischen zur moder¬ 
nen bürgerlichen Gesellschaft in der Zeit um 1800. Mit der Auflösung der Ständeordnung, 
die die soziale Position der Gesellschaftsmitglieder weitgehend vorbestimmte, wurde der 
Platz des Einzelnen in der Gesellschaft unsicher (Benner 2001, S. 293 f.). Um seinen Platz 
in der Welt einzunehmen bzw. sich in die Gesellschaft zu integrieren, musste eine neuarti¬ 
ge biografische Anstrengung unternommen werden, die als „Bildung“ bezeichnet wurde. 
Bildung umfasste einen allgemeinen Erwerb von Wissen, Kenntnissen und Fertigkeiten, 
der nicht für einen besonderen Beruf, sondern für eine potenzielle Vielfalt möglicher 
Tätigkeiten vorbereiten sollte. Ebenso umfasste Bildung einen allgemeinen Erwerb von 
sozialen Kompetenzen, Handlungs- und Kommunikationsfähigkeiten, der nicht für einen 
besonderen Stand, sondern für die generelle Teilhabe an den verschiedenen Lebensberei¬ 
chen der bürgerlichen Gesellschaft vorbereiten sollte. Bildung war also wesentlich All¬ 
gemeinbildung. Zugleich war nicht nur die Übernahme gesellschaftlicher Kompetenzen, 
Wissens- und Handlungsformen Ziel der Bildung, sondern ebenso die Herausbildung des 
Selbst bzw. der „persönlichen Eigentümlichkeit“ (Schleiermacher 1983, S. 68). 

► Bildung Der moderne Bildungsbegriff bewegt sich demnach von Beginn an in einem 
Spannungsfeld zwischen dem einzelnen sich bildenden Subjekt und gesellschaftlichen 
Bildungserwartungen. Tenorth beschreibt Bildung dementsprechend als vom Subjekt ini¬ 
tiierte „Subjekt-Welt-Relation“ (Tenorth 1997, S. 973 ff.), die eine „Gleichzeitigkeit von 
Vergesellschaftung und Individualisierung“ beinhaltet (Tenorth 2011, S. 358). 

Grundlegend für die Entwicklung des Bildungsdenkens war die Bildungskonzepti¬ 
on Wilhelm von Humboldts. Humboldt geht von einem ganzheitlichen Bildungsbegriff 
aus, nach dem das gesamte Alltagsleben bildungswirksam ist. Bildung stellt eine Be¬ 
gleiterscheinung aller unserer Tätigkeiten dar, indem sie die zersplitterten Aktivitäten und 
Fähigkeiten eines Menschen wie in einem „versammelnden Spiegel“ in dessen „innerer 
Bildung“ reflektiert. Alle Tätigkeiten eines Menschen stehen nicht nur für sich selbst, son¬ 
dern sie dienen darüber hinaus der „Erhöhung seiner Kräfte“ (von Humboldt 1980 [1794], 
S. 238). Bildung enthält in dieser Perspektive einen umfassenden Lebenswelt-Bezug. Sie 
ist mit den gesamten Einflüssen des sozialen Lebens auf das einzelne Subjekt verknüpft, 
was in heutiger Begrifflichkeit als „Sozialisation“ bezeichnet wird. 

Zugleich ist Bildung an die Selbstbildungsbestrebungen des einzelnen Subjekts gebun¬ 
den. Sie erzeugt damit eine Distanz zur umgebenden Welt und überschreitet eine bloße 
Sozialisationsperspektive. Der sich bildende Mensch macht sich nach Humboldt zu einem 
eigenen „Mittelpunkt“. Er macht die „Steigerung seiner Kräfte“ und die Selbstentfaltung 
zu einem wesentlichen Moment der Auseinandersetzung mit der umgebenden Welt (von 
Humboldt 1980 [1794], S. 235). Das Verhältnis zur Welt wird mittels Bildung reflexiv, 
indem das Subjekt in seinen Bildungsbemühungen jeweils deren Bedeutung für die Erhal¬ 
tung und Entfaltung des Selbst reflektiert. Gesellschaftliche Erwartungen und Ansprüche 
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an Nützlichkeit und Verwertbarkeit von Bildung werden von Humboldt zugunsten der 
Persönlichkeitsentwicklung und Emanzipation von gesellschaftlichen Abhängigkeiten zu¬ 
rückgewiesen: 

„Rein und in seiner Endabsicht betrachtet, ist sein Denken immer nur ein Versuch sei¬ 
nes Geistes, vor sich selbst verständlich, sein Handeln ein Versuch seines Willens in sich 
frei und unabhängig zu werden, seine ganze äussre Geschäftigkeit überhaupt aber nur ein 
Streben nicht in sich müssig zu bleiben. Bloss weil beides, sein Denken und sein Handeln 
nicht anders, als nur vermöge eines Dritten, nur vermöge des Vorstellens und des Bear¬ 
beitens von etwas möglich ist, dessen eigentlich unterscheidendes Merkmal es ist, Nicht- 
Mensch, d. i. Welt zu seyn, sucht er, soviel Welt, als möglich zu ergreifen, und so eng, als 
er nur kann mit sich zu verbinden“ (von Humboldt 1980 [1794], S. 235 f.) 

Bildung geht nach diesem Zitat vom Selbst aus, und sie dient in erster Linie dem 
Selbst und dessen Höherbildung im Sinne eines Humanitätsideals, das eine allseitige 
Selbstentfaltung anstrebt. Zugleich hat die Wechselwirkung mit der Welt letztlich die Un¬ 
abhängigkeit des Selbst zum Ziel. Humboldt bezieht damit eine Gegenposition zu einer 
auf gesellschaftliche Brauchbarkeit und Verwertbarkeit zielenden Bildungsdiskussion. Al¬ 
lerdings verkennt er die Aspekte der sozialen Kontextgebundenheit und des Strebens nach 
sozialer Inklusion mittels Bildung, die für die Bildungsperspektive in der Sozialen Arbeit 
eine zentrale Rolle spielen. Bis heute relevant sind der Alltags- und Lebensweltbezug, die 
ganzheitliche Betrachtungsweise und die Subjektbezogenheit von Bildung. 

Eine frühe sozialpädagogische Perspektive auf Bildung findet sich bei Johann Hein¬ 
rich Pestalozzi. Im Unterschied zu Humboldt geht Pestalozzi von der sozialen Kontext¬ 
gebundenheit von Bildungsprozessen aus. Bildung vollzieht sich für ihn in Relation zur 
unmittelbaren „gegebenen Lage“ eines Menschen (Natorp 1899, S. 105). Die äußeren 
Lebensumstände und Lebensverhältnisse beeinflussen die jeweiligen Bildungsmöglich¬ 
keiten, indem sie hemmend oder fördernd auf Bildungsprozesse einwirken. In seinen 
Bemühungen um Volksbildung und Armenerziehung knüpft Pestalozzi an die sozialen 
Verhältnisse der Armutsbevölkerung an. Dabei geht er davon aus, dass es nicht um das 
Herausheben einzelner Armer aus ihren Verhältnissen geht, sondern um die Bildung der 
Armen im Rahmen ihrer Verhältnisse durch Anregung ihrer Selbstbildungskräfte: 

„Die größtmöglichste Wirkung der Volksbildung könnte durch die vollendete Erzie¬ 
hung einer merklichen Anzahl Individuen aus den ärmsten Kindern im Lande erzielt 
werden, wenn diese Kinder durch ihre Erziehung nicht aus ihrem Kreis gehoben, sondern 
durch dieselbe vielmehr fester an denselben angeknüpft würden“ (Pestalozzi 1971, S. 7). 

Pestalozzi spricht unteren Bevölkerungsschichten prinzipiell dieselben Bildungsmög¬ 
lichkeiten zu wie höheren, doch können sie Bildung nur in Auseinandersetzung mit ih¬ 
ren äußeren Verhältnissen realisieren. Humboldts Ideal der Bildung zu Humanität und 
Selbstentfaltung wird damit sozial kontextualisiert. Darüber hinaus betrachtet Pestalozzi 
Bildungsprozesse nicht als bloße Selbstbildung, sondern als ein „Mitverstehen“, „Mit¬ 
gestalten“ und „Mitwollen“ von Anderen (Natorp 1899, S. 94). Selbstbildung vollzieht 
sich in sozialen Zusammenhängen, in „Gemeinschaft“. Dementsprechend ist ein Weg 
zur Förderung von Bildungsprozessen die Herstellung von bildungsförderlichen Formen 
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des Gemeinschaftslebens. Pestalozzi knüpft zu diesem Zweck an Vorstellungen eines 
geordneten Haus- und Familienlebens an, das er in seinen eigenen Erziehungsanstalten 
nachzuahmen versuchte: 

„Mein wesentlicher Gesichtspunkt gieng jetzt aller erst darauf, die Kinder durch die 
ersten Gefühle ihres Beysammenseyns, und bey der ersten Entwicklung ihrer Kräfte zu 
Geschwistern zu machen, das Haus in den einfachen Geist einer großen Haushaltung zu¬ 
sammen zu schmelzen, und auf der Basis eines solchen Verhältnisses und der aus ihm her¬ 
vorgehenden Stimmung das rechtliche und sittliche Gefühl allgemein zu beleben“ (Pesta¬ 
lozzi 1971, S. 18). 

Die Einsicht in die soziale Kontextgebundenheit von Bildungsprozessen führt Pesta¬ 
lozzi dazu, die Gestaltung bildungswirksamer sozialer Zusammenhänge als Grundlage 
der Bildungsarbeit zu betrachten. Er folgt dabei einem Ideal der Eamilien- und Haus¬ 
gemeinschaft, das allerdings auf einem patriarchalen Gesellschaftsbild beruht, nach dem 
der Vater über die Familie herrscht wie der Fürst über den Staat. Paul Natorp hat En¬ 
de des 19. Jahrhunderts Pestalozzis Bildungsverständnis aufgegriffen und seiner Theorie 
der Sozialpädagogik zugrunde gelegt. Sozialpädagogik hat nach Natorp „die sozialen 
Bedingungen der Bildung ... und die Bildungsbedingungen des sozialen Lebens“ zu 
berücksichtigen (Natorp 1968). Bildung ist damit immer soziale Bildung (Sting 2010). 
Bildungsprozesse sind einerseits unaufhebbar mit sozialen Verhältnissen und den Formen 
des Zusammenlebens verflochten; andererseits soll Bildung wiederum einen Beitrag zur 
Verbesserung des Zusammenlebens und der gesellschaftlichen Verhältnisse leisten. 

Auch in der Erziehungs- und Bildungstheorie John Deweys findet sich eine Beto¬ 
nung der sozialen Kontextgebundenheit und des Einflusses sozialer Beziehungen auf den 
Bildungsprozess. Dies führt dazu, dass er in seiner Perspektive auf Bildung nicht die Au¬ 
tonomie des Subjekts, sondern die Anerkennung der Bezogenheit auf Andere zum Ziel 
erhebt: 

„Indem man den Menschen selbständiger macht, macht man ihn zugleich selbstgenüg¬ 
samer, was zu Überhebung und Gleichgültigkeit gegen andere führen kann. Ein Individu¬ 
um wird dadurch oft so unempfindlich in seinen Beziehungen zu anderen, dass bei ihm 
die Illusion entsteht, es sei tatsächlich imstande, allein zu stehen und zu handeln - eine 
Krankheit, die keinen Namen hat, auf die jedoch ein großer Teil des unstillbaren Leidens 
der Welt zurückzuführen ist“ (Dewey 2011, S. 68). 

Neben der Betonung der Bedeutung, die das Soziale für Bildungsprozesse hat, muss 
nach Dewey jedoch auch die Form des Zusammenlebens und die Gesellschaft, zu deren 
Gestaltung Bildung beitragen soll, näher bezeichnet werden. Er folgt dabei dem Ideal 
einer demokratischen Gesellschaft, die auf die Partizipation aller Gesellschaftsmitglieder 
und die Beförderung sozialer Gerechtigkeit zielt: 

„Die Demokratie ist mehr als eine Regierungsform; sie ist in erster Linie eine Eorm des 
Zusammenlebens, der gemeinsamen und miteinander geteilten Erfahrung. Die Vermeh¬ 
rung der Individuen, die an einer bestimmten Angelegenheit so interessiert sind, daß jeder 
sein Handeln zu dem der anderen in Beziehung zu setzen und umgekehrt das Handeln der 
anderen für sein Tun in Rechnung zu stellen hat, und die Vergrößerung des Raumes, über 
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den sie verteilt sind, bedeutet den Niederbruch jener Schranken zwischen Klassen, Rassen 
und nationalen Gebieten, die es den Menschen unmöglich machten, die volle Tragweite 
ihrer Handlungen zu erkennen“ (Dewey 2011, S. 121). 

Dewey entwickelt eine sozialpädagogische Bildungsperspektive, die im Hinblick auf 
das sich bildende Subjekt von den sozialen Verflechtungen des Bildungsprozesses aus¬ 
geht und weniger auf Autonomie als auf der Anerkennung der Abhängigkeit von Anderen 
beruht. Darüber hinaus konkretisiert er die mittels Bildung herzustellende Form des Zu¬ 
sammenlebens, indem er die demokratische Gestaltung der Gesellschaft zu einem zentra¬ 
len Bildungsziel erhebt. 


27.2 Zum Bildungsbegriff 

Die Darstellung einiger historischer Positionen des Bildungsdenkens macht deutlich, dass 
Bildung wesentlich mit den sozialen Aspekten des subjektiven Lebens verbunden ist. In 
dieser Hinsicht wird Bildung zu einem bedeutsamen Begriff für die Soziale Arbeit. Die 
grundlegende Sozialität von Bildung wird durch neuere Forschungen der evolutionären 
Anthropologie und der Entwicklungspsychologie bestätigt. Tomasello entdeckt schon bei 
Kleinkindern prosoziale Verhaltensweisen und eine ursprüngliche, nicht erst erworbene 
Hilfs- und Kooperationsbereitschaft (Tomasello 2010, S. 19 f.). Sie richten ihr Handeln 
schon vor spezifischen Sozialisationsprozessen an den Erwartungen anderer aus und voll¬ 
ziehen soziale Interaktionen. 

In ähnlicher Weise gehen Gebauer und Wulf von einer „primordialen Sozialität“ des 
Menschen aus, von einem „Gesellschaftlichen“ vor der strukturierten Gesellschaft (Gebau¬ 
er und Wulf 1998, S. 273). Die primordiale Sozialität ergibt sich für sie aus der Tatsache, 
dass soziale Handlungsfähigkeit mit Hilfe „mimetischer Prozesse“ erworben wird. Mi- 
mesis bezeichnet den Prozess, bei dem wahrgenommene Handlungen von Anderen durch 
eigene Handlungen nachvollzogen werden. Mimetische Prozesse sind freien Entschei¬ 
dungen und autonomer Subjektivität vorgelagert, indem sie unser Handeln „an Modellen, 
Vorbildern, Vorstellungen“ orientieren, die nahelegen, „was in einer konkreten Situation 
angemessen ist“ (Wulf 2001, S. 254). Mimesis führt zu einer Orientierung unseres Han¬ 
delns an Anderen, an den vorgängigen Handlungen eines gegebenen Kontextes. Auf diese 
Weise errichtet sie eine umfassende soziale Basis für weiterführende Bildungsprozesse. 

► Bildungsbegriff in der Sozialen Arbeit Zusammenfassend kann ein für die Soziale 
Arbeit relevanter Bildungsbergriff folgendermaßen umschrieben werden: Bildung ist ein 
vom sich bildenden Subjekt aktiv betriebener Prozess der Herstellung einer Subjekt-Welt- 
bzw. Subjekt-Gesellschaft-Relation. Er realisiert sich durch eine reflexive Auseinander¬ 
setzung mit der umgebenden Welt und Gesellschaft, die nicht allgemein und abstrakt, 
sondern nur im Rahmen je konkreter Lebenssituationen und Lebenslagen möglich ist. 
Und er zielt nicht nur auf die Selbstentfaltung des Subjekts, sondern ebenso auf dessen 
soziale Inklusion und die Gestaltung der Eormen des Zusammenlebens. 
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27.3 Zugänge zu Bildung in der Sozialen Arbeit 

Das skizzierte Bildungsverständnis macht deutlich, dass sich zahlreiche Anschlussmög¬ 
lichkeiten für die Soziale Arbeit zur Förderung von Bildungsprozessen bieten. In den 
letzten Jahren hat es verschiedene Versuche gegeben, der Sozialen Arbeit Zugänge zum 
Bildungsgeschehen zu eröffnen, die in unterschiedlicher Form auf einen sozial ausgerich¬ 
teten Bildungsbegriff Bezug nehmen. 


27.3.1 Soziale Arbeit als kompensatorische Bildungsarbeit 

Ein erster Zugang beruht auf der Unterscheidung zwischen formaler, non-formaler und 
informeller Bildung (vgl. Bundesjugendkuratorium 2002, S. 4): 

► Formale, non-formale und informelle Bildung Formale Bildung bezeichnet dabei cur- 
ricular organisierte Lernformen, die einem hierarchisch strukturierten Aufbau von Bil¬ 
dungsgängen und Abschlüssen folgen und verpflichtenden Charakter haben. Diese Form 
von Bildung wird vor allem der Schule zugeschrieben. 

Non-formale Bildung bezeichnet ebenfalls organisierte Formen von Bildung, die sich 
aber durch Freiwilligkeit und einen Angebotscharakter auszeichnen und Spielräume für 
selbsttätige Bildungsprozesse eröffnen. Es handelt sich um weniger strukturierte, offene 
Bildungsangebote, wie sie sich z. B. in der Projektarbeit in Kindertagesstätten oder der 
Offenen Jugendarbeit finden. 

Bei der informellen Bildung handelt es sich um nicht organisierte, lebensweltliche Bil¬ 
dungsformen, die einem Lernen aus Erfahrung in Alltagsvollzügen entspringen. Informel¬ 
le Bildung erzeugt ungeplant und nicht intendiert eine „lebensweltliche Grundbildung“ 
(Büchner und Wahl 2005), die dem gesamten Alltagsleben entspringt und sich dement¬ 
sprechend auch in den Angeboten und Institutionen der Sozialen Arbeit auffinden lässt. 
Rauschenbach hat die informelle Bildung auch mit dem synonymen Begriff der „Alltags¬ 
bildung“ bezeichnet (Rauschenbach 2007). 

Soziale Arbeit hat in den letzten Jahren vor allem ihren Beitrag zur informellen Bil¬ 
dung oder Alltagsbildung betont. Sie sieht sich damit „in Opposition“ zur „Sonderwelt 
Schule“ (Rauschenbach 2015, S. 130). Zugleich stellt sie jedoch in dieser Perspektive 
die Bildungserwartungen der Schule nicht in Frage, sondern erkennt für sich einen kom¬ 
pensatorischen Bildungsauftrag. Nach Rauschenbach soll Soziale Arbeit bei Defiziten in 
der informellen bzw. Alltagsbildung einspringen und dort Ausgleiche anbieten, wo das 
Herkunftsmilieu als Anregungsrahmen für Bildungsprozesse ausfällt. Sie soll mittels Bil¬ 
dungsarbeit einen „Mangel“ an Alltagsbildung beheben (Rauschenbach 2015, S. 131). 
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Gegen diesen Zugang wird kritisch eingewandt, dass der Bildungsbegriff, die mit Bil¬ 
dung verbundenen Zielstellungen und deren Verhältnis zu gesellschaftlich bzw. schulisch 
geforderten Bildungsansprüchen unreflektiert bleiben (vgl. Walther 2014a, S. 119 f.). Die 
Soziale Arbeit läuft damit Gefahr, sich an der umfassenden Herstellung von Humankapital 
zu beteiligen, ohne die damit verbundene Verwertungslogik von Bildung, die Unterschied¬ 
lichkeit von Bildungsvoraussetzungen und die Differenz lebenslagenbezogener Bildungs¬ 
strategien zu hinterfragen (vgl. Grundmann et al. 2010, S. 49; Bittlingmayer 2006, S. 44). 
Zugleich kann die Soziale Arbeit keine besondere Zuständigkeit für informelle Bildung 
beanspruchen, da diese schlichtweg überall stattfindet. Biografische Analysen bringen 
zum Vorschein, dass vor allem die Familie ein zentraler informeller Bildungsort ist (vgl. 
Lange und Xyländer 2011). Ebenso sind Erfahrungen im Ereundeskreis, auf der Arbeit und 
nicht zuletzt im sozialen Alltag der Schule bildungsrelevant. In der biografischen Analyse 
von Lebensgeschichten lassen sich dementsprechend unterschiedliche bildungsförderliche 
soziale Orte aufspüren (Sting 2016, S. 135), unter denen den Orten der Sozialen Arbeit 
nicht per se eine herausgehobene Bedeutung zukommt. Dennoch lassen sich im Hinblick 
auf informelle Bildungsprozesse vielfältige Bildungsleistungen der Sozialen Arbeit iden¬ 
tifizieren (vgl. z. B. Müller et al. 2005; Zeller 2012). 


27.3.2 Kritische Bildungstheorie und Subjektbildung 

Ein zweiter Zugang der Sozialen Arbeit zu Bildung wird aus der kritischen Bildungstheo¬ 
rie abgeleitet, die vom Primat der Selbstbildung ausgeht und die „subjektive Perspektive“ 
auf Bildungsprozesse in den Vordergrund rückt (Deinet und Reutlinger 2014, S. 21). Die 
Ausrichtung auf die Selbstbildungsmöglichkeiten des Subjekts wird mit einer Kritik an 
gesellschaftlich vorgegebenen Bildungserwartungen verbunden. Zum Ziel von Bildung 
wird das mündige und emanzipierte Subjekt erklärt, das sich durch „eine entwickelte 
Reflexionsfähigkeit sowie eine differenzierte politische und moralische Urteilsfähigkeit“ 
(Scherr 2008, S. 139) auszeichnet und das gesellschaftliche Handlungsfähigkeit mit dem 
Anspruch auf Autonomie und Individualität verbindet. 

Konkretisiert und empirisch fruchtbar gemacht wird die Position der kritischen Bil¬ 
dungstheorie durch Bezugnahme auf das Aneignungskonzept der kritischen Psychologie: 

► Selbstbildung gründet demnach in einem sozialräumlichen Aneignungsprozess', in der 
aktiven „Auseinandersetzung mit der räumlichen und sozialen Umwelt“, in deren Verlauf 
das Subjekt die sozialräumliche Umwelt nicht nur erschließt und begreift, sondern auch 
verändert, umfunktioniert und umwandelt - also sich „zu eigen macht und sich gleichzei¬ 
tig gestaltend in ihr wiederfindet“ (Deinet und Reutlinger 2014, S. 11). 

Eine Bildungsperspektive, die von sozialräumlichen Aneignungsprozessen ausgeht, 
kann die unterschiedlichen sozialen Voraussetzungen von Bildung berücksichtigen. Die 
Bedingungen des sozialräumlichen Umfelds wirken auf den subjektiven Aneignungspro- 



27 Bildung 


407 


zess ein, was zur Einschränkung oder Förderung von Bildungsmöglichkeiten führt. Dar¬ 
über hinaus betont Walther, dass es eines Anreizes, einer Motivation bedarf, um aus 
Aneignungshandeln Bildungsprozesse zu machen. Ein Anreiz ergibt sich aus der Ab¬ 
hängigkeit „von der Anerkennung durch Andere“ (Walther 2014b, S. 103). Bildung ist 
demnach an die Einbindung in soziale Interaktionen und Beziehungen gebunden. Sie wird 
in der kritischen Bildungstheorie in doppelter Weise als sozial konstituierter Vorgang ge¬ 
dacht: Neben den unterschiedlichen sozialen, materiellen und kulturellen Voraussetzungen 
des sozialen Raums, also der ungleichen Verteilung von Macht und Ressourcen, wird die 
ungleiche Verteilung von „Anerkennung und Missachtung“ zu einem entscheidenden Ele¬ 
ment von Bildungsprozessen. Besonders relevant ist hierbei, welche Handlungsweisen, 
Wissensformen und Kompetenzen in einer Gesellschaft als legitime Bildung anerkannt 
werden und welche abgewertet werden. So stellt sich z. B. im Zuge von Migrations¬ 
prozessen heraus, dass zahlreiche sinnvolle Kompetenzen von Migrant_innen (wie z. B. 
entsprechende Fremdsprachenkenntnisse) in der Zielgesellschaft nicht ausreichend wahr¬ 
genommen und missachtet werden. 

Ziel von Bildung bleibt in der kritischen Bildungstheorie das autonome, sich selbst bil¬ 
dende Subjekt, das die „Überwindung von Ungleichheit und Entfremdung“ anstrebt und 
auf „eine Form gesellschaftlicher Teilhabe im Sinne von Autonomie und Selbstbestim¬ 
mung, Emanzipation und Mündigkeit“ zielt (Walther 2014b, S. 105). Die fundamentale 
Sozialität des Subjekts, die Verschränkung seiner BildungsStrategien mit seiner Lebensla¬ 
ge und der jeweiligen Lebenssituation, findet bei der Zielbestimmung von Bildung keine 
ausreichende Berücksichtigung - ebenso wenig die mit Bildung verbundenen Zielstellun¬ 
gen der sozialen Inklusion und der Gestaltung des sozialen Zusammenlebens. 


27.3.3 Theorie transformatorischer Bildungsprozesse 

Ein dritter Bildungszugang der Sozialen Arbeit nimmt Bezug auf die Theorie transfor¬ 
matorischer Bildungsprozesse. Bildung wird dabei nicht als bloßer Kompetenz- oder Wis¬ 
senserwerb, sondern als „grundlegende Veränderung der ganzen Person“ begriffen (Koller 
2012, S. 20). Im Unterschied zur kritischen Bildungstheorie wird nicht von einer Auto¬ 
nomieposition des Subjekts außerhalb gesellschaftlicher Verhältnisse ausgegangen; statt- 
dessen ist das Soziale konstitutiv für die Hervorbringung des Subjekts. Die Möglichkeit 
von Bildung entspringt dem transformatorischen Potenzial, das in der Wiederholung des 
Selbstvollzugs liegt. Koller bringt die Theorie transformatorischer Bildungsprozesse da¬ 
her auf die Formel „Anders werden“ (Koller 2012, S. 19). 

► Die Theorie transformatorischer Bildungsprozesse verortet Bildung in der gesamten 
Lebensgeschichte der Person. Die Erfassung von Bildungsprozessen als „Wandlungen“, 
„Modalisierungen“ oder „Veränderungen“ grundlegender Figuren des Welt- und Selbst¬ 
verhältnisses (Marotzki 1995, S. 115 ff.; Kokemohr 2014, S. 22) wurde zur Leithgur der 
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qualitativen, biografisch orientierten Bildungsforschung, die mittlerweile auch Eingang in 
die Bildungsforschung der Sozialen Arbeit findet (z. B. Zeller 2012; Walther 2014a). 

Offen bleibt die Frage, welche Veränderungen bzw. Transformationen als bildungs¬ 
relevant zu betrachten sind. In der Forschungspraxis zeichnet sich eine Tendenz ab, auf 
„kognitive Figuren“ oder „Deutungsmuster“ zu fokussieren, die den tradierten Leitbildern 
der „kritischen Reflektiertheit“ und der „Selbstbestimmung“ entsprechen (Fuchs 2014, 
S. 133 ff.). In anderen Analysen werden eher kleine „Bedeutungsverschiebungen“ und 
Akzentverlagerungen im Verhältnis des Subjekts zu seinem Umfeld in den Blick genom¬ 
men (vgl. Koller 2014, S. 234 f.). Müller wendet sich kritisch gegen die Trennung einer 
auf Autonomie und Selbstentfaltung zielenden Bildung und Sozialisation. Er zeigt an ei¬ 
nem empirischen Beispiel, dass Bildung nicht nur auf Selbstentfaltung, sondern auch auf 
„Vergemeinschaftungspraktiken“, auf die Hervorbringung sozialer Zugehörigkeit und An¬ 
erkennung zielt (Müller 2014, S. 98). Die Theorie transformatorischer Bildungsprozesse 
eröffnet damit - je nach Perspektive - die Möglichkeit, nicht nur soziale Voraussetzungen 
von Bildungsprozessen und deren Abhängigkeit von Anerkennungsprozessen zu reflektie¬ 
ren, sondern auch die soziale Zielstellung von Bildung als Streben nach sozialer Inklusion 
und Gestaltung des sozialen Zusammenlebens zu thematisieren. 


27.4 „Soziale Bildung" als Bildungsperspektive der Sozialen Arbeit 

Bildung weist eine unaufhebbare soziale Kontextualität auf, die im Zentrum einer Bil¬ 
dungskonzeption der Sozialen Arbeit steht. 

► Soziale Bildung Bildung ist immer soziale Bildung. Sie ist von soziokulturellen Vor¬ 
aussetzungen und Rahmenbedingungen abhängig; sie wird von sozialen Strukturen der 
Verteilung von Macht, Reichtum und Ressourcen beeinflusst und sie ist an konkrete le¬ 
bensweltliche Situationen und Lebenslagen gebunden. Zugleich verfolgt sie neben der 
Orientierung an Selbstbildung, Persönlichkeitsentwicklung und individuellem Kompeten¬ 
zerwerb ganz wesentlich soziale Zielstellungen, die auf soziale Inklusion, Zugehörigkeit 
und Anerkennung ausgerichtet sind. 

Eine so verstandene Bildung ist nicht scharf von Sozialisationsprozessen zu trennen, 
geht aber nicht in bloßer Sozialisation auf: Sie enthält eine reflexive Komponente, die 
eine produktive Auseinandersetzung mit sozialen Kontexten und eine bildungswirksame 
Selbstgestaltung von Individuum-Gesellschaft-Relationen bzw. Subjekt-Welt-Verhältnis¬ 
sen ermöglicht. 

Offen bleibt, wie sich die Beschäftigung mit Bildungsprozessen in der Sozialen Arbeit 
zu den gesellschaftlich und schulisch vorgegebenen Bildungserwartungen verhält. Schu¬ 
lischer Bildungserfolg und die erfolgreiche Positionierung am Ausbildungs- und Arbeits¬ 
markt sind wichtige Aspekte sozialer Inklusion - insbesondere für sozial benachteiligte 
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Personen und ungeachtet einer kritischen Perspektive auf Erwartungen an „employabili- 
ty“. Der hohe Stellenwert formaler Bildungsprozesse für die Subjekthildung zeigt sich in 
allen biografischen Analysen von Selbstbildungsprozessen (vgl. z. B. Koller und Wulftan¬ 
ge 2014; Köngeter et al. 2016). Soziale Arbeit kann diesen hohen Stellenwert formaler 
Bildung in ihrer eigenen Bildungsarbeit nicht ignorieren, aber sie kann kritisch aufzei¬ 
gen, wie Lebenssituationen und Lebenslagen Bildungsmöglichkeiten beeinflussen und 
wie formaler Bildungserfolg oder -misserfolg mit den Lebensgestaltungsmöglichkeiten 
der Subjekte verschränkt ist. 

Fragen zur Reflexion 

• Wie unterscheidet sich Bildung von Erziehung und von Sozialisation? 

• Welche sozialen Aspekte von Bildung sind für eine Bildungskonzeption der Sozialen 
Arbeit relevant? 

• Welche Bildungsaufgaben lassen sich für die Soziale Arbeit ableiten? 
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Vicki Täubig 


Zusammenfassung 

Informelle Bildung umschreibt die Tätigkeiten und Erfahrungen von Menschen als 
Bildung. Hierbei erlangt der Alltag eine ebenso hohe Bedeutung für Bildung wie die 
Schule und Einrichtungen der Sozialen Arbeit. Für das Feld der Kinder- und Jugend¬ 
hilfe wird die Diskussion um informelle Bildung verstärkt aufgegriffen. 

In diesem Beitrag wird die Herkunft des Begriffs erläutert und ein genaueres Ver¬ 
ständnis von informeller Bildung vermittelt. Es wird ein Einblick in die breite For¬ 
schung zum Thema gegeben. Der Zusammenhang von informeller Bildung und sozialer 
Ungleichheit wird ebenso betrachtet wie der Einfluss der Debatte um informelle Bil¬ 
dung auf die Soziale Arbeit. 


28.1 Begriffsgeschichte 

Eine kurze historische Rückschau (Overwien 2007) soll die Herkunft des Begriffs „in¬ 
formelle Bildung“ verdeutlichen. Als dessen Urheber gilt John Dewey. Er zählt zu den 
Klassikern der nordamerikanischen und internationalen Pädagogik Anfang des 20. Jahr¬ 
hunderts. Dewey hält Erfahrungen, die Menschen machen, als grundlegend für alle Bil¬ 
dung und Erziehung. Dies nimmt er für verschiedene Formen der Bildung und Erziehung 
an und bezeichnet die entsprechenden Erfahrungen als „informal education“. Diese ist im 
Verständnis Deweys Voraussetzung für eine „formal education“, der es erst bedürfe, wenn 
das Leben in der Gesellschaft eine gewisse Komplexität erreicht hat. 
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In den 1950er-Jahren gewinnt der Begriff „informal education“ in der US-amerikani¬ 
schen Erwachsenenbildung (Knowles 1950) Bedeutung, bevor er ab den 1970er-Jahren 
in den internationalen, politischen und damit öffentlichen Gebrauch eingeht. Von der 
UNESCO eingesetzte Kommissionen entwerfen in ihren Berichten „Learning to he. The 
World of education today and tomorrow“ (Eaure et al. 1972) und „Learning: the treasure 
within“ (Delors et al. 1996) Vorstellungen zukünftiger Bildung. Auch die OECD (1996) 
beteiligt sich an diesem internationalen Diskurs mit dem Bericht „Lifelong Learning for 
all“. Gemeinsam ist den Berichten die Betonung des Erfahrungslernens von Menschen in 
verschiedenen Lebensphasen und Lebensbereichen, die mit der Eorderung verknüpft wird, 
diese informellen Bildungsgelegenheiten stärker mit organisierter Bildung zu verbinden. 
Ziele jener Entwicklung sind die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft zu erhöhen und eine 
höhere Bildungsgerechtigkeit. 

Bevor der Begriff „informelle Bildung“ endlich auch in der Erziehungswissenschaft 
und der Sozialen Arbeit der BRD aufgegriffen wird, führt sein Weg über Afrika und 
Lateinamerika zurück nach Nordamerika. Denn der UNESCO-Bericht von 1972 stieß 
zunächst Eorschungen zur Verbesserung der Bildungssituation in sogenannten Entwick¬ 
lungsländern an und gelangte darüber in die US-amerikanische Debatte zurück. Die Erzie¬ 
hungswissenschaft in Deutschland hat sich lange Zeit nicht an den theoretischen Debatten 
um informelles Lernen beteiligt sowie gar nicht erst diesen Begriff verwendet, sondern 
Phänomene informeller Bildung mit anderen Begriffen, wie Sozialisation oder Aneig¬ 
nung, gefasst. Erst gegen Ende des 20. Jahrhunderts hält der Begriff Einzug - ganz analog 
zur Begriffsgeschichte in den USA - in die Erwachsenen- und Berufsbildung sowie in je¬ 
ne Teile der Erziehungswissenschaft, die sich entwicklungspolitisch ausrichteten. In den 
Eolgejahren des „PISA-Schocks“ wird die Stärkung informeller Bildung in Deutschland 
als Maßnahme zur Verbesserung der Schulleistungen der Schüler_innen und gegen eine 
Bildungsbenachteiligung aufgrund der sozialen Herkunft propagiert. Seitdem beschäfti¬ 
gen sich auch die schul- und sozialpädagogischen Zweige der Erziehungswissenschaft 
mit informeller Bildung. 


28.2 Begriffsverständnis 

Die Begriffsgeschichte gibt einen ersten Eindruck der diversen Möglichkeiten, „informel¬ 
le Bildung“ zu verstehen und zu verwenden. In den Diskursen um informelle Bildung oder 
informelles Lernen werden „Bildung“ und „Lernen“ nicht voneinander unterschieden, 
sondern synonym genutzt. Ansätze, diese Ungenauigkeit zu kritisieren, laufen (auch) ins 
Leere, da zum einen beide Begriffe durch ihre Unbestimmtheit gekennzeichnet sind. Zum 
anderen ist eine treffsichere Übersetzung von „education“ und „learning“ ins Deutsche 
nicht möglich, da es zwar Bedeutungsüberschneidungen mit „Bildung“ und „Lernen“, 
aber auch wesentliche Bedeutungsdifferenzen gibt. Im Beitrag wird überwiegend „infor¬ 
melle Bildung“ verwendet. 
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Informelle Bildung wird in Abgrenzung zu anderen Formen der Bildung erklärt. For¬ 
male und non-formale Bildung werden in Definitionen häufig neben die informelle Bil¬ 
dung gestellt, wie z. B. in den Bildungsberichten für Deutschland (Autorengruppe Bil¬ 
dungsberichterstattung 2016; Sting in diesem Band). Mit dem Zwölften Kinder- und Ju¬ 
gendbericht (BMFSFJ 2005) wurde eine Differenzierung von informellen Bildungspro¬ 
zessen und formellen Bildungsprozessen sowie von formalen und non-formalen Bildungs- 
settings vorgenommen. Dieses Begriffsverständnis wird im Folgenden ausgeführt. 

Der Bericht nimmt für sich in Anspruch, ein zeitgemäßes Konzept von Bildung zu ent¬ 
wickeln. In diesem Konzept wird als Ziel von Bildung die Aneignung von Welt zur „Be¬ 
fähigung zu einer eigenständigen und eigenverantwortlichen Lebensführung“ (BMFSFJ 
2005, S. 84) formuliert. Genauer geht es um die Aneignung der kulturellen, der materiell¬ 
dinglichen, der sozialen und der subjektiven Weltbezüge. Bildung wird damit verstanden 
als eine aktive Auseinandersetzung mit den eigenen, lebenslagenspezifischen Weltbezü¬ 
gen (BMFSFJ 2005, S. 84 f.) und ist ein „anhaltender und kumulativer Prozess des Er¬ 
werbs der Fähigkeit zur Selbstregulierung“ (BMFSFJ 2005, S. 85). In diesem Konzept 
von Bildung haben informelle Bildungsprozesse ihren festen Platz. 

Für die genauere Beschreibung von Bildung werden die Dimension des Bildungs- 
settings und die Dimension des Bildungsprozesses eingeführt (s. Abb. 28.1). In der Di¬ 
mension des Bildungssettings ist die Frage leitend, wo Bildung stattfindet. Als Antwort 
werden einige Settings der Bildung von Kindern und Jugendlichen benannt und erläutert 
(BMFSFJ 2005, S. 91 ff.): 

• „Mit der Familie fängt alles an, auch die Bildung“ (BMFSFJ 2005, S. 93). Kinder wer¬ 
den in die Bildungswelt einer Familie hineingeboren und können dort Haltung, Welt¬ 
verständnis, Sprache, Wissen, Wertepräferenzen, Deutungs-, Handlungs- und Kommu¬ 
nikationsmuster beobachten, nachahmen, trainieren oder lernen. 

• Die Schule wird als wichtigster Bildungsort, der aufgrund der Schulpflicht in Deutsch¬ 
land besucht werden muss, benannt. Es wird betont, dass die Schule auf andere Bil¬ 
dungssettings angewiesen ist. 

• Die Kinder- und Jugendhilfe mit all ihren Angeboten und Leistungen kann (mit we¬ 
nigen Ausnahmen) als Bildungsort freiwillig genutzt werden. Wie die Schule hat die 
Kinder- und Jugendhilfe einen gesetzlichen Bildungsauftrag. 

• Der Lernwelt der Gleichaltrigengruppe wird attestiert, dass Kinder und Jugendliche 
hier soziale Kompetenzen erwerben, indem sie unter „Gleichen“ bspw. lernen, Kon¬ 
takte aufzubauen oder sich zu behaupten. Dadurch, dass diese altersmäßig „Gleichen“ 
jedoch recht verschieden hinsichtlich ihres Geschlechts, ihrer Herkunft, ihrer Einstel¬ 
lungen oder Interessen sind, entwickeln Heranwachsende ihre eigene Persönlichkeit. 

• Die Medien sind immer und überall verfügbar und werden deshalb als räumlich und 
zeitlich unbegrenzte Lernwelt eingeführt, die z. B. Geschmacksbildung eröffnet. Mit¬ 
hilfe von Medien kommunizieren Kinder und Jugendliche mit Gleichaltrigen oder Er¬ 
wachsenen und damit auch über die Bildungssettings hinweg. 
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1) ... haben einen 
rechtlich verankerten 
Bildungsauftrag. 

2) ... wurden vorrangig 
n/cbt für Bildungs¬ 
zwecke eingerichtet. 

3) ... werden nach 
vorgegebenen Regeln 
geplant. 

4) ... meinen das 
unbeabsichtigte 
Lernen im Alltag. 


Abb. 28.1 Bildungssettings und -prozesse. (BMFSFJ 2005, S. 94 ff.; eig. Darstellung) 


Diese Bildungssettings - beschrieben als Bildungsorte, Bildungswelt oder Lernwelt 
- sind keineswegs eine erschöpfende Auflistung der Räume, in denen Bildung stattfin¬ 
det bzw. gelernt wird. Bildungssettings werden unterschieden nach formalen oder non¬ 
formalen Settings (s. Abb. 28.1). Formale Settings verfolgen das Ziel der Bildung ihrer 
Nutzer_innen und beschäftigen sich ausdrücklich mit Bildungsfragen. Der Bildungser¬ 
folg dieser Settings wird überprüft und teilweise wird der Bildungserfolg des Einzelnen in 
einem solchen Setting zertifiziert. Dem werden die beiden Bildungsorte Schule sowie Kin¬ 
der- und Jugendhilfe zugeordnet. Non-formale Settings sind in die Lebenswelt von Kindern 
und Jugendlichen eingebunden und verfolgen vordergründig andere Zwecke als die Ver¬ 
mittlung von Bildung. Familie, Gleichaltrigengruppe und Medien fallen in diese Kategorie. 

Die Dimension des Bildungsprozesses wird über die Frage erschlossen, wie die Ak¬ 
tivität „Bildung“ erfolgt bzw. wie gelernt wird. Es werden formelle und informelle Bil¬ 
dungsprozesse gegenübergestellt (s. Abb. 28.1). Formelle Bildungsprozesse werden nach 
vergebenen Regeln und vorgefertigten Plänen mit dem Ziel arrangiert, bestimmte Inhalte 
zu lernen. Paradebeispiel dafür ist das Lernen im schulischen Unterricht, das einem Lehr¬ 
plan folgt. Informelle Bildungsprozesse sind hingegen ungeplant und unbeabsichtigt. Sie 
meinen Bildung durch den Vollzug des Alltagslebens. 

Abb. 28.2 zeigt exemplarische Zuordnungen von Bildungssituationen anhand der Di¬ 
mensionen des Bildungssettings und des Bildungsprozesses. Die unterschiedliche Position 
der Beispiele innerhalb der einzelnen Felder soll verdeutlichen, dass formal vs. non-for¬ 
mal und formell vs. informell als Pole zu denken und konkrete Bildungssituationen mehr 
oder weniger nah an diesen Polen zu verorten sind. Nicht immer kann diese Setzung klar 
entschieden werden, vielmehr regt der Versuch einer Zuordnung dazu an, über Bildung 
in unterschiedlichen Situationen jeweils neu zu reflektieren. Durch die analytische Tren¬ 
nung von Bildungssettings und Bildungsprozessen können diese zueinander ins Verhältnis 
gesetzt werden. Es liegt nahe, dass formale Bildungssettings formelle Bildungsprozesse 
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Formelle 
Prozesse (3) 


Formale 
Settings (1) 


Chemieunterricht 


Zahlenland 
in der KiTa 


Tanzkurs im 
Jugendhaus 


Wo wird 


Spielen in 
der KiTa 


Flirten auf dem 
Schulhof 


Segelunterricht 
am Wochenende 


Hausaufgaben 
mit Eltern 


gelernt? 


Familienfrühstück 


Allabendlicher 
Jugendtreff an 
der Bushaltestelle 


Non-formale 
Settings (2) 


Informelle 
Prozesse (4) 


Abb. 28.2 Beispielhafte Bildungssituationen in den Dimensionen Bildungssetting und -prozess 


enthalten und von zumeist professionellen Pädagog_innen oder Sozialarbeiter_innen ge¬ 
zielt eingesetzt werden, um ihren Bildungsauftrag erfüllen zu können. Dabei vollzieht 
sich der eigentliche Bildungsprozess „in“ den Adressat_innen, wodurch der geplante Bil¬ 
dungsprozess verändert wird. Weiter ist es naheliegend, in non-formalen Bildungssettings 
informelle Bildungsprozesse zu vermuten, wenn bspw. im Alltag einer Familie die Fä¬ 
higkeit erlernt wird, deren Werte und Gewohnheiten zu leben. Formelle Bildungsprozesse 
finden auch in non-formalen Settings statt. Dies ist dann der Fall, wenn etwa in Formen 
privaten Unterrichts didaktische Verfahren genutzt werden oder wenn Hausaufgaben (for¬ 
meller, da geplanter Prozess) in der Familie erledigt werden. Informelle Bildungsprozesse 
in formalen Settings umfassen die Alltagsgestaltung und -erfahrungen seitens der Adres- 
sat_innen der Bildung in den Settings. Das Verhältnis der Bildungsdimensionen Setting 
und Prozess ist demnach als Überlagerung zu bezeichnen. Zugleich überlagern sich in 
einem Setting - bereits nur auf eine Person bezogen - verschiedene Bildungsprozesse. 

► Informelle Bildung fasst all das, was Menschen beiläufig lernen und im Ergebnis 
können, wissen, fühlen und denken. Diese Bildung durch Erfahrung wird vom Bildungs¬ 
subjekt nicht unbedingt als Bildung wahrgenommen und erfolgt, ohne dass das Subjekt 
selbst oder jemand anderes dieses Lernen beabsichtigt hätte. Informelle Bildung erfolgt 
immer und überall. Aufgrund der Unterscheidung von Bildungsprozessen und -settings 
finden informelle Bildungsprozesse sowohl in formalen wie in non-formalen Bildungsset¬ 
tings statt. 
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Im Gegensatz zu dem eben vorgestellten analytischen Modell werden die Kinder- und 
Jugendhilfe sowie einzelne ihrer Angebote häufig als non-formaler Bildungs- und Lernort 
bzw. als non-formale und teilweise informelle Bildung verstanden. Es handelt sich da¬ 
bei um alternative Begriffsverwendungen. Diese weisen Analogien zur Unterscheidung 
schulischer und außerschulischer Lernorte bzw. Bildung auf und heben die geringere For¬ 
malisierung der Kinder- und Jugendhilfe gegenüber der Schule hervor. Die Zuordnung 
erfolgt hier anhand der Settings, wodurch der Blick auf die informellen und formellen 
Bildungsprozesse im Setting verstellt wird. Es bleiben lediglich die divergierenden Be¬ 
griffsverwendungen informeller und non-formaler Bildung festzuhalten. 

Stärkere Kritik als hinsichtlich der ungenauen Begriffsverwendung im Themenfeld „in¬ 
formelle Bildung“ erfährt diese neuere Bildungsdebatte in der Sozialen Arbeit aufgrund 
ihrer Verwertungslogik. Es gehe einzig darum, Menschen für die Gesellschaft und ins¬ 
besondere die (spätere) Erwerbsarbeit „fit“ zu machen, Kinder und Jugendliche nur in 
ihrer Schulbildung zu unterstützen. Soziale Arbeit werde dafür zuungunsten ihrer anderen 
gesellschaftlichen Aufträge in den Dienst genommen. Befürchtet wird, die Kinder- und 
Jugendhilfe auf ein Anhängsel des Scholaren Bildungssystems zu reduzieren (zur Debat¬ 
te: Müller 2007). 


Exkurs: Informelle Bildung als politische Formel 

Die Kritik am Verständnis informeller Bildung steht auch im Zusammenhang mit 
der starken politischen Aufladung des Begriffs. Dies gilt sowohl weltpolitisch als 
auch im nationalen Rahmen fachpolitisch. Schon die Begriffsgeschichte informeller 
Bildung lässt sich nicht ohne Verweise auf Berichte internationaler und nationaler 
politischer Akteure herleiten. 

Die angesprochenen internationalen Bildungskonzepte der UNESCO und der 
OECD richten sich auf die Zukunft der Weltgesellschaft. Sie sollen zu höherer 
Bildung, größerer Bildungsgerechtigkeit und einem besseren Zusammenleben der 
Menschen führen. Maßgabe ihrer Umsetzung ist das Zusammendenken und -führen 
informeller Bildung mit der Bildung in organisierten Kontexten (Schule, Arbeits¬ 
platz). 

Diese Intention greift in Deutschland und insbesondere im Rahmen Sozialer Ar¬ 
beit der Zwölfte Kinder- und Jugendbericht (BMFSFJ 2005) auf. Darin wird für 
die Kinder- und Jugendhilfe - im politischen Auftrag der Bundesregierung - ein 
Bildungsverständnis erarbeitet. Für dessen Umsetzung wird „das bildungspolitische 
Projekt, ein System ganztägiger Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungsangebote 
pädagogisch anspruchsvoll und ökonomisch vertretbar bedarfsgerecht aufzubau¬ 
en“ (BMFSFJ 2005, S. 330), reklamiert. Jugendhilfe und Schule werden adressiert, 
um in sogenannten lokalen oder kommunalen Bildungslandschaften zusammenzu¬ 
arbeiten. Der internationale Diskurs um eine Zusammenführung von Bildung und 
Bildungsakteuren hndet somit seinen nationalen Niederschlag. Dieses neue Bil- 
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dungsverständnis untermauert die Formel „Bildung ist mehr als Schule“ (BJK et al. 
2002). Die Kinder- und Jugendhilfe tritt dabei als Bildungsakteur auf. Vernetzung 
und eine lokale Bildungspolitik stellen die entsprechenden Folgerungen und For¬ 
derungen dar. Mittlerweile haben sich lokale Bildungslandschaften in allen Städten 
und Regionen Deutschlands durchgesetzt. Somit lässt sich informelle Bildung auch 
als weit- und fachpolitische Formel verstehen, die Veränderungen in der Praxis So¬ 
zialer Arbeit hervorgerufen hat (Täubig 2013). 


28.3 Forschung zu informeller Bildung 

Informelle Bildung betrifft alle Lebensalter und die diesbezügliche Forschung. Die ur¬ 
sprüngliche Verankerung des Begriffs in der Weiter- und Erwachsenenbildung bedingt, 
dass sich die meisten Untersuchungen nach wie vor auf das Erwachsenenalter und insbe¬ 
sondere auf das „workplace learning“ richten (Kahnwald 2016; Le Clus 2011). Die Soziale 
Arbeit des deutschsprachigen Raums greift informelle Bildung hingegen vor allem für das 
Kindes- und Jugendalter auf. Einige der in den letzten Jahren entstandenen Forschungs¬ 
arbeiten zur informellen Bildung von Kindern und Jugendlichen werden im Folgenden 
vorgestellt. Dazu wurden ausschließlich empirische Untersuchungen ausgewählt, auf die 
die Forscherinnen selbst den Begriff informelle Bildung oder informelles Lernen anwen¬ 
den. 

Freiwilliges Engagement 

Welche Lern- und Bildungserfahrungen Jugendliche im Rahmen eines freiwilligen Enga¬ 
gements machen, wurde in der Studie „Informelles Lernen im Jugendalter“ (Düx et al. 
2008) untersucht. Über 2000 Erwachsene wurden im Rückblick auf ihr Engagement im 
Jugendalter telefonisch befragt. Zusätzlich wurden Interviews mit 74 Jugendlichen ge¬ 
führt, die freiwillige und unentgeltliche Tätigkeiten in einer Organisation (Sportverein, 
Kirche, Jugendverband, Partei etc.) erbringen. 

Die Forscherinnen arbeiten mit dem Begriff der Kompetenzen als Ergebnis von Bil¬ 
dung serfahrungen und zeigen, dass im freiwilligen Engagement personale, soziale und 
sachbezogene Kompetenzen erworben werden. Diese werden aus den als erlernt berich¬ 
teten Tätigkeiten im freiwilligen Engagement abgeleitet. Die jeweiligen Tätigkeiten wer¬ 
den informellen und non-formalen Lernformen zugeordnet. Als informelle Lernform gilt, 
wenn die Befragten angaben, sich eine Tätigkeit selbst beigebracht, von anderen oder im 
Zuge der Ausführung erlernt zu haben. Als non-formale Lernformen wurden Schulungen 
oder Kurse verbucht, die die Jugendlichen im Rahmen des freiwilligen Engagements be¬ 
sucht haben. Bei mehr als der Hälfte der Tätigkeiten haben beide Lernformen zu deren 
Erlernen beigetragen. Wenn nur eine der beiden Lernformen vorkommt, überwiegt die 
informelle Lernform. 
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Wer sich freiwillig engagiert und somit diese Bildungserfahrungen macht, ist abhängig 
von der Schulbildung. Von den engagierten 22-Jährigen hatten knapp 60 % (Fach-)Abitur, 
20% einen Realschulabschluss, knapp 15 % einen Hauptschulabschluss und 3 % keinen 
Schulabschluss. Die Teilhabe ist auch bedingt durch einen Migrationshintergrund (evtl, 
in Verbindung damit, dass Schüler_innen mit Migrationshintergrund in Schulformen mit 
höheren Schulabschlüssen unterrepräsentiert sind). Während sich knapp ein Viertel der 
Jugendlichen ohne Migrationshintergrund freiwillig engagiert, ist der Anteil bei Jugendli¬ 
chen mit Migrationshintergrund halb so groß. 

Freizeit 

Marius Harring und Timo Burger (2013) erforschten informelle Bildungsprozesse in der 
Freizeit von Jugendlichen im Hinblick auf den Einfluss der sozialen Bedingungen. Dazu 
nutzten sie die Theorie Pierre Bourdieus in der Annahme, dass Bildungsprozesse in der 
Freizeit von der Ressourcenausstattung der Jugendlichen (ihrem ökonomischen, kulturel¬ 
len und sozialen Kapital) abhängen. 

Mit einem Fragebogen wurden gut 500 Schüler_innen von zehn bis 22 Jahren zu ih¬ 
rem Freizeitverhalten in und außerhalb der Schule befragt. Ergänzend wurden Interviews 
mit Jugendlichen geführt. Für die Art und Weise, wie Jugendliche ihre Freizeit gestal¬ 
ten, wurden in der Analyse der Fragebögen sogenannte Freizeittypen gebildet. Jeweils 
etwa ein Viertel der Jugendlichen wird danach den Typen „peerorientierte Allrounder“, 
„passive Medienfreaks“ und „schulkontextuelle Freizeitnutzer“ zugeordnet. Die Typen 
„bildungselitäre Freizeitgestalter“ (7 %) und „die Organisierten“ (12%) kommen weni¬ 
ger häufig vor. Es wird dargelegt, dass informelle Lernprozesse in der Ereizeit auf All¬ 
tagserfahrungen beruhen und sich nach der Biografie der/des Jugendlichen und nach der 
konkreten Situation unterscheiden. Dabei spielt soziale Ungleichheit eine große Rolle. 
So sind Jugendliche nach Geschlecht, Migrationshintergrund und besuchter Schulform 
ungleich über die Freizeittypen verteilt. Darüber hinaus stehen typenübergreifend kultu¬ 
relles und soziales Kapital in einem wechselseitigen Zusammenhang. Die Quantität und 
die Qualität der Kapitalien bedingen schließlich ein breiteres oder engeres Repertoire an 
Freizeitmöglichkeiten. 

Peergroups 

Nicolle Pfaff (2009) widmete sich Lern- und Bildungsprozessen von Kindern und Ju¬ 
gendlichen in ihren Peergroups. Gruppendiskussionen und narrative Interviews mit jungen 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund aus verschiedenen Erhebungen wurden 
daraufhin untersucht, wie in Peergroups informell gelernt wird. 

Am Beispiel einer Peergroup von Mädchen wird deren gemeinsame Bildung von Wer¬ 
ten in Bezug auf die Geschlechterrolle aufgezeigt. Diese besteht auch in der Auseinan¬ 
dersetzung mit den kulturellen Normen der Eltern. In Diskussionen von Jugendlichen 
über den Musikgeschmack werden „Stilbildung und -differenzierung [... ] als informeller 
Lernprozess in der Peergroup“ (Pfaff 2009, S. 11) analysiert. Das Ausleben des Musik¬ 
geschmacks - etwa vorgestellt als mögliche spätere berufliche Tätigkeit - bedingt das 
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Erlernen von Wissen, das auch im Kontext von Schule bzw. Berufsperspektiven nutzbar 
sein kann. Peergroups führen desgleichen Diskurse über gesellschaftliche Problemlagen, 
wie die Situation von Migrant_innen, und üben somit politische Bildung. Anhand der 
Position, die Jugendliche in ihrer Peergroup einnehmen, sowie der Position der eigenen 
Peergroup gegenüber anderen Peergroups lernen Jugendliche in eigenen und anderen Ab¬ 
grenzungen und (Ab-)Wertungen die gesellschaftliche Ordnung. 

Schulhof 

In seiner Studie fasst Ahmet Derecik (2014) die informellen Lernprozesse auf dem Schul¬ 
hof mit dem theoretischen Konzept der Aneignung. Die Auswertungen basieren auf teil¬ 
nehmenden Beobachtungen von Pausen, Gruppendiskussionen mit Schulleiter_innen und 
Lehrer_innen sowie Interviews mit Schulleiter_innen, Lehrer_innen und Schüler_innen in 
21 Ganztagsschulen. 

Der Fokus liegt auf den Tätigkeiten von Schüler_innen auf dem Schulhof. Diese Tätig¬ 
keiten unterscheiden sich nach dem Alter, sodass die Ergebnisse für Kinder, Kids und 
Jugendliche berichtet werden. Vorherrschend für die Kinder ist die Aneignung durch 
Spielen. Dafür nutzen sie die vorinstallierten Spielplätze oder die sonstigen Schulhof¬ 
flächen. Die Kids (Klassenstufen 5 bis 7) ergänzen Spiel und Sport um Tätigkeiten in 
Rückzugs- und Kommunikationsnischen. Der Schulwechsel nach der Grundschule, der 
in dieser Altersgruppe erfolgt, erweitert durch die Aneignung des neuen Schulhofs die 
Handlungsspielräume der Kids. Bei Jungen ist die Pausengestaltung eher durch Sport, bei 
Mädchen eher durch Kommunikation geprägt. Jugendliche verfestigen auf dem Schulhof 
ihre Peerkultur. Sie nutzen Sportflächen und sonstige Schulhofflächen, um sich für ihre 
Peergroup einen bestimmten Platz anzueignen und sich dort als Gruppe zu präsentieren. 
Rückzug und Kommunikation stehen hier im Vordergrund. Im Altersgruppenvergleich er¬ 
gibt sich für die Kids die größte Vielfalt an Tätigkeiten und damit auch der größte Bedarf 
an unterschiedlich nutzbaren Räumen auf dem Schulhof. 

Die vorgestellten Beispiele zur Forschung über informelle Bildung verdeutlichen die 
große Bandbreite des Themas. Sie belegen ein weiteres Mal, dass informelle Bildung 
überall stattfindet und somit überall erforscht werden könnte. In allen Untersuchungen 
wird informelle Bildung anders operationalisiert. Das heißt, es werden andere (für die 
Forschung geeignete wie notwendige) Begriffsbestimmungen und/oder andere theoreti¬ 
sche Fundierungen vorgenommen. Verschieden sind auch die zum Einsatz kommenden 
Forschungsmethoden, durch die Erkenntnisse zu informeller Bildung erlangt werden. 


28.4 Informelle Bildung und soziale Ungleichheit 

Informelle Bildung birgt politisch die Perspektive, Bildungsungleichheit, die für die schu¬ 
lische Bildung beobachtet wurde, abzubauen. Setzt man allerdings die Forschungsergeb¬ 
nisse zu informeller Bildung in Bezug zu sozialer Ungleichheit, wird offensichtlich, dass 
Teilhabe- und Ausschlussmechanismen wie im Bereich der formellen Bildung wirken. 
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Informelle Bildung - in ihrem engeren Blick auf gesellschaftliche Anschlussfähigkeit - 
kommt vor allem den „ohnehin bildungsbeflissenen, von Hause aus vielfältig geförder¬ 
ten Kinder[n] und Jugendlichen zusätzlich“ (Düx und Rauschenbach 2010, S. 71) zugute. 
Ein wesentlicher Grund dafür ist, dass der Zugang zu Bildungssituationen und -settings 
über die Familie und die Peergroup erfolgt (Stürzer et al. 2012, S. 164 ff.). Gerade das 
über soziale Beziehungen „geregelte“ Informelle ist anfällig dafür, soziale Ungleichheit 
mit ihren ökonomischen und kulturellen Auswirkungen aufrechtzuerhalten. „Erst die in 
ihrer jeweils individuellen Ausprägung subjektiv erfahrenen und innerpersonell gestalte¬ 
ten, einer Person zur Verfügung stehenden sozialen und kulturellen Kapitalien stellen den 
Nährboden für informelle Bildungsprozesse dar“ (Harring und Burger 2013, S. 447). 

Sozial benachteiligte Kinder und Jugendliche haben aber nicht keine informelle Bil¬ 
dung, sondern andere. Zunächst einmal lernen alle Kinder, in der Lebenswelt ihrer Fa¬ 
milie zurechtzukommen. Sie eignen sich Wissen und Fähigkeiten an, die sie für ihren 
spezifischen Lebensalltag benötigen. Ebenso sind die Erfahrungen Jugendlicher in ihren 
Peergroups informelle Bildung - egal, ob diese in der Drogenszene eines Stadtteils oder 
als junge Gemeinde in der Kirche verankert sind. Der Inhalt der informellen Bildungspro¬ 
zesse unterscheidet sich nach den Lebenslagen und -umständen. Die Ungleichheit besteht 
schließlich darin, dass verschiedene informelle Bildung aus Familie und Peergroup in 
institutionalisierten Bildungskontexten, wie der Schule, ungleich verwertbar ist (Grund¬ 
mann et al. 2010). 


28.5 Informelle Bildung und Soziale Arbeit 

Informelle Bildung geht in ihren theoretischen Ansätzen und als politische Formel über 
das Feld der Sozialen Arbeit hinaus. Seit dem Aufleben des Konzepts informeller Bil¬ 
dung in Deutschland richtet sich die Praxis Sozialer Arbeit daran aus und findet auch 
in einem Bildungsauftrag ihre Legitimation. In der wissenschaftlichen Reflexion und in 
der Forschung zur Praxis der Sozialen Arbeit stellt informelle Bildung und Bildung all¬ 
gemein eine ergänzende Perspektive dar. Arbeitsfelder, wie z. B. die Jugendarbeit (Sting 
und Sturzenhecker 2013) oder die Heimerziehung (Köngeter et al. 2016), werden unter 
diesem Aspekt beschrieben und erforscht. Mit der jüngeren Bildungsdebatte wird Bil¬ 
dung sungleichheit verstärkt zu einem Thema Sozialer Arbeit. Ausschließungsprozesse in 
der Sozialen Arbeit und durch dieselbe können aufgezeigt werden. Es ist zu fragen, inwie¬ 
weit sich Einrichtungen der Sozialen Arbeit als institutionalisierte Bildungskontexte auf 
die lebensweltliche Bildung ihrer Adressat_innen einlassen (können). 

Informelle Bildung lenkt die Aufmerksamkeit auf den Bildungsalltag in formalen und 
informalen Bildungssettings. Alltägliche Situationen, wie das Essen (Täubig 2016), kön¬ 
nen über diesen Zugang als Bildung entdeckt und gerahmt werden. Wird etwa das Rausch¬ 
trinken von Jugendlichen als Bildungsprozess verstanden (Stäuber und Litau 2013), er¬ 
öffnet sich eine Alternative zu Theorien abweichenden Verhaltens (Dollinger in diesem 
Band). Die theoretischen Überlegungen zu informeller Bildung sind eng verknüpft mit 
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den Überlegungen zu einem sozialpädagogischen Bildungsbegriff (Deinet und Reutlinger 

2004). Sie treffen sich in ihrem Grundverständnis von Bildung als Aneignung. 

Fragen zur Reflexion 

• Die Gesellschaft im Jahr 2050 wird unter anderem durch einen höheren Altersdurch¬ 
schnitt und eine längere Lebensdauer der Menschen geprägt sein. Wie sieht Ihr Zu¬ 
kunftsentwurf für diese Gesellschaft aus? Welche Rolle und welche Aufgaben kommen 
Bildung und Sozialer Arbeit zu? Welche Ziele verknüpfen Sie mit welchen Umset¬ 
zungsideen? 

• Adressat_innen Sozialer Arbeit werden häufig als „bildungsfern“ bezeichnet. Welche 
Stigmatisierungen für die Adressat_innen und welche Legitimationen Sozialer Arbeit 
sind damit verbunden? Inwiefern ist es (ausgehend von informeller Bildung) überhaupt 
möglich, dass jemand „bildungsfern“ ist? 

• Wo ordnen Sie Bildungssituationen aus Ihrem (Arbeits-)Alltag in Abb. 28.2 ein? 
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Zusammenfassung 

Die Sozialpolitik wird in der öffentlichen Diskussion vielfach allein auf den Sozial¬ 
staat und dessen soziale Leistungen reduziert. Im Mittelpunkt stehen dann die sozialen 
Sicherungssysteme, z. B. die Krankenversicherung oder die Unfall-, Arbeitslosen- und 
Pflegeversicherung. In diesem Zusammenhang wird die Soziale Arbeit häufig als das 
„lebendige Inventar“ des Sozialstaats betrachtet, die in den Sozialen Diensten auf per¬ 
sönliche soziale Probleme und Risiken ausgerichtet ist, wie sie z. B. in der Kinder- und 
Jugendhilfe gefasst werden. Sicherlich ist mit dieser Perspektive auch ein wichtiger Teil 
der Sozialpolitik und der Aufgaben der Sozialen Arbeit Umrissen. Dennoch wird man 
der Bedeutung der Sozialpolitik für die Soziale Arbeit nur gerecht, wenn - erstens - ge¬ 
sehen wird, dass die sozialen Leistungen nicht durch den Staat allein erbracht werden, 
zweitens. Soziale Arbeit einen eigenen Zugang zur Sozialpolitik entwickelt hat und 
drittens die zukünftige Entwicklung der Sozialpolitik auch davon abhängt, wie sich die 
Soziale Arbeit aus der Perspektive der alltäglichen sozialen Probleme der Menschen in 
die Gestaltung des sozialen Zusammenlebens einbringt. 
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Sozialpolitik und Soziale Arbeit 

Im Mittelpunkt der Sozialpolitik in Deutschland steht grundsätzlich die Institution des 
Sozialstaats. Da die Soziale Arbeit in ihrer institutioneilen und organisatorischen Grund¬ 
struktur öffentlich strukturiert und legitimiert ist, bewegt sich sozialpädagogisches Han¬ 
deln in vielerlei Hinsicht im sozialstaatlichen Horizont, der durch historisch wechselnde 
Auf- und Entladungen gekennzeichnet ist. Die Soziale Arbeit als gleichsam lebendiges 
Inventar staatlicher Sozialpolitik ist also in ihren Möglichkeiten und Grenzen existenziell 
den sozialstaatlichen Entwicklungen ausgesetzt. 

Der alleinige Blick auf die Staatstätigkeit und die in ihr enthaltenen und vermittelten 
sozialpolitischen Zuständigkeiten der Kommunen und Verbände genügt aber nicht, um 
das reale sozialpolitische Umfeld der Sozialen Arbeit zu erfassen. Denken wir nur an 
die bürgergesellschaftlichen Aktivitäten oder an das Kirchenasyl sowie soziale Initiativen 
von Glaubensgemeinschaften unterschiedlicher Religionen oder den zum staatlichen Sek¬ 
tor komplementär, aber auch privatwirtschaftlich agierenden Sozial- und Pflegemarkt. In 
diesem Zusammenhang muss von einem „Wohlfahrtsmix“ gesprochen werden, in dem 
sich die Soziale Arbeit vor allem im kommunalen Raum ihre Netzwerke suchen und 
bilden muss. Insgesamt ist das Feld der Sozialpolitik, wenn man es von der Sozialen 
Arbeit aus betrachtet, schwer einzugrenzen da sich die Soziale Arbeit ja nicht nur mit 
den biografischen Folgen standardisierter sozialer Risiken und mit multiplen Risiko- und 
Bewältigungslagen beschäftigt, sondern auch mit der Gestaltung sozial gerechter Lebens¬ 
bedingungen, z. B. in den Zugängen der Gemeinwesenarbeit (vgl. Hinte in diesem Band). 

Insofern kommt der Sozialen Arbeit die begriffliche Differenzierung von Kaufmann 
(2003) entgegen, der neben dem rechtlichen und ökonomischen Bereich der Sozialpoli¬ 
tik (rechtliche Gleichstellung, Transferleistungen, Lastenausgleich und Sozialausgaben) 
die Bereiche der sozialen Infrastrukturentwicklung (hier auch Soziale Dienste) und der 
pädagogischen Intervention (Bildung) zum sozialpolitischen Aufgabenfeld zählt. Darüber 
hinaus muss noch die menschenrechtsbezogene Soziale Arbeit (Scherr 2016) ergänzt wer¬ 
den, die gerade in denjenigen Bereichen - wie z. B. Flucht und Asyl - einsetzt, die jenseits 
sozialstaatlich gesicherter Rechte liegen. 

An all diesen begrifflichen Erweiterungen macht sich schon das bemerkbar, was in 
der neueren Fachdiskussion als „Entgrenzung der Sozialpolitik“ bezeichnet wird (Köp- 
pe et al. 2011). Solche Entgrenzungen werden nicht nur auf der sektoralen, sondern vor 
allem auch auf der funktionalen Ebene gesehen. So ist die Sozialpolitik zwar weiterhin 
durch ihre Kernfunktion der „Vermeidung sozialer Risiken und [... ] Kompensation von 
Marktrisiken“, darin der „Reduzierung von Armut und Ungleichheit“ (Köppe et al. 2011, 
S. 1489, 1494) und der sozialen Integration von sozial benachteiligten Gruppen geprägt. 
Sie ist somit zur Umverteilungs- und Inklusionspolitik geworden. Erweiterte Funktionen 
sozialer Integration - z. B. in der Migrations- und Beschäftigungspolitik - werden aber 
genauso thematisiert wie die Sicherung von Menschenrechten und die Verwirklichung 
supranationaler Rechte wie der UN-Kinderechtskonvention. In diesen Feldern kann die 
Soziale Arbeit entsprechende Integrationsaufgaben - sozialpädagogische Beschäftigungs¬ 
förderung, Antirassismus-Projekte - sozialpolitisch verorten und legitimieren. 
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Insgesamt steht wohl außer Frage, dass „die Verquickung mit sozialpolitischen Pro¬ 
zessen“ zum Wesen der Sozialen Arbeit gehört. Sozialpolitik muss daher aus der Sozialen 
Arbeit heraus „wissenschaftlich analysiert werden, nicht nur auf einer soziologischen Me¬ 
taebene, sondern als Teil der Methodenreflexion selbst. Gerade wenn diese Dimension 
nicht berücksichtigt wird, riskiert die Soziale Arbeit zu einem unkritischen Instrument 
der Sozialpolitik missbraucht zu werden. Methodisch bedeutet diese Blindheit gegen¬ 
über sozialpolitischen Fragen immer, dass Menschen in sozialen Notsituationen durch 
professionelle Interventionen noch stärker in ihrer bürgerrechtlichen Zugehörigkeit zur 
Gesellschaft geschwächt oder verunsichert werden“ (Lorenz 2011, S. 155). Konzepte So¬ 
zialer Arbeit müssen also sozialpolitisch reflexiv entwickelt werden. 

Der Sozialstaat und die Sozialen Dienste 

„Soziale Arbeit stellt als pädagogische Dienstleistung einen Teil des wohlfahrtsstaatlichen 
Systems Sozialer Dienste dar und ist damit immer in ihrer konstitutiven Verkoppelung von 
sozialpolitischen und sozialpädagogischen Anteilen systematisch zu bestimmen“ (Kessl 
und Otto 2011, S. 398). 

Einerseits orientiert sich das System sozialer Sicherung im Sozialstaat an der materiel¬ 
len Absicherung vor sozialen Risiken - Unfall, Invalidität, Krankheit, Alter, Arbeitslosig¬ 
keit. Andererseits ist die Sozialpolitik aber auch mit - psychosozialen - Risiken konfron¬ 
tiert, die vor dem Hintergrund stetiger und wechselnder Probleme sozialer Desintegration 
vielfältige individuelle Bewältigungsprobleme aufwerfen. Diese sind nicht wie die Lohn¬ 
fortzahlung im Krankheitsfall standardisiert, sondern treten im alltäglichen Leben der 
Menschen biografisch und sozial verschieden auf - und sind darin auch unterschiedlich 
auf die materiellen Risiken bezogen. Darum benötigt die Sozialpolitik auch im Alltag der 
Menschen verankerte und pädagogisch ausgerichtete Hilfe- und Unterstützungssysteme 
- Soziale Dienste die sich auf diese sozialen Herausforderungen beziehen (vgl. zum 
Folgenden Böhnisch et al. 1999; Böhnisch und Schröer 2013). In diesem Sinne sind die 
Sozialen Dienste nicht nur institutioneller, sondern funktioneller Teil der Sozialpolitik. So¬ 
ziale Dienste haben dabei auch die (politisch zu wenig genutzte) Rolle als sozialpolitisch 
relevanter Seismograf für gesellschaftliche Desintegrationsprozesse inne (vgl. Hartmann 
2011 ). 

► Sozialstaat und Wohlfahrtsstaat Die Begriffe Wohlfahrtsstaat und Sozialstaat werden 
häufig synonym gebraucht. Beide beziehen sich auf das System der staatlichen Rege¬ 
lung der sozialen Sicherung zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen - 
Staat, Verbände, Betriebe, Familien - und den staatlichen Schutz vor Risiken, die die In¬ 
dividuen selbst nicht tragen können (Schmid 201 1). Während der Wohlfahrtsstaatsbegriff 
(welfare state) nicht nur international gebräuchlicher ist, sondern sich eher auf die staat¬ 
liche Organisation Sozialer Dienste bezieht, meint „Sozialstaat“ ein Staatskonzept mit 
einem entsprechenden Staatsziel (Kaufmann 2003, S. 184). Demgemäß ist in Deutschland 
die Institution des Sozialstaats im Grundgesetz verankert (Art. 20 und Art. 28 GG) und 
steht damit über den jeweiligen Richtungen der Sozialpolitik. Kaufmann spricht in diesem 
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Zusammenhang von einer deutschen Entwicklungstradition der „Dialektik von Staat und 
Gesellschaft“ und hebt ihre Besonderheit heraus: „Die deutsche Tradition des sozialpoliti¬ 
schen Denkens unterscheidet sich von der angelsächsischen vor allem durch eine stärkere 
Betonung kollektiver Funktionen der Sozialpolitik, während angelsächsische Legitimatio¬ 
nen sich vornehmlich durch Argumente individueller Wohlfahrt [... ] legitimieren“ (2003, 
S. 182). Hier ist auch die immer wiederkehrende Forderung, dass der Sozialstaat „Teil ei¬ 
ner sozialen Gesellschaft“ werden müsse, einzuordnen (Badura und Gross 1976, S. 306). 
Sie verweist auf die lebensweltliche Einbettung wie die gesellschaftliche Gestaltungskraft 
eines Sozialstaats, der mehr als nur eine politisch-administrative Apparatur sein soll. Ähn¬ 
lich gelagert ist die Perspektive einer „kollektiven Identität“ (Evers und Novotny 1987), 
die über Sozialstaatlichkeit vermittelt ist. In einer solchen lebensweltlich wie gesellschaft¬ 
lich erweiterten Form des Sozialstaats lagen - und liegen auch weiterhin - die Entfaltungs- 
wie Gestaltungsmöglichkeiten der Sozialen Arbeit. Deshalb erscheint uns an dieser Stelle 
wichtig, über diese spätere sozialpolitische Differenzierung des sozialstaatlichen Leis¬ 
tungssystems hinaus nach der gesellschaftlichen Gestaltungs- und Integrationskraft des 
Sozialstaats, seinen Möglichkeiten der Stiftung kollektiver Identität und nach seinem im¬ 
pliziten Menschenbild zu fragen (Vobruba 2003). 

Soziale Dienste sind durch charakteristische Merkmale gekennzeichnet: Ihre Leistun¬ 
gen werden in einem sozialstaatlichen Gesamtrahmen im öffentlichen Interesse erbracht. 
Dadurch sind sie von privaten Hilfe- und Unterstützungszusammenhängen abgegrenzt. Sie 
stellen ein eigenes System im Verhältnis zu Bildungs-, Gesundheits- und Beschäftigungs¬ 
system dar (vgl. Evers et al. 201 1). Traditionell sind Soziale Dienste in Deutschland dual 
- im Zusammenspiel von öffentlichen (staatlichen bzw. kommunalen) und verbandlichen 
Trägern (Wohlfahrtsverbände) - organisiert (vgl. Sachße 2003). In diesem Zusammenspiel 
haben sich die Wohlfahrtsverbände im vergangenen Jahrhundert zu großen Arbeitgebern 
Sozialer Arbeit entwickelt und werden gleichzeitig aber auch dafür kritisiert, dass sie in 
einigen Belangen vor allem Wohlfahrtsunternehmen geworden seien. Es wird bereits seit 
einiger Zeit befürchtet, dass der „beanspruchte Sinnbezug ,lebensnahen‘ Helfens [... ] der 
Kollaboration mit den über ,Geld‘ und ,Macht‘ gesteuerten Systemen geopfert“ wird (Pan¬ 
koke 1995, S. 56). 

Bereits in den 1980er-Jahren wurde zudem auf die sogenannte „vergessene Seite des 
Sozialstaates“ aufmerksam gemacht (vgl. schon Kickbusch und Trojan 1981). Selbsthilfe-, 
Alternativ- und Frauenbewegungen wiesen auf Unzulänglichkeiten und Lücken im ver- 
rechtlicht-institutionalisierten formellen Hilfesystem hin und stellten den unbezahlten und 
gleichwohl unverzichtbaren Beitrag von Frauen zur Wohlfahrtsproduktion heraus. Zudem 
wurden der Eigensinn, die Erreichbarkeit und die Teilhabechancen der Betroffenen und 
ihre Institutionalisierung in großen Wohlfahrtseinrichtungen in den Blickpunkt gerückt 
(vgl. Kaufmann 1987; Evers 2011). Aus dieser Erkenntnis resultiert eine neue Aufmerk¬ 
samkeit gegenüber den Wohlfahrtsbeiträgen des informellen Sektors „diesseits von Markt 
und Staat“ (Kaufmann 1997, S. 99). 
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Seither wird stärker von einem „Wohlfahrtspluralismus“ oder auf der Ebene der kon¬ 
kreten Erbringung der Hilfe von einem Wohlfahrtsmix (welfare mix) gesprochen. Es ste¬ 
hen also nicht nur die professionellen Sozialen Dienste in den Ämtern und die großen 
Wohlfahrtsdienstleister im Vordergrund, sondern es geht darum, auch die informellen 
Strukturen, die kleinen Vereine und Träger und die Betroffenenorganisationen, in ihrer 
grundlegenden Bedeutung in den Kommunen anzuerkennen und vor allem zu fördern: 
„Das Augenmerk wird sich zukünftig stärker auf vernetzte Versorgungsarrangements rich¬ 
ten, deren Attraktivität sich gerade durch das hybride Verhältnis zwischen staatlichen, 
verbandlichen und marktlichen Elementen sowie dem bürgerschaftlichen Sozialkapital 
auszeichnet“ (Heinze 2011, S. 184). 

Damit wird ein Rahmen beschrieben, über den die wohlfahrtsrelevanten Ressourcen 
und Leistungspotenziale sogenannter intermediärer Organisationen einbezogen werden. 
Wohlfahrtsverbände, gemeinnützige Vereine, Stiftungen und informelle Unterstützungs¬ 
systeme, Selbsthilfeinitiativen, soziale Netzwerke von Familien, Nachbarschaft und 
Freundeskreis gehören nun dazu. 

Soziale Organisationen können dann als besonderer (intermediärer) Organisationstypus 
zwischen „öffentlichen Sozialbürokratien, gewerblichen Unternehmungen und privaten 
Selbstversorgungsgemeinschaften“ (Olk 1995, S. 101) betrachtet werden: Von privatge¬ 
werblichen Dienstleistungsanbietern im Marktsektor heben sich intermediäre Organisatio¬ 
nen durch ihre Non-Profit-Orientierung ab, im Unterschied zum öffentlichen Sektor haben 
sie keine hoheitlich-kontrollierenden Aufgaben wahrzunehmen und können entsprechend 
ihren weltanschaulichen und normativen Prämissen selektiv und flexibel agieren; von 
informeller Selbstversorgung unterscheiden sie sich schließlich dadurch, dass sie in or¬ 
ganisierter und zumeist professioneller Form Leistungen für Dritte erbringen. 

Lebenslage und Bewältigungslage - Brückenkonzepte zwischen Sozialer Arbeit und 
Sozialpolitik 

Soziale Arbeit und Sozialpolitik haben ein gemeinsames Ziel: die Verbesserung sozial 
riskanter Lebensverhältnisse und ungleicher Lebenschancen. Die Sozialpolitik ist an so¬ 
zialen Strukturen, die Soziale Arbeit am persönlichen Leben orientiert. Ihren Bezug zu 
den Lebensverhältnissen verschafft sich die Sozialpolitik über die quantitative und quali¬ 
tative Sozialberichterstattung: Sozialstatistiken, Armuts-, Gesundheits-, Gleichstellungs-, 
Altersberichte etc. In ihnen wird in je unterschiedlichen Zugängen danach gefragt, wie 
die sozialstrukturellen Bedingungen die Lebensverhältnisse und Lebenschancen beein¬ 
flussen, welche Ermöglichungen und Verwehrungen also in diesen Verhältnissen gegeben 
sind, welche Verwirklichungsmöglichkeiten die Menschen vor dem Horizont sozialer Ge¬ 
rechtigkeit haben und wie dies sozialpolitisch beeinflusst werden kann. 

Diese Fragen werden traditionell über das Konzept der „Lebenslage“ aufgeschlossen. 
Da die Soziale Arbeit dieselben Fragen als Grundfragen - nun aber vom alltäglichen 
persönlichen Leben ihrer Adressat_innen her stellt - ist für sie das Lebenslagenkonzept 
sowohl für die eigene Arbeit als auch als Brücke zur Sozialpolitik relevant. Diese Brücke 
muss aber darüber hinaus noch sozialpädagogisch vermittelt werden, da die Soziale Ar- 
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beit Lebensverhältnisse lebensweltlich und kaum ökonomisch und rechtlich beeinflussen 
kann. Dafür ist das Konzept der „Bewältigungslage“ geeignet. 

Insgesamt sind die Sozialpolitik und die Soziale Arbeit daran interessiert, nicht nur die 
sozialökonomischen Verhältnisse und das lebensweltliche Umfeld zu verbessern, sondern 
genauso danach zu fragen, wie die Menschen selbst befähigt werden können, vor dem 
Hintergrund sozialer Sicherung und im Rahmen sozialpädagogischer Unterstützung und 
Begleitung ihre Lebenschancen so zu gestalten, dass sie sich subjektiv darin verwirklichen 
können. 

Mit dem Konzept der Lebenslage wird der Zusammenhang zwischen gesellschaftlicher 
Entwicklung und der jeweiligen Ausformung sozialer Spielräume, in denen das Leben 
je persönlich unterschiedlich bewältigt wird, thematisiert. Lebenslagen, so Amman, sind 
„Produkt gesellschaftlicher Entwicklung (strukturiert), zugleich aber Bedingung und Aus¬ 
gangssituation (strukturierend) der Entwicklung von einzelnen Menschen und Gruppen; 
Lebenslagen sind Ausgangsbedingungen menschlichen Handelns ebenso, wie sie Produkt 
dieses Handelns sind“ (1994, S. 324). Mit dem Lebenslagenansatz wird also der Kontext 
der den Menschen verfügbaren materiellen, sozialen und kulturellen Bewältigungsressour¬ 
cen vor dem Hintergrund gesellschaftlicher Entwicklungen und in der Rückbindung an 
diese beschrieben. 


Lebenslage - das Beispiel Arbeitsschutz 

Gerhard Weisser, der Begründer der sozialwissenschaftlichen Tradition der Lebens¬ 
lagenanalyse, hat die gesellschaftliche Strukturierung der Lebenslage noch sehr all¬ 
gemein gefasst: „Als Lebenslage gilt der Spielraum, den die äußeren Umstände dem 
Menschen für die Erfüllung der Grundanliegen bieten, die ihn bei der Gestaltung seines 
Lebens leiten“ (1978, S. 275), wobei sich diese Spielräume in einem Prozess for¬ 
men, „den die Gesellschaft bewirkt“ (1956, S. 978). Ingeborg Nahnsen hat am Beispiel 
des Arbeitsschutzes die sozialhistorische Einbettung von Lebenslagen verdeutlicht: Je 
mehr die industrielle Ökonomie des 19. und 20. Jahrhunderts unter dem Druck stand, 
im Zuge ihrer notwendigen Modernisierung Arbeiterinnen und Angestellte zu quali¬ 
fizieren und ihre Reproduktion (verbesserte Arbeitsbedingungen, Erholungszeiten) zu 
verbessern, desto mehr war die Ökonomie auch gezwungen, die soziokulturellen und 
sozialen Spielräume (Lebenslagen), aber auch die Beteiligungswünsche der arbeiten¬ 
den Menschen zu erweitern. Es entstanden also in diesem Prozess immer wieder Kon¬ 
stellationen, in denen „sich die Interessen von Arbeit und Kapital einander nähern. Geht 
es Letzteren um die Erhaltung eines ausreichenden Reservoirs leistungsfähiger Arbeits¬ 
kraft, so geht es Ersteren notwendigerweise darum, der eigenen Verelendung entgegen 
zu wirken. [... ] Letztlich erfüllt der Arbeitsschutz damit eine wesentliche Funktion 
für die Umstellungsfähigkeit der kapitalistischen Wirtschaft. Da er aber zugleich die 
Lebenslage der Arbeiter in ihrem Muße- und Regenerationsspielraum schützt, werden 
diese kontinuierlich erweitert, fördert er auch ihre Chance, ihrer eigenen wichtigen In¬ 
teressen inne zu werden“ (Nahnsen 1975, S. 165 f.). 
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Zentral ist für die sozialpolitische Dimension der Lebenslage zudem, dass die Men¬ 
schen nicht einfach von ihrer Lebenslage „betroffen“ sind, sondern sich mit ihr - bewusst 
reflexiv oder unbewusst agierend - auseinandersetzen können. Sie können ihre Inter¬ 
essen aus den Handlungsspielräumen heraus, die mit der Lebenslage gegeben sind, zu 
verwirklichen suchen. In diesem Sinne wird die Lebenslage als sozialer Ermöglichungs¬ 
zusammenhang gesehen. Gerhard Weisser sprach vom „Lebenssinn“, der die Lebenslage 
durchzieht und in den jeweiligen gegebenen Handlungsspielräumen mitformuliert ist. Es 
handelt sich bei den Lebenslagen somit nicht nur um ein Set materieller, kultureller und 
sozialer Ressourcen, sondern um die jeweilige materielle und sozialmoralische Lebens¬ 
konstellation mit unterschiedlichen Handlungsspielräumen und -aufforderungen, in der 
sich Menschen in einem bestimmten Milieu befinden. 

Die Soziale Arbeit gilt zwar als verlängerter Arm der Sozialpolitik, indem sie die per¬ 
sönlichen Ausformungen sozialer Probleme zum Gegenstand der Intervention nimmt. Sie 
kann wesentliche Spielräume - Einkommen, Arbeit und Beruf, Rechte - nicht oder kaum 
verändern, dafür jedoch die sozialen und kulturellen Spielräume, soweit sie pädagogisch 
interaktiv oder politisch beeinflussbar sind. Diese Spielräume können mit dem Konzept 
der Bewältigungslage gefasst werden (vgl. auch den Beitrag zur Lebensbewältigung in 
diesem Band). 

Die Bewältigungslage ist durch die folgenden Dimensionen bestimmt: 

• die soziale Anerkennung - als Chance oder Verwehrung, alltäglich sozial eingebunden 
und integriert zu sein; 

• den sozialen Ausdruck - als Chance oder Verwehrung, mit seiner Stimme selbstwirk¬ 
sam Resonanz zu finden; 

• die Abhängigkeit - als Chance oder Verwehrung, selbstbestimmt zu handeln; 

• die Aneignung - als Chance oder Verwehrung, sich im sozialen Umfeld identitätsstif¬ 
tend einzubringen. 

Dabei üben die lebenslagenbezogenen Dimensionen Einkommen, Wohnverhältnisse, 
soziale Kontakte starken Einfluss auf die persönlichen HandlungsSpielräume der Bewäl¬ 
tigungslagen aus. Der Zusammenhang von Einkommens- und Beteiligungsspielräumen 
und der sozialen Chance, kritische Befindlichkeiten im persönlichen Leben zur Sprache 
zu bringen, erscheint offensichtlich. Dennoch ist der Zusammenhang zwischen Lebens¬ 
und Bewältigungslage nicht linear, sondern durch die Konstellationen des persönlichen 
Lebens und jeweils situativ vermittelt. Deshalb hat die Soziale Arbeit differenzierte Zu¬ 
gänge entwickelt, um die spezifischen Bewältigungslagen im persönlichen Leben ihrer 
Adressat_innen situativ zu verstehen (vgl. Braun et al. 201 1). 

Aktuelle Diskussion: Investive Sozialpolitik und Soziale Arbeit 

Insgesamt sind die Zugänge der Sozialen Arbeit auch immer durch die jeweiligen sozi¬ 
alpolitischen Veränderungen und Entwicklungen geprägt. Hierbei geht es vor allem um 
die Frage, wie das Spannungsverhältnis zwischen dem Ökonomischen und dem Sozialen 
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reguliert und gerahmt wird. Werden z. B. die sozialen Probleme eher als Herausforderun¬ 
gen des persönlichen Lebens der Menschen oder der sozialen Strukturierungen in unserer 
Gesellschaft gesehen? Geht die Sozialpolitik eher in die Richtung, die sozialen Hand¬ 
lungsspielräume zu erweitern oder den sozialen Druck zu erhöhen? 

Es gehört zu den historischen Erfahrungen in der Sozialpolitik, dass es den Ökono¬ 
misierungsdruck immer wieder - je nach den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
unterschiedlich stark - gab und dieser politisch sehr unterschiedliche soziale Reaktionen 
- Arbeitsschutz, Krankenversicherung, Ausbau Sozialer Dienste etc. - hervorgerufen hat. 
Heute erscheint z. B. der Ökonomisierungsdruck angesichts einer globalisierten Ökono¬ 
mie übermächtig. Gleichzeitig wird aber auch immer wieder gefordert, dass eine bewäl- 
tigungs- und integrationsorientiere Sozialpolitik als Barriere und Gegenwehr gebraucht 
wird: „Mit der Globalisierung steigt [... ] die Nachfrage nach der Ordnungsleistung von 
Gesellschaft wieder an - sowohl was die Arbeitsteilung als auch Sozialstruktur und So- 
ziokultur betrifft“ (Schwengel 2008, S. 334). 

In diesem Zusammenhang hat sich in den letzten Jahren eine Politikstrategie durch¬ 
gesetzt, die als investive Sozialpolitik gefasst werden kann. „The welfare state is much 
more than a safety net; it is justified not simply by any redistributive aims. [... ] We need 
a welfare state of some sort for efficiency reasons, and would continue to do so even if all 
distributional problems had been solved“ (Barr 2004, S. 409). 

Nur eine investive Sozialpolitik, die selbst wiederum ihre ökonomische Effektivität 
im globalisierten Wettbewerb sozialhistorisch beweist, könne den Anschluss an die Wirt¬ 
schafts- und Gesellschaftsentwicklung sichern. Nun lässt sich auch in der Sozialpolitik 
und der Sozialen Arbeit der 1970er-Jahre in Deutschland das Leitbild einer Politik der 
Sozialinvestitionen hnden. Damals wurde aber die Investition in das Soziale gleichsam 
als Produktivkraft einer modernen demokratischen Industriegesellschaft gesehen. Es stand 
nicht allein ökonomische Effizienz im Mittelpunkt. Vielmehr sollten die entsprechenden 
Gestaltungsprinzipien vom sozialen Sektor selbst ausgehen, heute werden sie zunehmend 
von der Ökonomie bestimmt, „Tendenzen der Vermarktlichung“ dominieren darum die 
Diskussionen (Trampusch 2008, S. 172). 

Die Befürchtungen gegenüber einer investiven Sozialpolitik, wie sie in der Sozialen 
Arbeit diskutiert werden, lassen sich in drei Punkten zusammenfassen: Sozialpolitik und 
Soziale Arbeit könnten zur 

• „Handlangerin der Wirtschaftspolitik werden, die in ihrer liberalen Ideologie sich nicht 
für soziale Prägen öffnet, 

• damit nur einseitig auf Investitionen in Humankapital ausgerichtet [ist] und 

• psychosoziale Risiken der Selbstverantwortlichkeit der Betroffenen überlässt.“ (Evers 
2008, S. 230). 

Gleichzeitig bestehe die Chance allerdings darin, dass Sozialpolitik und Soziale Ar¬ 
beit wieder im Kontext sozialökonomischer Entwicklungen diskutiert werden und sich - 
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in Verbindung mit bürgergesellschaftlichen Projekten und sozialökonomisch erweiterten 
Modellen - „neue Einbettungschancen“ (Evers 2008, S. 239) der Sozialen Arbeit ergeben. 

Eür die Soziale Arbeit ist die Kritik einer einseitig ökonomisch orientierten investiven 
Sozialpolitik deshalb grundlegend, weil diese die alltäglichen Beziehungs- und Bewäl¬ 
tigungsdimensionen im persönlichen Leben entweder weitgehend ausblendet oder allein 
aus der Perspektive einer beschäftigungsorientierten Befähigung betrachtet (vgl. Jordan 
2006). 

Das Übergehen der alltäglichen Beziehungs- und Bewältigungsdimension kann dazu 
führen, dass die Soziale Arbeit entweder in den Bereich der „unproduktiven Randgrup¬ 
pen“ zurückgedrängt wird oder sich den Marktprinzipien unterwirft. Das heißt nicht, dass 
sie sich nicht auch sozialinvestiv begreifen kann, denn sie hat ja längst eine soziale Infra¬ 
struktur geschaffen und ein Netz von Hilfen zur Bewältigung sozialer Wandlungsprozesse 
aufgespannt, die nicht nur Randgruppen zugutekommen. 

Soziale Arbeit ist aber insofern im grundsätzlichen Kontrast zu einer ökonomisch ver¬ 
engten Perspektive, als sie primär von den Herausforderungen der alltäglichen Lebensbe¬ 
wältigung und der sozialen Integration, den vielfältigen Sinnstrukturen sowie den politi¬ 
schen Interessen der Menschen her gedacht ist. Soziale Arbeit versteht sich also im Sinne 
einer Sozialpolitik, die sich in einem Spannungsverhältnis zu einer solchen ökonomischen 
Verengung definiert, welche das persönliche Leben vorrangig unter dem Blickwinkel der 
Optimierung des Humankapitals betrachtet. Denn Ausgangspunkt der sozialpolitischen 
Diskussion in der Sozialen Arbeit wird auch in Zukunft das alltägliche Leben der Men¬ 
schen sein, mit denen sie es zu tun haben wird und von denen viele auf eine verlässliche 
soziale Sicherung angewiesen sein werden. 

Sozialstaat und soziale Konflikte 

Insgesamt zeigt auch die Geschichte der Sozialpolitik, dass mit der „great transformati- 
on“ hin zu den „Basissicherheiten des Wohlfahrtsstaates“ ein Rahmen geschaffen wurde, 
der sichtbare und sozial abgesicherte Konflikt- und soziale Aushandlungsformen ermög¬ 
licht hat (Evers und Nowotny 1987). Die historische Idee des Sozialstaats meint somit 
nicht nur ein institutionelles Leistungssystem im Fall von Krankheit etc., sondern vor al¬ 
lem auch gesellschaftliche Aushandlungsformen sozialer Konflikte. Dies wird aber in den 
Vorstellungen vom investiven Sozialstaat häufig übergangen, die das gemeinsame Inter¬ 
esse der Wettbewerbsfähigkeit im globalen Markt betonen. Demgegenüber stellen Evers 
und Nowotny heraus: „Im Gegenteil, kulturelle Konvergenz, soziale Einbindung und so¬ 
zialpolitische Konfliktfähigkeit bedingten einander. Denn in den entwickelten sozialen 
Auseinandersetzungen wurde nun nicht mehr in den Begriffen einer ,ärmlichen“ Anders¬ 
artigkeit ein allgemein-moralisches ,Menschenrecht‘ eingeklagt, sondern es wurden nun 
in den Begriffen des ,weniger von“ und der geringeren/verweigerten ,Teilhabe an“ histo¬ 
risch definierten sozialen und kulturellen Gütern, Werten, Rechten eine Fülle konkreter 
Dinge in aller Schärfe erst real verhandelbar und sichtbar““ (Evers und Nowotny 1987, 
S. 161). 
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Aus dieser Perspektive hat die Soziale Arbeit auch die sozialinvestive Sozialpolitik 
mit ihren Wert- und Normalitätsvorstellungen unter die Lupe zu nehmen. Sie hat so¬ 
zialpolitische Entwicklungen vor dem Hintergrund der alltäglichen Bewältigungslagen 
zu hinterfragen. Wenn man Sozialpolitik als System der Ausbalancierung von sozialen 
Rechten und ökonomischen Vereinnahmungen begreift, wird deutlich, wie wichtig es ge¬ 
genwärtig ist, die sozialen Rechte der Menschen zu stärken und soziale Benachteiligung 
im Horizont sozialer Gerechtigkeit abzubauen. 

Fragen zur Reflexion 

• Diskutieren Sie das Verhältnis von Sozialpolitik und Sozialer Arbeit an einem Bei¬ 
spiel in einem Handlungsfeld, welches Sie gut kennen. Welche Rolle spielen aktuelle 
sozialpolitische Entwicklungen in diesem Eeld für die Soziale Arbeit? 

• Der Wohlfahrtsstaat hat sich in den letzten Jahrzehnten verändert. Welche Entwicklun¬ 
gen können Sie aufzeigen und auch empirisch belegen? Welche Eolgen haben diese 
Entwicklungen für die Soziale Arbeit? 
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Zusammenfassung 

Arbeitsbereiche und Berufsfelder der Sozialpädagogik sind in starkem Maße verrecht- 
licht. Rechtswissen ist erforderlich, um die institutioneilen Rahmenhedingungen und 
die rechtlichen Anforderungen an fachlich kompetentes Handeln zu kennen. Über die 
Kenntnis der relevanten Rechtsgebiete hinaus bedarf es der Fähigkeit, rechtliche Ge- 
staltungs- und Ermessensspielräume im Kontext Sozialer Arbeit zu identifizieren und 
aktiv zu nutzen. Dieser Beitrag vermittelt das Verständnis einiger Grundprinzipien und 
Strukturen des Rechts. Das Kinder- und Jugendrecht als Querschnittsmaterie, die An¬ 
teile aus dem Familienrecht, dem Kinder- und Jugendhilferecht und dem Jugendstraf¬ 
recht umfasst, ist für sozialpädagogische Arbeit von zentraler Bedeutung. In den Hand¬ 
lungsfeldern Sozialer Arbeit bieten sich rechtliche Gestaltungsräume für die professio¬ 
nelle Handlungspraxis, die von Sozialpädagog_innen im Idealfall aktiv und selbstbe¬ 
wusst „auf Augenhöhe“ mit den juristischen Professionen genutzt werden sollten. Mehr 
empirische Forschung zum Verhältnis von Recht und Sozialpädagogik in der Praxis der 
Sozialverwaltung und der Sozialen Arbeit ist zu wünschen, denn dieses Feld ist bisher 
zu wenig erforscht. 
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30.1 Was ist Recht? 

Aus der Sicht von Jurist_innen ist das Recht in unserer Gesellschaft als die Gesamtheit von 
Verhaltensregeln zu definieren, die vom Staat auferlegt und sanktioniert werden. Diese 
Rechtsregeln sind das Ergebnis eines formalisierten Verfahrens in der Form geschriebe¬ 
ner Texte, und sie werden von spezialisierten, unabhängigen Instanzen (Gerichten) auf 
konkrete Streitfälle angewendet. 

Aus der Sicht von Rechtsphilosophie, Rechtssoziologie und Rechtsgeschichte ist ein 
solcher Ansatz jedoch problematisch, denn er ist auf die meisten Gesellschaften in der 
Geschichte nicht anwendbar, die entweder keinen Staat oder keine festgelegten Verfahren 
für die Produktion von Regeln hatten oder keine unabhängigen Richter_innen kannten. 
Aber auch in diesen Gesellschaften orientierte sich das Verhalten der Menschen an Nor¬ 
men mit allgemeinem Geltungsanspruch, die inhaltlich schwer von den „Rechtsnormen“ 
in unserer Gesellschaft zu unterscheiden sind. Wir gehen in dieser Einführung dennoch 
vom Rechtsbegriff der Jurist_innen aus, denn es ist das „Recht“ in diesem engen Sinne, 
mit dem sich Sozialpädagog_innen auseinandersetzen müssen. 

Das Recht geht also (1) vom Staat aus und besteht (2) aus Verhaltensregeln, die (3) 
sanktioniert werden. 

In unserer Gesellschaft nimmt der Staat ein Rechtsmonopol für sich in Anspruch: Al¬ 
le Regeln, die vom Staat erlassen werden, haben Vorrang vor eventuell abweichenden 
sozialen Verhaltensnormen. Dieses Rechtsmonopol beruht auf dem Gewaltmonopol des 
Staates: Der Staat beansprucht, dass nur er legitim Gewalt ausüben darf. Verletzen die 
Rechtssubjekte die Rechtsnormen, dann übt der Staat Gewalt aus, um die Ordnung wie¬ 
derherzustellen, und kann auch Strafen für die Regelverletzung verhängen. Die gleiche 
Gewalt wäre illegitim, falls sie durch Individuen ausgeübt würde, denn es gilt das Verbot 
der Selbstjustiz (wenn A der B Geld schuldet, darf B der A diese Summe trotzdem nicht 
gewaltsam wegnehmen, der Staat darf das im Rahmen der Zwangsvollstreckung aber sehr 
wohl). In dieser Hinsicht unterscheidet sich ein demokratischer Rechtsstaat nicht von ei¬ 
nem undemokratischen, nach Willkür herrschenden Staat; keiner von beiden kann ohne 
die Androhung von Gewalt funktionieren. 

Dieser Staat erlegt den Personen Verhaltensregeln auf. Kennzeichnend für Regeln ist, 
dass sie allgemein sind, d. h., dass sie für alle Personen gelten und auf alle Fälle anwendbar 
sind, die unter die abstrakten Kategorien fallen, welche im Gesetz umschrieben sind. 

Von einer Rechtsregel kann nur gesprochen werden, wenn der Staat Regelverletzungen 
sanktioniert. Die Sanktion kann darin bestehen, der Person, welche die Regel verletzt, das 
wegzunehmen, was sie ohnehin schuldet (dem Steuersünder wird die Steuer abgenommen, 
die er ohnehin hätte zahlen müssen), aber auch darin, der regelverletzenden Person ein 
Übel zuzufügen (Bußgeld, Freiheitsberaubung), das mit der Art der Regelverletzung an 
sich nichts zu tun hat (der Steuersünder muss außerdem ins Gefängnis, obwohl das bei 
der Steuereintreibung nicht behilflich ist). Es gibt allerdings auch einige wenige Rechte, 
die zwar im Gesetz verankert sind, für deren Verletzung das Gesetz aber keine Sanktion 
vorschreibt (dies ist z. B. der Fall bei dem Recht auf Arbeit oder dem Recht auf Teilnahme 
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am kulturellen Leben, die im von Deutschland ratifizierten und deshalb in das deutsche 
Recht integrierten internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
der Vereinten Nationen aufgenommen sind). 

Wie sich dem Prinzip eines staatlichen Rechtsmonopols bereits entnehmen lässt, ist 
unsere Gesellschaft durch und durch verrechtlicht. Wer arbeitet, unterliegt der komplexen 
und unübersichtlichen Arbeits- und Sozialgesetzgebung. Wer wohnen will, muss dazu 
entweder eine Wohnung kaufen, mieten oder erben. Dazu müssen Verträge abgeschlossen 
werden, die nur vor dem Hintergrund weitreichender gesetzlicher Regelungen zu verste¬ 
hen sind, und im Fall einer Erbschaft müssen diverse Formalitäten eingehalten werden, 
um als Erbe Eigentümer einer Immobilie zu werden. Wem das zu kompliziert ist und wer 
deshalb beschließt, als Landstreicher_in zu leben, wird schnell merken, dass auch eine 
solche Lebensform von diversen Regeln beherrscht wird (etwa von den Eigentumsrechten 
der anderen und von Ordnungsregeln für das öffentliche Leben) und dass dem Recht nicht 
zu entkommen ist. 


30.2 (Wie) wirkt das Recht? 

Der Staat erlässt Rechtsnormen, aber (wie) wirken sie? Vor einer Darstellung der Struktur 
des Rechtssystems und der Diskussion über die Bedeutung des Rechts für sozialpädagogi¬ 
sches Handeln sind hier zwei Eragen über die tatsächliche Wirkung des Rechts zu klären: 
Wie wirkt das Recht? Unter welchen Bedingungen wirkt es (nicht)? 

Das Recht ist am sichtbarsten, wenn es vor Gericht angewandt wird. Die Wirkung des 
Rechts besteht aber nicht hauptsächlich in der gerichtlichen Lösung von Streitigkeiten. 
Bei den Eällen, die vor Gericht behandelt werden, handelt es sich entweder um juristisch 
schwer lösbare Eälle, in denen beide Parteien glauben können, das Recht auf ihrer Seite zu 
haben, oder um Fälle, in denen ein Rechtssubjekt bewusst eine Rechtsverletzung in Kauf 
genommen hat und entgegen der Erwartung dabei ertappt worden ist. Der Fokus auf die 
Fälle, die vor Gericht entschieden werden, verhüllt jedoch den Blick auf die Wirkung des 
Rechts in den viel häufigeren Konstellationen, in denen es nicht zu einem Gerichtsstreit 
kommt. Denn das Recht ist nicht in erster Linie dazu da, um Prozesse zu ermöglichen 
oder um Menschen zu bestrafen, sondern es soll Handlungen verhindern, die als sozial 
unerwünscht betrachtet werden, und Konflikte lösen - am besten, bevor sie eskalieren. 
Aus dieser Perspektive ist die ideale Rechtsregel diejenige, die nie von einem Gericht 
angewandt werden muss, weil die Rechtssubjekte sich schon von vornherein nach dieser 
Regel gerichtet haben. 

Der „Schatten des Rechts“ hat also potenziell eine viel wichtigere soziale Wirkung 
als die öffentlich wahrnehmbaren Gerichtsentscheidungen. Es gibt aber zwei wesentliche 
Vorbehalte: 

1. Die sozialen Akteure lassen sich bei der Wahl ihres Verhaltens nur vom Recht beein¬ 
flussen, wenn sie ihre Entscheidungen unter Abwägung von Vor- und Nachteilen vor 
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dem Hintergrund von Rechtsnormen treffen, deren Inhalt sie annähernd kennen, und 
wenn sie davon ausgehen können, dass das Recht in ihrem Fall mit einer gewissen 
Wahrscheinlichkeit angewandt werden wird. Je geringer diese geschätzte Wahrschein¬ 
lichkeit ist, umso geringer ist ceteris paribus der Einfluss des Rechts auf ihr Verhalten. 
2. Auch wenn die sozialen Akteure sich in ihrem Verhalten vom Recht beeinflussen 
lassen, befolgen sie nicht notwendigerweise die Rechtsregeln. Wer eine rechtliche 
Sanktion fürchtet, könnte diese zwar durch Rechtsbefolgung, aber auch durch Vor¬ 
sichtsmaßnahmen vermeiden, welche die Wahrscheinlichkeit senken, erwischt oder 
sanktioniert zu werden. Eine andere Vermeidungsstrategie von Sanktionen ist die Wahl 
von Verhaltensweisen, die für das Recht weniger greifbar sind als das ausdrücklich 
sanktionierte Verhalten (wie z. B. im Eall von Unternehmen, die bestimmte Transak¬ 
tionen ins Ausland verlagern, um im Inland keine Steuern zahlen zu müssen). Der 
Einfluss des Rechts kann also auch darin bestehen, dass die sozialen Akteure sich 
zwar anders verhalten, als sie es ohne die Rechtsnorm getan hätten, aber trotzdem auf 
eine Weise, die unerwünscht ist. 

Falls es dann wirkt, wirkt Recht aber nicht nur auf der Ebene der Einzelnen, die 
abwägen, ob sie die Rechtsnormen befolgen, sondern auch auf kollektiver Ebene. Die 
Existenz von Rechtsregeln, die in der Praxis auch angewandt werden, führt im Laufe 
der Zeit - im Zusammenwirken mit anderen sozialen Entwicklungen - zu einer sozialen 
„Normalisierung“ bestimmter Verhaltensmuster bzw. zur Etikettierung bestimmter Ver¬ 
haltensweisen als „abweichend“. Als homosexuelle Handlungen zwischen Männern noch 
generell strafbar waren - wie es in der Bundesrepublik Deutschland bis 1969 der Eall 
war - und homosexuelle Männer also gezwungen waren, ihre sexuelle Orientierung zu 
verheimlichen, führte dies die Homosexualität in die Ecke der „Unanständigkeit“ und 
des Klandestinen. Können gleichgeschlechtliche Personen jedoch heiraten und auch ge¬ 
meinsam Eltern sein, dann wird dadurch ein Zeichen gesetzt, dass sie „wie wir“ sind; ihr 
Verhalten wird „normal“. Allgemeiner gesagt: Wenn das Recht eine Verhaltensweise über 
längere Zeit negativ oder positiv bewertet, hat das einen Einfluss auf die Akzeptanz dieses 
Verhaltens in der Bevölkerung, und diese Wertung beeinflusst ihrerseits die Abwägung der 
Vor- und Nachteile von Handlungen durch die Einzelnen (die z. B. mit schwerwiegenden 
Nachteilen zu rechnen haben, wenn ihr Wunschverhalten allgemein verpönt ist). 

Bislang haben wir uns nur mit der „unsichtbaren“ Wirkung des Rechts beschäftigt, 
also mit einer Wirkung, die ohne die Aktivität irgendeiner staatlichen Instanz eintritt. Da¬ 
neben gibt es aber auch eine Wirkung, die entweder eine Verwaltungsentscheidung oder 
ein Gerichtsverfahren voraussetzt. Für die Verwirklichung mancher Rechtsansprüche oder 
Pflichten sind Verwaltungsentscheidungen unverzichtbar. Typischerweise handelt es sich 
hierbei um Steuererhebungen, Leistungen, die die Einzelnen vom Staat verlangen kön¬ 
nen (z. B. Sozialleistungen oder Subventionen), oder um die Vergabe von Lizenzen (z. B. 
des Eührerscheins). In seltenen Fällen schreibt das Gesetz für die Verwirklichung eines 
Rechtsanspruchs verpflichtend ein Gerichtsverfahren vor (z. B. bedarf es einer Gerichts¬ 
entscheidung, um eine Ehe durch Scheidung zu beenden). In den meisten Eällen kommt es 
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jedoch zu einem Gerichtsverfahren entweder deshalb, weil der Staat Bürgerinnen in ihren 
Rechten einschränken will (wie im Strafrecht durch die Freiheitsstrafe oder die Geldstra¬ 
fe) oder weil es einen Konflikt zwischen Individuen oder zwischen einzelnen Personen 
und dem Staat gibt, der ohne gerichtliche Intervention nicht zu lösen ist. 

Entscheidungen der Verwaltung und der Gerichte müssen aufgrund der existierenden 
Gesetze getroffen werden. 

► Vom Gesetzestext zu einer Entscheidung im konkreten Fall Um vom Gesetzestext zu 
einer Entscheidung im konkreten Fall zu kommen, sind zwei Schritte nötig. Der erste 
Schritt besteht in der Interpretation, anders gesagt in der Feststellung der Bedeutung der 
Rechtsnorm. Manche Rechtsregeln enthalten offene Begriffe (wie „Sittenwidrigkeit“ oder 
„Kindeswohl“), die fast alles oder nichts bedeuten können und deren Bedeutung sich nur 
im Prozess der gerichtlichen Entscheidungsfindung herauskristallisiert. Bei dieser Ausle¬ 
gung unbestimmter Rechtsbegriffe spielt der soziale Kontext eine große Rolle. So ist die 
gesellschaftliche Wahrnehmung etwa des Kindeswohls und der Kindesinteressen heute 
eine wesentlich andere als vor 30 oder 40 Jahren, und die Gerichte orientieren sich bei 
der Auslegung auch an dieser öffentlichen Wahrnehmung. Es sind aber nicht nur offene 
Begriffe, die interpretiert werden müssen. Geübte Jurist_innen erkennen auch in schein¬ 
bar präzisen Normen mehrere mögliche Bedeutungen („zwei Juristen, drei Meinungen“), 
zwischen denen - selbstverständlich auf der Grundlage von Argumenten - abgewogen 
werden muss. Der zweite Schritt, der erforderlich ist, um von der abstrakten Rechtsnorm 
zur Ealllösung zu kommen, ist die Subsumtion: Die Eakten des konkreten Streitfalls müs¬ 
sen der Lösung einer bestimmten Rechtsregel - aus der unübersichtlichen Masse aller 
Rechtsnormen -zugeordnet werden. Auch diese kognitive Operation lässt Spielraum für 
Meinungsverschiedenheiten, insbesondere in jenen Fällen, in denen alte Normen heran¬ 
gezogen werden müssen, um neue faktische Konstellationen zu beurteilen, die bei der 
Verabschiedung der Rechtsregel noch nicht bekannt waren. So hat nie jemand bezwei¬ 
felt, dass die Person, die einer anderen die Kuh wegnimmt mit der Absicht, sich das Tier 
selbst zuzueignen, einen strafbaren Diebstahl begeht, doch haben sich Jurist_innen in der 
Vergangenheit lange darüber gestritten, ob jemand, der elektrischen Strom von seiner ei¬ 
gentlichen Bestimmung abzweigt, dafür als Dieb strafbar ist. Obwohl es für juristische 
Laien manchmal schwer nachvollziehbar ist, ist es für ein gutes Rechtsverständnis we¬ 
sentlich zu erkennen, dass der Weg vom Gesetzestext bis zur konkreten Anwendung mit 
Unsicherheiten verbunden ist. 


30.3 Relevante Rechtsquellen im Überblick 

Die Rechtsordnung setzt sich aus unterschiedlichen Rechtsquellen zusammen, die durch¬ 
aus widersprüchlich sein können. Rechtsquellen sind nach Rangstufen hierarchisch geord¬ 
net: Ein rangniedrigerer Rechtssatz darf nicht in Widerspruch zu einem übergeordneten 
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Rechtssatz stehen. In der Hierarchie der Normen steht das Grundgesetz (die Verfassung) 
über allen anderen Rechtsregeln, dann folgen - in dieser Reihenfolge - die einfachen Ge¬ 
setze, die Verordnungen und die Satzungen. 

Das Grundgesetz von 1949 enthält die grundlegenden Normen über die Aufgaben und 
die Organisation des Staates. In den Artikeln 1 bis 19 formuliert das Grundgesetz die 
Grundrechte der Individuen - Rechte, die für so wichtig gehalten werden, dass sie dem 
Staat als Richtlinien für sein Handeln zu dienen haben, und die nicht vom einfachen Ge¬ 
setzgeber geändert werden können. Eine Änderung des Grundgesetzes ist nur mit einer 
Zweidrittelmehrheit im Bundestag und Bundesrat möglich (Art. 79 Abs. 2 GG). Bestimm¬ 
te Grundsätze (z. B. der Schutz der Menschenwürde) können überhaupt nicht geändert 
werden (Art. 79 Abs. 3 GG). Die Grundrechte binden Gesetzgebung, vollziehende Gewalt 
und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht (Art. 1 Abs. 3 GG). 

Die einfachen Gesetze werden vom Bundestag unter Mitwirkung des Bundesrats erlas¬ 
sen. Für manche Gesetze braucht der Bundestag die Einwilligung des Bundesrats (haupt¬ 
sächlich für Gesetze, welche die finanziellen Interessen der Bundesländer betreffen, siehe 
Art. 104a GG). Die Gesetze treten erst in Kraft, nachdem sie vom Bundespräsidenten un¬ 
terschrieben und im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden sind. Die Gesetze müssen 
mit dem Grundgesetz übereinstimmen, sie dürfen dem Grundgesetz nicht widersprechen. 

Im Rang unter den Gesetzen stehen die Rechtsverordnungen (Art. 80 GG). Dies sind 
allgemeine Regeln, die von der Exekutive (von der Regierung oder einem Ministerium) 
erlassen werden. Der Erlass von Rechtsverordnungen ist nur möglich, wenn ein Gesetz 
Regierung oder Ministerien dazu ermächtigt hat. Die Rechtsverordnungen müssen mit 
dem Grundgesetz und den Gesetzen in Übereinstimmung sein. In Rechtsverordnungen 
werden meist technische Details geregelt, welche die allgemeinen Regeln eines Gesetzes 
konkretisieren. Zum Beispiel werden die gesetzlich vorgesehenen Leistungen der Einglie¬ 
derungshilfe für Menschen mit Behinderung (Hilfsmittel, Hilfen zu einer Ausbildung, die 
Übernahme von Kosten für Begleitpersonen usw.) in der Eingliederungshilfe-Verordnung 
geregelt. 

Unter den Rechtsverordnungen stehen die Satzungen, allgemeine Regelungen, die 
der Organisation und Aufgabenerfüllung autonomer Verwaltungsträger dienen. Autono¬ 
me Verwaltungsträger sind Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts wie 
Gemeinden, Universitäten, Berufsverbände oder Sozialversicherungsträger. So regeln 
zum Beispiel die Gemeinden per Satzung die Gebühren für die Benutzung kommunaler 
Schwimmbäder. 

Gerät eine hierarchisch niedrigere Rechtsnorm mit einer höheren Regel in Konflikt, 
dann dürfen die Gerichte die rangniedrigere Norm nicht anwenden. Für Konflikte zwi¬ 
schen einfachen Normen und der Verfassung ist ein besonderes Gericht zuständig: das 
Bundesverfassungsgericht, das Gesetze wegen ihrer Verfassungswidrigkeit außer Kraft 
setzen und das dem Gesetzgeber eine Frist stellen kann, um ein neues, verfassungsmäßiges 
Gesetz zu erlassen. Das Bundesverfassungsgericht kann sogar für die Übergangsperiode 
zwischen einer Verfassungswidrigkeitserklärung und dem Erlass eines neuen Gesetzes 
eigene Übergangsregelungen erlassen. Zum Beispiel hat das Bundesverfassungsgericht 
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1953 in einem seiner ersten Urteile die damalige, im Bürgerlichen Gesetzbuch geregelte 
Ungleichbehandlung von Mann und Frau in der Ehe aufgrund von Art. 3 Abs. 2 GG für 
verfassungswidrig erklärt und den Gesetzgeber damit gezwungen, Frauen und Männer im 
Eherecht gleichzustellen. 

Für eine korrekte Anwendung der Regeln müssen aber zwei Besonderheiten beachtet 
werden. Erstens hat Deutschland eine föderale politische Struktur, also eine Aufteilung der 
politischen und damit auch der gesetzgeberischen Zuständigkeiten zwischen dem Bund 
und den sechzehn Ländern. Zweitens bestehen Regeln des Völkerrechts und des Rechts 
der Europäischen Union, die Vorrang vor den meisten deutschen Rechtsnormen haben. 

Innerhalb der Bundesrepublik Deutschland sind die Gesetzgebungszuständigkeiten 
zwischen dem Bund und den Ländern aufgeteilt. Art. 70 GG bestimmt grundsätzlich, dass 
die Länder über das primäre Gesetzgebungsrecht verfügen. Durch die vielen Ausnahmen 
(Art. 71 bis 74 GG) und aufgrund der Regel, dass das Bundesrecht immer dann Vorrang 
hat, wenn laut Grundgesetz sowohl der Bund als auch die Länder zuständig sind (Art. 31 
und 72 GG), wird der Grundsatz des primären Gesetzgebungsrechts der Länder aber fast 
auf den Kopf gestellt. Dennoch besitzen die Länder in bestimmten Bereichen (z. B. in der 
Schulpolitik) eine ausschließliche Gesetzgebungskompetenz. Außerdem bestehen auch 
auf der Landesebene eine Landesverfassung, -gesetze sowie Rechtsverordnungen und 
Satzungen. 

Deutschland hat der Europäischen Union in den EU-Verträgen diverse Zuständigkeiten, 
vor allem im erweiterten wirtschaftlichen Bereich, übertragen. In Rahmen dieser Zustän¬ 
digkeitsübertragung hat das EU-Recht Vorrang vor den deutschen Gesetzen (siehe Art. 23 
und 25 GG), aber nicht vor dem deutschen Grundgesetz. Dies gilt ebenfalls für die allge¬ 
meinen Regeln des Völkerrechts (Art. 25 GG). 

Bisher war noch nicht von Verwaltungsvorschriften die Rede, die nicht Teil der Hier¬ 
archie der Rechtsquellen, aber in der Praxis dennoch sehr wichtig sind. Verwaltungsvor¬ 
schriften sind internes, nicht externes Recht. Sie binden die Verwaltung nach innen, haben 
aber nur eine beschränkte Außenwirkung. Es handelt sich um Richtlinien, Anordnungen, 
Dienstanweisungen oder Erlasse, die zur Regelung innerhalb einer Verwaltungsorgani¬ 
sation vom übergeordneten Verwaltungsträger oder von Vorgesetzen an nachgeordnete 
Verwaltungseinheiten ergehen. Sie ordnen die innere Struktur, die Zuständigkeit und das 
Verfahren. Die Verwaltung ist auch durch den Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 Abs. 1 GG) ge¬ 
bunden und darf Bürgerinnen nicht willkürlich ungleich behandeln. In der Praxis haben 
die internen Verwaltungsvorschriften eine große Bedeutung, weil sie das Verwaltungs¬ 
handeln steuern, was für die Leistungsberechtigten aber oft nicht transparent ist. Wenn 
Verwaltungsvorschriften von gesetzlichen Vorgaben abweichen oder Grundrechte verlet¬ 
zen, sind sie rechtswidrig und unwirksam. Dies ist im Einzelfall auch von Sozialpäd- 
agog_innen dann zu überprüfen, wenn der Eindruck besteht, dass interne Verwaltungsvor¬ 
schriften wie z. B. Erlasse nicht mit gesetzlichen Vorgaben übereinstimmen. 
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Fallbeispiel 

Die fachlichen Hinweise der Bundesagentur für Arbeit (BA) zum SGB II, die für Mil¬ 
lionen Menschen durch die Verwaltungspraxis der Agenturen für Arbeit von großer 
Bedeutung sind, wurden lange Zeit nicht veröffentlicht. Nach der Klage einer Selbst¬ 
hilfeorganisation von Erwerbslosen wurde die Behörde 2006 gerichtlich zur Veröffent¬ 
lichung ihrer internen Dienst- und Verwaltungsanweisungen verpflichtet. 


30.4 Rechtsverständnis und wichtige Rechtsgebiete 
für Sozialpädagog_innen 

Ausgangspunkt der sozialpädagogischen Praxis sollte ein Rechtsverständnis sein, das 
Recht im sozialen Kontext betrachtet, seine Funktionen sowie Grundbegriffe und Rechts¬ 
prinzipien, auch seine Wandelbarkeit und möglichen Widersprüche kennt, um so dessen 
Bedeutung für die Soziale Arbeit und für Klientinnen zu ermessen und rechtliche 
Handlungsmöglichkeiten aktiv zu nutzen. Dazu gehört neben dem Grundwissen über 
das Recht im Sozialstaat und seine Funktionsweise ein Verständnis der internationalen 
Entwicklungen, auch des Europarechts und des internationalen Rechts, die für die Re¬ 
gulierung sozialer Dienstleistungen besonders relevant sind. Insofern sind Sozialpolitik 
und Rechtsentwicklung eng miteinander verbunden. Orientierung für ein rechtliches und 
sozialpädagogisches Verständnis von Recht bieten etwa die Grundrechte, das Ziel der 
möglichst weitgehenden Verwirklichung sozialer Rechte (§ 2 Abs. 2 SGB I), die Zie¬ 
le sozialer Gerechtigkeit und der Stärkung persönlicher Autonomie (§ 1 SGB I) sowie 
das Wunsch- und Wahlrecht oder Beteiligungsrechte (Partizipation) von Klient_innen 
in verschiedenen Sozialleistungsgesetzen. Das Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII) 
formuliert als Ziel u. a. einen „Einmischungsauftrag“: Die Jugendhilfe soll dazu beitragen, 
positive Lebensbedingungen für junge Menschen und ihre Familien sowie eine kinder- 
und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu schaffen (§ 1 Abs. 3 Nr. 4 SGB 
VIII). 

Wer ein reflexives und „aktives“ Verständnis von Recht besitzt, erwartet von ihm keine 
falsche Sicherheit und versteht sich auch nicht passiv als „Rechtsunterworfene_r“, son¬ 
dern unterstützt Klient_innen bei der Durchsetzung sozialer Rechte, kennt aber auch deren 
Grenzen (Recht ist aus dieser Perspektive vielfach ungenügend und reformbedürftig) - 
und weiß, wann der Fall zur rechtlichen Unterstützung an andere, etwa an Rechtsbera¬ 
tungsstellen oder Rechtsanwält_innen abgegeben werden sollte. 


30.4.1 Welche Rechtsgebiete sind besonders wichtig? 

Neben der Kenntnis der Grundbegriffe und Methoden des Rechts und der Grundzüge der 
rechtlichen Organisation und Funktionsweise des Sozialstaats sind besonders wichtig: 





30 Die Bedeutung des Rechts für sozialpädagogisches Handeln 


449 


• Grundzüge des Verfassungsrechts und des internationalen Rechts, insbesondere Grund¬ 
rechte und ihre rechtliche Durchsetzbarkeit (Grundgesetz, Verhältnis des nationalen 
Rechts zum internationalen Recht und Europarecht), 

• Familienrecht und Verfahrensrecht (Bürgerliches Gesetzbuch BGB, Familienverfah¬ 
rensgesetz FamFG), 

• Kinder- und Jugendhilferecht (Sozialgesetzbuch 8. Buch Kinder- und Jugendhilfe SGB 
VIII), 

• Sozialrecht, neben dem SGB VIII insbesondere das Sozialleistungsrecht in den Berei¬ 
chen Arbeitsförderung (SGB III), Grundsicherung (SGB II, SGB XII), Teilhaberechte 
von Menschen mit Behinderungen (SGB IX), Familienleistungen, Sozialleistungen für 
Flüchtlinge, 

• Allgemeines Verwaltungsrecht, Sozialverwaltungsrecht und Verfahren, 

• Strafrecht (StGB), insbesondere das Jugendstrafrecht und Verfahren (Jugendgerichts¬ 
gesetz JGG), 

• Grundzüge des Arbeitsrechts, 

• Grundzüge des Migrationsrechts. 

Eine Darstellung der einzelnen Rechtsgebiete und sozialpädagogischen Handlungsfel¬ 
der ist hier nicht möglich; dazu liegen einführende Darstellungen vor. Auf einschlägige 
Fehrbücher, Fachzeitschriften und Hilfsmittel kann daher hier nur kursorisch verwiesen 
werden. 

► Tipp Es gibt zahlreiche Rechtslehrbücher mit Fokus auf Soziale Arbeit, von de¬ 
nen hier nur einige exemplarisch genannt werden: für das Familienrecht etwa 
Münder et al. (2013), für das Jugendhilferecht Münder und Trenczek (2015), für 
mehrere Rechtsbereiche in Bezug auf die Soziale Arbeit Kievel et al. (2018) oder 
Trenczek et al. (2018). 

Für das Recht der Sozialverwaltung und das Verwaltungsverfahren sind einschlä¬ 
gig Papenheim et al. (2015) oder Sommer (2015). 

Für spezielle Rechtsgebiete wie Beratungsrecht, Antidiskriminierungsrecht, Da¬ 
tenschutzrecht, Haftungsrecht, Strafrecht, Drogenrecht etc. gibt es besondere 
Einführungen; erwähnt seien aus aktuellem Anlass zum Migrationsrecht die Ein¬ 
führung in das Ausländerrecht von Frings und Tießler-Marenda (2017) und zur 
Asylarbeit Frings und Domke (2017). 

Kommentare zu einzelnen Gesetzen sind ein unerlässliches Hilfsmittel, in dem 
die gesetzlichen Vorschriften und die Rechtsprechung detailliert erläutert wer¬ 
den. 

Einschlägige Fachzeitschriften sind u. a. „Zeitschrift für Kindschafts- und Jugend¬ 
recht" (ZKJ), Das Jugendamt, Recht der Jugend und des Bildungswesens (RdJB), 
Informationen zum Arbeitslosenrecht und Sozialhilferecht (info also). Streit, 
Zeitschrift für Jugendkriminalrecht und Jugendhilfe (ZJJ). 

Die vielfältigen Handlungsfelder und Arbeitsbereiche für Sozialpädagog_innen erfor¬ 
dern Vertiefungen und spezialisiertes Rechtswissen, das in Seminaren oder auch „später“. 
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während der Berufstätigkeit oder in Fortbildungsveranstaltungen, erworben werden kann 
(wenn es beispielsweise um präzise Informationen darüber geht, wie Frauenhäuser finan¬ 
ziert werden, oder darum, welche genauen Inhalte Entgelt- und Qualitätssicherungsver¬ 
einbarungen zwischen freien und öffentlichen Trägern haben müssen, etc.). Aber diese 
Spezialkenntnisse setzen ein gutes rechtliches Grundwissen und die Fähigkeit zur eigen¬ 
ständigen Anwendung von Rechtsregeln voraus. 


30.4.2 Welche Kompetenzen im Umgang mit Recht 
sind für Sozialpädagogjnnen wichtig? 

Es lassen sich Kompetenzen auf mehreren Ebenen unterscheiden; 

• grundlegende Rechtskenntnisse sowie Wissen über Sozial- und Rechtspolitik („wie 
tickt das Recht“, wie funktioniert der Sozialstaat, wie verändern sich Rechts- und So¬ 
zialpolitik), 

• Rechtsanwendungs- und Rechtsgestaltungskompetenzen im fachlichen Handeln so¬ 
wohl auf der Einzelfallebene als auch auf der Leitungsebene als Eührungskraft in 
sozialen Organisationen, 

• eine advokatorische Ethik als Habitus im fachlichen Umgang mit Recht und Rechts¬ 
verwirklichung, 

• die Fähigkeit zur Beteiligung an der kollektiven Gestaltung von Recht auf der sozialpo¬ 
litischen Handlungsebene (etwa im Jugendhilfeausschuss auf der kommunalen Ebene 
oder als Sachverständige in Gremien), 

• ein reflexiver Umgang mit den unterschiedlichen Handlungs- und Kommunikations¬ 
formen im Rahmen von rechtlichem und pädagogischem Handeln mit verschiedenen 
Beteiligten (Klient_innen, anderen Institutionen, öffentlichen und privaten Trägern, 
Gerichten u. a.). 

Die Notwendigkeit grundlegender Kenntnisse des Rechts sowie der Sozial- und Rechts¬ 
politik versteht sich nach dem Gesagten von selbst. Ein solches Wissen dient vor allem 
auch dazu, dass Sozialpädagog_innen mit Jurist_innen oder mit Verwaltungsfachkräften 
in der Sozial Verwaltung „auf Augenhöhe“ interagieren können. Denn dies setzt ein ele¬ 
mentares Verständnis dessen voraus, wie andere Professionen „denken“. Wichtig ist für 
Fachkräfte der Sozialen Arbeit auch zu wissen, was Jurist_innen möglicherweise nicht 
so gut können: In der universitären juristischen Ausbildung spielen etwa Rechtsgebiete 
wie das Jugendhilferecht, das Sozialhilferecht, das Asylrecht u. Ä. keine oder nur eine 
randständige Rolle. Richter_innen müssen sich dann selbst erst einmal mit dem SGB 
VIII vertraut machen (sie sind weder als Familienrichter_in noch im Jugendgericht ver¬ 
pflichtet, Fortbildungen dazu zu besuchen). Hier kennen sich Sozialpädagogjnnen und 
Praktikerjnnen mit Erfahrung oft viel besser aus; sie verfügen über besondere Kompe¬ 
tenzen im Fallverstehen und der Sachverhaltsermittlung. 
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Aufgrund der starken Verrechtlichung der Strukturen sozialpädagogischer Praxis im 
Sozialstaat sind Rechtsanwendungs- und Rechtsgestaltungskompetenzen im Rahmen des 
fachlichen pädagogischen Handelns in der konkreten Fallarbeit, also im „Einzelfall“ von 
besonderer Bedeutung. Maas (1996) hat Soziale Arbeit deshalb als Verwaltungshandeln 
bezeichnet, weil sozialpädagogisches Handeln im Sozialleistungsrecht immer zugleich 
pädagogisches Handeln und Rechtskonkretisierung ist. Das Kinder- und Jugendhilferecht 
(SGB VIII von 1991) betont, dass Hilfen und Unterstützung für Kinder, Jugendliche und 
Familien als sozialrechtliche personenbezogene Dienstleistungen stets einen Prozess der 
fachlichen Gestaltung und interaktiven Aushandlung zwischen den Beteiligten vorausset¬ 
zen (etwa im Hilfeplanverfahren nach § 36 SGB VIII bei den Hilfen zur Erziehung) und 
sich dadurch vom klassischen rechtlichen Konditionalprogramm unterscheiden. Eür das 
Handeln im Einzelfall ist deshalb eine „rechtsgebundene sozialpädagogische Fachlich- 
keit“ (Burghardt 2001) erforderlich. Deshalb wird hier nicht nur von Rechtsanwendungs¬ 
kompetenzen gesprochen, sondern auch von Rechtsgestaltungskompetenzen, denn welche 
Hilfeart als Sozialleistung gewünscht und erforderlich ist, stellt sich oft erst im Verlauf der 
Beratung und Unterstützung heraus. Bei der Gewährung von Geldleistungen (etwa Grund¬ 
sicherungsleistungen zur Armutsvermeidung nach dem SGB II, SGB XII oder BAFöG) 
ist die Prüfung der Anspruchsvoraussetzungen meist einfacher als bei der Gewährung 
von Dienstleistungen wie Hilfen zur Erziehung oder Eingliederungshilfen, wenn unbe¬ 
stimmte Rechtsbegriffe angewendet und ausgelegt werden müssen (etwa der unbestimmte 
Rechtsbegriff des „Kindeswohls“, vgl. Scheiwe 2012). In diesen Fällen ist rechtliche und 
sozialpädagogische Fachlichkeit bei der Auslegung von unbestimmten Rechtsbegriffen 
gefragt; Sozialpädagog_innen sollten dann kompetent und selbständig argumentieren kön¬ 
nen und sich auch gegen aus ihrer Sicht „falsche“ Rechtsanwendungen durch Behörden 
argumentativ wehren können. 

Rechtsgestaltungskompetenzen kommen über den konkreten Einzelfall hinaus auf der 
kommunal- oder landes- und bundespolitischen Ebene zum Tragen, wenn Wohlfahrtsver¬ 
bände, NGOs und einzelne Sachverständige in Reformprozesse involviert sind und sich 
für Verbandsinteressen oder die Interessen bestimmter Gruppen bei Rechtsreformen ein- 
setzen. 


Fallbeispiel 

Eine Sozialpädagogin, Vorstandsmitglied im Verein Jugendkultur e. V., stellt im Ju¬ 
gendhilfeausschuss des Landkreises den Antrag, ein Jugendzentrum zu gründen und es 
im Rahmen der Offenen Kinder- und Jugendarbeit nach § 11 SGB VIII zu finanzieren. 

In der Anhörung im Ausschuss für Gesundheit des Bundestags zum Asylbewerber¬ 
leistungsgesetz spricht sich die Sachverständige Frau Petra Braun, Sozialpädagogin, 
gegen die Beschränkung der medizinischen Hilfe in § 4 AsylbLG auf akute Erkrankun¬ 
gen und Schmerzzustände aus und argumentiert, dass dies gegen die Menschenrechte 
von Kindern und Jugendlichen und insbesondere gegen das in Art. 24 formulierte Recht 
auf Gesundheitsvorsorge der UN-Kinderrechtekonvention verstoße. 




452 


K. Scheiwe und H. Willekens 


Erforderlich ist außerdem eine advokatorische Ethik im fachlichen Umgang mit Rech¬ 
ten und dem Schutz von Klient_innen, die selbst noch nicht oder nicht mehr autonom 
entscheiden können und deren Menschenwürde, körperliche Unversehrtheit oder deren 
(Kindes-)Wohl gefährdet ist. Denn in vielen Situationen geht es nicht nur um die Legi¬ 
timation pädagogischer Hilfe und Unterstützung, die in die persönliche Lebenssituation 
von Klient_innen eingreift, sondern auch um die Legitimation und Durchsetzung recht¬ 
licher Eingriffe (etwa in das Elternrecht bei Kindeswohlgefährdung nach § 1666 BGB 
gegen den Willen der Eltern, wenn diese keine Hilfe annehmen wollen). Pädagogische 
und rechtliche Interventionen können auch gegen den Willen einzelner Beteiligter not¬ 
wendig sein (z. B. im Rahmen des Gewaltschutzes). Dies setzt eine reflexive professionelle 
Haltung im Umgang mit Hilfe und sozialer Kontrolle voraus, die in der Sozialen Arbeit 
untrennbar miteinander verbunden sind. Dazu gehören selbstverständlich entsprechende 
Rechtskenntnisse, etwa über den Datenschutz in den persönlichen und erzieherischen Hil¬ 
fen und seine Grenzen (wann ich beispielsweise als Mitarbeiterin eines freien Trägers eine 
Gefährdungsmitteilung an das Jugendamt nach § 8a SGB VIII weitergeben muss oder 
wann der besondere Vertrauensschutz im Rahmen der persönlichen und erzieherischen 
Hilfe dies nicht gebietet, weil Ziel und Zweck der Beratung sonst nicht erreicht werden 
könnten, oder wann die Weitergabe von Sozialdaten nach § 65 SGB VIII verboten ist). 

Ein reflexiver Umgang mit den unterschiedlichen Eormen rechtlichen und pädagogi¬ 
schen Handelns verlangt quasi eine „doppelte Identität“ der Sozialpädagog_innen: ei¬ 
nerseits als primär am konkreten Einzelfall und den Lebenslagen der Personen sowie 
der Interaktion mit denselben orientierte Fachkraft und andererseits als rechtsgebunden 
und rechtsförmig handelnde Fachkraft. Diese beiden Ebenen sind durch unterschiedli¬ 
che Handlungslogiken und Kommunikationsformen geprägt. Fachkräfte müssen beide 
„Sprachen“, die rechtliche und die pädagogische Fachsprache, verstehen und im Prozess 
der Unterstützung ihrer Klient_innen auch immer wieder zwischen den verschiedenen 
Beteiligten wie Institutionen, öffentlichen und privaten Trägern, Gerichten, Ausländerbe¬ 
hörden, Jobcentern etc. „übersetzen“. Den „Switch“ zwischen den Codes und den unter¬ 
schiedlichen Verfahren zu erlernen ist eine wichtige Aufgabe im Rahmen der Ausbildung 
von Sozialpädagog_innen. 


30.5 Forschung zum Verhältnis von Recht und Sozialpädagogik 

Zwischen den 1970er-Jahren und der Jahrtausendwende gab es einige theoretische 
Diskussionen zum Verhältnis von Recht und Sozialpädagogik im Hinblick auf die Ver¬ 
waltungspraxis und die rechtliche Ausbildung von Fachkräften der Sozialen Arbeit, 
die danach jedoch weitgehend abgeebbt ist (Scheiwe 2015). 1992 veröffentlichte Maas 
eine Art Rechtslehrbuch für Sozialpädagogik-Studierende als zukünftige (Mit-)Produ- 
zent_innen von Verwaltungsakten mit dem Titel „Soziale Arbeit als Verwaltungshandeln“ 
(Maas 1996). Durch fachliches Handeln gewonnene Informationen sind nach Maas auch 
aus rechtlicher Perspektive relevant, um einen Sachverhalt zu ermitteln; die fachliche 
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Bewertung (etwa aus sozial- und verhaltenswissenschaftlicher Sicht) sei ebenso wichtig 
wie die rechtliche Bewertung, weil unbestimmte Rechtsbegriffe nur so ausgefüllt werden 
können. Mit Blick auf die Verwaltungspraxis und die sozialpädagogischen Fachkräfte hat 
Maas Recht und Soziale Arbeit als Verwaltungshandeln zusammengedacht. 

Einen weiteren Beitrag zur einschlägigen Diskussion leistete das 2001 erschienene 
Werk „Recht und soziale Arbeit - Grundlagen für eine rechtsgebundene soziale Fachlich- 
keit“ von Heinz Burghardt. Theoretischer Hintergrund ist die Diskurstheorie des Rechts 
nach Habermas. Juristische Fallarbeit ist danach ein Vermittlungsprozess zwischen den 
Personen mit ihren Wünschen und Problemen innerhalb ihrer Alltagssituation und ihres 
Beziehungssystems einerseits und dem System von Staat, Macht und Bürokratie ande¬ 
rerseits. Burghardt plädierte für ein diskursives Verwaltungsverfahren, in dem juristische 
Fallarbeit als kommunikativer Prozess unter Einbeziehung sozialpädagogischer Fachlich- 
keit verstanden wird. Verfahrensfragen und Verfahrensgerechtigkeit spielen dabei insofern 
eine besondere Rolle, als es um das Entscheiden und Aushandeln im Verwaltungsverfah¬ 
ren geht. 

Diese theoretische Diskussion ist jedoch kaum weitergeführt worden. Bisher ist auch 
kaum ein Zusammenhang zu allgemeinen theoretischen Fragen des Verwaltungsrechts 
hergestellt worden, wie sie in der „neuen Verwaltungsrechtswissenschaft“ thematisiert 
wurden, obwohl sich die Handlungsfelder der Sozialen Arbeit dafür anbieten würden. Das 
SGB VIII als „modernes Dienstleistungsrecht“ stellt jedoch ein Beispiel dafür dar, dass 
Rechtswissenschaft als Entscheidungswissenschaft Ebenen der Normsetzung einbezieht, 
etwa Verfahrensregeln wie das Hilfeplanverfahren oder die Entwicklung von Standards 
und Entscheidungskriterien im Jugendamt in kooperativen Verfahren. Wunsch- und Wahl¬ 
recht, Mitwirkungsrechte und Regeln wie das Hilfeplanverfahren machen die interaktive 
Entscheidung über Hilfen zur Erziehung zu einer „konsentierten Normsetzung“ aufgrund 
des kooperativer Charakters der Entscheidung, das sich als Forschungsgegenstand anbie¬ 
tet. Zu untersuchen wäre auch die Frage, ob dabei der Rechtsschutz der Leistungsberech¬ 
tigten nicht teilweise auf der Strecke bleibt. Dies sind jedoch bereits empirische Eragen. 

Es fehlt allerdings auch weitgehend an empirischer Forschung über die Rechtspra¬ 
xis der Sozial Verwaltung und der Gerichte sowie über Aushandlungsprozesse, Konflikte 
und Partizipation aus der Sicht verschiedener Beteiligter. Während es ältere Arbeiten 
zum rechtlichen Umgang der Vormundschafts-ZFamiliengerichte mit dem „Kindeswohl“ 
in den 1970er und 1980er-Jahren gab, ist die Rechtspraxis der Jugendhilfe kaum unter¬ 
sucht worden. Eine Ausnahme bildet die Untersuchung von Münder et al. (2000, 2017) 
über „Kindeswohl zwischen Jugendhilfe und Justiz“. Hier bestehen weiterhin Eorschungs- 
lücken und viele offene Fragen. 

Fragen zur Reflexion 

• Welche Rechtskompetenzen benötigen Sozialpädagog_innen Ihrer Meinung nach? 

• Wie (und von wem) wird der unbestimmte Rechtsbegriff des Kindeswohls, der sich in 

verschiedenen Gesetzen findet, ausgelegt? Wie hat sich die Auslegung verändert? 
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• Entwickeln Sie Ideen für ein empirisches Forschungsprojekt, in dem Sie untersuchen, 
in welcher Form bestimmte Rechte von Kindern, Jugendlichen und Eltern verwirklicht 
werden! 
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Zusammenfassung 

Soziale Arbeit wird in sozialen Diensten und Einrichtungen verrichtet, deren Aufgabe 
die Umsetzung sozialpolitischer Gesetze und Programme ist. In dem Beitrag wird zu¬ 
nächst beschrieben, um was für einen Organisationstyp es sich bei sozialen Diensten 
und Einrichtungen handelt. Es werden dann die bürokratische, die professionelle und 
die manageriale Eorm der Koordination und der Kontrolle Sozialer Arbeit vorgestellt 
und anschließend die Charakteristika der Arbeitsprozesse in sozialen Diensten und Ein¬ 
richtungen erläutert. Vor diesem Hintergrund werden das Konzept der losen Koppelung 
und abschließend die Isomorphie organisatorischer Handlungsfelder dargestellt. 

Soziale Arbeit wird in der Regel nicht von einzelnen, voneinander unabhängig in priva¬ 
ten Praxen agierenden Individuen verrichtet, sondern ist eine gemeinsame Leistung einer 
Mehrzahl von Personen, die in sozialen Diensten und Einrichtungen angestellt sind. Diese 
Einrichtungen und Dienste sind kollektive Handlungssysteme, in denen die Bearbeitung 
sozialer Problemlagen koordiniert und kontrolliert, d. h. organisiert wird. Dabei sind die 
Organisationen der Sozialen Arbeit keine Wirtschaftsunternehmen, die der Mehrung ma¬ 
teriellen Reichtums dienen. Vielmehr sind die sozialen Dienste und Einrichtungen die 
Instrumente, mit denen die Sozialpolitik einer Gesellschaft realisiert wird, und sie sind so¬ 
mit Instanzen des rechts staatlichen Herrschaftsapparats. Exemplarisch deutlich wird das 
am Handlungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe. Die Umsetzung dieser sozialpolitischen 
Maßnahmen basiert auf dem SGB VIII und erfolgt auf kommunaler Ebene zum einen 
durch die Verwaltungen, die Jugendämter, und zum anderen - vor dem Hintergrund des 
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Subsidiaritätsprinzips - durch die Jugendhilfeeinrichtungen der freien Träger der Wohl¬ 
fahrtspflege. Diese Verwaltungen und Einrichtungen der Sozialen Arbeit weisen eine cha¬ 
rakteristische Organisationsform auf und werden als „front-line organizations“ (Smith 
1974), „street-level bureaucracies“ (Lipsky 1980), „Professional bureaucracy“ (Mintzberg 
1999), „street-level organizations“ (Brodkin 2013) oder als „soziale personenbezogene 
Dienstleistungsorganisationen“ (Klatetzki und Nokielski 2010) bezeichnet. Nimmt man 
diese letzte Bezeichnung zum Ausgangspunkt, um die sozialen Dienste und Einrichtungen 
näher zu charakterisieren, so lassen sich die einzelnen Begriff der Wortkolonne folgender¬ 
maßen erläutern: 

1. In der Begriffsabfolge „soziale personenbezogene Dienstleistungsorganisation“ soll 
das Adjektiv sozial darauf hinweisen, dass die Empfänger der sozialpolitischen Leis¬ 
tungen für die Arbeit der Organisationen kein Geld bezahlen, sondern dass die sozialen 
Einrichtungen und Dienste durch Steuermittel und Sozialversicherungsabgaben über 
dritte Instanzen (die staatlichen Verwaltungen und Träger der Sozialversicherungen) 
finanziert werden. Da die Empfänger für die erbrachten sozialpolitischen Dienstleis¬ 
tungen kein Entgelt entrichten, sondern soziale Rechte in Anspruch nehmen, ist es 
angemessen, sie als Klient_innen und nicht als Kundinnen zu bezeichnen. Zudem 
verweist das Wort „sozial“ darauf, dass die Organisationen häufig (aber in einigen 
Bereichen wie z. B. dem Gesundheitswesen zunehmend weniger) gemeinnützig sind, 
das heißt, dass ihre finanziellen Erträge der Allgemeinheit zu Gute kommen und nicht 
privat verwendet werden. In diesem Sinne sind soziale personenbezogene Dienstleis¬ 
tungsorganisationen dann auch Non-Profit-Organisationen. 

2. Das Adjektiv „personenbezogen“ besagt, dass die Arbeitshandlungen der Organisa¬ 
tionen auf einzelne Individuen und deren besondere Problemlagen bezogen sind. Die 
sozialpolitischen Dienstleistungen werden also jeweils auf den Einzelfall zugeschnit¬ 
ten, sie erfolgen nicht in der Weise, dass Personen unabhängig von ihren konkreten 
Problemlagen die gleiche Leistung erhalten. Zu diesem Zweck müssen die individu¬ 
ellen Problemkonstellationen zunächst verstanden oder diagnostiziert werden, bevor 
anschließend eine für die jeweilige Person passende Dienstleistung ausgewählt und 
realisiert werden kann. 

3. Der Begriff Dienstleistung hat sich im deutschsprachigen Raum in Anlehnung an die 
englische Bezeichnung „human Services“ oder „social Services“ als Label für die Bear¬ 
beitung sozialer Probleme etabliert. Hier sollen darunter die sozialpolitisch begründe¬ 
ten Arbeitshandlungen verstanden werden, die darauf abzielen, das Wohlergehen der 
Klienten wie auch das der sozialen Gemeinschaft zu gewährleisten und/oder (wieder) 
herzustellen (Offe 1984; Olk 1986). In diesem Sinne lassen sich grob drei Typen von 
sozialen Dienstleistungen unterscheiden (Hasenfeld 1983): 

► Typen von sozialen Dienstleistungen 

• Dienstleistungen in Form des (Weiter-)Vermittelns von Klienten („people processing“). 
Bei diesen sozialpolitischen Dienstleistungen werden nicht persönliche Eigenschaften 
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eines Individuums verändert, sondern die Person erhält einen neuen, rechtlichen sozia¬ 
len Status - nämlich den des hilfsbedürftigen Klienten. Der so verliehene Klientensta¬ 
tus ruft dann erwünschte Reaktionen und Handlungsweisen bei anderen Organisationen 
hervor. Ein Beispiel hierfür ist die Tätigkeit der Allgemeinen Sozialen Dienste (ASD) 
der Jugendämter, die auf der Basis einer Einzelfallprüfung und einer Entscheidung im 
Rahmen einer Hilfeplankonferenz Personen rechtlich den Klientenstatus zuerkennen. 
Aufgrund dieses Prozesses und der damit verbundenen Bereitstellung hnanzieller Mit¬ 
tel sind dann die Jugendhilfeeinrichtungen der freien Träger in der Lage und motiviert, 
individuell passende Hilfsmaßnahmen durchzuführen. 

• Dienstleistungen, die darauf abzielen, den Zustand und oder das Wohlergehen des 
Klienten zu erhalten, ohne dass es direkt um eine Veränderung der persönlichen Ei¬ 
genschaften der Klienten geht („people sustaining“). Hierzu zählen z. B. Leistungen 
zur Beratung und Prävention, zur Rehabilitation oder zur Pflege von Personen. 

• Dienstleistungen zur direkten Veränderung der persönlichen Eigenschaften von Klien¬ 
ten, um deren Wohlergehen zu erhöhen („people changing“). Hierzu zählen z. B. alle 
pädagogischen oder therapeutischen Interventionen, wie sie in Jugendhilfeeinrichtun¬ 
gen im Rahmen der Hilfen zur Erziehung vorgenommen werden. 

Die Unterscheidung dieser drei Formen bedeutet nicht, dass soziale personenbezogene 
Organisationen sich stets exklusiv auf einen Typus konzentrieren. Vielmehr ist es möglich, 
die Dienstleistungsformen miteinander zu kombinieren. 

4. Der Begriff „Organisation“ meint schließlich ein kollektives Handlungssozialsystem, 
das in modernen Gesellschaften auf der Basis von Recht gegründet und durch Recht 
reguliert wird. Eine Organisation ist ein auf Dauer angelegter Zusammenschluss von 
Personen, der einen überindividuellen Zweck verfolgt und dessen Bestand vom Wech¬ 
sel der Mitglieder unabhängig ist. Auf Dauer angelegt und vom Wechsel der Mitglieder 
unabhängig ist dieses kollektive HandlungsSystem, weil die basalen Elemente einer 
Organisation rechtlich basierte soziale Positionen (und nicht Individuen) in Form von 
„Stellen“ und/oder „Ämtern“ sind. Die Verbindungen zwischen diesen Elementen wer¬ 
den dadurch hergestellt, dass mit den Positionen formale und informelle Handlungs¬ 
rechte und -pflichten (z. B. in Form von Arbeitsplatzbeschreibungen und professio¬ 
nellen Standards) verbunden sind. Dabei entsprechen den Rechten einer Position die 
Pflichten mindestens einer anderen Position und umgekehrt. 

Indem Positionen mit unterschiedlichen Rechten und Pflichten in einer Organisation 
mit Personal besetzt werden, entsteht ein kollektives Handlungssystem, das in der La¬ 
ge ist, eine Vielzahl unterschiedlicher Arbeitsaufgaben gleichzeitig und in abgestimmter 
Form zu erledigen. In diesem Handlungssystem gibt es, vereinfach gesagt, drei verschie¬ 
dene Positionsarten, die sich durch ihre unterschiedlichen Handlungsrechte und -pflichten 
unterscheiden. Zum einen gibt es Positionen für das Personal, die Mitarbeiterinnen, die 
für die direkte Erbringung der personenbezogenen Dienstleistungen gegenüber den Kli¬ 
enten zuständig sind. Zum anderen gibt es Positionen für Mitarbeiterinnen, die für die 
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Koordination und Kontrolle dieser Dienstleistungsarbeit insgesamt zuständig sind. Das 
ist das Leitungspersonal bzw. Management der Organisation. Die Besetzung dieser zwei 
Positionsarten gründet auf dem Arbeitsrecht. Eine Besonderheit, durch die sich soziale 
Dienste und Einrichtungen von anderen Organisationen wie z. B. Wirtschaftsunterneh¬ 
men unterscheiden, besteht nun darin, dass sie einen dritten Positionstyp für die Klienten 
Vorhalten. Üblicherweise haben soziale personenbezogene Dienstleistungsorganisationen 
nämlich eine bestimmte Anzahl von Positionen in Form von z. B. Heimplätzen, Fällen, 
Therapieplätzen oder „Betten“. Deren Besetzung bzw. Belegung beruht wiederum auf 
kodifiziertem Recht, im Fall der Kinder- und Jugendhilfe auf dem SGB VIII. Indem Kli¬ 
enten aufgrund der Anerkennung ihres Rechtsanspruchs einen solchen Platz im Rahmen 
der Hilfen zur Erziehung zugewiesen bekommen haben oder aber indem durch rechtliche 
Zwangsmaßnahmen wie einer Inobhutnahme ein Platz zugewiesen wird („people Proces¬ 
sing“), werden soziale Positionen im organisationsstrukturellen Gefüge belegt. Klienten 
werden so Quasi-Mitglieder der Organisation und sie sind damit zugleich Ko-Produzenten 
der sozialpolitischen Dienstleistung, d. h. zu ihrem Recht auf Hilfe gehört auch die Pflicht, 
sich helfen zu lassen. 

Dieses auf Positionen basierende Handlungssystem bildet eine Grenze zu anderen Or¬ 
ganisationen, Gruppen oder Netzwerken durch die rechtlich basierte Mitgliedschaft seines 
Personals. Wer eine Stelle hat, gehört zur Organisation, und es wird erwartet, dass sie/er 
gemäß den damit verbundenen Rechten und Pflichten handelt. Wer keine Stelle hat, gehört 
nicht zur Organisation, sondern zu deren Umwelt. 


31.1 Drei Formen der Organisation sozialer personenbezogener 
Dienstleistungen 

Die sozialen Positionen von Organisationen lassen sich prinzipiell auf zwei Arten an¬ 
ordnen, nämlich entweder in einer vertikalen oder in einer horizontalen Form. In der 
vertikalen Form ergibt sich eine hierarchische Organisationsform, die üblicherweise als 
Bürokratie („Herrschaft des Amtes“) bezeichnet wird (Weber 1976). In der horizontalen 
Variante bildet sich eine egalitäre Struktur, die als Kollegium und professionelle Organi¬ 
sation (Waters 1989; Klatetzki 2012) bezeichnet wird. 

In der hierarchischen, bürokratischen Form hat der Inhaber der höheren Position, der 
Vorgesetzte, das Recht, dem Inhaber der untergeordneten Position, dem Untergebenen, 
Anweisungen zu erteilen, und der Inhaber der untergeordneten Position hat die Pflicht, 
diesen Anordnungen Folge zu leisten. Diese Berechtigung beruht allein auf der höhe¬ 
ren Positionierung des Vorgesetzten, diese verleiht ihm Macht über den Untergebenen 
in Form von „Amtsautorität“. Die Anweisungen können in mündlicher oder schriftlicher 
Form erfolgen, im letzteren Fall haben sie üblicherweise die Form von formalen und un¬ 
persönlichen Handlungsregeln („Dienstanweisungen“). Diese Anweisungen können auch 
die Form von Formularen, Fragebögen oder neuerdings von computerisierten Bildschirm¬ 
masken haben, die dann vom Personal ausgefüllt werden müssen. In der bürokratischen 
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Organisationsform geht es stets darum, das Handeln der Mitarbeiterinnen durch Regeln 
vorab möglichst so weit festzulegen, dass das Personal bei der aktuellen Bearbeitung ei¬ 
ner Aufgabe keine relevanten Entscheidungen mehr treffen muss. Die Koordination des 
arbeitsteiligen kollektiven Handelns beruht dann darauf, dass für verschiedene Positio¬ 
nen unterschiedliche, aufeinander abgestimmte und/oder anschlussfähige Regeln erlassen 
werden. Kontrollmaßnahmen bestehen in der Überprüfung, ob das Personal die organisa¬ 
torischen Regeln befolgt. Dazu wird zum einen überprüft, ob die Formulare, Fragebögen 
usw. richtig verwendet wurden. Zum anderen wird anhand der schriftlichen Akteneintra¬ 
gungen, die bei der Fallbearbeitung obligatorisch sind, festgestellt, ob die Regeln richtig 
befolgt wurden. Durch den Erlass von formalen Regeln und die Kontrolle der Regelbefol¬ 
gung versucht man in der hierarchischen Struktur sicherzustellen, dass die Initiative für 
das Handeln der Organisation an deren Spitze verortet ist, dass die Organisation durch das 
Feitungspersonal „gesteuert“ werden kann. 

Wie sich nun empirisch gezeigt hat, ist die bürokratische Organisationsweise dann effi¬ 
zient und effektiv, wenn man es mit sogenannten klaren, statischen, passiven, bekannten, 
und/oder eindeutigen Arbeitsaufgaben zu tun hat (Perrow 1967; Dornbusch und Scott 
1975). Bei solchen einfachen Problemen kann man vorab formale Regeln für die Bearbei¬ 
tung durch das Personal festlegen. Hat man es dagegen mit unbestimmten, dynamischen, 
aktiven, komplexen, neuen und/oder mehrdeutigen Problemen zu tun, ist das nicht mög¬ 
lich, und zwar weil jetzt das Problem zuallererst festgestellt bzw. definiert werden muss. 
In dem Maße, in dem in einer Organisation angenommen wird, dass die individuellen 
Problemlagen der Klienten diesem zweiten schwierigen Aufgabentyp zuzuordnen sind, 
muss strukturell sichergestellt werden, dass die Organisation flexibel auf die stets neuen, 
einzigartigen Problemkonstellationen reagieren kann. Dies wird ermöglicht, indem die Ar¬ 
beitsaufgabe an ein Personal delegiert wird, das aufgrund seines Wissen die Kompetenzen 
besitzt, die Probleme der Klienten zunächst mittels eines Fallverstehens oder einer Fall¬ 
diagnostik zu definieren. Darauf basierend werden dann Überlegungen angestellt, welche 
Dienstleistungsform für die Bearbeitung angemessen ist. Schließlich wird die gewählte 
Interventionsform implementiert (Abbott 1988). 

Das Personal, das aufgrund seiner, in der Regel akademischen, Ausbildung die Kom¬ 
petenzen für eine solche Problemfeststellung besitzt, wird zur Berufsgruppe der Profes¬ 
sionen gezählt. Diese Berufsgruppe hat traditionell eine eigene Organisationsform, in 
der die Positionen horizontal angeordnet sind und die als Kollegium bezeichnet wird. 
Das Kollegium ist eine Gruppierung, deren Mitglieder aufgrund ihrer erworbenen Kom¬ 
petenz selbstbestimmt über ihr Arbeitshandeln im Rahmen eines professionellen „code 
of ethics“ entscheiden und die aufgrund dieser Autonomie formal gleichgestellt sind. 
Die Basisstruktur des Kollegiums sieht somit keine höhergestellten, hierarchischen Po¬ 
sitionen vor, die Positionen sind egalitär, so dass alle Mitglieder des Kollegiums die 
gleichen Rechte und Pflichten haben. Aufgrund der formalen Gleichheit der Mitglieder 
werden Entscheidungen im Kollegium möglichst immer auf der Basis von Konsens ge¬ 
troffen, da andernfalls die Gefahr besteht, dass die professionelle Handlungsautonomie 
des Einzelnen eingeschränkt wird. Die zweitbeste Möglichkeit ist die Bildung von Kom- 
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promissen, Mehrheitsentscheidungen bilden eine dritte Möglichkeit, bergen aber schon 
die Gefahr, dass die Handlungsautonomie der Minderheit eingeschränkt wird. Wie die¬ 
se Eigenschaften des kollektiven professionellen Handelns deutlich machen, organisiert 
sich das Personal des Kollegiums selbst. Eine hierarchische Staffelung ist lediglich in 
demokratischer Form möglich, indem Vorsitzende auf Zeit mit einer Zuständigkeit für 
administrative Belange gewählt und auch wieder abgewählt werden können. 

Die Koordination der Arbeit im Kollegium ergibt sich zum einen aus den unterschiedli¬ 
chen Kompetenzen der Professionellen, sie beruht zum anderen auf konsensuellen, wech¬ 
selseitigen Abstimmungsprozessen. Gemäß der egalitären Struktur der professionellen 
Organisationsform erfolgt die Kontrolle der Arbeit durch die Mitglieder („peers“) der 
Profession - denn nur diese besitzen die nötige Beurteilungskompetenz - und nimmt 
unterschiedliche Formen an, wie z. B. kollegiale Beratung, Supervision oder anonyme 
schriftliche Begutachtung. Die Arbeitsweise des Kollegiums beruht damit im Vergleich 
zur Formalität der Bürokratie zu einem weitaus größeren Teil auf informellen Strukturen. 

Im Gegensatz zur Zentralisierung der relevanten Entscheidungsbefugnisse an der Spit¬ 
ze einer Bürokratie ergibt sich durch die kollegiale Variante eine Dezentralisierung wich¬ 
tiger Entscheidungen auf zwei Ebenen: auf der Ebene der konkreten Fallbearbeitung auf¬ 
grund des Umstands, dass die schwierigen, komplexen Arbeitsaufgaben delegiert werden. 
Auf diese Weise entstehen für die Professionellen wesentliche Ermessensspielräume. Auf 
der Ebene der Gesamtorganisation ergibt sich eine Dezentralisierung in dem Maße, in 
dem Gremien als prototypische Form kollegialer Entscheidungsinstanzen institutionali¬ 
siert werden. Dabei lassen sich drei Formen unterscheiden: 1. allgemeine Gremien für alle 
Mitglieder einer Organisation, 2. spezielle Gremien, zusammengesetzt aus Kolleginnen 
eines bestimmten Bereichs der Organisation, und 3. Delegiertengremien, in die Mitglieder 
per Wahl entsandt werden (Klatetzki und Nokielski 2010). 

► New Public Management Eine dritte Form des Organisierens sozialer Dienste und 
Einrichtungen stellt das New Public Management (Lane 2000) dar (in Deutschland fin¬ 
det sich hierfür oft die Bezeichnung „Neues Steuerungsmodell“). Auch in dieser Variante 
sind die Positionen vertikal angeordnet, aber an die Stelle von Direktiven und Regeln 
treten Zielvereinbarungen. Die Grundidee dieses Modells besteht darin, dass die Lei¬ 
tungsebene und das Personal Verträge miteinander abschließen, so dass die Organisation 
als ein Nexus von Kontrakten verstanden wird. In den Verträgen wird zum einen festge¬ 
legt, welche Ziele das Personal in einem bestimmten Zeitraum zu erreichen hat, und zum 
anderen wird festgehalten, welche Belohnungen das Personal für die Zielerreichung er¬ 
hält. Mittels welcher Handlungsweise das Personal die vereinbarten Ziele zu erreichen 
versucht, wird ihm nicht vorgeschrieben, sondern bleibt seinem Ermessen und seiner 
Kompetenz überlassen. Auf der Ebene von Abteilungen kann das Personal dabei auch 
Entscheidungsbefugnisse hinsichtlich der Verwendung finanzieller Mittel („Budgetver¬ 
antwortung“) erhalten. Koordiniert wird die Arbeit in dieser Organisationsform mittels 
der Festlegung von unterschiedlichen und sich ergänzenden Zielen auf der Ebene von Ab¬ 
teilungen und/oder einzelnen Positionen. Kontrolliert wird die Arbeit anhand des Grades 
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der Zielerreichung, der mit Hilfe von Kennziffern gemessen wird. Mit dieser Form des 
Kontraktmanagements ist daher üblicherweise eine Quantifizierung der Arbeitsleistungen 
verbunden. Durch den Einsatz digitaler Technologien lässt sich auf diese Weise einfach, 
zeitnah und effizient die Performanz des Personals beobachten und überprüfen. 

Diese drei Formen des Organisierens, die bürokratische, die professionelle und die ma¬ 
nageriale Variante, lassen sich miteinander kombinieren, sie stehen aber auch miteinander 
in Konflikt. Die Konflikte beruhen auf unterschiedlichen Konzeptionen der Arbeitsaufga¬ 
ben einer Organisation, je nachdem ob man meint, die Arbeitsaufgaben sozialpolitischer 
Dienste und Einrichtungen durch Regeln, Zielfestlegungen oder mittels Eallverstehens 
oder Diagnostik definieren und realisieren zu können. Kombinierbar werden die drei Eor- 
men, wenn für unterschiedliche Arbeitsaufgaben unterschiedliche Organisationsformen 
eingesetzt werden, zu Konflikten kommt es, wenn alle drei Eormen beanspruchen, die 
gleiche Arbeitsaufgabe bewältigen zu können. In den Jugendämtern, die es vor allem mit 
dem „people processing“ zu tun haben, findet sich heutzutage eine dominante Allianz der 
bürokratischen und der managerialen Eorm, aber auch die professionelle Eorm findet sich 
hier regelmäßig z. B. als kollegiale Beratung. In Jugendhilfeeinrichtungen, die sich auf 
das „people changing“ konzentrieren, ist dagegen das Kollegium als Team die präferierte 
Organisationsweise, bürokratische und manageriale Elemente finden sich angesichts einer 
auf einem fortwährenden Fallverstehen basierenden Arbeitsweise hier in weit geringerem 
Maße. 


31.2 Charakteristika der Arbeit in sozialen personenbezogenen 
Dienstleistungsorganisationen 

Die in sozialen Diensten und Einrichtungen verrichtete Gewährleistungsarbeit zum Wohle 
von Personen weist charakteristische Eigenschaften auf, nämlich dass es sich um eine 
reproduktive, normative und interaktive Tätigkeit handelt. 

Eine erste Eigenschaft der Arbeitsprozesse in sozialen personenbezogenen Dienstleis¬ 
tungsorganisationen ist der Sachverhalt, dass das Handeln in Form des Erziehens, Bera- 
tens, Pflegens, Weitervermittelns als eine reproduktive Tätigkeit gilt, die unterschieden 
wird von produktiven Tätigkeiten wie z. B. der Herstellung von Gütern. Die reproduktive 
Arbeit ist traditionell die Domäne der Erauen, während Männer üblicherweise produk¬ 
tive Arbeit leisten. Gemäß dieser traditionellen Unterscheidung ist es die Aufgabe der 
Erauen, im privaten Bereich des Haushalts die anderen Familienmitglieder in die Lage zu 
versetzen, produktiv tätig zu werden (dies gilt für Ehemänner und Söhne) oder wieder¬ 
um reproduktiv arbeiten zu können (dies gilt für die Töchter). Der traditionelle Haushalt 
weist dabei eine patriarchale Herrschaftsstruktur auf: Ein Mann, der Hausherr, dominiert 
die anderen Eamilienmitglieder. Die sozialen Dienste und Einrichtungen reflektieren die¬ 
se Strukturen: Zum einen ist der weitaus größte Teil des Personals in der Sozialen Arbeit 
weiblich (ca. 85 %) und zum anderen sind zugleich die Leitungspositionen in den Orga- 
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nisationen mit Männern besetzt (AGJ 2008). Die Positionen in den sozialen Diensten und 
Einrichtungen sind also nicht geschlechtsneutral, vielmehr handelt es sich in hohem Ma¬ 
ße um „gendered organizations“ (Acker 1990, S. 139 ff.), in denen Männer an der Macht 
sind. 

Eine zweite Eigenschaft reproduktiver, sozialpolitischer Dienstleistungen besteht dar¬ 
in, dass es sich um eine moralische, nicht um eine technische Tätigkeit handelt. Dieser 
Sachverhalt ist dem Umstand geschuldet, dass die sozialen personenbezogenen Dienst¬ 
leistungsorganisationen ein sogenanntes „Technologiedefizit“ aufweisen (Luhmann und 
Schorr 1982). Dieses Technologiedefizit beruht darauf, dass in Bezug auf die verwendeten 
Interventionsstrategien 1. kein ausreichend gesichertes Wissen über die Beeinflussung von 
Personen in Form von Ursache-Wirkungs-Zusammenhängen besteht, dass 2. kein funktio¬ 
nierendes Feedbacksystem dergestalt verfügbar ist, dass die Folgen der Arbeitshandlungen 
in eindeutiger Weise festgestellt werden können und dass somit 3. eine wiederholte De¬ 
monstration der Effektivität der Arbeitsleistungen nicht möglich ist (Perrow 1965). Der 
Grund für dieses Technologiedefizit bildet das fehlende Wissen über das zu bearbeiten¬ 
de „Rohmaterial Mensch“: Personen weisen eine immense Vielzahl und Variabilität von 
Eigenschaften und Fähigkeiten auf, die schwierig zu beobachten und zu messen sind und 
zwischen denen multiple, nicht bekannte Verbindungen und Interaktionen auftreten. Zu¬ 
dem sind Personen zur Selbstaktivierung fähig, d. h. dass sie auf der Grundlage ihrer 
subjektiven Situationsinterpretationen handeln und somit in der Lage sind, externe Beein¬ 
flussungen außer Kraft zu setzen. Kurz gesagt: Personen mit einem freien Willen lassen 
sich nicht kausal beeinflussen. 

Aber es sind nicht nur Wissensprobleme, die zur kausalen Unbestimmtheit sozialer per¬ 
sonenbezogener Dienstleistungen führen. Hinzu kommt, dass moralische und rechtliche 
Beschränkungen den Einsatz vorhandener technologischer Methoden verhindern. Auch 
wenn man z. B. über das technologische Knowhow verfügt, um den Ladendiebstahl durch 
Kinder und Jugendliche mittels der Amputation von Gliedmaßen kausal wirksam zu redu¬ 
zieren, so verbietet sich ein solches, mit der Menschenwürde nicht vereinbares Vorgehen. 
Geht es bei der Ausübung sozialer personenbezogener Dienstleistungen aus technischer 
Sicht also zum einen um ein Nicht-Können, so geht es aus moralischer und rechtlicher 
Sicht zum anderen auch um ein Nicht-Können-Wollen (Luhmann und Schorr 1982). 

Angesichts dieser Situation lässt sich die Gewährleistungsarbeit in sozialen Diens¬ 
ten und Einrichtungen als eine an Rechtsvorschriften und Moralvorstellungen orientierte 
normative Arbeit definieren. Die Wissensbasis dieser normativen Tätigkeit bilden prakti¬ 
sche Ideologien. Eine praktische Ideologie besteht aus drei Komponenten: 1. gemeinsame 
(Glaubens-)Vorstellungen über (Kausal-)Zusammenhänge von Ereignissen und Sachver¬ 
halten in der Realität, 2. Werte, die anzeigen, was für das Handeln wichtig ist und dem 
Handeln somit eine Orientierung und Richtung geben, 3. Normen, die festlegen, wie man 
sich richtig verhält, d. h., zu welchem Handeln man berechtigt und verpflichtet ist. Prakti¬ 
sche Ideologien erfüllen dabei zwei Funktionen: Sie verbinden Personen miteinander und 
schaffen soziale Solidarität. Und sie liefern zugleich ein rationalisiertes Verständnis der 
Realität, mit der das Personal konfrontiert ist (Trice und Beyer 1993). 
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Die normative Arbeit in sozialen Diensten und Einrichtungen besteht dann in der fort¬ 
währenden (Re-)Produktion rechtlicher und moralischer Ordnungen auf der Basis prakti¬ 
scher Ideologien. Diese organisatorischen Ordnungen orientieren sich zum einen an den 
gesetzlichen Vorschriften des SGB VIII - daher findet die normative Gewährleistungsar¬ 
beit in der Kinder- und Jugendhilfe in bestimmten Formen wie z. B. der Heimerziehung 
statt - zum anderen reflektieren diese Ordnungen moralische gesellschaftliche Vorstellun¬ 
gen über gute Erziehung und Sozialisation - daher orientiert sich die Heimerziehung in 
ihrem Alltagshandeln am Modell der Familie und an Werten wie Gerechtigkeit, Fürsorg¬ 
lichkeit, Sauberkeit und/oder Loyalität (Klatetzki 2013). In dem Maße, in dem die Or¬ 
ganisationen der Sozialen Arbeit den gesellschaftlichen Rechts- und Moralvorstellungen 
in ihrer Arbeit Genüge tun, wird ihnen Legitimität zugesprochen, d. h., dass ihr Handeln 
als gut, richtig, wünschenswert und sinnvoll angesehen wird (Meyer und Rowan 1977). 
Diese Legitimität sichert die gesellschaftliche Akzeptanz und Anerkennung und darüber 
auch die hnanziellen Grundlagen für das weitere Operieren der Organisationen. Kriteri¬ 
en wie wirtschaftliche Effizienz oder kausale Effektivität spielen demgegenüber bei der 
Beurteilung sozialer Dienste und Einrichtungen eine nachgeordnete Rolle. 

Die dritte Eigenschaft sozialer personenbezogener Dienstleistungen besteht in dem 
Sachverhalt, dass Face-to-Face-Interaktionen zwischen dem Personal und den Klienten 
die Kernoperationen sozialer Dienste und Einrichtungen sind. Diese Interaktionen ha¬ 
ben einen normativen Charakter: Die Beteiligten halten sich wechselseitig dazu an, ihren 
jeweiligen Rechten und Pflichten Genüge zu tun. Dabei ist der Ablauf dieser Interaktio¬ 
nen nicht beliebig, sondern weist eine strukturierte, „geskriptete“ Form auf. Unter einem 
Skript wird eine temporale Sequenz von Ereignissen oder Verhaltensweisen verstanden, 
die für einen bestimmten Kontext typisch und moralisch angemessen sind. Interaktionen 
finden in diesem Sinne z. B. im Rahmen eines „Beratungsskripts“, „Pflegeskripts“ oder 
eines „familienähnlichen Erziehungsskripts“ statt. Innerhalb des Skripts sind die Inter¬ 
aktionen aber stets kontingent, d. h., sie können auf die eine oder auf eine andere Weise 
verlaufen. Und auch das Skript selbst kann unterbrochen und/oder außer Kraft gesetzt wer¬ 
den. Aufgrund der Selbstbestimmungsfähigkeit der Beteiligten und der damit gegebenen 
Handlungsspielräume sind Interaktionen nicht vorab und von außen „programmierbar“, 
die jeweils situativ entstehende Interaktionsordnung stellt somit eine Realität eigener Art 
(„sui generis“) dar (Rawls 1987). 

Die Kontingenz sozialer Interaktionen macht auch verständlich, warum soziale Dienste 
und Einrichtungen als „front-line“- oder „street-level“-Organisationen bezeichnet werden. 
Diese Bezeichnungen sollen dem strukturellen Sachverhalt Rechnung tragen, dass der Ort 
der Handlungsinitiative in diesem Organisationstyp sich an der Peripherie, in den Inter¬ 
aktionen zwischen Personal und Klienten, befindet und nicht im Zentrum beim Leitungs¬ 
personal oder Management verortet ist. Die den „front-line“-Interaktionen äußerlichen 
Interventionen der Leitungs- und Managementebene in Form von bürokratischen Regeln 
oder managerialen Zielvorgaben können von den Beteiligten in der Interaktion stets ausge¬ 
setzt, uminterpretiert und/oder neu definiert werden. Die Kontingenz der Interaktion und 
die damit verbundene Dezentralisierung der organisatorischen Handlungsinitiative ver- 
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weist zum einen auf die Rolle der Professionellen und ihrer Organisationsform in sozialen 
Diensten und Einrichtungen. Zum anderen wird deutlich, dass dem Personal in seiner 
Rolle als „front-line worker“ bei der Umsetzung sozialpolitischer Gesetze und Program¬ 
me eine Schlüsselfunktion zukommt: Es fungiert als sozialpolitischer Repräsentant und 
Akteur des Staates und hat einen wesentlichen Einfluss darauf, wie gesellschaftliche So¬ 
zialpolitik konkret realisiert wird. 


31.3 Soziale Dienste und Einrichtungen als lose gekoppelte Systeme 

Blickt man auf die Gesamtstruktur der Arbeitsprozesse in sozialen personenbezogenen 
Dienstleistungsorganisationen, so wird sichtbar, dass die Vielzahl der Interaktionen zwi¬ 
schen den Klienten und dem Personal im Wesentlichen parallel zueinander stattflnden. Ei¬ 
ne sequentielle Abfolge von Arbeitsprozessen - eine Mitarbeiterin macht mit den Dienst¬ 
leistungen dort weiter, wo eine andere aufgehört hat - kann zwar stattflnden, beruht dabei 
aber auf vorheriger Abstimmung und stellt nicht die dominante Eorm dar. Angesichts 
der Parallelität der Arbeitsprozesse und der prinzipiellen funktionellen Autonomie der 
kontingenten Interaktionen werden soziale Dienste und Einrichtungen auch als lose ge¬ 
koppelte Organisationen bezeichnet. Lose Koppelung bedeutet, dass die Wirkung einer 
Arbeitsinteraktion auf eine andere gelegentlich (statt dauernd), indirekt (statt direkt), mög¬ 
licherweise (statt sicher), plötzlich (statt kontinuierlich) und in einer unwesentlichen (statt 
signifikanten) Weise auftritt (Weick 1976). Diese Unberechenbarkeit der Reaktionen führt 
dazu, dass lose gekoppelte Organisationssysteme im Gegensatz zu fest gekoppelten Eor- 
men schwer zu durchschauen und zu verstehen sind. Diese Unverständlichkeit und Unbe¬ 
rechenbarkeit führt schnell zu Vermutungen über die Inefflzienz, Ineffektivität und Irra¬ 
tionalität solcher Systeme und zur damit verbundenen Forderung nach bürokratischen und 
managerialen Strukturierungen, um für eine festere Koppelung („Steuerung“) zu sorgen. 
Solche Sichtweisen haben die Nachteile loser Koppelung im Blick, sie verstehen jedoch 
nicht die besondere Leistungsfähigkeit dieser Systeme. Die Vorteile und die Nachteile lose 
gekoppelter Systeme sind folgende (Orton und Weick 1990): 

► Vor- und Nachteile lose gekoppelter Systeme 

• Lose Koppelung ermöglicht der Organisation eine sensible Wahrnehmung ihrer Um¬ 
welt, denn die Wahrnehmung eines Systems ist umso genauer, je mehr Elemente un¬ 
abhängig voneinander auf Umweltereignisse reagieren können. Eine lose gekoppelte 
Organisation kann die Vielfalt der Problemlagen ihrer Klientel folglich differenzierter 
wahrnehmen als ein fest verkoppeltes System. Dem Vorteil einer besseren Wahrneh¬ 
mungsfähigkeit steht als möglicher Nachteil gegenüber, dass die erhöhte Sensibilität 
das System anfällig macht für idiosynkratische und willkürliche Sichtweisen. 

• Ein lose gekoppeltes System, in dem die Akteure ihre Autonomie erhalten können, 
kann potenziell eine größere Zahl von neuen Ideen und Handlungsstrategien bewahren 
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als ein System mit festen Koppelungen. Zugleich verhindert diese Fähigkeit auch, dass 
Innovationen innerhalb der Organisation Verbreitung finden. Auf diese Weise können 
in dem System auch überkommene, unangemessene Ideen und Handlungsstrategien 
konserviert werden. 

• Wenn eine große Organisation lose gekoppelt ist, kann eine einzelne Handlungseinheit 
sich auf lokale Besonderheiten und Veränderungen einstellen, ohne dass das Gesamt¬ 
system davon betroffen wird. Auf diese Weise kann die Organisation Stabilität und 
Flexibilität miteinander verbinden. Der Nachteil dieser lokalen Adaptionsfähigkeit be¬ 
steht in der geringeren Möglichkeit, eine Standardisierung von Reaktionsweisen zu 
erreichen. 

• Wenn es in einem Teil der Organisation zu Problemen kommt, so wird durch die lose 
Koppelung der Rest des Systems davor bewahrt, in Mitleidenschaft gezogen zu werden. 
Während bei fester Koppelung Schwierigkeiten in einem Handlungssegment auf das 
ganze System durchschlagen, werden Probleme durch lose Koppelungen zumindest 
„abgepuffert“, wenn nicht sogar neutralisiert. Der Preis für diesen Vorteil besteht darin, 
dass es schwieriger ist, die Probleme in einem Segment zu beheben, weil der Einfluss 
der anderen funktionierenden Handlungseinheiten gering ist. 

• Die Autonomie des Handelns in lose gekoppelten Systemen führt zu mehr Arbeitszu¬ 
friedenheit. Die Fremdbestimmtheit in fest gekoppelten Systemen führt beim Personal 
zu Entfremdung und einer geringen Arbeitsmotivation. Beides ist für die Qualität der 
Kernoperation sozialer Dienste und Einrichtungen, die Interaktionen mit den Klienten, 
nicht förderlich. Die Kehrseite der Autonomie zeigt sich in Form des Gefühls sozialer 
Isolation und der Frustration über das geringe und unbestimmte Ausmaß von Hand¬ 
lungswirkungen. 

• Lose gekoppelte Systeme haben einen relativ geringen Bedarf an Koordination durch 
das Leitungspersonal und sind daher relativ billige Systeme. Der geringe Bedarf an 
Koordination bringt aber die Gefahr mit sich, dass das Gesamtsystem fragmentiert wird 
und sich zu einer organisierten Anarchie entwickelt, in der jede Handlungseinheit nach 
eigenem Gutdünken agiert. 

Hat man nur die Nachteile loser Koppelung im Blick, ergibt sich das Bild einer dys¬ 
funktionalen Organisation. Blickt man auf die Vorteile, so wird ersichtlich, dass ein lose 
gekoppeltes System in der Lage ist, mit einer Vielzahl unterschiedlicher und widersprüch¬ 
licher Aufgaben und Erwartungen umzugehen, ohne dass die Organisation unter dieser 
Belastung auseinanderbricht. Lose Kopplung ermöglicht die Persistenz des Operierens 
(Glassman 1973) angesichts fragmentierter, turbulenter und sich widersprechender Um¬ 
welten, Arbeitsaufgaben und Interessen. Zudem darf nicht vergessen werden, dass lose 
gekoppelte Systeme in der Sozialen Arbeit in der Regel durch eine gemeinsame prak¬ 
tische Ideologie mit einer Handlungsrichtung versehen werden. So gesehen ist die lose 
Kopplung sozialer Dienste und Einrichtungen keine deflzitäre Organisationsform, sondern 
eine intelligente Problemlösung. 
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31.4 Die Isomorphie organisierter Handlungsfelder 

Die Handlungsfelder der Sozialen Arbeit sind organisierte Felder, da das Personal seine 
Arbeit auf der Basis von Positionen in sozialen Diensten und Einrichtungen verrichtet. 
Strukturiert wird das Feld von den kommunalen Verwaltungen, die hauptsächlich pro¬ 
zessierende personenbezogene Dienstleistungen verrichten, und den Hilfeeinrichtungen 
der freien Träger, die vor allem personenverändernde und -erhaltende Dienste erbringen. 
Dabei sind die Verwaltungen als Instanzen der staatlichen Sozialpolitik die mächtigen 
Akteure im Handlungsfeld. Dies wird am Beispiel des Jugendamtes deutlich, das u. a. 
den Umfang und die Art von Jugendhilfeleistungen in einer Kommune plant, die Geneh¬ 
migung für den Betrieb von Jugendhilfeeinrichtungen erteilt und die Leistungen dieser 
Organisationen finanziert und deren Qualität kontrolliert. Da die rechtlichen Grundla¬ 
gen in allen Kommunen für alle Organisationen gelten, ergibt sich durch diese Form der 
Herrschaftsausübung eine gesellschaftsweite Gleichförmigkeit (Isomorphie) sowohl der 
Struktur der Organisationen der Sozialen Arbeit wie auch der Machtverhältnisse zwischen 
den kommunalen Verwaltungen und den Einrichtungen der freien Träger (Di Maggio und 
Powell 1983). 

Fragen zur Reflexion 

• Beschreiben und erklären Sie die bürokratische, die professionelle und die manageriale 
Organisationsform sozialer Dienste und Einrichtungen. 

• Welche Merkmale charakterisieren die Arbeitsprozesse sozialer Dienste und Einrich¬ 
tungen? 

• Welche Vorteile und Nachteile hat ein lose gekoppeltes Organisationssystem? 
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Zusammenfassung 

Advocacy beschreibt den Anspruch beruflichen Handelns in der Sozialen Arbeit, Ver¬ 
antwortung für die Wahrung der Würde und der Rechte von Klient_innen(gruppen) 
zu übernehmen. Dies ergibt sich aus den Strukturen des Feldes, dem Respekt für die 
Subjektstellung von Klientinnen und dem Ideal sozialer Gerechtigkeit. Dieser Beitrag 
stellt dar, wie Advocacy begründet wird, aber auch, welche Schwierigkeiten im Kon¬ 
text des doppelten Mandats der Sozialen Arbeit und der Struktur der Helfer-Klient- 
Beziehung mit dem Anspruch von Advocacy in der Sozialen Arbeit verbunden sind. 


Was ist Advocacy? 

ln der Sozialen Arbeit gilt es als Anspruch beruflichen Handelns, Verantwortung für die 
Wahrung der Würde und der Rechte von Klient_innen(gruppen) zu übernehmen und diese 
- aktuell oder perspektivisch - in die Lage zu versetzen, ihre Rechte selbst zu vertre¬ 
ten. Im Deutschen übersetzt man den hierfür stehenden Begriff „Advocacy“ meist mit 
„Anwaltschaft“ oder „anwaltschaftliche Funktion der Sozialen Arbeit“. In der Fachde¬ 
batte findet man Formulierungen wie „Anwalt sozialer Gerechtigkeit“ (Thiersch 2002, 
S. 5), anwaltliche Funktion für „verschiedene Gruppen von Bürgerinnen“ (Klausch und 
Struck 2002, S. 478) oder „Anwalt der Klienten“ (Plewig 2013, S. 481). Der Anspruch 
von Advocacy in der Sozialen Arbeit richtet sich also auf die Gestaltung gesellschaftlicher 
Rahmenbedingungen, auf die Verbesserung der Lebenslagen und Chancen benachteiligter 
und ausgegrenzter Gruppen, aber auch auf die Unterstützung einzelner Klientinnen. Er 
wird unspezifisch als Anspruch an die Soziale Arbeit im Allgemeinen formuliert, gezielt 
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als Aufforderung an Trägerorganisationen gerichtet, aber auch an die einzelnen Fachkräfte 
adressiert, die im Sinne von Advocacy tätig werden sollen. 

Anwaltschaftliches Handeln erfolgt im Dialog mit den Klientinnen, in der Verantwor¬ 
tungsübernahme und Positionierung durch Fachkräfte, aber auch im gemeinsamen Ringen 
zwischen Fachkräften und Klientinnen um die zu verfolgenden Ziele und angemesse¬ 
nen Strategien. Auch wenn Advocacy in der Übersetzung „Anwaltschaft“ begrifflich an 
die Rolle eines „Rechtsanwalts“ erinnert, geht es bei Advocacy dennoch weder darum, 
stellvertretend für die Betroffenen (und sie damit entmündigend) tätig zu werden, noch 
bedeutet Advocacy, sich eigener Stellungnahmen zu enthalten und lediglich die Wünsche 
von Betroffenen in ihrem Auftrag nach außen zu vertreten. 

Warum Advocacy in der Sozialen Arbeit? 

Der Anspruch des Advocacy, der Einmischung vom Einzelfall bis zur politischen Ein¬ 
flussnahme, mag zunächst irritieren. Soziale Arbeit, so könnte man einwenden, sei doch 
schließlich keine politische Aktion, sondern ein Beruf, in dem Eachkräfte gegen Geld mit 
Einzelnen und Gruppen arbeiten, um es diesen Menschen zu ermöglichen, sich (wieder) 
in die Gesellschaft zu integrieren und mit den Herausforderungen des sozialen Wandels 
und den Problemen der Lebensführung besser zurechtzukommen. Warum wird dann der 
Anspruch von Advocacy formuliert? 

Soziale Arbeit, wie wir sie heute kennen, ist ein Ergebnis der Trennung zwischen 
Sozialpolitik und sozialer Fürsorge Ende des 19. Jahrhunderts. Mit der Einführung der 
Sozialversicherung durch von Bismarck in den 1880er-Jahren (und der darauf folgenden 
Regelungen zum Arbeits- und Mieterschutz etc.) wurde eine Sozialpolitik gestaltet, die 
auf regelmäßige Risiken des Lebenslaufs, insbesondere der Erwerbsbiografie, reagierte 
und hierfür strukturelle Absicherung in Form schematischer Regeln und Leistungen bot. 
Soziale Arbeit hatte im Unterschied hierzu die Aufgabe, individuelle Hilfen für nicht sys¬ 
tematisierbare und nicht regelhafte Probleme anzubieten. Dies erfolgte durch persönliche 
Hilfeleistungen. Das der Sozialen Arbeit zugrunde liegende Medium war die helfende 
Beziehung von Mensch zu Mensch. 

Soziale Arbeit vermittelt also zwischen Individuum und Gesellschaft, indem sie den 
Einzelnen berät, anleitet und bei unterschiedlichen Anpassungsleistungen unterstützt. Die 
Forderung nach Anpassung ist aber nur zu rechtfertigen, wenn in der Gesellschaft die 
Bereitschaft existiert, Menschen zu integrieren und gerechte Strukturen zu schaffen und 
zu erhalten. Soziale Arbeit beruht auf dem Postulat einer gerechten Gesellschaft. So ist es 
die Pflicht von Akteuren der Sozialen Arbeit, nicht nur auf Einzelne einzuwirken, sondern 
auch auf soziale Ungerechtigkeit zu reagieren. Hier knüpft der Anspruch auf Advocacy an: 
Soziale Arbeit darf sich in der Vermittlung zwischen Individuum und Gesellschaft nicht 
darauf reduzieren, mit Einzelnen zu erarbeiten, wie sie sich verändern können, sondern 
muss sich ebenso auf die Veränderung der Gesellschaft richten. 
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Handlungsebenen von Advocacy 

Soziale Arbeit im Sinne von Advocacy ist über die Arbeit mit Einzelnen hinaus dafür 
zuständig, auf allen Ebenen die Perspektive der Klientinnen einzubringen und ihr ge¬ 
genüber anderen, in der Regel machtvolleren Deutungsmustern Gehör zu verschaffen. In 
diesem Sinne gilt es, 

• das soziale Umfeld von Klientinnen in die eigene Arbeit einzubeziehen, um auf eine 
höhere Integrationsbereitschaft der Eamilie, der Kita, der Schule, der Nachbarschaft 
etc. hinzu wirken, 

• Einzelne über ihre Rechte in dieser Gesellschaft aufzuklären und darin zu unterstützen, 
diese Rechte zur Geltung zu bringen, 

• Infrastruktur- und Gemeinwesenarbeit zu gestalten und 

• strukturelle Risiken und Benachteiligungen in der Gesellschaft zu identifizieren, zu 
benennen und abzubauen, also (sozial-)politische Rahmenbedingungen der Sozialen 
Arbeit zu beeinflussen und mitzugestalten. 

Soziale Arbeit in Spannungsfeldern 

Ein solcher Anspruch an Soziale Arbeit ist jedoch nicht einfach umzusetzen und steht zu 
einem Teil ihrer historischen Wurzeln sogar im Widerspruch. Soziale Arbeit ist nicht nur 
als Unterstützung für Menschen in schwierigen Lebenslagen, sondern auch als Instrument 
der sozialen Kontrolle entwickelt worden. Die Art und Weise, wie Soziale Arbeit struk¬ 
turiert ist und wie Eachkräfte wiederum in diesen Strukturen agieren, entsteht im Auftrag 
von und in Auseinandersetzung mit in der Gesellschaft wirksamen Interessen. Soziale 
Arbeit reproduziert daher immer auch gesellschaftliche Strukturen und Diskurse. Dieser 
Kontrollkontext und der Anspruch auf Advocacy werden an zwei Aspekten der Struktur 
Sozialer Arbeit besonders deutlich: am „doppelten Mandat der Sozialen Arbeit“ und an 
der „Struktur der Helfer-Klient-Beziehung“. 

Das doppelte Mandat der Sozialen Arbeit 

Fachkräfte Sozialer Arbeit sind in ihrer Tätigkeit mit unterschiedlichen Auftraggebern und 
Handlungsaufträgen konfrontiert. Zum einen besteht ihre Aufgabe darin, Menschen in be¬ 
lasteten Situationen zu beraten und in der Lösung ihrer Probleme und der Gestaltung eines 
„gelingenderen Alltags“ (Thiersch 2005) in Würde, Eigenverantwortung und Selbstbe¬ 
stimmung zu unterstützen. Dieser Auftrag ist jedoch verknüpft mit der gesellschaftlichen 
Erwartung, abweichendes Verhalten zu kontrollieren und zur Einhaltung sozialer Normen 
beizutragen. Diese zwei Seiten des Auftrags der Sozialen Arbeit bezeichnet man als das 
„doppelte Mandat“ oder auch als „Spannungsfeld von Hilfe und Kontrolle“. In der Struk¬ 
tur der Sozialen Arbeit ist es nicht möglich, diese beiden Seiten zu trennen und lediglich 
ein Mandat zu erfüllen, sondern die beiden Anforderungen bedingen einander und bringen 
sich sogar gegenseitig hervor: Hilfe schafft Zugang zu Informationen, ermöglicht Einfluss¬ 
nahme und ist damit auch eine Form der Kontrolle. Kontrolle auszuüben wiederum setzt 
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einen Zugang zu den Betroffenen voraus und ist kaum möglich, ohne Elemente von Hilfe 
und Erziehung zu nutzen. 

Soziale Arbeit muss also sowohl die individuelle Perspektive ihrer Khent_innen als 
auch die an sie gerichteten gesellschaftlichen Anforderungen in ihre Aufgabenbestim¬ 
mung einbeziehen und gerät damit potenziell in Zielkonflikte. Eine offene Auseinan¬ 
dersetzung mit diesem Spannungsfeld von Hilfe und Kontrolle ist in der Sozialen Ar¬ 
beit jedoch keineswegs Alltag. In der historischen Entwicklung sind diesbezüglich un¬ 
terschiedliche Phasen zu beobachten. In der Entstehung der Profession trug zunächst die 
Betonung der Sozialen Arbeit als individuelle Begegnung von Mensch zu Mensch dazu 
bei, ihre zweite Seite, ihre Selektionsprinzipien, Zugangsschwellen und Kontrollaspekte 
auszublenden. Diese Tendenz wurde in den politischen Diskussionen und in sozialwis- 
senschaftlichen Arbeiten der 60er und 70er-Iahre des letzten lahrhunderts stark kritisiert. 
Man betonte demgegenüber, dass die Problemlagen, mit denen Soziale Arbeit konfron¬ 
tiert werde, aus den gesellschaftlichen Bedingungen resultierten. Soziale Arbeit jedoch, so 
die Kritik, passe sich politischen Vorgaben an, übernehme unkritisch eine Kontrollfunkti- 
on und trage durch die Individualisierung der Prohlemlagen zu ihrer Entpolitisierung bei 
(Thiersch 1990, S. 14; Münchmeier 1981; Scherr 2006). Soziale Probleme würden damit 
zu persönlichen Problemen, denen pädagogisch und therapeutisch begegnet werden müsse 
- gesellschaftliche und politische Zusammenhänge hlieben dabei unhinterfragt. In dieser 
Tradition der Kritischen Sozialen Arbeit hat sich der umstrittene Begriff des „politischen 
Mandats der Sozialen Arbeit“ entwickelt (Merten 2001). 

Eür die Klientinnen Sozialer Arbeit wird weder die einseitige Betonung des an der 
Unterstützung der Adressat_innen anknüpfenden Hilfecharakters noch die zur Infragestel¬ 
lung von Hilfe führende Kritik des gesellschaftlichen Normalisierungsauftrags hilfreich. 
Die besondere Herausforderung besteht darin, und hier ist ein zentraler Aspekt von Advo- 
cacy angesprochen, sich vereinfachenden Sichtweisen, Interpretationen und Handlungs¬ 
weisen entgegenzustellen. Es gilt den Respekt gegenüber lebensweltlichen Deutungsmus¬ 
tern zu verbinden mit angemessenen Anregungen zu deren Veränderung, mit der Analyse 
konkreter Lebenssituationen als Ausdruck gesellschaftlicher Strukturen und mit dem po¬ 
litischen Eintreten für soziale Gerechtigkeit. 

Die asymmetrische Struktur der Helfer-Klient-Beziehung 

Soziale Arbeit ist „Beziehungsarbeit“. Die Aufgabe von Fachkräften besteht in der Ge¬ 
staltung einer „helfenden“ Beziehung von Mensch zu Mensch, zwischen Helfer_in und 
Klient_in. Mit dieser Vorstellung verbinden die meisten Menschen eine positive Bewer¬ 
tung. Sie gehen davon aus, dass die Helfer-Klient-Beziehung etwas Gutes ist und per se im 
Interesse der Klient_in liege. Bei genauerer Betrachtung erweist sich jedoch dieses Bild 
als zu einfach. Die Helfer-Klient-Beziehung impliziert, dass es Klient_innen gibt, die auf 
Hilfe angewiesen sind, ein Problem nicht alleine lösen können, und Helfer_innen, die in 
der Lage sind, zur Lösung des Problems etwas beizutragen und die Klientinnen zu un¬ 
terstützen. Diese strukturelle Asymmetrie der Interaktion zwischen jemandem, der Hilfe 
braucht, und jemandem, der Hilfe gibt, wird verstärkt durch den sozialen und institutionel- 
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len Kontext, in dem Hilfe stattfindet. Helfer_innen agieren im Status der Profession und im 
öffentlichen Auftrag. Sie verfügen über Fachwissen und Definitionsmacht. Sie entschei¬ 
den, auf welche Diskurse sie sich berufen, nach welchen Maßstäben sie die Situation der 
Klientinnen bewerten und welche Deutungsmuster sie hierfür heranziehen. Und: Fach¬ 
kräfte haben gegenüber den Klientinnen einen Vorsprung an Orientierung, Information 
und Rollensicherheit im Hilfesystem. Während die institutioneilen Rahmenbedingungen 
für Fachkräfte also ein „Heimspiel“ darstellen, können die meisten Betroffenen über die 
Befugnisse, Möglichkeiten und Grenzen der Fachkräfte nur spekulieren. Während sich 
diejenigen, denen geholfen werden soll, in einer psychosozialen Belastungssituation be¬ 
finden, die den Inhalt der Interaktion mit den Fachkräften darstellt, agieren Fachkräfte 
in ihrer beruflichen Rolle, in der ihre Persönlichkeit, ihre Probleme, Unzulänglichkei¬ 
ten etc. nicht thematisiert werden. Und: Fachkräfte entscheiden über die Verteilung von 
Ressourcen, vermögen den Klient_innen zu Leistungen zu verhelfen oder ihnen diese vor¬ 
zuenthalten. Die Helfer-Klient-Beziehung ist also keineswegs eine Beziehung zwischen 
gleichrangigen Partnerinnen, sondern eine strukturell asymmetrische Beziehung. 

Dies gilt auch in Hinsicht auf die Verteilung von Macht in der Helfer-Klient-Beziehung. 
Macht in der Sozialen Arbeit ist ein ungeliebtes Thema. Die Vorstellung, als Fachkraft 
Macht auszuüben, steht für viele im Gegensatz zum Selbstverständnis als „gut und hilf¬ 
reich“. Aber: Macht ist in sozialen Prozessen unvermeidlich. Sie ist, wie das Bild der 
Machtbalancen von Norbert Elias verdeutlicht (Elias 2004; Wolf 2007), überall existent, 
wo Menschen ihr Verhalten aufeinander abstimmen. Das Bild der Machtbalance von Elias 
betont daher, dass in Interaktionsbeziehungen stets eine beidseitige Abhängigkeit besteht. 
So könnten auch für die Betroffenen potenzielle Machtquellen in der Helfer-Klient-Be¬ 
ziehung benannt werden, die allerdings eher personell oder situativ, nicht aber strukturell 
begründet sind. 

Es stellt sich daher nicht die Erage, ob Eachkräfte in der Sozialen Arbeit Macht ha¬ 
ben, sondern welche Macht sie haben und wie sie mit ihr umgehen: Gilt Macht als „gutes 
Recht“, dessen sich Eachkräfte selbstverständlich bedienen dürfen und hierfür nicht kriti¬ 
siert werden wollen, oder hinterfragen sie die Legitimität ihres Handelns und unterziehen 
sich und ihr Handeln einer Kontrolle durch Klient_innen und Dritte? Wie können ge¬ 
rade in Anbetracht der strukturellen Machtasymmetrie in der Helfer-Klient-Beziehung 
die Rechte und Ressourcen der Klient_innen gewahrt bleiben? Wie können Eachkräfte in 
asymmetrischen Machtverhältnissen dazu beitragen, die Subjektstellung der Klient_innen 
zu sichern, ihren Eigensinn und ihren Deutungsweisen in Entscheidungs- und Hilfepro¬ 
zessen Geltung zu verschaffen? Es sind solche Fragen, die zum Anspruch an Advocacy in 
der Sozialen Arbeit geführt haben. 

Handlungskonzepte im Sinne von Advocacy 

Advocacy als Anspruch auf die Sicherung der Subjektstellung von Klient_innen und auf 
das Eintreten für soziale Gerechtigkeit resultiert also aus den strukturellen Spannungs¬ 
feldern der Sozialen Arbeit. Sie ist notwendiges Element des professionellen Selbstver¬ 
ständnisses in der Sozialen Arbeit und implizit oder explizit Thema in einer Vielzahl von 
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Diskursen. Im Laufe der Geschichte wurde in der Sozialen Arbeit mit unterschiedlichen 
Konzepten versucht, diesen Anspruch zu erfüllen. 

Partizipation als Strukturmaxime lebensweltorientierter Sozialer Arbeit (Bundesmi¬ 
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 1990) meint die Beteiligung von 
Menschen an Entscheidungen über die Gestaltung von individuellen Hilfen und über allge¬ 
meine Angebote der Sozialen Arbeit, die Beteiligung an der Gestaltung von Sozialräumen 
und an politischen Prozessen. Heute sichern zumindest auf der rechtlichen Ebene alle So¬ 
zialgesetzbücher Partizipationsrechte von Bürgerinnen, und kaum ein Konzept oder eine 
Abhandlung über aktuelle Entwicklungen der Sozialen Arbeit kommt ohne den Bezug auf 
den Begriff Partizipation aus. Allerdings bleibt er dabei zumeist unbestimmt: Während die 
einen unter Partizipation die Teilhabe an Entscheidungsmacht im engeren Sinne verstehen 
(vgl. Arnstein 1969), geht es anderen lediglich um Informations- und Anhörungsrechte 
oder sogar allgemein um eine Zusammenarbeit (vgl. Pluto 2007). 

Das in der Frauenbewegung entwickelte Handlungsprinzip der Parteilichkeit (zu wei¬ 
teren Traditionslinien: Hartwig und Merchel 2000) knüpft an die Kritische Theorie der 
60er/7Oer-Jahre an. Wissenschaftliche Objektivität, so die Kritik, könne es nicht geben: 
Jede Analyse, Jedes Denken und Handeln gehe von bestimmten Prämissen aus, die be¬ 
reits eine gesellschaftliche Parteinahme beinhalteten. Daher sei es in der Sozialen Ar¬ 
beit notwendig, diese Prämissen offenzulegen und sich bewusst und offen parteilich für 
benachteiligte und ohnmächtige Betroffenengruppen zu positionieren. Nach intensiven 
Auseinandersetzungen um das Verhältnis von Parteilichkeit und politischem Engagement 
zu Professionalität wird in der heutigen Debatte um Parteilichkeit davon ausgegangen, 
dass beide in einem konstruktiven Spannungsverhältnis stehen und Fachlichkeit eine Vor¬ 
aussetzung darstellt, um eine parteiliche, für einzelne hilfreiche Arbeit zu gestalten. Im 
Konzept der Parteilichkeit verbindet sich also im Sinne von Advocacy ein wertschätzen¬ 
der Blick auf die individuelle Lebenswelt mit einer gesellschaftspolitischen Analyse und 
der expliziten Parteinahme für die jeweilige Klientel. Diese Orientierung war im Kon¬ 
text der Debatte um Kritische Sozialarbeit und später in der Entwicklung der Mädchen- 
und Frauenarbeit erforderlich, um für die Betroffenen Veränderungen in den verkrusteten 
Strukturen Sozialer Arbeit zu ermöglichen. Ähnlich wie der Begriff der Partizipation er¬ 
fährt jedoch auch der Begriff Parteilichkeit seitdem eine Verallgemeinerung. Mittlerweile 
wird er auf eine Vielzahl von Adressat_innen, Konzepten und Interaktionsbeziehungen 
angewandt. Hier läuft er Gefahr, sich zu einem Synonym für „akzeptieren“ und „ernst 
nehmen“ und damit zu einer „nichtssagenden Worthülse“ zu entwickeln (Merchel 2000, 
S. 51). 

Der Begriff Empowerment wurde in den 50er/60er-Jahren in US-amerikanischen Bür¬ 
gerrechtsbewegungen entwickelt, die sich als machtlos erlebten und durch Bündnisse auf 
die Selbstaneignung von Macht zielten. Dies erfolgte in zum Teil deutlicher Abgren¬ 
zung zur professionellen Sozialen Arbeit, der man Bevormundung, Defizitorientierung 
und Erziehung zur Hilflosigkeit vorwarf. Ende der 80er-Jahre fand der Begriff durch 
die Rezeption insbesondere von (Gemeinde-)Psychologen Eingang in die konzeptionellen 
Diskussionen der Sozialen Arbeit in der BRD. Sie wandten sich gegen die traditionelle 
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klinische Orientierung im Umgang mit Klientinnen und verfolgten das Ziel, diesen mehr 
Selbstbestimmung in der Gestaltung des eigenen Lebens zu ermöglichen, beispielsweise 
in Selbsthilfezentren. Weitaus schwieriger erwies sich die Übertragung von Empowerment 
auf solche Felder Sozialer Arbeit, die traditionell von einer dehzitorientierten Sichtwei¬ 
se geprägt waren. Gleichwohl fand auch hier der Begriff Eingang als Gegenentwurf zur 
Verbreitung individualtherapeutischer und defizitorientierter Konzepte und Denkweisen. 
Handeln im Sinne von Empowerment fragt nach eigenen Ressourcen und eigenen Kräf¬ 
ten, nach existierenden, stabilisierenden Beziehungen und nach eigenen Ideen der Men¬ 
schen, mit denen sie ihre Wünsche und Ziele entwickeln und verwirklichen können. Dies 
führt zu Handlungsstrategien wie Netzwerkarbeit und Selbsthilfeförderung, Erschließung 
individueller und sozialräumlicher Ressourcen und Förderung der Möglichkeiten zur Par¬ 
tizipation und Bürgerbeteiligung. 

In der Orientierung an den Stärken und den Selbstbestimmungsrechten der Betroffe¬ 
nen hegt einerseits die Stärke des Empowerment-Konzepts und seine Attraktivität für 
Fachkräfte. Andererseits setzt hier jedoch auch die Kritik an Empowerment als Advo- 
cacy-Konzept der Sozialen Arbeit an: Die individuellen Möglichkeiten, mit neuen Her¬ 
ausforderungen umzugehen, unterscheiden sich durch ökonomische, psychosoziale und 
emotionale Ressourcen, die dem Einzelnen zur Verfügung stehen. Mit der „Philosophie 
der Menschenstärken“, die ihm zugrunde hegt, läuft das Konzept Empowerment Gefahr, 
reale Benachteiligung, Ohnmacht und Leidenserfahrung zu übergehen. In der Entwick¬ 
lung des Konzepts waren sich Akteure dessen durchaus bewusst. Ausgehend von Rappa- 
ports berühmtem Satz „Rechte ohne Ressourcen zu besitzen, ist ein grausamer Scherz“ 
(Rappaport 1985, S. 268) wurde es auch als Aufgabe von Professionellen und Unterstüt¬ 
zerinnen gesehen, den Betroffenen notwendige Ressourcen zur Verfügung zu stellen und 
sich hierfür einzusetzen. Diese System- und gesellschaftskritischen Implikationen, die die 
Voraussetzung dafür darstellen, dass Empowerment nicht nur affirmative, sondern real an- 
waltschaftliche Funktion übernimmt, werden, so muss man kritisch konstatieren, in der 
Sozialen Arbeit häuüg nicht deutlich. 

Ein weiteres Konzept, das im Kontext von Advocacy in der Sozialen Arbeit angeführt 
werden muss, ist die Einmischungsstrategie (Mielenz 1981). Die Einmischungsstrategie 
beinhaltet das Überschreiten von Ressortgrenzen und die insbesondere kommunalpoliti- 
sche Einmischung in politische Felder, in denen die Problemlagen junger Menschen und 
ihrer Familien entstehen. Unter Beteiligung der Betroffenen soll sich die Kinder- und 
Jugendhilfe in übergreifende Planungsprozesse, Projektentwicklung und -durchführung 
einbringen. Die Verbesserung der Lebenslagen und Ressourcen soll dazu beitragen, die 
Möglichkeiten der eigenverantwortlichen Selbsthilfe von einzelnen, Gruppen und Initiati¬ 
ven zu erweitern. Die Einmischungsstrategie unterscheidet sich von den bisher genannten 
Konzepten insofern, als sie sich auf die Aufgabe der politischen Einflussnahme und kom- 
munalpolitischen Gestaltungsmöglichkeiten richtet und nicht auf die Einzelfallarbeit. Seit 
Einführung des SGB VIII ist ein solcher politischer Gestaltungsauftrag als Aufgabe der 
Kinder- und Jugendhilfe in § 1 Absatz 3 Punkt 4 SGB VIII explizit benannt, nach dem 
Jugendhilfe dazu beitragen soll, „positive Lebensbedingungen für junge Menschen und 
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ihre Familien sowie eine kinder- und familienfreundliche Umwelt zu erhalten oder zu 
schaffen“. 


Fallbeispiel: Ombudschaft in der Kinder- und Jugendhilfe 

Eine neuere Entwicklung im Kontext von Advocacy sind Ombudsstellen in der Kin¬ 
der- und Jugendhilfe. Sie hieten jungen Menschen und ihren Familien Unterstützung 
in Konflikten mit Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe, die sie alleine nicht lö¬ 
sen können. Dies können Konflikte mit dem Jugendamt sein - beispielsweise darüber, 
dass Eltern ihre Perspektive in der Hilfeplanung nicht ausreichend berücksichtigt sehen 
oder junge Volljährige die Beendigung ihrer Hilfe als zu früh empfinden. Es kön¬ 
nen aber auch Konflikte mit Eachkräften von freien Trägern sein - beispielsweise 
bei Vorenthaltung von Taschengeld in der Heimerziehung, aber auch bei körperlichen 
Grenzüberschreitungen oder dem Gefühl, von Betreuer_innen gemobbt zu werden. 

Seit 2002 gründeten Initiativen und Verbände in einzelnen Bundesländern Ombuds¬ 
stellen, die junge Menschen und deren Familien sowie Sorgeberechtigte in Konflikten 
mit Fachkräften der Kinder- und Jugendhilfe unterstützen. Ombudsstellen verstehen 
sich als von den wirtschaftlichen Interessen freier und öffentlicher Träger unabhängig 
agierende, dem Kindeswohl und den Adressat_innenrechten verpflichtete Beratungs¬ 
stellen. 2008 haben sich diese einrichtungsexternen Ombudsstellen im „Bundesnetz¬ 
werk Ombudschaft in der Jugendhilfe“ zusammengeschlossen (Urban-Stahl 2011). 

Ombudsstellen bieten auf der Einzelfallebene Information und Aufklärung, sozi¬ 
alpädagogische Beratung, fachliche Expertise und persönlichen Beistand sowie die 
Bereitstellung rechtlicher Beratung und gegebenenfalls Unterstützung in Verwaltungs¬ 
und Gerichtsverfahren. Ihr Anspruch ist es jedoch darüber hinaus, die Erfahrungen 
der Einzelfallarbeit auszuwerten, darin sichtbar werdende strukturelle Probleme zu 
identifizieren, die jeweiligen Verantwortlichen darauf aufmerksam zu machen und auf 
strukturelle (sozialpolitische) Veränderungen hinzuwirken. 

Ombudsstellen sind zwar eine Form von Beschwerdestellen, aber nicht mit ihnen 
gleichzusetzen: Eine Beschwerde ist eine Rückmeldung über eine Dienstleistung, ein 
Verhalten oder Ähnliches, die eine negative Bewertung des Geschehenen beinhaltet und 
in der Regel auf Bestätigung, Abhilfe oder Entschuldigung ausgerichtet ist. Beschwer¬ 
destellen sind dafür zuständig, Beschwerden anzunehmen und damit umzugehen. Wie 
dies erfolgt, kann unterschiedlich sein. Ombudschaft bezeichnet demgegenüber - aus¬ 
gehend vom skandinavischen „Ombudsman“ - eine bestimmte Vorgehensweise bei 
Beschwerden oder Streitfragen, in der die Interessen der strukturell unterlegenen Partei 
durch den Ombudsman oder die Ombudsfrau besondere Beachtung finden (Kucsko- 
Stadlmayer 2008). Ziel ist es, strukturelle Machthierarchien auszugleichen und eine 
gerechte Einigung zu erzielen. Dabei geht es der Ombudsperson nicht darum. Ratsu¬ 
chenden zur Durchsetzung ihres Willens zu verhelfen, sondern sie durch Information, 
Beratung und ggf. persönliche Intervention in die Lage zu versetzen, die allen Bür¬ 
gerinnen im Rahmen des Rechtsstaats zustehenden Rechte und Verfahrensmöglich¬ 
keiten wie Beschwerde, Widerspruchs- und Klageverfahren zu nutzen. Auch besteht 
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ein klarer Unterschied zum Konzept der Mediation: Mediation geht vom Idealfall aus, 
zwischen zwei Partnerinnen auf gleicher Augenhöhe zu vermitteln. Ombudschaft hat 
die Aufgabe, diese gemeinsame „Augenhöhe“ durch Unterstützung der unterlegenen 
Seite herzustellen. Zur Aufgabe von Ombudschaft gehört zudem, die in der Einzelfall¬ 
arbeit gesammelten Erfahrungen auszuwerten und die darin ersichtlichen strukturellen 
Probleme verantwortlichen Stellen zurückzumelden, um strukturelle Veränderungen zu 
initiieren. 

Auch wenn die Begriffe nicht trennscharf genutzt werden, deutet sich in der Ge¬ 
samtschau der Debatte doch eine Strukturierung an: In der Kinder- und Jugendhilfe 
wird der Begriff Beschwerde eher für Beschwerdeverfahren innerhalb von Einrichtun¬ 
gen genutzt, Ombudschaft demgegenüber eher für Anlaufstellen, die außerhalb von 
Einrichtung und Träger angesiedelt sind und bei denen der Status der Unabhängigkeit 
von besonderer Bedeutung ist. In den vergangenen Jahren finden sich darüber hinaus 
auch in der Psychiatrie und der Behindertenhilfe vermehrt Ansätze, um Klient_innen 
in Konflikten mit Eachkräften und Einrichtungen zu beraten. Auch im Kontext der Um¬ 
setzung der UN-Kinderrechtskonvention wird in Deutschland über die Einrichtung von 
Beschwerdestellen mit ombudschaftlicher Eunktion diskutiert, die sowohl auf Anfrage 
von Kindern und Jugendlichen, deren Vertrauenspersonen, Gruppen und Verbänden als 
auch aus eigener Initiative Probleme der Umsetzung von Kinderrechten aufgreifen und 
- sofern erforderlich - anwaltschaftlich tätig werden (vgl. National Coalition 2014). 

Ombudsstellen sind bisher in keiner Weise rechtlich in der Kinder- und Jugendhilfe 
verankert oder finanziell abgesichert. Einen ersten Vorschlag zur Implementierung von 
Ombudschaft legte Wiesner 2012 vor. 

Advocacy - professioneller Handlungsanspruch, keine Methode 

Advocacy als Anspruch beruflichen Handelns in der Sozialen Arbeit entsteht aus den 
Strukturen des Eeldes, muss jedoch innerhalb dieser Strukturen umgesetzt werden. Al¬ 
le Ansätze - seien es Partizipation, Parteilichkeit oder Empowerment - werden mit der 
Etablierung als Konzepte der Sozialen Arbeit in eben Jene Strukturen integriert, auf die 
sie reagieren sollen. Versuche, den Anspruch von Advocacy in Konzepte und Methoden 
zu übersetzen, sind daher stets der Gefahr der Aushöhlung ausgesetzt. Die professionellen 
Verarbeitungsmuster im Alltag der Sozialen Arbeit können leicht dazu führen, diese im 
Ursprung widerständigen Konzepte an die institutioneilen Strukturen und professionellen 
Deutungs- und Handlungsmuster anzupassen und damit die anwaltschaftliche Bedeutung 
und das darin liegende, zur Realisierung von Advocacy notwendige Konfliktpotenzial zu 
entschärfen. 

Strukturelle Spannungsfelder und Asymmetrien sind weder konzeptionell noch me¬ 
thodisch zu lösen - man kann nur reflexiv mit ihnen umgehen. Auch Konzepte können 
weder die der Sozialen Arbeit zugrunde liegenden Strukturen verändern noch Fachkräf¬ 
te ihrer daraus resultierenden Verantwortung entheben. Damit in der Sozialen Arbeit die 
Perspektive und die Rechte der Adressat_innen gewahrt werden, braucht es eine Selbst¬ 
verpflichtung der Fachkräfte zu anwaltschaftlichem Handeln. Advocacy erfordert daher 
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zunächst einmal eine kritische Begleitung des eigenen Tuns, eine ehrliche Auseinander¬ 
setzung damit, in wessen Auftrag und nach welchen Interessen im Einzelfall gehandelt 
wird, und die Offenlegung dessen. Es erfordert, die Perspektive der Klientinnen ernst zu 
nehmen und ihr in ungleichen Machtverhältnissen Gehör zu verleihen. 

Die Benennung von Problemen, die mit der Realisierung von Advocacy verbunden 
sind, kann vielleicht den Eindruck vermitteln, der Anspruch von Advocacy sei mit profes¬ 
sionellem Handeln eben doch nicht vereinbar und man könne ihn dann doch auch fallen 
lassen. Sich diesem Anspruch nicht zu stellen, löst jedoch die beschriebenen Probleme 
nicht. Wer sein Handeln in der Sozialen Arbeit nicht politisch begreift und sich zu ge¬ 
sellschaftlichen Strukturen, Benachteiligungen etc. nicht verhält, läuft Gefahr, Menschen 
manipulativ oder repressiv zu sozialen Anpassungsleistungen zu bewegen. Soziale Arbeit 
würde so einseitig zu einem Instrument der Festigung und Reproduktion gesellschaftlicher 
(Macht-)Strukturen und Ungerechtigkeiten und damit ihre Legitimation in einer demokra¬ 
tischen, dem Anspruch der sozialen Gerechtigkeit verpflichteten Gesellschaft verlieren. Es 
gibt also keine professionelle und ethisch legitime Alternative dazu, sich dem Anspruch 
von Advocacy zu stellen und die darin liegende Herausforderung anzunehmen. 

Fragen zur Reflexion 

• Welchen Einfluss haben gesellschaftliche Strukturen und Diskurse auf die Soziale Ar¬ 
beit und warum wird hieraus ein politisches Mandat der Sozialen Arbeit abgeleitet? 

• Aus welchen historischen Kontexten stammen die Konzepte Partizipation, Parteilich¬ 
keit, Empowerment und Einmischungsstrategie? Inwiefern entsprechen sie dem An¬ 
spruch des Advocacy? 

• Welchen Gefahren sind Advocacy-Konzepte in der Sozialen Arbeit ausgesetzt und wel¬ 
che Möglichkeiten haben Fachkräfte der Sozialen Arbeit, sich hierzu zu verhalten? 
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Zusammenfassung 

In der Handlungsform Beraten geht es um das Realisieren kommunikativer Reflexions¬ 
räume, in denen komplexe Fragen der Lebensführung von Adressat_innen im Rahmen 
eines wertschätzenden, aber zugleich themen-, prozess- und ergebnisneutralen Un¬ 
terstützungsangebots bearbeitet werden können. Der Begriff verweist also - anders 
als die umgangssprachliche Bedeutung nahelegt - im Kontext Sozialer Arbeit gera¬ 
de nicht auf das Erteilen von Ratschlägen und das bloße Vermitteln von Information. 
Für die analytische Schärfung des Beratungsbegriffs muss dieser deshalb idealtypisch 
von anderen Interaktionsformen wie dem Erziehen und Bilden oder dem Planen und 
Steuern abgegrenzt werden. In diesem Beitrag erfolgt die Klärung des Beratungsbe¬ 
griffs anhand eines illustrierenden Fallbeispiels durch die Abgrenzung von Beratung 
zu anderen Formen helfender Interaktion, durch die Darstellung von Handlungskompe¬ 
tenzerfordernissen, die Klärung der Methodenfrage sowie einen Ausblick auf aktuelle 
Beratungsforschung. 


Die Handlungsform Beraten verweist auf den in der Sozialen Arbeit gängigen Fachbe¬ 
griff Beratung. Gerade weil die situative Ausgestaltung des Beratens und Beratenwerdens 
eine große Vielfalt aufweist (Bauer und Weinhardt 2014; Nestmann et al. 2014a, b), tut 
eine multiperspektivische Klärung des Beratungsbegriffs not. Ein solches Vorgehen kann 
dabei nur eine Real-, und keine Nominaldefinition von Beratung zur Verfügung stellen. 
Diese Schwierigkeit hat Beratung mit fast allen anderen zentralen Handlungsbegriffen 
in der Sozialen Arbeit gemeinsam, sie zeigt sich in ihr jedoch in vielen Punkten beson- 
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ders verschärft: So liegen einseitige Verkürzungen des Beratungsbegriffs, z. B. als „kleine 
Schwester“ der Psychotherapie, nahe, in anderen Fällen kommt es zur konzeptionellen 
Diskreditierung des reflexiven Grundcharakters von Beratung. Dann wird sie für Zwecke 
der Kontrolle und Steuerung instrumentalisierbar, beispielsweise im Kontext von Zwangs¬ 
beratungen für Arbeitssuchende oder in der Abklärung von Kindeswohlgefährdung. Nur 
eine reflexive Realdeflnition des Beratungsbegriffs jenseits einseitiger Disziplin-, Arbeits¬ 
feld- und Methodenfragen erlaubt an diesen Stellen, konzeptionelle Chancen und Gren¬ 
zen der Hilfeform Beratung zu erkennen und sie in Bezug zu übergeordneten Diskursen 
Sozialer Arbeit zu setzen, in denen grundsätzliche Fragen der Ausgestaltung des Wohl¬ 
fahrtsstaates oder Versuche der theoretischen Verortung Sozialer Arbeit insgesamt (z. B. 
als lebensweltorientierte, systemische, bewältigungsbezogene etc. Soziale Arbeit) verhan¬ 
delt werden. 


Fallbeispiel: Beratung in der Schulsozialarbeit 

Nele ist 17 Jahre alt und geht auf eine Gemeinschaftsschule in einer Großstadt. Sie 
besucht dort die gymnasiale Oberstufe. Im Rahmen eines offenen Angebots in den Räu¬ 
men der Schulsozialarbeit sucht sie während eines Tischkicker-Spiels etwas intensiver 
als üblich den Kontakt mit Frau Reichert, die als Sozialpädagogin in der Schulsozialar¬ 
beit tätig ist. „Wie ist das eigentlich, kann man zu Ihnen auch mal einfach so kommen, 
ich meine alleine?“, ist Neles Frage, während sie mit Frau Reichert um Tore kämpfend 
zugange ist. Auf die Bestätigung von Frau Reichert erfolgt, wiederum nach einigen 
Spielzügen am Kicker, der Versuch einer vorsichtigen Präzisierung von Neles Wunsch. 
„Wann sind Sie denn da, in der kommenden Woche?“ Frau Reichert nennt Nele die 
Tage und Uhrzeiten der offenen Beratungszeit, in der man ohne weitere Anmeldungs¬ 
schritte vorbeikommen kann. Nele beendet daraufhin das Spiel am Tischkicker und 
verlässt mit einer weiteren Konkretisierung - „ich denke, dann komme ich mal vorbei“ 
- die Situation. In der Woche darauf erscheint sie, wie angekündigt, bei Frau Reichert 
in der offenen Beratungszeit. Es ist der erste strukturierte Einzelkontakt zwischen ih¬ 
nen, sie kennen sich bisher aus Neles sporadischen Besuchen der offenen Angebote der 
Schulsozialarbeit, in denen es in unterschiedlichen Konstellationen schon zu Gesprä¬ 
chen über Schulthemen und die Freizeitgestaltung kam. Nele lernt bei diesem Kontakt 
einen weiteren Raum der Schulsozialarbeit kennen, nämlich das „Beratungsbüro“, das 
etwas abseits der offenen Räume liegt und gemütlich eingerichtet ist. Ein Schild „Bitte 
nicht stören!“ an der Türe wird umgedreht und Nele darf sich einen Platz aussuchen. 
Nach einer kurzen Begrüßung öffnet Frau Reichert mit der Frage „Was können wir 
denn heute besprechen?“ den Raum für Neles Anliegen. Nele hat schon längere Zeit 
überlegt zu kommen, da sie vor einer für sie unlösbaren Frage steht: In der gymnasialen 
Oberstufe fühlt sie sich überlastet, wird zunehmend unzufriedener und geht nicht mehr 
gerne zur Schule, obwohl sie sich als prinzipiell interessierte Schülerin beschreibt. Auf 
die Frage von Frau Reichert, welche Strategien Nele schon unternommen habe, um 
Licht in diese Frage zu bringen, erzählt sie, dass ihre Mutter dafür plädiert, unbedingt 
und über Widerstände hinweg das Abitur anzustreben, während ihr Vater die Positi- 
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on vertritt, dass eine Schule, die keinen Spaß mache, die falsche Schule sei und Nele 
mit dem Realschulabschluss auch eine Ausbildung beginnen könne. In der fortschrei¬ 
tenden, fragenden Klärung mit und durch Frau Reichert zeigt sich eine Verschiebung 
der Perspektive von Nele auf ihre Frage. Sie erscheint nun nicht mehr als rein schul¬ 
besuchsbezogenes Anliegen, sondern als Frage des Umgangs mit Konflikten in ihrer 
Familie: Ihre Eltern befinden sich in einer Phase, in der eine Trennung wahrscheinlich 
ist. Nele ist das einzige Kind und leidet zunehmend unter den Auseinandersetzungen 
zu Hause, in die sie entlang des Themas Schule insofern besonders eingebunden ist, 
da ihr Vater Handwerker mit Realschulabschluss ist und ihre Mutter Kunsthistorikerin 
mit eigener Galerie. Die Plädoyers ihrer beiden Eltern beziehen sich damit aus Neles 
Sicht nicht nur auf das oberflächliche Problem der Wahl von Schule und Abschluss. 
Vielmehr erlebt sie die Abwertung von Schulwahloptionen durch die Elternteile als 
versuchte Vereinnahmung: Ihre „Schulfrage“ ist so nicht nur zum Medium stark kon- 
fliktärer Auseinandersetzungen zwischen den Eltern geworden, sondern bringt sie auch 
in eine Loyalitätsspannung im Eamiliengefüge. Gegen Ende dieses ersten Kontaktes 
geht Nele mit der Option, zu weiteren, dann im Voraus festgelegten Beratungsterminen 
zu kommen. In diesen Kontakten kann sich das von Erau Reichert angebotene Ar¬ 
beitsprogramm der Klärung ihrer eigenen Wünsche und Ziele ohne das „Hineinreden“ 
bedeutsamer Bezugspersonen wie Eltern, Lehrer_innen und Freund_innen entfalten. 
Nach einem etwa drei Monate umfassenden Prozess, der acht solcher strukturierten 
Termine und einige Tür- und Angel-Begegnungen umfasst, entscheidet sich Nele für 
den Weiterbesuch der gymnasialen Oberstufe. Im Beratungsprozess erörterte weiter¬ 
führende Unterstützungsangebote hat sie nicht in Anspruch genommen. 


33.1 Stellenwert von Beratung in der Sozialen Arbeit 

Im ersten Zugang zu dieser Fall Vignette werden bereits präzisierende Elemente von Be¬ 
ratung in der Sozialen Arbeit deutlich: Beratungsprozesse können sehr unterschiedlich 
begonnen, durchgeführt und beendet werden. Im Gegensatz zu einer herkömmlichen Be¬ 
ratungsstelle mit Komm-Struktur, in der ein in der Regel eher hochschwelliger Zugang mit 
meist notwendiger Voranmeldung realisiert ist, hat Nele ihre Beraterin in ihrem üblichen 
Alltag gefunden - Alltag gemessen daran, dass sie den Ort der Schulsozialarbeit bereits 
vorher, und auch zusammen mit Ereund_innen, zum Zeitvertreib aufgesucht hat. Obwohl 
der Kontext der ersten fokussierenden Begegnung am Tischkicker noch sehr informell er¬ 
scheint, darf nicht übersehen werden, dass Nele und Frau Reichert wahrscheinlich bereits 
auf einen möglichen Beratungsprozess eingestellt sind: Nele als Adressatin von Beratung 
hat mutmaßlich ihre eigenen und in ihrem sozialen Netzwerk vorhandenen Ressourcen be¬ 
reits für ihre Fragestellung genutzt (Weinhold et al. 2014), bevor sie den Kontakt zu Frau 
Reichert intensiviert. Frau Reichert hingegen ist als Fachkraft sensibel für Situationen in 
ihrem Arbeitsalltag, in denen aus Begegnungen unterschiedlicher Art Beratungskontakte 
entstehen können. Diese Differenz - zwischen in den Alltag eingebetteter, aber gleichwohl 
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Beratung als 


Querseliiiillsaulgabe von 

Angeboten Sozialer Arbeit 

Angebot Sozialer Arbeit 


spezialisierte Dienste, 

eingebettet in sozialpädagogischen 

Alltag, 

(Beratungsstellen) mit Komm- 
Struktur, 

niederschwellig, 

hochschwellig (z.B. 

V oranmeldung). 

eher thematisch und zeitlich 
flexible Prozesse, 

eher thematisch und zeitlich 
strukturierte Prozesse, 

Kontakte zwischen Adressat innen 

und Fachkräften können bereits vor 
dem Beratungsprozess bestehen 
und danach bestehen bleiben 

Kontakte zwischen 

Adressat innen und Fachkräften 
beginnen und enden in der Regel 
mit Beratungsprozessen 


Abb. 33.1 Veroitung von Beratung als Querschnittsaufgabe oder spezialisiertes Angebot in der So¬ 
zialen Arbeit. (In Anlehnung an Heiner 2010) 


als professionelles Angebot erbrachter Beratung und institutionell stark vorgeprägten Ar¬ 
beitsarrangements wie der Beratungsstellenarbeit - wird häufig als Unterschied zwischen 
Querschnitts- und Hauptaufgabe von Beratung in einem gegebenen Arbeitsfeld bezeich¬ 
net (Nestmann et al. 2014a). Für den Arbeitsbereich Schulsozialarbeit von Frau Reichert 
ist beispielsweise typisch, dass Beratung als Querschnittsaufgabe nur eines der von ihr 
erbrachten Angebote ausmacht (Spies und Pötter 201 1). Daneben gestaltet sie offene und 
geschlossene Gruppenangebote, ist stadtteilbezogen in der Vernetzung mit anderen Kol¬ 
legen und Diensten tätig etc. Abb. 33.1 gibt einen Überblick über hieraus entstehende 
Konsequenzen. 

Wichtig ist, dass die aus einer solchen Analyse resultierenden Formen von Beratung 
nicht in einem wertenden Verhältnis zueinander stehen. Vielmehr ist es fallweise je unter¬ 
schiedlich, ob ein querschnittlich erbrachtes Beratungsangebot sinnvoll ist und ausreicht 
oder ein spezialisierter Dienst angebrachter erscheint. Aus der Beratungs- und Thera¬ 
pieforschung (Lambert et al. 2013; Wampold und Imel 2015) ist zudem bekannt, dass 
ein Teil der Wirkungen von Beratung und Therapie auf deren rituelle Erbringungsform 
zurückgeht. Diese besteht gerade auch darin, Zeiten und Räume außerhalb der alltäg¬ 
lichen Lebenswelt aufzusuchen. Niedrig- und hochschwellig, alltagsnah und alltagsfern 
erbrachte Formen der Beratung weisen so jeweils spezifische Qualitäten auf, die in ihren 
Konsequenzen für Adressat_innen und, wie noch zu zeigen sein wird, auch bezüglich der 
Kompetenzen der Fachkräfte, gesehen werden müssen. Nele erschien beispielsweise der 
Gedanke des Aufsuchens der kommunalen Beratungsstelle für Jugend-, Ehe- und Famili¬ 
enberatung (sowohl alleine als auch gedankenexperimentell zusammen mit ihrer Familie) 
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als zu hochschwellig und störungsorientiert - wobei sie aber nicht ausschloss, diesen Weg 
bei Verschärfung der Konflikte neu zu bilanzieren. 


33.2 Beratung, Information, hilfreiches Gespräch, Therapie: 
Abgrenzung von anderen Formen helfender Interaktion 

Nach einem solchen, eher phänomenologisch entfalteten Blick auf Beratung im Alltag 
von Adressat_innen und sozialpädagogischen Fachkräften geht es nun darum, den Bera¬ 
tungsbegriff bezüglich Ziel und Funktion zu schärfen. Die Diskussion über diese Punkte 
kann derzeit keinesfalls als abgeschlossen gelten und ist so alt wie die Einführung des Be¬ 
ratungsbegriffs als nicht-klinische Hilfeform in die Soziale Arbeit (hierzu im Überblick 
Schneider und Heidenreich 2011). Die im Folgenden entfaltete Differenzierung ist aus 
diesem Grund nur eine von mehreren möglichen, die für sich aber in Anspruch nimmt, 
die meisten der an unterschiedlichen Stellen vorgebrachten Argumente bezüglich der Un¬ 
terscheidung der Formen helfender Interaktion (im Überblick Gregusch 2016) gestrafft 
zu berücksichtigen. Entlang gängiger Heuristiken wird meist zwischen den Unterstüt¬ 
zungsformen Information, Beratung und Therapie unterschieden, wobei vor allem die 
Unterscheidung zwischen Beratung und Therapie oft unklar bleibt. Das hier entfaltete 
Schema fügt als weitere Unterstützungsform das hilfreiche Gespräch (Tausch 1997) hinzu 
- eine für die Soziale Arbeit sehr nützliche und im US-amerikanischen Beratungsdiskurs 
weitverbreitete Unterscheidung. Die Grafik in Abb. 33.2 soll dabei verdeutlichen, dass es 
in den folgenden Ausführungen nicht um ein hierarchisches Verhältnis scharf abgrenzba- 
rer Hilfeformen geht, sondern um die qualitative Aufschlüsselung unterschiedlicher Modi 
der Gestaltung helfender Interaktion. Diese sind jeweils nicht randscharf zu definieren und 
können fallweise ineinander übergehen bzw. ineinander enthalten sein. 

Die wohl umfangreichste Definition des Beratungsbegriffs für die Soziale Arbeit findet 
sich bei Nestmann und Sickendieck (2011, S. 109): 

► Beratung „Beratung (engl. Counselling) ist eine spezifische Eorm der zwischen¬ 
menschlichen Kommunikation: Eine Person ist (oder mehrere Personen sind) einer 
anderen Person (oder mehreren anderen Personen) dabei behilflich, Anforderungen und 
Belastungen des Alltags oder schwierigere Probleme und Krisen zu bewältigen. Beratung 
umfasst Hilfen bei der kognitiven und emotionalen Orientierung in undurchschaubaren 
und unübersehbaren Situationen und Lebenslagen. Sie unterstützt Ratsuchende dabei, 
Wahlmöglichkeiten abzuwägen, sich angesichts mehrerer Alternativen zu entscheiden 
oder aber Optionen bewusst offen zu halten, Beratung ermöglicht und fördert Zukunfts¬ 
überlegungen und Planungen, die aus neu gewonnenen Orientierungen und getroffenen 
Entscheidungen resultieren, sie hilft Ratsuchenden die Planungsschritte zu realisieren und 
begleitet erste Handlungsversuche mit Reflexionsangeboten.“ 
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Abb. 33.2 Formen helfender 
Interaktion 



In dieser Definition wird zum einen die eingangs erwähnte Funktion des Aufspannens 
eines reflexiven Kommunikationsraums betont, zum anderen wird eine spezifische Form 
des Beziehungsarrangements zwischen Fachkräften und Adressat_innen verdeutlicht: 
Fachkräfte sind Adressat_innen im Modus der Orientierungssuche und Entscheidungsfin¬ 
dung behilflich. Die Expertise von Beratungsfachkräften besteht primär darin, methodisch 
gestützt konstruktive Such- und Entscheidungsprozesse zu initiieren. Die Adressat_innen 
selbst bleiben in der Beratung Expertinnen in eigener Sache. Konstelliert wird so ein 
Expert_innen-Expert_innen-Verhältnis in der Beratung, in der sich unterschiedliche Wis¬ 
sensformen in einer gleichberechtigten Arbeitsbeziehung wiederfinden. 

Abgrenzbar wird Beratung damit von Information, in der das Etablieren eines gemein¬ 
samen Kommunikationsraums auf Augenhöhe gerade nicht stattfindet. Vielmehr geht es 
im Ealle der Information darum, das Expert_innenwissen der Fachkräfte Adressat_innen 
als Ressource zu vermitteln. Es ist sicherlich wünschenswert, dass auch solche infor¬ 
mierenden Gespräche möglichst didaktisch strukturiert und freundlich erfolgen, um ein 
Maximum an Wissen bei oft begrenzter Zeit zu transportieren. Bei dieser Unterscheidung 
zwischen Beratung und Information darf also nicht per se ein wertender Maßstab ange¬ 
legt werden, der latent häufig im Sinne einer Abwertung von informierenden Gesprächen 
besteht. In vielen Handlungssituationen der Sozialen Arbeit ist es nämlich wichtig, dass 
Eachkräfte rasch Informationen z. B. über die Systeme materieller Grundsicherung oder 
rechtliche Bestimmungen für Adressat_innen bereitstellen. Eine kritisch zu sehende Per¬ 
spektive auf das Verhältnis zwischen Beratung und Information ergibt sich hier immer erst 
dann, wenn Letztere als Beratung präsentiert wird und das Eaktenwissen der Fachkräfte 
den Selbstdeutungen der Adressat_innen übergeordnet wird. 

Therapie wiederum (für den vorliegenden Artikel verstanden als Psychotherapie) lässt 
sich zunächst als „ein auf,Heilung' gerichtetes, gezieltes kommunikatives Handeln verste¬ 
hen. Dessen Ausgangspunkt sind krankheitswertige psychische Phänomene. Diese werden 
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aus der Person, ihrer ,Struktur“ und ihrer Geschichte heraus verstanden und schränken 
deren Befindlichkeit und (kommunikatives) Verhältnis zur Umwelt ein“ (Gildemeister 
und Robert 2005, S. 1901). Wie im Unterkapitel zur Methodenfrage in der Beratung 
noch erläutert wird, nutzen Therapie und Beratung häufig identische Methoden, was die 
Abgrenzung stark erschweren kann. Wichtig für die (im Wesentlichen nur professions¬ 
theoretisch durchhaltbare) Differenz sind also die unterschiedlichen Ausgangslagen und 
Erbringungskontexte von Beratung und Therapie. Während Soziale Arbeit hier proto- 
typisch von psychisch wenig bzw. unbeeinträchtigten Adressat_innen ausgeht, die im 
System der sozialen Sicherung versorgt werden, stellt Therapie als Ausgangsbedingung 
auf eine im medizinischen Sinne diagnostizierbare psychische Störung ab, die im Rah¬ 
men des Krankenversicherungswesens behandelt wird. So tragfähig und trennscharf diese 
Differenzierung unter den funktionalen Gesichtspunkten der Professionstheorie erscheint, 
so wenig haltbar ist sie oft in den jeweiligen beruflichen Realitäten: In nicht wenigen 
Arbeitsfeldern, beispielsweise in der Beratungsarbeit mit obdachlosen Menschen, sind 
Fachkräfte mit schwer beeinträchtigten Adressat_innen konfrontiert, die, würde man sie 
diagnostizieren, häufig nicht nur eine, sondern mehrere therapeutische Indikationen erfül¬ 
len (z. B. eine Suchtmittelabhängigkeit in Kombination mit einer affektiven Störung). Im 
Gegenzug ist seit dem Psychoboom (Bach und Molter 1976) der 1970er-Jahre bekannt, 
dass viele aus der urbanen Mittelschicht kommenden Therapiepatient_innen eher auf der 
Suche nach Selbsterfahrung statt dem Kurieren tatsächlich vorhandener Störungen sind. 

Information, Beratung und Therapie lassen sich schließlich noch abgrenzen vom hilf¬ 
reichen Gespräch. Es füllt - bei aller Vagheit der Definition - einen wichtigen Zwischen¬ 
raum, der sonst vorschnell und oft falsch der Beratung zugeschlagen wird. Hilfreiche 
Gespräche finden statt in Situationen, in denen es primär um das Da-Sein, Zuhören und 
Verständniszeigen geht. Im Zuge der Einführung des Begriffs hat Tausch (1997) exempla¬ 
risch früh auf hilfreiche Gespräche zwischen Lehrer_innen und Schüler_innen verwiesen. 
Dieser Lesart folgend können und müssen pädagogische Fachkräfte nicht permanent ein 
beratendes Gegenüber für das radikale und alle Konsequenzen umfassende Durchdenken 
schwieriger Situationen sein. Zum einen deshalb, weil sie in der Regel selbst mehr oder 
weniger prominent im pädagogischen Alltag Vorkommen, zum anderen ergibt sich eben 
gerade nicht aus jeder Situation mit Unterstützungsbedarf ein Beratungsauftrag. Die Ka¬ 
tegorie des hilfreichen Gesprächs verweist so primär auf ein professionelles Angebot, das 
nicht auf das Suchen und Finden von Antworten, sondern das Unterstützen und Da-Sein 
abstellt. 

Zusammenfassend ergeben sich in der versuchsweisen Abgrenzung der vier Hand¬ 
lungstypen die in Tab. 33.1 zusammengefassten Funktionen, Programme und Ziele die¬ 
ser Interaktionsformen. Erinnert sei hier nochmals an die prototypische Qualität dieser 
Abgrenzung: Nicht unüblich ist, dass in der Sozialen Arbeit Vermischungen dieser Hand¬ 
lungstypen Vorkommen. Im Fall der Beratung von Nele und Frau Reichert waren beispiels¬ 
weise informierende Elemente bezüglich der formalen Konsequenzen einer Trennung und 
Scheidung von Neles Eltern bedeutsam: Nele war unklar, welche rechtlichen Konsequen¬ 
zen dies für ihre Selbstbestimmungswünsche hätte, und nur mit den von Frau Reichert 
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Tab. 33.1 Übersicht über Formen helfender Interaktion 



Information 

Hilfreiches 

Gespräch 

Beratung 

Therapie 

Funktion 

Wissensvermittlung 

Emotionale 

Unterstützung 

Handlungs- und Ent¬ 
scheidungsbefähigung 

Heilung psychi¬ 
scher Störungen 

Programm 

Zeigen und Vermit¬ 
teln von Wissen 

Da-Sein und 

Verständnis 

zeigen 

Reflexion lebenswelt¬ 
licher Eragen und 
Probleme, Entwurf von 
Probehandlungen 

Reflexion in¬ 
nerpsychischer 
Fragen und Pro¬ 
bleme, Entwurf 
von Probehand¬ 
lungen 

Ziel 

Vergrößerung der 
Wissensbasis 

Emotionale 

Stabilisierung 

Handlungs- und Ent¬ 
scheidungsfähigkeit 

Heilung 


mitgeteilten Informationen (sowie denen aus einem Flyer des Jugendamtes) konnte die 
Beratung weitergehen. In anderen Fällen, z. B. in der Beratung in schweren Lebenskrisen, 
sind stellenweise hilfreiche Gespräche wichtiger als die eigentliche Beratungsarbeit. 

Die Vermischung bzw. das Herausentwickeln des Handlungstyps Beratung aus ande¬ 
ren pädagogischen Interaktionen kann dabei durchaus konstitutiv für die Besonderheit 
von Beratung (und hier im strikten Gegensatz zur per se alltagsfernen Therapie) gelten. 
Mollenhauer (1974, S. 112) beschreibt in seiner Einführung in die Sozialpädagogik das 
zentrale Moment, in dem sich aus einem Erziehungs- oder Bildungsprozess heraus eine 
potenzielle Beratungssituation bildet - ähnlich wie im Eall von Nele und Erau Reichert: 
„Die Beratung gehört zu denjenigen Erziehungsvorgängen, die einen Einschnitt im konti¬ 
nuierlichen Fluß des gesamten Erziehungsprozesses darstellen. Es sind herausgehobene 
Momente, in denen die Probleme verdichtet hervortreten oder eine besonders dringli¬ 
che Frage die Unterbrechung des Gewohnten erheischt. Die Beratung beginnt mit einer 
Frage.“ Fallweise kann eine Beratung selbstverständlich auch informierende Elemente 
enthalten, professionell durchdacht aber immer so, dass damit die Reflexionsprozesse 
der Adressat_innen befördert werden und mitgeteiltes Wissen nicht zu patemalistischen 
Lösungsvorschlägen verkommt. Die Entstehung von beraterischen Fragen aus dem Le¬ 
bensvollzug heraus ist dabei nicht erst ein Phänomen der Sozialpädagogik im Kontext der 
Sozialen Frage, sondern kann historisch auch früher verortet werden: Als Konsequenz der 
Aufklärung und der damit einhergehenden Freisetzung der Subjekte (Wandhoff 2016). 


33.3 Beratenkönnen als spezifische Handlungskompetenz 
von Fachkräften 

Aus dem bisher Dargestellten wird deutlich, dass Beratenkönnen eine spezifische Hand¬ 
lungskompetenz erfordert, die von anderen Handlungskompetenzen in der Sozialen Arbeit 
sorgfältig zu unterscheiden ist. Beratenkönnen stellt aus kompetenzorientierter Sicht eine 
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Abb. 33.3 Beratungskompetenzstrukturmodell. (Weinhardt 2015, S. 11) 


umgrenzte Domäne innerhalb der Sozialen Arbeit dar. Einzelne Elemente, die diese pro¬ 
fessionelle, domänenspezifische Handlungskompetenz in der Beratung ausmachen, lassen 
sich - wie in Abb. 33.3 gezeigt - in Eorm eines Kompetenzstrukturmodells darstellen. Ein 
solches Modell dient als abstrahierte, theoriegestützte Heuristik in Lehre und Eorschung 
und ist nicht auf bestimmte Arbeitsfelder oder Beratungsthemen hin fokussiert. Vielmehr 
kann es als Ausgangsbasis dienen, Fragestellungen bezüglich Beratung in Lehre und For¬ 
schung zu entwickeln und zu präzisieren. Um der domänenspezifischen Anlage gerecht zu 
werden, sind die einzelnen Bestandteile des Kompetenzmodells auf einer Ebene mittleren 
Generalisierungsgrades angelegt. Weitere Abstraktion würde die Gefahr bergen, lediglich 
ein sehr allgemeines Modell psychosozialer Arbeit zu erzeugen, zu enge Konkretisierung 
hingegen eine sehr ausführliche Darstellung erfordern. 

Im Modell beschrieben sind nicht nur die wesentlichen Elemente, die Beratungskompe¬ 
tenz ausmachen, sondern auch die jeweiligen Sphären ihrer hauptsächlichen Entstehung. 
Diese Trennung in die drei Sphären der biografischen Rahmenfaktoren, des Wissens und 
des Könnens verweist damit zwingend zugleich auf die komplexen Wechselspiele unter¬ 
schiedlicher Lern- und Bildungsorte auf dem Weg zur professionellen Beratungsfachkraft. 

Die erste Einflusssphäre beinhaltet ÜberzeugungenAVerthaltungen, motivationale Ori¬ 
entierungen und Selbstregulationsfähigkeiten. Diese Faktoren gelten für einen breiten 
Bereich psychosozialer Tätigkeiten, beispielsweise auch für das Lehrerhandeln im Rah¬ 
men der COACTIV-Studie (Baumert et al. 2009), als wichtige Einflüsse. Das Modell 
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unterstellt, dass diese Faktoren in einer für Beratung notwendigen Ausformung nicht nur 
einen wesentlichen Einfluss auf die professionelle Handlungskompetenz haben, sondern 
vor allem auch in biograflsch-informellen Kontexten ihre individuelle Erstausprägung er¬ 
halten. Diese konzeptionelle Hereinnahme solcher bisweilen schwer fassbarer Eaktoren 
hat den Grund, dass Fachkräfte mit ihrer gesamten Person das Hauptwerkzeug mensch¬ 
licher Veränderungsarbeit in der Sozialen Arbeit darstellen und wesentliche biografische 
Erfahrungen in Ausbildung und Studium wichtige Ausgangsbasen für Lern-, Bildungs¬ 
und Professionalisierungsprozesse sind. Hierzu gehören beispielsweise Fragen nach un¬ 
terschiedlichen kognitiven Konzepten von Beratung und Aspekte von Motivation und 
Volition. Im Fall der Beratung von Nele war Frau Reichert beispielsweise immer wieder 
in der Vor- und Nachbereitung der Beratungskontakte mit ihren eigenen Ideen bezüglich 
dem, was gut für Nele ist und wie die Beratung weitergehen soll, konfrontiert. Schul- und 
Familienfragen (Bauer und Weinhardt 2017) laden geradezu dazu ein, eigene biografische 
Erfahrungen mit den Beratungsanliegen von Adressat_innen unreflektiert zu vermischen. 

Der Bereich des Wissens stellt die zweite Einflusssphäre dar. Er untergliedert sich 
nochmals in feldspezifisches Wissen, das im folgenden Unterkapitel noch näher be¬ 
schriebene Interaktions-ZMethodenwissen sowie das diagnostisch-pädagogische Wissen 
(Sickendiek et al. 2011). Mit feldspezifischem Wissen ist dabei gemeint, dass Beratungs¬ 
fachkräfte z. B. einschlägige rechtliche Regelungen (bspw. bezüglich der Schweigepflicht) 
kennen, aber auch z. B. über Wissen hinsichtlich der Lebenslagen ihrer Adressat_innen 
oder der verhandelten beraterischen Fragestellungen verfügen. Der Bereich des Inter- 
aktions- und Methodenwissens beinhaltet Kenntnisse in Interventions- und Gesprächs¬ 
führungstechniken. Diagnostisch-pädagogisches Wissen schließlich umfasst z. B. die 
für Beratung relevanten Aspekte menschlicher Entwicklung (und deren Abweichungen) 
oder Wissen über psychiatrische Diagnosen im Kontext multiprofessioneller Zusam¬ 
menarbeit. Diese Wissensbestände werden von Beratungsfachkräften üblicherweise in 
institutionalisierten Bildungsprozessen, wie dem Studium und den anschließenden Wei¬ 
terbildungsmaßnahmen, erworben. 

Der letzte Bereich schließlich adressiert das Können, also den Performanzaspekt be¬ 
raterischen Handelns. Auch dieser Bereich ist nochmals in drei Teile untergliedert und 
definiert jeweils einen sozialen, zeitlichen und sachlichen Aspekt. Die soziale Dimensi¬ 
on lässt sich im Sinne einer Balancierfähigkeit zwischen Aktivität und Passivität (z. B. 
in der Eähigkeit, stille Adressat_innen zu animieren und lebhafte oder aggressive Adres- 
sat_innen zu strukturieren) oder einem gelingenden Umgang mit Konflikten beschreiben. 
Der zeitliche Aspekt umfasst die Strukturierung von einzelnen Beratungssitzungen, aber 
auch des Gesamtprozesses in seiner Aneinanderreihung von Terminen. Und schließlich 
beschreibt der sachliche Aspekt z. B. die Fähigkeit zur Auswahl der für einen Fall ange¬ 
messenen Techniken, Methoden und Settings. Auch für den Bereich des Könnens gibt das 
Modell den angenommenen Hauptlernort an, der hier in der (übenden) Praxis und den dort 
stattfindenden Routinisierungsprozessen liegt. 

Bezogen auf die Zeitperspektive des Erwerbs einer solchen beraterischen Handlungs¬ 
kompetenz zeigen neuere Studien, dass der aus der Expertise- und Kompetenzforschung 
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bekannte Zeithorizont von etwa 10 Jahren in Anschlag gebracht werden kann (Strasser 
2006; Strasser und Gruber 2015; Weinhardt 2016a). 


33.4 Die Methodenfrage in der Beratung 

Aufbauend auf dem Kompetenzmodell soll im Folgenden noch ein kurzer Blick auf die 
sogenannte Methodenfrage in der Beratung geworfen werden. Sie ist insofern bedeutsam, 
als in der Sozialen Arbeit überwiegend Beratungsmethoden eingesetzt werden, die ihren 
Ursprung in psychotherapeutischen Schulen haben, beispielsweise der klientenzentrier¬ 
ten, verhaltenstherapeutischen, psychoanalytischen oder systemischen Therapie. In der 
Methodenfrage spezifiziert sich dabei sowohl die konkrete Ausgestaltung beraterischer 
Interaktion als auch die Entfaltung des zu jeder psychotherapeutischen Schule zugehö¬ 
rigen Welt- und Menschenbildes. Insbesondere die systemische Beratung (Levold und 
Wirsching 2014; von Schlippe und Schweitzer 2014) hat sich in den letzten Jahrzehn¬ 
ten als methodisch besonders passend für die Soziale Arbeit herausgestellt (Weinhardt 
2016b): Sie ist bereits von ihrer Theorieanlage her für Beratungen in komplexen, mehre¬ 
re Personen und divergente Ziele umfassenden Settings geschaffen. Mit ihrem eher das 
Interaktionsgeschehen und die Ressourcen fokussierenden Blick, der den Adressat_innen 
die größtmögliche Autonomie über den Beratungsprozess verschafft, verfügt sie zudem 
über eine gute Passung zu modernen Konzepten Sozialer Arbeit. In der Beratung von Ne- 
le hat Frau Reichert, die über eine Weiterbildung in Systemischer Beratung und Therapie 
verfügt, zahlreiche systemische Elemente einfließen lassen: So war Nele beständig darin 
gefordert, ihren eigenen Möglichkeitsraum (von Schlippe und Schweitzer 2014) hinsicht¬ 
lich des Denkens und Handelns zu erweitern. In der zentralen Frage der Schullaufbahn hat 
sie hierzu beide Alternativen in Form verschiedener Pfade mit wichtigen Stationen für die 
kommenden Jahre auf dem Boden ausgelegt, zusammen mit Frau Reichert „beschritten“ 
und an zahlreichen Punkten die Frage beantwortet „Was wäre dann? Wie zufrieden wäre 
ich? Wer würde sich für mich freuen? Wer würde sich über meine Entscheidung ärgern?“ 
In dieser Einheit trat dabei der eigene Wunsch nach Erlangung des Abiturs für Nele in 
überraschender Klarheit zutage und der Fokus ihres Anliegens verlagerte sich darauf, wie 
sie diesen für sie richtigen Weg möglichst konfliktfrei unter Einbezug ihrer Eltern und 
anderer relevanter Personen aus ihrem Netzwerk umsetzen kann. 

Fachkräfte, die sich auf den Bereich der Beratung spezialisieren wollen, müssen also 
für ihre methodische Fort- und Weiterbildung eine Auswahl vornehmen zwischen un¬ 
terschiedlichen Konzepten, die jedoch aus Gründen einer gelingenden Wissensbildung 
nicht unmittelbar eklektisch miteinander kombiniert werden können (Weinhardt 2016c). 
Vielmehr scheint neben der Passung einer Methode für das jeweilige Arbeitsfeld auch 
die Passung bezogen auf die Persönlichkeit der Fachkraft zentral. Aus der Common- 
Factor-Forschung ist bekannt, dass die positiven Wirkungen der stellenweise sehr unter¬ 
schiedlichen therapeutischen Vorgehensweisen auf ähnlichen Wirkmechanismen beruhen 
(Lambert et al. 2013; Vossler 2014; Wampold und Imel 2015). Für (angehende) Beratungs- 
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fachkräfte ist es deshalb wichtig, sich Orientierung über verschiedene Beratungsmethoden 
zu verschaffen und zu prüfen, ob die damit einhergehenden Implikationen nicht nur mit 
arbeitsfeldspezifischen Anforderungen, sondern auch mit dem eigenen Arbeitsethos in 
Deckung zu bringen sind. 

Der Erwerb methodischer Handlungskompetenz entlang beraterisch/therapeutischer 
Konzepte stellt zusammenfassend einen wichtigen, jedoch bei weitem nicht alleinigen 
Teil gelingender Beratung dar. Eine zu starke Fokussierung leistet einer (oft ungewollten) 
Therapeutisierung Sozialer Arbeit Vorschub, eine ausbleibende Beschäftigung mit der 
Methodenfrage führt zu ausbleibender Professionalisierung in der komplexen Handlungs¬ 
domäne Beratung. 


33.5 Ausblick: Beratungsforschung 

Die empirische Erforschung des umfassenden Themenkomplexes Beratung in der So¬ 
zialen Arbeit hat in Deutschland im Unterschied zum internationalen Diskurs und vor 
allem bezogen auf den US-amerikanischen Raum, aus dem wesentliche Entwicklungs¬ 
impulse stammen, eine vergleichsweise kurze Tradition und immer noch gilt, dass sie 
sich noch in der Konstituierungsphase (Dewe 2011) behndet. Übergeordnete Themen, 
die in der sozialpädagogischen Beratungsforschung derzeit verhandelt werden, sind die 
Erfassung und Modellierung der Professionalisierungsprozesse der Beratungsfachkräfte 
(im Überblick Bauer und Weinhardt 2016; Weinhardt 2015) sowie die Ausdifferenzierung 
von Beratung innerhalb der Sozialen Arbeit (im Überblick Bauer und Weinhardt 2014). 
Zu vielen spezialisierten Fragestellungen, die zumindest Schnittmengen mit der Sozia¬ 
len Arbeit aufweisen, ist in den letzten Jahren ein bisher noch lose assoziierter Korpus 
von Studien entstanden, beispielsweise zu Beratung in der Arbeitswelt (Guggemos et al. 
2014), Beratung alternder Menschen (Pohlmann et al. 2013), Beratung in der Erwach- 
senbildungAVeiterbildung (Maier-Gutheil et al. 2012) oder zu dem für Soziale Arbeit 
zunehmend wichtiger werdenden Feld der Beratung von Organisationen (Schiersmann 
und Thiel 2012). 

Fragen zur Reflexion 

• Erinnern Sie sich an eine Situation aus ihrem beruflichen oder privaten Umfeld, von der 
Sie denken, dass darin beraterisch gehandelt wurde. Mit welchen Wissenselementen 
aus dem vorliegenden Text können Sie diese Situation reflektieren und die Beschrei¬ 
bung theoretisch anreichem? Bleiben Sie nach Abschluss dieser Reflexion bei der 
Einschätzung, dass es sich um eine Beratungssituation gehandelt hat? 

• Bezogen auf ihren eigenen Professionalisierungsprozess: Welchen Stellenwert messen 
Sie dem Beraten für Ihre zukünftige Tätigkeit in der Sozialen Arbeit bei? 

• Diskutieren Sie die Grenzen von Beratung: Wo sehen Sie Gefahren einer übermäßigen 
Betonung von Beratung in der Sozialen Arbeit? Mit welchen theoretischen Perspekti¬ 
ven können Sie Ihre Kritik untermauern? 
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Zusammenfassung 

Gemeinhin gelten nicht Erziehen und Bilden, sondern gilt Hilfe als Grundbegriff So¬ 
zialer Arbeit. Erziehung und Bildung werden allenfalls Handlungsfeldern der Kinder- 
und Jugendhilfe wie der Kindertagesbetreuung, den Hilfen zur Erziehung oder der Ju¬ 
gendarbeit und Jugendsozialarbeit zugeschrieben. Dabei waren Erziehung und Bildung 
zentrale Bezugspunkte in der Geschichte der Sozialen Arbeit. In der Zeit ihres Ausbaus 
zwischen 1960 und 1990 wurde dieser Zusammenhang jedoch zugunsten von Begrif¬ 
fen wie Emanzipation und Empowerment, Lebenswelt und Lebensbewältigung sowie 
Beratung in den Hintergrund gedrängt. Erst seit Beginn des dritten Jahrtausends wird 
wieder über die Erziehungsfunktion und das Bildungspotenzial der Sozialen Arbeit 
diskutiert. 


Soziale Arbeit unterstützt Individuen bei der Auseinandersetzung mit den Rollenanfor¬ 
derungen, die mit unterschiedlichen Lebensaltern verbunden sind, Böhnisch et al. (2005, 
S. 122) definieren sie deshalb als „Hilfe bei der Bewältigung des Lebenslaufs“. Gleich¬ 
zeitig übt Soziale Arbeit dahingehend soziale Kontrolle aus, dass Individuen sich die¬ 
se Rollen im Sinne eines dominanten institutionalisierten Normallebenslaufs aneignen. 
Ihre Handlungsfelder sind entsprechend nach Lebensaltern geordnet (Hamburger 2012, 
S. 156 ff.). Soziale Arbeit ist eine gestaltende Kraft in Bezug auf Lebensläufe und vor 
allem auf Übergänge in diesen Lebensläufen, klassischerweise den Übergang von der Ju¬ 
gend ins Erwachsensein, längst aber auch in der frühen Kindheit, im Erwachsenenalter 
und sogar im höheren Alter (Hanses und Homfeldt 2008). Bildung, Erziehung und Hilfe 
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bilden dabei eine untrennbare Trias, die in den Handlungsfeldern Sozialer Arbeit unter¬ 
schiedlich sichtbar wird. 

Im Folgenden werden zuerst die Begriffe Bildung und Erziehung hergeleitet und de¬ 
finiert sowie ihr Verhältnis zu Hilfe reflektiert. Zweitens werden in unterschiedlichen 
Handlungsfeldern jeweilige Ausprägungen der Trias Bildung, Erziehung und Hilfe iden¬ 
tifiziert. Vertieft wird dies drittens am Beispiel der Offenen Kinder- und Jugendarbeit und 
der Jugendsozialarbeit. Abschließend wird versucht, ein spezifisch sozialpädagogisches 
Verständnis von Erziehung und Bildung zu bestimmen. 


34.1 Erziehung und Bildung: Begriffsbestimmungen 

Erziehung, Bildung und Hilfe haben als Begriffe gemeinsam, dass sie Interaktionen zwi¬ 
schen Individuen bezeichnen, allerdings aus Perspektive unterschiedlicher Akteure. Dies 
zeigt sich bereits auf der sprachlichen Ebene: Erziehen und Helfen sind transitive Verben 
- im Sinne von jemandem helfen oder jemanden erziehen -, Bilden kann sowohl transitiv 
(etwas oder jemanden bilden) als auch intransitiv verwendet werden: sich bilden. In der 
Erziehungswissenschaft hat sich daher zum Verständnis pädagogischer Interaktionen und 
Situationen die Unterscheidung zwischen Vermittlung und Aneignung durchgesetzt. Mit 
Vermittlung (transitiv) ist die Übertragung von Kenntnissen, Fertigkeiten und Normen 
gemeint. Zentraler Modus dieser Vermittlung ist Erziehung. Vermitteln bedeutet dabei 
jedoch nicht Übertragung seitens der Erziehenden im direkten Sinne, vielmehr müssen 
Kenntnisse, Fertigkeiten und Normen von den Adressat_innen dieser Vermittlungspro¬ 
zesse angeeignet werden, die sich dadurch bilden. Es handelt sich folglich um soziale 
Prozesse. Während Erziehung als pädagogische Kategorie jedoch eher von den Erziehen¬ 
den aus gedacht wird, fokussiert der Bildungsbegriff mehr die aktive Aneignung seitens 
der Lernenden bzw. Bildungssubjekte. 

Erziehung markiert eine Beziehung, die davon ausgeht, dass eine Person von der Not¬ 
wendigkeit bzw. Wichtigkeit bestimmter Kenntnisse, Eertigkeiten und Normen überzeugt 
ist und bei einer anderen Person deren Fehlen ausmacht. Diese wird somit zum Adres¬ 
saten bzw. zur Adressatin pädagogischer Absichten. Friedrich Schleiermachers Frage in 
seiner Vorlesung im Jahre 1812 „Was will die ältere Generation mit der jüngeren?“ (2000) 
markiert ein solches Erziehungsverhältnis als Generationenverhältnis wie es in Eamilie, 
Kita, Schule oder Jugendhilfe institutionalisiert ist. 

Woher kommen die Erziehungsabsichten bzw. -ziele der Erziehenden? Siegfried Bern¬ 
feld (1981) hat Erziehung als die „Summe der Reaktionen der Gesellschaft auf die Ent¬ 
wicklungstatsache“ bezeichnet. Erziehung und Erziehungsziele resultieren also aus einer 
gesellschaftlichen Ordnung und aus der Eunktion, diese Ordnung durch Vermittlung an die 
nachfolgende Generation aufrechtzuerhalten. Ganz statisch ist dieses Verhältnis allerdings 
nicht. In modernen Gesellschaften, die durch dynamischen sozialen Wandel gekennzeich¬ 
net sind, ist „nicht dekretiert, dass das Morgen dem Heute und Gestern zu gleichen hat“ 
(Mollenhauer 1964, S. 26). Das heißt, Erziehung trägt nur dann zu gesellschaftlicher In- 
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tegration bei, wenn sie ihren Adressat_innen im Sinne eines „learning by doing“ auch 
Räume lässt, eigene Praktiken zu entwickeln und auszuprobieren. 

Erziehung erfüllt also auch eine Funktion, die über die Absichten der Erziehenden hin¬ 
ausgeht. Mit dem anthropologischen Begriff der menschlichen „Frühgeburt“ ist gemeint, 
dass Menschen bei der Geburt alleine nicht überlebensfähig sind. Außerdem werden sie in 
eine von Menschen gemachte, vergesellschaftete Welt hineingeboren, die durch Sprache 
strukturiert ist. Um in dieser Welt handlungsfähig zu werden, bedürfen sie der Einführung 
bzw. Erziehung, andernfalls bleibt ihnen diese Welt fremd, bedeutungslos und bedrohlich. 
Da die menschliche Lebensweise einer ständigen Evolution unterliegt und dabei immer 
mehr Wissen akkumuliert wird, wird der Umfang notwendigen Wissens in der Geschichte 
immer größer. So verlängert sich die Dauer von Erziehung ständig: erst die Schulpflicht, 
dann außerschulische und Weiterbildungsangebote, inzwischen gilt Kinderbetreuung als 
Bildungsgelegenheit - bis hin zur Anforderung „lebenslangen Lernens“ (Winkler 2010). 
Inzwischen existieren eine ganze Reihe von Handlungsfeldern, in denen Erwachsene die 
Adressat_innen pädagogischer Absichten sind - von der Erwachsenenbildung über die 
Suchthilfe bis hin zur Erziehungsberatung (Hof 2009). In den 1960er-Jahren begründete 
Mollenhauer (1964) Beratung als sozialpädagogischen Modus der Erziehung, auch weil 
es in vielen Handlungskonstellationen Sozialer Arbeit eher um das [/mlernen von als ab¬ 
weichend oder riskant etikettierten Orientierungen oder von für eine zufriedenstellende 
Lebensbewältigung nicht hinreichenden Praktiken der Lebensführung als um das Erlernen 
von Inhalten und Kenntnissen geht. Wichtig ist zu ergänzen, dass Lernen keineswegs nur 
durch Erziehung stattfindet, sondern Teilaspekt des umfassenderen Prozesses der Sozia¬ 
lisation ist, durch die Menschen sich im Austausch mit ihrem sozialen Umfeld die darin 
enthaltenen Normen, Praktiken, Kenntnisse und Fähigkeiten aneignen. Wo dieses Lernen 
nicht pädagogischen Absichten entspringt, spricht man von informellem Lernen. 

Was tut man, wenn man erzieht? Im 19. Jahrhundert galt das „Zeigen“ als Grundmo¬ 
dus der Erziehung. Erziehung wurde primär als Vermittlung bestimmter Wissensinhalte 
und Kenntnisse an die jüngere seitens der älteren Generation im Modus des Unterrichts 
verstanden. In der Reformpädagogik Anfang des 20. Jahrhunderts wurde dies erweitert 
in Richtung auf „Gemeinsames Tun“ (Winkler 2010, S. 73). In seiner Theorie der Sozial¬ 
pädagogik hat Winkler vor allem aber „Ortshandeln“, die Einrichtung von Orten, an denen 
Subjekte sich die Welt aneignen können, als grundlegenden sozialpädagogischen Modus 
des Erziehens bestimmt (Winkler 2010, S. 72). Dabei sind Sozialpädagog_innen nicht nur 
„Raumwärter“ (Deinet 1999, S. 34), sondern ihre Beziehungsangebote gehören elementar 
zu diesen Orten. Nach Müller heißt Erziehen in der Jugendhilfe deshalb unter anderem 
auch, „sich verwenden zu lassen“ (Dörr 2013). 

► Erziehung bezeichnet also eine Beziehung, die durch die absichtsvolle Anregung 
und Unterstützung von Lernprozessen Anderer geprägt ist. Sie umfasst damit diejeni¬ 
gen Aspekte der Sozialisation, die den Absichten Anderer - Eltern, Lehrkräften, Aus- 
bilder_innen oder eben Sozialarbeiter_innen und Sozialpädag_innen - entspringen. Dabei 
gilt jedoch aufgrund der Tatsache, dass Lernen eine Aktivität des Lernenden ist: „learn¬ 
ing cannot be designed, it can be only designed for“ (Wenger 1998, S. 228). Luhmann 
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und Schorr (1982) haben dies als das Technologiedefizit der Erziehung bezeichnet, deren 
Wirkung immer ungewiss ist. 

Bildung bezeichnet demgegenüber einen subjektiven Aneignungsprozess des Indivi¬ 
duums. Der Bildungsbegriff entstammt der Aufklärung, genauer dem deutschen Neuhu¬ 
manismus. Pestalozzi (1797, S. 207) sah den Menschen „als Werk seiner Selbst“. Für 
Humboldt (1851, S. 106) war der „wahre Zweck des Menschen ... die höchste und pro- 
portionierlichste Bildung seiner Kräfte zu einem Ganzen ... Zu dieser Bildung ist Freiheit 
die erste, und unerlässliche Bedingung ... außer der Freiheit ... [die] Mannigfaltigkeit 
der Situationen.“ Bildung bedeutet für den Menschen danach, „so viel Welt als möglich 
zu ergreifen und so eng als er nur kann mit sich zu verbinden“. In der modernen Bil¬ 
dungstheorie liest sich das als „in die Welt hinaus gehen, um zu sich selbst zu kommen“ 
(Stojanov 2006, S. 115) oder als Transformation von Selbst-Welt-Verhältnissen. Über die 
Reflexion der eigenen Stellung in der Welt wird man zum Subjekt - oder besser: ent¬ 
wickelt sich Subjektivität (Marotzki 1990). Bildung setzt Lernen voraus, erst durch die 
Reflexion eigener Lernprozesse verändert sich jedoch auch das Selbst-Welt-Verhältnis 
(vgl. Koller 2010). 

Historisch entspringt die Bildungsidee einer Zeit, die jedoch nicht nur durch die Auf¬ 
klärung, sondern auch durch die Industrialisierung und durch das Aufstreben des Bürger¬ 
tums geprägt war. Bildung diente dem Bürgertum sowohl zur Rationalisierung und Pro¬ 
duktivitätssteigerung von Erwerbsarbeit als auch dazu, die Geburtsprivilegien des Adels in 
Frage zu stellen und sich gleichzeitig von den niederen Ständen der Bauern und Arbeiter 
abzugrenzen. Bildung wurde als Ausdruck der Leistungsfähigkeit des Einzelnen inter¬ 
pretiert und damit zum Motor der Leistungsgesellschaft. In einer zunehmend komplexen 
und individualisierten sozialen Welt mussten Individuen moralische, kognitive und Hand¬ 
lungsdispositionen für das Soziale entwickeln - es geht dabei um den durch Zivilisierung, 
Kultivierung und Moralisierung hergestellten Zwang zum Selbstzwang als Bedingung so¬ 
zialer Ordnung bzw. mit Kant um „die Kultivierung der Freiheit bei dem Zwange“ (1983, 
S. 711). Die Einführung eines öffentlichen Bildungssystems führte zur Standardisierung 
von Bildung als „Universalie“ moderner Gesellschaften (Adiek 2004) und erfüllt nach 
Fend (1974) drei zentrale gesellschaftliche Funktionen: die Qualifikation von Arbeits¬ 
kräften, die Zuweisung von Individuen zu ungleichen beruflichen und sozialen Positionen 
und die Integration in bzw. Anpassung an eine herrschende Werteordnung. 

► Bildung bezeichnet Prozesse, in denen sich Individuen ihrer Lernprozesse bewusst 
werden und sich Kenntnisse und Fertigkeiten reflexiv zu eigen machen, sie in ihr Selbst, 
ihre Identität integrieren. Dabei gilt es zwei Seiten des Bildungsbegriffs zu unterschei¬ 
den: das bildungstheoretische Verständnis von Subjektivierung als reflexivem Selbst-Welt- 
Verhältnis und das funktionale Verständnis von Bildung als Faktor der Integration und Re¬ 
produktion in ungleichen Gesellschaften; Bildung eröffnet den Einzelnen die Möglichkeit, 
ihr Leben selbst zu gestalten (Subjektivierung), organisiert und legitimiert über Zertifikate 
gleichzeitig aber auch ungleiche Erwerbs- und soziale Positionen. 
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Wie hängen nun Erziehung und Bildung zusammen? Zuerst einmal kann Bildung ein 
Erziehungsziel sein, ob im aufklärerischen Sinn der Mündigkeit oder im funktionalen 
Sinn der Anpassung an gegebene Normen und Strukturen, neuerdings gefasst im Begriff 
standardisierbarer und messbarer Kompetenzen - oder noch enger im Sinne von Beschäf¬ 
tigungsfähigkeit und Ausbildungsreife bzw. von Humankapital für das Wirtschaftssystem. 
Damit ist deutlich, dass ein scheinbarer Konsens, wonach das Ziel von Erziehung Bildung 
sei, Unterschiedliches, sogar Widersprüchliches beinhalten kann. Eine kritische Analyse 
gesellschaftlicher Bildungsdiskurse ist deshalb unverzichtbar, wenn es darum gehen soll, 
die Erziehungsfunktion und das Bildungspotenzial Sozialer Arbeit zu bestimmen. Zum 
Zweiten setzt Bildung insofern Erziehung voraus, als eine Reflexion des Selbst-Welt-Ver¬ 
hältnisses nur möglich ist, wenn die Regeln der Welt und deren Einfluss auf das eigene 
(Geworden-)Sein und Tun angeeignet und reflektiert werden können. Dies markiert je¬ 
doch Voraussetzungen für Erziehung. Nicht jede Erziehung ermöglicht und fördert auch 
Bildungsprozesse. „Erziehung im Horizont von Bildung“ (Treptow 2008) unterscheidet 
sich von „Dressur“ dadurch, dass sie durch die Sorge für existenzielle Bedürfnisse, die 
Anerkennung der Subjekte als handlungs- und bildungsfähig sowie die Schaffung von 
Zugängen zur Welt die selbsttätige Aneignung von Selbst und Welt ermöglicht (Winkler 
2006). 


34.2 Erziehung und Bildung in der Sozialen Arbeit 

Was bedeutet dies für die Soziale Arbeit, die sich traditionell stärker über den Hilfebe¬ 
griff definiert? Mollenhauer (1964) argumentiert, dass im Prinzip alle Erziehung insofern 
Hilfe sei, als sie Unterstützung von Lern- und Entwicklungsprozessen beabsichtige. In 
der Sozialen Arbeit wird dieses Verständnis häufig dahingehend konkretisiert, dass erst 
psychosoziale Stabilisierung durch Unterstützung bei der Bewältigung schwieriger Le¬ 
benslagen wie etwa Armut, Sucht oder Krankheit, belasteten Familiensituationen oder 
Migration geleistet werden müsse, bevor gleichberechtigte Bildungs- oder Erwerbsan¬ 
sprüche realisiert werden könnten. Damit werden Teilhabeansprüche mit Verweis auf 
notwendige Bildungsprozesse auch eingeschränkt. Gleichzeitig lassen sich aber solche 
Hilfeprozesse wiederum nicht ohne Lernprozesse denken, wenn sie beanspruchen, als 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ Menschen in die Lage zu versetzen, ihr Leben eigenständig zu 
bewältigen. 

Das ambivalente Verhältnis der Sozialen Arbeit erklärt sich aus ihrer Entstehung aus 
zwei unterschiedlichen Wurzeln: der Sozialpädagogik und der Sozialarbeit. Schon bei 
Pestalozzi (1797) findet man den Grundgedanken einer erzieherischen Beeinflussung von 
Menschen zur Lösung sozialer Probleme. Gleichzeitig wurde ihm im Rahmen der von 
ihm entwickelten Erziehungseinrichtungen bewusst, dass sich Kinder erst da auf Erzie¬ 
hung einlassen können und wollen, wo auch ihre Grundbedürfnisse - und zwar auch nach 
Zuwendung und Anerkennung - gestillt werden. Der Zusammenhang zwischen Erzie¬ 
hung, Hilfe und Bildung war für die Sozialpädagogik also von vornherein im Sinne des 
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Wechselverhältnisses zwischen den „sozialen Bedingungen der Bildung und [den] Bil¬ 
dungsbedingungen des sozialen Lebens“ (Natorp 1899, S. 94) gegeben. Die Sozialarbeit 
entwickelte sich dagegen aus der Armenfürsorge und verknüpfte Hilfe und Erziehung bzw. 
Bildung wesentlich impliziter. Sogenannte „Armenbesucher“ hatten die Aufgabe, die Ver¬ 
teilung von Almosen an die Akzeptanz bürgerlich-christlicher Normen zu knüpfen (Die¬ 
ßenbacher 1986). Salomon (1928), Begründerin der beruflichen Sozialarbeit definierte als 
Ziel der Sozialarbeit zwar die „Erziehung der Hilfsbedürftigen zu einer Lebensgestaltung 
und Lebensführung, die ihnen eine Einordnung in das Räderwerk der Volkswirtschaft er¬ 
möglichen“, orientierte sich aber stärker an den Begriffen Diagnose und Fallarbeit als der 
Bildung und Erziehung. Zusammengeführt wurden diese beiden Stränge zu Beginn des 
20. Jahrhunderts. Bäumer (1929) definierte Sozialpädagogik als „alles, was Erziehung, 
aber nicht Schule und nicht Familie“ ist, und prägte damit die Jugendfürsorge als erstes 
Handlungsfeld Sozialer Arbeit auf der Grundlage einer sozialpädagogischen Handlungs¬ 
logik und Professionalität. 

Ob und inwieweit sich gegenwärtige Soziale Arbeit über Erziehung und Bildung de¬ 
finiert, hängt nicht nur davon ab, welchem Paradigma sie sich zuordnet, sondern auch 
davon, wie der wohlfahrtsstaatliche Auftrag an das jeweilige Handlungsfeld lautet und an 
welche Zielgruppe sie sich richtet. Sind die Adressat_innen Kinder und Jugendliche, wird 
deren Aufwachsen selbstverständlich mit Erziehung assoziiert, bei Erwachsenen wird 
dagegen eher von der Organisation und Inanspruchnahme von Beratung oder Bildungs¬ 
angeboten gesprochen oder von Therapie, womit jedoch eher ein klinisches Vokabular 
verbunden ist. 

Franz Hamburger (2012, 156 ff.) hat herausgearbeitet, dass sich Handlungsfelder der 
Sozialen Arbeit stark am institutionalisierten Lebenslauf orientieren. Sie unterscheiden 
sich zum einen darin, ob sie sich an Kinder, Jugendliche, Erwachsene oder Ältere rich¬ 
ten. Zum anderen unterscheiden sie sich diesbezüglich, ob präventiv darauf ausgerichtet 
sind Menschen im Normallebenslauf zu behalten oder ob sie in Fällen von Abweichung 
korrigierend intervenieren (vgl. Schulz in diesem Band). 


Fallbeispiel: Erzieherische Momente in unterschiedlichen Handlungsfeldern 

Im Folgenden sollen an ausgewählten Handlungsfeldern unterschiedliche Ausprägun¬ 
gen und Konstellationen des erzieherischen Moments sozialpädagogischer Praxis auf¬ 
gezeigt werden. 

• Kindertageseinrichtungen sind Orte, an denen Kinder in gesellschaftliche Normen 
eingeführt werden und sich in einem Gleichaltrigenkontext ihre soziale Umwelt er¬ 
schließen und aneignen können. Gleichzeitig müssen Kinder zum ersten Mal einen 
Übergang aus der Familie in eine pädagogische Einrichtung bewältigen. Im Kontext 
der Wissensgesellschaft haben außerdem Anforderungen des nächsten Übergangs 
in die Schule und damit Erziehungsziele wie Sprachkompetenz und Schulfähigkeit 
an Bedeutung gewonnen. Deshalb besteht erzieherisches Handeln nicht mehr nur in 
der Bereitstellung von Räumen und Materialien, der Moderation von Gruppenpro- 
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zessen, dem Vollzug gemeinsamer Aktivitäten sowie der individuellen Zuwendung 
und Anerkennung, sondern zunehmend in Projekten, die schulisches Lernen antizi¬ 
pieren (Liegle 2011). 

• Hilfen zur Erziehung sind familienunterstützende, familienergänzende und familien¬ 
ersetzende Angebote, die ambulant, teilstationär oder vollstationär organisiert sind. 
Hier besteht Erziehen zum einen in der Bereitstellung und Aufrechterhaltung eines 
sicheren Ortes, der durch eine verlässliche Alltags Struktur geprägt ist, in der Mög¬ 
lichkeit der Auseinandersetzung mit Gleichaltrigen sowie in einer engen Beziehung 
zu den pädagogischen Fachkräften, die sowohl der Aufarbeitung problematischer 
Beziehungen im Elternhaus als auch der Konturierung der eigenen Identität die¬ 
nen. Häufig konkretisiert sich die Erziehungsarbeit im alltäglichen Aushandeln und 
Durchsetzen von Regeln. Auch solche Prozesse enthalten prinzipiell Bildungspo¬ 
tenziale. Dafür ist jedoch notwendig, dass sie grundsätzlich von einem Modus der 
Anerkennung unterlegt sind und Räume der Reflexion bieten. Dies ist allerdings 
eher die Ausnahme als die Regel (Zeller 2012). 

• Beratung bezeichnet sowohl einen Handlungsmodus der Sozialen Arbeit, der in al¬ 
len Handlungsfeldern zentral vorkommt - wenn auch in unterschiedlichen Formen 
von Tür- und Angel-Gesprächen bis hin zu formalisierten Settings -, als auch ein 
klar umrissenes Handlungsfeld, das durch Beratungsstellen sowie abgegrenzte Bera¬ 
tungsgegenstände und -ansätze gekennzeichnet ist (vgl. Weinhardt in diesem Band). 
Beratung verfolgt das Ziel, Lern- und wenn möglich Bildungsprozesse anzuregen 
und zu unterstützen. Auch wenn deren Inhalt und Richtung offengehalten und mit 
den Adressat_innen ausgehandelt werden, bietet Beratung einen absichtsvoll arran¬ 
gierten pädagogischen Ort, an dem selbstbezogenes und biografisches Lernen durch 
spezifische Formen des Fragens, Zuhörens oder Rückmeldens ermöglicht wird (vgl. 
Mollenhauer 1964). 

• Integration von Migrant_innen: In der Aufnahme Geflüchteter, der Unterstützung 
von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund in Schule oder in Inte¬ 
grationskursen sieht sich Soziale Arbeit viererlei Herausforderungen ausgesetzt: der 
Unterstützung beim Erwerb neuer Kulturtechniken (z. B. Sprache), der Bewältigung 
belastender Erfahrungen, die mit Migration verbunden sein können, dem Umgang 
mit Diskriminierung und Rassismus in der Aufnahmegesellschaft sowie der Bewäl¬ 
tigung sozio-ökonomisch benachteiligter und prekärer Lebenslagen, die in der Regel 
mit Einwanderung verbunden sind. Erziehung besteht hier also aus Anteilen des 
Zeigens, der Bereitstellung sicherer Orte, der Beratung und der Unterstützung bio¬ 
grafischer Reflexion. Virulent ist hier die Anforderung, strukturelle Widersprüche 
von Konstellationen der Migration nicht individuellen Defiziten und Andersartig¬ 
keiten zuzuschreiben (vgl. Mecheril in diesem Band). 

• Beschäftigungsprojekte richten sich an erwerbslose Menschen (z. B. Langzeitar¬ 
beitslose, psychisch Kranke) und versuchen sie beim Einstieg in Erwerbsarbeit zu 
unterstützen. Erziehung in diesem Handlungsfeld bedeutet die Organisation von 
Arbeitsprozessen, die den Fähigkeiten der Adressat_innen gerecht werden, die be- 
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ratende Begleitung der Herausforderungen des Arbeitsprozesses und die Eröffnung 
von Zugängen zu privatwirtschaftlichen Arbeitsplätzen. Das Pädagogische liegt ge¬ 
rade in der Balance zwischen einerseits einem gewissen Schutz und andererseits der 
Vorbereitung der Adressat_innen im Hinblick auf die Härten des kapitalistischen, 
wettbewerbsorientierten Arbeitsmarktes. Durch die Umstellung auf eine aktivieren¬ 
de Arbeitsmarktpolitik in der Folge der Hartz-Gesetze („Fördern und Fordern“) 
bauen Jobcenter jedoch zunehmend auf Sanktionen statt auf erzieherische Mittel, 
um Leistungsbezieher_innen zu einer aktiven Arbeitssuche und zur Annahme auch 
prekärer Jobs zu bewegen, und beauftragen damit vielfach Träger der Sozialen Ar¬ 
beit. Angesichts dieses nicht auflösbaren Widerspruchs ließe sich sozialpädagogisch 
das politische Eintreten für ein bedingungsloses Grundeinkommen begründen, da 
nur so notwendige Spielräume für eine Erziehung im Horizont von Bildung und 
die damit notwendig verbundene Reflexion des Selbst-Welt-Verhältnisses verfügbar 
würden (vgl. Böhnisch und Schröer 2012). 


34.3 Erziehung, Bildung - und - Hilfe im Verhältnis von Jugendhilfe 
und Schule 

Seitdem sich Gesellschaften als Wissensgesellschaften bezeichnen - so etwa die EU im 
Jahr 2000 mit ihrer Lissabon-Strategie - und gleichzeitig die OECD ihre erste PISA-Stu- 
die veröffentlichte, muss sich auch die Soziale Arbeit wieder stärker zu Bildung verhalten; 
zumindest soweit es das Handlungsfeld der Kinder- und Jugendhilfe betrifft (vgl. Walther 
2014a). Die bildungspolitische Unterscheidung von formaler Bildung (standardisierte Bil¬ 
dungsinhalte, -Organisation und -abschlüsse), non-formaler Bildung (nicht-standardisierte 
und nicht-zertiflzierte Bildungsgelegenheiten) und informellem Lernen (im Alltag, sowohl 
bewusst als auch unbewusst) bot ihr die Gelegenheit, sich als non-formale Bildungsakteu¬ 
rin zu positionieren (vgl. Otto und Rauschenbach 2004). Winkler kritisiert allerdings, dass 
in diesem Diskurs Bildung und Erziehung verwechselt würden. Mit seinem Einwurf: „Bil¬ 
dung mag zwar die Antwort sein - das Problem aber ist die Erziehung“ weist er darauf 
hin, dass Soziale Arbeit unter Bezug auf den aktuellen bildungspolitischen Diskurs nicht 
nur Gefahr laufe, die neoliberale Verkürzung von Bildung auf als Humankapital verwert¬ 
bare Kompetenzen zu unterstützen. Vielmehr verkürze sie auch das komplexe Verhältnis 
zwischen Vermittlung und Aneignung und damit zwischen den erzieherisch-absichtsvol¬ 
len Tätigkeiten pädagogischer Fachkräfte und der Selbstbildung ihrer Adressat_innen auf 
technologische Vorstellungen von Bildung. 

Am intensivsten wird der Bildungsdiskurs der Sozialen Arbeit im Kontext der Kin¬ 
der- und Jugendhilfe geführt, insbesondere in den Handlungsfeldern der Kinder- und 
Jugendarbeit sowie der Jugendsozialarbeit. Neben der Kindertagesbetreuung wirkt sich 
hier der Umbau zum aktivierenden Wohlfahrtsstaat, das heißt weg von der Absicherung 
von Lebenslagen über den Lebenslauf hin zur Investition in Humankapital in den frühen 
Lebensaltersphasen, besonders deutlich aus. In der Wissensgesellschaft wird soziale In- 
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tegration zunehmend als Integration ins Schul- und Ausbildungssystem interpretiert und 
enggeführt, so dass sich die Aufgabenbestimmung von Hilfen für Kinder und Jugendliche 
zunehmend um die non-formale Unterstützung bei der Bewältigung schulischer Anforde¬ 
rungen und beim Übergang in Ausbildung zentriert. Das Reformprojekt des Ausbaus von 
Ganztagsschulen bildet hierzu den sozial- und bildungspolitischen Rahmen. 


Fallbeispiel 

Die Jugendsozialarbeit zielt klassischerweise auf die Bearbeitung von Integrationspro¬ 
blemen in Regelsystemen wie Schule, Ausbildung und Erwerbsarbeit. Schulsozialar¬ 
beit adressiert sozial bedingte schulische Probleme, Jugendberufshilfe Probleme beim 
Übergang in Ausbildung. Im Rahmen des selektiven, dreigliedrigen deutschen Schul¬ 
systems fungiert Erziehung hier insofern als kompensatorische Erziehung. Aufgabe 
der Sozialen Arbeit ist dabei, Defizite in Bezug auf als normal erwartete Kompetenzen, 
die für das Scheitern in Schule, Ausbildungs- oder Arbeitsplatzsuche verantwortlich 
gemacht werden, auszugleichen. Erziehen besteht - oder bestand bis vor kurzen - 
zum einen in Beratungsprozessen, in der Bereitstellung von Orten und Situationen, 
in denen sich Kinder und Jugendliche nicht auf die Schülerrolle reduziert sehen, in 
der Vermittlung bei Konflikten oder in der Ermutigung und Unterstützung bei der 
Suche von Praktikums- und Ausbildungsstellen (Bolay und Walther 2014). Im akti¬ 
vierenden Wohlfahrtsstaat und in der Ganztagsschule verschieben sich diese Aufgaben 
zunehmend zur sozialpädagogischen Flankierung von Unterricht und Ausbildung, zur 
Übernahme disziplinarischer Aufgaben und zur frühzeitigen Absicherung einer Be- 
mfsorientierung im Sinne „realistischer Berufsperspektiven“ (inzwischen Standard ab 
Klasse 7; vgl. Walther 2014b). Untersuchungen zeigen, dass Sozialpädagog_innen zu¬ 
nehmend Handlungsweisen von Lehrkräften übernehmen und damit an Aushandlung 
und Partizipation orientierte sozialpädagogische Praxis an Bedeutung verliert (Schwa- 
nenflügel und Walther 2016). Obwohl schulische Parameter die Fachlichkeit von So¬ 
zialer Arbeit und Jugendhilfe in der Schule immer mehr bestimmen, wird die kritische 
Diagnose, Soziale Arbeit fungiere primär als „Feuerwehr“ im „Souterrain“ der Schu¬ 
le, zunehmend als larmoyant abgetan und die Zielperspektive einer „Kooperation unter 
Wahrung von Differenz“ (Bolay 201 1) als Status quo behauptet. 


Fallbeispiel 

Eine ähnliche Entwicklung lässt sich auch in der Kinder- und Jugendarbeit feststel¬ 
len, von Cloos et al. (2009) noch als explizit sozialpädagogische Arena bezeichnet. 
Erziehung bestand und besteht hier traditionell in erster Linie in der Bereitstellung von 
Räumen zur Aneignung durch die Jugendlichen. Gleichzeitig sind Beziehungen zu Ju- 
gendarbeiter_innen als „anderen Erwachsene“ wichtig. In ihrer ethnografischen Studie 
haben Cloos et al. herausgearbeitet, dass Erziehung in der Jugendarbeit der Mitmach-, 
der Sparsamkeits- und der Sichtbarkeitsregel unterliegt: Pädagogisches Handeln darf 
den Raum selbsttätigen Handelns der Jugendlichen nicht zu sehr stören und einschrän¬ 
ken, muss aber gleichzeitig als solches sichtbar bleiben. Auch hier haben Bildungsdis- 
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kurs und aktivierender Wohlfahrtsstaat zu erheblichen Verwerfungen geführt: Haus¬ 
aufgabenhilfe, in den 1980er-Jahren noch ein „no go“, gehört inzwischen genauso 
zum Standardrepertoire von Jugendverbänden und Jugendzentren wie Unterstützung 
bei der Bewerbung um eine Ausbildungsstelle. Scherr und Sturzenhecker (2014) kon¬ 
statieren für die offene Kinder- und Jugendarbeit einen Rückgang der „offenen“ Arbeit 
zugunsten von schulbezogenen und projektförmigen Angeboten. Verantwortlich dafür 
sind Prioritäten der geldgebenden Kommunen, die Nachfrage seitens der Kinder und 
Jugendlichen, die angesichts zunehmenden schulischen Drucks nach lebensweltlich 
angemessenen Unterstützungsstrukturen suchen, aber auch die Legitimationsversuche 
angesichts zunehmender Erwartungen an Wirksamkeits- und Kompetenznachweise. 

In diesen Konstellationen zeigt sich die strukturelle Nachrangigkeit von Hilfe gegen¬ 
über der formalen Vermittlung von Wissen in neuem Gewand: Schulsozialarbeit bzw. 
Jugendhilfe in der Schule gibt es da, wo Kinder und ihre Familien der Anforderung an 
Schulfähigkeit nicht von selbst nachkommen, d. h. in Grundschulen in benachteiligten 
Vierteln oder in Hauptschulen, seltener in Gymnasien; non-formale, kompensatorische 
Unterstützung orientiert sich zunehmend wieder enger an schulischen Anforderungen, 
d. h., auch „ganzheitliche“, non-formale Bildung muss sich im Sinne von formalem Bil¬ 
dungserfolg beweisen. In der Frage nach notwendigen und wirksamen Angeboten und 
Maßnahmen hat eine aneignungs- und subjektorientierte sozialpädagogische Interpretati¬ 
on von Bildung somit strukturell das Nachsehen gegenüber einer funktionalen und forma¬ 
len Perspektive. 


34.4 Erziehung und Bildung als Partizipation? 

Wie lässt sich angesichts der Vielfalt erzieherischer Praxis in den Handlungsfeldern der 
Sozialen Arbeit einerseits und der Dominanz eines aktivierend-humankapitalorientierten 
Bildungsdiskurses andererseits das Spezifische von Erziehung und Bildung in der So¬ 
zialen Arbeit bestimmen und somit auch einfordern bzw. verteidigen? Hierzu sind vier 
Überlegungen wichtig: 

• Erstens gilt es zu reflektieren und zu differenzieren, welche Funktion Sozialer Arbeit 
gesellschaftlich zukommt, welches ihr wohlfahrtsstaatlicher Auftrag ist und welche 
Ziele sie sich als Profession vor diesem Hintergrund setzt. Das in der Funktionsbe¬ 
stimmung von Hilfe und Kontrolle bzw. Normalisierung enthaltene Verständnis von 
Erziehung entspricht am ehesten dem der Vermittlung des für die Integration in eine 
Arbeitsgesellschaft notwendigen Sets an Normen, Wissen und Fähigkeiten. In rechtli¬ 
chen Grundlagen wird dies zwar nicht in dieser Deutlichkeit formuliert. Berücksichtigt 
man jedoch die Anlässe, zu denen Erziehungsaufträge an Soziale Arbeit sozialpoli¬ 
tisch adressiert werden, und die Zugangswege ihrer Adressat_innen in die Maßnahmen, 
wird ein solches Erziehungsverständnis deutlich. Gleichzeitig berufen sich sowohl der 
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Wohlfahrtsstaat als auch die Soziale Arbeit selber auf das Bildungsideal des vernünf¬ 
tigen, freien und handlungsfähigen Menschen, wie es in der Tradition der Aufklärung 
formuliert und als Menschenrecht verankert ist. 

• Dies verweist zweitens darauf, dass sich Soziale Arbeit ihrer normativen Orientierung 
vergewissern muss - und der Widersprüche, in denen sie sich bewegt. Dies hieße et¬ 
wa zu überprüfen, in welchen Settings sie mit ihrem erzieherischen Handeln tatsächlich 
„Orte“ schaffen kann, an denen sich Adressat_innen die Welt selbsttätig - und das heißt 
auch entsprechend ihrer Bedürfnissen und Interessen - aneignen können, und welche 
Settings solche Möglichkeiten auf bestimmte Gegenstände, Themen und Inhalte sowie 
bestimmte Formen des Lernens beschränken. Unterstützung bei formaler Bildung und 
non-formale biographische Bildung müssen sich dabei nicht notwendigerweise aus¬ 
schließen, auch wenn der Grat eines emanzipatorischen pädagogischen Handelns dann 
vergleichsweise schmal wird. Nur so bleibt Soziale Arbeit bei Zielkonflikten, d. h. da, 
wo Erziehungsverständnisse konkurrieren, handlungsfähig. 

• Drittens gilt es die Unterscheidung und gleichzeitig untrennbare Verbindung von Er¬ 
ziehung und Bildung im Bewusstsein zu halten. Adressat_innen können nicht gebildet 
werden, sie bilden sich selbst. Solche Bildungsprozesse können jedoch durch Erzie¬ 
hung beeinflusst werden. Ob und in welche Richtung pädagogisches Handeln wirkt, 
bleibt dabei ungewiss. Ob Erziehung Lernen und Bildung fördert und unterstützt oder 
behindert und einschränkt, hängt von verschiedenen Eaktoren ab. Zum einen von der 
jeweiligen Zielsetzung bzw. Vorstellung von Bildung, zum anderen davon, ob und wie 
die Adressat_innen subjektiv sinnvoll an das, was sie schon wissen und können, und 
das, was ihnen in ihrer Biografie und in ihrem Alltag wichtig ist, anknüpfen können. 
Die Herstellung solcher Passung ist ein interaktiver Prozess. 

• Viertens - und das ist die spezifisch sozialpädagogische Perspektive - kann eine solche 
Passung nur gelingen, wenn Soziale Arbeit berücksichtigt, welche Anforderungen der 
Lebensbewältigung sich den Adressat_innen subjektiv in ihrem Alltag und ihrer Bio¬ 
grafie stellen. Hierbei sind die meisten Konstellationen Sozialer Arbeit durch soziale 
Ungleichheit und deshalb begrenzte Handlungsmöglichkeiten geprägt. Das, was Indi¬ 
viduen in solchen Lebenslagen wichtig ist - und sie dementsprechend motiviert, sich 
einzulassen - entspricht oft nicht dem, was pädagogische Angebote als sinnvoll und 
relevant unterstellen (vgl. Schröer in diesem Band). 

Reflektiert Soziale Arbeit den Unterschied und das Verhältnis zwischen Punktion, Auf¬ 
trag und Ziel sozialpädagogischer Praxis, hält sie dabei dennoch an einem emanzipa¬ 
torischen Bildungsverständnis und -anspruch fest, nimmt sie den Unterschied zwischen 
Vermittlung und Aneignung ernst und berücksichtigt sie die unterschiedlichen Anfor¬ 
derungen und Möglichkeiten der Lebensbewältigung ihrer Adressat_innen im Kontext 
sozialer Ungleichheit, dann kann ein sozialpädagogisch angemessener Bezug auf Bildung 
nur über das Konzept der Partizipation erfolgen (Schwanenflügel 2013; Walther 2014a). 
Partizipation bedeutet von einem subjektiven Interesse an Selbstbestimmung und einem 
individuellen Recht auf Mitbestimmung auszugehen, die Demokratien und demokratisch 
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begründeten Institutionen als Legitimation zugrunde liegen. Bildung und Partizipation 
sind demzufolge zwei Seiten der gleichen Medaille von Prozessen der Subjektivierung in 
modernen Gesellschaften. Partizipation äußert sich in Wahlmöglichkeiten hinsichtlich der 
Inanspruchnahme pädagogischer Angebote und in Möglichkeiten, diese nach eigenen Be¬ 
dürfnissen mitzugestalten, darin, Konflikte als Ausdruck von subjektiven Interessen und 
Eigensinn zu verstehen, die es anzuerkennen und auszuhandeln gilt, und schließlich in der 
Anerkennung der Adressat_innen als bildsame, aber eigensinnige Akteur_innen. Partizi¬ 
pation bedeutet damit, Macht im pädagogischen Prozess abzugeben und die prinzipiell 
asymmetrische Beziehungsstruktur von Erziehung immer wieder auszusetzen. Nicht zu¬ 
letzt erfordert dies, die Ungewissheit und Ergebnisoffenheit pädagogischer Interaktionen 
zu akzeptieren und auszuhalten. 

Fragen zur Reflexion 

• Worin unterscheiden sich Erziehung und Bildung, wie hängen sie zusammen? 

• Wie unterscheiden sich Handlungsfelder der Sozialen Arbeit in ihrem Verständnis von 
Erziehung und Bildung und darin, diese in pädagogisches Handeln umzusetzen? 

• Worin liegen die Dilemmata des Bildungsdiskurses im aktivierenden Wohlfahrtsstaat? 

• Was bedeutet ein partizipatorisches Bildungsverständnis in der Sozialen Arbeit? 
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Zusammenfassung 

Der vorliegende Beitrag beschäftigt sich mit Helfen im Kontext Sozialer Arbeit. In die¬ 
sem Zusammenhang wird zunächst herausgearbeitet, dass es - obgleich Helfen eine 
zentrale Handlung, d. h. Hilfe einen zentralen (normativen) Kern Sozialer Arbeit dar¬ 
stellt, bislang an einer inhaltlichen Bestimmung bzw. allgemeinen Theorie des Helfens 
mangelt. Dem gegenüber wird im Rahmen des Artikels die These vertreten, dass es sich 
beim Helfen auch weniger um einen theoretischen als vielmehr um einen Handlungs¬ 
begriff, sprich um ein gesellschaftlich-soziales Phänomen handelt. Darauf aufbauend 
wird im weiteren Verlauf versucht, sich jenem Handlungsbegriff, d. h. dem inhaltli¬ 
chen „Kern“ von sozialer Hilfe über drei verschiedene Zugänge anzunähern. Erstens 
wird ein historischer Zugang gewählt und nachgezeichnet, wie sich das, was wir heu¬ 
te unter sozialer Hilfe verstehen, im Laufe der Zeit von der christlichen Almosengabe 
zur professionellen Dienstleistung gewandelt hat. Zum Zweiten wird der Begriff Hilfe 
als Gegenstand gegenwärtiger Kompetenzdiskussionen beleuchtet. Es wird danach ge¬ 
fragt, inwiefern sich der Kern des professionellen Helfens über spezifische methodische 
Kompetenzen bestimmen ließe. Drittens wird schließlich in einem letzten Schritt für 
einen empirischen, genauer gesagt: metaphernanalytischen Zugang plädiert. Anhand 
eines kurzen Fallbeispiels soll dargelegt werden, welche Verständnisse des professio¬ 
nellen Helfens sich aus jener Perspektive rekonstruieren lassen. Vor dem Hintergrund 
der drei gewählten Zugänge soll abschließend gezeigt werden, dass die professionel¬ 
le soziale Hilfe möglicherweise gar nicht so unsystematisch und unbestimmt ist, wie 
einleitend angenommen. 
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Hilfe und Helfen im Kontext Sozialer Arbeit 

Die Hilfe bzw. das Helfen zählt zweifelsohne zum traditionellen Vokabular Sozialer Ar¬ 
beit: Wir differenzieren zwischen Kinder- und Jugendhilfe und Frühen Hilfen, wir leisten 
Einzelfallhilfe, Familienhilfe, Hilfe zur Erziehung oder Hilfe zur Selbsthilfe, wir klas¬ 
sifizieren unser Klientel als hilfebedürftig, wir unterscheiden zwischen Hilfeplan und 
Hilfeprozess und bauen Hilfebeziehungen auf. „Anderen Menschen helfen zu wollen“ 
steht sogar für viele Sozialarbeiter_innen und Sozialpädagog_innen als die (Haupt-)Moti- 
vation im Vordergrund ihrer Berufswahl (vgl. Gildemeister 1983, S. VII). 

Anhand jener kurzen Zusammenstellung kann zunächst dreierlei verdeutlicht werden. 
Erstens scheinen die Begriffe Hilfe und Helfen zentral für die Soziale Arbeit. Zugleich 
lässt sich jedoch zweitens ein inflationärer Gebrauch des Hilfebegriffs ablesen. Hilfe und 
Helfen erscheinen geradezu als undifferenzierte Sammelbegriffe für völlig Unterschied¬ 
liches: als Bezeichnung für Kontexte und Tätigkeitsfelder, Handlungen und Methoden, 
Beziehungen sowie Motive Sozialer Arbeit. Damit gilt es drittens zu klären, was Hilfe 
oder Helfen im Rahmen Sozialer Arbeit eigentlich heißt bzw. wie sich denn jenes be¬ 
rufliche Helfen der Sozialen Arbeit beispielsweise von der Nachbarschaftshilfe, von der 
ehrenamtlichen Hilfe, der Ersten Hilfe, der Haushaltshilfe oder der Hausaufgabenhilfen 
unterscheidet. 

Helfen definieren oder: ein Problemaufriss 

Auf die Erage, was mit Helfen eigentlich genau gemeint ist, erhält man häufig die mit dem 
Duden kompatible Antwort „jemanden unterstützen“ - und zwar nicht nur in zwischen¬ 
menschlicher, sondern mitunter auch in finanzieller Hinsicht (vgl. Duden 2006, S. 501). In 
dieser alltagssprachlichen Semantik wird der Begriff Helfen gemeinhin als etwas Gutes, 
als etwas Positives, als „prosoziales Verhalten“ (Wolff 1981, S. 211) bestimmt. Gleich¬ 
zeitig stellt sich jedoch die Frage, ob sich jene Vorstellung von Helfen so einfach auf das 
berufliche, d. h. das professionelle soziale Helfen übertragen lässt. Oder anders gefragt: 
Worin oder worin auch nicht unterscheiden sich denn sozialpädagogische und nicht-sozi¬ 
alpädagogische Hilfe? 

Folgt man Gänglers Ausführungen zum Hilfebegriff, dann lassen sich genau jene Fra¬ 
gen nicht beantworten: Im sozialpädagogischen Diskurs wird wenig zwischen profes¬ 
sioneller und privater Hilfe differenziert - überwiegend findet sich in den theoretischen 
Konzepten der Sozialen Arbeit eine (normative) alltagssprachliche Verwendung des Hil¬ 
febegriffs (vgl. Gängler 2011, S. 609 f.). Und genau in jener Untertheoretisierung bzw., 
wie Gängler es bezeichnet, „alltagssprachlichen Universalität“ des Hilfebegriffs (Gängler 
2011, S. 609) liegt seines Erachtens auch das Problem: „Der Gebrauch des Begriffs ,Hil- 
fe‘ repräsentiert sozusagen den normativen Kern der Sozialpädagogik - und dies um den 
allerdings hohen Preis, dass dieser normative Kern inhaltlich vage und unbestimmt bleibt“ 
(Gängler 2011, S. 615). Mit seiner Kritik ist Gängler dabei keineswegs allein. So moniert 
auch Brandstetter, dass bislang nur wenige empirische Arbeiten zum Phänomen der Hilfe 
(vgl. hierzu u. a. Maeder und Nadai 2004, Nadai und Sommerfeld 2005) vorliegen und 
eine allgemeine Theorie des Helfens nicht in Sicht sei (vgl. Brandstetter 2010, S. 116). 
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Zugleich merken jedoch beide Autor_innen an, dass Hilfe als „Referenzbegriff und als 
Forschungsthema für die Soziale Arbeit unersetzbar ist“ (Brandstetter 2010, S. 117). Ei¬ 
ne Chance für eine Theoriebildung professioneller Hilfe sehen beide Autor_innen dabei 
in der neuzeitlichen Rezeption systemtheoretischer Ansätze, welche eine analytische Re¬ 
naissance des Hilfebegriffs anregen (vgl. Weber und Hillebrandt 1999, Baecker 2000 oder 
Maaß 2009). 

Im Rahmen des vorliegenden Beitrags sollen diese Bestrebungen jedoch nicht weiter¬ 
verfolgt werden, da davon ausgegangen wird, dass es sich beim Helfen primär um ein ge¬ 
sellschaftlich-soziales Phänomen, also um einen Handlungsbegriff und weniger um einen 
theoretischen Begriff handelt. Im Folgenden wird daher versucht, sich jenem Handlungs¬ 
begriff, d. h. dem inhaltlichen „Kern“ von sozialer Hilfe über drei verschiedene Zugänge 
anzunähern. In einem ersten Schritt wird zunächst ein historischer Zugang gewählt, um 
nachzuzeichnen, wie sich das, was wir heute unter sozialer Hilfe verstehen, im Laufe 
der Zeit von der christlichen Almosengabe zur professionellen Dienstleistung gewandelt 
hat. In einem zweiten Schritt soll der Begriff Hilfe als Gegenstand gegenwärtiger Kom¬ 
petenzdiskussionen beleuchtet werden, d. h., es wird danach gefragt, inwiefern sich das 
helfende Handeln erlernen lässt bzw. ob oder inwiefern sich der Kern des professionellen 
Helfens über spezihsche methodische Kompetenzen bestimmen ließe. Darauf aufbauend 
wird schließlich in einem letzten Schritt für einen empirischen, genauer gesagt: metapher¬ 
nanalytischer Zugang plädiert. Anhand eines kurzen Fallbeispiels soll herausgearbeitet 
werden, welche Verständnisse des professionellen Helfens sich aus jener Perspektive re¬ 
konstruieren lassen. Vor dem Hintergrund der drei gewählten Zugänge soll abschließend 
gezeigt werden, dass die professionelle soziale Hilfe möglicherweise gar nicht so unsys¬ 
tematisch und unbestimmt ist, wie einleitend unterstellt. 

Von der christlichen Nächstenliebe znr professionellen Dienstleistung 

Zunächst lässt sich festhalten: Hilfe ist kein essentialistischer Begriff. Das heißt, die Be¬ 
stimmung dessen, was Hilfe jeweils bedeuten kann und welche allgemeinen Konturen sie 
„als moralische Forderung, als gesellschaftliche Institution, als organisierbares Programm 
oder einfach als spontane Tat gewinnt“ (Luhmann 1973, S. 22), ist nicht nur abhängig 
von Zugang bzw. Disziplin, sondern auch von ihrem kulturellen sowie gesellschaftlich¬ 
historischen Kontext, ihren Organisationsformen u. v. m. Daher hat sich das, was wir heu¬ 
te unter sozialer Hilfe verstehen, im Laufe der Zeit vielfach gewandelt und sich erst mit 
der Etablierung der Sozialpädagogik als wissenschaftliche Disziplin entwickelt. 

Die Anfänge der Sozialen Arbeit werden christlich verortet und überwiegend auf das 
Gleichnis vom barmherzigen Mann aus Samarien zurückgeführt, welcher selbstlos die 
Wunden eines Mannes versorgte, der am Straßenrand von Räubern überfallen wurde (vgl. 
Müller 2006, S. 11 ff.). Jene religiös-historischen Wurzeln des Helfens als „christliche Lie¬ 
bestätigkeit“, „Nächstenliebe“ oder „Dienst an Schwachen und Armen“ haben Hilfe zu¬ 
nächst als moralisch-ethisches, verpflichtendes und altruistisches Prinzip konstituiert (vgl. 
Rauschenbach 1986). Erst im Zuge der Industrialisierung und der damit einhergehenden 
gesellschaftlichen Modernisierungsprozesse in Form von Rationalisierung, Verwissen- 
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schaftlichung und Bürokratisierung wurde die bis dato altruistische Hilfe bzw. Fürsorge 
nach und nach zum „kommunalpolitischen Programm“ (Collmar und Rose 2003, S. 12). 
Mit jener „Bürokratisierung der Nächstenliebe“ (Olk und Heinze 1981) oder, wie Rau¬ 
schenbach und Züchner es beschreiben, „organisierten Nächstenliebe“ (Rauschenbach 
und Züchner 2004, S. 66) rückten schließlich Fragen nach Qualifikation und Ausbil¬ 
dung in den Fokus der Aufmerksamkeit. Der Beginn eines Professionalisierungsprozesses 
in der Sozialen Arbeit fällt schließlich mit der Frauenbewegung zusammen und ist eng 
mit den Namen Alice Salmon und Mary Richmond verknüpft (vgl. Olk und Otto 1989, 
S. Xllf.). Alice Salomon gründete nicht nur die ersten Frauenschulen für Soziale Arbeit, 
sondern übersetzte das 1917 von Mary Richmond in den USA erschienene Buch „social 
diagnosis“ ins Deutsche, womit sie letztendlich ein neues Konzept von Hilfe etablierte 
(vgl. Müller 2001, S. 37 ff.). Nach Salamon sei es eine zentrale Aufgabe der Wohlfahrts¬ 
pflegerin, sowohl den individuellen Einzelfall als auch die Bedeutung der Beziehungen 
der Klient_innen zu ihrer Umwelt zu berücksichtigen, um soziale Probleme zu über¬ 
winden (vgl. Müller 2001, S. 38). Anders als in den USA entwickelte sich die Soziale 
Arbeit in Deutschland jedoch nicht empirisch, sondern normativ und war durch eine 
starke Bürokratisierung gekennzeichnet, weshalb sich die soziale Einzelfallhilfe als Hil¬ 
fekonzept zunächst nicht durchsetzen konnte. Im Vordergrund des sozialpädagogischen 
Handelns standen weniger die Adressat_innen, sondern mehr das Hilfeangebot an sich 
bzw. die Hilfe anbietende Person (vgl. Sachße 1986, S. 285 ff.). Jener Eokus verstärkte 
damit den Ruf nach der Verberuflichung sozialer Hilfeleistungen bzw. nach der „Akademi- 
sierung des Sozialen“ (Rauschenbach und Züchner 2004). Infolgedessen rückten Fragen 
nach den strukturellen Bedingungen Sozialer Arbeit, nach den nicht-intendierten Folgen 
sozialpädagogischen Handelns für potenzielle Adressat_innen sowie nach Handlungsori¬ 
entierungen ins Zentrum. Insbesondere wurde dabei die Beurteilung der Leistung bzw. die 
Frage diskutiert, warum soziale Hilfe nicht die Effekte und Erfolge zeigte, die ihr auferlegt 
wurden (vgl. Oechler 2009, S. 62ff.). Jene Professionalisierungsdiskussion oder, wie Olk 
und Otto es bezeichnen, „der Mythos der Verbesserung sozialpädagogischer Hilfe durch 
Akademisierung und Verwissenschaftlichung“ (Olk und Otto 1989, S. XVIII) war jedoch 
Anfang der 1970er-Jahre erheblicher Kritik ausgesetzt. Vor allem die Selbsthilfebewe¬ 
gung machte auf die entmündigende Hilfepraxis der Expertinnen aufmerksam, welche 
die Lebenswirklichkeit und die sozialen Probleme ihrer Klientinnen überhaupt nicht 
mehr wahmehme (vgl. Keupp in diesem Band). Anknüpfend an diese Kritik entwickelten 
sich schließlich neue Hilfe-Konzepte, wie das der Lebensweltorientierung (vgl. Thiersch 
1986). Dieses Konzept rückt die Adressatinnen, ihre Lebenslagen und ihre Wahrnehmun¬ 
gen in den Vordergrund - und im Unterschied zum Prinzip der Fürsorglichkeit - „mit dem 
Ziel der Überwindung der institutioneilen und spezialisierten Sozialen Arbeit sowie von 
normativen Verhaltensformen“ (Oechler 2009, S. 65). Inwiefern sich hier Alltagswissen 
und wissenschaftliches Wissen aufeinander beziehen bzw. zueinander verhalten, blieb bis 
dato zwar weitgehend unbestimmt (vgl. Thiersch 1986, S. 50 f.) - jene Differenzierung 
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führte jedoch zu weitreichenden Überlegungen hinsichtlich einer neuen Form von Profes¬ 
sionalität. Im Zentrum stehen dabei neben einer angemessenen Verhältnisbestimmung von 
Organisation und Professionellen zu ihren Adressat_innen bis heute komplexe intervenie¬ 
rende Handlungs- und Hilfemuster, die als „lebensweltorientierte Methoden“ (Grunwald 
und Thiersch 2004) und als „strukturiertes Fallverstehen“ (Müller 1993) konzipiert sind. 

Aktuell werden in Bezug auf die soziale Hilfe bzw. die Inhalte sozialer Hilfe primär 
folgende Fragen diskutiert: 


35.1 Soziale Hilfe als Dienstleistung? 

Inwiefern lässt sich soziale Hilfe als (personenbezogene) soziale Dienstleistung verste¬ 
hen? Gängler merkt mit Bezug auf Gross (1983) in diesem Zusammenhang an, dass sich 
die personenbezogene soziale Dienstleistung „durch eine eigentümliche Lage, zwischen 
einer wirtschaftlich zweckrationalen Tauschbeziehung und einer kooperativ solidarischen 
Hilfestellung auszeichnet“ (Gängler 2011, S. 614). Darüber hinaus weist Baecker darauf 
hin, dass soziale Hilfe immer die Zuweisung bzw. Herstellung von Hilfebedürftigkeit 
voraussetzt. In der Konsequenz bedeutet dies, dass die soziale Hilfe ihre Kundinnen „zu¬ 
nächst einmal nicht fähiger macht, sondern unfähiger macht“ (Baecker 1997, S. 43). Auf 
diese Weise sichert sich die soziale Dienstleistung erst ihr Bestehen. Besonders kritisch 
werden zudem die im Zuge der Sozialgesetzbuch-II-Reform im Jahr 2005 sogenannten 
„neuen“ Sozialen Dienste am Arbeitsmarkt gesehen. Soll soziale Hilfe doch in erster Linie 
für ihre Klientinnen Sorge tragen, wird sie hier dem Vorwurf ausgesetzt, unter ökonomi¬ 
schen Gesichtspunkten „vor allem die Garantien dafür herzustellen, dass die Menschen 
wieder arbeitsfähig werden und sich angepasst verhalten“ (Hering 2010, S. 6). 


35.2 Hilfe, Freiwilligkeit oder Kontrolle? 

Aufgrund des doppelten Mandats Sozialer Arbeit ist Hilfe ohne Kontrolle nicht denkbar. 
Soziale Arbeit unterliegt damit der Paradoxie, einerseits ihren Adressat_innen zu helfen, 
sie zu unterstützen und ihre Interessen zu vertreten, andererseits jedoch zugleich ihren 
Auftraggeber_innen verpflichtet zu sein und mitunter kontrollieren zu müssen. Eng da¬ 
mit sind Fragen nach der freiwilligen Inanspruchnahme von Hilfe verbunden. Kann von 
Freiwilligkeit vor dem Hintergrund des doppelten Mandats eigentlich noch die Rede sein? 
Können Hilfeangebote nach wie vor abgelehnt werden? Jene Paradoxien werden seit den 
1980er Jahren unter berufsethischen Aspekten intensiv diskutiert und führen unweigerlich 
zu einer Auseinandersetzung mit der helfenden Beziehung bzw. zu Fragen struktureller 
Asymmetrien. 
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35.3 Die helfende Beziehung als strukturelle Asymmetrie? 

Ohne professionelle helfende Beziehung ist keine soziale Hilfe möglich (vgl. Stimmer 
2000, S. 93). Zugleich wird jedoch mehrheitlich davon ausgegangen, dass die helfende 
Beziehung prinzipiell rollenasymmetrisch ist (vgl. Gängler 2011, S. 611). Die sozial¬ 
pädagogische Bewertung jener Rollenasymmetrie ist dahei jedoch umstritten: Während 
Müller (1991) oder Schröder (2004) die Asymmetrie als Voraussetzung für soziale Hilfe 
ansehen - d. h., es bedarf der überlegenen Fachkraft als „Expert_in“, welche die Aufgabe 
hat, die Hilfeleistung zu führen und für diese Verantwortung zu übernehmen beschrei¬ 
ben Bittner (1981) oder Scherr (2001) eher das Machtgefälle zwischen Fachkraft und 
Adressat_in und verweisen auf einseitige Abhängigkeiten sowie Autonomiebeschränkun¬ 
gen auf Seiten der Adressat_innen. Letztendlich lässt sich auch dieser Konflikt nur bedingt 
lösen, weshalb Schäfter (2010) oder auch Heiner (2007) dafür plädieren, die Asymmetrie 
selbst zum Gegenstand der Reflexion zu machen und auf diese Weise eine - zumindest 
transparente - helfende Beziehung zu gestalten. 

Helfen als methodische Kompetenz? 

Infolge seiner alltagsweltlichen Verwendung hat das Helfen traditionell den Ruf, eine 
„der natürlichsten Tätigkeiten zu sein“ (Wolff 1981, S. 211). Helfen - das kann doch 
schließlich jeder. Es war wiederum Alice Salamon, die als eine der Ersten gegen eine sol¬ 
che Vorstellung insistiert hat: Helfen will gelernt sein (vgl. Maurer 1997, S. 45 f.). Nach 
der oben vorgenommenen historischen Beleuchtung des Hilfebegriffs soll daher in einem 
weiteren Schritt danach gefragt werden, inwiefern sich die soziale Hilfe als Gegenstand 
professioneller Kompetenzdeflnitionen, d. h. über die Art und Weise, wie sie ausgeführt 
wird, näher bestimmen lässt. 

Die Diskussionen darüber, inwiefern im Helfen „Methode steckt“ (Wolff 1981, S. 211) 
oder das professionelle helfende Handeln curricular erlernt und als Kompetenz erworben 
werden kann (vgl. Brumlik 1984, S. 115), begannen in den 1980er-Jahren und setzen 
sich bis heute fort. Jener Kompetenzdiskurs geht davon aus, dass professionelles soziales 
Helfen nichts Altruistisches ist oder etwas mit gutem Willen, sondern mit „Können“ zu 
tun hat. Dieses „Können“ wird dabei als erlernbare Tätigkeit verstanden, und zwar im 
Hinblick darauf, Hilfe in einer „bestimmten Systematik abzuwickeln“ (vgl. Wolff 1981, 
S. 214f.). Nach Stephan Wolff lässt sich Helfen in diesem Sinne „als kunstvolle Praxis“ 
(Wolff 1981, S. 214) beschreiben und der Charakter von Hilfeprozessen folgendermaßen 
systematisieren: 
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1. Als ein erstes entscheidendes Kriterium für Hilfe bzw. für Helfer_innen beschreibt 
Wolff die „Art, wie die Not“ (Wolff 1981, S. 215), d. h. die Hilfebedürftigkeit ein¬ 
gebracht wird. Damit macht er zugleich deutlich, dass weder die individuellen Kli¬ 
entinnen noch die besondere Qualität der Not oder das Problem an sich für das Helfen 
selbst relevant sind. 

2. Als ein weiteres Kriterium benennt Wolff Zeit. So bedarf es ausreichend Zeit, um 
einerseits eine helfende Beziehung zu etablieren und andererseits hilfefähige Probleme 
zu entwickeln (vgl. Wolff 1981, S. 216). 

3. Drittens ist professionelle Hilfe keine persönliche, sondern eine gesellschaftliche Be¬ 
ziehungsform (vgl. Wolff 1981, S. 217). Damit meint er, dass berufliche Hilfeprozesse 
nicht zwischen Privatpersonen, sondern rollenförmig, also zwischen Helfer_innen und 
Hilfebedürftigen ablaufen. Dies impliziert zugleich eine gewisse soziale Distanz zwi¬ 
schen den Beteiligten, welche mitunter in der verbreiteten Vorstellung der professio¬ 
nellen Hilfe als Hilfe zur „Selbsthilfe“ zum Ausdruck gebracht wird. 

4. Daran anknüpfend beschreibt Wolff als ein weiteres Kriterium die „systematische Ab¬ 
kopplung der Hilfe vom Leiden sowie die Asymmetrie in der Beziehung von Helfer 
und Klient“ (Wolff 1981, S. 219). In der Programmatik der „Hilfe zur Selbsthilfe“ 
bieten die Helfer_innen ihren Klient_innen zwar Lösungsmöglichkeiten - die Verant¬ 
wortung für den eigenen Zustand verbleibt jedoch ganz allein bei den Klientinnen 
selbst. Darüber hinaus legen allein die Helferinnen die Bedingungen der Hilfegestal¬ 
tung fest. Abhängig von den institutioneilen sowie politischen Rahmenbedingungen 
wird beispielsweise über die Behandlungsintervalle und Umgangsformen sowie dar¬ 
über entschieden, wer „Notfall“ ist oder welches Leiden (noch) zumutbar ist und 
welches nicht. 

5. Als letzte und mitunter besonders „kunstvolle“ Kompetenz des Helfens beschreibt 
Wolff das geschickte Lavieren zwischen der Routinisierung von Hilfeprozessen sowie 
der Formalisierung von Hilfebeziehungen einerseits und der einmaligen und indivi¬ 
duellen Adressierung von Hilfebedürftigen andererseits. Denn trotz sozialer Distanz 
muss in kürzester Zeit insofern ein „persönlicher“ und vertrauensvoller Hilfekontakt 
aufgebaut werden, der es den Hilfebedürftigen ermöglicht, ihre intimsten Nöte zu of¬ 
fenbaren (vgl. Wolff 1981, S. 219). 

Zusammenfassend kommt Wolff zu dem Ergebnis, dass Hilfe „ein widersprüchlich 
strukturierter vergesellschafteter Mechanismus der Problemlösung“ (Wolff 1981, S. 235) 
sei. Denn Hilfe ist - wie die bisherigen Ausführungen verdeutlicht haben - mitunter 
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einer Vielzahl miteinander konfligierender Anforderungen ausgesetzt. So gilt es insbe¬ 
sondere die klientenorientierten Zielvorstellungen sowohl mit den jeweils institutionel¬ 
len/organisatorischen Rahmenbedingungen als auch den gesellschaftlichen/strukturellen 
Anforderungen sozialer Hilfe in Einklang zu bringen. Hinzu kommt, dass die Soziale Ar¬ 
beit über ein unfassbar breites Spektrum von Arbeitsfeldern verfügt. Soziale Hilfe wird 
damit nie streng methodisch im Sinne von „Schema-F“ ablaufen - vielmehr bedarf es 
einer spezialisierten Vielfalt, welche es ermöglicht, die Probleme der Adressat_innen in 
deren ganzer Komplexität zu erfassen und entsprechend komplexe Problemlösungen zu 
entwickeln (vgl. Hering 2010, S. 7). 

Metaphern des Helfens 

Um dem Kern sozialer Hilfe näher bestimmen zu können, wird hier für einen empirischen, 
genauer gesagt: metaphernanalytischen Zugang plädiert. Dabei geht es darum, die Betrof¬ 
fenen selbst, d. h. sowohl die Helfer_innen als auch die Hilfebedürftigen „zur Sprache 
kommen zu lassen“, um das konkrete Helfen oder helfende Tun zu betrachten. Anhand 
eines kurzen Fallbeispiels soll dabei zum einen gezeigt werden, welches Erkenntnispo¬ 
tenzial eine Analyse von Metaphern für die Rekonstruktion von Helfen bereitstellt, und 
zum anderen, welche Verständnisse des professionellen Helfens sich aus jener Perspektive 
herausarbeiten lassen. Denn obgleich die metaphorischen Formulierungen alltagssprach¬ 
lich und möglicherweise „an der Grenze zur Banalität angesiedelt sind“ (Schmitt 2017a, 
S. 11), sind sie in ihrer metaphernanalytisch zugespitzten Form Ausdruck spezifischer und 
geteilter Verständnisse von Helfen, ziehen Rollendefinitionen, Handlungszuschreibungen, 
Ziele, Deutungsregister und Interventionen nach sich und liefern auf diese Weise wichtige 
Hinweise bzw. Bilder für die impliziten Regeln und Muster professionellen Helfens. 

Als empirisches Material zur Rekonstruktion beruflichen Helfens wird auf einen Aus¬ 
schnitt aus einer aufgezeichneten Beratungsfolge zwischen einem männlichen Klienten 
und einem männlichen Berater in einer Männergewaltberatung zurückgegriffen. Der Kli¬ 
ent sucht den Berater auf, nachdem er seine Ehefrau geschlagen hat. Beratung wird hier 
als ein exemplarisches, konzeptionelles Arrangement im Rahmen einer gängigen Arbeits¬ 
situation professionell sozialer Hilfe angesehen. Darüber hinaus wird in Anlehnung an 
Wolff davon ausgegangen, dass Helfen immer auch eine Interaktion, „d. h. ein wechselsei¬ 
tiges und von bestimmten Bedingungen beeinflußtes Handeln ist“ (Wolff 1981, S. 211). 
Helfen wird eben nicht nur von den Helfer_innen allein, sondern immer wechselseitig 
bzw. gemeinsam mit den Hilfebedürftigen hergestellt. 



35 Helfen 


523 


Fallbeispiel: „Ich erfahre hier Hilfe" 

K: ne ich ich fühl mich da sicher; 

also das is für mich auch n sichere bank, dass ich HIER heute her kommen [konnte ne, 
B: [hm=hm 

K: das IS einfach so= 

=das is irgendwie, (-) 

ieh bin echt DANKbar, dass ich den laden hier kennen gelernt habe und 
getroffen habe= 

=das ist für MICH gerade DAS was ich GENAU brauche, (-) 
ne, 

B: hm=hm 

schönes kompliment. 

K: ja- 

B: ich freu mich drüber. 

K: ja also puh (-) 

IS so für mich. 

ich erfahre hier HILFE, 

ne weil das is ähnlich wie mit meiner anderen ne SAUF äh 
Problematik, 

wo mir dann LAIEN gesagt haben, dann SAUF doch einfach nich so viel; 
ne dann !HÖR AUF! ne, 

die haben das nicht KAPIERT, dass das nicht geht; 
das funktioniert nicht= 

=ich brauchte da profis, 

und die profis haben mich dann verSTANDEN und dann, (-) 
so gehts mir HIER eben auch ne, 

wenn ich das IRGENDNEM kumpel erZÄHlen würde, dass ich ERSTmal 
irgendwie so ding äh, 
zur männerberatung trage, 

und der typ, der da sitzt, irgendwie mir dann erzählen SOLL, (-) 
in anführungsstrichen, was ich machen soll= 

=weil ICH es nicht weiß= 

-ich WEIß es [DEFmiTIV nich. (-) 

B: [hm=hm hm=hm 

K: denn, 

hab ich vielleicht auch wieder angst=ne, 

WEICHEImäßig dazustehen keine ahnung; 

Aus: E MBIN I; Zeile 616-652. 

B: Berater 
K: Klient 


Für eine bessere Lesbarkeit werden im Folgenden alle Zielbereiche sowie die dazu¬ 
gehörigen Metaphern bzw. rekonstruierten metaphorischen Konzepte in GROSSBUCH¬ 
STABEN angeführt. Jegliche Zitate aus dem Gesprächsmaterial werden in „Anführungs¬ 
striche“ und Hervorhebungen kursiv gesetzt. 
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Im Rahmen der Sequenz setzt der Klient die Männerberatung als HILFE („ich erfahre 
hier Hilfe“) und metaphorisiert jene HILFEFORM zunächst als SICHERE BANK sowie 
als LADEN. Anhand der Metaphorik des LADENS lässt sich zunächst ableiten, dass er je¬ 
ne HILFEFORM in diesem Zusammenhang als eine professionelle Dienstleistung ansieht. 
Diese wird von ihm sodann als BANK spezifiziert. Das heißt, sie ist für ihn besonders 
SICHER - was er selbst untermauert „sichere Bank“ - und in Anbetracht der Art der 
Dienstleistung möglicherweise auch WERTVOLL. Seine weiteren Ausführungen, „dank¬ 
bar zu sein diesen Laden kennengelernt zu haben“, scheinen das Argument des WERTES 
zu bekräftigen. Der Berater begreift dies als ein Kompliment für seine Tätigkeit und be¬ 
dankt sich („freu ich mich drüber“). 

Im Anschluss daran zieht der Klient einen Vergleich: „ne weil das is ähnlich wie mit 
meiner anderen ne Sauf äh Problematik“ und macht deutlich, dass er bereits HILFE in 
Anspruch genommen hat, also HILFEERFAHREN ist. Interessanterweise führt er dabei 
eine deutliche Unterscheidung bzw. Hierarchie von „Laien“ und „Profis“ ein. Er „brauchte 
da Profis“, denn die Laien haben „das nicht kapiert“. Er beendet diese Einschubsequenz 
mit einem weiteren Vergleich „so geht’s mir eben auch hier“. 

Obwohl der Klient hier ganz klar darlegt, dass er professionelle HILFE benötigt, führt 
er einschränkend weiter an, dass ihm die Inanspruchnahme von HILFE unangenehm ist 
und von vielen Männern nicht verstanden wird. Zudem entpersonalisiert er die Beratungs¬ 
situation, indem er nicht mit, sondern über den Berater als „typ der da sitzt irgendwie und 
mir dann erzählen soll in anführungsstrichen was ich machen soll“ spricht. Trotz der ange¬ 
fügten Einschränkung durch das „in anführungsstrichen“ scheint der Klient von dem „da 
sitzenden Typen“ zu erwarten, dass er ihm sagt, „was er machen soll“, weil er es „nicht 
weiß“ bzw. „es definitiv nicht weiß“. 

Anhand jenes Gesprächsausschnitts deutet sich bereits eine spezifische Ausgestaltung 
der HILFEBEZIEHUNG an, welche sich in der vollständigen Analyse der Gesprächs¬ 
folge noch konkretisiert: Der Klient konzeptualisiert sich selbst als UNWISSENDEN 
SCHÜLER und den Berater als LEHRER, der ihm das fehlende WISSEN vermitteln soll. 
Zwar zeigt sich jene hierarchische HILFEBEZIEHUNG als ambivalent, denn der Klient 
befürchtet, damit „weicheimäßig dazustehen“ - zugleich erweist sich jedoch die damit 
einhergehende Konzeptualisierung der HILFE als SCHULE als die dominanteste Meta¬ 
phorik der Gesamtanalyse. 

Grundannahmen der kognitiven Metapherntheorie 

Jene hier beschriebene und gewählte Metaphernwahl geschieht dabei jedoch keinesfalls 
bewusst. In Anlehnung an die kognitive Metapherntheorie (vgl. Lakoff und Johnson 1980, 
2003, 2007) werden Metaphern explizit nicht als konkret einzusetzende Werkzeuge oder 
als besondere poetische und rhetorische Mittel verstanden, sondern als das Alltagleben 
durchdringend: Wir können gar nicht anders als beständig in und durch Metaphern zu 
kommunizieren. 

Zu den bekanntesten Vertretern der kognitiven Metapherntheorie zählen der Linguist 
George Lakoff und der Philosoph Mark Johnson. Mit ihrem 1980 veröffentlichten Buch 
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„Metaphors we live by“ haben sie die bisherigen Annahmen zur Funktion der Metapher 
erheblich erweitert. Lakoff und Johnson dehnieren Metaphern als sprachlich-kognitive 
Konstrukte und damit nicht nur als eine Angelegenheit der Sprache, sondern des Denkens 
und Handelns. Mit „kognitiv“ meinen Lakoff und Johnson sensorische, handlungsbezo¬ 
gene und kulturelle Phänomene (vgl. Schmitt 2013). „Unser alltägliches Konzeptsystem, 
nach dem wir sowohl denken als auch handeln, ist im Kern und grundsätzlich metapho¬ 
risch“ (Lakoff und Johnson 2007, S. 11). 

Interessant ist deshalb auch nicht mehr die einzelne Metapher: Lakoff und Johnson 
weisen darauf hin, dass Metaphern nicht beliebig sind, sondern aus übergreifenden meta¬ 
phorischen Systemen hervorgehen, die es ermöglichen, ein „metaphorisches Konzept“ zu 
rekonstruieren (Lakoff und Johnson 2007, S. 11). 

Diese metaphorischen Konzepte, so die These, strukturieren die menschliche Erfahrung 
und das menschliche Denken. „The essence of metaphor is understanding and experien- 
cing one kind in terms of another“ (Lakoff und Johnson 1980, S. 5). Vereinfacht ausge¬ 
drückt: Metaphern übertragen Struktureigenschaften von einer Bildquelle auf abstraktere 
Zielbereiche. 

Die Sprache ist demnach das metaphorische Gewand, welches Rückschlüsse auf ein 
metaphorisches Konzept und damit Einsicht in die metaphorische Natur von Handlung, 
Wahrnehmung und Aktivität zulässt (vgl. Lakoff und Johnson 2007, S. 15). 

Vor dem Hintergrund dieser theoretischen Ausführungen lässt sich zusammenfassend 
festhalten, dass Metaphern komplexe Sachverhalte durch den Rückgriff auf einfachere, 
vertrautere Erlebnisqualitäten strukturieren. Dabei kann davon ausgegangen werden, dass 
in der HELFENDEN Praxis von den Interagierenden beständig Metaphern verwendet wer¬ 
den. Denn - wie eingangs bereits problematisiert - handelt es sich bei der Tätigkeit des 
HELFENS um einen komplexen Begriff, der nur begrenzt in Worte zu fassen ist. Zwar 
ist es nicht so, dass man gesellschaftlich überhaupt nicht weiß, was mit HILFE oder 
HELFEN gemeint ist. Es lässt sich ein intuitives Verständnis ausmachen, ohne dass die¬ 
ses „verstehende Wissen“ jedoch genauer expliziert und professionalisiert werden kann. 
Aus diesem Grund werden im interaktiven Vollzug Bilder bzw. Metaphern der Selbst¬ 
deutung der HELEENDEN Praxis erzeugt. Diese sichern die Verständigung, indem sie 
Helfer_innen und Hilfebedürftigen „[... ] die Gewissheit geben, sich ,im gleichen Film‘ 
zu befinden“ (Buchholz et al. 2008, S. 70). Zugleich stellen sie HILEE erst her: „Würden 
[die Interagierenden; JS] nicht von solchen Möglichkeiten der metaphorischen Selbstdeu¬ 
tung Gebrauch machen, würde das Geschehen in allzu strapaziöser Komplexität ablaufen“ 
(Buchholz und von Kleist 1997, S. 83). Folgt man Buchholz, dann gilt es also die HILFE 
selbst in Metaphern zu fassen, um auf diese Weise das konkrete professionelle HELFEN 
beleuchten zu können. 

► Tipp Eine umfassende Übersicht zur Forschungsmethodik einer systemati¬ 
schen Metaphernanalyse findet sich in dem aktuell von Rudolf Schmitt erschie¬ 
nenen Buch „Systematische Metaphernanalyse als Methode der qualitativen 
Sozialforschung". Wiesbaden: Springer VS, 2017b. 
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Der Kern der HILFE oder: metaphorische Konzepte des HELFENS 

Neben den beiden im Rahmen des Fallbeispiels rekonstruierten metaphorischen Konzep¬ 
ten des HELFENS als SCHULE sowie SICHERE BANK zeigt die Gesamtanalyse der 
HILFEFORM Beratung insgesamt zehn weitere Konzepte bzw. Seiten des HELFENS. 
HELEEN ist BEWEGUNG, VERSORGEN, ENTLASTUNG/ERLEICHTERUNG von 
getragenen Dingen, UNTERSTÜTZUNG, HÖREN, SEHEN, VISUALISIERUNG, BAU¬ 
EN/SPINNEN, ARBEIT, GRENZBEARBEITUNG und WACHSTUM. 

Auf die Metaphorik der BEWEGEUNG wird im Kontext von HILEE oftmals rekur¬ 
riert, um einerseits die Richtung und den Auftrag des Hilfeprozesses sowie die Entwick¬ 
lung der Klient_innen zu artikulieren. So wird beispielsweise thematisiert, „wo die Kli- 
ent_innen derzeit stehen“, wo „sie nicht weiterkommen und hängen“, aber auch, wie sie 
„Schritt für Schritt ihr Verhalten verändern können“ und wie sie „auf den Weg gebracht“ 
werden müssen. Andererseits impliziert diese Metaphorik eine operative Eunktion für die 
Beziehungsgestaltung: So gilt es einen „gemeinsamen Weg zu finden“, die Klientinnen 
„zu begleiten“, manchmal auch „Brücken zu bauen“ - allerdings immer aus einer gewis¬ 
sen Distanz heraus. So konstatiert Schmitt: „Die Beziehungskalibrierung geschieht als 
Einpendeln auf einem imaginären Metermaß, bei dem das Optimum des Begleitens of¬ 
fenbar in einer ,nicht zu großen Nähe“ zu den Klientinnen markiert ist“ (Schmitt 2017a, 
S. 6). Das nächste metaphorische Konzept von HILFE als VERSORGEN dominiert laut 
Schmitt die öffentliche Diskussion über HILFE: Den Klientinnen „fehlt etwas“ und 
die Helfer_innen VERSORGEN sie mit diesem „fehlenden Etwas“ (vgl. Schmitt 1995, 
S. 190) - wie beispielsweise mit WISSENSSTOFF oder auch mit SICHERHEIT. So for¬ 
mulieren die Klientinnen, dass sie „hier ne Menge mitnehmen können“ bzw. „mal wieder 
gut was mitgekriegt haben“ oder die HILEE „gerade das ist, was sie genau brauchen“. Da¬ 
mit sind die Rollen in der HILEEBEZIEHUNG klar strukturiert: Die Helfer_innen sind 
die VERSORGER und die Klientinnen die ZU VERSORGENDEN. Es deutet sich eine 
eher hierarchische Beziehungsqualität der Interagierenden an, zumindest offenbart sich ei¬ 
ne unaushalancierte Austauschbeziehung: Die Klientinnen sind die NEHMER, die „eine 
Menge kriegen“, die Helfer_innen hingegen sind die (aufopferungsvollen) GEBER, die 
„ne Menge von sich geben“. 

Die Metaphoriken der ENTLASTUNG und der UNTERSTÜTZUNG scheinen eben¬ 
falls spezihsch für den Kontext von HILFE. Insbesondere die Metaphorik der ERLEICH¬ 
TERUNG der getragenen Dinge wird oft begleitet von der BEWEGUNGS-AVEG-Me- 
taphorik bzw. von Bildern der schweren ÜBER- und BELASTUNG, welche die Kli¬ 
entinnen „tragen“, „unter der sie leiden“ (vgl. Schmitt 1995, S. 196). Die Metapher 
der ERLEICHTERUNG bezieht ihre Einprägsamkeit dabei von dem „Oben-Unten-Sche- 
ma“ (Lakoff und Johnson 2007). LEICHT ist OBEN (vgl. „7. Himmel“) - das Gegenteil 
SCHWER (vgl. „am Boden sein“) ist UNTEN. HILFE wird in diesem Zusammenhang 
zu einem Ort der ENTLASTUNG, an dem die Klientinnen um ihre „zu tragenden Päck¬ 
chen“ erleichtert werden. Damit zeigt diese Metaphorik eine implizite Norm: HILFE führt 
zu ERLEICHTERUNG und holt die Klientinnen von UNTEN nach OBEN. Die entspre- 
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chenden Metaphoriken der HILFE sind dabei das (Mit-)TRAGEN von LAST und eben 
das (UNTER-)STÜTZEN. Schmitt sieht in dem Verb UNTERSTÜTZEN eine Übertra¬ 
gung von körperlicher Aktivität auf die Sprache von Architektur und Bauwesen (denn 
hier gibt es „Stützen“, „Träger“ oder „Halteseile“). 

► Tipp Eine ausführliche Analyse aller elf metaphorischen Konzepte findet sich 
bei Julia Schröder (2015): „Ich könnt ihr eine donnern - Metaphern in der Bera¬ 
tung von Männern mit Gewalterfahrungen". Weinheim und Basel: Juventa. Dass 
es sich bei diesen rekonstruierten Konzepten um keine Einzelfälle handelt, zei¬ 
gen die Arbeiten von Rudolf Schmitt (1995), Michael B. Buchholz (1997) sowie 
Cornelia von Kleist (1987). 

Anhand dieser exemplarischen Ausführung soll zusammenfassend verdeutlicht wer¬ 
den, dass jene rekonstruierten metaphorischen Konzepte die HELFENDE Praxis bebil¬ 
dern. Sie zeigen, wie sich Hilfebedürftige und Helfer_innen über das, was sie dann konkret 
HILFE nennen, gemeinsam verständigen. Sie geben damit Antworten auf die Erage, wie 
professionell GEHOLFEN wird. Metaphern dienen in diesem Sinne der Rekonstruktion 
dessen, was wir mit professionell sozialer HILFE meinen. 

Bemerkungen zum Schluss 

Der vorliegende Artikel ist mit dem Anspruch angetreten, dem Begriff der professionellen 
sozialen Hilfe auf die Spur zu kommen. Dabei hat sich gezeigt, dass die professionelle 
soziale Hilfe weder als ein intuitiver menschlicher Dienst am Nächsten mystifiziert noch 
als ein theoretischer Begriff gefasst werden kann. Stattdessen wurde die soziale Hilfe als 
ein gesellschaftliches Phänomen, als ein Handlungsbegriff konzeptualisiert und der inhalt¬ 
liche Kern von sozialer Hilfe über drei verschiedene Zugänge zu spezifizieren versuchf. 
Vor diesem Hintergrund konnte sodann als ein zentrales Ergebnis herausgearbeitet wer¬ 
den, dass - entgegen bisheriger Annahmen - die professionelle soziale Hilfe nicht völlig 
vage und unbestimmt ist. Einerseits wurde anhand des historischen Zugangs zunächst da¬ 
rauf hingewiesen, dass das, was wir unter professioneller sozialer Hilfe verstehen, nicht 
essentialistisch ist, sondern sich im Verlauf wissenschaftlicher und praktischer Ausbil¬ 
dung stetig wandelt, und andererseits sollte verdeutlicht werden, dass es sich beim Helfen 
um einen widersprüchlich und komplexen Mechanismus der Problemlösung handelt, wel¬ 
cher jedoch keineswegs „planlos“, sondern - wie insbesondere der Kompetenzdiskurs 
sowie der metaphernanalytische Zugang gezeigt haben - in spezifischen Mustern von 
den Helfer_innen abgewickelt wird. Während das Feld der sozialen Hilfe damit in den 
Mustern seines professionellen Wissens aus drei verschiedenen Perspektiven charakteri¬ 
siert wurde, besteht abschließend die Option, jene rekonstruierten Muster theoretisch zu 
kontextualisieren. Mögliche theoretische Anschlüsse bieten dabei neben der sozialen Un¬ 
terstützungsforschung (vgl. Otto 2003; Nestmann 1988) beispielsweise auch die Gare- 
Forschung (vgl. Brückner 2015; Jurczyk 2015), um am Ende Theorie(n) des Helfens ge¬ 
nerieren zu können. 
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Fragen zur Reflexion 

• Was verstehen Sie unter sozialer Hilfe! 

• Im Rahmen des Artikels wird Helfen als ein alltagssprachliches Phänomen gefasst. 
Nennen Sie die Gründe hierfür. 

• Wie ließen sich die aus den drei Zugängen rekonstruierten Ergebnisse theoretisch kon- 
textualisieren? Entwickeln Sie kleine Theorie(n) des Helfen. 
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Zusammenfassung 

Vorstellungen von Handlungsfähigkeit und -vermögen sind für die Soziale Arbeit schon 
immer zentral. In jüngerer Zeit nun wurden internationale Diskussionen rund um Agen¬ 
cy aufgegriffen. Unter Agency wird dort oft die Kapazität eines Menschen verstanden, 
auf sich selbst und seine Umwelt mehr oder minder absichtlich und effektiv einzuwir¬ 
ken, in Abhängigkeit von ermöglichenden und begrenzenden Bedingungen. Auch unser 
Alltag ist von einem solchen Verständnis von Agency als „human“ oder „individual 
agency“ geprägt. Dagegen wird hier aus sozialwissenschaftlicher Sicht vorgeschlagen. 
Agency besser als eine kollektive Errungenschaft zu begreifen: etwas, das durch wech¬ 
selseitige Verbundenheiten von Menschen entsteht und sich ggf. auch an eine Person 
anlagert, die dann als agent erscheint und wirkmächtig werden kann. Agency lässt sich 
so eher als Bestandteil und Produkt eines Gesamtmilieus von Menschen und Dingen 
begreifen. Ein solches Verständnis von Agency kann man als relational bezeichnen. Es 
kann dazu genutzt werden, Praxis und Eorschung in der Sozialen Arbeit besser zu re¬ 
flektieren. Denn eine agency-sensible Perspektive schaut sich ein soziales Problem, das 
möglicherweise durch Soziale Arbeit bearbeitet werden soll, unter der Präge an: Wie 
ist darin - über das gesamte Szenario der Beteiligten hinweg - eigentlich Handlungsfä¬ 
higkeit (Agency) hergestellt und verteilt? Dies hat Konsequenzen für ein anderes, nun 
agency-sensibilisiertes Handeln in der Sozialen Arbeit. 
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Soziale Arbeit lässt sich als eine spezifische, personenbezogene und handlungsorientierte, 
kulturell und historisch rückgebundene, institutionalisierte Bearbeitung sozialer Probleme 
beschreiben. Sozialarbeiterisch-sozialpädagogisches Handeln zielt darauf ab, dass Men¬ 
schen möglichst dauerhaft über andere, für sie und die Gesellschaft weniger problemati¬ 
sche Möglichkeiten verfügen, ihr Leben zu leben und (selbst) zu gestalten. Professionelle 
Soziale Arbeiterinnen können sich dabei auf verschiedene theoretische Rahmungen und 
Begründungen beziehen. Sie können ihr Handeln unterschiedlich fassen und ausrichten, 
bspw. als Advocacy-Arbeit, als Erziehen und Bilden, als Arbeit am Sozialraum oder als 
Helfen. Agency ist bislang kein Begriff, den man in solchen Aufzählungen des Handelns 
in der Sozialen Arbeit findet. Zwar wird schon länger bspw. von einer beratungsori¬ 
entierten Sozialen Arbeit oder einer an Empowerment ausgerichteten Sozialen Arbeit 
gesprochen. Mit einer agency-sensiblen Sozialen Arbeit verbinden sich aber bislang noch 
wenige Vorstellungen. Das ist insofern verwunderlich, da die Idee, Menschen zu einem 
(anderen) Handeln zu befähigen, zentral für Soziale Arbeit ist. 

Mit dem Begriff Agency meinen wir im Alltag und in der wissenschaftlichen Diskus¬ 
sion recht unterschiedliche Dinge. Beispielsweise wird in englischsprachigen Beiträgen 
von social Service agency oder welfare agency gesprochen. Auf Deutsch übersetzt meint 
das: soziale Dienstleistungsorganisation oder Träger im Sozialbereich. Dieses Verständnis 
von Agency im Sinne einer Agentur oder einer Organisation, die etwas für andere erle¬ 
digt, ist hier nicht gemeint. Allerdings taucht im Bereich der Wohlfahrtsdiskussion und 
der Sozialpolitik der Begriff Agency in den vergangenen Jahren in einem anderen Sinne 
vermehrt auf, der hier anschlussfähig ist, nämlich dort, wo über gesellschaftlichen Wandel 
und darauf bezogene politische Antworten nachgedacht wird, die darauf zielen, Einzelne 
oder Gruppen mit einer stärkeren Handlungsmächtigkeit oder Handlungsbefähigung zu 
versehen und ihnen reale Verwirklichungschancen zu bieten. In diesem Zusammenhang 
finden sich bspw. Überlegungen, wie und in welche Richtung bestimmte Missstände und 
problematisierte Lebensverhältnisse von Gruppen, z. B. der „Armen“, der „Frauen“, der 
„Migrant_innen“ etc., verändert werden sollten. Gefordert wird also, dass Menschen über 
Fähigkeiten und ein Vermögen verfügen sollen, ihre eigene Welt (selbst) positiv zu gestal¬ 
ten, d. h. zu transformieren. 


Fallbeispiel; „Inequalities of Agency" im Weltentwicklungsbericht 2006 

Der Weltentwicklungsbericht 2006 stellt fest: Vielen Menschen fehlt das Vermögen 
und die Macht, wirtschaftliche, sozio-kulturelle und politische Prozesse, die sie be¬ 
treffen, so zu beeinfiussen, dass Benachteiligungen und Unzulänglichkeiten beseitigt 
oder abgemildert werden können. Inequalities of agency werden dabei als ungleiche 
Gelegenheitsstrukturen verstanden, die mit entscheidend dafür sind, dass sich soziale 
Ungleichheiten fortschreiben (World Bank 2005, S. 5, 49). Hinter solchen Überlegun¬ 
gen steckt ein bestimmtes Verständnis. Danach ist Agency die Fähigkeit eines Indi¬ 
viduums, strategische Entscheidungen zu fällen und Kontrolle über jene Ressourcen 
auszuüben, die sich maßgeblich auf den Verlauf des Lebens und die Lebensquali¬ 
tät auswirken (Malhotra und Schüler 2005, S. 73). Auf Entwicklung bezogen meint 
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das: Hätten die Menschen mehr Agency - bzw. könnten sie mehr Agency erlangen - 
dann hätten sie auch reale Möglichkeiten, durch ihr Handeln ihre Vorstellungen von 
einem besseren Leben zu realisieren und letztlich Benachteiligungen und soziale Un¬ 
gleichheiten abzubauen. Hintergrund des Weltenwicklungsberichts 2006 bildet u. a. der 
Capability Approach von Amartya Sen (1999) (vgl. Ziegler in diesem Band). In der 
entwicklungspolitischen Diskussion solcher Ansätze wird von Folgendem ausgegan¬ 
gen: Wenn Menschen sich in ihrem Handeln als selbstwirksam erfahren können (seif 
efficacy), dann ist das ein zentraler Faktor dafür, dass sie „agents of change“ sein kön¬ 
nen. Soziale Interventionen auf verschiedenen Ebenen sollen dazu dienen, eben diese 
Agency von Menschen zu vergrößern, bspw. durch die Förderung von Partizipation, 
Empowerment oder Emanzipation (vgl. Malhotra und Schüler 2005). 

Agency meint in diesem Sinne die verwirklichbare Kapazität oder Fähigkeit (capacity) 
von Individuen, verändernd und gestaltend auf ihre Umwelt einzuwirken, so dass sie damit 
einen Unterschied bewirken, der sich auf sie selbst und ggf. auch auf andere positiv aus¬ 
wirkt. Ähnliche, zunächst einmal positiv klingende Vorstellungen und Forderungen finden 
sich spätestens seit den 1990er-Jahren auch in der politischen Debatte um den Wandel des 
Sozialstaats bzw. Wohlfahrtsstaats und - damit verbunden - in den Politiken der Akti¬ 
vierung, bspw. im Bereich der Arbeitsmarktpolitik (vgl. Böhnisch und Schröer in diesem 
Band) oder in der Jugendpolitik. Aber auch in Teilen der Sozialwissenschaften wurden 
solche Vorstellungen von Agency aufgegriffen. 

Agency in Forschungen zu Lebenslauf, Sozialisation und Kindheit 

Ein Bereich, der für die Soziale Arbeit immer wichtiger wird, ist die Unterstützung und 
Begleitung von Übergängen im Lebenslauf (Hof et al. 2014). Man geht davon aus, dass 
Übergänge heutzutage immer mehr auch von den einzelnen Menschen her mitgestaltet und 
mitverantwortet werden müssen - und dass dies mitentscheidend dafür ist, ob Übergän¬ 
ge gelingen oder misslingen und wie das Leben insgesamt verläuft. Früher richtete man 
in der Forschung zu Lebens(ver)läufen {life course) und Übergängen {transitions) den 
Blick vor allem auf gesellschaftliche Bedingungen, die Lebensverläufe von Individuen 
unterschiedlich und sozial ungleich ausrichten, z. B. beim Übergang von der Schule in die 
Berufstätigkeit (school to work transition). Ab den 1970er-Jahren begann man vor allem 
in Nordamerika, Unterschiede, die sich in den Lebensverläufen Einzelner zeigen, auch als 
Ergebnis individueller Entscheidungen und eines unterschiedlichen Handlungsvermögens 
(Agency), das Einzelne haben, zu sehen. Eine Vielzahl insbesondere englischsprachi¬ 
ger Publikationen in der Lebenslauf- und Übergangsforschung diskutiert dies bis heute 
als Frage, wie structure und agency Zusammenhängen (vgl. Marshall und Clarke 2010). 
Nach Gien H. Eider, einem bedeutenden Entwickler der US-amerikanischen life course 
perspective, haben Menschen einen entscheidenden, aktiven Anteil daran, wie ihr indi¬ 
vidueller Lebenslauf verläuft. Agency bezieht sich demnach auf die konstruktive Rolle, 
die Individuen bei der Gestaltung ihres eigenen Lebens einnehmen. Sie tun dies „through 
the choices and actions they take within the constraints and opportunities of history and 
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social circumstances“ (Eider 1998, S. 961). Agency wird hierbei auch als Mechanis¬ 
mus verstanden, durch den sich Vor- oder Nachteile im Lehenslauf entsprechend einem 
Wirksamkeitsgesetz anhäufen. Eider hat zusammen mit Steven Hitlin später folgende De¬ 
finition von Agency entwickelt: 

► „Human Agency" in der Lebenslaufforschung „We conceive of agency as a multifa- 
ceted phenomenon, that includes feelings of efficacy as well as a sense of forward-looking 
optimism. It is heightened by individual capacities for planfulness as well as social Sup¬ 
port. (...) Our model of human agency bears upon an important micro-level aspect of 
life course decisions. Agency, in this model, represents an individual capacity, one that is 
both the result of individual differences (planfulness) as well as achieved successes (seif 
efficacy) and a sense of temporal, self-reflective understanding about one’s life chances 
(optimism)“ (Hitlin und Eider 2006, S. 59 f.). 

Ein wichtiger Bezugspunkt der Lebenslaufperspektive, wie sie in Nordamerika entwi¬ 
ckelt wurde, stellen die Arbeiten des Psychologen Albert Bandura dar. Für Bandura ist 
„human agency“ die grundlegende Fähigkeit, absichtsvoll auf die eigene Existenz und die 
Lebensumstände Einfluss zu nehmen. Selbst Zufälle im Leben können demnach durch ein 
geschicktes agentic management beeinflusst werden (Bandura 2006, S. 164 ff.). Solches 
Einwirken geschieht, indem ein Individuum alternative Handlungsverläufe gedanklich 
entwirft, bewertet und modifiziert. So kann eine Person Einfluss nehmen, um auch dieje¬ 
nigen Ergebnisse zu erreichen, die sie selbst als wertvoll erachtet. Außerdem können auf 
diese Weise Umwelteinflüsse „überschrieben“ werden. Auch in der soziologisch orientier¬ 
ten Sozialisationsforschung in Deutschland wurde dem Begriff Agency Aufmerksamkeit 
geschenkt. Beispielsweise wurde gefragt, ob es so etwas wie „Selbstsozialisation“ gibt. 
Solche Diskussionen zeigen, dass das Interesse an einem (selbst)reflexiven, aktiven Ein¬ 
wirken eines Sozialisanden auf seine eigenen Handlungsfähigkeiten und -Orientierungen 
zugenommen hat (vgl. Krappmann 2006, S. 375). Der Sozialisationsforscher Matthias 
Grundmann beispielsweise nimmt mit seiner Definition von „Handlungsbefähigung“ auf 
Agency Bezug: 

► Handlungsbefähigung in der Sozialisationsforschung „Handlungsbefähigung wird 
dann nämlich in Anlehnung an die Agency-Forschung als ein Bündel von Persön¬ 
lichkeitseigenschaften definiert, die für eine situativ angemessene Einschätzung von 
Handlungsoptionen vor dem Hintergrund verfügbarer Handlungsressourcen relevant sind 
(...). Diese Persönlichkeitseigenschaften ergeben sich durch die Erfahrungen, etwas ,be- 
wirken‘ zu können und in Situationen angemessen zu agieren“ (Grundmann 2008, S. 133). 

In neueren Beiträgen geht Grundmann nun davon aus, dass Agency sich nicht als ei¬ 
ne allgemeine Handlungskompetenz beschreiben lässt. Denn Menschen werden immer 
in konkreten Situationen und Kontexten/«> oder zu etwas befähigt (Grundmann 2017). 
Grundmann entfernt sich damit von der Vorstellung, dass (einzelne) Menschen Agency 
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quasi „besitzen“ und Agency eine dauerhafte Eigenschaft von Menschen darstellt, die 
sie einfach wie einen Rucksack in eine neue Situation mitnehmen können. Agency muss 
demnach eher als etwas Relationales gedacht werden, das auch in sozialen Situationen 
hergestellt und verteilt wird. 

Nicht nur in der Lebenslaufforschung, sondern auch in der soziologischen Kindheits¬ 
forschung wurde es seit den 1980er-Jahren für notwendig erklärt, Menschen - in diesem 
Fall explizit Kinder - als agentische soziale Wesen anzuerkennen (children’s agency). 
Eng verbunden ist damit das new childhood paradigm (James und Prout 1990) als promi¬ 
nentes Konzept, das einen veränderten Blick auf Kindheit einforderte. Kinder sollten nicht 
mehr als (nur) passiv und verletzlich gesehen werden, sondern als active social agents, die 
Kindheit mit anderen Akteuren zusammen hersteilen (Raithelhuber 2016; im Überblick; 
Oswell 2013). Hierbei wurde davon ausgegangen, dass es strukturelle und sozio-kulturelle 
Bedingungen gibt, welche die Agency, die Kinder haben oder ausüben können, befördern 
und behindern. In handlungspraktischer Hinsicht lässt sich daraus ableiten: Man kann Be¬ 
dingungen dafür schaffen oder existierende Bedingungen so verändern, dass Menschen 
die Möglichkeiten entwickeln, zu agents ihres Lebens zu werden. 

Agency als Grundkategorie von Reflexion in der Sozialen Arbeit 

Insofern ist die Agency-Perspektive anschlussfähig an die Soziale Arbeit. Beispielsweise 
fordert das Konzept der Lebensweltorientierung (vgl. Thiersch und Grunwald in die¬ 
sem Band), zunächst zu betrachten, wie die alltägliche Handlungsfähigkeit von Men¬ 
schen konkret beschaffen ist. Dies muss man vor allem dort tun, wo Menschen selbst 
formulieren, dass sie mit der Bewältigung des Alltags belastet sind und Schwierigkeiten 
haben, oder dort, wo ihre Lebensvollzüge von gesellschaftlichen Gruppen oder Institu¬ 
tionen problematisiert werden. In einem zweiten Schritt ist die professionelle Soziale 
Arbeit dann angehalten - auch aus einem ethischen, gerechtigkeitsbezogenen Verständ¬ 
nis heraus - Maßnahmen zur Unterstützung oder Wiederherstellung fehlender, einge¬ 
schränkter oder bedrohter Handlungsfähigkeit zu entwickeln. Dies soll primär aus dem 
Alltag von Menschen heraus und in ihrem Alltag geschehen, sofern Menschen zu Adres- 
sat_innen der Sozialen Arbeit werden (Raithelhuber und Schröer 2016). Agency, übersetzt 
als Handlungsmächtigkeit, -fähigkeit, -befähigung oder -ermächtigung, gehört somit zu 
den Grundkategorien, die eine Reflexion Sozialer Arbeit in Praxis und Forschung ermög¬ 
lichen (Raithelhuber und Schröer 2015). Denn sozialpädagogische Interventionen gehen 
häufig davon aus, dass es Individuen oder sozialen Gruppen in ihren gegebenen Verhält¬ 
nissen verwehrt bleibt, ihren Herausforderungen und Gelegenheiten in Richtung eines 
gelingenderen Alltags (Thiersch 2006, S. 43) zu begegnen und diese in ihrem Streben 
nach subjektiver Handlungsfähigkeit produktiv biografisch zu bewältigen (Höhnisch 2001 , 
S. 31). 

Ein agency-orientiertes Verständnis Sozialer Arbeit bietet eine Sichtweise an, die sol¬ 
che Ansätze ergänzen will und die auch Konsequenzen für die Reflexion und Ausrichtung 
von Handeln in der Sozialen Arbeit hat. Eine agency-sensible Perspektive schaut sich ein 
soziales Problem, das möglicherweise durch Soziale Arbeit bearbeitet werden soll, unter 
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der Frage an: Wie ist darin, über das gesamte Szenario der Beteiligten hinweg, eigent¬ 
lich Handlungsfähigkeit (Agency) hergestellt und verteilt? Eine agency-sensible Soziale 
Arbeit fordert Praktiker_innen (und Forscherinnen) auf, sich zunächst zu vergewissern, 
mit welchen Konstruktionen von Handlungsfähigkeit die jeweilige soziale Konstellation 
verbunden ist. Erst so lässt sich angemessen erkennen, ob und wie eine soziale Konstel¬ 
lation, die möglicherweise als problematisch dargestellt wird, durch die Soziale Arbeit 
überhaupt bearbeitet werden kann, z. B. durch Care, Erziehen oder Bilden. So gesehen 
ermöglicht die Agency-Brille einen Blick quer zu den verschiedenen Handlungsansätzen 
Sozialer Arbeit. 

Das gängige Verständnis von „individual agency“ als Kapazität und Disposition 

Um zu erläutern, was damit gemeint ist, muss zunächst erklärt werden, wie Agency häu¬ 
fig verstanden wird - nämlich als individual agency - und welche Alternativen das hier 
vorgeschlagene Verständnis von Agency als social agency oder collective agency bietet. 
In unserem alltäglichen Verständnis gehen wir davon aus, dass Menschen unterschiedli¬ 
che Potenziale haben oder verschiedene Voraussetzungen für ein Handeln in sich tragen. 
Umgangssprachlich formuliert traut sich der eine vielleicht mehr zu und eine andere 
schätzt ihre Möglichkeiten anders ein oder denkt vorausschauender, weil sich das in der 
Vergangenheit als sinnvoll erwiesen hat. Eolglich nehmen wir an, dass sich daraus unter¬ 
schiedliche Entscheidungen ergeben, wie jemand handelt und was jemand damit erreichen 
kann. Man könnte dies das agentische Potenzial oder die Agency-Kapazität einer Person 
nennen. Eben eine solche Vorstellung findet sich auch häufig in den Sozialwissenschaften, 
wie die obigen Beispiele aus der Lebenslauf- und Sozialisationsforschung zeigen. Agency 
wird dort oft als etwas verstanden, das innerhalb einer Person liegt oder grundlegender Teil 
von ihr ist. Agency wird in einer solchen Betrachtung innerhalb eines Körpers verortet, wo 
es sich quasi im Kopf versteckt, bis es eine Handlung verursacht. Agency ist so gesehen 
human agency, also eine relativ stabile, grundlegende Eigenschaft oder Kapazität einer 
Person, die sich im Lebensverlauf verändern, d. h. auch vergrößern oder verkleinern, kann. 
Diese Vorstellung lässt sich als individualistisch bezeichnen, also als individual agency 
oder human agency. Agency wird dabei als etwas durch und durch „Menschliches“, quasi 
„Natürliches“ und „Gegebenes“, begriffen, das in der Person liegt. Einige Wissenschaft- 
ler_innen nennen dies das capacity concept of agency (Passoth et al. 2012, S. 1) oder 
aber eine individuell-dispositionale Vorstellung von Agency (Raithelhuber 2011, S. 77 f.). 
Selbst dort, wo Sozialwissenschaftler_innen davon ausgehen, dass diese capacity for hu¬ 
man agency nichts Starres, sondern eher etwas Dynamisches ist und davon abhängt, wie 
jemand sozial verbunden ist und seine Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft gedank¬ 
lich miteinander verknüpft, findet sich folgende Annahme: Ein Akteur kann sich (selbst) 
durch einen innerlichen Prozess des mehr oder minder bewussten Überlegens, Erwägens, 
Nachdenkens unterschiedlich auf die Bedingungen beziehen, die sein Handeln begrenzen 
und ermöglichen (so bei Emirbayer und Mische 1998, S. 964). Mitgeprägt hat eine solche 
Sichtweise der Soziologe Anthony Giddens. Agency ist für ihn etwas auf der Ebene des 
Individuums, das jemanden etwas tun, nicht tun oder verhindern lässt. Agency ist dabei 
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etwas grundlegend Menschliches, eine Kapazität oder „capability of doing [... ] things“ 
(Giddens 1984, S. 9). Ein Agent ist demzufolge jemand, der dazu fähig ist, eine Reihe 
kausaler Kräfte auszuüben. Da Handlung aus dieser Sicht in erster Linie von einer grund¬ 
legenden Fähigkeit - der transformativen Kapazität der agents - abhängt, beinhaltet sie 
Macht. 

Alternative Sichtweisen: Die „collective agency“ von „social agents“ 

Solche oder ähnliche Verständnisse dessen, was Agency ist und wo sie verortet ist, wur¬ 
den und werden nach wie vor stark kritisiert. Einige Kritiker_innen fragen nicht, welche 
Agency dieser oder jener wohl gehabt haben muss, um dieses oder jenes erreichen zu 
können. Sie versuchen nicht. Agency als ein grundlegendes oder erworbenes, relativ fixes 
Vermögen des Individuums zu definieren oder zu messen, um dann ggf. daraus abzulei¬ 
ten, wie man sie für die Zukunft beeinflussen kann. Vielmehr drehen sie die Agency- 
Frage wie einen Strumpf auf links. Beispielsweise sagt der Soziologe Barry Barnes, dass 
es einfach keine sichere Methode gibt, von einer Handlung (die also jemand schon voll¬ 
zogen hat) abzuleiten, ob jemand (nur) so oder auch anders hätte handeln können (Barnes 
1999, S. 30; ähnlich: Gergen 2009, S. 72). Allerdings kann man, wenn man das Sozia¬ 
le anschaut, feststellen: Agency spielt in unserem Alltag eine enorm große Rolle. Wie 
jemand hätte handeln können, können wir zwar immer nur im Nachhinein fragen. Und 
gerade im Nachhinein klären wir ja oft erst, wer überhaupt mit welchem Potenzial und 
welcher Konsequenz gehandelt hat. Das geschieht bspw. regelmäßig auch in Gerichts¬ 
verhandlungen oder in (sozial-)pädagogischen Situationen. Aber im Alltag nehmen wir 
dennoch meist unhinterfragt an, dass jemand - genauer gesagt seine Handlungsfähigkeit 
- ursächlich ist für einen Unterschied im Verlauf der Dinge. Deshalb rückt Barnes (1999) 
eben dieses „Gerede um Agency“ ins Zentrum der wissenschaftlichen Betrachtung. Im 
Kern behauptet er: Wir Menschen nutzen die Idee von Agency in unseren Alltagsprakti¬ 
ken pragmatisch und in performativer Absicht, um uns bestimmte Dinge zu ermöglichen 
und unsere Handlungen aufeinander auszurichten. Menschen zeichnen sich gerade da¬ 
durch aus, dass sie sich ständig darüber unterhalten, wer einen freien Willen (free will) 
hat und wer Entscheidungen ichoices) fällen kann. Genau das, so Barnes, ermöglicht es 
uns, uns wechselseitig kausal zu beeinflussen. Mit anderen Worten meint das: Indem wir 
uns gegenseitig als agents betrachten, stellen wir uns als unabhängig voneinander exis¬ 
tierende Einheiten erst her, die angeblich einzeln handeln können, und teilen uns dafür 
auch gegenseitig Rechte und Pflichten zu. Wir führen also einen voluntaristic discourse. 
So nennt Barnes diese Praxis, mit der wir uns gegenseitig zu Verursachern von Handlun¬ 
gen und als handlungsmächtige Wesen darstellen. Wir binden uns aneinander, indem wir 
uns gegenseitig als Wesen wahrnehmen, die einen Status als autonom Handelnde haben, 
also agents sind. So können wir uns gegenseitig identifizieren und uns unsere Erwarfun- 
gen mitteilen, aber eben auch die Handlungen anderer kausal beeinflussen. Ein zentrales 
Moment dafür ist, dass wir andere im Alltag für etwas verantwortlich halten oder machen. 
Das soll heißen: Wir betrachten jemanden als Verursacher_in von etwas und machen uns 
gegenseitig moralisch haftbar. Wir nehmen Zurechnungen vor. Die meisten Menschen er- 
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langen dadurch einen ganz „normalen“, grundlegenden sozialen Status als verantwortlich 
Handelnder - als responsible agent (Barnes 1999, S. 11). Dies wirkt sich auch auf unsere 
Psyche aus. Denn ein jeder Mensch mit einem solchen „normalen“ Status weiß, es werden 
Handlungserwartungen an ihn gerichtet, auf die man reagieren muss. Unserer „innerer“ 
(quasi individueller) Zustand ist also untrennbar verbunden mit eben diesen „äußeren“ 
(sozialen) Praktiken (Barnes 2002, S. 295). 

Was folgt daraus? Barnes urteilt, dass es daher wissenschaftlich keinen Sinn macht, 
von individual agency oder human agency auszugehen - also von der Idee, dass ein 
einzelner Mensch die kausalen Kräfte besitzt, einen Unterschied zu machen (to make 
a difference). Vielmehr lässt sich von Agency nur als collective agency sprechen: als 
etwas, das einer kollektiven Leistung oder Errungenschaft miteinander verbundener Men¬ 
schen entspringt. So gesehen ist es die collective agency von social agents, die unsere 
kulturelle und institutionelle Ordnung erzeugt (Barnes 2001, S. 349). Teil dieser Errun¬ 
genschaft oder kollektiven Leistung ist, dass sich Gruppen, Hierarchien, Institutionen 
und Organisationen als Orte herausbilden, denen Zurechenbarkeit und Verantwortlich¬ 
keit zugeschrieben werden kann. Als Beispiel dafür könnten Prozesse und Artefakte in 
Bildungsinstitutionen mit ihren individuellen Kompetenzbescheinigungen angeführt wer¬ 
den, aber bspw. auch Hilfeplanung im Rahmen von Erziehungshilfen - einschließlich 
von Fallakten und Übergabebüchern - oder aber bestimmte Techniken und Methoden 
im beschäftigungsorientierten Fallmanagement eines Jobcenters, bspw. im Zuge der so 
genannten Eingliederungsvereinbarung. Schaut man von einem solchen Verständnis auf 
Handlungen, ändert sich auch der Fokus der Aufmerksamkeit. Nicht mehr die Handlun¬ 
gen Einzelner geraten in den Blick, sondern deren Beziehung mit Anderen (Barnes 1999, 
S. 57). Dies hat ganz ähnlich der Psychologe Kenneth J. Gergen auf den Punkt gebracht 
hat: 


► Ein relationales Verständnis von Agency „Agency [... ] is neither ‘in here’ nor ‘out 
there’, but it is achieved by persons in relationships“ (Gergen 1999, S. 114). „To ‘be’ 
a person of any special kind is a social achievement and requires continual conversational 
attention“ (Gergen 1994, S. 205). „[0]ur capacity to mean (to think, to be intelligible, to 
count ourselves as individual agents at all) is born in relationships. Relationship precedes 
individual existence, and not vice versa“ (Gergen 1995, S. 77). 

Gergens sozialkonstruktionistischer Perspektive zufolge müssen Menschen anti-indi¬ 
vidualistisch betrachtet werden. Alles, was in anderen, traditionellen Zugängen zum Indi¬ 
viduum als grundlegendes Kennzeichen des gesunden, normalen, vernünftigen, menschli¬ 
chen Individuums verstanden wird - also bspw. Persönlichkeitseigenschaften, Charakter, 
personale Identität - darf man nicht als eine gegebene Tatsache begreifen (Gergen 1994, 
S. 205). Vielmehr sind eben diese „Dinge“ - Persönlichkeitseigenschaften, Charakter, 
personale Identität etc. - selbst Bestandteile von Beziehungsformen und gleichermaßen 
Ergebnisse von Beziehung(en): Die Welt besteht aus sich wechselseitig beeinflussen¬ 
den „Einheiten“. Dabei „besitzen“ diese „Dinge“ oder „Einheiten“ ihre Identitäten nicht 
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unabhängig von anderen „Entitäten“, sondern gerade durch ihre Bezogenheit auf diese. 
Entsprechend, so sagt Gergen, muss individucd agency besser als soziale Errungenschaft 
gefasst werden, die im Rahmen von sozialem Austausch und koordinierten, kulturellen, 
diskursiven und körperlichen Praktiken erlangt wird (Gubrium und Holstein 1995). Man 
kann eine solche Sichtweise, wie sie Barnes und Gergen vertreten (Gubrium und Hol¬ 
stein 1995), als relational-relativistisch bezeichnen, weil sie grundlegende Elemente einer 
relationalen Sozialtheorie aufweist (Raithelhuber 2017). 

Anti-individualistische Verständnisse von Agency in der Sozialen Arbeit: 
Konseqnenzen 

Ähnliche Überlegungen zu einem veränderten, komplexeren, anti-individualistischen 
Agency-Verständnis sind auch in der Sozialen Arbeit angestellt worden. So sieht bspw. 
Albert Scherr die Bedeutung neuerer Agency-Ansätze darin, dass Agency als sozial 
voraussetzungsvolles, situiertes Phänomen betrachtet werden kann, das in menschlichen 
Verbindungen und Interaktionen hervorgebracht wird: 

► Komplexe Agency-Verständnisse in der Sozialen Arbeit am Beispiel von Albert Scherr 

„Wenn es um die Bestimmung von Agency geht, kann nicht von der vorgängigen Existenz 
von Individuen oder Gruppen mit bestimmten Eigenschaften, Fähigkeiten, Interessen usw. 
ausgegangen werden, sondern es ist zu untersuchen, wie Akteure ihre jeweiligen Iden¬ 
titäten, Motive, Absichten und damit ihre jeweilige Handlungsfähigkeit in Abhängigkeit 
von ihrer Situierung in sozialen Strukturen bzw. soziale [sic] Beziehungen hervorbringen“ 
(Scherr2013, S. 234). 

Mit anderen Worten: Zwar sind gerade Erziehungsverhältnisse und soziale Hilfen in 
hohem Maße alltäglich von Fragen nach Agency und ihrer Beantwortung durchzogen, 
bspw. in der Jugendwohngruppe oder im Umgang mit „sozial auffälligen“ Menschen. Wir 
gewinnen aber mit solchen Fragen keine sichere Erkenntnis über den mentalen Zustand, 
in dem sich jemand vor einer umstrittenen Handlung befunden hat. Ergo können wir auch 
nicht unser professionelles Handeln aus einer solchen Diagnose „technisch“ ableiten oder 
legitimieren. Dazu müssten wir ja quasi vorher in den Kopf geschaut haben, bevor etwas 
zur Vergangenheit wurde. Das gibt es bislang nur im Science Fiction, wie bspw. in Steven 
Spielbergs Minority Report. Wir machen aber mit einer solchen alltäglichen Behandlung 
etwas, das ganz große Auswirkungen darauf hat, wie wir - und unsere Anderen - uns 
zukünftig verhalten (können). Solche Überlegungen sind also nicht dumm oder überflüs¬ 
sig, sondern hochgradig sozial wirksam und funktional, weil wir uns damit zueinander 
relationieren, also in unterschiedlicher, teils sehr ungleicher Art und Weise in Beziehung 
setzen. Scherr fordert daher, dass in den Hilfeformen verstärkt die sozialen Bedingungen 
in den Blick genommen werden müssen, die eine jeweilige Ausgestaltung von Selbst¬ 
bestimmungsfähigkeit bzw. Handlungs(un)fähigkeit ermöglichen (Scherr 2013). Insofern 
kann eine solche Perspektive in der Praxis Sozialer Arbeit ein kritisches und korrektives 
Potenzial entwickeln. Denn häufig werden vor allem die Hilfebedürftigkeit und daran an- 
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knüpfende Überlegungen zur Handlungsbefähigung in psychologisierender Manier damit 
begründet, dass Adressat_innen individuelle Dispositionen (nicht) haben. Mit Dispositio¬ 
nen ist hier gemeint, dass die Voraussetzungen für bestimmte, problematisierte Handlun¬ 
gen oder Lebensumstände angeblich in der Person liegen sollen (Scherr 2013, S. 236). Ute 
Karl hat Ähnliches gefordert und dabei auf Gedanken von Michel Foucault zur „Gouver- 
nementalität“ Bezug genommen. Karl beschäftigt sich kritisch mit den subtilen Formen 
der Unterwerfung (Subjektivierung) und Regierung von Individuen, die sich im Zuge ge¬ 
sellschaftlicher Veränderungen entwickeln - wie also bspw. einem Zwang, dem Drang 
und Wunsch zum Selbstmanagement, gerade in kritischen Momenten des Übergangs im 
Lebenslauf. Karl zufolge muss Soziale Arbeit stärker in den Blick nehmen, wie Agency in 
den Regierungstechniken und in Formen der (Selbst-)Führung von Menschen programma¬ 
tisch verankert ist, gerade auch in Interventions- und Hilfeformen. Programmatiken wie 
bspw. die aktivierende Arbeitsmarktpolitik müssten daraufhin betrachtet werden, „welche 
Möglichkeiten und Formen der Einflussnahme auf die eigenen Lebensbedingungen und 
welche Fähigkeiten und Fertigkeiten der kritischen Distanznahme von Handlungsrouti¬ 
nen in diesen Programmatiken wie gefördert oder verhindert werden“ (Karl 2008, S. 74). 
Und Florian Eßer hat in Bezug auf die (sozialpädagogische) Kindheitsforschung formu¬ 
liert: „[AJgency [ist] immer nur auf der Ebene gemeinsamen sozialen Handelns rekon¬ 
struierbar“ (Eßer 2008, S. 141). Dementsprechend gelte es, die kollektiven kooperativen 
Herstellungsprozesse von Agency zu analysieren, in denen z. B. Kinder sich kultureller 
Muster, sozialer Praktiken und materialer Artefakte bedienen (ähnlich: Bollig und Kelle 
2014). Agency, so verstanden, ist nicht der „Besitz“ eines Individuums und kann weniger 
als ein Element der menschlichen Psyche verstanden werden (vgl. auch Gell 1998, S. 20). 
Agency ist eher Charakteristikum eines Gesamtmilieus oder Netzwerks, in dem Agen¬ 
cy produziert wird, verortet wird und an verschiedene Dinge (einschließlich Menschen) 
angeheftet wird (Raithelhuber und Schröer 2016). 

Was heißt das für die Soziale Arbeit? Sollen Profis der Sozialen Arbeit nun aufhö¬ 
ren, im Alltag ihrem Gegenüber oder sich selbst Agency zuzusprechen? Sollen wir von 
der Annahme Abstand nehmen, jemanden für handlungsfähig zu halten, wo doch genau 
eine solche Agency-Unterstellung uns Menschen eine wechselseitige Abstimmung von 
Handlungen ermöglicht und wir damit Menschen pädagogisch zu einem anderen Handeln 
verleiten können? Eine solche Eorderung wäre nur schwer umsetzbar und würde vermut¬ 
lich dazu führen, dass unsere soziale und pädagogische Ordnung zumindest stellenweise 
zusammenbricht. Was aber mit einem solchen Blick auf Agency geleistet werden kann, 
ist, - zunächst - eine Steigerung unserer Reflexionsfähigkeit und - dann - möglicherwei¬ 
se auch eine anderes Handeln Sozialer Arbeit. Denn eine agency-sensibilisierte Soziale 
Arbeit fragt: Wie kann ein sozialarbeiterisch-sozialpädagogischer Modus des Relationie- 
rens hergestellt werden, in dem Eormen von Agency produziert und verliehen werden? Es 
geht also nicht darum, primär Prozesse innerhalb des Individuums (quasi isoliert) in den 
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Mittelpunkt zu stellen. Vielmehr geht es um soziale Prozesse der Handlungsbefähigung 
(Raithelhuber 2011, S. 183-192). Es wird gefragt, wie Agency als Teil kollektiver Er¬ 
rungenschaften in Gruppen, Hierarchien, Organisationen und Institutionen an Orten und 
in Interaktionen entstehen kann, an denen Soziale Arbeit sich beteiligt. Anstatt zu fra¬ 
gen, wie die individual agency einer Person beschaffen ist (im Sinne von Kapazitäten, 
Merkmalen, Kompetenzen etc.) und moduliert werden kann, gerät so der sozio-generative 
Mechanismus in den Blick, der so etwas wie Agency hervorbringt. 

Anders ausgedrückt meint das, Agency ist nicht die aus der Theorie heraus gefundene 
Antwort, wie Soziale Arbeit handeln muss oder was sie konkret tun soll. Eine wissen¬ 
schaftliche und leider auch sehr anstrengende Beschäftigung mit Agency verweist viel¬ 
mehr darauf: Handeln ist voraussetzungsvoll und folgenreich - und komplex. Agency 
meint in dem Sinne nicht einfach ein „gegebenes“ Handlungsvermögen oder die erworbe¬ 
ne Handlungsfähigkeit einer Person, die in ihr schlummert. Vielmehr ist damit eine situier¬ 
te, immer auch potenziell auf unsicheren Beinen stehende, umgesetzte Kapazität angespro¬ 
chen, die durch eine Kombination aus verschiedenen, miteinander verbundenen „Men¬ 
schen“ und „Dingen“ hergestellt wird und u. a. an einer bestimmten „Person“ angelagert 
werden kann, die damit zum agent wird. Eine agency-sensible Arbeit ermöglicht damit be¬ 
stimmte Eragen, die die Reflexion von Praxis und Forschung Sozialer Arbeit erhöhen kön¬ 
nen. Wo bspw. wird durch unsere sozialen Praktiken in der Organisation Sozialer Arbeit 
bestimmten „Entitäten“ Agency angeheftet und zugerechnet, z. B. „Sozialarbeiter_innen“ 
oder „Klient_innen“? Und was ergibt sich daraus? Wo und wie wird bestimmten „En¬ 
titäten“ diese Agency weggenommen oder verunmöglicht? Und wie verfestigen wir im 
Gesamtmilieu bestimmte Agency-Positionierungen, bspw. durch Gesprächsroutinen oder 
Falldokumentationen? Wie werden solche Agency-Kapazitäten (und ihr Fehlen) im Ver¬ 
lauf der Zeit und über unterschiedliche Orte und Räume hinweg in einer gewissen Art und 
Weise festgeschrieben, bspw. in der Verbindung bestimmter pädagogischer Orte, die ein 
Kind am Tag durchläuft: von der Familie über Schule und Erziehungshilfen zurück zur Fa¬ 
milie? In welcher Art und Weise erlauben unsere Umgangsweisen es Adressat_innen der 
Sozialen Arbeit, sich selbst - d. h. ihre Selbstnarrationen - (nur) in einer bestimmten Art 
und Weise zu präsentieren, so dass sie sich bspw. überwiegend als progressiv (d. h. poten¬ 
ziell wandelbar) oder als regressiv (d. h. als aktivierbar/aktivierungsbedürftig) darstellen 
können? Ein solches relational-relativistisches Agency-Verständnis hat auch Konsequen¬ 
zen für das Handlungsverständnis Sozialer Arbeit: Eine agency-sensible Soziale Arbeit 
geht nicht darin auf, dem Individuum (Adressat_in, Klient_in etc.) gegenüberzustehen 
und ihm von dort aus bestimmte Hilfen anzubieten, die zu einem festgestellten Bedarf 
passen. Soziale Arbeit ist vielmehr darauf angewiesen, involviert zu werden, d. h. darin 
verstrickt zu sein, einen problematischen Umgang und - darin - ambivalente Agency im¬ 
mer wieder zu reproduzieren. Erst von dort aus lässt sich ggf. eine Lösung erarbeiten, 
möglicherweise durch ein anderes Agency-Potenzial, bspw. indem das Beziehungsgefü¬ 
ge langsam umgebaut wird und im Gesamtmilieu Handlungsoptionen und -vermögen neu 
oder anders verfügbar gemacht werden (siehe auch Köngeter 2009). 
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Fragen zur Reflexion 

• Herkömmliche Vorstellungen von Handlungsfähigkeit/Handlungsbefähigung unter¬ 
scheiden sich stark von der Vorstellung, dass Agency mit Anderen gemeinsam 
hergestellt wird. Arbeiten Sie zentrale Annahmen dieser Vorstellungen von indivi¬ 
dual agency und collective agency heraus. Worin unterscheiden sie sich? 

• Stellen Sie sich im Alltag typische Situationen vor, in denen quasi im Nachhinein von 
anderen festgelegt wird, wie jemand hätte (anders) handeln können. Wie wirken sich 
solche gängigen Praktiken auf zukünftiges Handeln aus?: (1) nach „innen“ (also quasi 
„psychisch“ für die betroffene Person und ihren Zustand) und (2) nach „außen“ (also 
quasi „sozial“ für den Status, den jemand erhält, und die damit verbundenen Hand¬ 
lungsmöglichkeiten) . 

• Wählen Sie ein sozialpädagogisches Handlungsfeld (bspw. Arbeit mit Flüchtlingen, 
Mädchenarbeit etc.), zu dem Sie einen Bezug haben. Wie könnten dort soziale Pro¬ 
zesse der Handlungsbefähigung aussehen und gestaltet werden? Wofür müsste ein_e 
soziale_r Arbeiterin und seine_ihre Organisation sensibel sein? Welche Formen der 
Zuschreibung von Agency könnten dort problematisch sein und warum? 
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Zusammenfassung 

Mit dem Begriff Care werden verschiedene Tätigkeiten der - bezahlten und unbe¬ 
zahlten - Fürsorge, Pflege, Erziehung und Haushaltsarbeit bezeichnet. Care ist zudem 
zentraler Bestandteil verschiedener Handlungsfelder der Sozialen Arbeit. Darüber hin¬ 
aus verweist die Verwendung des Begriffs Care auf eine Forschungshaltung, mit der die 
gesellschaftliche Rolle dieser Tätigkeiten analysiert wird. Der Beitrag gibt eine Einfüh¬ 
rung zu dem Begriff Care anhand der zentralen Rolle von Care im Wohlfahrtsstaat und 
der damit zusammenhängenden transnationalen Dimension von Care. Ziel des Beitrags 
ist es, Care als eine Perspektive darzustellen, unter der verschiedene Phänomene und 
Politiken analysiert werden können. 


37.1 Was ist Care? 

Die Kinder von der Kita abholen, ehrenamtlich ältere Menschen im Pflegeheim besu¬ 
chen, auf der Station Essen ausgeben, einen Angehörigen pflegen, babysitten, Patienten 
im Krankenhaus versorgen und Demenzerkrankte pflegen - all diese Tätigkeiten fallen un¬ 
ter den Begriff Care. Jeder Mensch übt im Laufe seines Lebens Care-Tätigkeiten aus und 
ist auf Care durch andere angewiesen. Die Beispiele für Care zeigen, dass der Begriff so¬ 
wohl Kontexte bezahlter Arbeit und professioneller, personenbezogener Dienstleistungen 
in Organisationen wie Pflegeheimen, Kindergärten, Schulen und Pflegeheimen als auch 
unbezahlter, familialer, privater und ehrenamtlicher Tätigkeiten umfasst. 
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Der Begriff Care wird anstelle von und ergänzend zu den Begriffen Sorgearbeit, Für¬ 
sorge, Reproduktionsarbeit und Pflege verwendet. An den verschiedenen Begriffen, die 
Care umfasst, zeigt sich, dass es sich dabei um einen recht offenen und gleicherma¬ 
ßen unscharfen Begriff handelt (Nickel 2008). Je nach Interessenlage und theoretischer 
Positionierung wird Care mit unterschiedlichen inhaltlichen Bedeutungen gefüllt. For¬ 
schungen zu Care lassen sich auf zwei Ebenen verorten: Einerseits auf der Ebene der 
konkreten Care-Tätigkeiten, der Kompetenzen, die es für Care braucht, und der Beson¬ 
derheiten, die Care ausmachen, sowie der Beziehungen zwischen Care-Geber_innen und 
Care-Empfänger_innen. Andererseits auf der Ebene der politischen und wirtschaftlichen 
Strukturen, die die Verteilung und die Rolle von Care in einer Gesellschaft prägen (Winker 
2011, S. 4). 

Angelehnt an Brückner (2008, S. 167) lässt sich Care als ein „Paradigma“, also als 
eine wissenschaftliche Denkrichtung beschreiben. Dieses Paradigma versucht, nicht nur 
das Phänomen in all seinen Dimensionen abzubilden, sondern auch Positionen dazu ein¬ 
zunehmen, wie Phänomene von Care generell betrachtet werden sollten. Gemeinsamkeit 
der unterschiedlichen Verwendungen von Care in verschiedenen Fachrichtungen stellt die 
Kritik am gesellschaftlichen Umgang mit Care dar. Ziel der Care-Forschung ist es, Care 
„zu einem öffentlichen Thema der Gerechtigkeit zu machen und die Anerkennung von 
,Care‘ als notwendige gesellschaftliche Aufgabe einzufordern“ (Brückner 2010, S. 43). 

Ausgehend von Margrit Brückners (Brückner 2010, S. 43) Definition bezeichnet Care 

► Care „den gesamten Bereich weiblich konnotierter, personenbezogener Fürsorge und 
Pflege, d. h. familialer und institutionalisierter Aufgaben der Versorgung, Erziehung und 
Betreuung“. 

Care wird im Deutschen verwendet, um an die seit den 1980er-Jahren stattflndende 
internationale Care-Debatte anzuknüpfen und eine Engführung, die die verschiedenen Be¬ 
griffe wie Pflege, Unterstützung, Fürsorge, Sorgearbeit, Erziehung, Betreuung und Haus¬ 
haltsarbeit mit sich bringen, zu vermeiden. Wichtig zur Abgrenzung und zum Verständnis 
des Begriffs Care ist, dass er auf die Gesamtheit der verschiedenen Tätigkeiten verweist 
und das Anliegen hat, auf die Zusammenhänge der verschiedenen Bereiche von Care als 
„Gesamtsystem“ (Rerrich und Thiessen 2015, S. 24) hinzuweisen. Care ist zudem zen¬ 
traler Bestandteil verschiedener Handlungsfelder der Sozialen Arbeit. Zum einen sind die 
Berufe der Sozialen Arbeit Beispiele für erwerbsförmige Care-Arbeit. Care zeichnet sich 
zum anderen durch eine Beziehungsorientierung aus, die auch Merkmal Sozialer Arbeit 
ist. In den Beziehungen zwischen Professionellen und Klient_innen kommen verschiedene 
Care-Verständnisse zum Tragen. Diese zeigen sich z. B. auf der Ebene des Gesprächefüh¬ 
rens, in unterstützender Beratung, emotionaler Unterstützung, aber auch der Selbstsorge 
von Eachkräften (vgl. Brückner 2015, S. 27). 

Was sind die Merkmale von Care? Care-Tätigkeiten erfahren sowohl im Privaten als 
auch als Erwerbsarbeit gesellschaftlich wenig Anerkennung und Sichtbarkeit. Gründe für 
die mangelnde Anerkennung werden darin gesehen, dass Care lange Zeit eine Aufgabe 
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war, die unbezahlt von zumeist Frauen im Privaten erbracht wurde und erst eine späte 
Professionalisierung erfuhr. Care stellt, wie Brückner (2010, S. 42) es bezeichnet, einen 
„weiblich konnotierten“ Arbeitsbereich dar. Aus diesem Grund leiden auch professionel¬ 
le, in Organisationen geleistete Care-Tätigkeiten unter mangelnder Anerkennung, die sich 
in niedrigen Löhnen und prekären Beschäftigungsverhältnissen widerspiegelt. Im Mittel¬ 
punkt der verschiedenen Forschungen zu Care steht demzufolge die Frage, unter welchen 
Bedingungen Care in einer Gesellschaft gerecht erbracht werden kann. Darin zeigt sich, 
dass die Verwendung des Begriffs Care neben einer analytischen Dimension gleichzeitig 
immer auch ein politisches Anliegen beinhaltet. 


Exkurs; Das Care-Manifest 

Auf die unzureichende gesellschaftliche Anerkennung von Care-Arbeit bei gleich¬ 
zeitigen sich verschärfenden Care-Defiziten verweist das Care-Manifest. Es handelt 
sich dabei um einen öffentlichen Aufruf einer Gruppe von Wissenschaftler_innen 
verschiedener Fachrichtungen. Im Folgenden ein Auszug aus dem Manifest, der 
dessen Forderungen und Ziele verdeutlicht; 

„Wir wollen alternative Care-Modelle entwickeln und gesellschaftlich-politi¬ 
sche Veränderungsprozesse anstoßen, orientiert an umfassenden Vorstellungen von 
Gerechtigkeit und einem guten Lehen. Hierfür müssen Politik, Unternehmen und 
Verbände - auch in transnationaler Perspektive - anfangen, Care-Bedarfe als 
grundlegende gesellschaftliche Aufgabe im Zusammenhang wahrzunehmen, statt 
Einzellösungen zu entwickeln. Denn über Care wird zwar vielerorts geredet, aber 
die Diskussionen nehmen bislang weder disziplinär noch politisch oder normativ 
aufeinander Bezug. Wie beeinflusst die Organisation von Berufsausbildungen die 
Kinderbetreuung? Wie wirkt sich der Import von Eachkräften in der Pflege auf die 
Versorgung alter und kranker Menschen in deren Herkunftsländern aus? Wie hängt 
die Tarifpolitik mit dem Mangel an Erzieherinnen und Erziehern zusammen? Wie 
können Alleinlebende Care-Aufgaben in ihrem Wohnumfeld wahrnehmen oder bei 
Bedarf selbst versorgt werden? 

Wir wollen Eürsorglichkeit und Beziehungsarbeit neu bewerten, unabhängig 
von traditionellen Geschlechterbildern. Im Zentrum einer fürsorglichen Praxis steht 
privat wie professionell die Beziehungsqualität. Menschen sind aufeinander an¬ 
gewiesen und brauchen persönliche Beziehungen. Care stiftet damit individuelle 
Identität und schafft gemeinschaftlichen Zusammenhalt. Wir brauchen eine neue 
gesellschaftliche Kultur, in der die Sorge für sich und andere einen eigenständigen 
Stellenwert bekommt, unabhängig davon, ob eigene Kinder oder Eltern zu versor¬ 
gen sind. Wir brauchen neue Wege der Bereitstellung, Anerkennung, Aufwertung 
und Bezahlung wie auch der gesellschaftlichen Organisation von Care-Arbeit auf 
lokaler, nationaler und transnationaler Ebene.“ 
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Das Care-Manifest wurde mittlerweile von mehr als 1200 Menschen unterzeich¬ 
net und es folgte eine Vielzahl von Veranstaltungen, Publikationen und öffentlichen 
Reaktionen. Mehr Informationen zum Manifest sowie der gesamte Text finden sich 
unter: 

c are- macht- mehr, com 


37.2 Care als Analysekategorie von Wohlfahrtsstaaten 

Wie deutlich wurde, befassen sich Forschungen zu Care mit der strukturellen Verteilung 
von Care in einer Gesellschaft. Care wird also nicht nur als eine Tätigkeit verstanden, son¬ 
dern auch als ein Status, mit dem verschiedene Rechte der Mitglieder einer Gesellschaft 
verbunden sind: die Rechte derjenigen, die Care-Arbeit leisten, und die Rechte derjenigen, 
die Care erhalten (Ostner 2011). Ein Beispiel für ein solches Recht für Care-Leistende 
stellt das Elterngeld in Deutschland dar: Eltern erhalten für einen bestimmten Zeitraum, 
in dem sie zuhause Kinder betreuen und deswegen auf Einkommen verzichten, Elterngeld 
als Lohnersatzleistung. 

Wie die Rechte von Care-Geber_innen und Care-Empfänger_innen in verschiedenen 
Staaten ausgestaltet sind, steht im Mittelpunkt der vergleichenden feministischen Wohl¬ 
fahrtsstaatsforschung. Diese untersucht Sozialpolitiken danach, wer Care im Dreieck von 
Staat, Markt und Eamilie (bzw. Privathaushalt) bereitstellt, wie Care-Tätigkeiten sozial 
abgesichert sind und welche Bedeutung diese Verteilung von Care aus einer Geschlech¬ 
terperspektive hat. Care dient somit als wichtige Analysekategorie für Wohlfahrtsstaaten. 


37.2.1 Care im Wohlfahrtsstaat - nach dem männlichen Ernährermodell 

Die Bedeutung von Care für Wohlfahrtsstaaten behndet sich seit den 1990er-Jahren in 
allen Industrieländern im Wandel. Das für konservative Wohlfahrtsstaaten geltende ar- 
beits- und sozialpolitische Modell des „männlichen Ernährermodells“ mit einem männ¬ 
lichen Vollzeit-Erwerbstätigen und einer weiblichen Vollzeit-Familienarbeitenden hat an 
Bedeutung verloren (Lewis 2004; Leitner et al. 2004). Das „männliche Ernährermodell“ 
galt auch bis in die 1980er-Jahre im (west)deutschen Wohlfahrtsstaat, der sich durch 
eine geringe Erwerbsbeteiligung von Müttern, der abgeleiteten sozialen Sicherung von 
Müttern sowie einem zurückgebliebenen Ausbau von Betreuungsangeboten auszeichnete 
(Oschmiansky et al. 2014). Diese Situation veränderte sich aufgrund einer Pluralisierung 
von Eamilien- und Lebensformen, sich wandelnder Geschlechterverhältnisse sowie einer 
steigenden Erauen- und Müttererwerbsbeteiligung und weiblicher Bildungsaufstiege. 

Die feministische Wohlfahrtsstaatsforschung untersucht, wodurch das Ernährermodell 
abgelöst wird. Das politisch geförderte, geschlechtsspezihsche „adult worker model“ (Le- 
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wis 2004) verpflichtet alle erwerbsfähigen Personen, erwerbstätig zu sein und für ihren 
eigenen Lebensunterhalt aufzukommen. Dieses sorgt wiederum für Care-Lücken, denen 
mit verschiedenen Politiken der Vereinbarkeit von privater Care und Erwerbsarbeit be¬ 
gegnet wird (Winker 2011, S. 6; Brückner 2015, S. 26). In der Empirie ist jedoch keine 
vollständige Ablösung des männlichen Ernährermodells hin zum „adult worker model“ zu 
beobachten. Eolgt man der Kategorisierung der britischen Soziologin Jane Lewis, ist das 
vorherrschende Modell der Arbeitsmarktintegration in den meisten europäischen Ländern 
das „modernisierte Ernährermodell“, in dem Männer Vollzeit und Frauen (kurze oder lan¬ 
ge) Teilzeit arbeiten und die Kinderbetreuung entweder weiterhin innerhalb der Familie 
oder aber durch staatliche Institutionen (Krippen, Kindergärten etc.) oder marktförmige 
Dienstleistungen erbracht wird (Lewis 2004; Leitner et al. 2004; Kremer 2007). Dies gilt 
auch für Deutschland, in dem das „modernisierte Ernährermodell“ die in Paarfamilien am 
häufigsten vorzufindende Konstellation darstellt. Die Daten für Deutschland zeigen, dass 
im Jahr 2014 74% aller Ehepaare die Lebensform Vater Vollzeit, Mutter Teilzeit wähl¬ 
ten. Bei den nichtehelichen Lebensgemeinschaften waren es 55 % in der oben genannten 
Konstellation (Statistisches Bundesamt 2016). 


Beispiel: Ausmaß unbezahlter Care-Arbeit - der Gender Care Gap 

Die Zeitbudgetstudien des Statistischen Bundesamtes zeigen das Gesamtvolumen un¬ 
bezahlter Arbeit in Deutschland und deren Verteilung zwischen den Geschlechtern. 
Unbezahlte Arbeit überschreitet demnach das Volumen von bezahlter Erwerbsarbeit. 
So leisteten im Jahr 2012/2013 Erwachsene im Durchschnitt pro Woche 24,5 h un¬ 
bezahlte Arbeit und 20,5 h Erwerbsarbeit. Die unbezahlte Arbeit entfällt häufiger auf 
Frauen: Zwei Drittel aller Frauen leisteten ihre Arbeit unbezahlt, während es bei Män¬ 
nern weniger als die Hälfte waren. Die überproportionale Verteilung unbezahlter Arbeit 
auf Frauen verschärft sich besonders in Familien mit Kindern. Im Vergleich zu Frauen 
ohne Kinder verbrachten Frauen mit Kindern pro Woche 15h mehr mit unbezahl¬ 
ter Arbeit. Gleichzeitig gaben 32% der Väter und 19% der Mütter den Wunsch an, 
mehr Zeit mit ihren Kindern zu verbringen (Statistisches Bundesamt 2015). Der Zweite 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung (Sachverständigenkommission zum Zwei¬ 
ten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017) spricht auf Grundlage dieser 
Berechnungen von einem Gender Care Gap. Dieser gibt an, wie viele Stunden der 
Zeit, die Frauen im Durchschnitt pro Tag für unbezahlte Gare-Tätigkeiten aufwenden, 
die tägliche Care-Arbeit von Männern übersteigt. Frauen leisten täglich 87 min mehr 
Care-Arbeit als Männer, was einem Gender Care Gap von 52,4 % entspricht. Der größte 
Gender Care Gap (110,6 %), ergibt sich im Alter von 34 Jahren (Sachverständigenkom¬ 
mission zum Zweiten Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 2017, S. 39). 
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37.2.2 De-Familialisierung von Care 

Mit der Ablösung des männlichen Ernährermodells geht auch eine Neujustierung der Ver¬ 
teilung von Care-Arbeit im Dreieck von Staat, Markt und Familie einher. Sozialpolitik 
wird von der feministischen Wohlfahrtsstaatsforschung danach beurteilt, welche Bedeu¬ 
tung sie für die Verteilung von Care-Tätigkeiten hat und wie mit Care verbundene Rechte 
verwirklicht werden. Betrachtet man Wohlfahrtsstaaten hinsichtlich ihrer geschlechtss¬ 
pezifischen Auswirkungen, so interessiert also die Care-Arbeit und die Frage, wie diese 
in einer Gesellschaft realisiert wird. Die feministische Wohlfahrtsstaatsforschung benutzt 
das Konzept der De-Familialisierung, um das Verhältnis von privater und öffentlicher 
Sphäre in der Verteilung von Care zu analysieren. Feitner (2003, S. 354) nimmt das 
Ausmaß, in dem die Zuständigkeit der Familie für Care gefördert wird, als Indikator 
für familialistische oder de-familialisierende Politiken. Was damit gemeint ist, lässt sich 
am Beispiel der Kinderbetreuung nachvollziehen. In Deutschland lag die Betreuungsquo¬ 
te 2016 für unter Dreijährige bei 32,7% (Statistisches Bundesamt, 2016). Damit liegt 
Deutschland hinter anderen EU-Mitgliedsländern und es ergeben sich Vereinbarkeitspro¬ 
bleme für Eltern (Winker 2011). Verschiedene Politiken versuchen diesen zu begegnen. 
Als De-Familialisierungsmaßnahmen für privat geleistete Care können in der deutschen 
Familienpolitik z. B. der Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für unter Dreijähri¬ 
ge, die bis zu 24-monatige Elternzeit, die auf einen schnellen Wiedereinstieg von Eltern 
in Beschäftigung zielt, sowie der allgemeine Rechtsanspruch auf eine Arbeitszeitreduzie¬ 
rung gesehen werden. Sie alle stellen Aspekte einer „Ermöglichungsstrategie“ (Feitner 
et al. 2004, S. 18) dar, da sie die Möglichkeiten von Familien erweitern und die Vereinbar¬ 
keit von Familie und Beruf verbessern. Gleichzeitig finden sich jedoch auch Tendenzen 
einer Familialisierung, was sich insbesondere am Beispiel der Pflege Älterer zeigt. 


Beispiel: Pflege älterer Menschen 

Deutschland wird von Feitner (2014) hinsichtlich der Altenpflege als explizit fami- 
lialistisches System eingeordnet. Damit ist gemeint, dass verschiedene Politiken die 
Familie aktiv in ihrer Rolle als Care-Feistende stärken, z. B. durch Geldleistungen 
(Feitner 2014, S. 40). Care für Ältere wird in Deutschland nach wie vor zu einem Groß¬ 
teil innerhalb der Familie übernommen. Die Einführung der Pflegeversicherung 1995 
kann als eine familialistische Politik zur Stärkung der Pflege von Älteren in der Fami¬ 
lie gesehen werden. Mit ihr werden Geldleistungen direkt an Pflegebedürftige in Form 
eines Pflegegeldes ausbezahlt, die dieses wiederum für die Beauftragung eines ambu¬ 
lanten Pflegedienstes oder für die Pflege durch Angehörige verwenden. Die Feistungen 
des Pflegegeldes ermöglichen jedoch kein existenzsicherndes Einkommen für pflegen¬ 
de Angehörige. Zudem bewerten pflegende Angehörige die Vereinbarkeit von Berufs¬ 
tätigkeit und Angehörigenpflege als unzureichend. Gesetzliche Regelungen versuchen, 
diese Vereinbarkeit zu verbessern, und schrittweise werden Feistungen eingeführt, die 
die sozialen Rechte von Pflegenden verbessern sollen. So haben Pflegende seit 2015 das 
Recht auf Familienpflegezeit. In dieser wird ein Rechtsanspruch auf eine bis zu 24-mo- 
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natige teilweise Freistellung und die Gewährung eines zinslosen Darlehens garantiert. 
Auch die Pflegezeit stellt einen Rechtsanspruch auf eine bis zu sechsmonatige unbe¬ 
zahlte volle oder teilweise Pflegezeit mit der Gewährung eines zinslosen Darlehens zur 
Sicherung des Lebensunterhalts dar. Das sogenannte Pflegeunterstützungsgeld stellt ei¬ 
ne neue Lohnersatzleistung dar, das Lohnausfälle während einer zehntägigen Auszeit 
in Akutfällen abfedern soll (ZQP 2016). Die Beispiele zeigen, dass in der Pflege älterer 
Menschen Angehörige in ihrer Rolle als Pflegende angesprochen werden und häusliche 
Pflege unterstützt wird. 


Beispiel: Der Arbeitsmarkt für Care-Berufe 

Durch die Pflicht zur Erwerbstätigkeit im „adult worker model“ entsteht gleichzeitig 
eine Nachfrage nach Beschäftigten im Dienstleistungsbereich. Dies hängt mit der be¬ 
schriebenen Verteilung von Care im Dreieck von Staat, Markt und Familie zusammen. 
Einerseits entsteht durch die Notwendigkeit, Care-Verpflichtungen zu de-familialisie- 
ren, ein höherer Bedarf an öffentlichen Care-Angeboten. Andererseits entsteht dadurch 
ein Care-Arbeitsmarkt, in dem wiederum überwiegend Erauen tätig sind. Dieser Care- 
Arbeitsmarkt zeichnet sich aus durch niedrige Löhne (z. B. von Altenpfleger_innen, 
Erzieher_innen), einen hohen Erauenanteil und eine hohe Anzahl an atypischen Be¬ 
schäftigungsformen (Stolz-Willig und Christofioridis 201 1). Insgesamt handelt es sich 
dabei um Berufe mit einem niedrigen Vollzeitanteil, was wiederum Auswirkungen auf 
die soziale Absicherung der in diesen Berufen Tätigen hat (z. B. die Höhe des Ar¬ 
beitslosengeldes und die Höhe der Renten). Zudem sind die Löhne in den Sozial- und 
Pflegeberufen niedrig und die Arbeitsbedingungen vor allem in der Altenpflege be¬ 
lastend (Auth 2013). Das Segment der geringfügigen Beschäftigung, der sogenannten 
Minijobs, ist in diesem Bereich sehr hoch, was die mangelnde soziale Absicherung 
nochmals verschärft. Auch Leiharbeit, eine weitere Eorm der atypischen Beschäfti¬ 
gung, hat in den Pflegeberufen in den letzten Jahren zugenommen (Bräutigam et al. 
2010). Diese Merkmale der entlohnten Care-Arbeit als prekäre Arbeit zeigen wieder¬ 
um deren geringe gesellschaftliche Anerkennung und Wertschätzung. Weil die nun 
öffentlich geleisteten Care-Tätigkeiten lange Zeit privat und unbezahlt geleistet wur¬ 
den, werden ihnen für ihre Ausübung oftmals Qualifikationen abgesprochen. Aufgaben 
der Pflege und Betreuung werden als Jedermannstätigkeiten betrachtet, da sie auch pri¬ 
vat und unbezahlt geleistet werden können. 


37.2.3 Zusammenfassung: Care als Analysekategorie für 
Woh Ifah rtsstaaten 

Care dient als eine wichtige Analysekategorie für Wohlfahrtsstaaten. So können verschie¬ 
dene Sozial-, Arbeitsmarkt- und Eamilienpolitiken danach beurteilt werden, welche Aus¬ 
wirkungen sie auf die Verteilung von Care-Verpflichtungen und Care-Rechten für ver¬ 
schiedene Gruppen haben und wie sich dadurch die Verteilung von Care im Dreieck von 
Staat, Markt und Familie verschiebt. Wohlfahrtsstaaten können so hinsichtlich ihrer Ver- 
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teilung von Care miteinander verglichen und es können Typologien von Staaten gebildet 
werden. 

Die Vertreterinnen dieser Forschungsrichtung argumentieren, dass die Verteilung und 
Organisation von Care zum Verständnis von Wohlfahrtsstaaten und deren geschlechtsspe¬ 
zifischen Effekten beiträgt (Daly und Lewis 2000). Als Ideal wird in den verschiedenen 
Forschungen zu Care im Wohlfahrtsstaat ein „optionaler Familialismus“ (Leitner 2003) 
angesehen. Dabei sollten Personen die Wahl haben, inwieweit sie Care selbst erbringen 
wollen, und es sollten genügend soziale Rechte (z. B. Freistellungszeiten für Care) sowie 
öffentliche Betreuungsangebote zur Verfügung stehen. Gleichzeitig sollte Care zwischen 
den Geschlechtern gleich verteilt sein. Anhand folgender Fragen können die geschlechts¬ 
spezifischen Auswirkungen einzelner Politiken aus dieser Perspektive heraus bewertet 
werden; 

• Adressiert die Politik Frauen und Männer gleichermaßen? 

• Sorgt sie für eine Aufwertung von Care-Arbeit? 

• Ist die finanzielle Unabhängigkeit der Care-Erbringenden gewährleistet? 

• Schafft sie Wahlmöglichkeiten? 


37.3 Die weltweite Verteilung von Care-Arbeit 

Insbesondere Care-Arbeit, die bezahlt in privaten Haushalten erbracht wird, steht zuneh¬ 
mend im Mittelpunkt politischer Regulierungen und wissenschaftlicher Auseinanderset¬ 
zung. Die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) schätzt die Zahl der Hausangestellten 
für das Jahr 2010 auf 52,6 Mio. (ILO 2013). Wenngleich auch Männer als Hausangestellte 
arbeiten, z. B. als Gärtner oder Eahrer, so ist Haushaltsarbeit vor allem für Millionen Erau- 
en auf der Welt ein wichtiger Beschäftigungszweig. Nach aktuellen Zahlen der ILO sind 
weltweit mehr als 80 % aller Hausangestellten Frauen und die Nachfrage nimmt kontinu¬ 
ierlich zu. Der „Arbeitsplatz Privathaushalt“ gestaltet sich weltweit sehr unterschiedlich, 
so dass auch die Beschäftigung von Hausangestellten verschiedene Formen annehmen 
kann; Hausangestellte können im Haushalt selbst leben (sogenannte „live-ins“); sie kön¬ 
nen jeden Tag oder nur einige Stunden in der Woche, für einen oder für mehrere Haushalte 
arbeiten. Ebenso divers sind die Tätigkeiten, die in privaten Haushalten ausgeübt werden; 
Sie reichen von der Pflege und Betreuung von Kindern und Älteren über klassische Haus¬ 
arbeit bis hin zu Dienstleistungen wie Gartenarbeiten. 

Jedoch zeichnet sich diese Arbeit durch einige besondere Merkmale aus; Sie ist weit¬ 
gehend unsichtbar, da sie innerhalb des privaten Haushalts ausgeübt wird, hat einen hohen 
Anteil an inoffiziellen Beschäftigungsverhältnissen und ist daher oft ausgenommen vom 
arbeits- und sozialrechtlichen Schutz. Nach Angaben der Internationalen Arbeitsorganisa¬ 
tion (2013) sind 30% aller Hausangestellten weltweit vom Arbeitsrecht ausgeschlossen. 
Häufig wird Haushaltsarbeit nicht als qualifizierte Arbeit wahrgenommen und Hausange¬ 
stellte als „Teil der Eamilie“ betrachtet. Dies hängt mit dem Arbeitsort und der mangeln¬ 
den Regulierung der Arbeit zusammen. Im Privathaushalt sind die Arbeitsbedingungen 
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schwer kontrollierbar. Zudem haben Hausangestellte kaum Austausch mit Kolleginnen, 
da sie allein in einem oder mehreren Haushalten arbeiten. In einigen Ländern ist es ih¬ 
nen sogar verboten, sich gewerkschaftlich zu organisieren. Regelmäßig wird von Fällen 
schwersten Missbrauchs von Hausangestellten sowie Arbeitsverhältnissen, die mit Zu¬ 
ständen moderner Sklaverei in den Haushalten beschrieben werden, berichtet. 


37.3.1 „Globale Sorgeketten" 

Care-Arbeit wird weltweit neu verteilt. Die wachsende Nachfrage nach bezahlter Haus¬ 
haltsarbeit verweist in den Industriestaaten auf ungelöste gesellschaftliche Probleme, wie 
etwa die ausgebliebene Umverteilung der Haushalts- und Sorgearbeit zwischen Män¬ 
nern und Frauen oder unzureichende Betreuungs- und Pflegeangebote für Kinder und alte 
Menschen. Indem private Haushalte Care auf „haushaltsfremde“ Personen auslagern und 
sie in eine bezahlte Tätigkeit umwandeln, lösen sie diese Probleme individuell. Diese 
Neuverteilung der Care-Arbeit geschieht überwiegend zwischen Frauen und zeigt im¬ 
mer mehr transnationale, das heißt nationale Grenzen überschreitende, Züge. Care wird 
grenzüberschreitend organisiert. Z. B. wird Care-Arbeit in den westlichen Industriestaaten 
von Migrant_innen aus Ländern des globalen Südens übernommen. Diese Care-Arbei- 
ter_innen geben oft ihre eigenen Care-Verpflichtungen an Verwandte oder aber an bezahlte 
Care-Arbeiter_innen ab. Dieses Phänomen wurde in der Forschung als „globale Sorgeket¬ 
ten“ bezeichnet (Hochschild 2000). 


Exkurs; Eine internationale Konvention für „Menschenwürdige Arbeitsbedingungen für 
Hausangestellte" 

Eine internationale rechtliche Antwort auf die schwierigen Arbeitsbedingungen von 
Hausangestellten weltweit stellt die Konvention der Internationalen Arbeitsorga¬ 
nisationen (ILO) über „Menschenwürdige Arbeit für Hausangestellte“ dar. Diese 
wurde 2012 verabschiedet und mittlerweile von mehr als 23 Staaten unterzeich¬ 
net. Die Konvention, ein internationaler völkerrechtlicher Vertrag, der dann Geltung 
erlangt, wenn Staaten ihn ratifizieren und in nationales Recht umsetzen, hat zwei 
Zielrichtungen: Zum einen erinnert die Konvention an die bereits bestehenden, in¬ 
ternational geltenden arbeitsrechtlichen Mindeststandards, unter deren Schutz auch 
Hausangestellte fallen. Sie setzt daher den Schwerpunkt darauf, dass Haushaltsar¬ 
beit wie jede andere Arbeit auch unter diese Standards fällt. Dazu gehören z. B. 
die grundlegenden Rechte und Prinzipien bei der Arbeit sowie der Arbeits- und 
Sozialschutz. Die Konvention zielt also einerseits auf die Gleichbehandlung von 
Hausangestellten mit allen anderen Arbeitnehmer_innen ab - Arbeit wie jede ande¬ 
re. Zum anderen erkennt die Konvention die Haushaltsarbeit in ihrer Besonderheit 
an. Sie weist auf die besondere Situation des Arbeitsplatzes Privathaushalt hin und 
schlägt spezielle Regelungen für Hausangestellte vor - Arbeit wie keine andere. 
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Neben ihrer rechtlichen Dimension hat die Verabschiedung der Konvention, zu 
der unter anderem die große Mobilisierung von Hausangestellten und ihren Un¬ 
terstützerinnen weltweit beigetragen hat, auch einen hohen Symbolcharakter der 
weltweiten Anerkennung und der Sichtbarkeit von Hausangestellten. 


37.3.2 Ausländische Pflegekräfte in deutschen Pflegehaushalten 

Das beschriebene Phänomen der transnationalen Care-Arbeit betrifft Deutschland vor al¬ 
lem im Feld der Altenpflege. Wenn sich Pflegebedarfe verschärfen und Angehörige nicht 
für Rund-um-die-Uhr-Betreuung zur Verfügung stehen, greifen viele Familien auf die Be¬ 
schäftigung von Migrant_innen im Privathaushalt zurück. Viele dieser Arrangements er¬ 
folgen irregulär, ohne eine offizielle Anmeldung des Arbeitsverhältnisses. Wieder andere 
werden durch Agenturen vermittelt (Krawietz 2014). In jüngster Zeit setzen selbst Wohl¬ 
fahrtsverbände und die Bundesagentur für Arbeit auf die Vermittlung von Migrant_innen 
für private Pflegehaushalte (Krawietz et al. 2014). Lutz und Palenga-Möllenbeck (2014, 
S. 217) bezeichnen die Beschäftigung von ausländischen Care-Arbeiter_innen in Privat¬ 
haushalten als eine staatlich und gesellschaftlich akzeptierte „De-facto-Lösung für das 
Versorgungsdefizit der Aufnahmeländer“. Für viele Familien stellen Beschäftigte aus an¬ 
deren Ländern eine Alternative zu einem Pflegeheim dar. Überwiegend kommen sie aus 
osteuropäischen Staaten wie z. B. Polen oder Rumänien und bleiben meist einige Monate 
in den privaten Haushalten, wo sie für die Pflege und Betreuung älterer Menschen sowie 
für die Haushaltsarbeit zuständig sind. Mit dem Modell der sogenannten „24-Stunden-Be- 
treuung“ sind Probleme der Abgrenzung von Arbeitszeit und Privatheit verbunden. Rein 
rechtlich ist ein Einsatz rund um die Uhr nicht erlaubt, wird jedoch in der Praxis oftmals 
so gehandhabt. 

Genaue Zahlen über die Anzahl von migrantischen Care-Arbeiterinnen, die in Privat¬ 
haushalten arbeiten, liegen nicht vor, nur Schätzungen. So schätzt das Deutsche Institut für 
Pflegewissenschaften, dass in deutschen Privathaushalten ca. 150.000 Migrant_innen aus 
Osteuropa als Pflegekräfte tätig sind (von der Malsburg und Isfort 2014). Die Gründe für 
die Beliebtheit dieses Modells liegen wiederum in der bereits beschriebenen Verteilung 
dieser Tätigkeiten im deutschen Wohlfahrtsstaat selbst, in dem die Zuständigkeit für die 
Pflege älterer Menschen nach wie vor bei der Familie selbst gesehen wird. Dieses familia- 
listische Modell wird in der Pflegestatistik deutlich, nach der 71 % der Pflegebedürftigen 
in Deutschland zuhause gepflegt werden (Statistisches Bundesamt 2013). Unterstützt wird 
es durch die Ausgestaltung der Pflegeversicherung. In dieser werden staatliche Leistungen 
direkt an die Pflegbedürftigen bzw. deren Familien ausbezahlt. Diese haben die Wahlfrei¬ 
heit, selbst zu pflegen oder einen ambulanten Pflegedienst zu beauftragen. Zusätzlich zu 
oder anstelle von ambulanten Pflegediensten und der Pflege durch Angehörige treten oft¬ 
mals Hausangestellte und Pflegekräfte aus anderen Ländern. Diese Beschäftigung von 
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Migrant_innen stellt eine private Lösung für ein gesellschaftliches Problem dar; die stei¬ 
gende Zahl der Pflegebedürften, das abnehmende Potenzial der Angehörigen, selbst zu 
pflegen, und die unzureichenden staatlichen Angebote. 

Schließlich zeigen sich vielfältige Herausforderungen für die Soziale Arbeit durch die 
gegenwärtige Care-Krise. Rerrich und Thiessen (2015, S. 24) weisen daraufhin, dass sich 
Soziale Arbeit bislang zu wenig in die Care-Debatte eingemischt hat, wenngleich viele 
ihrer Themen im Mittelpunkt der Debatte stehen. Angesicht zunehmender Überlastun¬ 
gen und Vereinbarkeitsprobleme innerhalb von Familien aufgrund von Care-Lücken oder 
der Beschäftigung von Migrant_innen in privaten Pflegehaushalten zeichnen sich wich¬ 
tige Felder ab, in denen die Kompetenzen Sozialer Arbeit benötigt werden. Dies betrifft 
verschiedene Handlungsfelder der Sozialen Arbeit wie die Migrationsberatung, Soziale 
Arbeit mit Älteren, Soziale Arbeit mit Familien usw. So ist zum Beispiel angesichts der 
prekären Beschäftigungsbedingungen vieler Migrant_innen in Pflegehaushalten danach zu 
fragen, welcher besonderer Unterstützungs- und Beratungsangebote es für diese Gruppe 
bedarf und welche Rolle die Soziale Arbeit, auch transnational, dabei spielen kann. 

Fragen zur Reflexion 

• Erläutern Sie, warum Care eine Frage der Geschlechtergerechtigkeit ist und eine zu¬ 
nehmend transnationale Dimension aufweist. 

• Recherchieren Sie drei aktuelle sozial-, familien- oder arbeitsmarktpolitische Maßnah¬ 
men in Deutschland oder anderen europäischen Ländern und deren Auswirkung auf die 
Verteilung von Care-Arbeit im Dreieck von Staat, Markt und Familie. Eine gute Quelle 
stellt die Seite http://www.sozialpolitik-aktuell.de/ dar. 

• Finden Sie verschiedene Darstellungen von Care (in Filmen, Zeitschriften, Büchern, 
auf Plakaten etc.) und erläutern Sie, wie Care und die Ausübung von Care dargestellt 
wird. Was können die Gründe für diese Darstellungen von Care sein? 
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Zusammenfassung 

Empowerment steht für eine Grundhaltung professionellen Handelns, die Personen, 
Gruppen und soziale Systeme ermutigt, auf eigene Ressourcen und Lösungsmöglich¬ 
keiten zu vertrauen. Diese Grundhaltung ist vor allem dort gefordert, wo prekäre Le¬ 
benslagen eher resignative Einstellungen, Ohnmacht oder die Llucht in den Opferstatus 
fördern. Letztlich zielen alle von der Empowermentidee getragenen professionellen 
Aktivitäten darauf, die Handlungsfähigkeit von Subjekten und sozialen Systemen zu 
fördern. Dies erfordert von Professionellen die Bereitschaft, eigene Vorstellungen op¬ 
timaler Problemlösungen zurückzustellen bzw. zum Gegenstand diskursiver Aushand¬ 
lungen mit den Betroffenen zu machen. Die Grundhaltung des Empowerment ist als 
generelles Qualitätsmerkmal aller Formen Sozialer Arbeit zu verstehen: im Hilfeplan¬ 
verfahren, in der Einzelfallarbeit, der Beratung und Psychotherapie, der Selbsthilfeför¬ 
derung, der Gemeinwesenarbeit und der Organisationsberatung. Empowerment lässt 
sich als Brückenkonstrukt zwischen Sozialer Arbeit und zivilgesellschaftlichen Hand¬ 
lungsansätzen verstehen. 


Begründungen für Empowerment 

Die Veränderungsdynamik, die deutliche Spuren in der psychosozialen Architektur un¬ 
serer Gesellschaft hinterlässt, ist als ein Prozess der Auflösung von festen sozialen Ein¬ 
bindungen zu verstehen. Das Subjekt wird zunehmend und notwendigerweise zum Bau¬ 
meister des Sozialen, seiner eigenen Gemeinde oder Lebenswelt. Statt Einpassung von 
Subjekten in vorhandene soziale Zusammenhänge kommt es deshalb darauf an, Men- 
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sehen dazu zu befähigen, sich selbst solche Zusammenhänge zu schaffen. Das Konzept 
des Empowerment hat genau hier seinen Stellenwert. Es ist im fachlichen Diskurs von 
Gemeindepsychologie, Sozialpsychiatrie und Sozialpädagogik in den USA entstanden 
und hat mit einer gewissen Verzögerung auch Eingang in die bundesrepublikanische Dis¬ 
kussion gefunden (vgl. Herriger 1991; Stark 1996). Empowerment meint den Prozess, 
innerhalb dessen Menschen sich ermutigt fühlen, ihre eigenen Angelegenheiten in die 
Hand zu nehmen, ihre eigenen Kräfte und Kompetenzen zu entdecken und ernst zu neh¬ 
men und den Wert selbst erarbeiteter Lösungen schätzen zu lernen. Empowerment bezieht 
sich auf einen Prozess, in dem die Kooperation der von gleichen oder ähnlichen Proble¬ 
men betroffenen Personen zu synergetischen Effekten führt. Aus der Sicht professioneller 
und institutioneller Hilfen bedeutet die Empowerment-Perspektive die aktive Eörderung 
solcher solidarischer Formen der Selbstorganisation von Betroffenen. 

Die Empowerment-Perspektive bündelt wichtige gesellschaftliche Lernprozesse der 
letzten Jahrzehnte. Sie knüpft ein Netz von Ideen zu einer neuen Orientierung Sozialer 
Arbeit. In der folgenden Systematik werden diese zentralen Entwicklungen dargestellt 
(vgl. Keupp 1997; Lenz 2011; Herriger 2014): 

1. Von der Defizit- oder Krankheitsperspektive zur Ressourcen- oder Kompetenzperspek¬ 
tive. Vor allem der soziale Konstruktivismus hat aufgezeigt, dass sich Subjekte ihre 
Alltagswelt Jeweils konstruieren, auch die jeweilige berufliche Alltagswelt. In diesen 
Konstruktionen suchen Professionelle ihre Kompetenzen beweiskräftig zur Geltung zu 
bringen, aber damit wird immer auch ein spezihsches Bild der Klient_innen erzeugt. 
Das lange in Psychiatrie, Psychotherapie und Sozialer Arbeit dominierende „medizi¬ 
nische Modell“ ermöglichte eine „Inszenierung von Hilfebedürftigkeit“. Die berufs¬ 
pragmatischen Alltagstheorien, die darüber legitimiert sind, werfen einen „Defizit- 
Blickwinkel auf den Menschen“ (Stark 1996, S. 6). Die Klient_innen werden in Begrif¬ 
fen von Mangel und Unfertigkeit, von Beschädigung und Ohnmacht wahrgenommen 
und beschrieben und zu dem so entworfenen Schlüsselloch haben die professionel¬ 
len Dienstleistungen auch den passenden Schlüssel konstruiert: „Sie begründen die 
Notwendigkeit des helfenden Eingreifens und legitimieren zugleich die Zuständigkeit 
administrativer Fürsorglichkeit. Das Wissen um die Stärken der Menschen hingegen, 
der Glaube an ihre Fähigkeiten, in eigener Regie eine lebenswerte Lebenswelt und 
einen gelingenden Alltag herzustellen, geht in diesem Szenario der Hilfebedürftigkeit 
vielfach ohne Spur verloren“ (Herriger 1991, S. 28). Diese alternative Sichtweise auf 
Menschen begründet auch eine wesentlich veränderte Haltung in der eigenen berufli¬ 
chen Alltagswelt. 

2. Wir befinden uns auf dem Weg von der Unterstellung, instrumentelle Lösungsmodelle 
der Experten könnten Dehzite kompensieren und Probleme bewältigen, zu der Ein¬ 
sicht, dass ohne die - wie Habermas (1968) das in Bezug auf die Wirksamkeit der Psy¬ 
choanalyse genannt hat - „vernünftige Selbstapplikation“ durch die Betroffenen keine 
professionell induzierte Veränderung möglich wäre. Ich erinnere mich noch an die 
Frühphase der Verhaltenstherapie, die mit einem „therapeutischen Triumphalismus“ 
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Ende der 60er-Jahre die psychosoziale Bühne betrat und alles für „machbar“ hielt. Die 
einzige Grenze, die man akzeptieren wollte, war eine ethische. Die Therapieforschung 
hat zu einer weniger auftrumpfenden Haltung geführt. Wir wissen heute, dass nur die 
Art von professionellem Angebot wirken kann, das in das System des Selbst- und Welt¬ 
verständnisses der Klient_innen integrierbar ist und das persönlich glaubwürdig und 
überzeugend vermittelt wird. Solche Einsichten führen mit Notwendigkeit zur Über¬ 
windung einer einseitigen Betonung professioneller Lösungskompetenzen und von der 
Orientierung an der Allmacht der Experten zu einer partnerschaftlichen Kooperation 
von Betroffenen und Eachleuten. Von Dauer können nur Veränderungen sein, die den 
Grundsatz „Hilfe zur Selbsthilfe“ realisieren. 

3. Jede professionelle Aktivität, der es nicht gelingt, zur Überwindung des Erfahrungs¬ 
komplexes der „gelernten Hilflosigkeit“ oder „Demoralisierung“ beizutragen, wird 
wirkungslos bleiben. Aus der sozialepidemiologischen Eorschung (Dohrenwend 1983) 
wissen wir, wie hoch der durchschnittliche Demoralisierungspegel in der Bevölkerung 
ist. Demoralisierung fasst Haltungen zusammen, die von Ohnmacht und Entfrem¬ 
dung geprägt sind, die die Erfahrung verallgemeinern, dass man das eigene Schicksal 
nicht beeinflussen könne, dass alle Anstrengungen, die eigene Lage zum Besseren 
zu wenden, erfolglos seien und deshalb auch keine weiteren unternommen werden 
sollten. Etwa ein Drittel der amerikanischen Bevölkerung wurde in diesem Sinne als 
demoralisiert identifiziert; etwa die Hälfte der amerikanischen Arbeiterschaft gehört 
dazu; Erauen, Angehörige von ethnischen Minderheiten und Behinderte liegen deutlich 
über dem Durchschnitt. Die Wirksamkeit professioneller Hilfe wird davon abhängen, 
ob „gelernte Hoffnungsfreudigkeit“ oder „Zuversicht“ (Straus 2015) und das Gefühl 
gefördert werden können, mehr Kontrolle über die eigenen Lebensbedingungen zu er¬ 
langen. Menschen, die aus eigener Initiative Beratung und Therapie aufsuchen, haben 
in der Regel die Hoffnung noch nicht aufgegeben. Sich aber auf diese Gruppen zu 
beschränken, hieße den bestehenden Demoralisierungspegel zu akzeptieren. Die Ge¬ 
meindepsychologie akzentuiert dagegen eine berufliche Orientierung, die Angebote 
gerade in Bezug auf Bevölkerungsgruppen und deren jeweilige Alltagswelt für nö¬ 
tig hält, bei denen Bewältigungsoptimismus und Selbstorganisationsfähigkeiten keine 
sprudelnden Ressourcen darstellen. 

4. Soziale Unterstützung im eigenen sozialen Beziehungsgefüge ist von großer Bedeutung 
bei der Bewältigung von Krisen, Krankheiten und Behinderungen sowie bei der For¬ 
mulierung und Realisierung selbstbestimmter Lebensentwürfe. Gerade die Kräfte, die 
durch die Vernetzung von gleich Betroffenen entstehen können, sind von besonderer 
Qualität. Weil das so ist, wird die Stiftung und Unterstützung selbstorganisierter Be¬ 
troffenengruppen zunehmend zu einem zentralen Aufgabenfeld professioneller Praxis. 
Die Ottawa-Charta der Weltgesundheitsorganisation (WHO 1998) zur Gesundheits¬ 
förderung aus dem Jahre 1986 und die darauf aufbauende Initiative „Gesunde Städte“ 
steht ganz unter diesen Vorzeichen. In der Ottawa-Charta heißt es: Gesundheitsförde¬ 
rung „zielt auf einen Prozess, allen Menschen ein höheres Maß an Selbstbestimmung 
über ihre Lebensumstände und Umwelt zu ermöglichen und sie damit zur Stärkung 
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ihrer Gesundheit zu befähigen“ (WHO 1998, S. 96). Und etwas später: „Gesundheit 
wird von Menschen in ihrer alltäglichen Umwelt geschaffen und gelebt: dort, wo sie 
spielen, lernen, arbeiten und lieben. Gesundheit entsteht dadurch, dass man sich um 
sich selbst und für andere sorgt, dass man in die Lage versetzt ist, selber Entscheidun¬ 
gen zu fällen und eine Kontrolle über die eigenen Lebensumstände auszuüben sowie 
dadurch, dass die Gesellschaft, in der man lebt, Bedingungen herstellt, die allen ihren 
Bürgern Gesundheit ermöglichen“ (WHO 1998, S. 99 f.). 

5. Die dialektische Vermittlung von Autonomie und Beziehung (Benjamin 1993) ist die 
Voraussetzung Bedingung dafür, die kommunikativen Bedingungen von Selbstorgani¬ 
sation zu thematisieren und zu fördern. Das Sprachspiel Autonomie und die in ihm 
formulierten Ziele von Selbstbestimmung und Selbstorganisation waren im Behinder¬ 
ten- und psychosozialen Bereich von bahnbrechender Bedeutung. „Autonom leben“ 
war und ist ein zentraler Wert für Betroffene, die sich aus den Abhängigkeiten verwah¬ 
render, verwaltender und versorgender Institutionen befreien wollen (Crewe und Zola 
2001). Auch die Abhängigkeiten aus den fürsorglich gemeinten „Inszenierungen von 
Hilfsbedürftigkeit“ erfordern ein Gegenbild des selbstbestimmten Managements von 
Dienstleistungen. Autonomie hat in unserer Kultur als Wert eine überragende Bedeu¬ 
tung, obwohl sie zugleich die Bedingungen ihrer Möglichkeit ausklammert. „Autonom 
leben“ war letztlich aber immer nur in einer solidarischen Bezogenheit auf Menschen 
möglich, mit denen man seine Ziele kommunikativ entwickeln und realisieren konn¬ 
te. Die sozialwissenschaftliche Frauenforschung hat uns gelehrt, dass die Sprachspiele 
Autonomie und Bezogenheit dialektisch aufeinander verwiesen sind. 

6. In Selbstdarstellungen von Trägern sozialer Arbeit werden meist hehre Ziele helfender 
Angebote formuliert und es ist selten die Rede von Beanspruchungen und Konflikt¬ 
lagen, die in helfenden Berufen in der direkten Beziehungsarbeit mit Klientinnen 
auftreten können. Allerdings wurde zunehmend deutlich, dass es auch Widersprüche 
und Interessendifferenzen gibt, die in diesen Diskursen nicht Vorkommen. Ein solcher 
kritischer Gegendiskurs steckt in der Analyse von Helfer_innenmotivationen unter 
dem Stichwort der „hilflosen Helfer“ (Schmidbauer 1977). Ein anderer klingt in der 
Formulierung von der „bezahlten Mitmenschlichkeit“ an (Thurmair 1988). Die Frau¬ 
enforschung hat uns unter Formulierungen wie „Frauen, das hilfreiche Geschlecht“ 
deutlich gemacht, wie sich der gesamte Wohlfahrtsbereich aus geschlechtsspezifischen 
Motivlagen speist, die nicht mehr länger eine gesellschaftlich ausbeutbare Ressource 
darstellen (vgl. Wagner in diesem Band). In die Diskursarena für divergente Denkfor¬ 
men, für die Analyse von Widersprüchen und für die Überwindung einer fragwürdigen 
Identitätslogik gehören auch Themen wie die Janusköpfigkeit von Hilfe und Kontrolle 
in allen Formen psychosozialen Handelns (Quindel 2004); die Analyse unerwünsch¬ 
ter Nebenfolgen „fürsorglicher Belagerung“ und ihrer institutioneilen Eigenlogiken. 
Teilweise widersprüchliche Interessen von Klientinnen und Professionellen müssen 
anerkannt werden. Wir benötigen anstelle eines Diskurses, der von der Unterstellung 
eines hehren Allgemeinwohls ausgeht, einen, der Widersprüche, Interessenunterschie¬ 
de und unterschiedliche Bedürfnisse zum Thema macht. 
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7. Die klassische wohlfahrtsstaatliche Philosophie war ausschließlich von einer Dehniti- 
on von Bedürftigkeiten und auf sie bezogenen sozialstaatlichen Hilfe- oder Präventi¬ 
onsprogrammen bestimmt. Die wichtigste Erkenntnis, die auf den Pfaden divergenten 
Denkens zu gewinnen ist, ist die Einsicht in die Dialektik von Rechten und Bedürftig¬ 
keiten. Dazu Julian Rappaport (1985), der wichtigste Programmatiker der Empower- 
ment-Idee: „Während der ersten zwei Drittel dieses Jahrhunderts errichteten die ... 
Sozialpolitiker einen Apparat, um Dienste für Bedürftige bereitzustellen, ohne dabei 
die Gefahr der Möglichkeit des Missbrauchs und des Verlustes von Rechten zu be¬ 
denken. In diesem Kontext standen die helfenden Berufe in vorderster Eront ,selbst¬ 
loser“ Versorgung der Armen, Behinderten und psychisch Kranken. Wer sich in Not 
befand, wurde mehr oder weniger wie ein Kind behandelt, dem geholfen werden und 
das von der Straße ferngehalten werden musste“ (1985, S. 265). Die meisten Therapie- 
und Präventionsprogramme gehen - in aller Regel mit guten und nachvollziehbaren 
Gründen - von einer Annahme speziüscher Dehzite und Bedürftigkeiten aus, die im 
wohlverstandenen Interesse der Betroffenen kompensiert oder verändert werden sol¬ 
len. Erst in den 70er-Jahren wurde - nicht zuletzt infolge heftiger Konflikte zwischen 
wohlwollenden Helfer_innen und zunehmend eigene Ansprüche formulierenden Kli¬ 
entinnen - die Ebene der Rechte als unabhängiger Begründungsinstanz für Handeln 
oder dessen Unterlassung „entdeckt“. Es war sicher kein Zufall, dass diese Entdeckung 
in die Zeit der sich abzeichnenden Krise des Wohlfahrtsstaates fiel. In Zeiten wachsen¬ 
der Sozialbudgets ist eher die Vorstellung gewachsen, dass bei uns Professionellen die 
Angelegenheiten der Betroffenen in guten Händen seien. Die Segnungen immer neuer 
Spezialprogramme und -einrichtungen ließen sich beweiskräftig so verstehen. Die von 
uns so bereitgestellte „fürsorgliche Belagerung“ hatte eine Qualität der tendenziellen 
Rundum-Versorgung, die den Gedanken der Einschränkung von Klient_innen-Rechten 
und der Kontrolle von Lebenssouveränität in den Hintergrund rückte. Die Krise des So¬ 
zialstaats hat auch für viele Betroffene sichtbar gemacht, dass ihre Rechte keineswegs 
in Wohlfahrtsleistungen gesichert und mit deren Abbau auch gefährdet sind sowie 
eigenständig vertreten und abgesichert werden müssen. Rappaport bringt die beiden 
Sichtweisen auf die Eormel von „Kinder in Not“ versus „Bürger mit Rechten“. Dabei 
handelt es sich nicht um Entweder-oder-Perspektiven, sie müssen in dem Spannungs¬ 
verhältnis, in dem sie zueinander stehen, erhalten bleiben. Gerade an der Reagan’schen 
„Kahlschlagpolitik“ im Sozialbereich kann das aufgezeigt werden. Sie hat sich gerne 
mit Schlagworten wie Bürgerrechte oder „Freiheit“ vom Staat drapiert und gleichzeitig 
wohlfahrtsstaatliche Leistungen abgebaut. Dazu bemerkt Rappaport treffend: „Rechte, 
ohne Ressourcen zu besitzen, ist ein grausamer Scherz“ (1985, S. 268). 

An diese Überlegungen anschließend gibt Rappaport seine zentrale Erläuterung der 
Empowerment-Idee, in der sich eine Reihe der benannten Erkenntnisse verdichten: 
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► Empowerment nach Rappaport „Unter ,empowerment‘ verstehe ich, dass es unser 
Ziel sein sollte, für Menschen die Möglichkeiten zu erweitern, ihr Leben zu bestimmen. 
Damit werden wir notwendigerweise sowohl unser politisches als auch unser Rollenver¬ 
ständnis bezüglich bedürftiger Menschen in Frage stellen. Wir können uns nicht mit einer 
Sozial- und Gesundheitspolitik zufriedengeben, die uns darauf beschränkt, spezielle Pro¬ 
gramme für soziale Einrichtungen zu entwerfen und durchzuführen. Es wird darum gehen, 
dass die Form und die Art der Integration ebenso wie der Inhalt mit ,empowerment‘ kon¬ 
sistent ist. Mit dem Konzept,empowerment' können wir nicht länger Menschen einfach 
als ,Kinder in Not‘ oder als ,Bürger mit Rechten' sehen, sondern vielmehr als vollwertige 
menschliche Wesen, die sowohl Rechte als auch Bedürfnisse haben. Wir müssen uns mit 
dem Widerspruch auseinandersetzen, dass selbst Menschen mit wenigen Fähigkeiten oder 
in extremen Krisensituationen, genauso wie jeder von uns, eher mehr als weniger Kon¬ 
trolle über ihr eigenes Leben brauchen. Das heißt nicht notwendigerweise, dass wir deren 
Bedürfnisse nach Hilfe vernachlässigen, wenn wir für mehr Selbstbestimmung votieren. 
,Empowerment' ist eine Denkweise, die mehr Klarheit über die divergente Natur sozialer 
Probleme bringt“ (Rappaport 1985, S. 269). 

Aus diesen Grundgedanken folgt für die Soziale Arbeit dreierlei: 

Verzicht auf professionelle Fertigprodukte 

Die Versorgung mit vorgefertigten Standardlösungen für spezifische soziale Notsituatio¬ 
nen, die von einzelnen Hilfesuchenden als durchaus entlastend erlebt werden mögen, kön¬ 
nen jedoch zugleich passive Erwartungshaltungen verfestigen. „Phantasie und Kreativität 
im Umgang mit Lebensproblemen werden verschüttet, der Klient ist nur noch Konsument 
von mundgerecht abgepackten Versorgungsleistungen'' (Herriger 1991, S. 227). Solche 
Dienstleistungsroutinen werden natürlich häufig durch eine vorgegebene institutioneile 
Logik bestimmt (z. B. Einzelfallabrechnung, Notwendigkeit der Diagnosestellung, von 
Kassen definierte Therapiestunden, die allein abrechnungsfähig sind). Insofern ist es not¬ 
wendig, die institutioneilen Arbeitsbedingungen für gestaltbare Strukturen zu öffnen. 

Öffnung für aktives Handeln in Lebenswelten 

Präventionsstrategien, so in der psychosozialen Praxis überhaupt entwickelt, gehen häufig 
davon aus, dass Menschen antizipatorisch für spezifische Krisenerfahrung „immunisierf“ 
werden sollfen. Dazu werden problemzentrierte Trainingsprogramme angeboren. Charles 
Kieffer, einer der wichtigsten Vertreter der Empowerment-Perspektive, ist skeptisch ge¬ 
genüber Planspielen ohne Realkontext und plädiert für ein Handeln und Erfahrungensam¬ 
meln in der Alltagswelt. Eür ihn ist „reflektierte Eigenerfahrung die zentrale Quelle für 
persönliches Wachstum. Der Einzelne muss lernen, verinnerlichte Vorstellungen von der 
eigenen Hilflosigkeit zu überwinden, die Konflikte beim Aufbau von kollektiven Unter¬ 
stützungsnetzwerken zu bewältigen ... und die politischen Einschüchterungsversuche zu 
ertragen. Diese Eähigkeiten aber erwachsen nur aus der Praxis ... Es gibt keinen Ersatz 
für das Lernen durch Erfahrung im Ernstfall“ (Kieffer 1984, S. 27 f.). Professionelle Ar- 
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beit soll die Möglichkeiten für „reflektierte Eigenerfahrung“ aktiv im jeweiligen Lebens¬ 
kontext unterstützen. Dazu gehört etwa, Gleichbetroffene miteinander ins Gespräch zu 
bringen, eigen-initiierten Projekten organisatorische Hilfe zu vermitteln (z. B. räumliche 
Infrastruktur), in gruppeninternen Situationen des Konfliktes und der Interessenkollision 
moderierend zu wirken und gruppendynamisches Wissen einzubringen oder Wege kom¬ 
munalpolitischer Initiative zu öffnen. Professionelle können hier wichtige Funktionen der 
Initiierung und Förderung von Selbstorganisation übernehmen. 

Stiften von sozialen Zusammenhängen 

Psychosoziale Praxis soll Betroffene dabei unterstützen, sich neue Ressourcen zu schaf¬ 
fen, neue „Kräfte zu entdecken“. Wolfgang Stark spricht von dem Ziel, „einen schöpferi¬ 
schen Umgang mit Situationen und Problemen durch das Stiften von Zusammenhängen zu 
ermöglichen und zu erleichtern“ (1989, S. 8). Es geht also um Netzwerkarbeit oder Netz¬ 
werkförderung. Sie kann sich auf einzelne Personen und Familien oder auf die Einbindung 
von Gruppen in das bestehende Feld von Selbsthilfeinitiativen i. S. einer „Vernetzung der 
Netzwerke“ beziehen. 


Fallbeispiel: Projekt ELTERN-AG 

Der Bereich der Frühen Hilfen hat sich in den letzten Jahren in einer breiten Projekte¬ 
landschaft entfaltet und sehr unterschiedliche Praxistypen hervorgebracht. Ein wichti¬ 
ger Typus bilden von Professionellen angeregte und begleitete Projekte und Program¬ 
me, die im Sinne des Empowermentprinzips Eltern und Familien zur Selbstorganisation 
und zu Selbsthilfeaktivitäten anregen und ermutigen sowie die dafür förderlichen Rah¬ 
menbedingungen absichern. Im Zentrum dieses Typus steht die Stärkung der Eltern¬ 
kompetenz, von der eine salutogene Wirkung auf die Entwicklung der Kinder erwartet 
wird. Exemplarisch soll das an dem Projekt ELTERN-AG aufgezeigt werden. 

Das Projekt ELTERN-AG ist eine Elternschule und wurde an der Hochschule Mag¬ 
deburg-Stendal unter der Leitung von Meinrad Armbruster entwickelt (Armbruster 
2015). Angeboten wird das Projekt in einem Social-Franchise-Programm vom Magde¬ 
burger Ausbildungsinstitut für Psychotherapeutische Psychologie (MAPP e. V.: www. 
mapp-institut.de), das mit Kommunen oder Trägern der freien Wohlfahrt einen Ko¬ 
operationsvertrag abschließt. Es richtet sich speziell an Erziehungsberechtigte, die von 
klassischen Elternschulen kaum erreicht werden. Zielgruppe sind Eltern, die sozial 
benachteiligt sind, als bildungsfern eingestuft werden und vielfach auch einen Mi¬ 
grationshintergrund aufweisen. Die ELTERN-AG ist ein selektives, auf dem Empo- 
wermentprinzip basierendes Elterntraining für Personen in der Familienplanungsphase 
und Eltern mit Kindern im Vorschulalter. Um die Zielgruppe zu erreichen, wurde ein 
niederschwelliger Ansatz gewählt. Er versteht sich als settingbezogen und orientiert 
sich an der Lebenswelt und dem Sozialraum der Adressaten. Der frühpädagogische 
Ansatz wurde gewählt, weil werdende Eltern und Eltern mit Kleinkindern am ehesten 
noch erreicht werden können und die kindliche Entwicklung in dieser Lebensphase auf¬ 
grund der Plastizität der Gehimentwicklung am nachhaltigsten geprägt werden kann. 
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Die bei den Gruppentreffen verhandelten Themen werden weitgehend durch die Eltern 
selbst bestimmt und „bauen auf dem Erfahrungsaustausch und Handlungslernen in der 
Gruppe auf' (Armbruster und Thiemann 2013, S. 338). Das Programm zielt auf die 
Eörderung der emotionalen, sozialen und kognitiven Fähigkeiten der Kinder, auf die 
Verbesserung der Eltern-Kind-Beziehung und die Erweiterung der Kooperationsmög¬ 
lichkeiten der Eltern mit relevanten Institutionen der Jugendhilfe und der Pädagogik. 
Auch die Netzwerkbildung unter den beteiligten Eltern über die Kurseinheiten hinaus 
ist ein relevantes Ziel. 

Die Elternschule besteht aus 20 Sitzungen, die durch Mentorjnnen durchgeführt 
werden. Sie bieten jeweils zu zweit eine Kurseinheit an. Die Einführungsphase umfasst 
zehn Treffen und dient der Herstellung einer Gruppenidentität und der Vermittlung von 
Regeln der Gruppenabläufe. Die Inhalte der Treffen werden sehr stark von den Inter¬ 
essen und Bedürfnisse der teilnehmenden Personen bestimmt. Von den Veranstaltern 
werden sechs „goldene Erziehungsregeln“ eingebracht (z. B. „Respekt vor dem Kind“, 
„Grenzen setzen und konsequent sein“ oder „Konstruktives Austragen von Konflik¬ 
ten“), die von den Gruppenteilnehmern in eigenen Worten umformuliert und damit 
angeeignet werden können. Die weiteren zehn Treffen bilden die Vertiefungsphase, die 
den Eltern zunehmend die Chance bieten soll, die Gestaltung der Treffen selbst in ihre 
Regie zu nehmen. Dies ist auch die Vorstufe zu der Selbstorganisation von Gruppen¬ 
treffen, die dann ganz ohne die Mentor_innen stattfinden sollen. 

Die Freiwilligen sind die Zielgruppen des Projekts, nämlich die Eltern und Er¬ 
ziehungsberechtigten. Bis zu 30 % von ihnen werden durch Vertreter kooperierender 
Institutionen im Sozialraum (z. B. Kindergärten, Arztpraxen, Hebammen) angespro¬ 
chen und zur Teilnahme motiviert. Der größere Teil der Teilnehmerinnen wird durch 
spezielle Akquisemaßnahmen durch die Mentorinnen erreicht. Das erfolgt auf nieder¬ 
schwelligen Kontaktwegen (z. B. bei Second-Hand-Basaren oder bei einem Spielplatz- 
Cafe). Durch die Empowermentprogrammatik zielt das Projekt darauf, dass die Teil¬ 
nehmerinnen zunehmend die Gestaltung ihrer Zusammenkünfte selbst in die Hand 
nehmen und nach dem Ende des 20-Sitzungen-Programms sich auch ohne Men- 
torinnen als Gruppe weiter treffen. 

Die Koordination wird durch die Mentoren geleistet, die als professionelle Hel¬ 
fer unterschiedlicher Professionen (Sozialpädagogik, Psychologie, Erzieher) für diese 
Aufgabe in einer einjährigen Zusatzausbildung qualifiziert werden. Im Rahmen dieser 
Qualifizierungsmaßnahme werden sie mit dem Empowermentkonzept vertraut gemacht 
und sie erlernen Methoden, mittels derer man Menschen zu Eigenaktivitäten und zu 
Partizipation ermutigen und Gruppenarbeit effektiv durchführen kann. Durch das insti¬ 
tutioneile Dach von MAPP e. V. ist ein Rahmen geschaffen, der die fachliche Qualität 
der ELTERN-AG-Gruppen und ihrer Mentor_innen absichert. Durch die Kooperati¬ 
onsverträge zwischen MAPP e. V. und lokalen Trägern werden die Standards für die 
Ausbildung der Mentor_innen gewährleistet. ELTERN-AG hat erfolgreich bewiesen, 
dass es sozial benachteiligte Familien erreichen kann. Nach eigenen Angaben wurden 
in 130 Gruppen mehr als 1050 Eltern mit etwa 2500 Kindern erreicht. 172 Men- 
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tor_innen wurden nach einer einjährigen berufsbegleitenden Ausbildung zertifiziert 
und sind in 11 Bundesländern und an 33 Standorten aktiv. Von der Bundeszentrale 
für gesundheitliche Aufklärung wurde die ELTERN-AG als Good-Practice-Modell an¬ 
erkannt. Das Projekt hat durch mehrere Preise hohe Anerkennung erfahren. 

Inzwischen liegen auch die ersten Ergebnisse einer Evaluationsstudie durch das „ne- 
xus Institut für Kooperationsmanagement und interdisziplinäre Forschung e. V.“ (Böhm 
und Schneider 2013) vor. Die ersten Befunde zeigen, dass das Projekt zu 98 % die Ziel¬ 
gruppe sozial benachteiligter Familien erreicht. 

Dieses selektiv-präventive Elternprogramm spricht erfolgreich sozial und materi¬ 
ell benachteiligte und marginalisierte Erziehungsberechtigte an. Die Anlage des Pro¬ 
gramms hat einen hohen professionellen Anteil, der aber gezielt eingesetzt wird, um 
die Selbstorganisationsfähigkeit der Zielgruppe zu stärken. Hier liegt ein Projekt vor, 
in dem in exemplarischer Weise die Empowermentposition in die Praxis umgesetzt 
wird. Die Mentor_innen bilden die Schlüsselvariable für diesen positiven Effekt. Darin 
äußert sich eine neue Art von Professionalität, deren Ziel aber die Initiierung zivilge¬ 
sellschaftlicher Prozesse der Selbstorganisation und Selbsthilfe bildet. 

Theoretische Anschlussmöglichkeiten an Empowerment 

Empowerment ist eine professionelle Grundhaltung und keine eigenständige Theorie. 
Deshalb ist es erforderlich, anschlussfähige Theoriebausteine zu benennen, die die pra¬ 
xisbezogene Wirksamkeit dieser Grundhaltung plausibel machen können. 

Vor allem amerikanische Forschungen haben sich in den letzten Jahren verstärkt mit 
„Bewältigungsstrategien“ von Menschen in Konfliktsituationen befasst und dafür unter¬ 
schiedliche „Zugänge“ definiert. In den Forschungen zur Resilienz geht es um die Fä¬ 
higkeiten von Menschen (insbesondere von Kindern und Jugendlichen), erschwerte, be¬ 
lastende Lebenssituationen, Probleme und Krisen erfolgreich zu bewältigen (ISS e. V. 
2010). Aus dem Gesundheitsbereich und entsprechenden Forschungen entwickelte sich 
der Begriff der Salutogenese, der inzwischen auf soziale Gruppen (z. B. Familie, Betrieb) 
ausgeweitet wurde. Auch hierbei stehen individuelle Bewältigungsstrategien und die Fra¬ 
ge nach den Ressourcen und Eigenschaften von Menschen im Mittelpunkt, um (gesund) 
mit belastenden Konfliktsituationen umzugehen (Deutscher Bundestag 2009). 

Der Capability Approach schließlich fragt nach der Befähigung und den Verwirkli¬ 
chungschancen von Menschen, ein gelingendes, erfolgreiches, „gutes“ Leben zu führen, 
und nach den Bedingungen, die dafür erfüllt sein müssen (Ziegler in diesem Band). Wi¬ 
derstandsressourcen würde Amartya Sen (2000; 2010), der Nobelpreisträger für Wirt¬ 
schaftswissenschaften, als „Verwirklichungschancen“ oder „Capabilities“ bezeichnen. Er 
versteht darunter die Möglichkeit von Menschen, „bestimmte Dinge zu tun und über die 
Freiheit zu verfügen, ein von ihnen mit Gründen für erstrebenswert gehaltenes Leben zu 
führen“ (Sen 2000, S. 108). Verwirklichungschancen sind aber nicht nur die Energien und 
Möglichkeiten, die eine Person mobilisieren kann, vielmehr geht es hierbei um die Gestal¬ 
tungskräfte eines Gemeinwesens. Sen hat dies in einem Buch zur Überwindung von Armut 
und Ungerechtigkeit so ausgedrückt: „Letztlich ist das individuelle Handeln entscheidend, 
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wenn wir die Mängel beheben wollen. Andererseits ist die Handlungsfreiheit, die wir als 
Individuen haben, zwangsläufig bestimmt und beschränkt durch die sozialen, politischen 
und wirtschaftlichen Möglichkeiten, über die wir verfügen. Individuelles Handeln und so¬ 
ziale Einrichtungen sind zwei Seiten einer Medaille. Es ist sehr wichtig, gleichzeitig die 
zentrale Bedeutung der individuellen Ereiheit und die Macht gesellschaftlicher Einflüsse 
auf Ausmaß und Reichweite der individuellen Freiheit zu erkennen“ (2000, S. 9f.). Das 
auf Sen (2010) und Nussbaum (1999) zurückgehende „Capability“-Konzept erweist sich 
als anschlussfähig an die bisher ausgeführten Basiskonzepte der Gesundheitsförderung. 
Es rückt den inneren Zusammenhang der Handlungsbefähigung der Subjekte mit den ob¬ 
jektiv gegebenen Verwirkungschancen ins Zentrum. In dieser Verknüpfung ist es für die 
soziale Arbeit von Relevanz (vgl. die Beiträge in den Sammelbänden von Otto und Ziegler 
2010; Schneider und Otto 2009). 

Diese unterschiedlichen Zugänge konvergieren in einer spezifischen Sicht des Subjekts 
und einer damit verbundenen Leitidee von gelingendem Leben, d. h. in der Vorstellung ei¬ 
nes möglichst selbstbestimmt entscheidenden, handlungsfähigen Subjekts, das bestimmte 
Ressourcen einsetzt, um Stressoren zu bewältigen und so die eigene Gesundheit zu erhal¬ 
ten oder wiederzugewinnen. In diesem Verständnis ist es die Aufgabe von Institutionen, 
Subjekte zu fördern, aber auch Strukturen zu schaffen, die Menschen im Sinne von Empo- 
werment in der Wahrnehmung ihrer Rechte stärken und ihnen zu mehr Handlungsfähigkeit 
verhelfen. Selbstbestimmtes Handelns wird an die strukturellen Bedingungen zur Ermög¬ 
lichung von Selbstbestimmung gebunden. Hier geht es um eine Koppelung von Subjekt 
und Struktur, wie sie etwa Giddens (1997) in seiner Strukturationstheorie formuliert hat. 
Erforderlich ist dazu eine handlungstheoretische Fundierung, die die Handlungen der Sub¬ 
jekte systematisch auf die gesellschaftlich-strukturellen Rahmenbedingungen bezieht. 

Wenn die aktuelle Sozialisationsforschung von „Handlungsbefähigung“ spricht (vgl. 
Grundmann et al. 2006; Grundmann 2008), dann verweist sie damit über die persönlich¬ 
keitstheoretische Perspektive hinaus und fragt nach den Bedingungen der Möglichkeit des 
Erwerbs von Handlungsfähigkeit (Straus 2015; Höfer et al. 2017). In den Erfahrungsräu¬ 
men unterschiedlicher Milieus und institutioneller Settings, in denen sich Heranwachsen¬ 
de bewegen, sind strukturelle Unterschiede an Verwirklichungschancen gegeben. Insofern 
befähigen sie Subjekte auch auf unterschiedliche Weise zu selbstbestimmtem Handeln 
(Grundmann et al. 2006). Hier zeigt sich, „dass sich Agency- und Capability-Forschung 
hervorragend ergänzen, indem die personalen und gesellschaftlichen Dimensionen von 
Handlungsbefähigung systematisch aufeinander bezogen werden können“ (Grundmann 
2008, S. 131 f.). 

Anschlussfähig sind auch Fragestellungen zu sozialer Ungleichheit und Inklusion. Ma¬ 
terieller Status, Geschlecht, Migrationshintergrund und Behinderung beschreiben Kon¬ 
stellationen, die erschwerte Zugänge zu Wirksamkeitserfahrungen bedingen. Sie werfen 
unter einer präventiven Perspektive die Frage einer „Befähigungsgerechtigkeit“ auf: Wie 
können Menschen in diesen Konstellationen den Zugang zu Ressourcen gewinnen, die sie 
zu einer souveränen Handlungsbefähigung benötigen? Wie könnten sie durch institutio¬ 
neile Angebote des Bildungs-, Sozial- und Gesundheitssystems in ihrer Handlungsbefähi- 
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gung systematisch unterstützt werden? Wie müssten professionelle Empowermentstrategi- 
en aussehen, die auf dieses Ziel ausgerichtet sind? Wie könnten Partizipationserfahrungen 
die Handlungsmächtigkeit von Heranwachsenden fördern? Wie können solche Erfahrun¬ 
gen unterstützt gewonnen werden, wenn die eigene Handlungsfähigkeit durch Behinde¬ 
rung eingeschränkt ist (supported living)? Befähigungsgerechtigkeit formuliert ein Ziel, 
das alle politischen, institutioneilen und professionellen Strategien darauf ausrichtet, Her¬ 
anwachsende zu befähigen, „selber Entscheidungen zu fällen und eine Kontrolle über die 
eigenen Lebensumstände auszuüben (...) dadurch, dass die Gesellschaft, in der man lebt, 
Bedingungen herstellt, die all ihren Bürgern Gesundheit ermöglichen“, um es in der klas¬ 
sischen Eormulierung der Ottawa-Charta zu zitieren. Im Ansatz der Salutogenese mit ihrer 
Betonung der Widerstandsressourcen und des Kohärenzsinns als dem subjektspezifischen 
Organisationsprinzip der Handlungsfähigkeit findet die Subjekt-Struktur-Koppelung ei¬ 
ne gesundheitswissenschaftliche Ausformulierung. Im Kontext der Ansätze zur Gesund¬ 
heitsförderung hat das Empowermentkonzept auch die differenzierteste Akzeptanz und 
Eundierung erfahren (vgl. Laverack 2010, 2016). 

Fragen zur Reflexion 

• Skizzieren Sie unterschiedliche Begründungen für Empowerment in der Sozialen Ar¬ 
beit. Welche Rolle spielt vor allem die Selbstorganisation von Adressat_innen in diesen 
Begründungen? 

• Diskutieren Sie am Beispiel eines Präventionsprojekts aus einem Handlungsfeld, wel¬ 
ches Sie besser kennen, die konzeptionelle Idee von Empowerment. Besprechen Sie 
vor allem die Unterschiede zu anderen Handlungskonzepten der Sozialen Arbeit. 
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Zusammenfassung 

„Planung“ in der Sozialen Arbeit ist ein Bestandteil methodischen und somit profes¬ 
sionellen Handelns. Das Handeln soll nicht zufällig, sondern zielorientiert und in für 
das Erreichen geeigneten Handlungsschritten erfolgen. Das Motiv für das methodische 
Handeln erscheint im Begriff „Steuern“: Er markiert die Wirkungsabsicht und das Be¬ 
streben, das Handeln und die Handlungsbedingungen genau an dieser Wirkungsabsicht 
auszurichten. Die spezihschen Konstellationen in der Sozialen Arbeit erfordern je¬ 
doch ein reflexives, gegenüber sozialtechnologischen Vorstellungen sich abgrenzendes 
Begriffsverständnis von „Planen und Steuern“ - dies auf allen drei Gestaltungsebe¬ 
nen: der individuumbezogenen und organisationsbezogenen Gestaltungsebene sowie 
der Infrastrukturgestaltung. Eerner verweist die Notwendigkeit des Ausbalancierens 
von Spannungsfeldern darauf. Planen und Steuern in der Sozialen Arbeit als Teil einer 
reflexiven Professionalität zu konzipieren. 


39.1 Planen als Bestandteil methodischen Handelns 

Dass dann, wenn man etwas tut, vorher überlegt werden sollte, welches Ziel man verfolgt 
und welche Handlungen geeignet sein könnten, um dieses Ziel zu erreichen, erscheint 
selbstverständlich: Man „plant“ das eigene Handeln, im Gegensatz zum spontanen, zu¬ 
fälligen Handeln, bei dem man sich keine Rechenschaft gibt über die mit einem Handeln 
verbundenen Ziele und über angemessene Ziel-Mittel-Bezüge. Die Kontexte, in denen der 
Begriff „Planung“ in der Alltagssprache verwendet wird, sind sehr unterschiedlich. So 
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werden mit dem Planungsbegriff unterschiedliche Zeiträume angesprochen: Man „plant“ 
etwas, was kurz bevorsteht, ebenso wie etwas, was auf lange Zeiträume bezogen ist. Auch 
unterschiedliche Gegenstände werden zum Bezugsunkt von „Planung“ gemacht: Man 
„plant“ eine Feier oder das, was man am folgenden Tag erledigen will, ebenso wie einen 
größeren Kauf oder einen Hausbau. „Planung“ kann ferner verschiedene Tiefenebenen 
der Handlungsstrukturierung ansprechen: von der Abfolge verschiedener Handlungen, mit 
denen man am nächsten Tag seine Pflichten erledigen will, bis hin zur „Lebensplanung“ 
oder zur gestuften allmählichen Veränderung bestimmter bisheriger Lebensgewohnhei¬ 
ten. Es geht bei „Planung“ offenkundig um etwas, was dem Handeln vorangeht, um eine 
gedankliche Vorwegnahme künftigen Handelns, mit dem dieses künftige Handeln besser 
strukturiert werden soll. „Planung“ richtet sich auf irgendetwas, was man in naher oder 
fernerer Zukunft tun oder erreichen will und dem man seine Zufälligkeit nehmen will; 
man möchte die voraussichtlichen Bedingungen des Handelns genauer erwägen, sein ei¬ 
genes Handeln darauf abstimmen und es dadurch etwas berechenbarer machen. 

Mit diesen Eigenheiten wird „Planung“ zu einem Bestandteil methodischen Handelns 
in der Sozialen Arbeit (Heiner 2010; von Spiegel 2013). Man handelt nicht zufällig und 
„aus dem Gefühl“, sondern bewusst auf ein Ziel ausgerichtet, mit einer bestimmten Wir¬ 
kungsabsicht. Methodisches Handeln in der Sozialen Arbeit ist insofern geplantes Han¬ 
deln, als 

• eine Ausgangssituation betrachtet und analysiert wird, 

• ein Ziel definiert wird, zu dem hin die Ausgangssituation verändert werden soll, 

• Handlungsschritte konzipiert werden, von denen man annimmt, dass sie angesichts der 
Ausgangssituation und angesichts der Kontextbedingungen des Handelns Wirkungen 
in Richtung des beabsichtigten Ziels erzeugen, 

• überprüft wird, ob und in welchem Ausmaß mit der Handlung die beabsichtigte Wir¬ 
kung erzeugt worden ist und ob neben den beabsichtigten Effekten auch ungeplante 
Nebenwirkungen erwünschter oder unerwünschter Art erkennbar werden. 

Mit Planung wird der Versuch unternommen, die Unsicherheit, die jedem zukunfts¬ 
orientierten Handeln zugrunde liegt, zu reduzieren, also etwas mehr Handlungssicherheit 
zu gewinnen. Durch Planung soll das Handeln legitimierbar werden: Man kann besser 
begründen, warum und mit welchen Zielen man welche Handlungsweisen realisiert hat, 
dass man sich bemüht hat, verschiedene Bedingungs- und Einflussfaktoren gedanklich 
einzubeziehen und somit ein beabsichtigtes Ergebnis wahrscheinlicher zu machen. Pla¬ 
nung ist also Teil des methodischen Handelns, Ausdruck des Bemühens um Verbesserung 
von Rationalität und Handlungskontrolle. 

In dieser Charakterisierung von Planen als Bestandteil methodischen Handelns sind 
einige Markierungen enthalten, die für die Konstellationen in der Sozialen Arbeit nicht 
oder nur bedingt zutreffen: 
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• Die Ausgangssituation ist selten eindeutig, sondern in der Regel aus unterschiedlichen 
Perspektiven und unter Zuhilfenahme verschiedenartiger theoretischer Wissenshestän- 
de interpretierbar. 

• Welche genauen Ziele angemessen erscheinen und angesteuert werden sollen und wel¬ 
che Ziele einigermaßen realistisch ansteuerbar sind, ist häufig unklar und/oder zwi¬ 
schen den Beteiligten umstritten. 

• Wie bestimmte Handlungen wirken, lässt sich bei Individuen, die einen freien Wil¬ 
len besitzen und einer eigenen Handlungslogik folgen, und bei sozialen Systemen 
(Familien, Peer Groups, Organisationen, Kooperationsverbünden verschiedener Orga¬ 
nisationen) nicht genau prognostizieren. 

Bei jedem methodischen Handeln in der Sozialen Arbeit müssen sich die Akteure der 
begrenzten intentionalen Planbarkeit bewusst sein. Ein Blick auf Alltagserfahrungen zeigt 
immer wieder die Grenzen von Planbarkeit in sozialen Konstellationen auf: Man hat ge¬ 
meinsam mit einem Jugendlichen sehr sorgfältig Verhaltensregeln für seinen Schulbesuch 
entwickelt und mit ihm vereinbart, muss aber feststellen, dass der Jugendliche schon nach 
zwei Wochen Teile der Vereinbarung nicht einhält. Die Mitarbeiterin einer Familienbil¬ 
dungsstätte plant den Verlauf eines Kurses zur Sprachförderung in der Familie mit fachlich 
plausiblen didaktischen Abläufen, muss jedoch angesichts der Präferenzen und der spon¬ 
tanen Vorstellungen der teilnehmenden Elternteile erhebliche Teile des geplanten Ablaufs 
Umwerfen. Die Leiterin einer Einrichtung erarbeitet mit den Fachkräften Verfahrensre¬ 
geln, wie regelmäßige einzelfallbezogene Erziehungsplanung zu erfolgen hat, muss aber 
nach einiger Zeit feststellen, dass die Verfahrensregeln mittlerweile nur noch ein „Ordner- 
Dasein“ führen, ohne dass sie im Alltag der Einrichtung praktiziert und von den Fachkräf¬ 
ten als bedeutsam gehandhabt würden. 

Hinzu kommt, dass auch bei vermeintlich sorgfältiger Analyse der Ausgangsbedingun¬ 
gen die theoretisch „richtige“ und gut geplante, begründete Intervention zu unkalkulierba¬ 
ren, bisweilen sogar gegenteiligen Wirkungen führt: Obwohl der Schulsozialarbeiter das 
massive Störverhalten eines Jugendlichen im Unterricht durch verschiedene, gut geplante 
Interventionen (Einbezug des Jugendlichen in ein Training zum Konfliktverhalten, Eltern¬ 
gespräche zur Reduktion der häuslichen Konfliktintensität, Ermöglichen eines Zugangs 
zu einem Sportverein zur besseren Herausbildung von Sozialverhalten in Gruppen) zu 
beeinflussen versucht, verhält sich der Jugendliche zwar im Unterricht angepasster, zeigt 
aber im außerunterrichtlichen Rahmen und in Peer Groups weiterhin massiv als auffällig 
etikettierte Verhaltensweisen. In einem Team führt die Einführung der Position „Teamlei¬ 
tung“ zu einem erheblichen Widerstand, weil die Mitarbeiterinnen ohne Leitung egalitär 
im Team arbeiten wollen, während in anderen Teams dies sehr begrüßt wird, weil die Mit¬ 
arbeiterinnen die endlosen Diskussionen zur Koordination von Tätigkeiten leid sind und 
nun hoffen, durch die Tätigkeit einer Teamleiterin endlich von diesen mühsamen Debatten 
und anstrengenden Aushandlungen befreit zu sein. 
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Es wäre unzutreffend, wollte man solche unterschiedlichen und ungeplanten Effekte 
auf „Planungsfehler“ zurückführen: Die Ausgangsbedingungen seien nicht ausreichend 
und nicht differenziert einbezogen worden, die Interventionen seien nicht gut genug 
durchdacht oder nicht individuell angemessen gewesen, die Planung sei zu starr konzipiert 
worden etc. Solche „Planungsfehler“ mögen im Einzelfall vorliegen, jedoch suggeriert 
der vorschnelle Rekurs auf „Planungsfehler“ bisweilen, dass bei ausreichend differen¬ 
zierter Planung solche „Eehler“ vermeidbar seien und genau kalkulierbare Wirkungen 
erzeugt werden könnten. Demgegenüber ist zur Kenntnis zu nehmen, dass in sozialen 
Bezügen Menschen mit einem freien Willen, mit unterschiedlichen biografischen Er¬ 
fahrungen, mit verschiedenartigen Verarbeitungsformen für Impulse und Erlebnisse, mit 
komplexen Verschränkungen von Rationalität und Emotionalität etc. aufeinandertreffen 
und dass die dadurch erzeugte Komplexität eine intentionale, zielbezogene Planbarkeit 
von Interventionen maßgeblich einschränkt. 

Rationalität durch Planung ist nur bis zu einem gewissen Grad erreichbar. Denn sozia¬ 
le Prozesse und innerpsychische Abläufe können nicht in einfachen Ursache-Wirkungs- 
Zusammenhängen beschrieben werden. Es treffen verschiedene soziale und psychische 
Systeme aufeinander, die die auf sie einwirkenden Impulse unterschiedlich, nach eigener 
Logik und in einer vorher kaum vorhersehbaren Weise verarbeiten. Soziale und psychi¬ 
sche Systeme reagieren „eigensinnig“, nach ihrer eigenen gewordenen Logik auf Infor¬ 
mationen und Impulse aus ihrer Umwelt; man kann begründete Vermutungen darüber 
anstellen, auf welche Reaktionen welche Interventionen stoßen könnten, jedoch bleiben 
es, auch wenn sie auf der Grundlage intensiver und differenzierter Beobachtungen erfol¬ 
gen, immer „Hypothesen“, deren Tragfähigkeit sich erst in der Realität erweisen muss. 
Was Luhmann und Schorr (1982) mit dem mittlerweile vielfach verwendeten Begriff des 
„strukturellen Technologiedefizits“ als ein elementares Charakteristikum pädagogischer 
Interaktionen gekennzeichnet haben, trifft gleichermaßen auf soziale Prozesse in Orga¬ 
nisationen und bei der Gestaltung einer organisationsübergreifenden Angebotsstruktur in 
kommunalen oder regionalen Räumen zu: Die vielfältigen Akteure, deren Handeln und 
Entscheiden die Angebotsstruktur beeinflussen und sie letztlich ausmachen, haben jeweils 
eigene Vorstellungen und eigene Interessen, entwickeln im Zusammenwirken jeweilige 
Interaktionsdynamiken, verfügen über verschiedene Machtpotenziale und können diese 
unterschiedlich zur Wirkung bringen etc., sodass eine Planung im Sinne vorhersagbarer 
und dadurch vorab intentional strukturierbarer Abläufe nicht realisierbar sein kann. 

Was bedeutet dies nun für planvolles methodisches Handeln in der Sozialen Arbeit? Es 
wäre ein „angekündigtes Versagen“, ein Resignieren vor dem Professionalitätsanspruch, 
würde man den Anspruch aufgeben, „planvoll“, also absichtsvoll, auf Ziele bezogen und in 
begründbaren Ziel-Mittel-Relationen handeln zu wollen und zu können. Es geht vielmehr 
darum, die Fallen eines technologisch orientierten Planungsverständnisses zu umgehen 
und stattdessen ein für soziale Systeme angemessenes reflexives Verständnis von Planung 
anzunehmen (zum Verständnis reflexiver Professionalität in der Sozialen Arbeit s. Dewe 
und Otto 2010, 2015; Dewe und Stüwe 2016). Ein technologisches Planungsverständnis 
speist sich aus der Annahme von kalkulierbaren Ursache-Handlungs-Wirkungs-Ketten: 
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Wenn man die Ursachen eines Problems mit Hilfe von theoretischen Wissensbeständen 
und Erfahrungswissen ausreichend geklärt hat und dazu passende Interventionen auf der 
Grundlage erforschter Wirksamkeit plant und entsprechend den „Regeln der Kunst“ (ein¬ 
schließlich der Berücksichtigung der Anwendungsbedingungen) realisiert, dann wird sich 
mit großer Wahrscheinlichkeit eine bestimmte erwartete Wirkung einstellen (zu Wirkung 
und Wirkungsabsicht in der Sozialen Arbeit s. Borrmann und Thiessen 2016; Polutta 
2014). Demgegenüber grenzt sich ein reflexives Planungsverständnis gegenüber der Kau¬ 
salitätslogik und dem damit einhergehenden relativ präzisen Prognoseanspruch ab. Pla¬ 
nung vollzieht sich hier vielmehr in dem Bestreben, 

• die Eigenlogik des (individuellen oder sozialen) Systems, in dem sich das Problem 
ereignet, zu verstehen, 

• auf der Grundlage eines solchen Verstehens mögliche, an die jeweilige Logik anknüp¬ 
fungsfähige (verarbeitbare) Impulse zu entwerfen und mit begründbaren Hypothesen 
legitimierte Interventionen zu realisieren, 

• die Wirkungen (und Nebenwirkungen) der Interventionen gut zu beobachten und zu 
bewerten und 

• aus dieser bewertenden Beobachtung neue (ggf. korrigierende) Impulse mit hypotheti¬ 
schen Wirkungserwartungen zu entwickeln, deren Verarbeitung wiederum zu beobach¬ 
ten und zu bewerten und aus denen Schlussfolgerungen für weitere Impulsgebungen zu 
erarbeiten sind usw. 

Die begrenzten Möglichkeiten, den Eigensinn der (psychischen und sozialen) Systeme 
genau zu rekonstruieren, in die das Problem eingebettet ist und in das interveniert wird, 
erfordern ein Bewusstsein des hypothetischen Charakters von Interventionen (und deren 
Wirkungsvermutungen) sowie einen Rekurs auf Reflexionsschleifen zur Beobachtung und 
Überprüfung, um die Eigenlogik der Systeme und die Angemessenheit der Interventionen 
sowie die erkennbaren Auswirkungen der Interventionen zu verstehen. Die Professiona¬ 
lität des Planens zeigt sich in den Methoden der fachlich fundierten Beobachtung und 
Interpretation der Ausgangsbedingungen und der Prozesse, in der fachlich legitimierba¬ 
ren Entscheidung für Interventionen sowie in der methodisch kompetenten Bewertung 
und Reflexion dieser Abläufe. In einem reflexiven Planungsverständnis erfolgen die Inter¬ 
ventionen nicht zufällig, sondern auf der Grundlage der beobachteten (und analysierten) 
Eigenlogik der Systeme (der eigenen „Systemrationalität“) als methodisch begründba¬ 
re Impulse mit berechtigten Wivkangshoffriungen (ausführlicher: Hosemann und Geiling 
2013). 

Zum Verständnis von Planungen in der Sozialen Arbeit gehören also nicht nur das 
dem Handeln vorausgehende Erwägen und Analysieren sowie das methodische Entwer¬ 
fen von Vorgehensweisen und Handlungen, sondern gleichermaßen das den Handlungs¬ 
prozess begleitende Beobachten und das Evaluieren, und dies im Sinne kontinuierlicher 
Reflexionsschleifen, die ihre Begründung Anden im hypothesengeleiteten Charakter der 
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Abb. 39.1 Schaubild: Planung von Interventionen/Handlungsschritten in der Sozialen Arbeit 


Handlungsplanungen. In Abb. 39.1 sind die wesentlichen Elemente der Interventionspla¬ 
nung in der Sozialen Arbeit zusammengefasst: 

► Planen in der Sozialen Arbeit vollzieht sich also als ein methodisch strukturierter, 
den gesamten Handlungsprozess begleitender, reflexiver, auf kontinuierlicher Beob¬ 
achtung und Reflexion aufbauender Modus der genauen Analyse/Interpretation der 
Ausgangssituation mitsamt den darin enthaltenen Handlungsanforderungen, der gezielten 
Konstituierung von Zielen, darauf ausgerichteten Handlungsschritten sowie der Anpas¬ 
sung von Zielen und Handlungsschritten aufgrund beobachteter Zwischenergebnisse und 
Erfahrungen im Hinblick auf Prozesse und Wirkungen. 


39.2 „Steuern" und „Planen": identisch oder unterschiedlich? 

Der Begriff „Steuern/Steuerung“ markiert das Motiv, auf das Planung (als methodischer 
Handlungsmodus) Instrumenten bezogen wird: Man möchte so planen, dass zielgerichtet 
etwas bewirkt, eine bestimmte Richtung erreicht wird, dass man im günstigen Fall den 
Gegenstand/den Sachverhalt/die Entwicklung „im Griff hat“ und relativ verlässlich und 
vorhersehbar ein bestimmtes Ziel erreichen wird. Der Begriff „Steuern“ kennzeichnet also 
eher das Motiv, während „Planen“ sich stärker auf die instmmentelle Dimension, auf die 
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methodischen Modalitäten der Motivrealisierung bezieht. Mit der vorsichtigen Formulie¬ 
rung „eher/stärker“ ist bereits angedeutet, dass beide Begriffe nicht trennscharf verwendet 
werden; ihre Bedeutungsgehalte gehen ineinander über, sind in der praktischen Begriffs¬ 
verwendung nicht genau voneinander unterscheidbar. 

Der Begriff „Steuerung“ wird meist benutzt, wenn man die zielgerichtete Einflussnah¬ 
me auf Organisationen (Management als „Steuerung“), auf organisationsübergreifende 
Prozesse (Steuerung von „Netzwerken“ oder von Kooperationen zwischen Organi¬ 
sationen, organisationsübergreifende Gestaltung von Angebotsstrukturen) oder (sozi- 
al)politische Konstellationen (z.B. Steuerung von Leistungsansprüchen oder Steuerung 
von Angebotsstrukturen z.B. in Richtung „Inklusion“ über Gesetzesformulierungen, 
Ressourcenvergabe und politische Anreizprogramme) meint. Der Begriff „Steuern“ wird 
weniger für die Bearbeitung von Einzelfällen, sondern eher für fallübergreifende Gestal¬ 
tungsmodalitäten verwendet. Wenn z.B. in einem Allgemeinen Sozialen Dienst (ASD) 
eines Jugendamtes von „Fallsteuerung“ die Rede ist, so meint man in der Regel die Steue¬ 
rung des Einsatzes finanzieller Ressourcen (Mit welchen Schwerpunkten und in welchen 
Verfahren sollten Haushaltsmittel verwendet werden? vgl. Merchel 2015a) oder die fach¬ 
liche und fachpolitische Ausrichtung der Hilfegewährungspraxis (z. B. in den Leitformeln 
„ambulant vor stationär“, „mehr familienorientierte und weniger gruppenorientierte Er¬ 
ziehungskonstellationen bei stationärer Unterbringung“ oder „mehr sozialraumorientierte 
Vorgehensweisen“). Bei „Steuerung“ geht es also stärker um eine generelle Ausrichtung 
von Entscheidungen. 

► Bezugspunkte von Steuerung Steuerung in der Sozialen Arbeit kann sich auf ver¬ 
schiedenartige Bezugspunkte richten, wobei die Steuerungsbemühungen zu einem Be¬ 
zugspunkt in der Regel Auswirkungen auf die anderen Steuerungsbereiche nach sich 
ziehen, also in der Komplexität ihrer Wirkungen und Nebenwirkungen betrachtet werden 
müssen (Merchel 2015b): 

• fachliche Steuerung: bezogen auf die generelle fachliche Ausrichtung einer Organisa¬ 
tion oder eines organisationsübergreifenden Zusammenhangs, z. B. durch Erarbeitung 
fachlicher Konzeptionen, durch das Herbeiführen von Konzept- und Methodenreflexio¬ 
nen, durch eine Formulierung und systematische kontinuierliche Überprüfung fachli¬ 
cher Handlungsleitlinien u. a. m.; 

• organisationale Steuerung: bezogen auf die Gestaltung von Strukturen und Abläufen in 
Organisationen oder in organisationsübergreifenden Kooperationen, z.B. durch Hier¬ 
archiebildung, durch Konstituierung von Teamstrukturen und Modalitäten der Teamar¬ 
beit, durch das Regeln von Verfahrensabläufen und Kooperationsmodalitäten zwischen 
verschiedenen Organisationsteilen (Abteilungen, Teams, Zentrale und Außenstellen 
etc.) u. a. m.; 

• administrative Steuerung (als Teil von organisationaler Steuerung mit Auswirkungen 
auf fachliche Steuerung): bezogen auf Verwaltungsabläufe, z.B. durch Festlegen von 
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Antragsverfahren und Wegen der Antragsbearbeitung, durch Festlegen von Zugangs¬ 
voraussetzungen etc.; 

• personenbezogene Steuerung: bezogen auf die quantitativen und qualitativen perso¬ 
nellen Ressourcen einer Organisation, durch Personalbemessung (Einschätzung des 
Personalbedarfs), Personalrekrutierung und Maßnahmen der Personalbindung, Perso¬ 
nalentwicklung (Qualifizierung, systematische Einarbeitung; Führen von regelmäßigen 
Mitarbeiterentwicklungsgesprächen etc.); 

• finanzielle Steuerung (Ressourcensteuerung): bezogen auf Regelungen zur sachange- 
messenen und wirtschaftlichen Verwendung von Finanzmitteln und sächlichen Res¬ 
sourcen, z. B. durch betriebswirtschaftliches Controlling (kontinuierliche Überprüfung 
und Steuerung des Finanzhaushalts mit Hilfe von Kennzahlen); 

• (sozialpolitische Steuerung: bezogen auf die organisationsübergreifenden Leistungs¬ 
strukturen und inhaltlichen Schwerpunktsetzungen in einem Handlungsfeld, z. B. 
durch Regelungen im Bundesteilhabegesetz als Anstoß zur Verstärkung einer inklusi¬ 
ven Angebotsstruktur in der Eingliederungshilfe, durch finanzielle Anreizprogramme 
zur Verkoppelung von Kindertageseinrichtungen mit anderen Leistungsanbietern in 
einer Region (Kindertageseinrichtungen als „Familienzentren“) u. a. m. 

Die mit dem Begriff „Steuerung“ verbundenen Erwartungen sind häufig - ähnlich und 
teilweise noch intensiver als beim Begriff „Planen“ - mit einem technologischen Ver¬ 
ständnis verbunden. Vielfach wird implizit eine Teilung zwischen Steuerungssubjekt und 
intentional beeinflusstem Steuerungsobjekt zugrunde gelegt. Ähnlich wie das „Steuern“ 
eines technischen Gerätes (z. B. eines Autos) erwartet man von einem zielgerichteten Im¬ 
puls, dass er einen vorher relativ genauen kalkulierten Effekt erzielt. Selbstverständlich 
wissen diejenigen, die solche sozialtechnisch geprägten Erwartungen an Steuerungsak¬ 
teure herantragen, dass soziale Verhältnisse komplexer sind als technische Maschinen 
und dass daher der „Steuerungseffekt“ nicht so genau und nicht so prompt wie bei ei¬ 
ner Maschine eintritt. Dennoch bildet sich der sozialtechnische Grundgedanke in der 
Verwendung der Steuerungsvokabel ab und beeinflusst untergründig die Erwartungen. 
Insbesondere an Leitungspersonen wird - in einem verkürzten Verständnis von „Manage¬ 
ment“ - eine implizit sozialtechnisch gedachte Steuerungserwartung adressiert: Sie sollen 
möglichst „ihren Laden im Griff haben“, also durch ihr „Steuerungshandeln“, durch das 
Definieren von Regelungen und durch das offensive Durchsetzen dieser Regelungen dafür 
sorgen, dass eine Organisation verlässlich ihre Aufgaben erfüllt und die Aufgabenerfül¬ 
lung der einzelnen Teilbereiche nach innen und nach außen kalkulierbar erfolgt. Zwar wird 
zugestanden, dass der Leitungsstil auch partizipativ geprägt sein soll, aber „unter dem 
Strich“ besteht die Erwartung, dass die Leitungspersonen (unter Einbezug ihrer Mitarbei¬ 
terinnen) Vorstellungen von adäquater Aufgabenerfüllung entwickeln und im Grundsatz 
in der Lage sind, mit geeigneten „Eührungsmethoden“ die Organisationsmitglieder und 
deren Handeln an solchen Vorstellungen auszurichten. Eine solche Erwartung wird nicht 
nur von außen oder von Vorgesetzten an Leitungspersonen gerichtet, sie entspricht auch 
dem individuellen Wunsch der meisten Leitungspersonen: Sie möchten die Organisation 
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in einer bestimmten Weise prägen, „die Fäden ziehen“, bestimmen, „wo es lang gehen 
soll“. 

Dass eine solche Erwartung nicht erfüllt werden kann, dürfte nach den obigen Aus¬ 
führungen zum Planungsbegriff offensichtlich sein. Organisationen - und erst recht or- 
ganisationsübergreifende Zusammenhänge und sozialpolitische Konstellationen - sind zu 
komplex und als ein spannungsvolles Ineinandergreifen unterschiedlicher (Teil-)Logiken 
mit ihren formalisierten und informellen Strukturen und Prozessen zu begreifen, als dass 
man von einer auch nur annähernd präzise kalkulierbaren Verarbeitung von Steuerungs¬ 
impulsen zu Wirkungen ausgehen könnte (vgl. Wimmer et al. 2014). Daraus kann man 
jedoch nicht den Schluss ziehen, sich einem Steuerungsanspruch zu verweigern. Ähnlich 
wie beim Planungsbegriff, dessen völlige Ablehnung identisch wäre mit einer Abkehr 
von Gestaltungsanspruch und Wirkungsabsicht sowie in der Folge mit einer Abkehr vom 
Anspruch eines methodisch legitimierten, professionellen Handelns, kann man den im 
Steuerungsbegriff enthaltenen Gestaltungsanspruch nicht ablegen. Eine weitgehende Ab¬ 
lehnung des Steuerungsanspruchs wäre identisch mit einem Plädoyer für Beliebigkeit und 
Zufälligkeit im Handeln sowie mit einer Kapitulation gegenüber „urwüchsig“ sich er¬ 
gebenden Strukturen und Prozessen in Organisationen und bei der Herausbildung von 
Leistungsangeboten in Kommunen und Regionen. 

Um aus dem Dilemma zwischen dem Bewusstsein der begrenzten Steuerbarkeit so¬ 
zialer Systeme einerseits und der Notwendigkeit zur Aufrechterhaltung eines Steuerungs¬ 
anspruchs andererseits einen verantwortbaren, für eine Profession angemessenen Weg zu 
finden, bedarf es - ähnlich wie bei „Planen/Planung“ - eines reflexiven Verständnisses 
von Steuerung (Merchel 2015b, S. 56 ff.): 

• Auf der Grundlage von Beobachtungen werden Hypothesen dazu formuliert, welche 
Impulse auf der Basis welcher Steuerungshoffnung welche Wirkung haben könnten, 
also anschlussfähig an die bisherigen Logiken und Kommunikationsmodalitäten sein 
könnten. 

• Entsprechende Impulse werden gesetzt (Konzepte formuliert bzw. erarbeitet, Teamge¬ 
spräche initiiert, Verfahrensweisen entwickelt, Arbeitsanweisungen gegeben, Struktu¬ 
ren vorgegeben etc.), durch die ein bestimmtes beabsichtigtes Verhalten „wahrschein¬ 
licher“ gemacht werden soll. 

• Kontextbedingungen werden geschaffen, damit die gewünschten Verhaltensweisen 
(„gutes sozialpädagogisches Handeln; gute Leistungserbringung“) realisiert werden 
können und deren Herausbildung unterstützt wird. 

• Die Verarbeitung der Gestaltungsimpulse und die Wirkungen des organisationalen (und 
organisationskulturellen) Rahmens werden beobachtet und ausgewertet im Hinblick 
auf die den Impulsen zugrunde gelegten Absichten und Hypothesen. 

• Aus der Reflexion zu den Beobachtungen werden wiederum weitere Steuerungsimpul¬ 
se gewonnen, die die vorherigen korrigieren, verändern, bestätigen und festigen. Dieser 
Prozess muss als ein kontinuierlicher, durch Reflexion begleiteter Steuerungsprozess 
verstanden werden, der zirkulär gedacht wird. 
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Steuerungsbemühungen in Organisationen, in organisationsübergreifenden Konstella¬ 
tionen und in sozialpolitischen Verhältnissen gründen immer auf grundlegend unsiche¬ 
ren Annahmen und Wirkungshypothesen. Angesichts dieser komplexen, mit sehr ein¬ 
geschränkter Kalkulierbarkeit verbundenen Bedingungen im Sozialbereich kann nur ein 
reflexives Verständnis von Steuerung adäquate analytische und handlungsorientierte Per¬ 
spektiven eröffnen. 

► Steuerung in komplexen Organisationen „Steuerung“ vollzieht sich neben den Be¬ 
mühungen, die (selbst)steuernden Eigenaktivitäten des Systems (der Organisation, des 
Teams, des Kooperationszusammenhangs zwischen Organisationen etc.) anzuregen und 
auf der Grundlage von Beobachtungen Entwicklungsimpulse zu setzen, die das System 
zur Reflexion, Überprüfung und zu Aktivitäten der Weiterentwicklung herausfordert. Da¬ 
neben geht es um Eormen der „Kontextsteuerung“, bei denen versucht wird, auf Konstella¬ 
tionen einzuwirken, die im Umfeld einer Steuerungsabsicht bedeutsam sind, und auf diese 
Weise die Organisationsakteure zu veranlassen, sich mit einem bestimmten Thema oder 
einer bestimmten Steuerungsabsicht auseinanderzusetzen. 


Beispiel; Kontextsteuerung in einem Jugendamt/ASD 

Zur Verdeutlichung von „Kontextsteuerung“ ein Beispiel: Wenn die ASD-Leitung in 
einem Jugendamt dem Thema „Rückführung von Kindern aus der Heimerziehung in 
die Herkunftsfamilie“ mehr Bedeutung geben möchte (also die Praxis des ASD stärker 
in diese Richtung „steuern“ möchte - im Sinne einer fachlichen und organisationsbezo¬ 
genen Steuerung), so wird der unmittelbare Steuerungsversuch über Dienstanweisung 
(administrative Steuerung) vermutlich wenig erfolgversprechend sein. „Kontextsteue¬ 
rung“ würde sich hier u. a. darin zeigen, dass dem Thema kontinuierlich und allmählich 
Bedeutsamkeit in den Reflexionen zugeordnet wird, dass entsprechende Haltungen 
und Kompetenzen der Mitarbeiter beobachtet und bewertet werden, dass organisati¬ 
onskulturelle Implikationen und Hindernisse im Hinblick auf das Thema beobachtet 
und reflexiv verarbeitet werden, dass Ressourcen für eine praktische Verarbeitung des 
Themas zur Verfügung gestellt werden (z. B. Mittel für eine In-House-Eortbildung zur 
Diskussion des Themas), dass bestehende Handlungsprogramme in ihrer Bedeutung 
für das Thema überprüft werden, dass die Handhabung von Handlungsprogrammen 
in dezentralen Organisationseinheiten (ASD-Teams) beobachtet, ausgewertet (evalu¬ 
iert) und zum Gegenstand von Erörterungen gemacht wird. Über Impulse, die auf 
das Umfeld („Kontext“) einer Steuerungsabsicht zielen, soll das System (ASD, ASD- 
Teams) veranlasst werden, sich von unterschiedlichen Zugängen aus mit dem Steue¬ 
rungsthema „Rückführung in die Herkunftsfamilie“ auseinanderzusetzen, sich dieses 
Thema anzueignen und Lösungen zu finden, die zu den Kommunikations- und Ent¬ 
scheidungsmodalitäten im System (Jugendamt; ASD; ggf. Kooperationsbezüge ASD 
und Einrichtungen) passen und daher eine größere Chance zu Umsetzung haben als 
eine direktive Dienstanweisung, deren Verarbeitung im System vermutlich nicht so 
prozessiert wird, wie es die Steuerungsakteure beabsichtigen. Darüber hinaus besteht 
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die Gefahr, dass implizite Widerstände, Widersprüche und Nebenfolgen das Thema 
so belasten, dass es möglicherweise für einen längeren Zeitraum für die Organisation 
„verbrannt“ ist, dass also nur wenig produktive Auseinandersetzung mit diesem Thema 
erfolgt. 

Reflexivität ist also gleichermaßen für ein angemessenes Planungsverständnis in der 
Sozialen Arbeit wie für einen die Komplexität sozialer Systeme aufnehmenden Begriff 
von „Steuern/Steuerung“ eine zentrale Kategorie. Steuerung besteht im Entwickeln von 
gut durchdachten Steuerungsimpulsen, die aus einer guten Beobachtung und Reflexion der 
Kommunikationsmodalitäten und der Dynamik einer Organisation bzw. eines differenzier¬ 
ten (organisationsübergreifenden kommunalen und regionalen) Leistungssystems erwach¬ 
sen. Die Orientierung an einem reflexiven Steuerungsbegriff ermöglicht eine praktische 
Bewältigung einer strukturbedingten Paradoxie, mit der sich auch die Steuerungsakteure 
in der Sozialen Arbeit konfrontiert sehen: der „Steuerung des Unsteuerbaren“ (Wimmer 
2011 ). 


39.3 Planungs- und Steuerungsebenen in der Sozialen Arbeit 

Planen und Steuern in der Sozialen Arbeit vollzieht sich auf drei voneinander zu unter¬ 
scheidenden Handlungsebenen: 

• auf der individuellen Ebene des Einzelfalls: Hier geht es um die gezielte Erörterung 
des individuellen Hilfebedarfs und um die Erarbeitung von darauf abgestimmten Hil¬ 
festrategien. Zentrale Leitfrage ist: Welche Hilfe ist die richtige für den jeweiligen 
Adressaten? Eür die Kinder- und Jugendhilfe sind in § 36 SGB VIII Anforderungen 
an „Hilfeplanung“ formuliert, die in differenzierte fachliche methodische Handlungs¬ 
anforderungen „übersetzt“ wurden (Merchel 2006, 2015c; Schwabe 2005; Uhlendorff 
2016). Es wurden u. a. Modalitäten einer hermeneutisch ausgerichteten „sozialpädago¬ 
gischen Diagnostik“ entwickelt, die auf der Grundlage des Eallverstehens eine ziel¬ 
orientierte, prozessual zu überprüfende Planung von einzelfallspezifischen Hilfen er¬ 
möglichen sollen (Heiner 2004; Schrapper 2015). Neben dem in der Kinder- und Ju¬ 
gendhilfe verankerten Begriff „Hilfeplanung“ sind in der Eingliederungshilfe, in der 
arbeitsmarktorientierten Integrationsförderung, in der Suchthilfe etc. mit „Eörderplan“, 
„integrierte Betreuungsplanung“ oder „Eingliederungsplan“ weitere Begriffe in der 
Praxis entstanden, die die Handlungsplanung auf der Einzelfallebene kennzeichnen. 
Dass auf der Einzelfallebene nur selten von „Steuerung“ gesprochen wird, mag einen 
Grund darin haben, dass die mit dem Steuerungsbegriff verbundene Assoziation des 
„In-den-Griff-Bekommens“ nicht annähernd kompatibel ist mit den Erfahrungen in der 
Einzelfallarbeit. Bei diesen sozialpädagogischen Prozessen ist markant zu erleben, dass 
es sich um eine nur koproduktiv (zwischen Fachkräften und Leistungsadressaten) zu 
erbringende (Dienst-)Leistung handelt, die nur dann gelingen kann, wenn es zum Auf- 




584 


J. Merchel 


bau eines tragfähigen „Arbeitsbündnisses“ kommt. Ein solches Arbeitsbündnis kann 
nur mit einer partizipativen Hilfeplanung erreicht werden - eine fachliche Handlungs¬ 
perspektive, die sich an einem sozialtechnisch assoziierten Steuerungsbegriff stoßen 
muss. 

• die Handlungsebene der Organisation: Im Mittelpunkt stehen Überlegungen, mit wel¬ 
chen fachlichen Konzepten und mit welchen Leistungen eine Organisation sowohl 
den Leistungsadressaten als auch den Kostenträgern und anderen für die Einrichtung 
relevanten Interessenträgern (für die eigene Arbeit bedeutsame regionale Organisatio¬ 
nen aus dem eigenen und aus anderen Handlungsfeldern, politische Akteure, Akteu¬ 
re aus dem sozialräumlichen Umfeld) ein attraktives und nutzbares Angebot machen 
kann - entsprechend den Leitfragen: Nach welchem Konzept und mit welchen kon¬ 
kreten Angebotsformen soll eine Einrichtung arbeiten? Wie kann eine Organisation 
für eine kontinuierliche Bewertung und Weiterentwicklung ihres Leistungsangebots 
und der Qualität der Leistungen sorgen? Da die Qualität einer Organisation, die so¬ 
ziale Dienstleistungen erbringt, elementar abhängig ist von der Kompetenz und der 
Motivation des Personals: Wie kann eine Organisation dafür Sorge tragen, dass über 
Methoden eines aktiven Personalmanagements die personellen Grundlagen für eine 
qualitative Leistungserbringung und für die Entwicklung einer lernfähigen Organisa¬ 
tion erarbeitet und aufrechterhalten werden? Planungs- und Steuerungsperspektiven 
werden hier angesprochen mit den Stichworten (Merchel 2015b): Qualitätsmanage¬ 
ment und Evaluation (Merchel 2013, 2015d), Organisationsentwicklung hin zum Ideal¬ 
bild einer „lernfähigen Organisation“, betriebswirtschaftliches Controlling, Leistungs¬ 
steuerung anhand von Marketing-Methoden, Anwendung von Verfahrensweisen des 
Strategischen Managements, Personalentwicklung, Konzeptionsentwicklung. 

• die Handlungsebene der Infrastrukturgestaltung: Gegenstand der Planung und Steue¬ 
rung auf dieser Handlungsebene ist die quantitativ und qualitativ angemessene, ei¬ 
nem politisch entschiedenen Bedarf entsprechende Versorgung von Personengruppen 
mit Angeboten der sozialen Unterstützung und Förderung. Die Leitfrage für diese 
Ebene von Planung lautet: Welche Angebote (quantitativ und qualitativ) werden in 
einer Region für welche Personengruppen benötigt und sollten daher in einem be¬ 
stimmten Zeitraum geschaffen werden? Konzepte und Verfahrensweisen auf dieser 
Handlungsebene wurden erarbeitet für die Sozialplanung/Jugendhilfeplanung (Böh¬ 
mer 2015; Maykus und Schone 2010; Merchel 2016), als trägerübergreifende Qua¬ 
litätsentwicklung, als Netzwerkgestaltung (Schubert 2008), als sozialraumbezogene 
Handlungs- und Gestaltungsansätze (Fürst und Hinte 2014), als trägerübergreifende 
Rahmensetzung für Leistungs-, Entgelt- und Qualitätsvereinbarungen. 

Für alle drei Handlungsebenen des „Planens und Steuerns“ in der Sozialen Arbeit sind 

Konzepte und Handlungsweisen zu unterscheiden, die auf der Grundlage eines eher sozi¬ 
altechnischen oder eines eher reflexiven Verständnisses formuliert und entwickelt wurden. 
Ferner ist festzuhalten, dass Vorgänge und Verfahren des „Planens und Steuerns“ auf 

den drei Handlungsebenen immer vor der Anforderung stehen, mit Spannungen und Wi- 
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dersprüchen umzugehen, also nur selten einer einlinigen Logik folgen können. Die Anfor¬ 
derungen an Fachkräfte, an Organisationen und an die Gestaltung einer hedarfsadäquaten 
Infrastruktur sind vielfach mit Widersprüchen verknüpft, die nicht einseitig aufgelöst, 
sondern nur in situativ reflektierten Balancen gehalten werden können (für die Gestal¬ 
tungsebene „Organisation“ s. Grunwald 2012; Merchel 2017). Insofern gehören zu einem 
reflexiven Planen und Steuern auch die Bereitschaft und die Fähigkeit, sich in Spannungs¬ 
feldern balancierend zu bewegen und solche Balancen zu finden, die für die unterschied¬ 
lichen Akteure mit ihren jeweiligen positionsbestimmten und individuell konstituierten 
Denk- und Handlungslogiken verarbeitbar sind. Solche auszubalancierenden Spannungs¬ 
felder ergeben sich u. a. 

• in der Divergenz zwischen individuellen Rechtsansprüchen, die sich nicht durch finan¬ 
zielle Restriktion begrenzen lassen und daher im Grundsatz „budget-sprengend“ sind, 
einerseits und den begrenzten Geldmengen in öffentlichen Kassen (insbesondere im 
kommunalen Bereich) andererseits; 

• im strukturellen Widerspruch zwischen der notwendigen Autonomie von Organisati¬ 
onseinheiten (insbesondere, wenn sie dezentral angesiedelt sind, z. B. Wohngruppen, 
sozialraumbezogene ASD-Teams) einerseits und der Notwendigkeit einer Organisati¬ 
on, Verlässlichkeit, Einheitlichkeit und ein die gesamte Organisation prägendes Profil 
zu markieren und zu gewährleisten, andererseits; 

• Interessendivergenzen zwischen unterschiedlichen Trägern/Einrichtungen, die bei der 
Infrastrukturgestaltung einbezogen sind; 

• Interessendivergenzen zwischen verschiedenen, an der individuellen Hilfeplanung Be¬ 
teiligten (z. B. bei den Hilfen zur Erziehung: Interessen des Kindes/Jugendlichen, der 
jeweiligen Elternteile, der Pädagogen in der Einrichtung, der zuständigen ASD-Each- 
kraft, relevanter weiterer Personen wie z. B. Lehrer); 

• die Spannung zwischen erforderlicher Zielorientierung einer jeden Planung einerseits 
und der ebenfalls erforderlichen situationsbezogenen bzw. individuumbezogenen Fle¬ 
xibilität andererseits; 

• die Realität von Macht und Machtverteilung in Planungskonstellationen einerseits und 
die für die Planung erforderliche Orientierung an „Aushandlung“ und Beteiligung (also 
methodisch herbeigeführter Aufweichung von Machtkonstellationen) andererseits. 

Planungs- und Steuerungsmodalitäten, in denen die Akteure solche für die Prozess¬ 
gestaltung wesentlichen Spannungskonstellationen nicht in den Blick nehmen, gehen mit 
einer hohen Wahrscheinlichkeit des Scheiterns einher. Die Anforderung des Balance-Fin- 
dens und Balance-Haltens ist deswegen so anspruchsvoll, weil es dafür keine im Vorhinein 
präsentierbaren Muster des Gelingens geben kann und weil bereits im Bild der „Balance“ 
zu erahnen ist, dass es dabei nicht um einmal zu findende (und dann stabile) Zustände 
geht, sondern um sich verändernde Konstellationen, in denen immer wieder Anpassungen 
vorgenommen und neue Balancen hergestellt werden müssen. Im Umgang mit Spannun- 
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gen und Widersprüchen bestätigt sich der notwendig reflexive Charakter von „Planen und 

Steuern“ als Ausdruck einer reflexiven Professionalität in der Sozialen Arbeit. 

Fragen zur Reflexion 

• Worin unterscheidet sich ein reflexives von einem eher sozialtechnologischen Verständ¬ 
nis von „Planen und Steuern“? Mit welchen konkreten Anforderungen ist eine Praxis 
des reflexiven Planens verbunden? Versuchen Sie eine konkrete Gegenüberstellung der 
Beispiele jeweils auf den Ebenen des individuumbezogenen und des organisationsbe¬ 
zogenen Handelns sowie der Infrastrukturgestaltung. 

• Welche Gründe erfordern in der Sozialen Arbeit ein reflexives Verständnis von „Planen 
und Steuern“? 

• Suchen Sie in der Praxis Planungs- und Steuerungsaktivitäten (auf den drei skizzierten 
Handlungsebenen), die Sie für relativ gut gelungen halten. Nach welchen Kriterien 
bewerten Sie diese Planungs- und Steuerungsaktivitäten als „gut gelungen“? 

• Beobachten Sie Äußerungen von Akteuren in der Sozialen Arbeit daraufhin, ob diese 
eher auf ein sozialtechnologisches oder eher auf ein reflexives Verständnis von „Planen 
und Steuern“ schließen lassen. Woran machen Sie Ihre Beobachtungen und Bewertun¬ 
gen zu den sprachlichen Äußerungen fest? 
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Zusammenfassung 

Soziale Gruppenarbeit (SGA) ist neben der Einzelfallhilfe (EFH) und der Gemein¬ 
wesenarbeit (GWA) eine der drei klassischen Methoden bzw. Handlungsformen der 
Sozialen Arbeit und spielt in den meisten Praxisfeldern der Sozialen Arbeit eine bedeu¬ 
tende Rolle. Soweit herrscht Einigkeit in der Fachdebatte, aber über die Definition von 
SGA, ihre Funktion und Anwendung wird seit Jahren kontrovers diskutiert. Häufig fin¬ 
det sich die Unterscheidung zwischen Gruppenpädagogik, Gruppenarbeit und sozialer 
Gruppenarbeit (Müller 2013; Schmidt-Grunert 2009). Aber ebenso häufig werden diese 
Begriffe synonym benutzt oder mit dem Terminus Gruppendynamik vermischt. Da ei¬ 
ne gewisse „Begriffs-Diffusion“ und terminologische Indifferenz festzustellen ist, wird 
vielfach die generelle Umschreibung Soziale Arbeit mit Gruppen verwendet (Schmidt- 
Grunert 2009, S. 56). 

In diesem Beitrag wird die Aktualität und Relevanz von SGA, ihre historische Ent¬ 
wicklung sowie ihre praktische Umsetzung mit dem Fokus auf die Kinder- und Jugend¬ 
hilfe (KJH) skizziert. 


Fallbeispiel: Soziale Gruppenarbeit „ohne Gruppe" 

Die Fallvignette stammt aus einer teilnehmenden Beobachtung in einer Einrichtung, 
die SGA nach § 29 SGB VIII anbietet (ausführlicher siehe Behnisch et al. 2013, 
S. 163 ff.). Ziel der Maßnahme ist es, älteren Kindern und Jugendlichen bei der „Über¬ 
windung von Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen“ zu helfen und 
„soziales Lernen in der Gruppe“ durch gruppenpädagogische Konzepte zu fördern. 
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An dem Nachmittag, als die Beobachtung durchgeführt wird, nehmen fünf Kin¬ 
der im Alter zwischen 10 und 12 Jahren an dem Angebot teil, zwei Mädchen und 
drei Jungen. Sie werden von einer Sozialarbeiterin und einem Sozialarbeiter betreut. 
Die Kinder kommen zu unterschiedlichen Zeiten, einige haben bereits gegessen, ande¬ 
re essen in der Einrichtung. Die beiden Fachkräfte haben geplant, mit den Kindern 
gemeinsam ein Spiel zu spielen. Sofort verkündet Theodor (alle Namen geändert), 
dass er nicht mitspielen wird. Die Sozialarbeiterin geht mit ihm ins Nebenzimmer, 
er ist laut und sehr unruhig. Die männliche Fachkraft spielt nun mit zwei Mädchen. 
Es klingelt, ein anderer Junge kommt und das Spiel - die gemeinsame Gruppensitua¬ 
tion - wird unterbrochen. Der Junge geht dann zu Theodor und der Sozialarbeiterin. 
Kurze Zeit später trudelt Joseph ein. Alle Gruppenmitglieder sind nun anwesend. Die 
nächsten zwei Stunden sind von Unruhe, Provokationen, Herumrennen der Kinder zwi¬ 
schen Küche und zwei anderen Räumen gekennzeichnet. Das Spiel ist unterbrochen, 
die Mädchen ziehen entgegen der Regeln ihre Handys aus der Tasche und lassen diese, 
so laut es geht, klingeln. Die Jungen streiten sich in dem anderen Raum mit der weibli¬ 
chen Fachkraft. Es ist ein einziges Durcheinander, es gibt nichts Gemeinsames, nur ein 
flüchtiges Miteinander und ein Sichzeigen der Einzelnen. Die beiden Fachkräfte versu¬ 
chen, beruhigend auf einzelne Kinder einzugehen, scheitern jedoch und schicken einen 
der Jungen - Joseph - schließlich nach Hause. Er hat das Telefon des Sozialarbeiters 
entwendet und es nicht mehr herausgerückt. Joseph ist es auch, der sich an mich als 
Beobachterin wendet und laut sagt: „Das war sicher keine soziale Gruppenarbeit, wie 
ich mich verhalten habe, oder?“ Er spricht das aus, was längst offensichtlich geworden 
ist, wird aber dafür bestraft, denn schließlich muss er nach Hause gehen. Joseph wird 
quasi zum „Sündenbock“. 

Dieses kurze Stimmungsbild soll an dieser Stelle genügen, um zu verdeutlichen, dass 
hier vermeintlich soziale Gruppenarbeit durchgeführt wird, doch in Wirklichkeit ein Raum 
ohne Struktur und Rahmen entsteht, in dem sich die Kinder ausagieren. Es gibt keine so¬ 
ziale Gruppe, nichts Gemeinsames, kein Miteinander. Die Fachkräfte haben Einzelne im 
Auge, aber nicht das ganze Geschehen bzw. die Gruppe. Ein gemeinsamer Beginn, nach¬ 
dem alle Kinder anwesend sind und gegessen haben, beginnend mit einem Ritual, das 
Aushandeln darüber, was die Kinder heute machen wollen, was das Thema sein soll, ggf. 
auch die Aufteilung in zwei Gruppen, wären Möglichkeiten gewesen, etwas Gemeinsames 
in Gang zu bringen. Doch mangelnde Steuerung und Strukturierung machen ein Gruppen¬ 
erleben unmöglich. 

Das Praxisbeispiel veranschaulicht zum einen, wie komplex, intransparent und bis¬ 
weilen paradox Gruppenprozesse sein können, und zum anderen, mit welchen hohen 
Anforderungen das Arbeiten mit Gruppen verbunden ist. Es verweist noch auf ein weite¬ 
res Problem: Wenn zwei Sozialarbeiter_innen von SGA sprechen, ist davon auszugehen, 
dass sie nicht unbedingt das Gleiche meinen. Unter welchem Terminus könnte das Ar¬ 
beiten in Gruppen mit Jugendlichen in einem Jugendtreff, mit jungen Straffälligen, mit 
Drogenabhängigen oder auch älteren Menschen gefasst werden? Ist es Gruppenpädago- 
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gik oder SGA oder Soziale Arbeit mit Gruppen? Gewiss gibt es Unterschiede in der Arbeit 
mit Gruppen, denn Inhalte und Ziele sind abhängig von den Rahmenbedingungen und den 
institutioneilen Kontexten und Adressat_innen. 


40.1 Was ist soziale Gruppenarbeit? 

Bei der Formulierung von § 29 SGB VIII „Soziale Gruppenarbeit“ handelt es sich um 
eine spezifische Interpretation und Reduzierung von SGA, was - wie noch zu zeigen sein 
wird - ihren Ursprung in der historischen Entwicklung der 1970er-Jahre hat. Der Fokus 
liegt auf der Sozialisation und vor allem auf der Vermittlung sozialer Kompetenzen in und 
durch das Gruppenerlebnis. Zudem wird der Begriff Gruppenpädagogik eingeführt, der 
im Gegensatz zur SGA den erzieherischen Aspekt hervorhebt. Doch SGA ist mehr als ein 
Ort und Medium von Erziehung. So wird in der Fachliteratur der 1950er Jahre zwischen 
der „sozial-fürsorgerischen Gruppenarbeit“, etwa mit straffälligen oder auch verhaltens¬ 
auffälligen Jugendlichen oder mit älteren Menschen, und der auf Bildung und Erziehung 
ausgerichteten Gruppenpädagogik unterschieden (Schiller 1997, S. 292). 

Zwischen diesen beiden Spannungsfeldern, nämlich einer pädagogischen - nicht defi¬ 
zitär ausgerichteten - bildungsorientierten Arbeit einerseits und der heilenden, fürsorgeri¬ 
schen Hilfe für benachteiligte, desintegrierte, hilfsbedürftige Individuen andererseits, be¬ 
wegt sich SGA auch heute noch. Und nicht zuletzt deshalb findet sich die Unterscheidung 
zwischen Gruppenpädagogik, sozialer Gruppenarbeit oder sozialpädagogischer Gruppen¬ 
arbeit im Diskurs der Sozialen Arbeit. 

Um dieses begriffliche Wirrwarr nicht zu reproduzieren - eine Debatte um eine Ver¬ 
einheitlichung des Begriffs SGA bzw. eine Neubestimmung ist meiner Ansicht längst 
fällig - soll SGA als ein übergeordneter Terminus benutzt werden. Unter dieser Vorausset¬ 
zung bleibt festzuhalten, dass soziale Gruppenarbeit über das Verständnis von § 29 SGB 
VIII weit hinausgeht. SGA hat nicht nur eine bildende, sozialisatorische und erzieheri¬ 
sche Funktion für Kinder und Jugendliche, sondern auch eine unterstützende Funktion 
im gesamten Lebenslauf. In diesem Duktus ist auch die Definition von Gisela Konopka 
zu verstehen, die den Diskurs um SGA in den 1950er und 1960er-Jahren in Deutschland 
befeuert hat. Sie schreibt: „Soziale Gruppenarbeit ist eine Methode der Sozialarbeit, die 
den Einzelnen durch sinnvolle Gruppenerlebnisse hilft, ihre soziale Funktionsfähigkeit zu 
steigern und ihren persönlichen Problemen, ihren Gruppenproblemen oder den Problemen 
des öffentlichen Lebens besser gewachsen zu sein“ (Konopka 1969, S. 35). Angelehnt an 
Gisela Konopka könnte eine Definition hinsichtlich der unterstützenden und helfenden 
Funktion von Gruppenarbeit lauten: 

► Soziale Gruppenarbeit ist eine Handlungsform, in der die Gruppe zum Ort und Me¬ 
dium von Hilfe, Unterstützung und Erziehung wird. Unter professioneller Leitung können 
Menschen sich in und durch eine soziale Gruppe entwickeln, wachsen, reifen, heilen und 
sich bilden. Dabei spielen die Begegnung und Auseinandersetzung mit einem „sachlichen 
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Programm“ sowie die Beziehungen zu den Mitgliedern untereinander, zur Leitung und zu 
anderen Gruppen eine bedeutende Rolle (Lattke 1962, S. 121). SGA hat zudem eine kom¬ 
pensatorische Funktion. Sie findet im Kontext von Freizeitgestaltung, von Bildung und 
Sozialisation (auch Re-Sozialisation) Anwendung. 

Neben der Bedeutung des „sachlichen Programms“, der Inhalte einer Gruppe, also etwa 
„Lernstoff, Aufgaben, Regeln, Probleme, Sachen“, sind es drei weitere Dimensionen, die 
zu einer Definition von SGA herangezogen werden müssen (Lotz 2013, S. 19 f.). Abgese¬ 
hen vom Inhalt sind es die Interaktion, das Individuum (die einzelnen Mitglieder der Grup¬ 
pe) sowie der Kontext, etwa gesellschaftliche oder institutioneile Bedingungen, und der 
Rahmen, die die Dynamik einer Gruppe beeinflussen. Nur wenn diese vier Dimensionen 
in einem Prozessgeschehen gleichermaßen bedeutend sind, lässt sich von SGA sprechen. 
Nach diesem Grundsatz ist SGA eine Handlungsform, die von einer „gleichwichtigen 
Bedeutsamkeit“ der individuellen, interaktionellen, inhaltlichen und kontextuellen Di¬ 
mensionen ausgeht und in ihrer Gestaltung auf deren „balancierte Wechselwirkung setzt“ 
(Lotz 2013, S. 20). 

Auch für die Gestaltung und Analyse von Gruppenprozessen sind im Konzept der The¬ 
menzentrierten Prozessanalyse - dies sei hier kurz angemerkt - die vier Dimensionen von 
großer Bedeutung. Komplexe Prozesse in Gruppen können aus der individuellen, interak¬ 
tionellen, inhaltlichen und kontextuellen Perspektive in einem ersten Schritt gedeutet und 
analysiert werden. Je nachdem, welche Dimension im Prozessgeschehen in den Fokus 
rückt, kann das Spezifische der Situafion erkannt und interpretiert werden (ausführlicher 
Behnischet al. 2013, S. 105 ff.; Lotz 2014, S. 46ff.). 


40.2 Zur Geschichte der sozialen Gruppenarbeit 

Die historischen Wurzeln der sozialen Gruppenarbeit reichen bis ins 19. Jahrhundert zu¬ 
rück und sind eng mit den Debatten um social group work in den USA verbunden. Die 

Entwicklung der SGA gründet sich auf vier Traditionslinien: 

1. Die Jugendbewegung, die um 1900 die Gruppe als Ort der gegenseitigen Erziehung 
entdeckt; 

2. Die Reformpädagogik, in der die Gruppe zum Medium der Erziehung avanciert; 

3. Die Settlement-Bewegung, die Nachbarschaftshäuser sowie die Freizeitbewegung in 
den USA, bei der die Gruppe zum Ort der Gemeinsamkeit wird und der bildende und 
sozialisierende Aspekt von Gruppen ins Blickfeld rückt; 

4. Die Kleingruppenforschung in den USA in den 1930er und 1940er-Jahren. Erstmals 
wird die Gruppe systematisch erforscht. Kurt Lewin, Sozialpsychologe und Begrün¬ 
der der Eeldforschung, führt Experimente zum Einfluss von Führungsstilen auf die 
Dynamik einer Gruppe durch. Jacob Levy Moreno, der Begründer der Soziometrie 
und des Psychodramas, und Fritz Redl, der bekannte Kinderpsychoanalytiker und ab 
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1941 Professor für Sozialarbeit an der Wayne State University in Detroit, geben zen¬ 
trale Impulse in der Erforschung von sozialen Gruppen (ausführlicher Maierhof 2013 a, 

S. 50 ff.). 

Diese vier Entwicklungslinien kennzeichnen die vorprofessionelle Phase von SGA, die 
bis circa 1950 andauert. Der Diskurs um social group work gelangt erst nach 1945 mit der 
amerikanischen Besatzungsmacht und den so genannten „visiting experts“ nach Deutsch¬ 
land. Ziel der sozialen Gruppenarbeit soll die politische Umerziehung bzw. Erziehung in 
und durch die soziale Gruppe sein. Die „visiting experts“ reisen im Rahmen eines groß¬ 
angelegten Austauschprogramms des amerikanischen Außenministeriums ab 1947 nach 
Deutschland und spielen für die Professionalisierung der Sozialen Arbeit und die Diskus¬ 
sion um Methoden eine große Rolle (Maierhof 2013a, S. 61 ff.). 

Eine von ihnen ist Gisela Konopka, die als Jüdin aus Nazi-Deutschland fliehen musste 
und zu Beginn der 1950er-Jahre wiederholt nach Deutschland zurückkehrt. Sie hat in Pitts¬ 
burgh bei Gertrude Wilson, eine Pionierin der social group work, studiert und ist seit 1947 
als Dozentin für social group work an der Universität in Minnesota in Minneapolis tätig. 
Sie prägt die Diskussion um SGA entscheidend mit und wird mitunter als „Mutter der 
Gruppenpädagogik“ bezeichnet (vgl. Maierhof 2013a, S. 62). In vielen Städten Deutsch¬ 
lands gibt sie Workshops und führt in Theorie und Praxis sozialer Gruppenarbeit ein. In 
ihrem Konzept wird die Gruppe zum zentralen Medium der Einübung von Demokratie. 

Auch die ab 1946 ins Leben gerufenen Jugendleiterschulen, etwa der Jugendhof Vlo¬ 
tho bei Hannover, das Haus am Rupenhorn oder das Wannseeheim in Berlin, werden als 
Ausbildungsstätten mit dem Ziel der demokratischen Erziehung gegründet. Durch positive 
Gruppenerlebnisse sollten Kinder und Jugendliche mit der Demokratie vertraut gemacht 
bzw. vom nationalsozialistischen Gedankengut befreit und umerzogen werden. 

1950 wird in Hamburg der Hansische Jugendbund (HJB) von Elisabeth Sülau, einer 
Eürsorgerin aus der Jugendbewegung, wiederbelebt, der bis 1967 ein besonderes Modell 
von sozialer Gruppenarbeit praktiziert und Jugendsozialarbeit und Jugendarbeit kombi¬ 
niert. Das Haus Schwalbach im Taunus - eröffnet 1949 - wird zum zentralen Schulungsort 
für Gruppenleiter_innen und Multiphkator_innen jedweder Art, die mit Gruppen arbeiten. 
Leiterin des Hauses Schwalbach ist von 1949 bis 1963 Magda Kelber, die dessen Ge¬ 
schichte maßgeblich prägt. Ab 1950 erscheinen die „Schwalbacher Blätter“, die zu einem 
zentralen Informationsorgan über Theorie und Praxis in der Arbeit mit Gruppen avancie¬ 
ren (ausführlicher Maierhof 2013 a, S. 65-69). 

Bis zum Jahr 1961 wird das Each Methodenlehre und damit auch soziale Gruppen¬ 
arbeit in den Ausbildungsstätten für Soziale Arbeit eingeführt. Die 1960er-Jahre bilden 
den Höhepunkt im Diskurs um die Soziale Gruppenarbeit. In diesen Jahren entsteht eine 
Vielzahl an Publikationen, die noch heute rezipiert werden (Schiller 1997, S. 307). 

Die Diskurse um SGA von Mitte der 1950er bis Ende der 1960er-Jahre bringen eine 
Erweiterung des Methodenrepertoires und des professionellen Handelns in der Sozialen 
Arbeit mit sich. Die SGA eröffnet neue Arbeitsfelder wie Ereizeitpädagogik, Erwachse- 
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nenbildung oder Jugendpflege. Auch wenn in den Jahren zuvor mit Gruppen gearbeitet 
wurde, so wird SGA nun zu einer reflektierten und gelehrten Interventionsform. 

Mit Gründung der Fachhochschulen 1970/1971 setzt eine Diskussion um die Metho¬ 
den der Sozialen Arbeit und eine Aufwertung der wissenschaftlichen und theoretischen 
Ausbildung angehender Sozialarbeiter_innen ein. Fächer wie Psychologie, Soziologie und 
Recht werden in die Curricula aufgenommen, die Methoden wie soziale Gruppenarbeit 
und Einzelfallhilfe dagegen einer massiven Kritik unterzogen. Die Kritik richtet sich ge¬ 
gen den „amerikanischen Methodenimport“ der SGA und der Einzelfallhilfe. Beide me¬ 
thodische Ansätze würden die gesellschaftspolitische Dimension außer Acht lassen und 
dienten der „systemgerechten Sozialisation“ (Maierhof 2013a, S. 71). SGA verschwindet 
weitgehend aus den Curricula der Eachhochschulen. Mehr und mehr vollzieht sich in den 
1980er-Jahren eine medizinisch-therapeutische Ausrichtung der SGA. 

Diese „Marginalisierungs-Geschichte“ der SGA hält bis heute an und lässt sich zu¬ 
sammenfassend auf verschiedene Gründe zurückführen (Behnisch 2014, S. 37 f.). Zum 
einen auf die eben erwähnte Kritik seitens der kritischen Sozialarbeitsbewegung in den 
1970er-Jahren, die SGA sei zu unpolitisch und vermittele ein affirmatives Gesellschafts¬ 
bild. Zum andern ist es der SGA im Gegensatz zu der Gemeinwesenarbeit nicht gelungen, 
eine Brücke zu gesellschaftskritischeren Diskursen zu schlagen. Die Effizienz von SGA 
lässt sich nicht in Modelle von neuer Steuerung, Controlling und Sozialmanagement bzw. 
Kosten-Nutzen-Analysen der 1990er-Jahre einordnen. Die Einführung des § 29 im KJHG 
1991 hat auch keine Wiederbelebung und Aufwertung der SGA mit sich gebracht, sondern 
eine Reduktion der Methode auf einen engen pädagogischen Kontext. 

Auch im heutigen Fachdiskurs gilt SGA als „randständig“ (Behnisch 2014, S. 37). In 
den meisten Fällen wird auf die Literatur der 1960er-Jahre rekurriert. Kritik, Grenzen und 
Möglichkeiten SGA sind noch nicht hinreichend erforscht. Die „Renaissance“ der Me¬ 
thode, die Marianne Schmidt-Grunert in einem der wenigen Standardwerke zum Thema 
Gruppe aus dem Jahre 1997 vorausgesehen hat, ist bisher noch nicht eingetreten (Schmidt- 
Grunert 2009, S. 56). 


40.3 Aktuelle Bedeutung sozialer Gruppenarbeit 

Trotz des „Nischendaseins“, das SGA heute anhaftet, nimmt ihre Bedeutung in der Praxis 
zu. Dies lässt sich anhand von fünf Entwicklungslinien aufzeigen (vgl. u. a. Behnisch 
2014, S. 38 f.): 

1. Zunächst ist der Ausbau der öffentlichen Erziehung, etwa von Kitas, Ganztagsschu¬ 
len oder dem Hort, zu nennen. Die Erziehung in institutioneilen Gruppen wird rasant 
ausgebaut, während die familiäre Erziehung an Gewicht verliert. Dies macht die Eor- 
derung nach qualifizierter Gruppenarbeit der Fachkräfte deutlich, denn Sozialisations¬ 
und Bildungsprozesse werden zunehmend in Gruppen organisiert. 
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2. Die Bedeutung der Gruppe als Ort von Subjektwerdung und Individualisierung nimmt 
zu, und dies nicht nur im Hinblick auf die pädagogische Arbeit mit Kindern und Ju¬ 
gendlichen. Nach dem Verständnis von lebenslanger Sozialisation und Entwicklung 
wird die Gruppe zu einem Ort, der die Möglichkeit subjektiver Entfaltung und koope¬ 
rativer Interaktion stärkt (vgl. Schütz 1989, S. 136). Die Gruppe als Sozialisations- und 
Übungsraum erhält eine zentrale Bedeutung angesichts von veränderten Lebenshedin- 
gungen in der Spätmoderne bzw. in Zeiten der „reflexiven Modernisierung“ (Anthony 
Giddens), in denen beispielsweise Entscheidungen jederzeit aufs Neue reflektiert wer¬ 
den müssen. 

3. Auch hinsichtlich der öffentlichen Diskussionen um zivilgesellschaftliches Engage¬ 
ment und Einühen von demokratischen Lebensformen gewinnt die Gruppe an Re¬ 
levanz. Demokratielernen funktioniert ausschließlich in einer Gruppe, im Sinne von 
Lernen in einer Gemeinschaft auf der Grundlage von Respekt und Achtung und der 
Bereitschaft, Konflikte gemeinsam auszuhandeln und Partizipation zu erlernen. 

4. Generell ist davon auszugehen, dass die Bedeutung von Peergruppen zunimmt, dies 
nicht nur für Kinder und Jugendliche, sondern auch für Erwachsene. Zentral ist da¬ 
bei das Bestehen der Gruppe an sich, als ein gemeinsamer Ort des Austauschs. Die 
Peergruppe kann das Gefühl der Zugehörigkeit stärken, Möglichkeiten der Erfahrung 
von Solidarität eröffnen und zu einer gemeinsamen persönlichen Weiterentwicklung 
beitragen. 

5. In der Arbeit mit Geflüchteten gewinnt die SGA an Gewicht, vor allem in der prak¬ 
tischen Arbeit mit unbegleiteten minderjährigen Elüchtlingen, stellt doch die Gruppe 
einen Ort des gemeinsamen Erfahrungsaustauschs und ein Medium für soziales Lernen 
dar. Eben dies kann die Chance auf Integration befördern. 

Diese fünf Entwicklungslinien zeigen, dass SGA mehr als eine pädagogische Funktion 
hat, denn sie stellt eine Form von Hilfe und Unterstützung für benachteiligte, desintegrier¬ 
te und hilfsbedürftige Menschen dar. 

In einem Gruppeninterview zur praktischen Umsetzung von SGA, das ich mit zwei 
Kollegen im Rahmen eines Forschungsprojekts durchgeführt habe, wird die Funktion 
der Gruppe als „Unterstützungs-, Übungs- und Schonraum“ betont. Darüber hinaus be¬ 
schreiben die Fachkräfte, dass die Gruppe Lernprozesse durch Feedback, Spiegelung, 
Austausch, die Erfahrung von Gemeinschaft bzw. Freundschaft und Solidarität ermög¬ 
liche (Behnisch et al. 2014, S. 50-52). SGA stelle eine hervorragende Möglichkeit der 
gegenseitigen Bestärkung, ganz im Sinne von Empowerment dar. Das Selbstbewusstsein 
Einzelner und die Bereitschaft, Verantwortung zu übernehmen, etwa für jüngere Gruppen¬ 
mitglieder, werde geschult. Als problematisch in Gruppen werden Konkurrenz, Umgang 
mit (Gender-)Differenz, die Reproduktion typischer Rollenzuweisungen, Konflikte und 
Spannungen genannt. Die Gruppe mache eben den Mitgliedern auch Angst. Das Fazit 
der Fachkräfte in dem Gruppeninterview lautet: „Soziale Gruppenarbeit stellt einen an¬ 
spruchsvollen, aber pädagogisch lohnenden Zugang dar.“ 
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40.4 Die Gestaltung von Gruppenprozessen 

Diese letzte Aussage der Fachkräfte über die SGA aufgreifend - SGA sei ein „anspruchs¬ 
voller“, aber „lohnender Zugang“ - stellt sich die Frage, was eine Fachkraft bedenken 
muss, wenn sie soziale Gruppen initiiert? Wie wird SGA konkret durchgeführt? Und wel¬ 
che Anforderungen werden an die Leitung von Gruppen gestellt? 

Vorbereitung einer Gruppe 

Soziale Gruppenarbeit bedarf einer gründlichen Planung und beginnt daher lange vor dem 
ersten Treffen. Da soziale Gruppen in Rahmenbedingungen eingebunden sind und nicht 
zufällig entstehen, sind sie geprägt von den Institutionen mit ihren personellen, konzep¬ 
tionellen und räumlichen Bedingungen und den Kooperations-, Finanzierungs-, Auftrags¬ 
und Trägerstrukturen (ausführlicher Behnisch 2013, S. 207 ff.). Des Weiteren wird SGA 
beeinflusst von dem gesellschaftlichen Umfeld, den kulturellen, ökonomischen und gesell¬ 
schaftlichen Kontexten. Dazu zählen etwa gesellschaftliche Sichtweisen auf delinquentes 
Verhalten bzw. auf das, was als „soziales Problem“ betrachtet wird. Eben diese Kontex¬ 
te sind zentral bei der Planung und Durchführung von SGA, sie wirken grundlegend auf 
diese und müssen bei der Planung und Reflexion sozialer Gruppenarbeit miteinbezogen 
werden. Relevante Einflussfaktoren für die SGA sind darüber hinaus die Vorgeschichte 
einer Gruppe, die Frage, ob es sich um eine offene oder geschlossene Gruppe handelt, der 
Grad der Gruppenverpflichtung (ist es eine Funktions- oder Wahlgruppe), die Gruppen¬ 
größe, die Auswahl der Gruppenmitglieder (kann die Leitung diese selbst wählen), die 
Gruppenleitung, die Orte und Räume, die Finanzierung und die zeitlichen Ressourcen. 

Jenseits dieser äußeren Planungs- und Strukturmerkmale entwickelt sich im Gruppen¬ 
prozess eine eigene Dynamik mit unbewussten und bewussten Gruppenzielen. Diese Ziele 
sind bedeutsam und sollten immer wieder aufs Neue hinterfragt und in der Gruppe trans¬ 
parent gemacht werden. 

Leitungsaufgaben in Gruppen 

Die Anforderungen an die Leitung von sozialen Gruppen sind vielfältig, vor allem, wenn 
die Gruppe sich formiert hat und „läuft“ (ausführlicher Maierhof 2013b, S. 218 ff.). Die 
Leitung muss den Gruppenprozess beobachten, begleiten, steuern und ggf. intervenieren, 
wenn etwas diesen Prozess behindert. Bezogen auf die Kompetenzebenen methodischen 
Handelns in den Dimensionen „Können, Wissen und Haltung“ (Hiltrud von Spiegel) kön¬ 
nen neben den Querschnittskompetenzen wie interkulturelle Kompetenz und Genderkom- 
petenz folgende Anforderungen an die Leitung genannt werden; 

► Anforderungen an Gruppenleiterjnnen Auf der Kompetenzebene des Wissens geht 
es um die Aneignung und Auseinandersetzung mit Theorien und Konzepten der SGA, et¬ 
wa Phasierungs-Modelle, Theorien über Konstellationen und Positionen in Gruppen oder 
das Wissen um Phänomene wie Übertragung, Gegenübertragung, Projektion und Wider¬ 
stand (Rubner und Rubner 2016). 
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Die Dimension des Könnens stellt die Ebene der Gestaltung von Gruppenprozessen, 
etwa die Steuerung einer Gruppe im Spannungsfeld von Selbstorganisation und Inter¬ 
vention, in den Fokus sowie die Methoden, Arbeitstechniken und konkreten Interven¬ 
tionsformen. Spezifische Konstellationen und Phasen in Gruppen bedingen spezifische 
Leitungsinterventionen. 

In der Dimension der Haltung steht die Person der Gruppenleitung sowie ihre be¬ 
rufliche Haltung im Mittelpunkt. Die Reflexion der beruflichen Haltung impliziert das 
Nachdenken über professionelle Wertestandards bezogen auf den Code of Ethics, der von 
der International Federation of Social Workers entwickelt wurde. Hierbei gelten für so¬ 
ziale Gruppen einige Besonderheiten, etwa was die Wahrung der Privatsphäre oder den 
Umgang mit vertraulichen Informationen und die Verschwiegenheits-Regelung betrifft 
(vgl. Standards der Gesellschaft für die Förderung Sozialer Gruppenarbeit e. V.). Die 
Reflexion der Haltung beinhaltet darüber hinaus die Auseinandersetzung mit dem per¬ 
sönlichen Leitungsstil, der je nach Gruppe variieren kann. Der persönliche Leitungsstil 
setzt sich aus drei Komponenten zusammen: dem Leitungsstil, der im Laufe der Soziali¬ 
sation erworben wurde, dem Stil, der im Kontext des theoretischen und konzeptionellen 
Ansatzes der Einrichtung steht, und dem Stil, der sich aus dem speziellen Setting ergibt 
(Geldard und Geldard 2003, S. 91). 

In der Forschung über soziale Gruppen wird sich wiederholt mit der Frage beschäftigt, 
ob gutes Leitungsverhalten auf charakterliche bzw. individuelle Eigenschaften zurück¬ 
geführt werden könne und ob von einer typischen „Führungspersönlichkeit“ gesprochen 
werden könne (ausführlicher Maierhof 2013b, S. 216 f.). Kann sich jede Person die Kom¬ 
petenzen zum Leiten von Gruppen aneignen? Als Schlüsselkompetenzen gelten etwa Ak¬ 
zeptanz, Empathie und Kongruenz im Sinne von Echtheit. Oliver König stellt folgende 
Punkte zusammen: eine forschende Einstellung, Bescheidenheit, Empathie, (Selbst-)Re- 
flexivität, Neutralität, Allparteilichkeit, das Angebot, sich auseinanderzusetzen, Transpa¬ 
renz zu zeigen und geduldig zu sein (vgl. König 1998, S. 154). Ein Ansatz, der in der 
amerikanischen Diskussion um social group work debattiert wird, ist der so genannte „dis- 
tributed-functions-approach“, der Ansatz der verteilten Funktionen (Zastrow 2006, S. 65). 
Dieses Leitungsverständnis basiert auf der Annahme, dass jedes Mitglied von Zeit zu Zeit 
die Führung der Gruppe übernehmen kann und auf diese Weise die unterschiedlichen Lei¬ 
tungsaufgaben funktionell verteilt werden. Diesem Ansatz folgend, kann jede Person eine 
Gruppe professionell leiten, wenn sie sich die notwendigen Kompetenzen aneignet. 

Je nach Zielgruppe muss der Leitungsstil zwischen Zurückhaltung, Vorsicht bzw. be¬ 
stimmtem, grenzsetzenden Auftreten changieren. Die Frage nach der beruflichen Haltung 
setzt die Reflexion über den Prozess der Gruppe und die Selbstevaluation der Fachkräfte 


voraus. 



598 


G. Maierhof 


Zusammenfassend liegen die Aufgaben der Leitung von Gruppen in der 

1. Wahrnehmung, Beobachtung und Reflexion; 

2. Steuerung der Gruppenprozesse im Sinne eines dynamischen Balancierens der indivi¬ 
duellen, interaktionellen, inhaltlichen, kontextuellen Dimensionen und der 

3. Berücksichtigung und Gestaltung von Gruppenphasen und Gruppenkonstellationen. 

Erste Aufgabe beim Leiten von Gruppen: Wabrnebmung, Beobachtung und 
Reflexion 

Unsere Wahrnehmung ist subjektiv und selektiv. Dies bedeutet für die Fachkräfte in der so¬ 
zialen Gruppenarbeit zum einen, dass der selektive und subjektive Charakter jeder Wahr¬ 
nehmung als Begrenzung des eigenen Verstehens berücksichtigt werden muss (ausführli¬ 
cher Behnisch 2013, S. 218 ff.). Zum anderen beinhaltet diese Tatsache, dass das Verstehen 
von sozialer Wirklichkeit vor allem über die Reflexion zugänglich oder besser zugäng¬ 
licher werden kann. Je mehr wir wissen, je größer unser methodisches Repertoire ist, 
umso professioneller und fundierter gestaltet sich die Wahrnehmung und Interpretation 
von Gruppenprozessen. Verschiedene Effekte sind zu berücksichtigen, die unsere Wahr¬ 
nehmung massiv beeinflussen. Sie umfassen strukturelle Rahmungen (die gesellschaftli¬ 
chen, institutioneilen oder konzeptionellen Strukturen), das Vorwissen, Deutungen und 
Sympathie oder Antipathie. Nur durch die kontinuierliche Reflexion können wir eine pro¬ 
fessionellere Wahrnehmung von Gruppenprozessen erlernen. 

Zweite Aufgabe beim Leiten von Gruppen: Steuerung der Gruppenprozesse im 
Sinne eines dynamischen Balancierens 

Werfen wir erneut einen Blick auf das zu Beginn geschilderte Fallbeispiel: Die beiden 
Fachkräfte haben nicht professionell interveniert, um etwas Gemeinsames zu schaffen, 
das ein Gruppenerlebnis für die Kinder ermöglicht hätte. Es bleibt daher bei einzelnen, 
flüchtigen Begegnungen der Kinder in den verschiedenen Räumen und einer ständigen 
Eluktuation. Es gibt wenig Interaktion, es gibt keine soziale Gruppe. Ausgehend von der 
Definition, dass nicht nur die Inhalte im Gruppengeschehen eine signifikante Rolle spie¬ 
len, sondern auch die interaktioneile, individuelle und kontextuelle Ebene in Gruppen 
entscheidend ist, fällt auf, dass die beiden Eachkräfte in dieser spezifischen Gruppensitua¬ 
tion den Fokus vor allem auf die Individuen gelegt haben. Die Kinder zeigen sich, wie sie 
sind, aber was war denn das gemeinsame Thema, das ein gemeinsames Wir hätte erzeu¬ 
gen können? Die vier Dimensionen waren nicht in einer Balance. Die Festlegung eines 
gemeinsamen Zieles, orientiert an dem Prozess und auf die vier genannten Dimensionen 
bezogen, hätte ein Gruppenerleben ermöglicht. 

Je nach Gruppensituation und Prozess stehen bisweilen einzelne Individuen, der Ge¬ 
genstand, die Interaktion oder der Kontext der Gruppe im Mittelpunkt. Wenn die Fachkraft 
zu sehr mit den Befindlichkeiten Einzelner beschäftigt ist und dabei den Inhalt aus dem 
Blick verliert, kann die Gruppe stagnieren, wie im Beispiel deutlich wird. Allerdings sind 
auch Situationen vorstellbar, etwa Störungen, in denen der Fokus für eine gewisse Zeit 
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auf eine der Dimensionen in der Gruppe gelegt werden muss, dies gilt aber nicht für 
den gesamten Arbeitsprozess. In der Berücksichtigung der vier Ebenen eines Gruppenge¬ 
schehens ist die zeitweilige „Unbalanciertheit“ einer Ebene bisweilen miteingeschlossen 
(ausführlicher Maierhof 2013b, S. 221). 

Die Balance der unterschiedlichen Ebenen spielt demnach eine bedeutende Rolle für 
den Gruppenprozess. Der Prozessverlauf an sich kann durch drei unterschiedliche me¬ 
thodische Elemente ausbalanciert werden, diese sind: Thema, Struktur und Intervention. 
Denn der Prozess und die Dynamik in einer Gruppe werden zentral beeinflusst vom The¬ 
ma, den Strukturen, die die Leitung vorgibt (etwa die Sozialform wie Kleingruppe oder 
Plenum oder die Techniken wie Rollenspiele), sowie durch die situative Intervention. Der 
Wechsel zwischen den einzelnen Dimensionen ist, wie Ruth C. Cohn, die Gründerin der 
Themenzentrierten Interaktion einmal sagte, die „treibende Kraft für die Lebendigkeit“ 
einer Gruppe und stellt eine „dynamische Interaktion“ (Maierhof 2013b, S. 221) dar. 

Dritte Aufgabe beim Leiten von Gruppen: Berücksichtigung von Phasen und 
spezifischen Konstellationen im Gruppenprozess 

Gruppenprozesse sind komplex und bisweilen intransparent. Um diese Komplexität von 
Gruppen zu reduzieren, sind in der Vergangenheit zahlreiche Modelle entwickelt worden, 
die versuchen, die spezifischen Phasen und Konstellationen in Gruppen zu beschreiben. 
Auch wenn davon auszugehen ist, dass Phasen nicht idealtypisch verlaufen und der Ter¬ 
minus Phase zudem einen quasi natürlichen Ablauf suggeriert, sollen einige der zentralen 
Phasenmodelle kurz skizziert werden. Im Verlauf von Gruppenprozessen zeigen sich oft 
wiederkehrende Phänomene, die etwas über den Prozessverlauf der Gruppe aussagen und 
spezifische Leitungsinterventionen nach sich ziehen müssen. Die Gruppenleitung muss 
Phasen und Konstellationen im Gruppenprozess deuten und verstehen lernen, um den Ent¬ 
wicklungsstand einer Gruppe analysieren und ggf. ihre Intervention danach ausrichten zu 
können. 

In der Regel wird zwischen einer Anfangsphase, einer mittleren Phase bzw. Arbeits¬ 
phase und einer Schlussphase unterschieden (ausführlicher Maierhof 2013b, S. 221 ff.). 
In diesen Phasen muss die Leitung auf unterschiedliche Weise agieren. In der Anfangs¬ 
phase gilt es, den Gruppenteilnehmer_innen Raum und Orientierung zu geben, da sie sich 
nicht kennen und in der Regel verunsichert sind. In der Schlussphase dagegen stehen die 
Zusammenfassung des Erreichten und die Bewertungen des Arbeitsprozesses im Mittel¬ 
punkt. 

Ein bekanntes und häufig rezipiertes Modell stammt von dem amerikanischen Psy¬ 
chologen Bruce Wayne Tuckman. Er hat 1965 ein Modell entwickelt und sich dabei im 
Besonderen mit Gruppen von begrenzter Dauer beschäftigt, er geht von vier, später fünf 
Phasen in Gruppen aus: 

Erste Phase: Forming (Gründungsphase) 

Zweite Phase: Storming (Streitphase) 

Dritte Phase: Norming (Vertragsphase) 
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Vierte Phase; Performing (Arbeitsphase) 

Fünfte Phase: Adjourning (Trennungsphase) [1977 seinem Modell hinzugefügt] 

In der vierten Phase des Performing beispielsweise hat die Gruppenleitung wenig zu tun, 
da die Gruppenmitglieder arbeiten, in der Storming-Phase dagegen muss die Leitung dafür 
Sorge tragen, dass Raum für sehr unterschiedliche Positionen in der Gruppe gegeben wird. 

Erwähnenswert ist darüber hinaus das von Angelika und Eike Rubner entwickelte Mo¬ 
dell, das tiefenpsychologisch fundiert ist. Es bezieht sich auf frühe Ansätze der Gruppen¬ 
therapie und der Gruppenanalyse, insbesondere auf die in den 1940er-Jahren entwickelten 
Theorien von Wilfred R. Bion (Rubner und Rubner 2016). Wie Bion beschreiben Rub¬ 
ner und Rubner den sozio-emotionalen Entwicklungsprozess in Gruppen und haben dazu 
sechs Phasen herausgearbeitet: 

Phase 1: Orientierung und Kontaktaufnahme 
Phase 2: Annäherung und Zusammenarbeit 
Phase 3: Differenzierung und Integration 
Phase 4: Autonomie und Dependenz 
Phase 5: Vertrauen und Intimität 
Phase 6: Abschied und Ausblick 

Rubner und Rubner skizzieren Merkmale und Verhaltensweisen der Gruppenmitglieder, 
ihre Gefühle, Phantasien und Wünsche sowie die Kommunikations- und Interaktionsfor¬ 
men, die in den jeweiligen Phasen auftreten können. Darüber hinaus untersuchen sie den 
Zusammenhang der Rolle der Einzelnen in Gruppen, der Gegenübertragung seitens der 
Leitung und des Gruppenprozesses (Rubner und Rubner 2016). Das Wissen darum kann 
zu einem Verständnis der zentralen Anliegen der Einzelnen und der Phantasien und Span¬ 
nungen der Gruppe beitragen und spezifische Leitungsinterventionen nach sich ziehen. 

Der Erste, der eine Systematik von Gruppenprozessen erarbeitet hat, war der britische 
Psychiater und Psychoanalytiker Wilfred R. Bion. Nach Bion existiert in jeder Gruppe 
eine Art Gruppenmentalität, die von unbewussten Vorgängen geprägt ist (Bion 1990, 
S. 75 f.). Der Gruppenprozess wird auf zwei Ebenen beeinflusst, die sich wechselseitig 
bedingen: zum einen auf der Ebene der Arbeitsgruppe und zum anderen auf der Ebene 
von Grundannahmen. Unter Arbeitsgruppe versteht Bion die „bewusste, rationale oder 
sachorientierte Dimension im Leben der Gruppen“ (zit. n. Schütz 1989, S. 57). Hier geht 
es in erster Linie um die Bewältigung von Aufgaben. Die Grundannahmen dagegen sind 
Ausdruck irrationaler und dem Bewusstsein nicht gegenwärtiger Inhalte. Sie können ein 
Hinweis oder eine Reaktion auf eine Urangst sein, die hervorgerufen wird, wenn Men¬ 
schen sich in einer Gruppe befinden. Diese Urangst verweist auf die regressiven Zustände 
in Gruppen. Bion hat drei Formen der Grundannahmen bestimmt, die jeweils drei Phasen 
im Gruppenprozess abbilden (Bion 1990, S. 56 ff.): 
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1. Phase der abhängigen Gruppe 

2. Phase der Kampf-Flucht-Gruppe 

3. Phase der Paarbildungs-Gruppe 

Viele Forscherinnen haben - orientiert an Bion’s Modell - weitere Phasen in Gruppen 
spezifiziert, auf die in diesem Beitrag nicht genauer eingegangen werden kann (ausführ¬ 
licher siehe u. a. Garland et al. 1975, S. 43 ff.)- An dieser Stelle sei lediglich auf spezifi¬ 
sche Konstellationen in Gruppen hingewiesen, die in der Anfangsphase, der Kampf-und- 
Flucht-Phase, der Arbeitsphase und der Abschiedsphase auftreten. Das Wissen um diese 
spezifischen Phänomene in den jeweiligen Phasen ist zentral, um professionell agieren zu 
können. 

In der Anfangsphase beispielsweise muss die Gruppenleitung Orientierung und Halt 
vermitteln, denn die Mitglieder sind mitunter stark verunsichert. Diese Phase bringt ei¬ 
ne starke Leitungsbezogenheit mit sich. Die Fixierung auf die Gruppenleitung oder auch 
auf einzelne Mitglieder der Gruppe kann unbewusste Erinnerungen wecken an Menschen, 
die in der aktuellen Situation nicht anwesend sind. Übertragungsphänomene rufen wie¬ 
derum Gegenübertragungsreaktionen hervor, in der bewusste und unbewusste Haltungen 
und Einstellungen der Gruppenleitung gegenüber den Einzelnen in der Gruppe und der 
Gruppe als Ganzes wirken. Die Gegenübertragung wird bestimmt durch die Übertragung 
der einzelnen Gruppenmitglieder, die Rollenzuschreibung seitens der Gruppe und eige¬ 
ne biografische Erfahrungen sowie ungelöste Konflikte (vgl. Rubner und Rubner 2016, 
S.65ff.). 

Die Anfangsphase wird abgelöst von der Phase, die Bion mit der Grundannahme 
Kampf-und-Elucht umschreibt. Die Gruppensituation ist von Kampf und Elucht, von 
Einfluss und Macht, von Wettbewerb geprägt. Die Gruppenmitglieder verhalten sich am¬ 
bivalent, stellen sich einerseits gegen verschiedene Aspekte des Gruppenlebens, etwa 
gegen die Leitung, das Thema, die Struktur usw., und agieren andererseits so, als seien 
sie auf der Elucht vor einer diffusen Gefahr. Insgesamt wird in der Gruppe in der Phase 
Kampf-und-Elucht das Bestreben nach Autonomie deutlich und der Versuch, Gruppen¬ 
normen festzulegen. In dieser Phase bilden sich Hierarchien, Rollen und Positionen in der 
Gruppe heraus. 

In der Arbeitsphase oder auch „Paarbildungs-Gruppe“ ist ein hoher Grad an Zusam¬ 
menhalt einer Gruppe, an Kohäsion, zentral, um überhaupt arbeitsfähig zu sein. In dieser 
Phase müssen die Gruppennormen geklärt sein, ebenso die Sanktionsformen, wenn Re¬ 
geln nicht eingehalten werden. Die Aufgabe der Gruppenleitung ist es nun, die spezifi¬ 
schen Konstellationen in der Gruppe zu berücksichtigen, die Arbeit an den Inhalten im 
Auge zu behalten, den Arbeitsprozess zu moderieren, präsent zu sein und auf Störungen 
im Arbeitsprozess zu achten. 

Das Ende einer Gruppe ist für die Mitglieder und für die Gruppenleitung oft eine 
schwierige Erfahrung. Wichtiges Ziel in dieser Phase ist es, die Teilnehmerinnen bei der 
Loslösung von der Gruppe zu unterstützen, auf das Gelernte zu verweisen und die Lern¬ 
ergebnisse zu verdeutlichen. Die Aufgabe der Gruppenleitung besteht darin, das Ausein- 
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andergehen, den nahenden Abschied, die Trennung zu begleiten sowie auch auszuhalten, 
dass negative Gefühle oder auch Aggressionen auftreten können. Das Aufgreifen neuer 
Themen soll vermieden werden, es geht darum, Raum für den Abschied zu geben, auch 
für die Gefühle, die Leiterinnen und Leiter empfinden. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten; Diese drei erläuterten Leitungsaufgaben in 
Gruppen, erstens Wahrnehmen, Beobachten und Reflektieren, zweitens die Steuerung von 
Prozessen im Sinne eines dynamischen Balancierens und drittens die Berücksichtigung 
von Gruppenphasen und Gruppenkonstellationen, sind bei der Planung und Durchfüh¬ 
rung von SGA zentral. Professionelle Leitung von Gruppen erfordert den Erwerb und die 
kontinuierliche Vertiefung methodischer Kompetenzen in den Dimensionen von Wissen, 
Haltung und Können. Dies ist die Aufgabe seitens der Fachkräfte. Im fachlichen, professi¬ 
onstheoretischen Diskurs der Sozialen Arbeit ist eine Neuthematisierung und Neubestim¬ 
mung der SGA wünschenswert. Dadurch kann die SGA als eine zentrale Handlungsform 
die erhoffte Renaissance erlangen, in der Praxis wird ihre Aktualität jedenfalls immer 
wieder aufs Neue bestätigt. 

Fragen zur Reflexion 

• Recherchieren Sie, in welchen Handlungsfeldern SGA Anwendung findet und be¬ 
schreiben Sie das Verständnis von SGA! 

• Diskutieren Sie die positiven Effekte von sozialer Gruppenarbeit! 

• Welche Kompetenzen sind für die Leitung von Gruppen erforderlich? 
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Zusammenfassung 

„Schillernder Begriff, Heilsbringer, Innovation, politisches Instrument, Programmfor¬ 
mel, Rettungsanker, Allheilmittel, Leuchtfeuer, Virus“ usw. - vielfältig sind die Be¬ 
griffe und Metaphern, mit denen eine fachliche und/oder organisatorische (Neu-)Aus- 
richtung am Phänomen Sozialraum in vielen Handlungsfeldern der Sozialen Arbeit, 
Bildung und Gesundheit beschrieben wird. Trotz oder gerade wegen der breiten The- 
matisierungsweisen - die Rede ist auch von einer „diskursiven Dominanz“ (Bingel 
2011, S. 11) - ist das, was unter Sozialraum verstanden wird, nicht einheitlich, son¬ 
dern mannigfaltig und heterogen. Diese Heterogenität steht am Ausgangspunkt des 
vorliegenden Beitrags. Anhand konkreter Fallbeispiele aus dem Forschungskontext am 
Kompetenzzentrum Soziale Räume der FHS St. Gallen sollen drei idealtypische profes¬ 
sionelle Grundperspektiven illustriert und die damit verbundenen fachlichen Diskurse, 
aber auch die jeweiligen (Sozial-)Raumverständnisse herausgearbeitet werden. Mit die¬ 
ser Sortierungshilfe soll es gelingen, in der Heterogenität Unterschiede benennen zu 
können. Darüber hinaus soll auf dieser Basis eine aktive fachlich-fundierte Positionie¬ 
rung entsprechend dem eigenen professionellen Gestaltungsziel ermöglicht werden. 
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41.1 Durch die Gestaltung der physisch-materiellen Welt auf „das 
Soziale" einwirken - erste professionelle Grundperspektive 

Hinter Schlagzeilen wie „Slowakische Stadt baut Mauer gegen Roma-Siedlung“, „ Ver¬ 
drängen durch Sanieren“, „Architektur gegen die Obdachlosen“ oder „Schrille Töne und 
Klassik gegen Jugendliche“ verbergen sich Gemeinsamkeiten: Durch bauliche Verän¬ 
derungen resp. Sanierungen von Häusern verteuern sich die Mieten, als problematisch 
wahrgenommene Bewohner_innen eines Stadtteils ziehen weg. Und bauliche Veränderun¬ 
gen von Plätzen führen zur Vertreibung nicht erwünschter Gruppen aus dem öffentlichen 
Raum. 


Fallbeispiel 

Solche auf die Gestaltung der Welt der Dinge zielenden Ansätze bildeten den Aus¬ 
gangspunkt des am Kompetenzzentrum Soziale Räume der FHS St. Gallen durchge¬ 
führten Forschungsprojekts „Massnahmen im öffentlichen Raum“. Ausgehend von den 
kommunalen Maßnahmen gegen aktuelle Formen der Unordnung - verstanden im me¬ 
taphorischen Sinne als unterschiedlichste Phänomene wie Littering, Vandalismus oder 
die Zunahme von Unsicherheitsgefühlen - wurden im Projekt dahinterliegende poli¬ 
tische Strategien untersucht. Die Ergebnisse zeigen unter anderem auf, dass es keine 
starren Reiz-Reaktions-Muster in Bezug auf die Herstellung von Ordnung im öffentli¬ 
chen Raum gibt - und dass daher einfach gedachte physische Veränderungen der Stadt 
nur eine Symptom-, aber nie eine Ursachenbekämpfung darstellen. Zwar wird durch 
eine bestimmte Maßnahme ein bestimmter Platz im öffentlichen Raum von bestimm¬ 
ten Personen und Personengruppen „gesäubert“. Diese verdrängten Gruppen tauchen 
jedoch an anderen Orten wieder auf und das dahinterliegende soziale Problem kann 
sich dadurch noch zuspitzen (vgl. Pritsche und Reutlinger 2012). 

Welche sozialräumlich relevanten Gestaltungszusammenhänge lassen sich in diesem 
ersten Fallbeispiel herausarbeiten? Als zu gestaltender oder gestaltbarer Bereich wird ein 
ganz bestimmter Ausschnitt der Welt betrachtet: derjenige Bereich, der aus Dingen und 
Gegenständen besteht, der eine Körperlichkeit oder Materialität aufweist und sich da¬ 
durch bspw. anfassen lässt, an dem man sich stößt und die eigene Bewegung unterbinden 
muss, was man gemeinhin als „real“ wahrnimmt. Durch Veränderungen dieser physisch¬ 
materiellen Welt soll auf soziale Zusammenhänge eingewirkt werden, indem bestimmte 
Personen sich anders verhalten oder andere nicht mehr sichtbar sein sollen. Wie sich diese 
sozialräumliche Perspektive ausprägt, wird in der Folge genauer ausgeführt. 

Orte, d. h. umkämpfte öffentliche Plätze resp. benachteiligte Stadtteile (Quartiere), 
als Sozialräume 

Ausgangspunkt der ersten Diskussion bilden sicht-, hör- oder auch riechbare Personen 
oder Personengruppen, die sich an bestimmten Plätzen und Orten in einer Stadt oder ei¬ 
nem Dorf aufhalten und dort Dinge tun, die die Mehrheit der Gesellschaft an diesen Orten 
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nicht tut, d. h. trinken, essen, schlafen, durch Betteln Geld verdienen, küssen oder singen. 
Da sie nicht einem als normal erachteten Erwerbsleben oder einer Care-Tätigkeit nach¬ 
gehen und dadurch beim Pendeln an diesen Orten umsteigen, dort flanieren, shoppen, 
konsumieren, werden sie als anders angesehen oder auch als problematisch, abweichend, 
gefährlich, gefährdend definiert. In der öffentlichen Wahrnehmung scheint die Zahl sol¬ 
cher abweichenden Personen ebenso zuzunehmen wie auch die damit verbundenen nicht- 
„normalen“ Tätigkeiten. Dies hat natürlich insbesondere damit zu tun, dass immer mehr 
Menschen in Städten leben und die vorhandenen öffentlichen Plätze nutzen, aber auch 
damit, dass durch eine verstärkte Mobilität und Migrationsbewegungen die Bevölkerung 
hinsichtlich Herkunft, Geschlecht und Ansprüchen immer vielfältiger wird. Zusätzlich hat 
ein Bedeutungswandel hinsichtlich der Nutzung zugänglicher Orte unter freiem Himmel 
in der Stadt stattgefunden, indem man heute seine Freizeit eher draußen und mit anderen 
Menschen verbringt und weniger in der privaten Sphäre. Eine starke Zunahme an Events 
und Veranstaltungen (wie Konzerte, Märkte, Biergärten) verstärkt die Attraktion dieser 
Orte. Neben dem mentalen Wandel führt das Zusammenrücken von immer mehr Men¬ 
schen in den Städten dazu, dass freie Flächen mehrfach genutzt werden oder durch eine 
massive Bautätigkeit ganz verschwinden. Dadurch nimmt die Vielfalt der Nutzung oder 
bildlich der Druck an diesen Orten zu - die Rede ist von einem „umkämpften öffentli¬ 
chen Raum“ (Kemper und Reutlinger 2015), welcher sich in der Frage zuspitzt, wem der 
öffentliche Raum gehört und was dort stattfinden darf resp. was nicht. 

Politikerinnen, Verwaltungsmitarbeiterinnen, aber auch Angestellte in sozialen, si¬ 
cherheitsrelevanten oder ordnungsdienstlichen Berufen, d. h. Streetworkerinnen, Poli- 
zistinnen, Sicherheitsleute sind mit der Herausforderung konfrontiert, an diesen Orten 
eine bestimmte Ordnung herzustellen oder diese aufrechterhalten zu müssen. Dabei sol¬ 
len beispielsweise öffentliche Räume revitalisiert, die (subjektive) Sicherheit erhöht oder 
„die Straße als Sozialraum“ zurückerobert werden (Dürr und Simon-Philipp 2013, S. 304). 
Daraus gehen die verschiedensten Maßnahmen hervor, welche direkt am Verhalten der 
Menschen ansetzen wollen, indem sie durch präventive Kampagnen an die Toleranz und 
den gegenseitigen Respekt appellieren. Entsprechend geht es darum, „den Sozialraum 
und das Verhalten der Klientinnen dahingehend zu bearbeiten, dass ihr Aufenthalt im 
öffentlichen Raum konfliktfrei möglich ist“ (Flückiger 2012, S. 43). Oder sie versuchen, 
das Verhalten der Menschen durch Gesetze und Verbote zu beeinflussen, indem die An¬ 
sammlung unterbunden, die Menschen weggewiesen werden. Hierzu wird das Verhalten 
direkt durch Wachpersonen sanktioniert oder über Videokameras überwacht. Schließlich 
zielt ein drittes Bündel an Maßnahmen darauf, Verhaltensveränderung durch die Gestal¬ 
tung der physisch-materiellen Welt zu bewirken. Diese Maßnahmen nehmen eine gewisse 
Dominanz ein - zumindest, wenn man die am Anfang des Kapitels zitierten Zeitungs¬ 
schlagzeilen betrachtet, wird versucht, den öffentlichen Raum durch bauliche Maßnahmen 
neu zu ordnen und „mehr Sicherheit zu schaffen. [... ] Auf ausgewählten Plätzen und vor 
ausgesuchten Gebäuden verhindern Poller, Bäume und Bänke die Zufahrt von Fahrzeugen. 
An anderen Orten reduziert der Abbau von Sitzgelegenheiten die Lust am Verweilen“. 
(Hagmann und Saliba 2013, S. 99) 
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Betrachtet man die Gestaltungsperspektive über die (Neu-)Ordnung der physisch-ma¬ 
teriellen Welt (durch Bauen, Abreißen etc.) genauer, lässt sich daraus ein professioneller 
Zugang zum Sozialraum ableiten, welchen viele der erwähnten Akteur_innen aus Politik 
und Verwaltung wählen, denn scheinbar ist das Problem damit schnell gelöst: Durch ei¬ 
ne veränderte physisch-materielle Welt sieht, hört, riecht man die Probleme nicht mehr 
an den Orten. Man geht davon aus, dass es dadurch möglich sei, die an bestimmten 
Orten lebenden Menschen zu beeinflussen bzw. Einfluss auf das Interaktionsgefüge zwi¬ 
schen Menschen zu nehmen, aber auch strukturelle oder organisationale Zusammenhän¬ 
ge zu gestalten, indem bspw. bisher voneinander getrennte Bereiche in der Verwaltung 
neu über als problematisch definierte Orte oder Gebiete miteinander kooperieren müs¬ 
sen. Mit dem Gebietsbezug oder der Gebietsorientierung wird eine zweite Ausprägung 
von Orten als physisch-materielle Welt angesprochen, welche insbesondere seit Anfang 
der 1990er-Jahre im Rahmen von Stadtentwicklungspolitiken verfolgt wird. Hintergrund 
sind stadtsoziologische Analysen, die besagen, dass sich soziale Probleme in bestimm¬ 
ten Gebieten im bildlichen Sinne bündeln. „Seit etwa einem Jahrzehnt werden zuneh¬ 
mend Prozesse der Desintegration in den Großstädten beschrieben, wobei inzwischen 
besonders die räumliche Segregation der Benachteiligten in den Vordergrund tritt. Sie 
werden abgedrängt in Quartiere, in denen Verwahrlosung, Gewalt und Vandalismus an 
der Tagesordnung sind“. (Häußermann 2001, S. 38) Um dieser Abwärtsspirale in be¬ 
stimmten Gebieten, der Konzentration von Armut und sozialer Ausgrenzung entgegen¬ 
zuwirken, setzen Stadtentwicklungsprogramme auf die gezielte Aufwertung dieser Stadt¬ 
teile oder Quartiere, insbesondere durch bauliche Maßnahmen, wie die Gestaltung von 
Plätzen, die Neugestaltung öffentlicher Gebäude oder die Sanierung von Wohngebäu¬ 
den. 

„Dieser Gestaltungszugang unterstellt, dass die die Menschen umgebende Welt Aus¬ 
wirkungen auf das individuelle Selbstverständnis, Selbstwertgefühl und Weltbild, auf 
Gesundheit und biographische Perspektiven und damit auf die individuellen, aber auch 
kollektiven Handlungs- und Interaktionsspielräume hat“ (Reutlinger und Wigger 2010, 
S. 46 f.). Damit wird jedoch unterschlagen, dass die physisch-materielle Welt resp. der 
physische Raum „ein bewohnter und angeeigneter Raum ist, das heißt eine soziale Kon¬ 
struktion [...], eine soziale Struktur in objektiviertem Zustand, die Objektivierung und 
Naturalisierung vergangener wie gegenwärtiger sozialer Verhältnisse“ (Bourdieu 1991, 
S. 28). In den Gestaltungsbemühungen über die physisch-materielle Welt wird von 
mehreren Verkürzungen ausgegangen, wie von der Vorstellung einer objektivierbaren 
physischen Welt oder dem Verständnis von Orten als bestimmte Stellen oder Punkte auf 
der Erdoberfläche. Indem angenommen wird, dass soziale Probleme dort zu lösen seien, 
wo sie sichtbar werden, also „vor Ort“, wird unterschlagen, dass nicht der Äußerungsort 
das Problem ist, sondern die damit zusammenhängenden gesellschaftlichen Verhältnisse 
und Fragestellungen. „Diese Orte stellen für den Analysierenden Fallen dar, und zwar 
dann, wenn der unvorsichtige Beobachter [... ] sie unhinterfragt als solche nimmt und 
damit unweigerlich in einen substantialistischen und realistischen Ansatz gerät, der das 
Wesentliche gerade unterschlägt“ (Bourdieu 1991, S. 29). 
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41.2 Über die Arbeit mit Menschen erweiterte Zugänge ermöglichen 
- zweite professionelle Grundperspektive 


Fallbeispiel 

„Wie nehmen Kinder ihre Schule und ihr (Wohn-)Quartier wahr und welche Beziehun¬ 
gen bestehen zwischen diesen ,zwei Welten'“? Diese Frage versuchte ein weiteres am 
Kompetenzzentrum Soziale Räume der FHS St. Gallen angesiedeltes Forschungspro¬ 
jekt zu beantworten und für Jugend- und Quartierarbeit einer mittelgroßen Schweizer 
Stadt neue Handlungsansätze zu erarbeiten. Als Analysematerial dienten subjektive 
Landkarten (siehe Abb. 41.1), die Schüler_innen der dritten und sechsten Primarschul¬ 
stufe aus jeweils zwei hinsichtlich Bebauung und Gebietszuschnitt ganz unterschied¬ 
lich strukturierten Stadtteilen zeichneten. Deren Analyse verdeutlichte, dass verdich¬ 
tete Bebauung und wenig Anregungspotenzial im Nahraum zu erhöhtem Druck führt, 
welchen die Kinder in Form einer hohen Erwartungshaltung an Schule als Ort und Sys¬ 
tem zum Ausdruck bringen. Zugespitzt bedeutet dies: Das Quartier „macht Schule“ und 
die Lebensverhältnisse und Problemlagen machen vor dem Schulzimmer nicht halt. 
Professionelle Pädagog_innen (Lehrpersonen, Kinder- und Jugendarbeitende) können 
nicht länger „nur“ Unterricht abhalten oder die Kinder am Nachmittag bespielen. Viel¬ 
mehr sind sie mit deren problembeladenen Lebenslagen und biografischen Bewälti¬ 
gungsaufgaben konfrontiert. Die professionelle Herausforderung für die Schule liegt 
deshalb darin, sich als Ermöglichungs- und Aneignungsort zu positionieren, um den 
Erwartungen der Kinder gerecht zu werden (vgl. Reutlinger 2017). 

In diesem zweiten Eallbeispiel wird mit der Sicht von Kindern und ihrem „Welterleben“ 
eine ganz andere Perspektive zum Ausgangspunkt genommen, um über sozialräumliche 
Zusammenhänge zu sprechen resp. diese professionell zu gestalten. Die Herausforde¬ 
rung besteht darin, diese Weltdeutungen an den Anfang professionellen Handelns und 
Gestaltens zu setzen. In der Eolge werden die entsprechenden fachlichen Diskussionen 
dargestellt. 

Aneignungswelten als Sozialräume 

Die Welt, in der Kinder heute aufwachsen, wird als für sie fremd, ungeeignet oder gar 
schädlich beschrieben. Grund dafür sind Gesellschafts- und Siedlungsentwicklungen, die 
auf Mobilität (alles richtet sich auf den Autoverkehr aus), Individualisierung (Einfami¬ 
lienhäuschen, die durch Gartenzäune voneinander getrennt sind) und Funktionalisierung 
(jeder Flecken Boden hat eine vorgegebene Verwertungslogik) zielen. Kinder sind da¬ 
durch gefährdet, denn sie können nicht selbständig nach draußen (Gefahr der Straße). Sie 
sind abhängig und angewiesen auf den Chauffier-Dienst der Eltern, die sie von Aktions¬ 
ort zu Aktionsort bringen - von der Schule zum Sport, Musik- oder Reitunterricht oder 
zu weiter weg wohnenden Gleichaltrigen. Anstatt draußen zu spielen, sind sie die meiste 
Zeit des Tages in der Schule, zu Hause oder in einem anderen Gebäude, wie der Turn¬ 
oder Reithalle (Verhäuslichung). In ihrer Umwelt ist alles schon vorgefertigt und die Din- 
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Abb. 41.1 Subjektive Landkarte aus dem Forschungsprojekt „Quartier macht Schule“. (Siehe Prit¬ 
sche et al. 2011) 


ge um sie herum haben alle schon eine Bedeutung. Überspitzt heißt das, dass sie die Dinge 
kaputtmachen müssen, um ihnen einen eigenen Sinn zu geben. Während früher auf dem 
Dorf Kinderwelten in Ordnung schienen, Kinder unbewacht nach draußen gehen und sich 
die Welt selbständig zu eigen machen konnten, scheint dies heute in Städten nicht mehr 
möglich zu sein. Kinder würden sich zu wenig bewegen, hätten zu wenig Sozialkontakte, 
würden nicht mehr lernen, sich mit anderen auseinanderzusetzen und würden sich dadurch 
physisch und psychisch fehlentwickeln, was gravierende Folgen für die zukünftige Gene¬ 
ration hätte. Diese Analysen zu schädlichen kindlichen Entwicklungen münden vielfach 
in die Forderung nach unbewachten, naturnahen Spielgelegenheiten, kurz: mehr Matsch 
für Kinder! Damit zielt auch hier die Lösung eines gesellschaftlichen Problems durch die 
Schaffung eines (unbewachten) Erdlochs zum Spiel mit Wasser und Sand nur auf die phy¬ 
sisch-materielle Seite komplexer sozialräumlicher Zusammenhänge und man handelt sich 
ähnliche Probleme ein wie bereits oben beschrieben. 

Um der Komplexität der Zusammenhänge gerecht(er) zu werden, wird bspw. in der of¬ 
fenen Kinder- und Jugendarbeit versucht, die Welt von Kindern und insbesondere von Ju¬ 
gendlichen mit einem „sozialräumlichen Blick“ (Deine! und Krisch 2002) aufzuschließen. 
Ansatzpunkt ist also nicht die „böse“, eng bebaute Welt, sondern sind die Kinder und Ju¬ 
gendlichen mit ihren individuellen und gruppenspezifischen Deutungen davon. Dies wird 
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konzeptionell mit dem Begriff der Aneignung beschrieben (vgl. Hüllemann et al. 2017) 
„Kinder und Jugendliche entwickeln sich vor allem auch über Prozesse sozialräumlicher 
Aneignung, in denen sie die räumliche Umwelt für sich zu entdecken und gestalten su¬ 
chen, um sich zu erleben und zu erfahren. Gleichzeitig tritt ihnen diese räumliche Umwelt 
schon besetzt, gesellschaftlich vordefiniert und funktionalisiert gegenüber“. (Böhnisch 
1996, S. 149) Konsequenterweise resultiert aus diesem Rekonstruktionsprozess kein ein¬ 
heitliches und dinghaftes Verständnis eines Sozialraums, vielmehr erwachsen daraus un¬ 
terschiedliche lebensweltlich geprägte Aneignungs- und Gestaltungsräume. Deshalb wird 
Sozialraum „als subjektives Konstrukt einer Lebenswelt aufgefasst und [es wird] danach 
gefragt, wie subjektive Lebenswelten gestaltet und strukturiert sind, in welchen Räumen 
Kinder und Jugendliche leben und welche Anforderungen sich daraus an die Kinder- und 
Jugendarbeit ergeben“ (Deinet 2009, S. 18). Aus einer professionellen Perspektive be¬ 
steht die Herausforderung deshalb darin, mit geeigneten Methoden die individuellen oder 
gruppenspezifischen Deutungen von Welt (aber auch von Orten, Dingen, Situationen) zu 
erschließen (vgl. Krisch 2009) und die professionelle Praxis entsprechend anzupassen. 

In den Fokus der zweiten Perspektive rücken die handelnden Menschen, ihre Beziehun¬ 
gen und insbesondere die Art und Weise, wie sie ihre Welt wahrnehmen und interpretieren, 
ins Zentrum. Ausgehend von den subjektiven Weltdeutungen gilt es, gegebenenfalls er¬ 
weiterte Handlungsmöglichkeiten zu schaffen (vgl. Reutlinger und Wigger 2010). Durch 
die Konzentration auf die Handlungsebene der Individuen besteht jedoch die Gefahr, dass 
strukturelle und gesellschaftliche Bedingungen, in die individuelle Lebenslagen eingewo¬ 
ben sind und die die Menschen maßgeblich beeinflussen, aus dem Blick geraten. Dasselbe 
gilt für den Ermöglichungs- oder Verhinderungscharakter der Dinge in der physisch-ma¬ 
teriellen Welt. In einer Zeit, in der die Menschen verstärkt aus orientierungsgebenden 
Arbeits- und Sozialbezügen enthoben und vermehrt auf ihre nahräumlichen, nachbar¬ 
schaftlichen Bezüge zurückgeworfen sind, rückt die Frage in den Vordergrund, in welchem 
Verhältnis der nahräumliche zum gesamtgesellschaftlichen Zusammenhang steht - genauer 
die Frage, welche Formen von Integration eine Person erlangt, die sich zwar einer Nach¬ 
barschaft zugehörig fühlt, aber trotzdem keine Chance auf eine Erwerbsarbeit hat. Um 
einer sich lediglich auf die problematischen Beziehungen und Handlungen verengenden 
Perspektive entgegenzuwirken, wäre eine „sozialpolitische Reflexivität“ (Böhnisch und 
Schröer 2005, S. 137) auszuformulieren, bei der es insbesondere darum geht, „zu analysie¬ 
ren, wie soziale Probleme räumlich transformiert werden“ (Böhnisch und Schröer 2005, 
S. 137). 


41.3 Über institutioneile Zusammenhänge pädagogische Settings 
(neu) organisieren - dritte professionelle Grundperspektive 


Fallbeispiel 

Im Rahmen einer Evaluation, welche das Kompetenzzentrum Soziale Räume der FHS 
St. Gallen durchführte, sollten die Kooperationsstrukturen zwischen dem Sozialamt 
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einer großen Schweizer Stadt und drei in unterschiedlichen Bereichen tätigen sozi¬ 
alpädagogischen Anbietern - einem Verein für Gemeinwesenarbeitsprojekte, einem 
im Bereich der offenen Arbeit mit Kindern sowie einem für die offene Jugendarbeit 
- überprüft werden. Folgende drei Hauptbefunde lieferten die Grundlage für einen 
Organisationsentwicklungsprozess, in welchem das Amt, die Vereine und auch ihre 
Kooperationsstrukturen umgebaut werden sollten: 

• Zwischen und innerhalb der Vereine, aber auch innerhalb und zwischen den Ver¬ 
waltungsabteilungen existieren verschiedene Parallelstrukturen, Informationen und 
Entscheide laufen quer zu den offiziellen Strukturen. Innovationen, wie neue Ko¬ 
operationsformen oder eine veränderte Fachlichkeit, sind stark personenabhängig. 
Empfehlung (E): Auf der Basis sozialpädagogischer Eachkriterien wären auf allen 
Ebenen —von der Erbringungsebene „vor Ort“, über die Trägerorganisation bis hin 
zur Verwaltung - tragfähige Strukturen zu entwickeln. 

• Bedarfe werden unsystematisch, heterogen und mit wenig Bezug zu den strategi¬ 
schen Vorgaben (Leitsätzen) der Stadt erhoben, da deren Verbindlichkeit für die 
Vereine (bzw. Leistungserbringer) unklar ist. 

E: Die Bedarfserhebung gälte es in die strukturellen städtischen Vorgaben (und 
rückgebunden an die Sozialpolitik) einzubinden. 

• Aktuelle gesellschaftliche Entwicklungen führen zu neuen Herausforderungen für 
Organisationen und Fachkräfte Sozialer Arbeit (Hinterfragung der Funktion von 
Häusern, neue Tätigkeitsprofile etc.). Neben einem Professionalisierungsschritt 
(neues qualifizierteres Personal) müssen Vereine neue Aufgaben mit weniger Mit¬ 
teln bewältigen (Spardruck). 

E: Durch institutionell abgesicherte Freiräume für inhaltlichen Austausch und zur 
Entwicklung der Organisationen gälte es, den jeweiligen Kerngedanken der Vereine 
(bspw. Raum für Kinder, für Jugendliche oder Treff- und Austauschmöglichkeiten 
für die Quartierbevölkerung schaffen) neu zu kontextualisieren und, falls fachlich 
vertretbar, die unterschiedlichen Logiken ineinander zu überführen. 

Zwar bilden soziale Fragestellungen - wie der Bedarf von Kindern, Jugendlichen oder 
Erwachsenen an sozialpädagogischen Angeboten in einer Stadt oder Gemeinde - den Aus¬ 
gangspunkt einer dritten Gestaltungsperspektive sozialräumlicher Zusammenhänge, in der 
Konsequenz scheint es jedoch vordergründig darum zu gehen, wie Verwaltungen besser 
organisiert und gegebenenfalls die Zusammenarbeit zwischen unterschiedlichen Institu¬ 
tionen und Organisationen effizienter gestaltet werden kann. 

Planungsgebiete als Steuerungs- und Sozialräume 

Verwaltungen, Institutionen und Organisationen scheinen ein Eigenleben zu führen, wel¬ 
ches sich abgekoppelt von den ursprünglichen (Hilfe-)Settings, in denen sie entstanden 
sind, entwickelt. In der Folge bestimmen Gesetze, Paragrafen und verwaltungsinteme Lo¬ 
giken und nicht fachliche Kriterien das professionelle Handeln, denn das Ziel liegt darin, 
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möglichst keinen Verfahrensfehler zu begehen. Vor lauter strukturellen Fragen (bezüg¬ 
lich Organisation, Zuständigkeit, Recht und Finanzierung) besteht dabei die Gefahr, die 
Menschen und ihre alltäglichen Praktiken aus dem Blick zu verlieren. Hinzu kommt, dass 
die Entwicklungen in den Institutionen zu ausgeprägten Spezialisierungen und Ausdif¬ 
ferenzierungen geführt haben, welche sich heute von außen betrachtet als ineffiziente, 
undurchsichtige und vielfach auf parallelen Strukturen fußende Gebilde darstellen (wie 
dies im dritten Fallbeispiel deutlich wird). Ansatzpunkt von Reformbestrebungen sind 
deshalb genau diese bürokratisch-organisierten Kolosse, mit dem Ziel, Hilfen (wieder) 
näher an den Menschen und ihren Problemlagen auszurichten. Deshalb wird versucht, 
„bewusst der technologischen und/oder bürokratischen Logik großer Organisationen und 
Programme eine Sicht entgegenzusetzen, die von den realen Lebensverhältnissen und ihrer 
Eigendynamik ausgeht“ (Dobesberger 2005, S. 45). Als Anker- oder Orientierungspunkt 
dient eine außerhalb von Einrichtungen und Institutionen liegende Einheit, als Symbol für 
die Klientinnen und ihre alltägliche Welt. Zu diesem Zweck wird ein Planungsgebiet als 
Steuerungsgröße auf der Grundlage geografischer Abgrenzung sowie anhand von objekti¬ 
vierten Sozialindikatoren festgelegt. „Solche Räume sind sehr häufig nach administrativen 
Kriterien abgegrenzte Raumeinheiten. [... ] [D]ie [... ] gewählten Raumdifferenzierungen 
werden mittlerweile nahezu durchgängig als Sozialräume bezeichnet“. (Burmester 2011, 
S. 310) Stimmt man jegliches Handeln innerhalb der Verwaltung auf die Entsprechung 
mit diesen „Sozialräumen“ ab, scheint die Gestaltung einer „besseren“, da näher an den 
Menschen liegenden, Verwaltung möglich. 

In den Blick der dritten Gestaltungsperspektive geraten die in einem kommunalen oder 
regionalen Kontext vorherrschenden strukturell-organisatorischen Bedingungen (wie z. B. 
die Verwaltungs- und Steuerungslogik), in die Soziale Arbeit eingebunden ist und welche 
das professionelle Handeln beeinflussen. Die Steuerungsprozesse werden selbst im Hin¬ 
blick „auf optimalere Zugriffe auf den Sozialraum zum Gegenstand der Gestaltung. [... ] 
Die Bearbeitung der Sozialräume wird aus dieser Perspektive durch veränderte gesetzliche 
Rahmenbedingungen und/oder Organisationsstrukturen, Steuerungs- und Verteilungsme¬ 
chanismen ermöglicht“. (Reutlinger und Wigger 2010, S. 47) Die Beseitigung aller insti¬ 
tutioneller Strukturen und Organisationsabläufe, die Benachteiligungen oder Ausschluss 
bestimmter Adressatengruppen zur Eolge haben, erfordert, „die internen Verfahren, In¬ 
teraktionen und Formulare Sozialer Dienste [... ] auf,Sozialraumkompatibilität“ bzw. auf 
Konzepttreue in Wortwahl, Führungsphilosophie, Aufgabenbeschreibung und Interakti¬ 
ons-Standards bei der Erbringung der Leistungen“ zu überprüfen und diese gegebenenfalls 
anzupassen oder auszutauschen (Lehren 2011, S. 448 f.). Neben dem internen Umbau der 
Verwaltung und der Organisationen werden neue Formen der Kooperation mit anderen 
Organisationen notwendig. Diese sollen sich nicht mehr an der bisherigen Falllogik orien¬ 
tieren, sondern werden gebietsbezogen organisiert. „Unterstützungs- und Hilfeleistungen 
sollen nicht nach Paragraphen getrennt und ,versäult‘ konzipiert, gewährt und durchge¬ 
führt werden. Das Hilfearrangement orientiert sich nicht an vorgehaltenen Hilfen und 
Einrichtungen, sondern an dem Bedarf, den Potentialen der Adressat_innen sowie an den 
Ressourcen im Sozialraum“. (Koch 1999, S. 39) Die unterschiedlichen Elemente raumbe- 
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zogener Steuerung können als Dezentralisierung resp. Regionalisierung zusammengefasst 
werden (vgl. Kessl und Reutlinger 2011). Untersuchungen zu professionellen Netzwer¬ 
ken in territorial neu aufgeteilten Städten und Stadtteilen zeigen, dass diese da erfolgreich 
scheinen, „wo es räumlich passt“ (Reutlinger 2004, S. 264). Meist entstehen zudem ziel¬ 
orientierte und geschlossene Netzwerke im Übergang zu neuen Organisationen, welche 
nicht nur weniger mächtige und damit weniger etablierte Akteur_innen in den Gebieten 
ausschließen, sondern auch die betroffenen Bürgerinnen und ihre Anliegen ausblenden. 
Oder es werden quer zu den Kooperationen in der tradierten Verwaltungsstruktur neue Par¬ 
allelstrukturen und damit neue Konkurrenzen geschaffen (vgl. Reutlinger 2004, S. 265). 


41.4 Sozialraumarbeit: sozialräumliche Zusammenhänge kritisch¬ 
reflexiv analysieren 

Die drei bisher erarbeiteten Grundperspektiven lassen sich in einem Ordnungsmodell, dem 
„St. Galler Modell zur Gestaltung des Sozialraums“ (Reutlinger und Wigger 2010), zu¬ 
sammenführen. Dieses versteht sich als Sortierungshilfe, um Problemstellungen und An¬ 
satzpunkte für die professionelle Gestaltung sozialräumlicher Zusammenhänge zu iden¬ 
tifizieren, und wird in Abb. 41.2 zusammengefasst. Dabei geht es entweder darum, über 
die Veränderung der physisch-materiellen Welt soziale Zusammenhänge („das Soziale“) 
zu gestalten. Entsprechend werden Sozialraumverständnisse hinterlegt, welche diese phy¬ 
sisch-materielle Dimension besonders stark betonen, wie in den Beispielen um umkämpfte 
öffentliche Plätze oder benachteiligte Stadtteile (Quartiere) aufgezeigt wurde. Oder es 
wird versucht, über die professionelle Arbeit mit Menschen das Soziale zu bearbeiten oder 
zu gestalten. Entsprechend gilt es, die subjektiven oder gruppenspezifischen Deutungen 
der Welt zu erschließen, was im Sozialraumverständnis der Aneignungswelten deutlich 
wurde. Bei der dritten Möglichkeit wird intendiert, das Soziale über veränderte Steue¬ 
rungsprozesse zu (re-)organisieren. Dies wurde durch die Beispiele der Planungsgebiete 
als Steuerungs- und Sozialräume veranschaulicht. 

Es ist hervorzuheben, dass diese Denkfigur weder ein sozialwissenschaftliches Raum¬ 
modell, noch ein (alternatives) Fachkonzept oder einen Methodenkoffer darstellt. Viel¬ 
mehr kann sie unterschiedliche professionelle Gestaltungslogiken und die damit verbun¬ 
denen Sozialraumverständnisse sichtbar und damit diskutierbar machen. Dies zu illus¬ 
trieren war das Ziel der vergangenen drei Kapitel. Zentral ist weiter: Die Denkfigur soll 
nicht zur Aufzählung oder beziehungslosen Aneinanderreihung von physisch-materiel¬ 
len Objekten oder Körpern (wie bspw. Infrastruktur oder Gebäuden in einem Stadtteil), 
Personengruppen (aufgrund sozio-demografischer Indikatoren) oder institutioneilen Zu¬ 
sammenhängen (wie bspw. Organisationen und Einrichtungen in einem Gebiet) an sich 
anregen. Vielmehr geht es bei jedem Zugang um die professionellen sozialpädagogischen 
Praktiken (der Raumbildung), also immer um eine handlungstheoretische Vorstellung des 
Raumes und nicht eine absolutistische. 
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Praktiken der Raumbildung über... 


professionelle Gestaltung 
der Steuerung und Organisationen 



Öffentliche Räume, 

Quartiere, etc. 

Abb. 41.2 St. Galler Modell zur Gestaltung des Sozialraums. (In Anlehnung an Reutlinger und 
Wigger 2010) 


► Absolutistische Raumvorstellung „In einer absolutistischen Raumvorstellung er¬ 
scheint Raum als eigene Realität ohne Beziehung zu anderen Körpern. Raum [... ] 
existiert demnach auch jenseits von sozialen Prozessen oder handelnden Subjekten und 
ist somit dem Handeln vorgelagert. Man spricht hier auch von einem Behälter- oder 
Containerraum, der beliebig mit Inhalt (z. B. Subjekte, Dinge, soziale Prozesse, Eigen¬ 
schaften) gefüllt werden kann, allerdings ohne durch diesen Inhalt beeinflusst zu werden. 
Entfernt man den Inhalt wieder, ist ein solcher Raum auch leer vorstellbar“. (Pritsche 
et al. 2010, S. 13) 

Im Gegensatz dazu wird der obigen Denkfigur eine relationale Raumvorstellung hin¬ 
terlegt, die besagt, dass Raum „durch soziale Prozesse immer wieder hergestellt [wird] 
und [...] strukturierend auf diese zurück[wirkt]. Oder anders ausgedrückt, Raum wird 
hier in seiner Dualität bzw. in seinem Doppelcharakter als Resultat und Bedingung sozia¬ 
ler Prozesse begriffen“. (Pritsche et al. 2010, S. 14) Dies führt auch zu einem weiteren 
Verständnis von Sozialräumen. 

► Sozialräume „Sozialräume stellen weder gegebene oder gar absolute Einheiten, noch 
ausschließlich voluntaristische Momente menschlichen Handelns dar, sondern ständig 
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(re)produzierte Gewebe sozialer Praktiken. Dabei sprechen wir bewusst von einem 
Gewebe, also einem heterogen-zellulären Verbund, denn in Sozialräumen sind hetero¬ 
gene historische Entwicklungen, kulturelle Prägungen und politische Entscheidungen 
eingeschrieben und bilden dabei zugleich einen relativ stabilen und damit soziale Hand¬ 
lungsmuster prägenden Verbund“. (Kessl und Reutlinger 2008, S. 14) 

Die damit verbundene Vorstellung des (Mit-)Webens oder (Mit-)Gestaltens sozial¬ 
räumlicher Zusammenhänge durch professionelle Praktiken der Raumgestaltung mündet 
schließlich in eine entsprechende Vorstellung professioneller Gestaltung, die sogenannte 
Sozialraumarbeit (vgl. Kessl und Reutlinger 2010). Soziale Arbeit ist durch die sozial¬ 
räumliche Verwobenheit eingebunden in die Macht- und Herrschaftsverhältnisse in einem 
jeweiligen Kontext. Deshalb stellt sich die Aufgabe, das eigene Tun und die eigene Rolle 
als sozialpädagogische Akteurin oder Akteur kritisch-reflexiv in den Blick zu nehmen (in¬ 
dem immer eine Vergewisserung über die Gestaltungszugänge stattflndet). Darüber hinaus 
gilt es beispielsweise, die erwähnten Machtverhältnisse aufzudecken, die Interessen und 
Ansprüche der Beteiligten zu benennen, aber auch deren Bedürfnisse herauszuarbeiten. 
Die Sensibilität für Differenzkriterien sind hierzu zu schärfen, indem z. B. der Einfluss 
von Gender, Klasse, Ethnie, Milieus oder die Kapitalien der Adressat_innen (in sozialer, 
kultureller oder ökonomischer Hinsicht) betrachtet werden. Auch spielen körperliche und 
kognitive Voraussetzungen eine Rolle. Neben diesen adressatenbezogenen Analysefolien 
müssen die politischen Programmatiken sowie die rechtlichen Rahmenbedingungen in 
Betracht genommen werden. 

Durch eine bewusste, d. h. reflektierte Gestaltung gilt es, (pädagogische) Umwelten 
zu schaffen, die Lernen zulassen bzw. anregen, oder fachliche Handlungsvollzüge als 
„pädagogischen Ort“ aufzuschließen, der Aneignungsmöglichkeiten eröffnet, „damit ein 
Subjekt an ihm leben und sich entwickeln kann“ (Winkler 1988, S. 278). „Räume sind 
nicht mehr länger nur Voraussetzung und ,Bühne‘, auf der Pädagogik abläuft, sondern 
sie sind selbst schon Pädagogik“ (Böhnisch 1992, S. 257). Ausgangspunkt ist die An¬ 
nahme, dass der Mensch sich „[i]n seinen biografischen Brüchen und Befindlichkeiten 
[... ] räumlich [äußert]“ (Böhnisch 1997, S. 282). Deshalb muss Soziale Arbeit eine Sen¬ 
sibilität entwickeln, um diese „raumbildenden Praktiken des Alltags“ (Reutlinger 2017) 
entschlüsseln zu können, denn im Räumlichen liegt „das Gestaltende und Gestaltbare aus 
der menschlichen Tätigkeit heraus, nicht verformt oder zurückgewiesen durch die Institu¬ 
tionen“ (Böhnisch 1996, S. 147). 

Fragen zur Reflexion 

• Sozialraumverständnisse sind heterogen. Arbeiten Sie im vorliegenden Text möglichst 

viele unterschiedliche Verständnisse heraus und versuchen Sie diese zu charakterisie¬ 
ren. Benennen Sie Unterschiede, aber auch die Möglichkeiten und Herausforderungen 

für Soziale Arbeit. 
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• Suchen Sie ein Projekt im Kontext von Sozialer Arbeit, welches als „sozialraumori¬ 
entiert“ beschrieben wird. Welche sozialräumlichen Gestaltungszugänge können Sie 
identihzieren, wenn Sie das St. Galler Modell zur Gestaltung des Sozialraums zu Hilfe 
nehmen? 

• Versuchen Sie, im gefundenen Beispiel Fragen zu formulieren, welche sich mit einer 
reflexiv-räumlichen Haltung stellen. Diskutieren Sie diese. 
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Zusammenfassung 

Schutz ist ein zentrales Thema, das sich auf die gesamte Lebenszeit des Menschen be¬ 
zieht. Alle Menschen benötigen Schutz und Sicherheit, dafür müssen Gefahren und Ge¬ 
fährdungen, die bio-psychosoziale Schädigungen begründen können, abgewehrt wer¬ 
den. Alle Handlungsfelder Sozialer Arbeit - z. B. Alten-, Behinderten-, Kinder-, Ju¬ 
gend- und Familienhilfe - stellen Räume zur Verfügung, in denen Menschen geschützt 
sind und in denen sie aktiviert werden, um selbstbestimmt über sich entscheiden zu 
können und von ihren grundgesetzlichen- und sozialstaatlichen Rechten Gebrauch zu 
machen. In diesem Beitrag wird zunächst der Schutzbegriff definiert und erörtert. Im 
Anschluss wird der Fokus auf den Schutz von Kindern und Jugendlichen gelegt, da 
in der Phase des Heranwachsens das Thema von besonderer Bedeutung ist: Im Kin- 
ders- und Jugendalter werden wichtige Ressourcen und Schutzfaktoren aktiviert, die 
den Menschen zur bestmöglichen Selbstsorge befähigen. Die dabei aufgebaute Resili- 
enz ist für den Menschen lebensnotwendig, um sein Leben langfristig gelingend und 
selbstbestimmt zu bewältigen. Der Beitrag erläutert die Bedeutung des Schutzes von 
Kindern in öffentlicher Verantwortung für Kinder und ihre Familien, aber auch für die 
gesamte Gesellschaft. Aufgezeigt wird auch, wie der Schutz von Kindern durch Ver¬ 
fahren der Sozialen Arbeit gefördert wird. 


Schutz als Menschen- und Bürgerrecht für alle Menschen 

Die Gewährleistung und Sicherstellung von Schutz ist für die Soziale Arbeit als Profession 
ein zentraler Aufgabenbereich. 
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► Schutz Das Wohlergehen von Menschen und ihre Teilhabe am gesellschaftlichen Le¬ 
ben sind wichtige Güter in unserer Gesellschaft, sie gelten grundsätzlich als schützens¬ 
wert. Alle Lebenslagen sind dabei gleichrangig und haben Einfluss darauf. Um zu erklä¬ 
ren, wie Integration und Wohlergehen entstehen, ist ein mehrdimensionaler Ansatz nötig, 
der a) materielle, b) soziale, c) kulturelle und d) gesundheitliche Teilhabemöglichkeiten 
berücksichtigt (Gerull 2011). Kinder, Jugendliche, Erwachsene und alte Menschen kön¬ 
nen aufgrund von Mangelsituationen in diesen unterschiedlichen Bereichen in schutzlose 
oder unsichere Situationen geraten, wenn sie sich in Lebenskrisen befinden oder etwa die 
Selbstkontrolle über ihr Leben verlieren. In solchen Situationen kann ihr körperliches, 
psychisches und seelisches Wohlergehen beeinträchtigt oder gefährdet sein und das Risi¬ 
ko ist groß, dass sie kurz-, mittel- oder langfristige Schädigungen davontragen und soziale 
Ausgrenzung erleben. 

Die Soziale Arbeit zieht ihren Auftrag aus dem Sozialstaatsgebot, das im Grundgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland in Artikel 20 verankert ist, wo es heißt: „Die Bundesre¬ 
publik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat.“ 

Entsprechend diesem Sozialstaatsprinzip, das als Staatsziel verstanden wird, verfügt 
jeder Bürger und jede Bürgerin über Rechte auf soziale Sicherung. Diese wird in Deutsch¬ 
land in Sozialgesetzbüchern definiert, die als Grundlage für die Arbeitsfelder der Sozia¬ 
len Arbeit fungieren. So gilt die Soziale Arbeit als Profession, die dem Menschen dazu 
verhilft, von seinen allgemeinen Menschenrechten und seinen Rechten als Bürger_in in 
unserem Sozialstaat Gebrauch zu machen. Jedem Menschen soll ein menschenwürdiges, 
sozial gesichertes Leben in sozialer Gerechtigkeit ermöglicht werden (Leideritz und Vle- 
cken 2016). 

Haben Menschen ihre Selbstkontrolle verloren, sind sie beeinträchtigt oder nicht mehr 
in der Lage, selbstgesteuert und frei zu agieren, oder können sie aus unterschiedlichen 
Gründen nicht von ihren Rechten Gebrauch machen, so trägt die Soziale Arbeit dazu bei, 
Krisen zu bewältigen, Menschen wieder handlungs- und in den verschiedenen Hinsichten 
teilhabefähig werden zu lassen. Oftmals sind es dabei materielle Mangelsituationen, aus 
denen Multiproblemsituationen für Menschen entstehen können. 


Fallbeispiel 

In Herrn Baums Leben kam Vieles auf einmal zusammen: Herr Baum lebte mit seiner 
Erau und den beiden Kindern Thomas (8) und Simone (12) in einer Mietwohnung in 
Mülheim und war bei den Stadtwerken beschäftigt. Als er plötzlich aufgrund von Stel¬ 
lenkürzungen seine Arbeit verlor und anfing, mehr Alkohol zu konsumieren, gab es 
auch in der Familie zunehmend Probleme. Als er dann auch noch im betrunkenen Zu¬ 
stand seine Tochter Simone so schlug, dass diese sich einige Prellungen am Oberkörper 
zuzog, warf ihn Frau Baum aus dem Haus. Seine Entschuldigungsversuche gegenüber 
seiner Frau und seinen Kindern schlugen fehl, so dass er sich zunächst einige Wochen 
am Bahnhof aufhielt und dann nach Köln reiste, wo er inzwischen bei der Initiative 
Bauen - Wohnen - Arbeiten für Wohnungslose Unterschlupf gefunden hat und einen 
Neustart versucht. 
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Schutz als Entwicklungsvoraussetzung im Kindes- und Jugendalter 

Kinder und Jugendliche sind darauf angewiesen, dass ihre ersten Bezugspersonen dafür 
Sorge tragen, sie zu schützen. Diesem Schutz wird eine zentrale Rolle als bio-psychosozia- 
les Grundbedürfnis eingeräumt. Es gibt Ansätze, die die Grundbedürfnisse von Kindern 
sehr weit fassen. So sprechen T. Berry Brazelton und Stanley I. Greenspan (2002) von 
sieben Grundbedürfnissen: dem Bedürfnis nach 

1. beständigen liebevollen Beziehungen, 

2. körperlicher Unversehrtheit, Sicherheit und Regulation, 

3. Erfahrungen, die auf individuelle Unterschiede zugeschnitten sind, 

4. entwicklungsgerechten Erfahrungen, 

5. Grenzen und Strukturen, 

6. stabilen, unterstützenden Gemeinschaften und kultureller Kontinuität, 

7. Sicherung der Zukunft. 

Dieser Ansatz versteht die körperliche Unversehrtheit weitreichend und fasst darunter 
auch den Schutz des Kindes vor schädigenden Umwelteinflüssen, d. h. vor verunreinig¬ 
tem Wasser, unausgewogenen Nahrungsmitteln oder gesundheitsschädigender Luft. 

Auch die Artikel der Konvention der Vereinten Nationen (UN) zu den Rechten des Kin¬ 
des können als Katalog bio-psychosozialer Aspekte betrachtet werden, die zum Wohl von 
Kindern beitragen und ihnen die größtmöglichen Entwicklungspotenziale gewähren sol¬ 
len. Die UN-Kinderrechtskonvention als Teil der internationalen Menschenrechtsverträge 
enthält somit international vereinbarte Standards als Maßstab für das Wohl von Kindern 
weltweit. 

Diese Standards werden vereinfacht in drei Bereiche zusammengefasst, die alle mit 
dem Buchstaben „P“ beginnen: 

Protection Schutzrechte vor Gewalt, Missbrauch und Vernachlässigung, das Recht auf 
Kenntnis der eigenen Abstammung und das Recht auf Leben - bspw. Art. 6, 8, 19, 32, 33, 
34 etc. 

Provision Förderrechte auf bestmögliche Gesundheit und soziale Sicherung, auf Bildung 
und Freizeit - bspw. Art. 24, 25, 26, 27, 28 etc. 

Participation Rechte, die die Subjektstellung des Kindes betonen, wie Mitwirkungs-, An- 
hörungs- und Beteiligungsrechte in allen Kinder betreffenden Angelegenheiten - bspw. 
Art. 12, 13 etc. (http://www.netzwerk-kinderrechte.de). 

Die UN-Kinderrechtskonvention bildet sich in der Logik deutscher Rechtsprechung 
ab, Kinder und Jugendliche vor Gefahren zu schützen, ihr Wohl zu fördern und ihnen eine 
Entwicklung zu einer eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit zu 
ermöglichen. Dies gehört zu den Grundsätzen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes (vgl. 
§ 1 Absatz 3 SGB VIII). Die Sicherstellung des Kindeswohls ist demnach ein gesetz¬ 
licher Anspruch und zugleich eine psychosoziale Anforderung: Kinder und Jugendliche 
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sollen vor entwicklungsgefährdenden Faktoren geschützt werden, um ihnen ein sicheres 
Aufwachsen mit Zukunftsperspektiven zu ermöglichen. 

Kinderschutz zur Sicherstellung des Kindeswohls 

► Kinderschutz und Kindeswohl Schutz ist somit ein Zustand, den es im Interesse von 
Kindern (wieder-)herzustellen und beizubehalten gilt. Dabei ist es zunächst das Recht der 
Eltern und gleichzeitig ihre Aufgabe, ihre Kinder vor Gefahren und möglichen Gefähr¬ 
dungen ihrer Entwicklung zu schützen. Artikel 6 des Grundgesetzes, Absatz 2 hält dazu 
fest; „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvör¬ 
derst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.“ 
Aus dieser Formulierung speist sich das gesamte Arbeitsfeld des Kinderschutzes. Hier 
wird klargestellt, dass es zunächst die Eltern sind, denen das Deflnitionsrecht darüber ob¬ 
liegt, was sie als „Wohl“ ihres Kindes ansehen. Das Bundesverfassungsgericht hat in einer 
Entscheidungsbegründung hierzu formuliert, dass zunächst die Eltern das Kindeswohl für 
sich und ihre Kinder eigenständig definieren, da „in aller Regel Eltern das Wohl des Kin¬ 
des mehr am Herzen liegt als irgendeiner anderen Person oder Institution“ (BVerfGE, 59, 
330, [376]). Wie dargestellt, geben die UN-Kinderrechtskonvention oder die Theorie zu 
den Grundbedürfnissen von Kindern („basic needs“) Orientierungen dahingehend, was 
das Wohl des Kindes ausmacht. Was allerdings ganz konkret im Einzelfall und auf einer 
alltäglichen Handlungsebene unter „Kindeswohl“ verstanden wird, bleibt rechtlich unbe¬ 
stimmt und obliegt der Interpretation und Auslegung. Eindeutig ist dagegen das Recht des 
Kindes auf gewaltfreie Erziehung und damit die entsprechende Verpflichtung der Eltern, 
wie in § 1631 Abs. 2 BGB formuliert: „Kinder haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung. 
Körperliche Bestrafungen, seelische Verletzungen und andere entwürdigende Erziehungs¬ 
maßnahmen sind unzulässig.“ 

So umfasst das Kindeswohl verschiedene Aspekte: Rechtlich geht es zunächst um ei¬ 
ne Gewährleistungspflicht der Eltern hinsichtlich einer gewaltfreien Erziehung. Eltern 
haben die Pflicht, Sicherheit und Schutz in der Erziehung herzustellen. Dieser Gewähr¬ 
leistungspflicht steht das sogenannte allgemeine Kindeswohl gegenüber, das sich auf den 
Aspekt der Förderung von Kindern und Jugendlichen durch Erziehung bezieht. Hierbei 
geht es darum, dass jedes Kind unter Rahmenbedingungen groß werden soll, in denen 
es eine „eigenverantwortliche und gemeinschaftsfähige Persönlichkeit“ entwickeln kann. 
Kindeswohl verfolgt demnach einerseits den Gewährleistungsgedanken und andererseits 
den Fördergedanken. 

Kinderschutz zur Abwendung von Kindeswohlgefährdungen 

Genauer fassen lässt sich der Begriff Kindeswohl, wenn man sich die Definition seines 
Gegenteils anschaut: die Kindeswohlgefährdung. Nach dem Handbuch Kindeswohlge¬ 
fährdung (Kindler et al. 2006) gibt es davon insgesamt fünf Formen; 

• Vernachlässigung, 

• physische Misshandlung, 
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• psychische Misshandlung, 

• sexueller Missbrauch, 

• Münchhausen-by-proxy-Syndrom. 

Die Beurteilung, was darunter zu verstehen sei und wann jeweils eine Gefährdung an¬ 
zunehmen ist, ist nicht ganz einfach. Zur Orientierung hat der Bundesgerichtshof bereits 
1956 ein Grundsatzurteil gefällt, an dem man sich bis heute ausrichtet. So versteht die 
Rechtsprechung unter einer Kindeswohlgefährdung „eine gegenwärtig in einem solchen 
Maße vorhandene Gefahr, dass sich bei der weiteren Entwicklung eine erhebliche Schä¬ 
digung mit ziemlicher Sicherheit voraussehen läßt“ (BGH FamRZ 1956, S. 350 = NJW 
1956, S. 1434). Es wird von zwei grundlegende Typen von Situationen ausgegangen, in 
denen eine Kindeswohlgefährdung entstehen kann: Auf der einen Seite sind dies Situatio¬ 
nen, in denen eine verantwortliche Person etwas unterlässt, was sie eigentlich tun müsste. 
Hierunter fallen z. B. unterlassene oder ungenügend ausgeführte Handlungen von Per¬ 
sonensorgeberechtigten, die für die Fürsorge des Kindes oder Jugendlichen erforderlich 
wären (medizinische Untersuchungen, Ernährung, Hygiene, Kleidung, Obdach etc.). Es 
kann auch sein, dass Personensorgeberechtigte ihrer Aufsichtspflicht nicht nachkommen 
und auf diese Weise etwas unterlassen. Auf der anderen Seite kann eine Kindeswohlge¬ 
fährdung durch aktive Handlungen zustande kommen, wie bei emotionaler, psychischer 
und seelischer Misshandlung oder bei allen Formen der körperlichen Misshandlung oder 
auch beim sexuellen Missbrauch. 

Schutz von Kindern in Familien, Organisationen, der Peer-Group und den Medien 

Schützenswert sind Kinder und Jugendliche, weil sich physische, psychische oder sexuali- 
sierte Gewalt in allen Varianten und an allen Lebensorten, auch in virtuellen Räumen, wie 
den Medien, abspielen kann. Gefährdungen in Bezug auf Gewalt gehören inzwischen zu 
den Sozialisationsbedingungen heutigen Aufwachsens. Es kann beispielsweise zu häusli¬ 
cher Gewalt kommen, die zwischen (Ehe-)Partner_innen stattfindet oder die von leiblichen 
oder sozialen Eltern (Stiefeltern, Pflegeltern oder Adoptiveltern) ausgeht und sich in direk¬ 
ter oder indirekter Form gegenüber Kindern und Jugendlichen ausdrückt. Seit Jahrzehnten 
ist es daher das Bemühen vieler Akteur_innen, den Schutz von Kindern zu verbessern. 


Fallbeispiel 

Sina ist neun Jahre alt, als sich ihre Mutter von Sinas Vater trennt. Dieser hatte seine 
Frau oft verprügelt, Sina und ihre siebenjährige Schwester Meike mussten auch einige 
Male mit ansehen, wie er die Mutter in der Küche zusammenschlug. Zweimal hatte 
der Vater auch Sina und Meike sehr kräftig ins Gesicht geschlagen. Sina hatte große 
Angst und rief zweimal die Polizei. Dies mündete darin, dass der Vater sich nicht mehr 
der Wohnung nähern durfte. Sinas Mutter selbst war sehr unglücklich und machte sich 
ständig Vorwürfe, dass sie nicht besser auf ihre beiden Töchter aufpassen konnte. Als 
die Mutter immer weiter in eine Depression abglitt, wurde sie für einige Zeit in ei¬ 
ner Klinik für Psychiatrie und Psychotherapie aufgenommen. Sinas Tante hatte beim 
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Jugendamt angerufen, sie selbst konnte die Mädchen nicht aufnehmen, so wurden sie 

zwischenzeitlich in einem Kinderheim untergebracht. Sina und Meike wollen den Vater 

unbedingt sehen, weil sie ihn nach wie vor sehr lieb haben. 

Häusliche Gewalt: Auf das Problem häuslicher Gewalt hat vor vielen Jahrzehnten die 
Frauenbewegung aufmerksam gemacht. Sie verstand häusliche Gewalt als Ausdruck un¬ 
gleich verteilter gesellschaftlicher Machtverhältnisse zwischen Männern und Frauen. Das 
Problem männlicher Gewalt an Frauen wurde zuvor lange Zeit als Privatproblem abgetan. 
Es war der Verdienst der Frauenbewegung seit den 1960er Jahren, die Frauenhausarbeit 
seit Mitte der 1970er Jahre als wichtigen Bereich Sozialer Arbeit zu etablieren. Nicht zu¬ 
letzt durch internationale Vereinbarungen wurde das Problem rechtlich gewürdigt und im 
Jahr 2002 trat in Deutschland ein Gewaltschutzgesetz in Kraft, das vornehmlich Frauen so¬ 
wie ihre Kinder vor der Gewalt ihrer männlichen Partner schützt (es gibt auch Männer, die 
diesen Schutz in Anspruch nehmen müssen). Zu den Gefahren und Auswirkungen häus¬ 
licher Gewalt und der Gewalt im nahen sozialen Umfeld von Familien wird seit einigen 
Jahrzehnten geforscht und es werden Präventions- und Interventionsmaßnahmen entwi¬ 
ckelt. Die Kinder kamen dabei immer stärker in den Blickpunkt, weil auch sie von der 
Partnergewalt betroffen sind und eigenständige Hilfsmaßnahmen benötigen (Kavemann 
und Kreyssig 2007). 

(Sexualisierte) Gewalt gegen Kinder: Den Diskurs zur Gewalt gegen Kinder haben 
auch die Kinderschutzbewegung und der Kinderschutzbund vorangetrieben. Das erste 
Kinderschutzzentrum wurde Mitte der 70er-Jahre eröffnet (Wolff 2010). In diesen Zentren 
geht es seither um Maßnahmen der Intervention und Prävention in Fällen von sexualisier- 
ter Gewalt. Parallel zu dieser Bewegung gibt es einen weiteren Motor für den Diskurs: 
Dies sind spezialisierte Fachberatungsstellen, die sich im Kinderschutz ebenfalls mit Fo¬ 
kus auf den sexuellen Missbrauch etablierten (Enders 2003). Letztlich prägt der stark 
medizinisch ausgerichtete Kinderschutz das Feld, das in Kinderschutzambulanzen u. a. 
therapeutische Maßnahmen bei Traumatisierungen nach Kindeswohlgefährdungen weiter¬ 
entwickelt (Fegert et al. 2015). Neuen Auftrieb erfuhr der gesamte Kinderschutz Anfang 
des neuen Jahrtausends, als Todesfälle von Kindern bekannt wurden, die auf Mängel in 
den zuständigen Behörden hinwiesen. In Deutschland führten der Fall von Jessica (7) im 
Jahr 2005 in Hamburg, der Fall Kevin (2) im Jahr 2006 in Bremen und der Fall Lea- 
Sophie (5) im Jahr 2007 in Schwerin dazu, dass vor allem der Kinderschutz in öffentli¬ 
cher Verantwortung verbessert wurde. Jugendämter wurden aufgestockt und Verfahren für 
einen besseren Schutz von Kindern professionalisiert. 

Gewalt in Heimen: Auf das Problem der Gewalt gegen Kinder in Institutionen haben 
seit 2009 verstärkt erwachsene Betroffene aufmerksam gemacht. Sie prangerten Unrecht 
in pädagogischen Heimen in der deutschen Geschichte an. Ein Runder Tisch „Heimerzie¬ 
hung in den 50er und 60er-Jahren“ setzte einen Prozess der Aufarbeitung in Gang. Belegt 
wurde, dass die Heimerziehung in den 50er und 60er-Jahren in kirchlichen, aber auch in 
staatlichen Einrichtungen weitgehend von den Ideologien und Erziehungspraktiken vor¬ 
heriger Jahrzehnte geprägt war. Willkür und Rechtlosigkeit von Betroffenen wurden als 



42 Schutz 


625 


Folge von Systemversagen skizziert. Beklagt wurden fehlende Anhörungen, das Nicht- 
Nachkommen von Informationspflichten, körperliche Züchtigung, Arrest und Essensent¬ 
zug, demütigende Strafen, Kollektivstrafen, Kontaktsperre und Briefzensur, sexuelle Ge¬ 
walt, religiöser Zwang, Medikamentenzwang, Arbeit und Arbeitszwang und unzureichen¬ 
de Förderung (Runder Tisch Heimerziehung in den 50er und 60er-Jahren, 2010). 

Sexualisierte Gewalt in Institutionen: Im Folgejahr wurde ein weiterer Runder Tisch 
„Sexueller Kindesmissbrauch in Abhängigkeits- und Machtverhältnissen in privaten und 
öffentlichen Einrichtungen und im familiären Bereich“ eingesetzt. Er wurde motiviert 
durch öffentlichkeitswirksame und enttabuisierende Medienberichte über Fälle in katho¬ 
lischen Eliteinternaten (Obermayer und Stadler 2011). Aus diesen intensiven zivilgesell¬ 
schaftlichen Diskursen hat sich inzwischen ein weiteres Feld etabliert, das des institutio¬ 
neilen Kinderschutzes. Dieses Feld, das ein Bündnis aus allen genannten Bewegungen 
umfasst, wird auch von einem ernannten Unabhängigen Beauftragen für Fragen des sexu¬ 
ellen Kindesmissbrauchs (UBSKM) (www.ubskm.de) unterstützt. Inzwischen hat dieses 
neue Feld zu der Einsicht beigetragen, dass Kindern sexualisierte Gewalt in allen In¬ 
stitutionen widerfahren kann, in denen sie betreut, beschult, therapiert, unterstützt oder 
gepflegt werden. Die Gelegenheitsstrukturen sind so vielfältig wie die Institutionen selbst 
und das Risiko, hier Opfer von einem sexuellen Missbrauch zu werden, hängt mit vielen 
Risikofaktoren, u. a. mit fehlenden Präventionsmechanismen in Form von Schutzkonzep¬ 
ten in den Organisationen zusammen (Fegert und Wolff 2015). 

► Tipp Homepage des Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindes¬ 
missbrauchs (UBSKM) 

Auf der Seite des UBSKM (https://beauftragter-missbrauch.de/) werden viele 
praktische Materialien, Tipps und Themen für pädagogische Fachkräfte, Eltern, 
aber auch für ehrenamtlich Tätige in Schulen, Heimen, Jugendverbänden und 
anderen Organisationen zur Verfügung gestellt. Die Seite ist für alle Personen 
sehr hilfreich, die sich schnell eine gut aufbereitete Übersicht über das Thema 
Schutz von Kindern verschaffen wollen. 


Fallbeispiel 

Herr und Frau Dali machen sich Sorgen, dass ihre dreizehnjährige Tochter Lisa durch 
das Internet dem ungeschützten Zugriff von Gleichaltrigen oder erwachsenen Männern 
ausgeliefert sein könnte, die sich mit ihr verabreden wollen. Sie befürchten Mobbing 
oder Sexting durch Gleichaltrige und dass Lisa auf pornografische Darstellungen ge¬ 
raten könnte, die sie verstören oder nachhaltig schädigen könnten. Die Tochter verfügt 
über ein Smartphone. Aus Angst darüber, dass Lisa etwas passieren könnte, darf sie das 
Smartphone nur tagsüber benutzen. Ab 19.00 Uhr muss sie es an Frau Dali abgeben, 
die dann überprüft, welche Seiten von Lisa aufgesucht wurden und welche Kontakte 
sie tagsüber hatte. 

Gewalt in der Peergroup und den Medien: Bereits in den 90er-Jahren wurde das Thema 
der Gewalt unter Gleichaltrigen zunächst durch die Schulforschung vorangetrieben. Eine 
Gewaltspirale, die mit verbaler Gewalt beginnt und in physische Aggressionen mündet 
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und dann eskaliert, galt als Risiko. Wiederholte und systematisch geplante Aggressio¬ 
nen von Jugendlichen gegen körperlich oder verbal Schwächere in der Gruppenhierarchie 
wurden als „Mobbing“ und in ihrer Steigerung als „Bullying“ beschrieben (Olweus 2001). 
Auch im Kontext der Kinder- und Jugendhilfe ist die Problematik bekannt, weil verstärkt 
aggressive und sexuell auffällige Jugendliche in betreuten Wohngruppen und Heimen 
wahrgenommen werden. Oft handelt es sich um Opfer von Gewalt, die zu reinszenieren- 
dem Verhalten tendieren (Allroggen et al. 2011). In den letzten Jahren wird auch für die 
Offene Kinder- und Jugendarbeit und die Jugendverbandarbeit ein Vorkommen von Peer- 
Gewalt konstatiert. Als Querschnittsthema zu all den oben aufgeführten, aber besonders 
in dem von Jugendlichen geprägten Bereichen, ist das Thema Gewalt in den Medien zu 
verorten. Bedingt durch die zunehmende Bedeutung digitaler Kommunikation in sozia¬ 
len Netzwerken steigen auch die Gefährdungen (Dekker et al. 2016). Erwachsenen bleibt 
jedoch weitgehend verborgen, was Jugendliche als sexualisierte Gewalt oder machtmiss¬ 
bräuchliches Verhalten in ihrer Gleichaltrigengruppe ansehen. 

Kinderschutz und staatliches Wächteramt 

► Wächteramt Aufgrund all dieser möglichen Gefährdungen in allen Lebensbereichen 
hat der Staat den Schutz von Kindern und Jugendlichen in den letzten Jahren durch ein 
Bundeskinderschutzgesetz verbessert. Grundsätzlich gilt, dass zunächst den Eltern die 
Verantwortung und das Recht obliegt, Sorge für den Schutz ihrer Kinder zu tragen. Kön¬ 
nen Eltern ihrem Recht und ihrer Pflicht nicht nachkommen, das Wohl des Kindes sicher¬ 
zustellen, so ist es die Aufgabe des Staates, die Gefahren oder möglichen Schädigungen, 
denen das Kind ausgesetzt ist, abzuwehren. Wir sprechen hier von dem sogenannten 
„staatlichen Wächteramt“. Dies bedeutet, dass der Staat Jugendämtern und Eamilienge- 
richten die Aufgabe überträgt, das Wohl des Kindes dann zu schützen, wenn elterliches 
Verhalten eine Kindeswohlgefährdung nach sich zieht. Das staatliche Wächteramt folgt 
jedoch einigen wichtigen Prinzipien. Die Behörde Jugendamt in Kooperation mit einem 
Familiengericht, die beide mit dem Wächteramt beauftragt sind, haben dem Grundsatz zu 
folgen, dass 

a. sie ein Minimum an staatlichen Eingriffen in die Eltern-Kind-Beziehung gewährleis¬ 
ten, 

b. die Selbsthilfepotenziale der Familie so stabilisiert und wiederhergestellt werden, dass 
die Familie in die Lage versetzt wird, ihr Erziehungsrecht zu erfüllen, 

c. in Fällen einer Kindeswohlgefährdung das Kindeswohl vor dem Elternrecht greift. 

Verfahren bei Verdacht und Gefährdungseinschätzungen 

Eine weitere Verbesserung ist durch das Bundeskinderschutzgesetz intendiert: Verdachts¬ 
momente sollen schneller geäußert und an die zuständige Behörde Jugendamt übermittelt 
werden. Dafür wurden die Kommunikationsverfahren zwischen freien Trägern und den 
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zuständigen kommunalen Jugendämtern im Umgang mit Verdachtsmomenten systemati¬ 
siert. Seither müssen gemäß § 8a SGB VIII alle Organisationen, in denen sich Kinder oder 
Jugendliche aufhalten (Kinderbetreuungseinrichtungen, Kinderkliniken, Schulen, Tages¬ 
gruppen, Arztpraxen, Kindergruppen, Vereine etc.), Gefährdungsmeldungen vornehmen 
und Fälle konsequenter und schneller an das zuständige Jugendamt melden. 

Kommt es zu Verdachtsfällen, so muss eingeschätzt werden, wie die Behörden vorzu¬ 
gehen haben. Was Eltern oder Professionelle tun (sollten), um Kinder und Jugendliche 
zu schützen, ist jedoch ein Umstand, der subjektiv wahrgenommen wird, er hängt von ei¬ 
genen Werten, Wünschen, Ängsten und Erfahrungen ab und kann sehr stark differieren. 
Ob ein Kind in einer Situation einer Gefährdung ausgesetzt ist, unterliegt der indivi¬ 
duellen Beurteilung und somit einem Interpretationsspielraum. In Jugendämtern wurde 
darum auch der Prozess der Gefährdungseinschätzung professionalisiert. Hier gilt im¬ 
mer ein Vier-Augen-Prinzip und jedes Jugendamt hat dazu mit freien Trägern Verfahren 
definiert, nach denen vorzugehen ist. Darüber hinaus können sogenannte erfahrene Fach¬ 
kräfte, also speziüsch geschulte Personen, unabhängig in die Gefährdungseinschätzungen 
eingebunden werden. Verbessert wurde der Kinderschutz auch durch interdisziplinäre 
Kooperationsbündnisse, wie zum Beispiel durch Frühwarnsysteme in NRW oder koor¬ 
dinierende Kinderschutzstellen (KoKi) in Bayern. Auch der Austausch und das vernetzte 
Vorgehen im Rahmen von frühen Hilfen werden gefördert sowie neue für die Familien 
förderliche Fachpersonen, wie z. B. die Familienhebammen, zur Verfügung gestellt. 

Partizipativer Kinderschutz als Herausforderung 

Die Gefährdungen, denen ein Kind beispielsweise durch die Nutzung des Internets ausge¬ 
setzt ist, können nicht immer eindeutig bestimmt werden. Wenn Kinder ungeschützt dem 
Internet ausgeliefert sind, hat dies auch damit zu tun, wie aufgeklärt sie über mögliche 
Risiken sind, wie offen sie mit ihren Eltern über Probleme sprechen können, über welche 
unterstützenden Peer-Netzwerke sie verfügen und ob sie Kenntnis von Hilfsmöglichkeiten 
haben, wenn ihnen etwas passiert. Im Kinderschutz gibt es jedoch ein Erziehungsdilemma, 
denn Kinder benötigen auch weitgehende Ereiheiten und Freiräume für Experimentier¬ 
verhalten, um sich auszuprobieren und um anhand von Erfahrungen zu lernen. Darum ist 
nicht in allen Situationen eindeutig darüber zu entscheiden, wann Experimentierverhalten 
zu schädigendem Verhalten werden kann. Im Kinderschutz müssen darum die Sichtweisen 
und Wünsche der Kinder und Jugendlichen stets partizipativ eingebunden und ausgehan¬ 
delt werden. Es gilt hier die Regel „in the best interest of the child“, was die Aushandlung 
darüber erfordert, worin die am wenigsten schädigende Situation für das Kind besteht. 
So müssen auch Präventionskonzepte in Eorm von Bildungsarbeit partizipative, selbstbe¬ 
stimmte und informelle Kulturen nutzbar machen, damit die Rechte auf Selbstbestimmung 
und Autonomie von Kindern und Jugendlichen unangetastet bleiben. 

Kinderschutz als zivilgesellschaftliche Aufgaben 

Der Schutz von Kindern ist eine staatliche Aufgabe, dennoch können alle Akteur_innen an 
sämtlichen Orten, an denen sich Kinder aufhalten, dazu beitragen, dass Präventionsmaß- 
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nahmen implementiert werden. Zuvor müssen sich Kinder, Jugendliche und Erwachsene 
darüber bewusst werden, welche Gefährdungen in Familien, in ihrem Umfeld, aber auch 
in Organisationen bestehen (Risikoanalysen). Kinder und Erwachsene sollten auch wis¬ 
sen, was in Fällen, in denen Gewalt auftritt, dringend zu tun ist (Intervention). Letztlich 
müssen stattgefundene Fälle angesprochen und aufgearbeitet werden, damit alle daraus 
lernen können (Aufarbeitung). Das Anschieben solcher Reflexionsprozesse im Sinne von 
„Schutzkonzepten“ liegt in der Verantwortung von Erwachsenen, die sichere und entwick¬ 
lungsförderliche pädagogische Kontexte für Kinder und Jugendliche zu schaffen haben. 
Für die Prävention sollen darum Kinder und Jugendliche, Führungs- und Leitungsper¬ 
sonen in Einrichtungen und Organisationen, professionelle und ehrenamtliche Personen, 
Eltern sowie Aus- und Weiterbildungsinstitutionen gleichermaßen in den Blick genom¬ 
men werden. Zu den zentralen Schutzmaßnahmen gehören Informationskampagnen für 
Kinder und Jugendliche über ihre Rechte, über Sexualität und Gewalt. Auch Beteiligungs¬ 
und Beschwerdemöglichkeiten für Kinder und Jugendliche in allen Einrichtungen sollen 
zu einer „Kultur der Grenzachtung“ (Enders und Eberhardt 2007) überall dort beitragen, 
wo sich Kinder aufhalten. Um zu einem für Kinder spürbaren besseren Schutzklima bei¬ 
zutragen, bedarf es einer grundlegenden machtreflektierten Gestaltung von Beziehungen 
zwischen Erwachsenen und Kindern. Haltung lässt sich nicht ausschließlich durch Geset¬ 
ze und Verordnungen in Gang setzen. Haltung wird hergestellt in zivilgesellschaftlichen 
Aushandlungsprozessen über die Rechte von Kindern und Jugendlichen, an denen sie 
gleichberechtigt teilhaben sollten. 

Fragen zur Reflexion 

• Jugendämter haben ein sogenanntes „staatliches Wächteramt“. Was ist damit gemeint 
und was beinhaltet dies? 

• Recherchieren Sie, zu welchen Fällen des Machtmissbrauchs es in der Vergangenheit 
in pädagogischen Einrichtungen in Deutschland gekommen ist. Diskutieren Sie, was 
alles dazu beigetragen haben könnte, dass der nötige Schutz von Kindern damals nicht 
gewährleistet wurde. 

• Der Schutz von Kindern ist eine staatliche Aufgabe. Begründen Sie, warum der Schutz 
von Kindern nicht nur dem Staat überlassen bleiben kann. 
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Zusammenfassung 

Partizipation ist in der Sozialen Arbeit zu einem Schlüsselbegriff geworden. Einerseits 
findet Partizipation als übergreifendes Ziel und Handlungsprinzip der Sozialen Arbeit 
viel Resonanz und breite Anerkennung. Andererseits ist es oft umstritten und unklar, 
was Partizipation in den sehr unterschiedlichen Kontexten, Handlungsfeldern und Auf¬ 
gaben der Sozialen Arbeit bedeutet und wie sie praktisch umgesetzt werden kann. Der 
folgende Beitrag möchte in das Verständnis von Partizipation im Kontext der Sozialen 
Arbeit einführen und beleuchtet Theorie und Praxis. 


Warum ist Partizipation in der Sozialen Arbeit ein Thema? 

Soziale Arbeit will Menschen darin unterstützen, ein Lehen zu führen, das sie selbst als 
lebenswert ansehen. Eine grundlegende Aufgabe sieht die Soziale Arbeit darin, zu ermög¬ 
lichen, dass Menschen ihre Potenziale entfalten und sich Fähigkeiten aneignen, die sie 
brauchen, um ein Leben in Freiheit und Verantwortung zu führen. Sie bietet Hilfe und Un¬ 
terstützung an, wenn sich Menschen in Lebenslagen und Situationen befinden, die für sie 
belastend sind und sie in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einschränken, wenn Einzelne, 
Familien oder Gruppen Unterstützung von außen brauchen, weil ihre eigenen Ressourcen 
zur Problembewältigung nicht ausreichen. In diesem Fall wählt sie solche Vorgehenswei¬ 
sen, Interventionen und Interaktionsformen, von denen sie mit guten Gründen annehmen 
kann, dass sie die Autonomie ihrer Adressat_innen fördern, ihre Handlungsspielräume 
erweitern und Abhängigkeiten verringern. Sie will in solchen Unterstützungsprozessen 
immer auch zu (Selbst-)Bildungsprozessen anregen. Sie tritt für die Menschenrechte, 
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für soziale Gerechtigkeit und Diversität ein und adressiert die gesellschaftlichen Ursa¬ 
chen sozialer Probleme. Sie tritt für die Demokratie ein und fördert die gleichberechtigte 
Teilnahme und Teilhabe aller an den Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen in und 
außerhalb des politischen Systems (Sen 2000). 

Ein solches Verständnis von Sozialer Arbeit befindet sich zweifellos in der Nähe zahl¬ 
reicher aktueller Theoriepositionen (vgl. z. B. Ziegler; Grunwald und Thiersch; Schröer 
in diesem Band). Es steht auch im Einklang mit der Definition von Sozialer Arbeit, auf 
die sich die International Federation of Social Workers verständigt hat. Diese zuletzt 2014 
aktualisierte Definition wird nachfolgend in der deutschen Übersetzung des Eachbereichs- 
tags Soziale Arbeit und des Deutschen Berufsverbands für Soziale Arbeit aufgeführt. 

Soziale Arbeit in der Definition derlnternational Federation of Social Work 

► Soziale Arbeit „Soziale Arbeit fördert als praxisorientierte Profession und wissen¬ 
schaftliche Disziplin gesellschaftliche Veränderungen, soziale Entwicklungen und den 
sozialen Zusammenhalt sowie die Stärkung der Autonomie und Selbstbestimmung von 
Menschen. Die Prinzipien sozialer Gerechtigkeit, die Menschenrechte, die gemeinsame 
Verantwortung und die Achtung der Vielfalt bilden die Grundlage der Sozialen Arbeit. 
Dabei stützt sie sich auf Theorien der Sozialen Arbeit, der Human- und Sozialwissen¬ 
schaften und auf indigenes Wissen. Soziale Arbeit befähigt und ermutigt Menschen so, 
dass sie die Herausforderungen des Lebens bewältigen und das Wohlergehen verbessern, 
dabei bindet sie Strukturen ein. Diese Definition kann auf nationaler und/oder regionaler 
Ebene weiter ausgeführt werden“ (Deutscher Berufsverband für Soziale Arbeit 2016). 

Die zitierte Definition der ISWF dokumentiert das Selbstverständnis der Sozialen Ar¬ 
beit im 21. Jahrhundert - genauer gesagt, ein Selbstverständnis, das im Jahr 2014 unter 
den Repräsentant_innen von über 100 nationalen Berufsverbänden der Sozialen Arbeit 
mehrheitsfähig war. Noch in den 1960er-Jahren hätten Berufsverbände und Hochschul¬ 
vertreter der Sozialen Arbeit in Deutschland, Österreich und der Schweiz diese Definition 
mehrheitlich abgelehnt. Damals orientierte sich die Soziale Arbeit stark an Konzepten ei¬ 
ner paternalistischen Eürsorge, die ihren Ursprung im ausgehenden 19. Jahrhundert und 
in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts hat, oder verschrieb sich - in ihren modernen 
Spielarten - der Idee von Sozialer Arbeit als Sozialtechnologie. Beide Varianten haben 
einen gemeinsamen Nenner: Sie sehen den Kernauftrag der Sozialen Arbeit in der Her¬ 
anführung von sozial abweichenden oder unangepassten Personen an anerkannte Normen 
der Gesellschaft (vgl. Böllert 2012; Schert 2014). Es dominierte damals also eine Soziale 
Arbeit, die „weiß, was für die Klienten gut ist“ - und zwar besser als diese selbst - und 
sich in der Verantwortung sieht, sie „dazu zu bringen, ihr Leben auf eine Weise zu führen, 
die der Gesellschaft und ihrem Eunktionieren dient“. Dieser Typus von Sozialer Arbeit ist 
zu Recht wegen seiner Nähe zu bevormundenden, disziplinierenden und ausgrenzenden 
Politiken und Praxen kritisiert worden. Erst in den 1980er und 1990er-Jahren hat sich die 
deutschsprachige Soziale Arbeit von dieser Leitkonzeption gelöst. Vereinfacht gesprochen 
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hat sie in ihrem Aufgabenverständnis eine radikale Umstellung vorgenommen: Sie sieht 
ihren Kernauftrag nun nicht mehr darin, ihre Adressat_innen an externe (Leistungs- und 
Sozial- etc.)Normen anzupassen, sondern sie darin zu unterstützen, ihre Autonomie als 
Person zu entfalten und als Bürger_in eines demokratischen Gemeinwesens darüber mit¬ 
zuentscheiden, welche Normen und Regeln in der Gesellschaft gelten sollen. Dabei findet 
sie ihre eigenen normativen Orientierungen im Begriff der sozialen Gerechtigkeit und in 
den Grundrechten Würde, Freiheit und Gleichheit. 

Es ist dieser Kontext der Neubestimmung von Sozialer Arbeit, in dem Partizipation zu 
einem Schlüsselbegriff avanciert ist. Partizipation kann heute als Mittel und Zweck des 
Handelns in der Sozialen Arbeit gelten. Es sind aber nicht nur Diskussionen innerhalb 
der Sozialen Arbeit, die dazu zugeführt haben, dass Partizipation heute diesen Stellenwert 
einnimmt. Einen erheblichen Anteil daran haben die Menschenrechtskonvention und ihre 
Konkretisierungen in der UN-Kinderrechtskonvention und der UN-Behindertenrechtskon- 
vention. Letztere sind nicht zuletzt deshalb für die Soziale Arbeit relevant, weil sie Schutz- 
und Partizipationsrechte für vulnerable Gruppen in der Gesellschaft formulieren, die nicht 
von ungefähr auch wichtige Adressat_innengruppen der Sozialen Arbeit sind. Mit der 
Umstellung von Disziplinierung auf Autonomieförderung und von Parternalismus auf 
Partizipation sind Positionsverschiebungen in weiteren Grundfragen verbunden: etwa im 
Gesellschaftsverständnis, im Verständnis des Verhältnisses von Individuum und Gesell¬ 
schaft, im Verhältnis von Professionellen der Sozialen Arbeit zu ihren Adressat_innen 
(Dewe und Otto 2010; Olk 2011), im Verhältnis der Sozialen Arbeit zum Politischen, 
zur Sozialpolitik, zum Wohlfahrtsstaat und zur Demokratie (Geisen et al. 2013). Auf eine 
Eormel gebracht kommt in diesem Kontext der Sozialen Arbeit die Punktion zu, zwi¬ 
schen dem Sozialen und dem Politischen zu vermitteln (Lütke-Harmann 2013; Scherr 
2017). Hieran anknüpfend unternimmt der folgende Abschnitt den Versuch einer eher 
systematischen und theoriegeleiteten Bestimmung von Partizipation im Zusammenhang 
von Demokratie, Wohlfahrtsstaat und Sozialer Arbeit. 

► Partizipation als Merkmal von Demokratien Partizipation ist ein grundlegendes und 
nicht austauschbares Merkmal demokratischer Gesellschafts-, Staats- und Herrschaftsfor¬ 
men. Sie ist Ausdruck des Grundrechts auf persönliche Preiheit, Selbstbestimmung und 
freie Entfaltung der Persönlichkeit. Der Bedeutungsraum von Partizipation reicht von der 
Teilnahme am öffentlichen und kulturellen Leben über die Mitwirkung an Entscheidun¬ 
gen in und außerhalb des politischen Systems bis zur Teilhabe an Wohlstand, Sicherheit 
und Freiheit. Partizipation im vollen Sinne ist Teilnahme und Teilhabe an den sozialen, 
politischen und ökonomischen Prozessen einer Gesellschaft in Freiheit. In und durch Par¬ 
tizipation entwickeln sich Subjektivität und Sozialität zugleich. 

Für eine differenzierte Diskussion dessen, was mit Partizipation gemeint ist, ist es 
hilfreich, zwei Bedeutungsaspekte zu unterscheiden, die mit Teilnahme und Teilhabe über¬ 
schrieben werden. Diese Bedeutungsaspekte sind eng miteinander verbunden (Richter 
et al. 2016, S. 108; Schnurr 2011). Damit der volle Gehalt von Partizipation realisiert wird, 
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müssen beide Aspekte Zusammenkommen und sich wechselseitig stützen. Dies wird im 
Folgenden näher erläutert. 

Partizipation im Sinne von Teilnahme bezieht sich primär auf die Mitwirkung in Pro¬ 
zessen der Aushandlung und Entscheidungsfindung. Dahei ist der Bedeutungsgehalt nicht 
auf Wahlen und formalisierte Entscheidungsverfahren der parlamentarischen Demokra¬ 
tie begrenzt. Weitaus häufiger wird der Begriff Partizipation verwendet, um die Mit¬ 
wirkung an Prozessen der Aushandlung und Entscheidungsfindung im Vorfeld des Han¬ 
delns von Parlamenten und Regierungen (zum Beispiel als „Bürger_innenheteiligung“) 
oder in gesellschaftlichen Institutionen außerhalb des politischen Systems zu bezeich¬ 
nen, also bspw. in Betrieben, Bildungsinstitutionen, Institutionen des Wohlfahrtsstaats 
- und damit auch in der Sozialen Arbeit. Demokratische Gesellschaften zeichnen sich 
unter anderem dadurch aus, dass sie Mitwirkung in solchen Institutionen über sekto¬ 
renspezifische Beteiligungs- und Partizipationsrechte ermöglichen hzw. gewährleisten, 
wobei Art, Umfang und Stärke der Möglichkeiten der Einflussnahme variieren. Im Kon¬ 
text von Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen wird der Begriff Partizipation auch 
zur Unterscheidung zwischen starken und schwachen Einflussmöglichkeiten verwendet, 
also etwa um Mitwirkung und Mitentscheidung von hloßer Beteiligung zu unterscheiden. 
Beteiligung findet beispielsweise auch statt, wenn Entscheidungsberechtigte die von ei¬ 
ner Entscheidung betroffenen Personen nur zu Wort kommen lassen und anhören, bevor 
sie ihre Entscheidung verkünden. Von demokratischer Partizipation sollte demgegenüber 
im Allgemeinen dann gesprochen werden, wenn Mitwirkung in Aushandlungs- und Ent¬ 
scheidungsprozessen mit der realen Chance verbunden ist, Einfluss auf die Ergebnisse von 
Entscheidungen zu nehmen (Richter et al. 2016, S. 108). 

Partizipation im Sinne von Teilhabe weist über die Teilnahme an Prozessen der Aus¬ 
handlungs- und Entscheidungsfindung im engeren Sinne hinaus und bezeichnet die („an¬ 
teilige“) Nutzung der zu einem gegebenen Stand der gesellschaftlichen Entwicklung ver¬ 
fügbaren Ressourcen und Möglichkeiten zur Realisierung individueller Lebensentwürfe 
und zur Herausbildung von Subjektivität. Dabei ist der Ressourcenbegriff weit gefasst 
und reicht von den natürlichen Lebensgrundlagen über die Sphären von Wirtschaft (Ar¬ 
beit, Konsum) und Kultur bis zu den Kollektivgütern Ereiheit, Sicherheit und Demokratie 
selbst. 

Demokratie, Partizipation und Wohlfahrtsstaat 

Prozesse, in denen Menschen ihre Betroffenheit, ihre eigenen Interessen und Bedürfnis¬ 
se klar fassen, aussprechen und in Situationen der Aushandlung mit anderen vertreten, 
vollziehen sich keineswegs naturwüchsig und „automatisch“. Von Menschen, die in ihrer 
Existenz bedroht sind, wird man kaum erwarten können, dass sie sich im Gemeinwesen 
engagieren. Oft setzen sie sich noch nicht einmal für ihre eigenen Anliegen ein, weil sie 
wenig Chancen sehen, gehört, verstanden und anerkannt zu werden. Soziale Ungleichheit 
setzt sich auf der Ebene der Verteilung von Partizipationschancen fort. Damit sich demo¬ 
kratische Gesellschaften durch Partizipation ihrer Mitglieder dynamisch weiterentwickeln 
können, ist es notwendig, dass ein Mindestmaß an ökonomischer und sozialer Sicherheit 
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garantiert ist. Vor diesem Hintergrund wurde argumentiert, dass Schutz-, Beteiligungs¬ 
und Mitwirkungsrechte für demokratische Gesellschaften eine wichtige und unersetzliche 
Basis bilden, diese aber durch ökonomische und soziale Rechte (z. B. gleiche individuelle 
Rechte auf Bildung und soziale Leistungen) ergänzt werden müssen. Marshall (1981) hat 
in diesem Zusammenhang den Begriff der social citizenship geprägt, die mit einer univer¬ 
salistischen Ausgestaltung sozialer Rechte entsteht. Gleiche soziale Rechte unabhängig 
von der Zugehörigkeit zu ökonomischen Statuskategorien sind nach diesem Verständ¬ 
nis eine Voraussetzung für autonome Lebensführung und Persönlichkeitsentfaltung, für 
die Partizipationschancen der Bürgerinnen und für die Demokratie. Denn auch „die 
wirtschaftlichen und kulturellen Zugangsbedingungen zur politischen Meinung müssen 
allgemein verfügbar gemacht, also demokratisiert werden“ (Bourdieu 1996). In Gesell¬ 
schaften, die durch hohe soziale Ungleichheit belastet sind und keine sozialen Rechte ken¬ 
nen, sind die Chancen zur gleichen Nutzung und Ausübung der Grundrechte (auch wenn 
diese formal gelten mögen) geschwächt; die Barrieren für eine Annäherung an gerech¬ 
te Verteilungsstrukturen und einen Zustand gleicher Freiheit (Otto et al. 2010; Steinvorth 
1999) durch politische Auseinandersetzungen und Entscheidungen liegen beinahe unüber¬ 
windlich hoch. Umgekehrt kann erwartet werden, dass mit umfassender Gewährleistung 
sozialer Rechte, mit für alle weit geöffneten Zugängen zu Bildung und zu Programmen, 
die soziale Benachteiligung ausgleichen und mindern, die Chancen für die Thematisierung 
von Ungerechtigkeit und für die Partizipation in Konflikten um faire Regeln der Verteilung 
und des Zusammenlebens zunehmen. Garantien gibt es hier freilich keine. Auch die de¬ 
mokratischen Staaten mit ausgebautem Wohlfahrtsstaat sind heute von dem Zustand weit 
entfernt, dass alle mit gleichen Chancen Teilhaber_innen am gesellschaftlichen Reich¬ 
tum sind, gleiche Freiheiten genießen, den gleichen Zugang zu Ressourcen haben und 
die gleichen Chancen, sie zu nutzen. Dies zeigt die Bedeutung von Partizipation als pro¬ 
grammatischen und kritischen Begriff; als Maßstab zur Gestaltung und Beurteilung von 
gesellschaftlichen Strukturen, Machtverhältnissen, Verteilungsregeln, Rechtsordnungen 
und politischen Verfahren. Gesellschaftliche Ordnungen lassen sich danach unterscheiden 
und beurteilen, inwieweit sie eine „faire Teilhabe aller am Sagen und Haben der Gesell¬ 
schaft auf der Basis gesicherter Bürgerrechte“ (Meyer 2006, S. 146) gewährleisten. 

Diese Bestimmung von Partizipation hat den Zusammenhang von Partizipation zum 
„Sagen und Haben der Gesellschaft“ und zum Wohlfahrtsstaat aufgezeigt. Die nachfolgen¬ 
den Abschnitte knüpfen hier an und gehen näher auf Partizipation in der Sozialen Arbeit 
ein. Sie argumentieren, dass die Soziale Arbeit ihre Ziele und Zwecke nur erreichen kann, 
wenn die Professionellen der Sozialen Arbeit und die Adressat_innen in einem Modus der 
Co-Produktion Zusammenarbeiten und wenn die Adressat_innen bei der Bestimmung der 
Probleme und der Wahl der geeigneten Antworten mitwirken und mitentscheiden. 

► Partizipation in der Sozialen Arbeit Die Soziale Arbeit orientiert ihr Handeln am 
Ziel, ihren Adressat_innen als Trägerinnen subjektiver und sozialer Rechte die Teilnah¬ 
me an sozialen, politischen und ökonomischen Prozessen der Gesellschaft zu ermöglichen 
und ihr Recht auf Würde, Freiheit und Selbstbestimmung zu verwirklichen. Die Soziale 
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Arbeit fördert ihre Adressat_innen darin, ihre Meinungen, Bedürfnisse und Interessen zu 
artikulieren, ihren Anliegen in Öffentlichkeit und Politik Gehör zu verschaffen und auf 
Entscheidungen, die sie betreffen, Einfluss zu nehmen. Soziale Arbeit fördert und realisiert 
Partizipation, indem sie in ihren Zuständigkeiten und Handlungsfeldern Unterstützungs¬ 
und Bildungsprozesse als Co-Produktion konzipiert und umsetzt; Adressat_innen der So¬ 
zialen Arbeit sind in diesen Unterstützungs- und Bildungsprozessen Mitwirkende und 
Mitgestaltende und entscheiden bei der Festlegung ihrer Rahmenbedingungen, Anlässe, 
Formen und Ziele mit: 

a. bei Entscheidungen über Angebots- und Leistungsstrukturen des (lokalen) Wohlfahrts¬ 
staats und der Sozialen Arbeit, 

b. bei Entscheidungen über die Bedarfe und Probleme, die in einem individuellen Fall 
vorliegen und durch die Soziale Arbeit bearbeitet werden sollen („Diagnosen“, „Indi¬ 
kationen“), 

c. bei Entscheidungen über Art, Umfang und Zielsetzungen der Leistungen (Interventio¬ 
nen, Hilfen, Anbieter/Durchführende), mit denen die Soziale Arbeit in einem indivi¬ 
duellen Fall auf Bedarfe und Probleme antwortet, 

d. bei Entscheidungen über die konkrete Gestaltung der Kontexte der Leistungserbrin¬ 
gung (Bildungs- und Hilfesettings, Beziehungen, Interaktionsformen, Organisationen, 
teilweise auch Lebensorte). 

Wichtige Quellen, Bezugspunkte und Begründungen für dieses Verständnis von Parti¬ 
zipation in der Sozialen Arbeit Anden sich in der Konzeption der lebensweltorientierten 
Sozialen Arbeit (z. B. Thiersch 2002, S. 137, 149), der theoretischen Bestimmung von 
Sozialer Arbeit als personenbezogene soziale Dienstleistung (Olk und Otto 2003; Schaar¬ 
schuch 1999), in Arbeiten zum Zusammenhang von Erziehung, Bildung und Demokratie 
(Dewey 2004; Richter et al. 2016), in der Demokratietheorie (Habermas 1992; Meyer 
2009; Schmidt 2010) und in Beiträgen zur normativen Fundierung der Sozialen Arbeit 
(Brumlik 1978; Otto et al. 2010). In den folgenden Abschnitten wird exemplarisch ge¬ 
zeigt, was Partizipation in der Sozialen Arbeit in Bezug auf die oben angesprochenen 
Ebenen und Gegenstände von Entscheidungen bedeutet bzw. bedeuten sollte. 

Partizipation in der Sozialen Arbeit: Themen, Entscheidungsebenen und 
Entscheidungsgegenstände 

Was Soziale Arbeit in den verschiedenen Handlungskontexten in Zusammenarbeit mit je¬ 
weils unterschiedlichen Adressat_innen konkret tut, kann man als Resultat eines mehrstu¬ 
figen Entscheidungsprozesses ansehen. Dieser umfasst unterschiedliche Ebenen (Politik, 
Verwaltung, Institutionen, Professionelle). Auf jeder Ebene stehen jeweils unterschiedli¬ 
che Sachverhalte zur Entscheidung an. Die Partizipation der Adressat_innen bezieht sich 
auf jeder Ebene auf jeweils typische Entscheidungsgegenstände. 

Tab. 1 zeigt in einer schematischen Übersicht Ebenen und Gegenstände der Partizipati¬ 
on in der Sozialen Arbeit. Die Formen, in denen Fachverwaltungen, leistungserbringende 



43 Partizipation 


637 


Organisationen und Fachkräfte Partizipation praktizieren, und der Grad der Verbindlich¬ 
keit, mit dem sie zur Gewährleistung von (dehnierten) Partizipationsrechten verpflichtet 
sind, variieren. 

Partizipation bei Entscheidungen über Angebots- und Leistungsstrukturen des 
(lokalen) Wohlfahrtsstaats 

Partizipation spielt auch auf der Ebene der Sozialpolitik und der lokalen Angebotspla¬ 
nung (Sozialplanung, Kinder- und Jugendhilfeplanung) eine wichtige Rolle. Sozialpoli¬ 
tik kann auch verstanden werden als Arena, in der darüber verhandelt und entschieden 
wird, welche sozialen Probleme in einer Gesellschaft mit öffentlichen Mitteln bearbei¬ 
tet werden und welche Zielsetzungen und Formen der Bearbeitung anerkannt sind. Die 
Ergebnisse münden in Sozialgesetze und dienen als allgemeine und verbindliche Grund¬ 
lagen für die Umsetzung in Regionen (Bezirken, Gemeinden, Städten, Quartieren) und im 
Einzelfall. In einem demokratischen Wohlfahrtsstaat sind im Idealfall die Bürgerinnen 
auf allen Ebenen beteiligt (vgl. Tab. 43.1). Im Mindestfall wirken sie als Wählerinnen 
an der Zusammensetzung von Parlamenten, Räten und Regierungen mit, die über die 
Eckwerte und Grundlagen sozialpolitischer Angebots- und Leistungsstrukturen entschei¬ 
den. Da sowohl die konkreten Bedarfslagen der Bürgerinnen als Leistungsberechtigte 
bzw. Adressatinnen wie auch die Zusammensetzung der lokalen Leistungserbringer (und 
deren Programme) regional erheblich variieren, müssen jeweils Schritte unternommen 
werden, um die allgemeinen gesetzlichen Grundlagen mit Blick auf die lokalen Angebots¬ 
landschaften und Adressatinnengruppen zu übersetzen. Die allgemeinen gesetzlichen 
Grundlagen sind sozusagen regional-, adressatinnen- und leistungsspeziflsch auszubuch¬ 
stabieren. Dabei sind auch die lokal verfügbaren Ressourcen zu berücksichtigen. In un¬ 
serem Beispiel geschieht dies in der Zusammenarbeit zwischen lokalen Anbietern und 
zuständigen Fachverwaltungen. 


Fallbeispiel: Beispiel 1: Sozialplanung 

Beteiligung von freien Trägern und lokalen Expertinnen 

„Die gute Praxis der kooperativen Sozialplanung im Kreis Gütersloh wurde am Bei¬ 
spiel der ,Rahmenvereinbarung über die Gestaltung der Lebenssituationen für und mit 
ältere(n) Menschen' veranschaulicht. Die Vereinbarung wurde zwischen dem Kreis 
Gütersloh, den 13 kreisangehörigen Kommunen und der Arbeitsgemeinschaft der frei¬ 
en Wohlfahrtsverbände im Kreis Gütersloh (Mitglieder: AWO, Caritas, Diakonie, DP- 
WV, DRK) geschlossen. Die Vereinbarung zielt auf die dauerhafte Sicherstellung einer 
bedarfsgerechten, ortsnahen, flächendeckenden und finanzierbaren Versorgung älte¬ 
rer, hilfe- und pflegebedürftiger Menschen im Kreis. Dabei geht es vor allem darum, 
Präventionsmöglichkeiten, Selbsthilfepotenziale und Synergien durch eine effektive 
und effiziente Gestaltung und Vernetzung der Aufgabenfelder ,Offene Seniorenarbeit', 
,Pflege- und Wohnberatung' und ,Kommunale Pflegeplanung' auszuschöpfen. So sol¬ 
len Hilfe- und Pflegebedürftigkeit im Alter vermieden oder hinausgezögert und Selbst- 
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Tab. 43.1 Ebenen und Gegenstände von Partizipation 



Gestaltung der 
sozialpolitischen 
Rahmenbedin¬ 
gungen 

Lokale Ange¬ 
botsplanung 

Einzelfall¬ 

entscheidung 

Leistungserbringung 

Worüber wird 

Legitimität von 

Anpassung 

Nutzung der 

Gestaltung von 

verhandelt? 

sozialen Pro- 

der allge¬ 

Leistungsstruktu¬ 

Bildungs- und Hil- 

blemen, darauf 

meinen 

ren im Einzelfall 

fesettings und von 

bezogenen Bear¬ 

und ver- 


Beziehungen; Gestal¬ 

beitungsformen 

rechtlichten 


tung von Alltag und 

und Leistungs- 

Leistungs¬ 


Formen der Zusam¬ 

anspriichen 

strukturen auf 


menarbeit zwischen 


lokale Ge¬ 


Professionellen und 


gebenheiten 


Adressat_innen 


(Bedarfslagen, 




Angebot) 



Was ist zu klären? 

Wer soll welche 

Wie sind die 

Welche Themen 

Welche Regeln der 

Hilfen erhalten 

Zugänge zu 

bzw. Probleme 

Zusammenarbeit (ggf. 

können? 

Leistungen zu 

sollen bearbeitet 

des Zusammenlebens) 

Wem sollen wel¬ 

gestalten? 

werden? 

sollen gelten? 

che Leistungen 

Welche 

Was ist der Be¬ 

Wie wird Alltag ge¬ 

zustehen? 

Schwerpunkte 

darf? 

staltet? (Privatheit, 

Welche 

sollen in der 

Welche Hilfen 

Grenzen, Aktivitäten) 

Angebotsstruktur 

Region gesetzt 

sind angemes¬ 

Wer hat welche Rech¬ 

ist zu gewähr¬ 

werden? 

sen? 

te zur Mitwirkung und 

leisten? 

Wer soll 

Welche Wir¬ 

Mitentscheidung? 


welche 

kungen sind 

Wer hat welche 


Leistungen 

erwünscht und 

Beschwerdemöglich¬ 


erbringen? 

realistisch? 

keiten und -rechte? 


Welche Qua¬ 




litätsstandards 




sollen gelten? 



Entscheidungsge¬ 

Angebots- und 

Umsetzung 

Individuelle In¬ 

Ausgestaltung 

genstand 

Leistungs- 

der allge¬ 

anspruchnahme 

der konkreten 

Strukturen des 

meinen 

von Leistungen 

Kontexte der Leis¬ 

Wohlfahrtsstaats 

Leis¬ 

und deren Aus¬ 

tungserbringung 

Anspruchsrechte 

tungs- und 

stattung (Art, 

(Arbeitsbezie¬ 


Programm¬ 

Umfang, Dauer, 

hungen zwischen 


strukturen vor 

Zielsetzungen) 

Professionel¬ 


dem Hinter¬ 


len/Adressat_innen, 


grund lokaler 


Organisationen) 


Bedarfslagen 




und Angebots¬ 




muster 





43 Partizipation 


639 


bestimmung im Alter so lange wie möglich erhalten werden. (...) Da alle Maßnahmen 
zur Anpassung der Seniorenarbeit in der Pflegelandschaft an die Erfordernisse der älte¬ 
ren Bevölkerung unter Hilfebedürftigen wesentlich von den Strukturen vor Ort geprägt 
werden, wurden gerade die freien Träger wegen ihrer Verwurzelung in den Städten 
und Gemeinden aktiv an den Anpassungsschritten beteiligt. Welche Maßnahmen im 
Einzelnen erforderlich sind, kann nur vor Ort erkannt werden“ (Schubert 2013, S. 42). 

Dahei wird den Leistungserbringern die Rolle von Expertinnen zugewiesen, die ein 
differenziertes Wissen über Bedarfslagen, Angebotsformen, deren Zielsetzungen und 
Ausstattung in die Planung einbringen. Die Adressat_innen - die alten Menschen - sind 
hier selbst nicht direkt beteiligt, auch nicht durch Repräsentantinnen (vgl. Eschkotte und 
Schlatholt 2015). Die Soziale Arbeit befindet sich im Beispiel in einer Übersetzer- und 
Stellvertreterrolle. Das Beispiel verweist insofern auch auf Defizite in der Umsetzung 
von Partizipation. In einem Wohlfahrtsstaat mit erweiterten Partizipationsgelegenheiten 
können Bürgerinnen auch bei diesen Schritten mitwirken. Insbesondere im Kontext der 
Kinder- und Jugendhilfeplanung hat die Soziale Arbeit entsprechende Methoden und Vor¬ 
gehensweisen entwickelt und erprobt (Maykus und Schone 2010; Stork 2010). Immerhin 
handelt es sich bei dem Beispiel nicht um eine „Mogelpackung“. Die Akteure bezeichnen 
ihr Vorgehen als „kooperative Sozialplanung“, nicht etwa als partizipative Sozialplanung. 
Das Beispiel wurde auch deshalb ausgewählt, weil es einen Aspekt von Partizipation in 
der Sozialen Arbeit aufzeigt, der von eminenter Bedeutung ist. Als Ziel der „koopera¬ 
tiven Sozialplanung“ wird benannt, die Angebote und Leistungen der Altenhilfe so zu 
koordinieren, dass „Selbstbestimmung im Alter so lange wie möglich erhalten“ wird 
(Schubert 2013, S. 42). Partizipation als Selbstbestimmung wird hier also als übergrei¬ 
fendes Ziel und als Zweck der Sozialen Arbeit bestimmt, auch wenn das nicht zu einer 
Entscheidungsbeteiligung der Betroffenen führt. 

Partizipation bei Entscheidungen über Bedarfe, Probleme und Antworten 

Den Entscheidungen über Art und Umfang von Leistungen im Einzelfall kommt besonde¬ 
re Bedeutung zu. Denn hier wird in der Regel zum einen eine verbindliche Definition des 
Problems vorgenommen und auf eine (nach der Rechtslage und dem Eachwissen) legitime 
und angemessene Leistung geschlossen. In vielen Handlungsfeldern der Sozialen Arbeit 
sind mit diesen Leistungen erhebliche Eingriffe in die Biografie der Adressat_innen ver¬ 
bunden. Umso problematischer ist es, dass auf dieser Ebene oft kaum Partizipationsrechte 
bzw. strukturell verankerte Mitwirkungsmöglichkeiten bestehen. Wo diese nicht bestehen, 
sind die Adressat_innen auf Formen der informellen Aushandlung mit den Fachkräften 
angewiesen. Je weniger sie über ihre Rechte und das Spektrum der möglichen Leistungen 
wissen und je weniger sie die verschiedenen Handlungsformen und ihre Qualität einschät¬ 
zen können, desto weniger sind sie in der Lage, ihre Interessen einzubringen und sich 
informiert an der Entscheidungsfindung zu beteiligen. Dies trägt dazu bei, dass die Macht¬ 
asymmetrie zwischen Fachkräften und Adressat_innen auf dieser Ebene der Einzelfallent¬ 
scheidung besonders ausgeprägt ist. In der rechtlichen Ausgestaltung der Hilfeplanung im 
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SGB VIII hat das deutsche Kinder- und Jugendhilferecht formale Mitwirkungsrechte für 
Personensorgeberechtigte und die Betroffenen Kinder und Jugendlichen eingeführt. Er¬ 
fahrungen und empirische Studien zeigen, dass es in der praktischen Umsetzung oft nicht 
gelingt, die Machtasymmetrie zugunsten der Adressat_innen zu verschieben. Gerade die 
Sichtweisen und Präferenzen des Kindes werden bei der Rekonstruktion des Problems und 
beim Schließen auf angemessene Antworten oft nicht ausreichend gehört und berücksich¬ 
tigt. Oft wird über das Kind besprochen, aber nicht mit ihm gesprochen. Eine Beteiligung 
von Kindern und Personensorgeberechtigten an den WiXie.'pXangesprächen bedeutet nicht 
notwendigerweise auch eine Mitwirkung an den Entscheidungen (Hitzier und Messmer 
2010; Pluto 2007; Urban 2004). 

Die Diskussion zur Umsetzung des Hilfeplanverfahrens hat gezeigt, dass die Macht¬ 
asymmetrie zwischen Eachkräften und Adressat_innen Partizipation selbst dort begren¬ 
zen und behindern kann, wo Adressat_innen vom Gesetz her Partizipationsrechte einge¬ 
räumt werden (hier: durch das SGB VII und die UN-Kinderrechtskonvention). Daraus 
lassen sich mehrere Schlussfolgerungen ziehen. In der Sozialen Arbeit ist die Umsetzung 
von Partizipation daran gebunden, dass Fachkräfte Macht an Adressat_innen abgeben 
und Transparenz darüber hersteilen, wer mit welchen Rechten über welche Sachverhalte 
wie entscheidet oder mitentscheidet. Trotz Fortschritten bei der Erweiterung von Parti¬ 
zipationschancen besteht in der Sozialen Arbeit ein erheblicher Entwicklungsbedarf im 
Hinblick auf die konzeptionelle und praktische Gestaltung von Settings und Kommuni¬ 
kationsformen, die Partizipation im Sinne einer Einflussnahme der Adressat_innen auf 
die Rekonstruktion von Problemen und Hilfeanlässen einerseits und der Bestimmung an¬ 
gemessener Antworten andererseits ermöglichen. Damit Fachkräfte ihrer Verantwortung 
für das Wohlergehen der Adressat_innen und die Gewährleistung von Partizipationsmög¬ 
lichkeiten gerecht werden, muss ihr Handeln daran orientiert sein, den Adressat_innen 
strukturell abgesicherte Möglichkeiten zur Artikulation, Mitentscheidung und Mitverant¬ 
wortung zu eröffnen. Dazu muss die Soziale Arbeit auch ihre gewohnten Formen der 
Gesprächsführung und Verhandlung überdenken und erneuern. Viele Adressat_innen der 
Sozialen Arbeit sind nicht darin geübt, sich in den Arbeits- und Verkehrsformen von 
Fachverwaltungen zu bewegen. Partizipation zu fördern und zu ermöglichen verlangt auf 
der Seite der Professionellen der Sozialen Arbeit erstens eine Offenheit und interessierte 
Aufmerksamkeit gegenüber den Formen und Sprachen, in denen Adressat_innen ihre An¬ 
liegen und Interessen artikulieren, zweitens die Bereitschaft, die Adressat_innen darin zu 
unterstützen, ihr lebensweltliches Wissen und ihre subjektiven Sichtweisen in Verständi¬ 
gungsprozesse einzubringen, und drittens die Bereitschaft und Kompetenz, Übersetzungs¬ 
leistungen anzubieten, um das, was für die Adressat_innen Sinn macht, mit der Sprache 
des Fachs, der Verwaltung und des Rechts zu vermitteln. 

Als Antwort auf die Machtasymmetrie haben Beschwerde- und Ombudsstellen in den 
vergangenen Jahren an Bedeutung gewonnen. Dabei lassen sich zwei Formen unterschei¬ 
den. Zum einen gibt es Beschwerde- und Ombudsstellen, deren Fokus auf der Rechtmä¬ 
ßigkeit von Feistungsentscheidungen im Einzelfall liegt. Sie bieten Adressat_innen eine 
entsprechende Beratung zu den Rechten und Entscheidungsverfahren und unterstützen 
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sie gegebenenfalls bei der Durchsetzung von begründeten, aber unerfüllten Rechtsansprü¬ 
chen auf Leistungen (Fröde und Urhan-Stahl 2009). Zum anderen müssen in Deutschland 
seit Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes (2012) alle Einrichtungen, die Kinder 
ganztägig oder für einen Teil des Tages betreuen, nachweisen bzw. gewährleisten, dass sie 
über „Verfahren der Beteiligung sowie der Möglichkeit der Beschwerde in persönlichen 
Angelegenheiten“ verfügen (Hansen und Knauer 2016; Müller 2015). Diese Regelung, die 
vor allem Einrichtungen der Heimerziehung und Kindertageseinrichtungen hetrifft, geht 
von der Überlegung aus, dass Partizipation auch einen wichtigen Beitrag zum Schutz von 
vulnerablen Adressat_innen der Sozialen Arbeit leisten kann. 

Partizipation bei Entscheidungen über die Gestaltung von Kontexten der 
Leistungserbringung 

Im folgenden Abschnitt werden zwei weitere Beispiele vorgestellt, die das Spektrum von 
Partizipation auf der Ebene der Leistungserbringung aufzeigen. 


Fallbeispiel: Beispiel 2; Demokratie in der Heimerziehung 
Kinder und Jugendliche erarbeiten eine Heimverfassung 

„Das Kinder- und Jugendhaus St. Josef bewarb sich für das Modellprojekt ,Demokratie 
in der Heimerziehung“ mit einem ambitionierten Vorhaben: die Beteiligungsmöglich¬ 
keiten für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene sollten zunächst auf den Prüf¬ 
stand gestellt und dann grundlegend weiterentwickelt werden. (...) Im Vordergrund 
des Projektes stand (...) die Verständigung um grundsätzliche Partizipationsrechte der 
Kinder und Jugendlichen im Bereich des Kinder- und Jugendparlamentes [im Heim, 
St.S.] und deren strukturelle Verankerung. (...) Leitende Fragen waren dabei (...): 
Worüber soll das Kinder- und Jugendparlament auf jeden Fall mitentscheiden? Wo¬ 
rüber soll das Kinder- und Jugendparlament auf keinen Fall mitentscheiden? Im Er¬ 
gebnis wurden zahlreiche Eckpunkte des Einrichtungsalltags sichtbar: Gestaltung und 
Nutzung von Außengelände und Gemeinschaftsräumen, Organisation von Eesten und 
Ereizeitaktivitäten, die Verfügung über ein eigenes Budget - sowohl für die Arbeit des 
Gremiums als auch für die Realisierung und Bezuschussung von Aktionen, Projek¬ 
ten und Ideen der Kinder und Jugendlichen selbst -, Beteiligung bei der Aushandlung 
von Regeln und die Punktion des Kinder- und Jugendparlamentes als Vermittlungsin¬ 
stanz zwischen Gruppen und Einrichtungsleitung. Im Verfassungstext bildet sich die 
Ermächtigung des Kinder- und Jugendparlamentes beispielsweise in folgenden Para¬ 
grafen ab: § 6 Raumgestaltung (1) das Kinder- und Jugendparlament hat das Recht, 
über die Gestaltung der öffentlichen Räume der Einrichtung einschließlich des Au¬ 
ßengeländes mit zu entscheiden, die von Kindern und Jugendlichen genutzt werden. 
(2) Räume, die hauptsächlich von den pädagogischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei¬ 
ter genutzt werden, sind davon ausgenommen. (3) Das Kinder- und Jugendparlament 
entscheidet über neu anzuschaffende Spielgeräte auf der Grundlage eines von der Ein¬ 
richtungsleitung vorgegebenen Rahmens. (4) Das Kinder- und Jugendparlament hat ein 
Anhörungsrecht bei der Punktionszuweisung von Räumen“ (Aghamiri 2012, S. 45,47). 
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Beispiel 2 vermittelt einen ausschnitthaften Einblick in ein lokales Projekt zur Förde¬ 
rung von Partizipation in einer Einrichtung der Heimerziehung. Die Partizipationsrechte 
der im Heim lebenden Kinder und Jugendlichen sollen zugleich geklärt und strukturell 
verankert werden. Es steht somit für die Umsetzung des allgemein geltenden Partizipa¬ 
tionspostulats in eine konkrete Praxis - mit ihren konkreten Rahmenbedingungen, in¬ 
dividuellen Kindern, Jugendlichen und Fachkräften. Versuche mit Partizipation in der 
Sozialen Arbeit haben sonst oft nur einen Eventcharakter und sind auf einzelne Aktionen 
beschränkt. Sie bleiben dann punktuell, wobei meistens die Fachkräfte oder Organisa¬ 
tionsverantwortlichen festlegen, zu welchen Themen und in welchem Umfang Adres- 
sat_innen der Sozialen Arbeit mitwirken oder mitbestimmen können. Solche Formen kön¬ 
nen nicht viel dazu beitragen, dass die Themen und Anliegen der Adressat_innen an 
die Oberfläche kommen und zum Gegenstand von Aushandlungen und Entscheidungen 
werden. Das vorgestellte Beispiel geht über punktuelle Aktionen hinaus. Partizipations¬ 
gelegenheiten sollen strukturell abgesichert werden. Strukturelle Absicherung heißt in 
diesem Zusammenhang, dass die im Heim lebenden Kinder und Jugendlichen am Ende 
des Prozesses klar umrissene Partizipationsrec/zte und -verfahren haben, an deren Zu¬ 
standekommen und Ausgestaltung sie selbst beteiligt waren. Damit wird ein Grundsatz 
des deliberativen Demokratiemodells eingelöst, das gewährleisten will, „dass sich die 
Adressaten von Rechtsnormen zugleich als ihre vernünftigen Urheber verstehen dürfen“ 
(Habermas 1992, S. 52; s. ausf. Richter et al. 2016). Der entscheidende Vorteil strukturell 
verankerter Partizipationsgelegenheiten liegt darin, dass der Umfang der Mitwirkung nicht 
vom jeweiligen Ergebnis der Beratungen abhängig gemacht wird: Was das Jugendparla¬ 
ment im Rahmen seiner geklärten Zuständigkeiten entscheidet, gilt. Ein weiterer Vorteil 
liegt darin, dass die Mitwirkungsverfahren auch für solche Themen, Anliegen und Be¬ 
dürfnisse offen sind, die zum Zeitpunkt der „verfassungsgebenden Versammlung“ noch 
gar nicht bekannt waren. Strukturell verankerte Partizipationsgelegenheiten sind einerseits 
stabiler: Mitwirkungsrechte sind garantiert und können nicht einfach wieder zurückge¬ 
nommen werden, wenn das Ergebnis nicht passt (bspw. von Fachkräften oder Trägern, 
die mit dem Ausgang eines Entscheidungsprozesses hadern, weil sie überstimmt wur¬ 
den). Gleichzeitig sind sie dynamischer: Sie sind in zeitlicher, sachbezogener und sozialer 
Hinsicht offen und ermöglichen so, dass diejenigen Themen zur Aushandlung kommen, 
die den Anliegen und Bedürfnissen der zu diesem „lokalen Gemeinwesen“ gehörenden 
Menschen entsprechen. Das Beispiel gibt unter anderem einen wichtigen Hinweis auf Me¬ 
thoden und professionelle Haltung. Ein Ernstmachen mit Partizipation verlangt von den 
pädagogischen Fachkräften eine klare Haltung und gemeinsam getragene Entscheidungen 
über den Rahmen und das Vorgehen. 


Fallbeispiel: Beispiel 3: Learning by doing 
Partizipation lernt man dnrch Partizipieren 

„Im Protokollbuch des Kinder- und Jugendparlament hat jemand zu Beginn geschrie¬ 
ben: ,Sage es mir, und ich werde es vergessen. Zeige es mir, und ich werde mich 
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erinnern. Beteilige mich, und ich werde es verstehen‘ (Laotse). Ein Jugendlicher liest 
den Spruch und fragt: ,Was soll das denn bedeuten?“ ,Ist doch ganz einfach“, antwortet 
eine andere Delegierte: ,Wenn dir einer was erzählt, vergisst du das schnell. Sind nur 
Worte. Wenn dir einer was zeigt, erinnerst du dich vielleicht, weil du ein Bild hast. 
Aber wenn du selbst bei einer Sache mitmachst, verstehst du erst, worum es geht“““ 
(Aghamiri2012, S. 51). 

Dieser Dialog - er stammt aus oben bereits als Beispiel herangezogenem Projekt - ver¬ 
weist auf einen wichtigen Begründungszusammenhang von Partizipation in der Sozialen 
Arbeit. Damit Menschen ihre Anliegen, Bedürfnisse und Interessen entdecken und ar¬ 
tikulieren und in informellen oder formalisierten Aushandlungssituationen mit Aussicht 
auf Erfolg vertreten können, brauchen sie Wissen und Fähigkeiten. Die Bereitschaft zur 
Mitwirkung erhöht sich, wenn Menschen einmal erfahren haben, dass sie sich und ihre 
Themen einbringen konnten, dass sie gehört und als Anliegen anerkannt worden sind. 
In den Handlungsfeldern der Sozialen Arbeit bieten sich unzählige Gelegenheiten zur 
Partizipation. Diese können zugleich auch als Gelegenheiten der Demokratiebildung und 
Demokratieerziehung verstanden und genutzt werden (Knauer et al. 2016; Knauer und 
Sturzenhecker 2013). 

Unterstützung von Adressatjnnen in Prozessen der politischen Partizipation 

Das folgende Beispiel bezieht sich ebenfalls auf die oben vorgestellte Dehnition von Parti¬ 
zipation in der Sozialen Arbeit, genauer: auf ihren ersten Teil. Es soll das Ermöglichen von 
Partizipation als allgemeine Funktion der Sozialen Arbeit in der Gesellschaft illustrieren. 


Fallbeispiel: Beispiel 4: Mobile Jugendarbeit 

Junge Frauen tragen ihre Anliegen in die Öffentlichkeit und die Kommunalpolitik 

„An einem Freitagnachmittag begannen die Mädchen mit dem Aufbau des Sofas und 
des Inventars im Ortszentrum. Auf eine Erklärung der Aktion (z. B. Plakate, Flug¬ 
blätter) wurde bewusst verzichtet, da die Mädchen mit den Passant(innen) direkt ins 
Gespräch kommen wollten. Die Irritation, welche die auf dem Sofa sitzenden Mädchen 
auslöste, war nicht zu übersehen. Viele Personen blieben erstaunt stehen, beobachteten 
und diskutierten zunächst über die Mädchen auf dem Sofa - um kurz darauf selbst, 
von den Mädchen persönlich angesprochen und eingeladen, auf dem Sofa sitzend mit 
den Mädchen und anderen Passant (innen) ins Gespräch zu kommen. Danach stand 
das pinkfarbene Sofa an fünf weiteren Freitagnachmittagen an seinem angestamm¬ 
ten Platz im Ortszentrum, worauf sich die Aktion der Mädchen und ihre Anliegen 
zunehmend zum Ortsgespräch entwickelten. In dieser Projektphase hielten sich die 
Fachkräfte der mobilen Jugendarbeit im Hintergrund, erleichterten der Gruppe auf 
deren eigenen Wunsch jedoch die Kontaktaufnahme zu zwei Gemeinderätinnen, dem 
Gemeindepräsidenten sowie Vertreterinnen und Vertretern der Verwaltung und lokalen 
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Medien, welche innerhalb kürzester Zeit der Einladung der Mädchen auf das pink- 
farbene Sofa folgten. In Gesprächen machten die Mädchen nicht nur auf ihr eigenes 
persönliches Anliegen nach Anerkennung und Partizipation junger Menschen in der 
Gemeinde aufmerksam. Mithilfe von Befragungen hatte die Gruppe während der vor¬ 
ausgegangenen Wochen auch die Anliegen anderer gleichaltriger in Riehen gesammelt 
und diskutierte diese mit den Entscheidungsträger(inne)n, zunächst auf dem Sofa, ei¬ 
nige Wochen später bei einer von zwei Mädchen und den Fachkräften der mobilen Ju¬ 
gendarbeit initiierten öffentlichen Diskussionsrunde“ (Fuchs und Sturzenhecker 2013, 
S. 525). 

Soziale Arbeit kann Menschen dabei unterstützen, ihre Anliegen in der Öffentlich¬ 
keit zu präsentieren und in die formalisierten Formen und Strukturen des Politikmachens 
einzubringen. Besonders Menschen, die von Benachteiligungen oder sozialen Problemen 
betroffen sind und wenig Macht haben, fällt es meist schwer, ihre Interessen und Anliegen 
zu einem Gegenstand der Politik zu machen. Die Formen und Strukturen der politischen 
Meinungsbildung und Entscheidungsfindung sind ihnen oft fremd. Sie verfügen nicht über 
die erforderlichen Kontakte und sind mit den Kommunikationsstilen und Verfahren der 
Politik nicht vertraut. Dies trägt zu ihrer Machtlosigkeit bei und verstärkt sie. Oft führt 
dies dazu, dass die gesellschaftlichen Hintergründe und Ursachen von sich individuell zei¬ 
genden Benachteiligungen und Problemen verdeckt bleiben. Sie werden nicht thematisiert 
und finden keine Anerkennung. Dies ist nicht nur ein Nachteil für die betroffenen Einzel¬ 
nen, sondern auch für die Gesellschaft. Wenn die Kommunikation aus den verschiedenen 
sozialen Gruppen, Netzwerken, Quartieren usw. in die Öffentlichkeit und weiter zu den 
formalisierten Orten von Politik und Verwaltung nicht gelingt, sind wichtige Lebensadern 
der Demokratie verstopft. Gesellschaften können sich nur dynamisch und gerecht weiter¬ 
entwickeln, wenn relevante Anliegen aus allen gesellschaftlichen Schichten und Milieus 
in die Öffentlichkeit gelangen und zu einem Gegenstand von Beratungen und Aushand¬ 
lung werden können - wenn sie also aus dem Alltag und den Lebenswelten der Menschen 
in die Politik einfließen. Hier kommt der Sozialen Arbeit eine wichtige Aufgabe zu. In 
der wissenschaftlichen Diskussion wurde dieser Aspekt auch als demokratisches Potenzi¬ 
al der Sozialen Arbeit diskutiert (Geisen et al. 2013; Schaarschuch 1995; Sturzenhecker 
2013). Das Beispiel enthält gutes Anschauungsmaterial in Bezug auf die professionel¬ 
le Haltung und das methodische Repertoire, das in diesem Zusammenhang wichtig ist: 
Die Fachkräfte vermeiden jede Form von Manipulation und versuchen nicht, die jungen 
Frauen darüber zu belehren, was ihre Interessen sind. Sie unterstützen sie primär darin, 
sich überhaupt erst zu trauen, eine Form zu finden, und vermitteln Kontakte zu relevan¬ 
ten Stellen und Rollenträgern. Die Soziale Arbeit spielt hier also keine Stellvertreterrolle, 
sondern eine Assistentenrolle bei der „Eroberung“ politisch-demokratischen Handelns in 
Kommune und Gesellschaft durch die jungen Frauen. Das Wort Partizipation kommt vom 
lateinischen „partem capere“, (sich) einen Teil nehmen. Die jungen Frauen haben sich 
ihren Anteil an der Öffentlichkeit aktiv genommen. Sie sind zu Bürgerinnen geworden, 
die partizipieren und so die Gestaltung der Lebensführung in Gemeinde und Gesellschaft 



43 Partizipation 


645 


mitbestimmen. Soziale Arbeit hat hier geleistet, was sie sich mit der International Fede¬ 
ration of Social Work vorgenommen hat; Sie konnte „gesellschaftliche Veränderungen, 
soziale Entwicklungen und den sozialen Zusammenhalt sowie die Stärkung der Auto¬ 
nomie und Selbstbestimmung von Menschen“ fördern - wenigstens für diese konkreten 
Adressat_innen in einer bestimmten Gemeinde und in ersten Schritten. 

Fragen zur Reflexion 

• In welchem Maß und auf welche Weise ist Partizipation in den Handlungsfeldern, die 
Ihnen vertraut sind, strukturell verankert und eine gelebte Praxis? 

• Welche Wünsche und Erwartungen haben Adressat_innen der Sozialen Arbeit an Mit¬ 
gestaltung, Mitentscheidung und Mitverantwortung in der Sozialen Arbeit? 

• Welche Möglichkeiten der Mitentscheidung haben die Professionellen in der Sozialen 
Arbeit in Bezug auf die Rahmenbedingungen ihrer Tätigkeit? 
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Zusammenfassung 

Viele sozialwissenschaftliche Forschungsarbeiten fokussieren Aspekte, die für die So¬ 
ziale Arbeit relevant sind. Dabei lässt sich aber nicht immer von genuin sozialpädagogi¬ 
scher Forschung sprechen. Sozialpädagogisch Forschende nutzen sozialwissenschaftli¬ 
che Methoden, um bestimmte Kontexte, Interventionen oder auch Zusammenhänge in 
den Blick zu nehmen, welche für die Soziale Arbeit relevant sind. Forschung hat das 
Ziel, Erkenntnisse zu generieren, die sowohl die Theoriebildung voranbringen als auch 
für die Praxis nützlich sein sollen. Dabei ist aber diese Übertragung in beide Richtun¬ 
gen (Theorie und Praxis) nicht ganz einfach. 

In diesem Beitrag werden zunächst wissenschaftstheoretische Grundlagen von For¬ 
schung näher erläutert, um dann eine Systematik darüber zu entwerfen, was in der 
Sozialen Arbeit erforscht wird bzw. erforscht werden kann. Dann soll anhand eines 
Beispiels gezeigt werden, welche Möglichkeiten der Erforschung von sozialpädagogi¬ 
schen Themen bestehen und welche Rolle dabei quantitative und qualitative Methoden 
spielen. Am Schluss diskutiert der Beitrag die Schwierigkeiten der Übertragung von 
Forschungsergebnissen in die Praxis. 


Was unter empirischer Forschung in der Sozialen Arbeit zu verstehen ist, wie es um diese 
bestellt ist und wie geforscht wird oder geforscht werden sollte, ist Gegenstand zahlrei¬ 
cher disziplinärer Debatten. Es findet sich mittlerweile eine Vielzahl an Publikationen, die 
Einblicke in die Vielfalt sozialpädagogischer Eorschungstätigkeiten geben (z. B. Schwep- 
pe und Thole 2005; Oelerich und Otto 2011), die spezielle Themen oder Eragestellungen 
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(z. B. Graßhoff 2013) oder auch eine bestimmte Forschungsmethode fokussieren (Krüger 
und Marotzki 2006). Daneben darf in keinem Handbuch ein Artikel zur Forschung in so- 
zialpädagogischen/sozialarbeiterischen Feldern fehlen (z. B. Schefold 2012; Sommerfeld 
2011). Was aber genuin sozialpädagogische Forschung ist, wird dort keineswegs einheit¬ 
lich definiert. Vielmehr sind die jeweilige Begriffsbestimmung und auch der Versuch einer 
Abgrenzung, etwa zur soziologischen oder psychologischen Forschung, immer auch fes¬ 
ter Bestandteil in den benannten Texten. Dazu später mehr. Zunächst soll es allgemein um 
die Frage gehen, warum in der Sozialen Arbeit geforscht wird. 


44.1 Empirische Forschung in der Soziale Arbeit - 
wissenschaftstheoretische Einführung 

Warum wird in der Sozialen Arbeit geforscht? 

Allgemein gesprochen geht es darum, sich über sozialpädagogische Fragestellungen Wis¬ 
sen zu erschließen. Damit kann Wissen über soziale Probleme, Adressat_innen oder das 
professionelle Handeln einzelner Fachkräfte gemeint sein. Von Interesse ist aber auch 
Wissen zu Organisationen der Sozialen Arbeit oder zu gesellschaftlichen Sachverhalten. 
Im Fokus steht die Gewinnung von Erkenntnissen und deren Subsumtion zu allgemeinen 
Sätzen. Dabei lässt sich dieser Prozess in der empirischen Forschung sehr gut mit der all¬ 
täglichen Praxis vergleichen. Aus gemachten Erfahrungen werden allgemeine Schlussfol¬ 
gerungen gezogen. Wenn wir etwa zum ersten Mal in eine Zitrone beißen und bemerken, 
wie sauer diese ist, werden wir höchstwahrscheinlich folgern, dass nicht nur diese eine 
Zitrone, sondern alle Zitronen sauer sind. Vielleicht werden wir diese Erkenntnis sogar so 
weit verallgemeinern, dass wir sie auf alle Zitrusfrüchte übertragen. Beißen wir dann spä¬ 
ter in eine süße Mandarine, würden wir unter Umständen dieses Urteil anpassen. Durch 
weitere solcher Versuche ist es dann möglich, überhaupt die Kategorie Zitrusfrüchte zu 
entwickeln. 

Diese Idee eines Zirkels zwischen Erfahrung (Empirie) und allgemeinen Aussagen 
(Theorie) lässt sich auch für die empirische Wissenschaft beschreiben. Allerdings gibt 
es in allen empirischen Wissenschaften die Anforderung, dass hier bestimmte Metho¬ 
den zur Anwendung kommen, die vor einer vorschnellen Verallgemeinerung einzelner 
und subjektiver Eindrücke schützen sollen und den Prozess der Erkenntnisgewinnung für 
andere transparent und nachvollziehbar machen. „Wissenschaft ist der Versuch, die (syste¬ 
matisch begrenzten) menschlichen Erkenntnismöglichkeiten zu erweitern“ (Sommerfeld 
2011, S. 1465) durch die Anwendung bestimmter Methoden, deren Angemessenheit, Gül¬ 
tigkeit und Genauigkeit auch immer wieder Gegenstand wissenschaftlicher Debatten ist. 

► Induktion und Deduktion Die Verhältnisbestimmung zwischen Empire und Theorie 
als Kreislauf ist eine klassische Darstellung (Wallace 1972). Sie soll zeigen, wie „aus 
Einzelfällen zutreffende Generalisierungen zu formulieren (die Schlußfolgerung vom Ein¬ 
zelfall bzw. von Einzelfällen auf eine Aussage wird in der Wissenschaftstheorie auch als 
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,Induktion‘ bezeichnet) bzw. aus Theorien Einzelfälle zutreffend zu erklären (,Deduktion‘ 
- die Ableitung von Einzelfällen aus einer generalisierten Aussage)“ (Joas und Knöbl 
2011, S. 19) sind. Dabei ist die Erage, wie man denn nun zu Theorien, also zu allgemei¬ 
nen Aussagen gelangt, nicht unumstritten. Das Problem mit der Induktion ist nämlich, 
dass sich aus Einzelaussagen keine logischen, also allgemeingültigen Schlüsse auf ein 
Allgemeines ziehen lassen, da selbst das Erleben sehr vieler, aber dennoch endlicher 
Einzelereignisse logisch nicht verallgemeinert werden darf. Die Feststellung, dass 1000 
betrachtete Schwäne weiß sind, bedeutet eben nicht zwingend, dass alle Schwäne weiß 
sind. 

Letztlich sind Theorien also nicht beweisbar, sondern können nur durch beständig ge¬ 
scheiterte Versuche der Falsifikationen (also der Widerlegung) gestärkt werden. Damit ist 
gemeint, dass Studien ständig repliziert und unter veränderten Bedingungen wiederholt 
werden sollen, um immer wieder zu testen, ob das Ergebnis das gleiche ist wie zuvor. 
Lässt sich das Ergebnis nicht wiederholen, ist die Theorie als Allgemeinaussage hinfällig. 
Aber nicht nur die Theorieentwicklung, sondern auch das andere Ende, die Empirie, macht 
uns Probleme. Die Frage ist, ob wir überhaupt einen direkten Zugang zur Wirklichkeit ha¬ 
ben. Denn jede Beobachtung ist theoriegeleitet. „Zwei normale Beobachter, die dasselbe 
Objekt von derselben Stelle aus, unter denselben äußeren Umstanden betrachten, müssen 
nicht unbedingt den gleichen visuellen Eindruck bekommen, obwohl die Bilder auf ih¬ 
rer jeweiligen Retina vermutlich identisch sind. In einem entscheidenden Sinne ,sehen“ 
die beiden Beobachter nicht zwangsläuhg das Gleiche“ (Chalmers 2007, S. 9). Was eine 
Person sieht, ist erfahrungs-, Wissens-, erwartungs-, und kulturbestimmt. Auch im Alltag 
können wir unsere Umwelt nur dadurch begreifen, dass wir sie auf Begriffe bringen und 
in Kategorien und Subkategorien unterteilen, dass wir etwas als Mensch bezeichnen und 
dann in Mann/Frau unterteilen, geschieht nicht etwa nach einer „vortheoretischen“ Beob¬ 
achtung, sondern ist konstitutiver Bestandteil der Beobachtung und Erfahrung selbst. 

Dass uns demnach sowohl der Zugang zur absoluten Erkenntnis wie auch zur vortheo¬ 
retischen Realität verwehrt ist, zeigt zunächst einmal, dass die Welt kompliziert ist, nicht 
aber, dass Forschung sinnlos ist. Vielmehr ermöglicht dieses Wissen, die naive Perspektive 
zu überwinden, dass Wissenschaft Nichtwissen durch mehr und besseres Wissen reduziert 
oder ganz eliminiert (Wehling 2001). Eine reflektierte Haltung erkennt demgegenüber an, 
dass sowohl naturwissenschaftliches Wissen über „natürliche Tatsachen“ in künstlichen 
Laboren „produziert“ wird als auch sozialwissenschaftliches Wissen über „soziale Tatsa¬ 
chen“ durch bestimmte Kategorisierungen und Relevanzsetzungen „konstruiert“ ist. Von 
Interesse ist dann, ob diese Tatsachen gut konstruiert (Latour 2006), also stabil genug sind, 
um zu einem Verständnis der sozialen Welt um uns beizutragen. 

Was wird erforscht in der Sozialen Arbeit? 

Was als genuin sozialpädagogische Fragestellung gilt, ist, wie bereits gesagt, nicht un¬ 
umstritten. Neben im engeren Sinne sozialpädagogischer Forschung unterscheidet Thole 
(1999) zwischen „Importforschung“ aus anderen Fächern, wie z. B. der Psychologie oder 
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Soziologie, und „Exportforschung“ aus der eigenen Disziplin, welche aber keine sozi¬ 
alpädagogischen Fragestellungen im engeren Sinne fokussiert. Was sozialpädagogische 
Forschung sein könnte, lässt sich vielleicht am besten bestimmen, indem man sich an¬ 
schaut, was erforscht wird und welchen Fragestellungen nachgegangen wird. Lochner und 
Bastian (2016) haben eine Art Kartografie vorgeschlagen, die fünf wichtige Zugänge auf¬ 
zeigt. Diese Kategorien sind dabei keinesfalls trennscharf und viele Forschungen werden 
sich nicht eindeutig zuordnen lassen. Aber statt um Eindeutigkeit geht es den Autor_innen 
darum, eine Systematik zu entwickeln, die sich stärker an der Frage orientiert, was sozi¬ 
alpädagogische Forschung untersucht und welche Aspekte dabei besonders in den Blick 
geraten; 

• Forschungen zu gesellschaftlichen Bedingungen von Sozialer Arbeit, durch die sie 
hervorgebracht wird, die Gesellschaft aber auch selbst reproduziert: Hier lassen sich 
Studien einordnen, in denen Herrschafts- und Ungleichheitsverhältnisse untersucht, 
gesellschaftliche Teilhabe und Ausschließung betrachtet sowie soziale Probleme er¬ 
forscht werden. 

• Die Erforschung von Organisationen personenbezogener Dienstleistungen: Sozialpäd¬ 
agogische Organisationen sind ein wichtiger Kontext. Hier können Studien das Zusam¬ 
menspiel zwischen dem organisatorischen Rahmen und dem fachlichen Handeln in den 
Blick nehmen, um beispielsweise zu zeigen, wie durch Strukturen professionelles Han¬ 
deln ermöglicht oder auch verunmöglicht werden kann. 

• Studien zu Akteur_innen sozialpädagogischer Felder: Soziale Arbeit ist ohne Wissen 
über die Professionellen und die Adressat_innen in sozialpädagogischen Feldern nicht 
zu denken. In vielen klassischen sozialpädagogischen Studien werden explizit die Pro¬ 
fessionellen in den Blick genommen, um dadurch etwas über fachliches Handeln zu 
erfahren. Die oftmals vernachlässigte Perspektive, die aber in den letzten Jahren ver¬ 
mehrt ins Zentrum gerückt wird, ist die der Adressat_innen und ihrer Beteiligung an 
der Herstellung und Ausgestaltung sozialpädagogischer Handlungsfelder. 

• Untersuchungen zur professionellen Praxis mit einem Fokus auf die Interaktionen zwi¬ 
schen Sozialarbeiter_innen und Adressat_innen: Hier lässt sich eine Vielzahl an eth- 
nograhschen Studien verorten, die handlungs- und praxistheoretische Zugänge auf der 
Grundlage unterschiedlicher Formen der Beobachtung sogenannter natürlicher Situa¬ 
tionen anbieten. 

• Wirkungsanalysen zu sozialpädagogischer Intervention: Dies kann in Studien über die 
Wirksamkeit einer bestimmten Maßnahme, wie z. B. Heimerziehung oder die Treff¬ 
sicherheit eines Diagnoseinstruments erfolgen. Die interessante und zu diskutierende 
Frage ist allerdings, was Soziale Arbeit genau bewirken soll bzw. was als Wirkungsziel 
dehniert wird. 

Neben diesen Forschungstätigkeiten besteht in der Sozialen Arbeit eine enge Verknüp¬ 
fung zwischen Forschung und Ausbildung bzw. ein besonderer Einbezug von Forschung 
in die universitäre Lehre. Dies gilt vor allem für die Anwendung von Methoden qualita- 
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tiver Sozialforschung. Das Erlernen und An wenden von Methoden soll dabei nicht nur 
einem besseren Verständnis von Studien und der kritischen Beurteilung ihres Erkennt¬ 
niswerts für die eigene Praxis oder einen allgemeinen Bildungsprozess dienen (Jakob 
2012). Zudem sollen zukünftige Sozialpädagog_innen in Eorschungswerkstätten sozial¬ 
pädagogisches Fallverstehen erlernen. Vor allem Fritz Schütze hat diese Relevanz heraus¬ 
gearbeitet und an der damaligen Gesamthochschule Kassel etabliert: „Um ihre eigenen 
Handlungsbeiträge und Verstrickungen zu durchschauen, benötigt die Sozialarbeit (...) 
die Fundierung durch eine im Kern interdisziplinäre Grundlagen- und Anwendungssozial¬ 
wissenschaft. Diese muß sowohl dazu befähigen, allgemeine Merkmale sozialer Prozesse 
in individuellen Einzelfällen und deren Besonderheit in allgemeinen Termini festzustel¬ 
len, als auch in der Lage sein, (historisch-situativ) singuläre und allgemeine Aussagen 
über kollektive Zustände sozialer Welten und Subwelten zu machen, in denen Betroffene 
leben“ (Schütze 1993, S. 193). 


44.2 Der Forschungsprozess - quantitative und qualitative Zugänge 

Insgesamt gibt es viele Möglichkeiten, bestimmte Sachverhalte zu erforschen. Die zur 
Anwendung gebrachten Forschungsmethoden bestimmen allerdings, welcher Aspekt in 
den Blick genommen wird. Dabei bezeichnet der Begriff Methode die anzuwendenden 
Erhebungsverfahren, wie z. B. Interviews, Fragebogenerhebungen oder teilnehmende Be¬ 
obachtungen und die dazu passenden Auswertungsverfahren, wie z. B. Korrelationsanaly¬ 
se, qualitative oder quantitative Inhaltsanalyse oder objektive Hermeneutik. Ein weiterer 
wichtiger Begriff ist Methodologie, die Theorie hinter den Methoden. Sie umfasst die 
Kriterien, die bestimmen, welche Methode für welche Anwendung geeignet ist. Unter 
Design wird die konzeptionelle Anlage eines Forschungsprojekts verstanden, also z.B. 
die Art und Weise, in welcher die Stichprobenauswahl erfolgt, der Zeitraum, in dem wel¬ 
che Daten womit erhoben werden, die Wahl der anzuwendenden quantitativen und/oder 
qualitativen Verfahren (Lüders und Rauschenbach 2001). Folgendes Beispiel zeigt, wel¬ 
che Fragestellungen sich aus einem interessanten Thema ergeben können und wie diese 
bearbeitet werden können. 


Fallbeispiel; Wie bilden professionelle Fachkräfte ihre Urteile? 

In der Sozialen Arbeit werden fortwährend Urteile gefällt und Entscheidungen getrof¬ 
fen. Doch wie unterscheidet sich eine sozialpädagogische Urteilsbildung von anderen, 
wie z.B. alltags weltlichen Urteilsverfahren? Ein Merkmal ist, dass in Arbeitsfeldern 
der Sozialen Arbeit Urteile oftmals unter Handlungsdruck und bei vagen und konflikt¬ 
reichen Zielvorstellungen erfolgen. Dabei kann nicht immer auf eine klare Informa¬ 
tionslage und hinreichend vorhandene Ressourcen zurückgegriffen werden und auch 
hinsichtlich der Folgen von Entscheidungen besteht eine hohe Unsicherheit. Sozialpäd¬ 
agogisches Urteilen erschöpft sich dabei nicht allein in der Bestimmung der Problem¬ 
konstellation des Klienten bzw. in der Diagnose. Sozialpädagogische Urteile müssen 
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auch gefällt werden bezüglich der Frage, welche Intervention als geeignet erscheinen, 
wann ein Arbeitsbündnis als gelungen oder gescheitert zu betrachten ist, wann eine 
Hilfe als abgeschlossen gelten oder etwa eine andere Institution oder ein anderes Hil¬ 
fesystem unterstützend oder ersetzend tätig werden sollte. Die meisten Studien dazu 
gehen von einer normativ gesetzten Idee aus, wie in idealer Weise Entscheidungen 
zu treffen sind, insofern als Entscheidungen treffsicher ein zukünftiges Ereignis Vor¬ 
hersagen sollen. Dabei versuchen diese Studien zu ergründen, ob die professionelle 
Urteilsbildung diesem Ideal entspricht (und das tut sie häufig nicht). Allerdings findet 
sich wenig Forschung zu der Frage, wie in der Praxis Urteile gefällt werden. 

Die Erforschung praktischer Urteilsbildung kann anhand verschiedener Fragestellun¬ 
gen, unterschiedlicher Designs und mit diversen Methoden erfolgen. Die konkrete Fra¬ 
gestellung wiederum bestimmt die Ausgestaltung des Forschungsdesigns, die Stichpro¬ 
benauswahl sowie die verwendeten Forschungsmethoden bezüglich der Datenerhebung 
und -auswertung und hat Folgen für die Interpretation und Diskussion der Ergebnisse. 
Zunächst entscheidet sich aufgrund der Fragestellung, ob man mit quantitativen oder qua¬ 
litativen Forschungsmethoden oder sogar mit einem Mix aus beiden Vorgehen möchte. 

Quantitative Forschung 

► Quantitative Forschung „Das primäre Ziel von quantitativer empirischer Sozialfor¬ 
schung ist die Erklärung von sozialen Sachverhalten. Weitere Ziele sind die Exploration 
und Beschreibung sozialer Sachverhalte. Diese Ziele der Exploration, Beschreibung und 
Erklärung sozialer Sachverhalte beziehen sich auf die Ebene von Aggregaten und nicht 
auf einzelne Individuen“ (Micheel 2010, S. 13). 

Mit dem Alltagsverständnis nicht gleichbedeutend bezeichnet der Begriff Erklären in 
der Wissenschaftstheorie etwas ganz Bestimmtes. Es geht hierbei darum, kausale, d. h. Ur¬ 
sache-Wirkungs-Zusammenhänge aufzudecken, also die Frage zu beantworten, welcher 
Sachverhalt sich durch welche Gründe erklären lässt. Dies geschieht durch Rechenopera¬ 
tionen, z. B. Korrelationsanalysen, mit denen der Zusammenhang zwischen zwei Werten 
gemessen wird. Das bedeutet, in der quantitativen Sozialforschung müssen soziale Zu¬ 
sammenhänge erst in Zahlen übersetzt bzw. operationalisiert werden. Wollen wir also z. B. 
wissen, ob sich die Urteile einzelner sozialpädagogischer Fachkräfte über die Bedarfe ei¬ 
ner Familie unterscheiden oder ob diese Urteile sich durch bestimmte Merkmale, wie z. B. 
die Ethnizität der Familie oder das Geschlecht der Fachkraft erklären lassen, so müssen 
alle diese Merkmale in Zahlen übersetzt werden. Hier müssen die Forschenden bereits 
theoretisch anspruchsvolle Entscheidungen und Kategorisierungen vornehmen. Schon die 
Erage nach dem Geschlecht stellt den Forschenden vor die Entscheidung, ob eine reine 
zweigeschlechtliche Logik angemessenes Kriterium sein kann. Noch schwieriger wird es 
bei der Erage nach den Bedarfen von Eamilien. Hierbei müssen aus Theorien einzelne 
Indikatoren abgeleitet heraus einzelne Indikatoren entwickelt werden, die gemeinsam et- 
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was über die Bedarfe von Familien aussagen. Die Berechnung dieser Fragen wiederum 
kann nicht individuell, sondern nur auf der Grundlage einer ausreichend großen Stich¬ 
probe (auf der Ebene von Aggregaten) erfolgen. So sind dann auch die Ergebnisse nicht 
einzelfall-, sondern gruppenbasiert zu interpretieren. Wenn sich z. B. herausstellt, dass die 
eingeschätzte Bedarfslage eng mit der Ethnizität der Familie zusammenhängt, heißt dies 
nicht, dass diese Aussage auf jede einzelne Fachkraft, sondern eben nur auf das untersuch¬ 
te Kollektiv zutrifft. Gleiches gilt für die Exploration, also die Erkundung eines bislang 
unbekannten Forschungsfeldes oder die Beschreibung sozialer Sachverhalte, z. B. in Be¬ 
völkerungsstatistiken (Micheel 2010). 

Qualitative Forschung 

► Qualitative Forschung „Der Terminus ,qualitative Forschung‘ ist ein Sammelbegriff 
für sehr heterogene theoretische, methodologische und methodische Zugänge zur sozialen 
Wirklichkeit [...]. Trotz aller Differenzen und Divergenzen trägt Krüger fünf gemeinsame 
Charakteristika zusammen: 

a. ,die ganzheitlichen Eigenschaften (qualia) eines sozialen Feldes möglichst gegen¬ 
standsnah zu erfassen [...], 

b. die Offenheit des Feldzugangs [...], 

c. die bewusste Wahrnehmung und Einbeziehung des Forschers und der Kommunikation 
mit dem Erforschten als konstitutives Element des Erkenntnisprozesses [...], 

d. die Orientierung am Verstehen als Erkenntnisprinzip [...], 

e. die intensive Erage nach der Geltungsbegründung ihrer Ergebnisse und der Bestim¬ 
mung eigener Gütekriterien(Ackermann et al. 2012, S. 10). 

Die Kurzversion einer aus Krüger (2000) entnommenen Definition qualitativer Eor- 
schung zeigt einen sehr anderen Zugang zur sozialen Wirklichkeit als in der quantitativen 
Forschung. Im Gegensatz zum vorher beschriebenen Erklären ist hier das Verstehen ein 
zentraler Begriff. Dabei geht es nicht um das Aufdecken sozialer Zusammenhänge. Qua¬ 
litative Methoden zielen vielmehr „auf die sinnverstehende Erschließung der Phänomene 
der sozialen Welt. Sie wollen Sinnzusammenhänge, entlang derer sich soziales Handeln 
strukturiert, rekonstruieren“ (Wernet 2006, S. 7). Verstanden werden soll z. B. die Sicht 
eines Subjekts, etwa die Erage, warum eine Fachkraft ein bestimmtes Urteil über eine fa¬ 
miliäre Bedarfslage fällt oder wie sie Bedarfe eigentlich versteht. Dazu könnte man mit der 
Fachkraft ein offenes Interview führen. Zudem könnte man durch die teilnehmende Beob¬ 
achtung einen Urteilsprozess, z. B. bei einem Hausbesuch einer Jugendamtsfachkraft bei 
einer Familie, den Ablauf dieses Urteils unabhängig von den subjektiven Begründungen 
der Fachkraft versuchen zu verstehen und dabei auch etwas über die für diese Situation 
geltenden (organisations-)kulturellen und sozialen Regeln lernen. Eine Besonderheit der 
qualitativen Eorschung ist, dass wir keine Vorab-Theorien benötigen, um soziale Wirk¬ 
lichkeit zu „messen“. Im Gegenteil ist gerade die Offenheit oder sogar ein künstliches 
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Befremden gegenüber alltäglichen Ereignissen (z. B. so tun, als sei das Vertraute, wie et¬ 
wa eine Fahrstuhlfahrt, fremd) ein begründetes Vorgehen. Gerade diese Strategien lassen 
den Forschenden Dinge erkennen, die von uns sonst aufgrund alltäglicher Routinen nicht 
beachtet werden. 

► Tipp Die Praxis der Fremdheit und die Minimierung von Anwesenheit. Eine Fahr¬ 

stuhlfahrt In diesem Artikel verdeutlicht Hirschauer, welche Regeln bei einer 
Fahrstuhlfahrt eingehalten werden, z. B. bezüglich des Abstands der Fahrgäste 
oder der Blickrichtung. Ohne dass den Personen selbst dieses komplexe Regel¬ 
geflecht bewusst ist, halten sie sich implizit daran: 

„So folgt die Raumaufteilung bei steigender Personenzahl typischen geometri¬ 
schen Mustern: bei drei Insassen etwa ein gleichschenkliges Dreieck, bei vieren 
ein ungefähres Quadrat usw. Die [...] Geometrie der Körper liefert allerdings nur 
Grundmuster für die Stehordnung. Sie werden durch eine Reihe von Faktoren 
modifiziert: durch die Innenarchitektur des Fahrstuhls {Nutzungsräume bei den 
Schaltern und der Tür werden ausgespart), durch Territorialmarkierungen indi¬ 
vidueller Reisender (die sich ,dünn' oder,breit machen'), durch die Darstellung 
und Beachtung von ,miteinander' Fahrenden [...] und durch die Relation von 
Körperhaltungen, die Distanzierungsäquivalente erlaubt: Man kann sich näher 
stehen, wenn man den Torso oder zumindest das Gesicht abwendet; man kann 
sich das Gesicht zuwenden, wenn der Blick strikt abgewandt bleibt" (Flirschauer 
1999, S. 230). 


44.3 Übertragbarkeit von Forschungsergebnissen in die Praxis 

Sozialpädagogische Forschung lässt sich als ein „Work-in-process-Projekt“ fassen, das 
durch immer wieder neue interessante Fragestellungen befruchtet wird, welche teils aus 
der eigenen Disziplin und Profession stammen, teils aber auch aus politischen Program¬ 
matiken herangetragen werden oder aus gesellschaftlichen Umbrüchen und Veränderun¬ 
gen resultieren. Dabei wird sie auch weiterhin flexibel genug sein müssen, um einen 
Balanceakt zu vollführen, der sich irgendwo zwischen dem frühzeitigen Angehen ge¬ 
sellschaftlicher Themen und der Bewahrung einer relativen Unabhängigkeit von jedem 
politischen Aktionismus verortet. Sie hat sich auch in der Vergangenheit immer als offen 
für neue Zugänge und sozialwissenschaftliche „Moden“ und Wenden gezeigt. 

Dennoch ist die Soziale Arbeit insgesamt weiterhin auf der Suche nach ihrer For¬ 
schungskultur, also der Frage, welchen Stellenwert Forschung innerhalb der Disziplin, 
im internationalen Diskurs, aber auch in Bezug auf die Weiterentwicklung von Theo¬ 
riebildung und Praxis haben kann und wird. Gerade die Frage nach dem Praxisbezug 
sozialpädagogischer Forschung ist dabei wichtig. Nicht nur bei Studien, die sich eher der 
Grundlagenforschung zuordnen lassen, sondern auch bei einer Vielzahl an Modellprojekt¬ 
evaluationen findet selten ein systematischer (Rück-)Bezug von Forschungsergebnissen 
auf die Praxis statt. Die vor 15 Jahren von Lüders und Rauschbach angemerkte Kritik an 
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der „Forschung ohne Resonanz“ (Lüders und Rauschenhach 2001, S. 573) scheint immer 
noch zutreffend. Eine direkte Übertragung etwa, wie im Konzept der evidenzbasierten 
Sozialen Arbeit vorgeschlagen, in der nur Maßnahmen Anwendung finden sollen, deren 
Wirksamkeit zuvor durch rigorose Studien erwiesen wurde, wird vor allem im deutsch¬ 
sprachigen Diskurs eher kritisch diskutiert. Ein Kritikpunkt ist, dass die Wirksamkeit einer 
Maßnahme allein zunächst wenig Bedeutung für die professionelle Praxis hat, wenn un¬ 
klar bleibt, für welchen Eall eine Übertragbarkeit angemessen ist. Daraus folgt, dass nicht 
allein das Wissen über Maßnahmewirkungen, sondern auch die Zuordnung passender 
Maßnahmen zu einer bestimmten Zielgruppe Bestandteil einer evidenzbasierten Vorge¬ 
hensweise sein muss. Zudem lassen sich auch Ergebnisse rigoroser Studien nicht einfach 
übertragen. Wenn eine sich als wirksam herausgestellte Maßnahme wiederholt wird und 
dabei geringfügig in ihrer Durchführung verändert oder angepasst wird, kann nicht mehr 
seriös von der gleichen Wirksamkeit ausgegangen werden. Gleiches gilt, wenn sich bei 
einer solchen Maßnahme die Rahmenbedingungen, wie z. B. die Zielgruppe, ändern. Das 
bedeutet, dass es strenge Kriterien geben müsste, für wen eine Maßnahme geeignet ist, 
und dass Eachkräfte nach einem Manual Vorgehen müssten, von dem sie nicht abweichen 
dürften. Eine lebensweltorientierte und fallspezifische Vorgehensweise wäre so nicht mehr 
möglich. 

Auch wenn durch Eorschung sehr wohl Aussagen über die Kontexte, Wirkungen und 
Zusammenhänge in der Sozialen Arbeit gemacht werden können, bleibt - dies lässt sich 
festhalten - die Erage, wie solche Ergebnisse für die Praxis nutzbar gemacht werden, 
weiterhin ein wichtiger Aspekt fachlicher Debatten. 

Fragen zur Reflexion 

• Diskutieren Sie folgende Aussage: Durch Eorschung gelangt man über Erfahrungen zu 
allgemeingültigen Aussagen über die Wirklichkeit. Wie ließe sich der Zusammenhang 
zwischen Theorie und Empirie angemessener beschreiben? 

• Skizzieren Sie ein Design, mit dem die Analyse der Wirkung eines Anti-Aggressions- 
Trainings im Kontext der Sozialen Arbeit erforscht werden soll. Welche Schwierigkei¬ 
ten sehen Sie? 

• In den meisten Studiengängen der Sozialen Arbeit lernen die Studierenden qualitative 
Eorschungsmethoden und wenden diese auch in eigenen Studien an. Wozu brauchen 
künftige Praktiker_innen diese Eorschungskompetenz? 
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Zusammenfassung 

In der Sozialen Arbeit wird Forschung nicht nur im Kontext der Erweiterung von 
Theorien oder Wissen, sondern auch als Strategie in der Aus- und Weiterbildung von 
Studierenden und Fachkräften thematisiert. 

Forschung dient in diesem Sinne als Folie zur „Befremdung von Praxis“ und kann 
zur Reflexion auf unterschiedlichen Ebenen beitragen. Theoretisch nimmt dieser Bei¬ 
trag seinen Ausgangspunkt in der Fallförmigkeit sozialpädagogischen Handelns. Es 
werden zunächst strukturelle Gemeinsamkeiten zwischen Forschung und sozialpäd¬ 
agogischem Handeln im Kontext von Fallarbeit herausgearbeitet. Unterschiedliche 
Möglichkeiten, wie Forschung als Strategie der Professionalisierung von Praxis veror- 
tet wird, werden aufgezeigt und kritisch diskutiert. 


Forschung wird in den Sozial- und Erziehungswissenschaften meist als Prozess zur Gene¬ 
rierung von Wissen verstanden (vgl. Bastian in diesem Band). Das Ziel von empirischer 
Forschung, unabhängig von ihrer methodologischen Rahmung (z. B. quantitativ oder qua- 
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litativ), ist das Überprüfen von Wissensbeständen und die Ausdifferenzierung bestehender 
Theoriegebäude oder die Erzeugung von neuem Wissen. 

Wie in keiner anderen Disziplin spielt in der Sozialen Arbeit jedoch Forschung auch 
im Kontext sozialpädagogischen Handelns eine bedeutsame Rolle. Der Grund dieser be¬ 
sonderen „Wahlverwandtschaft“ (Müller 2001) liegt in der Struktur sozialpädagogischen 
Handelns selbst. 

Der Zusammenhang erschließt sich aus Professionalisierungsdebatten innerhalb der 
Sozialpädagogik, welche die fallförmige Organisation der Sozialpädagogik herausgestellt 
haben (Gildemeister und Robert 1997). Diese Debatte lässt sich als Antwort auf die Kritik 
an den in den 1960er und 1970er-Jahren im Vordergrund stehenden Professionalisierungs- 
bestrebungen verstehen, die sich am Modell der Expertisierung orientierten (Olk 1986). 
Ebenso findet sie Anschluss an lebensweltorientierte Ansätze der Sozialen Arbeit, wie sie 
von Hans Thiersch (2005) vorgelegt wurden. Mit der Alltagswende wurde die Aufmerk¬ 
samkeit auf die Verwobenheit sozialpädagogisch relevanter Problemlagen mit konkreten 
Alltags- und Lebenswelten gelenkt. Probleme, auf die die Soziale Arbeit reagiert, sind 
in jeweils spezifische soziale, materielle, kulturelle und lebensgeschichtliche Kontexte 
eingebettet und werden im Rahmen dieser spezifischen Bezüge hervorgebracht. Dadurch 
haben sie immer auch eine fallspezifische Eigenart und präsentieren sich in dieser je¬ 
weiligen „Eigenart“ der Sozialen Arbeit. Lebensweltorientierte Ansätzen der Sozialen 
Arbeit implizieren ein Professionalisierungsmodell, das den Eigensinn lebensweltlicher 
Ressourcen und Erfahrungen respektiert, die Betroffenen als eigenständige und selbstän¬ 
dige Akteur_innen wahrnimmt, ihre Problemlösestrategien und Entscheidungsautonomie 
achtet und Probleme und Lebenszusammenhänge in ihrer lebensweltlichen Verwicklung 
erfasst. Sie zielt auf die Förderung von Autonomie und Handlungsmächtigkeit. Dabei sei 
darauf hingewiesen, dass ein „Fall“ in der Sozialen Arbeit nicht gleichzusetzen ist mit 
einer individuellen Person und ihrer individuell problematisch gewordenen Lebenspra¬ 
xis. „Fälle“ können auch Gruppen, Familien, Institutionen bis hin zu Gemeinwesen oder 
Kommunen sein. „Fälle“ sind letztendlich die Gegenstände der Sozialen Arbeit. 

Was sind sozialpädagogische Fälle? 

Ein solches Professionalisierungsmodell stellt hohe Ansprüche an das sozialpädagogi¬ 
sche Handeln. Sozialpädagogische Fälle sind höchst komplex und vielschichtig. Was ein 
sozialpädagogischer Fall ist, lässt sich keineswegs unmittelbar und eindeutig benennen. 
Entgegen anderen Professionen ist die Frage, was im Kontext sozialpädagogischen Han¬ 
delns zum „Fall“ wird, nicht durch ein Monopol der Zuständigkeit geklärt. D. h., die Frage, 
was im Kontext der Sozialen Arbeit zum Fall wird, ist selbst ein substanzieller Bestandteil 
sozialpädagogischer Reflexion (Müller 1993). 

► Dimensionen sozialpädagogischer Fälle Sozialpädagogische Fälle umfassen vor al¬ 
lem vier zentrale Dimensionen, die es zu ihrer Erschließung zu berücksichtigen gilt. Die 
Strukturdimension verweist darauf, dass sozialpädagogische Fälle sozial hergestellt sind 
und immer auf konkrete materielle und soziale Lebensverhältnisse bezogen sind. Diese 
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Lebensverhältnisse werden durch die Akteur_innen in je spezifischer Weise angeeignet 
und gedeutet. Damit wird auf die Subjektdimension sozialpädagogischer Fälle hingewie¬ 
sen. Sie verweist auf das subjektive Erfahren und die subjektive Gestaltung von Wirklich¬ 
keit durch die Akteur_innen. In der Auseinandersetzung mit der Lebensrealität entstehen 
Muster und Strukturen, die das Handeln der Betroffenen leiten und durch die erklärbar 
wird, warum sie so und nicht anders handeln. Vor allem bekommen Handlungen hierdurch 
Sinn. Sozialpädagogische Fälle sind zudem keine statischen Einheiten, sondern zeichnen 
sich durch Zeitlichkeit und Prozesshaftigkeit, also ihre Zeit- und Prozessstmktur aus. Sie 
haben eine Vorgeschichte und verändern sich. Schließlich ist auf die interaktive Dimension 
hinzuweisen. Hiermit ist gemeint, dass die Soziale Arbeit an der Konstitution ihrer Eälle 
beteiligt ist. Denn nur dann, wenn sich die Soziale Arbeit auf etwas richtet, wird etwas zum 
Eall der Sozialen Arbeit. Je nachdem, wie ein Problem von der Sozialen Arbeit adressiert 
wird, wird über die handlungspraktisch wirksam werdende Pallspezifik entschieden. 

Entsprechend lässt sich festhalten, „dass die in der Sozialpädagogik sich präsentieren¬ 
den Fälle sich als eine Entwicklungsgeschichte aufweisende, sich verändernde, kontextab¬ 
hängige soziale Einheiten in konkreten Lebensverhältnissen fassen lassen, zu denen sich 
Individuen verhalten und verhalten müssen. Eälle der Sozialen Arbeit sind Gegenstände, 
die sich in einem komplexen Wechselspiel zwischen den vorgegebenen Lebensverhältnis¬ 
sen und subjektiven Deutungen, zwischen vorgegebener Regelhaftigkeit und gleichzeiti¬ 
ger Emergenz ansiedeln und welche ihre spezifische Ausprägung durch die Interaktion 
mit der Sozialen Arbeit erhalten“ (Braun et al. 2011, S. 31). 

Was bedeutet dies für sozialpädagogisches Handeln? 

Das Verständnis sozialer Eälle als sozial hergestellte bedeutet zum einen, sie in Bezug zu 
ihren Lebensverhältnissen zu analysieren und die materiellen, sozialen, kulturellen und in¬ 
stitutionellen Dimensionen des Palles zu erfassen. Es geht um das Aufdecken des sozialen 
Kontextes der jeweiligen Problemlage und -entwicklung, der Grenzen der Gestaltungs¬ 
möglichkeiten durch heteronome soziale Strukturen innerhalb des Alltags, der Behinde¬ 
rungen und Beschädigungen selbstbestimmter Lebenspraxis, der Benachteiligungen und 
möglichen Diskriminierungen, aber auch um die Suche nach Unterstützungspotenzialen, 
möglichen Veränderungen, sozialen Netzwerken, die erweiterte Handlungsoptionen er¬ 
möglichen und der Pörderung einer autonomen Lebenspraxis dienlich sind. 

Der Subjektbezug sozialer Eälle bedeutet zum anderen die Erschließung des Palles 
aus der je subjektiven Sicht, um somit zur Wirklichkeit der je eigenen Erfahrungen und 
Anstrengungen vorzudringen und zu verstehen, wie die Welt aus der Sicht der Betrof¬ 
fenen gesehen und gestaltet wird. Dies bedeutet weder die Bejahung der unveränderten 
Weiterführung noch die unhinterfragte Akzeptanz dessen, was die betreffenden Perso¬ 
nen schon immer gemacht und gedacht haben. Denn dies könnte zur Folge haben, auch 
jene Begrenzungen, die den bisherigen Lebensverlauf begleitet haben, unhinterfragt zu 
akzeptieren und weiterzuführen und damit das Verharren in unrealisierten Wünschen und 
nicht zum Zuge gekommenen Ressourcen und Perspektiven zu forcieren. Das Ansetzen 
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an der Subjektseite der Akteurinnen und Akteure bedeutet deswegen auch, zu den nicht 
zum Zuge gekommenen Potenzialen, Ressourcen, Wünschen, Bedürfnissen und Interes¬ 
sen vorzudringen. Hierdurch können auch neue Handlungs- und Lebensgestaltungsop¬ 
tionen erschlossen werden, kann Entwicklung möglich und kann Enttäuschungen und 
Resignationen durch unerfüllte Erwartungen und Wünsche entgegengewirkt werden. In¬ 
sofern vollzieht sich Soziale Arbeit immer in der Spannung zwischen dem Respekt vor 
und der Destruktion der Eigenwilligkeit lebensgeschichtlicher Erfahrungen (vgl. Grun- 
wald und Thiersch 2001). 

Die je subjektive Eigenheit des Falles erschließt sich nicht durch die einfache Wie¬ 
dergabe der subjektiven Äußerungen und Sichtweisen der Betroffenen. Deutungs- und 
Handlungsmuster liegen oft unter den auf der Erscheinungsebene erkennbaren Äußerun¬ 
gen, Handlungen oder Verhaltensweisen und sind häufig nicht auf der Ebene theoretischen 
Wissens über die eigene Person und die Motive ihres Handelns verfügbar. Sie sind zuwei¬ 
len nicht formulierbar, sondern in Routinen des Alltagslebens eingeschlossen. Subjektive 
Sichtweisen müssen deshalb rekonstruiert werden. Nicht immer ist dies einfach. Denn 
die der Sozialen Arbeit begegnenden Problemlagen, Lebensperspektiven, Handlungs- und 
Bewältigungsmuster sind oft auf den ersten Blick rätselhaft, fremd und wenig nachvoll¬ 
ziehbar. 

Wenn Soziale Arbeit die Problemgegenstände immer mitdefiniert und mitkonstituiert, 
erfordert fallbezogenes sozialpädagogisches Handeln zudem ein hohes Maß an Reflexion 
und Selbstreflexion des eigenen Tuns. Sozialpädagogisches Handeln wird zum sozialen 
Ort der Selbstreflexion und Selbstkontrolle der professionellen Sozialarbeiter_in. 

Rekonstruktive sozialpädagogische Fallarbeit 

Mit diesen Auseinandersetzungen ging gleichzeitig die Frage nach den notwendigen 
Qualifikationen eines fallgerechten sozialpädagogischen Handelns einher. Das Verstehen 
der Lebenswelt von Adressat_innen wurde als zentrale Qualifikation herausgearbeitet. 
Es wurde argumentiert, dass hierzu nicht allein wissenschaftliches Wissen als wichtiges 
Element sozialpädagogischen Handelns erachtet wird (Oevermann 1996). Gleichzeitig 
wurde auf die zentrale Bedeutung der Reflexion des eigenen Handelns hingewiesen. 
Die kritische Auseinandersetzung mit den eigenen Deutungs- und Handlungsmustern, 
mit Normalitätsvorstellungen oder Irritationen durch sich einschleichende Routinen des 
Immer-Gleichen, mit „blind machenden“ Erfahrungen, den Interaktionsmustern mit den 
Betroffenen oder der Angemessenheit der entwickelten institutionellen Prozessierungen 
werden hier zentral. 

Dies führte zur Entwicklung von Ansätzen einer sozialpädagogischen Fallarbeit, die 
Anleihen an qualitativen Methoden der Sozialforschung machen. Begründet wurde dies 
mit der strukturellen Nähe von sozialpädagogischem Fallbezug und qualitativ-rekonstruk- 
tiver Forschung (Schweppe und Graßhoff 2006). Qualitative Methoden der Sozialfor¬ 
schung ermöglichen einen verstehenden Zugang zu sozialen Phänomen und rekonstru¬ 
ieren diese in ihren subjektiven sowie sach- und sozialweltlichen Bezügen und Prozessen. 
Basierend auf dem Verständnis einer interaktiven Herstellung und durch Interpretations- 
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leistungen konstituierten sozialen Wirklichkeit, bilden Rekonstruktion und Interpretation 
in der qualitativen Forschung einen zentralen Raum, um die strukturellen Voraussetzun¬ 
gen, die Verfahren, die Regeln, die handlungsleitenden Muster und Konstitutionsbedin¬ 
gungen, mit denen Menschen Wirklichkeit hersteilen, offenzulegen. Es geht um das Ver¬ 
stehen von Wirklichkeit aus der Sicht der Akteur_innen. Sie können durch ihre Rekon- 
struktions- und Interpretationsleistungen soziale Phänomene und Prozesse in den Blick 
nehmen, die aus der alltäglichen Handlungsaufmerksamkeit ausgeblendet werden, und 
verdeckte Hintergründe aufzeigen. D. h., sie bieten Möglichkeiten, die untersuchten Phä¬ 
nomene selbst zur Sprache zu bringen. Denn durch das weitgehende Zurückhalten von 
Vorwissen und Vorannahmen zur Analyse der untersuchten Gegenstände eignen sie sich 
zur Herausbildung einer Fremdheitshaltung, um die zu erforschenden Phänomene aus sich 
heraus zu verstehen, anstatt sie vorschnell unter bestimmte Kategorisierungen oder Be¬ 
kanntem und Vertrautem zu subsumieren. Schließlich sind sie sensibel für die Erfassung 
von Interaktionsprozessen. 

Rekonstruktiven Verfahren der Eallarbeit wurde entsprechend das Potenzial eines me¬ 
thodisch kontrollierten Fremdverstehens und einer kritischen Auseinandersetzung mit 
dem eigenen Handeln beigemessen. Diese Verfahren wurden als wichtige Grundlage zur 
Ausformung einer verstehenden und kritischen Professionalität angesehen. 


Fallbeispiel 

Julia ist 15 Jahre alt und besucht die 8. Klasse einer Hauptschule. Sie fehlt oft im 
Unterricht, konzentriert sich schlecht, schläft im Unterricht ein, Hausaufgaben macht 
sie selten. Die Versuche der Klassenlehrerin, Kontakt mit der Mutter aufzunehmen, 
scheitern. Sie informiert das Jugendamt. Sabine Weigand, einer dort arbeitenden So¬ 
zialpädagogin, gelingt die Kontaktaufnahme mit der Mutter, und sie vereinbart einen 
Hausbesuch. Die Familie, d. h. Julia, ihre Mutter und ihre beiden Geschwister im Al¬ 
ter von fünf und sieben Jahren, lebt in einer kleinen Zweizimmerwohnung. Julias Vater 
lebt seit vier Jahren von der Familie getrennt. Die Mutter ist arbeitslos. Die Familie lebt 
von Hartz IV und den Unterhaltszahlungen des Vaters. Frau Weigand erfährt, dass Julia 
seit mehreren Tagen nicht in die Schule gegangen ist, weil sie aufgrund der Krankheit 
der Mutter auf ihre kleineren Geschwister aufpassen muss, welche ebenfalls krank sind 
und nicht in die Schule bzw. den Kindergarten gehen können. Die Mutter informiert die 
Sozialarbeiterin, dass ihr ehemaliger Mann zwei Monate mit den Unterhaltszahlungen 
im Rückstand sei und die Einnahmen durch Hartz IV vorne und hinten nicht zum Le¬ 
bensunterhalt der Eamilie ausreichten. Julia macht der Sozialpädagogin deutlich, dass 
sie nicht viel von Schule und Ausbildung hält. Die Lehrer seien Idioten und warum 
solle sie eine Ausbildung machen, die entweder in die Arbeitslosigkeit führe oder zu 
Tätigkeiten, die mit erniedrigenden Arbeitsbedingungen verbunden seien? Außerdem 
müsse sie jetzt weg in den einmal im Monat stattfindenden Jugendclub, denn das sei 
das Einzige, was man in diesem Wohnviertel machen könne. Die Eamilienhelferin fragt 
sie noch, ob sie denn Wünsche für die Zukunft habe. Das Mädchen beantwortet dies 
mit „ja“: Abhauen, auf einer Insel leben, mit Palmen, Strand und Sonne. 
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In einem ersten Zugang könnte man den Fall „Julia“ als einen Fall von „Schulverwei¬ 
gerung“ kategorisieren. Die Klassenlehrerin sieht das Problem, dass Julia nicht zur Schule 
kommt bzw. in einem desolaten Zustand dort auftaucht. Ohne auf die einzelnen Dimensio¬ 
nen dieses Falls eingehen zu können (ausführlicher Braun et al. 2011, S. 26 f.), wird rasch 
deutlich, dass „Schulverweigerung“ in der Lebenswelt von Julia und deren Familie nicht 
das zentrale Problem ist. Der Alltag der Familie ist eingebettet in strukturelle Realitäten 
wie Armut, und die individuellen Bewältigungskonstellationen sind nur in diesem Kontext 
zu verstehen. Schnell wird man zu dem Schluss kommen, nicht Julia ist das „Problem“, 
sondern die komplexe Lebenslage der Familie muss für ein adäquates Fallverstehen be¬ 
rücksichtigt werden. 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass diese Nähe zwischen qualitativen For¬ 
schungsmethoden und sozialpädagogischem Fallbezug nicht darüber hinwegtäuschen 
darf, dass Forschungsmethoden nicht ungebrochen auf die Analyse sozialpädagogischer 
Fälle angewandt werden können und dass nicht von deren bruchloser Übertragung auf die 
Praxis oder deren unmittelbarer Anwendung in der praktischen Sozialen Arbeit ausgegan¬ 
gen werden kann. Denn zum einen geht es bei qualitativen Methoden als wissenschaftliche 
Methoden um wissenschaftlichen Erkenntnisgewinn, während es in der Praxis um die Eä- 
higkeit zu einer veränderten Gestaltung von Lebenspraxis geht (Hamburger 2005, S. 38). 
Zum anderen lassen sich aufgrund des Handlungsdrucks der Praxis oft schon aus Zeit¬ 
gründen die langwierigen methodischen Verfahren nicht bruchlos übertragen. 

Dennoch ging man davon aus, dass die für das sozialpädagogische Handeln nötigen 
Kompetenzen des Rekonstmierens, Verstehens, Interpretierens, Analysierens und Reflek- 
tierens durch den Rückgriff auf qualitative Methoden der Sozialforschung gefördert wer¬ 
den und die Ausbildung von Deutungskompetenz, die Einübung einer Eremdheitshaltung 
und die Irritationen von Alltagsdeutungen in ihrer habitualisierten Eorm der professionel¬ 
len Praxis zu Gute kommen. 

Fallarbeit im Studium 

Der Einsozialisierung im Studium kommt dabei eine zentrale Bedeutung zu. Neben der 
Vermittlung bzw. Aneignung theoretischer und methodischer Grundlagen bedarf es hierzu 
insbesondere auch sozialer Arrangements für die Studierenden, um sich in die Methoden 
einüben zu können. Forschungs- und Interpretationswerkstätten stellen eine entsprechende 
Form dar. Hier werden Fälle, die von Studierenden aus der eigenen Praxis oder Forschung 
erhoben und verschriftlicht wurden, im kommunikativen Rahmen einer Gruppe und un¬ 
ter kompetenter Anleitung anhand der Schritte und Prinzipien der qualitativen Methoden 
bearbeitet. Indem die diskutierten Fälle auch der eigenen sozialpädagogischen Praxis der 
Studierenden entnommen werden, lernen diese, soziale Prozesse zu analysieren, an denen 
sie selbst beteiligt sind. Gerhard Riemann hat die sozialen Arrangements dieses „forschen¬ 
den Lernens“ folgendermaßen differenziert (2010, S. 556 f.): 
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1. Die Nutzung qualitativer Materialien im Seminarbetrieb 

In thematisch ausgerichteten Seminaren können Protokolle aus Forschungsprojekten 
helfen, eine Brücke zwischen Theorie und Praxis zu schlagen. So kann in einem Semi¬ 
nar zum Thema Migration und Soziale Arbeit etwa mit Materialen zu transnationalen 
Familien gearbeitet werden. Während mit dem Transnationalitätskonzept ein theore¬ 
tisch anspruchsvoller Rahmen vermittelt wird, kann das Interviewmaterial einer trans¬ 
nationalen Familie wiederum das Thema konkreter werden lassen. Allerdings liegen 
in dieser Konkretheit auch genau die Schwierigkeiten, die hochschuldidaktisch aufge¬ 
fangen werden müssen. Denn das Fallbeispiel soll nicht dazu führen, dass Studierende 
über die Konkretheit des Falles zu vorschnellen Generalisierungen gelangen; z. B. Fa¬ 
milie in Abwesenheit ist immer ein Problem. 

2. Lehrforschungsprojekte 

Das gemeinsame Arbeiten an einem übergeordneten Thema spielt in der sozialpäd¬ 
agogischen Ausbildung eine bedeutende Rolle. Sozialpädagogische Projekte dieser 
Art bearbeiten ein ganz konkretes Problem, zum Beispiel Kinderarmut in einem spe¬ 
zifischen Sozialraum, und verbinden systematisch die theoretischen Auseinanderset¬ 
zungen um ein Thema mit empirischen Erhebungen. Forschung ist in dieser Lehr- 
Lernform somit eingebunden in einen übergeordneten Projektzusammenhang. Das er¬ 
möglicht auch, die empirische Arbeit in diesem Kontext kritisch zu diskutieren - in 
dem Beispiel von Kinderarmut etwa die Frage, wie Lebenslagen von Kindern em¬ 
pirisch zu erschließen sind, was die jeweiligen Ergebnisse der Erhebungen für die 
Eragestellung bedeuten und wo auch Grenzen im Forschungsprozess zu identihzieren 
sind. 

3. Die Befremdung der eigenen Praxis 

In diesem Format steht die Reflexion von Praxiserfahrungen im Vordergrund. Im Rah¬ 
men von zum Beispiel Theorie-Praxis-Seminaren werden Aufzeichnungen (z. B. Feld¬ 
tagebücher aus einem Praktikum) zum Gegenstand der Arbeit mit Studierenden. Ziel 
dieser kasuistischen Arbeit ist die Reflexion der eigenen Tätigkeit in der Praxis. Die 
entsprechenden Aufzeichnungen bieten die Möglichkeit, sich gemeinsam mit anderen 
Studierenden über die eigene Position im Feld auszutauschen. Es ist Konsens, dass die¬ 
se Eorm der Fallarbeit die sensibelste Rahmung braucht, weil hier Studierende selbst 
zum „Fall“ werden. 

4. Forschungswerkstätten 

In Forschungswerkstätten wird gemeinsam an empirischen Materialen gearbeitet. Ziel 
ist der methodisch kontrollierte Umgang mit vorwiegend qualitativen Protokollen. 
Meist sind Forschungswerkstätten auch durch eine klare methodische Spezialisierung 
gekennzeichnet und jede „Schule“ hat ihre eigenen Orte, an denen gemeinsam an Tex¬ 
ten gearbeitet wird. 

Grenzen und Chancen: Eine kritische Diskussion sozialpädagogischer 

Die Euphorie, die zu Beginn der 1990er-Jahren mit dieser Eorm der Professionalisie- 

rung Sozialer Arbeit verbunden war, hat sich etwas gelegt. Mittlerweile werden Kritik 
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und Zweifel an diesem Ansatz deutlich, zumindest wird etwas bescheidener über seinen 
Ertrag diskutiert. Empirische Vergewisserungen hinsichtlich der Bedeutungen bzw. „Wir¬ 
kungen“ einer systematischen Aneignung rekonstruktiver Verfahren der Fallarbeit fehlen 
weitgehend. Wenig ist entsprechend darüber bekannt, ob und wie sich ein verstehender 
und reflexiver Habitus im Rahmen von Fallarbeit herausbildet, in welcher Weise die Lern¬ 
prozesse von den Studierenden beurteilt werden und welche Möglichkeiten sich für den 
Transfer in die Praxis ergeben. 

Auf folgende kritische Einwände gegenüber diesem Ansatz sei verwiesen. 

1. Gerade die ansonsten als erwünscht hervorgehobene Nähe bzw. Wahlverwandtschaft 
zwischen qualitativer Forschung und Fallbezug in der Sozialen Arbeit birgt eine 
Kehrseite, die kritisch zu betrachten ist. So offenbart die Erfahrung sowohl in der 
Forschung (Hamburger 2005, S. 43 ff.) als auch in der Arbeit mit Studierenden die 
Ambivalenz dieser Nähe qualitativer Forschung zur Alltagskommunikation. Stereoty¬ 
pe und Normalitätsvorstellungen können hierbei nämlich nicht nur aufgebrochen und 
reflektiert, sondern auch gefestigt werden. Der Lehralltag zeigt, als wie hartnäckig 
sich bestimmte alltagsweltliche Deutungsmuster im Studium auch trotz systemati¬ 
scher Lernarrangements zu deren kritischer Hinterfragung zuweilen erweisen. Aus der 
Sicht der Studierenden mag dies durchaus Sinn machen, können doch die Irritation 
von Weltsichten, die das bisherige Leben geleitet haben, mitunter zu krisenhaften 
Prozessen der Auseinandersetzung mit dem bisherigen Leben und sich selbst füh¬ 
ren (Graßhoff und Schweppe 2012). Studien zeigen, dass gerade Studienverläufe, in 
denen Orientierungs-, Deutungs- und Relevanzsysteme durch die Konfrontation mit 
neuem Wissen oder neuartigen Erfahrungen zu Transformationsprozessen bisher si¬ 
cher geglaubter Welt- und Selbstansichten führen, mit erheblichen Krisen verbunden 
sein können (Schweppe 2006). Als Schutz vor entsprechenden Krisenerfahrungen 
kann das Festhalten an bisherigen Deutungs-, Erklärungs- oder Handlungsmustern 
subjektiv durchaus sinnhaft sein. 

2. Außerdem lässt sich fragen, welche Relevanz die Einübung und Anwendung sozi¬ 
alwissenschaftlicher Methoden für das praktische sozialpädagogische Handeln über¬ 
haupt haben kann. Hier scheint durchaus Skepsis angebracht. Weiter oben wurde be¬ 
reits darauf hingewiesen, dass rekonstruktive Methoden allein schon aus Zeitgründen 
nicht bruchlos auf die Praxis übertragen werden können. Für die Praxis sind ent¬ 
sprechend Abkürzungsverfahren nötig, die aber Gefahr laufen, mit Trivialisierungen 
einherzugehen. Auch ein „gelungenes“ reflexives Fallverstehen bzw. eine ausgeprägte 
Selbstreflexivität im Hinblick auf die eigene Praxis lassen sich durchaus dahinge¬ 
hend kritisch hinterfragen, inwieweit hieraus Konsequenzen bzw. Veränderungen für 
die sozialpädagogische Praxis erwachsen können. Sturzenhecker äußert sich skep¬ 
tisch gegenüber den gepriesenen Veränderungschancen des Handelns durch Reflexion 
(Sturzenhecker 1994). Auch gehen Verstehen und Reflexivität nicht unbedingt mit 
der Eröffnung von (alternativen) Handlungsoptionen einher, insbesondere dann nicht, 
wenn ein solcher Zugang schwerlich mit den institutionellen Rahmenbedingungen 
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oder dem Auftrag der Sozialen Arbeit vereinbar ist. Hanses zeigt z. B. eindrucksvoll, 
mit welchen institutionellen Widerständen und Grenzen die Einführung einer biogra¬ 
fieorientierten Diagnostik in der Praxis verbunden sein kann (Hanses 2002). Inwieweit 
lassen es die jeweiligen Organisationen zu, an die lebensweltlichen Erfahrungen der 
Menschen anzuknüpfen? So gesehen lässt sich fragen, ob sozialpädagogische Eall- 
arbeit die institutioneilen Dimensionen sozialpädagogischen Handelns genügend in 
den Blick nimmt, um auf eingrenzende, stigmatisierende und vereinnahmende insti¬ 
tutioneile Rahmenbedingungen Einfiuss zu nehmen und diese im Sinne einer Passung 
subjektiver Bedarfe zu gestalten. 

3. Fraglich ist auch, inwieweit das dargelegte Fall Verständnis die Strukturlogiken und 
Paradoxien Sozialer Arbeit genügend berücksichtigt. Was nutzt es, das Handeln ei¬ 
nes mit Marihuana dealenden Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss als sinnhaft zu 
entschlüsseln, sofern dieser darlegt, dass er sich den in Aussicht stehenden prekären 
Arbeitsverhältnissen entziehen möchte, in denen er zudem ein weit unter seinen jetzi¬ 
gen Möglichkeiten liegendes Einkommen erzielen würde? Gerade durch das doppelte 
Mandat der Sozialen Arbeit, die doch aufgrund ihrer hoheitsstaatlichen Verfasstheit 
immer auch Kontrollfunktionen ausüben muss, stößt das an den Sinnstrukturen der 
Adressat_innen ansetzende Unterstützen zur Lebensbewältigung an Grenzen. 

4. Auch stellt sich die Frage, inwieweit die Diskussion um das Fallverstehen durch re- 
konstruktive Verfahren der Sozialforschung die Bedeutung des Wissens unterbeleuch¬ 
tet. Die Prämisse des Zurückhaltens von (Vor-)Wissen in einer sozialpädagogischen 
Fallanalyse bewahrt sicherlich davor, den Fall vorschnell in vorgefasste Kategorien, 
Deutungen oder auch alltagsweltliche Diskursstränge einzuordnen. Andererseits aber 
können Erkenntnisse aus Theorie und Forschung helfen, die Perspektiven der Auf¬ 
merksamkeit zu erweitern und neue Gesichtspunkte zur Entschlüsselung an einen Fall 
heranzutragen. Befremdung der Praxis durch Forschung könnte in diesem Sinne die 
kritische Reflexion von Forschungsergebnissen bedeuten. Hierin ist das von jeher dis¬ 
kutierte Thema der Praxisrelevanz bzw. des Transfers von Forschung in die Praxis 
angesprochen. Wie ließe sich ein produktiver Dialog zwischen Praxis und Forschung 
gestalten, in dem Forschung jenseits einseitiger Verwertungsperspektiven und Anwen¬ 
dungsorientierungen zur kritischen Reflexion und Transformation von Praxis beitragen 
könnte? 

Hierzu muss sich Forschung allerdings selbst kritisch dahingehend hinterfragen, in¬ 
wieweit sie nicht selbst zuweilen selbstverständlich geronnene Deutungsmuster re¬ 
produziert, die einer lebensweltlichen Orientierung der Sozialen Arbeit geradezu zu¬ 
widerläuft. Die jahrzehntelange Besonderung von Menschen mit einem sogenannten 
Migrationshintergrund in der Sozialen Arbeit, die mit der Gefahr ethnisierender, kul- 
turalisierender und teils diskrimierender Zuschreibungen einhergeht, kann ein Beispiel 
dafür sein. 

Somit ist nicht nur sozialpädagogisches Handeln gefragt, sondern es wird Theorie, For¬ 
schung und Praxis gleichermaßen aufgefordert, jene Wissensbestände, jenes methodische 
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Handeln und jene sozialpädagogischen Einrichtungen zu fördern, welche die Eigensinnig¬ 
keit ihrer Adressat_innen respektieren und eine autonome Lebenspraxis stärken. 

Fragen zur Reflexion 

• Eorschung in der Sozialen Arbeit ist mehr als Wissensgenerierung. Skizzieren Sie die 
Bedeutung von Eorschung für die Professionalisierung sozialpädagogischen Handelns. 

• Diskutieren Sie, wo und wie in Ihrem Studium Eallarbeit relevant war. Versuchen Sie 
die erfahrenen Formen in die aufgezeigten Formen einzuordnen. 

• Wie beurteilen Sie die Kritik an einer sozialpädagogischen Fallarbeit? Welche Punkte 
sprechen aus ihrer Sicht dafür und welche sehen Sie eher kritisch? 
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Zusammenfassung 

Unter dem Konzept partizipative Forschung versammeln sich in der Sozialen Arbeit 
Forschungsansätze, die vor allem die Beteiligung von Co-Forscher_innen und das Ver¬ 
hältnis von Wissenschaft und Praxis reflektieren. Partizipative Forschung ist kein ein¬ 
heitliches Forschungskonzept, sondern kann als Forschungsstil beschrieben werden. 

Dieser Beitrag führt in die Grundlagen und Haltungen partizipativer Forschung in 
der Sozialen Arbeit ein. Während zunächst die Einordnung partizipativer Forschung 
in den Kanon sozialpädagogischer Forschungskonzepte im Zentrum steht, wird dann 
vor allem auf wichtige praktische Grundlagen und ethische Standards von Forschung 
verwiesen. 


Mit dem Begriff der partizipativen Forschung wird kein eigenes Konzept bzw. kein eige¬ 
ner Ansatz in der Sozialen Arbeit und ihrer Forschung Umrissen. Partizipative Forschung 
thematisiert vielmehr einige grundlegende Fragen empirischer Forschung und, das muss 
hervorgehoben werden, positioniert sich zu diesen Fragen klar. Es geht um normative 
und ethische Fragen, um Fragen, wie man im Kontext von Forschung mit den „beforsch- 
ten“ Menschen umgeht, wie das Verhältnis von Wissenschaft und Praxis aussehen kann 
und auch welche forschungsethischen Standards bei Forschungsarbeiten einzuhalten sind. 
Alle die hier aufgeworfenen Fragen werden in empirischen Forschungsprojekten grund¬ 
sätzlich berührt und müssen geklärt werden. Partizipative Forschung betont in diesem 
Zusammenhang die Chancen der Beteiligung von Menschen in dem Forschungsprozess 
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und reflektiert das Verhältnis von „Wissenschaft“ zur „Praxis“. An einem Fallheispiel sol¬ 
len zunächst einige Punkte illustriert werden. 


Fallbeispiel: Care Leaveran Hochschulen 

Junge Menschen, die nicht hei ihren Eltern aufwachsen (können), sondern in öffentli¬ 
cher Verantwortung in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, stehen beim Über¬ 
gang in Hochschulen häufig alleine da und kämpfen beim Eintritt ins Studium und 
auch danach mit vielfältigen Barrieren und Herausforderungen. Eorschungsergebnisse 
belegen, dass junge Menschen mit Jugendhilfeerfahrung weniger bildungserfolgreich 
sind als junge Menschen, die in ihren Herkunftsfamilien aufwachsen. Hinsichtlich der 
Gründe, wie diese Benachteiligung zu erklären ist, gibt es hingegen noch keine gesi¬ 
cherten Erkenntnisse. 

In einem Eorschungsprojekt „Care Leaver an Hochschulen“ werden gemeinsam mit 
jungen Erwachsenen Barrieren und Herausforderungen analysiert und konstruktive Lö¬ 
sungsvorschläge für die Verbesserung des Zugangs und der Lebenssituation von Care 
Leavern an Hochschulen entwickelt. 

Projektziele 

Das Projekt CareHo hat das Ziel, Care Leaver an den Hochschulen in Niedersachsen 
miteinander zu vernetzen und die Zugangsschwellen für Care Leaver an den beteiligten 
Hochschulen und damit verbunden - im Sog - möglicherweise auch an anderen Hoch¬ 
schulen abzubauen. Es ist zudem das Anliegen des Projekts, mehr junge Menschen in 
stationären Hilfen möglichst frühzeitig für ein Studium zu motivieren. Hierzu sollen 
insbesondere Care Leaver, die bereits an der Hochschule studieren, als „Rollenvorbil¬ 
der“ agieren. Aber auch Einrichtungen und Mitarbeiterinnen der Jugendhilfe sollen 
von dem Projekt erreicht werden, um den Übergang junger Menschen an die Hochschu¬ 
le auch auf dieser Ebene zu unterstützen. Im Übergang müssen Passungsverhältnisse 
hergestellt werden, in welchen die Bedürfnisse und Ressourcen der Care Leaver mit 
denen der Hochschule zusammengebracht werden. Hier ist es insbesondere wichtig, 
die bereits existierenden Angebote für Care Leaver zugänglich zu machen, aber auch 
auf die spezifische Lebenssituation von Care Leavern an Hochschulen aufmerksam zu 
machen. 

In diesem Eallbeispiel können einige Grundfragen partizipativer Forschung verdeut¬ 
licht werden. Zunächst muss in Forschungsprojekten eine genaue Fragestellung geklärt 
sein. In der empirischen Forschung wird häufig wenig darauf geachtet, ob die Forschungs¬ 
frage nicht nur für Wissenschaftler_innen, sondern auch für die Praxis nachvollziehbar, 
interessant und bedeutsam ist. In klassischen Forschungsvorhaben wird zum Teil gerade 
die Tatsache, dass Forschung maximal weit von Fragen und Problemen der Praxis di¬ 
stanziert ist, als Kennzeichen von Wissenschaft hervorgehoben. Das Fallbeispiel macht 
deutlich, dass in dem Projekt CareHo die Forschungsfrage nicht von den Wissenschaft- 
ler_innen alleine, sondern in Zusammenarbeit mit Care Leavern entwickelt wird. Die 
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Forschungsfrage schließt damit an konkrete Probleme von „Betroffenen“ an und versucht 
auch, Vorschläge zur Verbesserung zu erarbeiten. 

Partizipativ angelegte Forschungsprojekte in der Sozialen Arbeit zielen nicht nur auf 
die Produktion von Wissen, also in diesem Fall auf neue oder ausdifferenziertere Theorien 
zur Bildungsbenachteiligung von Care Leavern, sondern haben auch die Ermächtigung 
der „Betroffenen“ im Blick. Am Ende eines solchen Forschungsprozesses sollte damit 
nicht nur ein schriftlicher Forschungsbericht stehen, sondern die Rolle der Care Leaver 
im politischen Prozess gestärkt werden. 

Hierzu muss der gesamte Forschungsprozess, von der Datenerhebung bis zur Datenaus¬ 
wertung gemeinsam geplant und durchgeführt werden. Das heißt nicht, dass alle Schritte 
in Zusammenarbeit von Forscherinnen und Care Leavern gemacht werden. Aber eine 
Verständigung über das Vorgehen ist in allen Punkten notwendig (das heißt auch nicht, 
dass diese Verständigung immer einfach herzustellen ist). Es gibt im Kontext partizipati- 
ver Forschung Erfahrungen damit, Co-Forscher_innen (in diesem Beispiel Care Leaver) 
in den Erhebungs- und Auswertungsprozess einzubinden (von Unger 2014b). 

Schließlich stellen sich in jedem Eorschungsprojekt ethische Fragen. Ethische Eragen 
werden öffentlich vor allem dann diskutiert, wenn die Grenzen von Eorschung zur Debatte 
stehen (z. B. bei der Frage, ob mit demenzerkrankten Menschen klinische Studien gemacht 
werden sollen). Ethische Eragen müssen jedoch nicht nur in diesen besonders sensiblen 
Feldern, sondern grundsätzlich geklärt werden (von Unger 2014b). In der Forschung der 
Sozialen Arbeit geht es hier vor allem um Fragen, wie man die „beforschten“ Personen 
vor möglichen Nebenwirkungen schützen kann und wie man den forscherischen Eingriff 
in die Praxis von Menschen, meist in sozialen Notlagen, legitimieren kann. Es geht aber 
auch um die Frage, wem eigentlich die Ergebnisse der Forschung gehören und wie die 
persönlichen Rechte der Beteiligten bei der Verbreitung der Ergebnisse gesichert werden 
können. 

Zusammenfassend soll hier nochmals betont werden, dass partizipative Forschung zu 
all diesen Fragen keine allgemeingültigen Antworten liefert. Partizipative Forschungsan¬ 
sätze sensibilisieren aber in besonderer Weise für die eben aufgeworfenen Fragen und 
formulieren den Anspruch, diese gemeinsam mit unterschiedlichen Akteur_innen im Feld 
zu klären. Es wäre auch falsch zu glauben, dass dieser Prozess der Aushandlung immer 
nur harmonisch verläuft. Vielmehr sind partizipativ angelegte Projekte an vielen Stellen 
weniger planbar und passen damit auch nicht so gut in die bestehende Förderstruktur von 
Forschungsprojekten im Feld der Sozialen Arbeit. 


46.1 Partizipative Forschung in der Sozialen Arbeit - 
Theoretische Einordnung 

Partizipative Forschung ist vor allem im internationalen Kontext ein breit diskutiertes 
Thema (Graßhoff et al. 2016). Während in der Internationalen Sozialen Arbeit die Aus¬ 
einandersetzung mit partizipativer Forschung selbstverständlich ist, ist diese Debatte im 
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deutschsprachigen Raum noch randständig (Bergold und Thomas 2012). In den einschlä¬ 
gigen Handbüchern hnden sich keine Beiträge, die Themen partizipativer Forschung auch 
nur am Rande berühren (Otto et al. 2015). Selbst in explizit forschungsbezogenen Hand¬ 
büchern (Bock und Miethe 2010) taucht das Thema nicht auf. In der Diskussion um 
Forschung in der Sozialen Arbeit lassen sich jedoch einige Ansätze und Themen identifi¬ 
zieren, die für die Entwicklung von partizipativer Forschung wichtig sind. Bevor eine De¬ 
finition von partizipativer Forschung vorgestellt wird, gilt es diese Wurzeln zu bestimmen. 

In der sozialwissenschaftlichen Forschung wird seit Beginn der 1940er-Jahre über par- 
tizipative Ansätze vor allem im Kontext demokratietheoretischer Überlegungen diskutiert. 
Der Beginn der Diskussion ist nahezu ausschließlich mit dem Namen Kurt Lewin verbun¬ 
den und seinen Experimenten zur unterschiedlichen Wirkung von sozialen Interventionen 
(Lewin 1953). Lewin gilt als zentraler Akteur bei der Etablierung der sogenannten Ak¬ 
tionsforschung. In der Sozialen Arbeit gewinnt die Aktionsforschung vor allem in den 
1970er-Jahren an Bedeutung. In dieser insgesamt gesellschaftspolitisch hoch aufgelade¬ 
nen Zeit wird unter der Aktionsforschung ein Ansatz verstanden, in der Wissenschaft aktiv 
gesellschaftliche Verhältnisse verändern soll. 

Ab den 1980er-Jahren und mit der zunehmenden Etablierung des qualitativ-empiri¬ 
schen Paradigmas verliert die Aktionsforschung mehr und mehr an Bedeutung. Die Ver¬ 
treterinnen einer qualitativ-empirischen Eorschung nutzen die Chance, verstehende Me¬ 
thoden fest in den Kanon sozialwissenschaftlichen Eorschens zu verankern: Der Gegner in 
der Arena vieler sozialwissenschaftlicher Disziplinen wurde hierbei in den deduktiv-no- 
mologischen Wissenschaften gesehen und eine zweite „Eront“ mit reflexiv ausgerichteten 
partizipativen Eorschungsansätzen schien da nur zu stören. 

Die Konzepte, die im deutschsprachigen Raum unter dem Label von Aktionsforschung 
Armieren, sind jedoch insgesamt heterogen und problematisieren den gesamten Prozess 
von Eorschung und nicht nur die empirische Operationalisierung von Eorschungsproble- 
men (Moser 1975). Hella von Unger definiert Aktionsforschung in folgender Weise: 

► Aktionsforschung „Eorscher und Erforschte verständigen sich gemeinsam über die 
Angemessenheit theoretischer (untersuchungsleitender) Eragestellungen, reflektieren ge¬ 
meinsam Möglichkeiten und Eormen intervenierender Praxistätigkeit sowie die Durchfüh¬ 
rung (sozial-)pädagogischen Handelns. Das heißt, dass sich einerseits Eorscher bemühen, 
die Common-Sense-Konstrukte der Erforschten zu erfahren und kritisch aufzuarbeiten, 
sowie andererseits die Erforschten lernen, die theoretischen Konstrukte der Eorscher auf 
ihre Praxis zu beziehen und aus ihnen handlungspraktische Konsequenzen abzuleiten“ 
(Heinze 1987, S. 31, zitiert nach von Unger 2014b, S. 16). 

Eür die sozialpädagogische Debatte im engeren Sinne fällt auf, dass kaum produkti¬ 
ve Anschlüsse an die Aktionsforschung zu erkennen sind. Bedeutsam ist allerdings das 
Konzept der Praxisforschung (Filsinger und Hinte 1988). Praxisforschung schien nach 
der Phase der Aktionsforschung das Verhältnis von Theorie und Praxis in einer neuen 
Weise auszuloten, die dabei aber stärker sozialwissenschaftlich fundiert ist. Insgesamt 
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kann Forschung, die in irgendeiner Form im Zusammenhang mit Praxis statthndet („An¬ 
wendungsorientierung“), als Praxisforschung beschrieben werden. Sie wird analytisch 
zwischen Grundlagenforschung auf der einen Seite und Aktions- bzw. Handlungsfor¬ 
schung auf der anderen Seite verortet (Heiner 1988, S. 10). 

► Partizipative Forschung „Partizipative Forschungsmethoden sind auf die Planung und 
Durchführung eines Untersuchungsprozesses gemeinsam mit jenen Menschen gerichtet, 
deren soziale Welt und sinnhaftes Handeln als lebensweltlich situierte Lebens- und Ar¬ 
beitspraxis untersucht wird. In der Konsequenz bedeutet dies, dass sich Erkenntnisinter¬ 
esse und Forschungsfragen aus der Konvergenz zweier Perspektiven, d. h. vonseiten der 
Wissenschaft und der Praxis, entwickeln. Der Forschungsprozess wird im besten Falle 
zum Gewinn für beide Seiten“ (Bergold und Thomas 2012, Absatz 1). 

Partizipative Forschung ist damit weder mit Aktionsforschung noch mit Praxisfor¬ 
schung identisch. Allerdings bilden die hier kurz skizzierten Konzepte wichtige Impulse, 
um eine vor allem an demokratietheoretische Ansätze angelehnte sozialpädagogische For¬ 
schung weiterzuentwickeln. 


46.2 Der Forschungsprozess 

Wie bereits angesprochen, ist im Kontext der partizipativen Forschung eine Vielzahl 
grundlegender Fragen zu klären. Einheitliche Antworten darauf können nicht gegeben 
werden, sondern sind jeweils in den Projekten zu diskutieren und zu klären. Im Verlauf 
eines Forschungsprozesses sind verschiedene Herausforderungen zu identifizieren. Zu¬ 
nächst sind die Erkenntnisinteressen und Begründungszusammenhänge der beteiligten 
Akteure transparent zu machen, Verwertungsweisen des anvisierten Wissens müssen be¬ 
sprochen werden, ethische Eragen kommen zwangsläufig auf den Tisch. Planung in der 
Zusammenarbeit gelingt oftmals nur mit Unterstützung der beteiligten Organisationen, 
wobei der Eorschung die Aufgabe zufällt, für wissenschaftlich stringente Konzepte zu 
sorgen. Zu klären ist, wer am Forschungsprozess teilnehmen soll, und ferner, wer die zu 
lösenden Probleme identihziert, welche Probleme zu lösen sind und welche ausgespart 
werden. Bevor der eigentliche Prozess der Datenerhebung beginnt, werden somit schon 
entscheidende Weichen einer partizipativen Gestaltung des Forschungsverlaufs gestellt. 

Wer partizipiert im Forschungsprozess? 

In klassischen Forschungsdesigns der Sozialen Arbeit gilt eine strikte Trennung zwischen 
Forscherinnen und Forschungsfeld. Die „Distanz“ der Forschung zu ihrem Feld ist der 
Ausgangspunkt der meisten qualitativen wie auch quantitativen Studien, so die Einschät¬ 
zung in der empirischen Sozialforschung. Das Bild des „Elfenbeinturms“ im Kontext 
der Wissenschaft ist ja diesbezüglich zum Sinnbild für die Abgeschiedenheit von For¬ 
scherinnen geworden. 
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Partizipative Forschung versteht die Differenz von Wissenschaft und Praxis anders. Die 
Rollen von Forscherinnen und „Beforschten“ werden nicht als völlig konträr gefasst. 
Vielmehr werden Akteure aus dem Untersuchungsfeld selbst aktiv in den Forschungs¬ 
prozess eingebunden. Hierbei wird in der Sozialen Arbeit zwischen der Beteiligung von 
Fachkräften und von Adressat_innen unterschieden. Im Kontext der Praxisforschung lie¬ 
gen viele Projekte Sozialer Arbeit vor, in denen Forscherinnen und Fachkräfte im For¬ 
schungsprozess kooperieren. Dass auch „Betroffene“ wie zum Beispiel Care Leaver zu 
Co-Forscherinnen werden, ist in der Sozialen Arbeit jedoch immer noch nicht weit ver¬ 
breitet. Die zunehmende Kritik gerade von Selbsthilfenetzwerken und anderen Interes¬ 
sengruppen an der Nutzlosigkeit des bestehenden Wissens wird immer deutlicher dazu 
führen, dass Forschungsprojekte in der Sozialen Arbeit sich hierzu noch klarer positionie¬ 
ren müssen. 

Es kann in diesem einführenden Text nur angedeutet werden, dass die Frage, wie die 
verschiedenen beteiligten Co-Forscher_innen auf die Mitarbeit im Forschungsprozess vor¬ 
bereitet werden, unterschiedlich gelöst wird (von Unger 2014b). Allerdings ist Konsens, 
dass eine systematische Schulung bzw. Einführung unverzichtbar ist. 

Verstehen und verändern: Empowerment 

In der Forschung der Sozialen Arbeit stößt der Aspekt des Empowerments auf besondere 
Ablehnung. „Distanz“ und „Handlungsentlastung“ werden in der Debatte um Forschung 
als Voraussetzungen hoch gehalten. Die Forscherinnen können, so die Einschätzung, gar 
keine direkten Veränderungen auf der Handlungsebene auslösen: Eorschung ist Forschung 
und Handeln ist Handeln. Wahrscheinlich ist diese Form der Ablehnung im Kontext der 
Sozialen Arbeit insbesondere über die Professionalisierungsgeschichte der Disziplin zu 
erklären. So tut sich Soziale Arbeit ja insgesamt schwer, sich als forschende Disziplin zu 
etablieren (Thole und Schweppe 2005). Die Orientierung am wissenschaftstheoretischen 
Mainstream quantitativer und qualitativer Forschung ist insofern nachvollziehbar und Teil 
der sozialwissenschaftlichen Wende der Sozialen Arbeit. 

Allerdings führt die rigide Trennung von Forschung und Feld in der Sozialen Arbeit ak¬ 
tuell dazu, dass internationale Selbstverständlichkeiten partizipativer Forschung gar nicht 
zur Kenntnis genommen werden. Dies, obwohl gerade in anderen Feldern Überlegungen 
partizipativer Forschung immer relevanter werden (Graßhoff et al. 2016). 

Forschungsprojekte müssen sich somit nicht nur innerhalb der wissenschaftlichen 
Fachwelt dahingehend legitimieren, ob ihre Fragestellungen Relevanz haben, sondern 
auch gegenüber dem Feld. Um nochmals auf das obige Beispiel einzugehen: Projektziel 
ist nicht nur die Wissensproduktion und die Generierung neuer Theorien, welche die 
Bildungsbenachteiligung von Care Leavern erklären, sondern auch das Empowerment der 
jungen Care Leaver. 

In diesem Kontext ist darauf hinzuweisen, dass Eorschung und Feld auch in der par- 
tizipativen Forschung nicht einfach verschmelzen und eins werden. Allerdings geht man 
hier von einem Prozess der Aushandlung aus, der Wissensproduktion und Empowerment 
nicht als grundsätzlichen Gegensatz begreift. 
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46.3 Ethische Fragen von Forschung in der Sozialen Arbeit 

Es gibt in der Wissenschaft Vertreterinnen der Position, dass Forschung möglichst wert¬ 
frei und objektiv zu sein habe. Normative und ethische Fragen sind demnach nicht Teil der 
Wissenschaftspraxis. Vertreterinnen partizipativer Forschung sehen das anders: In einem 
umfassenden Verständnis gehört die ethische Reflexion aller Phasen des Forschungspro¬ 
zesses zum konstitutiven Teil der Forschungsarbeit. Ethische und normative Fragen und 
„Forschung“ lassen sich in dem hier vertretenen Verständnis nicht voneinander trennen: 

„Forschungsethische Fragen sind immanenter Bestandteil der empirischen Forschungs¬ 
praxis und stellen sich in allen Phasen des Forschungsprozesses - von der Themenwahl 
und Zielsetzung über das Studiendesign, den Zugang zum Feld, Verfahren der Daten¬ 
erhebung und Auswertung bis hin zu Fragen der Publikation und Verwertung von For¬ 
schungsergebnissen. Das gilt für alle Formen der Sozialforschung, nicht nur für qualitative 
Studien, denn der empirische Forschungsprozess wirft grundsätzlich Fragen auf: Wie neh¬ 
men die Forschenden ihre Verantwortung als Wissenschaftler*innen wahr? Wie gestalten 
sie die Beziehungen zu den Personen und Einrichtungen, die sie untersuchen? Wie gehen 
sie mit den Daten um, die sie erheben? Welche Informationen geben sie über sich und ihre 
Forschung preis?“ (von Unger 2014a, S. 16). 

Anhand vier zentraler Themen werden wichtige ethische Fragen beim Forschen in der 
Sozialen Arbeit skizziert. 

Objektivität und Subjektivität 

Partizipative Forschungsansätze gehen davon aus, dass Forschung immer in unterschied¬ 
licher Weise mit dem Forschungsfeld verbunden ist. Indem Forscherinnen sich einem 
Thema zuwenden und Daten erheben, werden Sie zwangsläufig Teil des Forschungsfel¬ 
des. Dies gilt nicht nur für qualitative Forschung, sondern muss auch für standardisierte 
Forschung angenommen werden (partizipative Forschung hat im Übrigen eine gewisse 
Nähe zu eher qualitativen Methoden, es gibt aber auch quantitative Forschungsprojek¬ 
te). Wenn ich mich als Forscher_in zum Beispiel für die Situation von Flüchtlingskindern 
in Erstaufnahmeeinrichtungen interessiere und eine teilnehmende Beobachtung in einer 
Sammelunterkunft plane, dann muss ich mir im Vorfeld Fragen stellen. Wie werde ich 
einen Zugang zum Feld finden? In welche Rolle will ich ins Feld gehen? Wie gehe ich 
mit dem vorhandenen Machtgefälle zwischen mir als u. U. privilegiertem Menschen des 
globalen Nordens und den Flüchtlingen in hoch prekären Febensumständen um? Partizi¬ 
pative Forschung beschreibt diese Fragen, wie Forscherinnen im Feld wirken, als Teil 
des Forschungsprozesses. Gerade in der Sozialen Arbeit stellen sich diese Fragen häufig 
in besonderer Weise. Geht es um eine Fragestellung, bei der Adressat_innen in besonders 
schwierigen Febenslagen erforscht werden, dann muss das Verhältnis der Forscherin zu 
den Adressatinnen geklärt sein. Warum interessiere ich mich überhaupt für die Febens- 
bedingungen von Flüchtlingskindern? Will ich deren Situation verbessern? Was mache 
ich, wenn ich über die Forschung persönliche Kontakte zu Flüchtlingen bekomme, die 
zum Beispiel vor einer Abschiebung stehen? Versuche ich diese dann zu unterstützen? 
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► Tipp Film Kitchen Stories (Schweden, 2003, Regie: Bent Hamer) 

In einer sehr heiteren Weise wird in diesem Film die Rolle von Beobachtern dar¬ 
gestellt. Obwohl nicht explizit intendiert, werden zentrale Themen des Verhält¬ 
nisses der Beobachter zum „Feld" deutlich. 

„Marktforscher sind ein Übel. Für den kauzigen Single Isakwird dieser Alptraum 
wahr, als In seinem Dorf ein Forschungsinstitut einfällt, das das Verhalten von 
Junggesellen in ihrer Küche untersuchen soll. Bei Isak wird dazu Folke als Be¬ 
obachter auf einem Hochsitz postiert. Obwohl jeglicher Kontakt zwischen den 
beiden verboten ist, macht sich Isak schon bald einen Spaß daraus, das Experi¬ 
ment zu boykottieren. Mit hintergründigem Humor und einem feinen Gespür 
für Ironie erzählt Bent Hamer die Geschichte einer ungewöhnlichen Männer¬ 
freundschaft und des menschlichen Bedürfnisses, sich jeder Klassifizierung zu 
entziehen." (Klappentext) 

Forscherinnen in der Sozialen Arbeit sind also nicht als neutrale Objekte im For¬ 
schungsfeld zu betrachten. Ihre Rolle im Feld muss deshalb geklärt werden. 

Vermeiden von Nebenwirkungen und unnötigen Risiken 

In der sozialwissenschaftlichen Forschung wird manchmal vergessen, dass auch hier über 
Forschung mehr oder weniger massiv in die Lebenswelt von Menschen eingegriffen wird. 
Zwar werden keine Versuche am Menschen durchgeführt, doch müssen auch die Folgen 
zum Beispiel eines biografischen Interviews mitbedacht werden. Deshalb gilt es im Vor¬ 
feld von Forschung zu entscheiden, ob der Nutzen der Forschung die erwartbaren Risiken 
übersteigt. Für einzelne Forschungsmethoden gibt es zu dieser Frage eine breite Aus¬ 
einandersetzung. Ob und wie zum Beispiel kann man mit Opfern sexualisierter Gewalt 
sprechen? Wichtiger Gradmesser ist dabei auch die Einschätzung, ob die Ergebnisse der 
Eorschung für jemanden von Relevanz und Interesse sind: zum Beispiel zur Verbesserung 
von Schutzkonzepten in der Heimerziehung. 

Es ist aber nicht nur in diesen besonders brisanten Eeldern der Forschung in der So¬ 
zialen Arbeit zu klären, was Forschung für die betroffenen Personengruppen bedeutet. 
Insgesamt gibt es derzeit eine starke Sensibilisierung dafür, dass jede Form der Daten¬ 
erhebung in ihrer Sinnhaftigkeit überprüft werden muss. Es muss zum Beispiel geklärt 
werden, ob nicht vielleicht irgendwo schon Daten erhoben wurden, die sich für eine Se¬ 
kundäranalyse verwenden lassen. 

Insgesamt ist festzuhalten, dass vor Beginn von Eorschungsprojekten in der Sozialen 
Arbeit die Eolgen und Konsequenzen für die Beforschten und das beforschte Eeld zu be¬ 
denken sind. Man kann nicht einfach von einer Forschungsidee ausgehen und dann erst 
einmal ungesteuert mit der Datenerhebung beginnen. 

Freiwilligkeit der Teilnahme und informiertes Einverständnis 

In den ethischen Standards empirisch forschender Disziplinen ist klar geregelt, dass die 
Freiwilligkeit der Teilnahme selbstverständliche Bedingung für die Genehmigung der 
Studien ist. Wenn man in der Sozialen Arbeit, wie in dem obigen Beispiel mit jungen 
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Flüchtlingen, forscht, dann müssen die beteiligten Akteure die Möglichkeit haben, die 
Untersuchung abzulehnen. 

In der Forschungspraxis lässt sich jedoch das, was hier unter „Freiwilligkeit“ ver¬ 
standen wird, nicht immer so einfach hersteilen. Reicht es, um in unserem Beispiel zu 
bleiben, dass den jungen Flüchtlingen bzw. deren Erziehungsberechtigten eine schriftli¬ 
che „Einwilligungserklärung“ zum Unterschreiben vorgelegt wird? Kann ich dann davon 
ausgehen, dass für die Gruppe dieser Menschen wirklich klar ist, was man vorhat und 
mit welchen Konsequenzen dies gegebenenfalls verbunden ist? Wie kann ich überhaupt 
erst einmal eine angemessene sprachliche Verständigung hersteilen (in welchen Sprachen 
etwa benötige ich die Erklärung)? 

In der Forschungsliteratur wird deshalb neuerdings wieder vermehrt darauf rekurriert, 
dass ein einmaliges Einverständnis von Teilnehmer_innen einer Studie nicht ausreicht, 
sondern es vielmehr eines informierten Einverständnisses (informed consent) bedarf. Teil¬ 
nehmerinnen an einer wissenschaftlichen Untersuchung können nur einer Sache wirklich 
zustimmen, die Sie auch umfänglich kennen und nachvollziehen können. Das ist vor allem 
bei offenen Untersuchungsdesigns nicht immer einfach, weil dort zu Beginn alle künfti¬ 
gen Arbeitsschritte noch gar nicht klar sind. Informiertes Einverständnis heißt aber auch, 
dass die Teilnehmerinnen auch während des Eorschungsprozesses Exit-Optionen, also 
die Möglichkeit auszusteigen, haben. Wichtig ist, dass den Personen dadurch keine Nach¬ 
teile entstehen. 

Vertraulichkeit und Anonymisierung 

In Forschungsarbeiten müssen alle erhobenen Daten und Informationen vertraulich behan¬ 
delt werden (Häder 2009). Teilnehmerinnen einer Studie müssen absolut sicher sein, dass 
personenbezogene Informationen nicht öffentlich werden oder weitergereicht werden. Es 
ist deshalb notwendig, den Umgang mit den erhobenen Daten vor einer Untersuchung 
transparent zu machen. Dies ist im Übrigen überhaupt erst die Grundlage, um ein „infor¬ 
miertes Einverständnis“ einholen zu können. 

Es ist in einigen vor allem qualitativen Studien nicht ganz unproblematisch, Daten 
zur Veröffentlichung zu anonymisieren. Anonymisieren heißt, dass alle personenbezoge¬ 
nen Angaben, aber auch Träger- und Einrichtungsbezeichnungen oder Orte und Regionen 
durch Pseudonyme ersetzt werden. Und selbst wenn man Daten anonymisiert hat, muss 
geprüft werden, ob nicht Rückschlüsse auf Personen, Einrichtungen und Orte möglich 
sind. Gerade in Forschungsfeldern der Sozialen Arbeit gibt es Modellprojekte, Einrich¬ 
tungen und Personen, die für Kenner der Szene auch anonym noch zu erschließen sind. 

Ein immer wichtiger werdender Teil des Datenschutzes ist die Frage, wie und wo die 
Daten sicher gespeichert werden. Die Anforderungen an Datensicherheit sind hierbei in 
einigen Forschungskontexten höher, als dies Rechenzentren in Hochschulen, Universitä¬ 
ten oder Forschungsinstituten gewährleisten können. 

Gerade für partizipativ angelegte Forschungsprojekte muss die Frage, wer wann und 
wie auf welche Materialen zugreifen darf, besonders klar geregelt werden. 
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Im Kontext partizipativer Forschung besteht eine breite Diskussion über den Umgang 
mit ethischen Fragen im Forschungsprozess. Diese stellen sich selbstverständlich in allen 
Forschungsdesigns. 


46.4 Transfer von Forschungsergebnissen 

Am Ende von Forschungsprojekten ergibt sich häuhg die Frage, wie die Ergebnisse auf 
unterschiedlichen Ebenen rückgespiegelt und transferiert werden können. Forscherinnen 
in der Sozialen Arbeit kennen die Schwierigkeit, zentrale Befunde der Studien für den 
Kreis von Nicht-Wissenschaftler_innen aufzubereiten. Im Hinblick auf Gremien (z. B. 
Jugendhilfeausschuss) oder beteiligte Einrichtungen und Institutionen (Soziale Dienste) 
oder auch Betroffene wird von einem komplexen Übersetzungsprozess gesprochen. Diese 
Übersetzung ist im Übrigen in eher qualitativen Projekten meist schwieriger als in standar¬ 
disierten Eorschungsprojekten. Die vermeintliche Nähe vieler qualitativer Forschungspro¬ 
jekte zur Lebenswelt suggeriert lediglich eine Übersetzungsvorsprung: Faktisch sind auch 
qualitative Daten den Rezipienten von Forschungsergebnissen fremd: Fremdheit wird über 
den Prozess der Transkription und über das Aufbrechen und „Kodieren“ erzeugt. 

Partizipativ angelegte Forschungsprojekte haben dieses Problem der Vermittlung von 
u. U. unterschiedlichen Perspektiven nicht am Ende bei der Übersetzung der Ergebnisse, 
sondern kontinuierlich im Transferprozess zu moderieren. 

Allerdings geht man auch in der partizipativen Forschung nicht von einem einfachen 
Transfermodell im Sinne der Wissensverwendungsforschung aus. Es ist seit langem be¬ 
kannt, dass die Praxis sich nicht einfach durch wissenschaftliches Wissen rationalisieren 
lässt (Beck und Bonß 1989). Das heißt für Projekte partizipativer Forschung jedoch nicht, 
dass man sich nicht auch auf die Logik einer politischen Arena einlassen muss. 

Fragen zur Reflexion 

• Partizipative Forschung unterscheidet sich in zentralen Punkten von „klassischen“ For¬ 
schungsansätzen. Nennen Sie 5 wichtige Unterschiede und erklären Sie diese kurz. 

• Recherchieren Sie ein Forschungsprojekt im Kontext der Sozialen Arbeit. An welchen 
Stellen sehen Sie in diesem Projekt Ideen von partizipativer Forschung verwirklicht? 

• Diskutieren Sie die Grenzen von partizipativer Forschung. Wann lassen sich die Grund¬ 
sätze partizipativer Forschung nur schwer realisieren? 
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Teil VIII 

Personal in der Sozialen Arbeit 



Professionalisierung: Studium, Ausbildung und 
Fachlichkeit 
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Zusammenfassung 

Professionalisierung bezeichnet den Prozess, in dem sich eine Tätigkeit durch die Rea¬ 
lisierung verschiedener Aspekte hinsichtlich ihrer Verfasstheit den klassischen Profes¬ 
sionen (Mediziner_innen, Jurist_innen, Geistliche) angleicht. Der Grad der Professio¬ 
nalisierung Sozialer Arbeit wird im Fachdiskurs unterschiedlich beurteilt. Es werden 
sowohl Professionalisierungs- als auch Deprofessionalisierungstendenzen heschriehen. 
Die feststellbaren Divergenzen können zum Teil auf verschiedene professionstheoreti¬ 
sche Bezüge zurückgeführt werden. 

Unterschiede lassen sich ebenfalls im Hinblick auf die vertretenen Verständnisse 
von Fachlichkeit beziehungsweise professionellem Handeln Sozialer Arbeit aufzeigen. 
In diesem Beitrag wird in den Diskurs zur Professionalisierung Sozialer Arbeit einge¬ 
führt. Exemplarisch werden aktuelle Entwicklungen (Ausbildung und Berufsorganisa¬ 
tion) unter dem Gesichtspunkt ihrer Bedeutung hinsichtlich einer Professionalisierung 
Sozialer Arbeit diskutiert. 
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47.1 Professionalisierung Sozialer Arbeit - Theoretische Einordnung 

Die Bezeichnung bestimmter Berufe als Professionen erfordert Kriterien, mit denen Pro¬ 
fessionen von anderen Berufen unterschieden werden können. Im Wissenschaftsbetrieb 
werden solche Kriterien von einer Unterabteilung der Berufssoziologie, der Professions¬ 
soziologie, entwickelt. Innerhalb der Professionssoziologie gibt es unterschiedliche theo¬ 
retische Positionen, die im Hinblick auf Kriterien und deren Bedeutung nicht vollständig 
übereinstimmen. 

► Professionalisierung bezeichnet den Prozess, in dem sich eine Tätigkeit hinsicht¬ 
lich ihrer Verfasstheit den sogenannten „klassischen“ Professionen (Mediziner_innen, Ju- 
rist_innen, Geistliche) angleicht, wobei es zu Abweichungen und Sonderentwicklungen 
kommen kann, die als berufsspezifische Professionalitätsmerkmale angesehen werden. 

Zu den klassischen Professionsmerkmalen, über die weitgehend Konsens besteht (vgl. 
Franzmann 2012, S. 17-20), zählt u.a., dass die Zulassung zum Beruf an Ausbildungs¬ 
gänge geknüpft ist, die von der Profession weitgehend autonom gestaltet werden können. 
Die Ausbildung erfolgt in einem Hochschulstudium mit einer daran anschließenden län¬ 
geren Phase der Praxisausbildung. Zur Profession gehört auch eine wissenschaftliche 
Disziplin, die Probleme der Praxis und deren Lösungen beforscht. Neben diesen, auf 
die Institutionalisierung des Berufs bezogenen, Merkmalen werden in der Professions¬ 
soziologie auch Charakterisierungen der Handlungslogik des professionellen Handelns 
entwickelt. Beispielsweise interessiert man sich für strukturelle Dilemmata oder Parado¬ 
xien des professionellen Handelns oder für das Verhältnis zwischen den Angehörigen von 
Professionen und ihren Klient_innen bzw. Patienten_innen. Aus dem Blickwinkel derje¬ 
nigen Professionstheorien, die sich vor allem für die handlungslogischen Bestimmungen 
interessieren - interaktionistische Professionstheorie (Schütze 1992, 1996) und struktur¬ 
theoretische bzw. revidierte Professionalisierungstheorie (Oevermann 1996) -, sind die 
Berufe, die handlungslogisch als Professionen einzuordnen wären oder sich aufgrund ih¬ 
rer Aufgaben professionalisieren müssten, nicht unbedingt dieselben wie diejenigen, die 
sich aus einer statusorientierten Betrachtungsweise ergeben. Professionalisierung hat also 
für verschiedene professionssoziologische Theoriepositionen eine unterschiedliche Be¬ 
deutung. Es wird darunter die Herausbildung der institutionellen Statusmerkmale einer 
Profession in Verbindung mit der Entwicklung einer professionellen Handlungslogik oder 
nur die Herausbildung einer der beiden Aspekte verstanden. 

Im Fachdiskurs der Sozialen Arbeit zur Frage des Professionsstatus und der Professio¬ 
nalisierung sind die professionssoziologischen Modelle einflussreich, insbesondere ori¬ 
entiert man sich in den letzten 20 Jahren an der interaktionistischen Professionstheorie 
und der Revision der klassischen Professionstheorie Parsons, u. a. von Oevermann. Dies 
sicherlich auch deshalb, weil die Vertreterinnen dieser Theoriepositionen im deutschen 
Sprachraum zur Sozialen Arbeit geforscht und publiziert haben und diese aufgrund ihrer 
handlungslogischen Charakteristika zu den Professionen bzw. professionalisierungsbe- 
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dürftigen Berufen zählen, wohingegen statusorientierte Betrachtungen Sozialer Arbeit 
aufgrund der Nichterfüllung mancher Kriterien auch zu anderen Einschätzungen führen 
(vgl. Becker-Lenz und Baumgartner 2016). Gegenwärtig werden in neueren Modellhil- 
dungen innerhalb der Sozialen Arbeit (vgl. z.B. Hammerschmidt und Sagebiel 2010; 
Gahleitner et al. 2010; Thole 2012) neue Bestimmungen der Handlungslogik vorgenom¬ 
men, in denen bestimmte Merkmale der sozialpädagogischen bzw. sozialarbeiterischen 
Berufspraxis - z. B. die Komplexität der Arbeitsbeziehungen, das Moment der Reflexion 
oder die diffuse Allzuständigkeit - als Merkmale einer eigenständigen Professionsent¬ 
wicklung bzw. Professionalisierung gedeutet werden. Im Rahmen dieser Modellbildungen 
wird die Soziale Arbeit meist als eine bereits mehr oder weniger entwickelte Profession 
eingeschätzt. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist zu bilanzieren, dass die Modellbildungen 
zur Professionalität Sozialer Arbeit, welche für die Ausbildung wichtige Orientierungs¬ 
rahmen sind, Gemeinsamkeiten und Unterschiede aufweisen, wobei die Unterschiede z. T. 
erheblich sind. 

► Fachlichkeit Einigkeit scheint darin zu bestehen, dass Fachlichkeit ein akademisches 
Studium inklusive einer Praxisausbildung voraussetzt, dass die Berufsausübung interdis¬ 
ziplinäre und interprofessionelle Bezüge aufweist und dass Mandate von Seiten der Politik 
bzw. von Klienten_innen bzw. Interessensbindungen an diese Parteien sowie eine auf ei¬ 
ner berufsethischen Grundlage, beruflichem Erfahrungswissen und wissenschaftlichem 
Wissen basierende Expertise eine Rolle spielen. Bezüglich der Mandate wird meist die 
Position vertreten, dass es ein doppeltes oder ein dreifaches Mandat gibt. Das doppelte 
Mandat (Böhnisch und Lösch 1973) besteht in einem Auftrag seitens der Politik bzw. der 
Gesellschaft und einem weiteren Auftrag seitens der Klient_innen. Nicht selten ist von 
einer Nichtübereinstimmung dieser beiden Aufträge auszugehen. In der Konzeption des 
sogenannten Triple-Mandats von Staub-Bernasconi (2007) kommt zum doppelten Man¬ 
dat noch ein, auf der Grundlage der Berufsethik und des wissenschaftlichen Wissens der 
Profession beruhendes, eigenes Mandat der Profession hinzu, das die Funktion hat, bei 
Konflikten zwischen dem ersten und dem zweiten Mandat Entscheidungen treffen und 
eigene Interessen legitimiert verfolgen zu können. 

Eine andere Konzeption ist diejenige von Becker-Lenz und Müller-Hermann (2009a), 
die nicht von Mandaten, sondern von einer Bindung an die Interessen von Klient_innen im 
Rahmen des politisch definierten Auftrags ausgeht und die Möglichkeiten Sozialer Arbeit 
erst dann als gegeben sieht, wenn Interessen von Klient_innen nicht im Widerspruch zum 
politisch definierten Auftrag stehen. Bezüglich der berufsethischen Grundlage gibt der 
Berufskodex des Internationalen Berufsverbandes, der International Federation of Social 
Workers einen Orientierungsrahmen ab, der für die Landesverbände, die sich der IFSW 
angeschlossen haben, verbindlich ist. Die IFSW versteht Soziale Arbeit wie folgt: 

„Social Work is a practice-based profession and an academic discipline that promo- 
tes social change and development, social cohesion, and the empowerment and liberation 
of people. Principles of social justice, human rights, collective responsibility and respect 
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for diversities are central to social work. Underpinned by theories of social work, social 
Sciences, humanities and indigenous knowledge, social work engages people and structu- 
res to address life challenges and enhance wellbeing“ (International Federation of Social 
Workers 2014). 

Die in dieser Definition erwähnten Menschenrechte, in einer Vielzahl von internationa¬ 
len Konventionen und Erklärungen deklamiert, sind für den internationalen Verband und 
auch in Deutschland ein maßgeblicher Orientierungsrahmen und eine Legimitationsbasis 
für die Soziale Arbeit. Aus ihnen werden Ziele abgeleitet und die Berufsverbände berufen 
sich auf sie bei politischen Initiativen. Die Bedeutung der Menschenrechte geht so weit, 
dass die Soziale Arbeit auch als Menschenrechtsprofession bezeichnet wird (vgl. Staub- 
Bernasconi 2008, 2012). Vereinzelt gibt es Kritik an dieser Auffassung dahingehend, dass 
Soziale Arbeit sich besser darauf konzentrieren sollte, Menschenrechtsverletzungen in ih¬ 
rer eigenen Praxis zu beseitigen (vgl. Kappeier 2008), oder dass die in den Deklarationen 
und Konventionen niedergelegte Vielzahl von unterschiedlichen Rechten zu einer Über¬ 
forderung Sozialer Arbeit führe, die zudem nur über schwache Möglichkeiten verfüge, 
Menschenrechtsverletzungen wirksam zu begegnen (Müller-Hermann und Becker-Lenz 
2013). 

Bezüglich der Wissensbasis der Berufspraxis besteht Konsens darüber, dass sowohl 
wissenschaftliches Wissen als auch Erfahrungswissen für das berufliche Handeln von Be¬ 
deutung ist. Allerdings setzen verschieden Konzepte bzw. Modelle hier sehr unterschied¬ 
liche Akzente. Aus der Perspektive von Vertreterinnen einer Evidence-based Practice, 
in welcher sich das professionelle Handeln von Methoden leiten lassen soll, deren Wirk¬ 
samkeit wissenschaftlich untersucht wurde, kommt dem wissenschaftlichen Wissen die 
größere Bedeutung zu. Zur selben Ansicht gelangen auch die Vertreterinnen der soge¬ 
nannten Zürcher Schule um Sylvia Staub-Bernasconi und Werner Obrecht (vgl. Staub- 
Bernasconi in diesem Band). Dem stehen Konzeptionen eines professionellen Habitus 
(vgl. Cloos und Thole 2007) und einer professionellen Identität (vgl. Harmsen 2004,2014) 
gegenüber, die zwar die Bedeutung des wissenschaftlichen Wissens nicht negieren (vgl. 
Becker-Lenz und Müller-Hermann 2013), aber in einem bestimmten professionellen Ha¬ 
bitus bzw. einer professionellen Identität die wesentliche Grundlage für Professionalität 
auf der Ebene der Person sehen. 

Die beiden Begriffe Habitus und Identität werden im Eachdiskurs nicht klar unter¬ 
schieden und zum Teil synonym verwandt. Beide Begriffe verweisen auf verinnerlichte 
Haltungen, die relevant für die Berufsausübung sind, weil diese Haltungen aus Antworten 
auf elementare Prägen bestehen, wie z. B., was der Auftrag der Sozialen Arbeit sei und in 
welchem Verhältnis man sich als Fachkraft zu Klientinnen befinde. Die Beiträge zu ei¬ 
nem professionellen Habitus schließen meist an die revidierte Professionalisierungstheo- 
rie Oevermanns (1996), der seinerseits an Bourdieus Habituskonzeption (vgl. Bourdieu 
1974) anknüpft, oder direkt an Bourdieu an. Die Beiträge zur professionellen Identität be¬ 
ziehen sich meist auf postmoderne Identitätskonzeptionen wie z. B. Keupp (1999), deren 
Kennzeichen es unter anderem ist, nicht mehr von einer stabilen gebildeten Identität als 
Endpunkt einer Entwicklung auszugehen, sondern die Identitätsbildung als dynamischen 



47 Professionalisierung: Studium, Ausbildung und Fachlichkeit 


691 


und laufenden Prozess mit sehr unterschiedlichen Verläufen und Identitätsformationen 
zu betrachten. Es gibt jedoch auch Autor_innen, die einen Unterschied zwischen den 
beiden Begriffen sehen. Der Habitusbegriff gilt diesen der Oevermann’sehen Theorie ent¬ 
sprechend als eine Verkörperung von Routinen, die größtenteils unbewusst bleiben und 
auch nicht einfach Gegenstand einer Selbstreflexion werden können. Der Identitätsbe¬ 
griff wird demgegenüber eher als eine dem bewussten Geist zuzurechnende Formation 
begriffen, als eine Art verinnerlichtes Bild der Berufsrolle (vgl. Becker-Lenz 2017). Ne¬ 
ben dem professionellen Habitus und der professionellen Identität werden weitere Arten 
von Erfahrungswissen als handlungsrelevant erachtet, z. B. Wissen über Fälle, Organi¬ 
sationen und Praxisfelder sowie Deutungsmuster (vgl. für einen Überblick Becker-Lenz 
et al. 2017). Dies wirft die Frage auf, wie die verschiedenen Arten von Wissen im berufli¬ 
chen Handlungsvollzug miteinander verknüpft. In der Beantwortung dieser Frage drücken 
sich unterschiedliche Vorstellungen zum Verhältnis von Theorie und Praxis aus. 

► Relationierung von Wissensarten Intensiv diskutiert wird dabei das Konzept einer Re- 
lationierung der Wissensarten (vgl. Dewe 2012). Unter Relationierung versteht Dewe eine 
Verknüpfung verschiedener Wissensarten, die von Fachkräften vorgenommen wird und zu 
einer neuen eigenständigen Wissensform, dem Professionswissen, führt. 

Vergleicht man die Fachdebatte um diese Fragen mit der Fachdebatte in anderen Profes¬ 
sionen bzw. verwandten, professionalisierungsbedürftigen Berufen (vgl. Müller-Hermann 
et al. 2017), so ist bemerkenswert, dass das Verhältnis von Theorie und Praxis in der So¬ 
zialen Arbeit offenbar intensiver diskutiert und problematisiert wird, als das in anderen 
Berufen bzw. Professionen der Fall ist. 


47.2 Akademische Ausbildung: Zentrale Fragen im Kontext der 
Professionalisierung Sozialer Arbeit 

Im Folgenden sollen anhand der akademischen Ausbildung exemplarisch verschiedene für 
die Beurteilung des Professionalisierungsstands der Sozialen Arbeit relevante Aspekte in 
den Blick genommen werden: 

• Autonomie der Ausbildungsinstitutionen: Haben die Hochschulen die Kontrolle über 
die Inhalte und die Ausgestaltung der Studiengänge? 

• Eigenständige Disziplin, eigener Wissenskanon: Sind Hochschulen Orte der (Weiter-) 
Entwicklung einer eigenständigen wissenschaftlichen Disziplin? 

• Professionalisierung im Studium: Herausforderungen für die Studierenden und die 
Hochschulen. 

Autonomie der Ausbildungsinstitutionen? 

Als ein Merkmal der Professionalisiertheit eines Berufs wird aufgefasst, dass die Ver¬ 
antwortung über die Ausbildung in den Händen des jeweiligen Berufsstandes liegt und 
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dieser die Inhalte und die Ausgestaltung der Studiengänge bestimmt und kontrolliert. Ob 
und in welchem Umfang diese Bedingungen erfüllt sind, hängt ganz wesentlich davon 
ab, in welchem Verhältnis Staat, Markt und Hochschulen eines Landes zueinander stehen, 
das heißt, wie die Hochschulbildung institutionell organisiert und nicht zuletzt finanziert 
wird. Veränderungen öffentlicher Hochschulen und ihrer Studiengänge unterliegen - in 
unterschiedlichem Umfang - auch der politischen Steuerung. Bereits die Gründung öf¬ 
fentlicher Hochschulen ist eine bildungspolitische Entscheidung. Für die Soziale Arbeit 
lassen sich historisch einige wichtige Stationen der Professionalisierung der Ausbildung 
aufzeigen. Auf die (ihrerseits politisch unabhängige) Gründung der ersten Frauenschulen 
für soziale Berufe und die Etablierung von Studiengängen der Sozialpädagogik und Sozi¬ 
alarbeit an Universitäten beziehungsweise Fachhochschulen sei hier nur kurz verwiesen. 
In der jüngeren Vergangenheit wurde die Hochschullandschaft durch die Umstrukturie¬ 
rung der Studiengänge vom Diplom- zum BA- und MA-Studium im Zuge der Umset¬ 
zung der Deklaration von Bologna tiefgreifend verändert. Keine Hochschule und kein 
Fach konnten sich dieser Veränderung entziehen. Diese Transformation wird im Fach¬ 
diskurs Sozialer Arbeit zum Teil deutlich kritisch diskutiert (vgl. z. B. Hill 2012). Unter 
anderem wird die mit der Einführung eines im Vergleich zum Diplom schneller zu erzie¬ 
lenden BA-Abschlusses verknüpfte Erwartung, dem Arbeitsmarkt schneller qualifizierte 
Absolvent_innen zur Verfügung zu stellen, hinterfragt. Während die Akademisierung der 
Ausbildung das Profil der Sozialen Arbeit veränderte, indem die Vermittlung wissen¬ 
schaftlichen Wissens und eine entsprechende akademische Qualifikation des Lehrkörpers 
an Bedeutung gewannen und diese Veränderung als Professionalisierung gedeutet werden 
kann, werden die Verkürzung von Studienzeiten und die Einführung von ECTS Punkten 
als unangemessene Versuche der Standardisierung von Bildungsverläufen und in diesem 
Sinne als das Gegenteil von Professionalisierung, nämlich als Deprofessionalisierung, 
aufgefasst. Die Bestimmung des Inhalts der Ausbildung obliegt zwar den Hochschu¬ 
len, die strukturellen Rahmenbedingungen werden hingegen vielfach auf der politischen 
Ebene beschlossen. Inhalt und Form des Studiums sind jedoch eng verknüpft. Von ei¬ 
ner Autonomie bezüglich der Gestaltung der Ausbildungsgänge, wie sie als Merkmal 
professionalisierter Praxen angeführt wird, kann in Bezug auf die Soziale Arbeit nicht 
gesprochen werden. 

Eigenständige Disziplin? 

Professionen wird typischerweise eine eigene Disziplin zugeordnet. Sie verfügen über 
einen spezifischen Wissenskanon, den sie durch eigene Forschung und Theoriebildung ge¬ 
nerieren. Ob und in welchem Maße von einer eigenständigen Disziplin Sozialer Arbeit ge¬ 
sprochen werden kann, wird im Fachdiskurs uneinheitlich beantwortet. Insbesondere die 
Bedeutung der sogenannten Bezugsdisziplinen der Sozialen Arbeit wird unterschiedlich 
beurteilt. Zum Teil wird der hohe Stellenwert, der soziologischem oder psychologischem 
Wissen für eine wissenschaftliche Fundierung der Praxis Sozialer Arbeit beigemessen 
wird, kritisiert und es werden alternative Modelle entwickelt (vgl. z. B. Obrecht 2012). Un¬ 
geachtet der Rolle der Bezugsdisziplinen scheint relativ unstrittig zu sein, dass die Praxis 
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der Sozialen Arbeit auch solche Fragen aufwirft, die nicht durch andere Disziplinen be¬ 
antwortet werden. Diese Fragen zu beantworten, wird als eine Aufgabe der Hochschulen 
gefasst. Sofern diese Forschung betreiben und wissenschaftliches Wissen in diesem Sinne 
generieren, leisten sie einen Beitrag zum disziplinären Wissen der Sozialen Arbeit und 
somit zu deren Professionalisierung im oben erwähnten Sinn. Während die Forschung an 
Universitäten traditionell ihre Bedeutung hat, ist die Forschung an Fachhochschulen dem¬ 
gegenüber im Rückstand, wobei eine Differenz zwischen deutschen und schweizerischen 
Fachhochschulen besteht: In der Schweiz ist sowohl angewandte als auch Forschung zu 
den Grundlagen der Sozialen Arbeit an Fachhochschulen vielfach ein wichtiger und finan¬ 
ziell geförderter Leistungsbereich, während diese an deutschen Fachhochschulen einen 
kleineren Stellenwert besitzt, was sich unter anderem an dem hohen Lehrdeputat der Do¬ 
zierenden deutlich ablesen lässt. 

Mit der Frage nach der Stärkung respektive Etablierung einer eigenständigen Disziplin 
verbindet sich sogleich die Folgefrage, wie und wo der wissenschaftliche Nachwuchs aus¬ 
gebildet werden kann. Gegenwärtig forschen im Wesentlichen Angehörige der erwähnten 
Bezugsdisziplinen zur Sozialen Arbeit. Ändern könnte sich dies langfristig, sofern die in 
den letzten Jahren vielerorts intensivierten Bemühungen um ein eigenes Promotionsrecht 
für Fachhochschulen erfolgreich sind. Voraussetzung wäre jedoch, dass die notwendi¬ 
ge Forschungskompetenz im Studium und professionalisierungstheoretisch gesprochen 
idealtypisch in einem kollegialen Noviziat vermittelt wird. Ob und in welchem Umfang 
Fachhochschulen mit Grundlagenforschung und der Vermittlung von Forschungskompe¬ 
tenz beauftragt werden, unterliegt zudem dem politischen Willen. 

Professionalisierung im Studium 

In der Sozialen Arbeit findet die Ausbildung als akademische Ausbildung mit Praxispha¬ 
sen statt. Strukturell hat sie dies mit den Professionen gemein. Das Studium wird, neben 
der Praxis, als ein Ort der Professionalisierung auf der Ebene der Person betrachtet. Im 
Fachdiskurs herrscht weitgehend Konsens darüber, dass ein Studium der Sozialen Arbeit 
sich nicht in der Anhäufung von Wissen und erlernbaren Techniken erschöpfen sollte, 
sondern dass darüber hinaus spezifische, im Hinblick auf die spätere Berufspraxis not¬ 
wendige, Kompetenzen verinnerlicht werden müssen. In diesem Sinne ist es die Aufgabe 
des Studiums, Bildungsprozesse zu initiieren und zu begleiten, mit dem Ziel, die Absol- 
vent_innen in die Lage zu versetzen, professionell zu handeln. Hierfür bedarf es eines 
Orientierungsrahmens für die zukünftige Berufspraxis. Weiter oben wurde darauf hin¬ 
gewiesen, dass im Fachdiskurs unterschiedliche theoretisch (und zum Teil empirisch) be¬ 
gründete Konzeptualisierungen von Professionalität Sozialer Arbeit nebeneinanderstehen. 
Die genannte Entwicklung hin zu einem wissenschaftlichen Profil der Absolvent_innen 
wirft zudem die Präge auf, welchen Stellenwert die Vermittlung von Porschungskompe- 
tenz im Studium haben sollte. An der Handlungspraxis der Sozialen Arbeit orientierte 
Konzeptionen von Professionalität liefern zudem die Berufsverbände: In Form von Be¬ 
rufsbildern und Berufskodizes werden verschiedene Aspekte professioneller Praxis defi¬ 
niert, wobei ein Schwerpunkt auf einer idealtypischen berufsethischen Grundhaltung und 
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Wertorientierung der Berufsangehörigen liegt. Des Weiteren werden Verhaltensregeln auf¬ 
geführt (vgl. Becker-Lenz und Müller 2009b). 

Der Umstand, dass in Bezug auf Grundfragen der Berufsausübung Differenzen sowohl 
innerhalb des Fachdiskurses als auch zwischen Teilen des Fachdiskurses und Positionen 
der Berufsverbände bestehen, stellt die Ausbildungsinstitutionen vor die Herausforderung, 
einen Umgang mit dieser uneinheitlichen Bestimmung von Professionalität zu finden. Hier 
sind verschiedene Stoßrichtungen denkbar: Gemäß der Vielfalt innerhalb des Diskurses 
können unterschiedliche Modelle vermittelt und die Studierenden bei der Entwicklung 
eines eigenen Standpunkts unterstützt werden. Diese Variante ist anspruchsvoll und birgt 
vor allem unter der Bedingung der relativ kurzen Studiendauer des Bachelor und eines eng 
getakteten Studiums das Risiko, dass die Studierenden nur einen oberflächlichen Eindruck 
der behandelten Perspektiven sowie den Eindruck von Beliebigkeit erhalten und auch am 
Ende des Studiums noch weitgehend desorientiert und nicht in der Lage sind, begründet ei¬ 
ne eigene Position zu beziehen. Zudem lassen sich konkurrierende Konzeptualisierungen 
von Professionalität (z. B. „professioneller Habitus“, „professionelle Identität“, „Soziale 
Arbeit als Menschenrechtsprofession“), in denen die professionelle Handlungsfähigkeit 
jenseits der Wissensvermittlung an die Verinnerlichung spezifischer Werte und Haltungen 
geknüpft wird, im Curriculum nur bedingt sinnvoll miteinander verbinden. Eine weitere 
Möglichkeit der Gestaltung besteht darin, zu Beginn des Studiums in die Verschiedenheit 
ausgewählter Ansätze einzuführen und anschließend verschiedene Stränge im Sinne von 
Vertiefungsrichtungen vorzusehen, sodass studienbegleitend jeweils ein konkretes Quali¬ 
fikationsprofil im Sinne des gewählten Ansatzes verfolgt werden kann. 

Fragen zur Reflexion 

• Welche Bedeutung hat der Begriff „Professionalisierung“ innerhalb der Professionsso¬ 
ziologie? 

• Welche Gemeinsamkeiten und Unterschiede weisen Modellbildungen zur Professiona¬ 
lität Sozialer Arbeit auf? 

• Worin sehen manche Autor_innen den Unterschied bezüglich der beiden Begriffe „pro¬ 
fessioneller Habitus“ und „professionelle Identität“? 

• Was wird unter Relationierung verstanden? 

• Wie beurteilen Sie den Stand der Professionalisierung Sozialer Arbeit? 

• Ist eine (weitere) Professionalisierung Sozialer Arbeit anzustreben? Weshalb und in 
welchen Punkten? Wie könnte diese erreicht werden? 

• Wie beurteilen Sie Ihren Bildungsprozess in Bezug auf Ihre eigene Professionalisie¬ 
rung? 

• Durch welche Akteure und/oder Prozesse wird der Professionalisierungsprozess Sozia¬ 
ler Arbeit beeinflusst? 
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Zusammenfassung 

Der Beitrag befasst sich mit Beschäftigungs- und Arbeitsmarktbedingungen in sozialen 
Berufen im Vergleich zu anderen Berufsbereichen. Diese werden vor dem Hintergrund 
des Konzepts atypischer Erwerbsformen analysiert, wobei ein besonderes Augenmerk 
auf Teilzeitbeschäftigung sowie befristeter Beschäftigung liegt. Dabei wird das Span¬ 
nungsverhältnis zwischen strukturellen, arbeitsmarkt- und berufsspezifischen Bedin¬ 
gungen sowie individuellem, insbesondere geschlechtsspezifischem, Erwerbsverhalten 
herausgearbeitet. 

Soziale Berufe stellen neben den MINT-Berufen eine der Wachstumsbranchen auf dem 
Arbeitsmarkt in Deutschland schlechthin dar. Mit einem Zuwachs von knapp 120.000 
Beschäftigten in den vergangenen vier Jahren kommen die Sozial- und Erziehungsberu¬ 
fe aktuell auf rund 1,5 Mio. Beschäftigte (vgl. Statistisches Bundesamt 2015). Während 
sich die Erwerbstätigenzahlen in diesem Zeitraum mit einem Zuwachs von unter 3 % auf 
vergleichsweise konstantem Niveau bewegen, sind die Sozial- und Erziehungsberufe ins¬ 
gesamt um knapp 9 % gestiegen. 

Will man Näheres über die Spielregeln des Arbeitsmarktes oder die Qualität der Be¬ 
schäftigungsbedingungen in sozialen Beruf erfahren, so sind amtliche Statistiken eine 
wichtige Datenquelle. Sie sind im Unterschied zu nicht-amtlichen Statistiken (z. B. for¬ 
schungsorientierte oder unternehmensorientierte Statistiken) in ihrer Erhebung durch Ge¬ 
setze geregelt, die Befragten sind zur Auskunft verpflichtet, ihre Ergebnisse sind öffent¬ 
lich zugänglich zu machen und sie sind fachlich zentral aufgebaut (vgl. Schilling 2002). 
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Damit liegen Vor- und Nachteile amtlicher Statistiken auf der Hand: Aufgrund der Aus¬ 
kunftspflicht gibt es kaum Probleme mit Antwortausfällen, gerade in der sozialwissen¬ 
schaftlichen Forschung ein nicht unerhebliches Problem. Daneben ermöglicht der fachlich 
zentrale Aufbau regional differenzierte und vergleichende Analysen. Andererseits können 
die Erhebungsprogramme aufgrund der gesetzlichen Festschreibung nur mit Verzögerung 
auf veränderte Rahmenbedingungen reagieren. 

Eine wichtige amtliche Statistik zur Untersuchung von Beschäftigungsbedingungen 
ist der Mikrozensus, eine Repräsentativstatistik über die Bevölkerung und den Arbeits¬ 
markt in Deutschland (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2013). Sie wird 
jährlich erhoben und ist über das Mikrozensusgesetz 2005 in Verbindung mit dem Bun¬ 
desstatistikgesetz geregelt. Der Mikrozensus umfasst eine Zufallsstichprobe von 1 % der 
Bevölkerung, damit nehmen derzeit etwa 370.000 Haushalte mit rund 830.000 Perso¬ 
nen an dieser Befragung teil. Ergebnisse des Mikrozensus sind auf der Homepage des 
Statistischen Bundesamtes abrufbar (destatis.de). Über die Forschungsdatenzentren der 
Statistischen Landesämter sind die Einzeldaten für Wissenschaftler_innen nutzbar. 


48.1 Was ist ein Beruf? 

Je nach Theorietradition wird der Begriff „Beruf ‘ unterschiedlich definiert. So betont der 
struktur-funktionalistische Ansatz die Rolle der Berufe im Prozess der funktionalen Aus¬ 
differenzierung von Gesellschaft, der subjektorientierte Ansatz rückt die Bedeutung von 
Berufen für die soziale Positionierung von Individuen, deren Identitätsentwicklung und 
damit für die Reproduktion sozialer Ungleichheit ins Blickfeld (vgl. Demszky von der 
Hagen und Voß 2010). Daneben thematisieren verschiedene Theorien Professionen als 
Sonderform von Berufen, wobei innerhalb der Sozialen Arbeit in Abgrenzung zu merk¬ 
malsbasierten Ansätzen insbesondere interaktionistische (vgl. Schütze 1992) und struk- 
turfunktionalistische Ansätze (vgl. Oevermann 1997) rezipiert wurden. Dagegen wird im 
Rahmen der amtlichen Statistiken mit sogenannten Berufsklassifikationen gearbeitet, die 
in einem hierarchisch gegliederten System Berufsbereiche bis hin zu Einzelberufen immer 
feiner aufgliedern (s. u.). Entwickelt wurde die derzeit gültige „Klassifikation der Berufe 
2010“ von der Bundesagentur für Arbeit auf der Grundlage vorliegender berufsfachli¬ 
cher Informationen sowie mit Hilfe statistischer Klassifikationsverfahren, die berufliche 
Tätigkeiten nach Ähnlichkeit sortieren (vgl. Wiemer et al. 2011). Dabei sind für die De¬ 
finition von Berufen drei zentrale Merkmale ausschlaggebend (vgl. Bundesagentur für 
Arbeit 2010): Zum Ersten wird ein Beruf durch ein Bündel spezifischer, diesen Beruf cha¬ 
rakterisierender Tätigkeiten konstituiert. Zum Zweiten handelt es sich bei dem Begriff des 
Berufs um ein tätigkeits- und nicht personenbezogenes Konstrukt, d. h., im Mittelpunkt 
steht nicht die Frage, was eine bestimmte Person kann oder weiß, sondern die Frage, wel¬ 
ches Können und Wissen eine bestimmte Tätigkeit typischerweise erfordert. Zum Dritten 
wird der Berufsbegriff durch zwei zentrale Dimensionen, die Berufsfachlichkeit und das 
Anforderungsniveau, konstituiert. 
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Unter Berufsfachlichkeit wird „ein auf berufliche Inhalte bezogenes Bündel von Fach¬ 
kompetenzen“ verstanden, wobei Fachkompetenzen spezifische, für die Ausübung eines 
Berufs erforderliche Kenntnisse und Fertigkeiten umfassen, die zur Verrichtung berufsty¬ 
pischer Aufgaben notwendig sind (Bundesagentur für Arbeit 2010, S. 7). Fachkompeten¬ 
zen werden in Aus- und Weiterbildung erworben und sind prinzipiell von fachübergrei¬ 
fenden Kompetenzen abzugrenzen, über die alle Erwerbstätigen - unabhängig von ihrer 
konkreten Arbeitstätigkeit - verfügen müssen. Das Anforderungsniveau bezieht sich auf 
die Komplexität der auszuübenden Tätigkeit, wobei vier Anforderungsniveaus unterschie¬ 
den werden, die von Helfer- und Anlerntätigkeiten (Niveau 1) über fachlich ausgerichtete 
Tätigkeiten (Niveau 2) und komplexe Spezialistentätigkeiten (Niveau 3) bis hin zu hoch¬ 
komplexen Tätigkeiten (Niveau 4) reichen. Von den Fachkräften unterschieden werden die 
sogenannten Aufsichts- und Führungskräfte, und zwar deshalb, weil Leitung bzw. Füh¬ 
rung als „spezielle Berufsfachlichkeit“ verstanden wird (Bundesagentur für Arbeit 2010, 
S. 22). Aufgrund der hohen Zertifikatsorientierung der Berufsausübung in Deutschland 
sind die Anforderungsniveaus eng mit formalen, beruflichen Bildungsabschlüssen ver¬ 
knüpft, die üblicherweise zur Ausübung der Berufe qualifizieren. 


48.1.1 Was sind soziale Berufe? 

Soziale Berufe zählen zu den personenbezogenen Dienstleistungsberufen, wobei Dienst¬ 
leistungen eine „besondere Art wirtschaftlicher Güter bezeichnen, da bei diesen eine Leis¬ 
tung erbracht wird, die nicht lagerfähig ist und bei der Herstellung und Verbrauch zeit¬ 
gleich stattfinden“ (Bundeszentrale für politische Bildung 2016, o. S.). Personenbezogene 
Dienstleistungen sind weiterhin solche, die „an oder mit der Person“, für die sie erbracht 
werden, vollzogen werden (Bundesagentur für Arbeit 2015, S. 14), wobei zwei Varianten 
unterschieden werden: zum einen Dienstleistungen, bei denen der Leistungsempfänger 
passiv beteiligt ist (z. B. Krankenpflege), und zum anderen solche, bei denen sich der 
Leistungsempfänger aktiv beteiligen muss, soll das Ziel der Leistung erreicht werden. Zu 
Letzterem zählen insbesondere auch die Berufe in der Sozialen Arbeit. Personenbezogene 
Dienstleistungsberufe setzen also immer eine Berufsrolle und eine entsprechende Kom¬ 
plementärrolle voraus: ein Arzt - ein Patient, eine Sozialarbeiter_in - eine Adressaten 
usw. Damit sind personenbezogene Dienstleistungsberufe solche, die auf Interaktion und 
Beziehungsarbeit basieren und bei denen die Ziele sowie die Strategien und Maßnahmen 
zur Zielerreichung ausgehandelt werden müssen. 

Soziale Berufe als personenbezogene Dienstleistungsberufe werden in der Klassifikati¬ 
on der Berufe 2010 folgendermaßen eingeordnet: Auf der obersten Ebene, zählen sie zum 
Berufsbereich „Gesundheit, Soziales, Lehre und Erziehung“. Dieser wird untergliedert in 
verschiedene Berufshauptgruppen, etwa medizinische oder nicht-medizinische Gesund¬ 
heitsberufe sowie die uns interessierende Gruppe der „Gesundheitsberufe, Erziehungs-, 
soziale und hauswirtschaftliche Berufe sowie Theologie“. Damit wurden Berufe zusam¬ 
mengefasst, die sich „im Wesentlichen mit der Erziehung, Betreuung, (Aus-)Bildung so- 
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wie der sozialen Beratung befassen“ (Bundesagentur für Arbeit 2015, S. 10). Die Berufs¬ 
hauptgruppen sind ihrerseits in verschiedene Berufsgruppen unterteilt, wobei in unserem 
Zusammenhang die Berufsgruppe „Erziehung, Sozialarbeit, Heilerziehungspflege“ rele¬ 
vant ist. Erst hierunter finden sich die Einzelberufe, die sogenannten Berufsuntergruppen, 
etwa „Berufe in der Kinderbetreuung und -erziehung“ oder „Berufe in der Sozialarbeit und 
Sozialpädagogik“ (vgl. Tab. 48.2). Schließlich differenzieren sich diese Berufsuntergrup¬ 
pen in Berufsgattungen, die die fachlich sortierten Berufsgruppen nach ihren jeweiligen 
Anforderungsniveaus noch einmal untergliedern. 


48.2 Welche Beschäftigungsbedingungen sind charakteristisch 
für soziale Berufe? 

Wodurch lassen sich nun die Beschäftigungsbedingungen von Erwerbstätigen in sozialen 
Berufen im Vergleich zu anderen Berufsbereichen charakterisieren und wie sind diese zu 
bewerten? Um diesen Eragen nachzugehen, wird auf das Konzept der atypischen Erwerbs¬ 
formen des Statistischen Bundesamtes zurückgegriffen. 

► Atypische Erwerbsformen Unter atypische Erwerbsformen fallen alle Erwerbsfor¬ 
men, die vom klassischen Normalarbeitsverhältnis, also einer unbefristeten, sozialversi¬ 
cherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigung abweichen, bei der die Erwerbstätigen direkt 
für das Unternehmen, bei dem sie angestellt sind, arbeiten (vgl. Wingerter 2009). Hierzu 
zählen befristete Beschäftigung, Teilzeitbeschäftigung mit weniger als 21 Wochenstun¬ 
den, geringfügige Beschäftigung, bei der Erwerbstätige nicht vollständig in die sozialen 
Sicherungssysteme integriert sind, sowie Zeitarbeit. 

Das Konzept der atypischen Beschäftigung des Statistischen Bundesamtes dient in 
erster Linie der Beschreibung des Wandels von Erwerbsformen im Zeitverlauf. Eine Be¬ 
wertung der Beschäftigungsformen, beispielsweise nach dem Ausmaß ihrer Prekarität, 
wird explizit nicht vorgenommen, da atypische Beschäftigung nicht zugleich prekäre Be¬ 
schäftigung sein muss. Gleichwohl kann aus diesem Modell Rückschlüsse auf die Güte 
von Beschäftigungsbedingungen gezogen werden, wenngleich nicht immer eindeutig die 
Erage beantwortet werden kann, ob es sich um prekäre Arbeitsmarktbedingungen oder 
um prekäres Erwerbs verhalten handelt. So kann Befristung, insbesondere dann, wenn sie 
sich weit in den Erwerbsverlauf hineinzieht, sicherlich als prekär bezeichnet werden, da 
mit jeder Befristung auch das Risiko einhergeht, nach Auslaufen der Stelle keine adäquate 
Anschlussbeschäftigung zu finden. Anders verhält es sich bei Teilzeitarbeit, diese ist - vor 
allem bei Erauen - häufig erwünscht, um Beruf und Eamilie miteinander vereinbaren zu 
können. Aber auch wenn Teilzeitarbeit erwünscht ist, kann diese Eorm der Erwerbsar¬ 
beit insbesondere dann, wenn es sich um atypische Teilzeitarbeit handelt, die über einen 
längeren Zeitraum ausgeübt wird, prekäre Züge annehmen, da sie häufig kein existenzsi¬ 
cherndes Einkommen ermöglicht, was sich auch auf Rentenbezüge auswirkt. 
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48.3 Atypische Erwerbsformen - typisch soziale Berufe? 

Schaut man zunächst auf die Entwicklung atypischer Beschäftigung, ohne nach Berufen 
zu differenzieren, so zeigt sich, dass diese in den letzten Jahren leicht gesunken ist und 
sich seither auf einem vergleichsweise konstanten Niveau von rund 21 % bewegt (Statis¬ 
tisches Bundesamt 2017). Dennoch liegt der Anteil atypisch Beschäftigter in den sozialen 
Berufen mit 27 % nach wie vor über dem Anteil aller Erwerbstätigen. Dabei ist in so¬ 
zialen Berufen vor allem das Risiko einer befristeten Beschäftigung deutlich größer als 
in anderen Berufsbereichen. In den sozialen Berufen haben 13 % der Beschäftigten einen 
Arbeitsvertrag mit befristeter Laufzeit, in den anderen Berufsbereichen sind es lediglich 
7 %. Auch bei der Teilzeitbeschäftigung liegen die sozialen Berufe mit einem Anteil von 
17 % gegenüber 14% bei allen Erwerbstätigen leicht vorn. Geringfügig beschäftigt sind 
Erwerbstätige in sozialen Berufen jedoch ebenso häuhg wie Beschäftigte in anderen Be¬ 
rufen, und Zeitarbeit ist in sozialen Berufen noch einmal deutlich seltener als bei allen 
Erwerbstätigen zu finden. 

Differenziert man die Beschäftigten in sozialen Berufen weiter aus, so sind Berufstätige 
in der Haus- und Eamilienpflege besonders häufig von atypischer Beschäftigung betroffen 
(vgl. Tab. 48.1). Sie sind gut zur Hälfte in atypischen Erwerbsformen zu finden, die üb¬ 
rigen Berufsgruppen hingegen lediglich zu 25 bis 29 %. Wenngleich Beschäftigte in der 
Haus- und Familienpflege auch etwas häufiger befristet beschäftigt sind als Erwerbstätige 
in den anderen sozialen Berufen, liegt der Unterschied der Erwerbsbedingungen vorrangig 
in der hohen Teilzeitquote sowie dem hohen Anteil geringfügig Beschäftigter begründet. 
Vergleicht man die Berufe in der Kinderbetreuung, in denen vorrangig Erzieher_innen 
tätig sind, und die Berufe in der Sozialarbeit/Sozialpädagogik, in denen vorrangig akade¬ 
misch qualifizierte Fachkräfte arbeiten, so zeigt sich, dass in der Kinderbetreuung häufiger 
Teilzeittätigkeiten ausgeübt werden, in der Sozialarbeit/Sozialpädagogik jedoch befristete 
Beschäftigungsverhältnisse üblicher sind. Besonders günstig gestaltet sich die Erwerbs¬ 
situation der Führungskräfte. Sie sind zu gut 90 % in einem Normalarbeitsverhältnis zu 
finden. Erwartungsgemäß haben Erwerbstätige, die in sozialen Berufen Helfer- und An¬ 
lerntätigkeiten ausüben, ein größeres Risiko atypisch beschäftigt zu sein: Sie sind zu 50 % 
atypisch beschäftigt, Erwerbstätige mit fachlich ausgerichteter oder komplexer Tätigkeit 
hingegen lediglich zu rund 25 %. 


48.3.1 Teilzeitbeschäftigung - typisch Frau? 

In sozialen Berufen sind Frauen - ebenso wie in den anderen Berufsbereichen - sehr viel 
häufiger atypisch beschäftigt als ihre männlichen Kollegen. Sie kommen auf einen An¬ 
teil von 29 % in atypischen Beschäftigungsverhältnissen, Männer hingegen lediglich auf 
einen Anteil von 19% (vgl. Tab. 48.2). Der höhere Anteil atypischer Beschäftigungsver¬ 
hältnisse bei Frauen in sozialen Berufen geht jedoch fast ausschließlich auf ihre höhere 
Teilzeitquote zurück. Sie sind drei Mal so häufig in Teilzeit beschäftigt und gehen dop- 
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Tab. 48.1 Erwerbstätige in sozialen und anderen Berufen nach Erwerbsformen, 2014 (Angaben 
in 1000 und in %). (Quelle: Eorschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder, Mikrozensus 2014; eigene Berechnungen) 

Berufsbereiche, Erwerbsformen 


Berufsgruppen, 

N = 

Selbst. 

Normal- 

Atypisch Beschäftigte 



Anforderungsniveau 



arb. 

Zus. 

Befrist. 

Teilz. 

Geringf. Zeitarb. 

Alle Erwerbstätigen 

35.738 

10,5 

68,6 

21,0 

6,9 

13,6 

6,5 

1,9 

Andere Berufe 

34.498 

10,7 

68,6 

20,8 

6,7 

13,5 

6,6 

1,9 

Soziale Bemfe 

1240 

4,9 

67,8 

27,3 

12,5 

17,1 

5,5 

0,6 

Darunter: 

Bemfe in der Kinderbe¬ 
treuung 

696 

5,3 

67,6 

27,2 

11,4 

18,1 

6,4 

0,7 

Berufe in der SozArb/ 
SozPäd, Sozial-, Erz- 
u. SuchtBerat 

292 

5,8 

65,7 

28,5 

15,4 

15,7 

3,4 

[0,4] 

Berufe in HeilerzPflege/ 
SonderPäd 

177 

[2,4] 

72,7 

24,8 

12,0 

14,2 

4,3 

[1,0] 

Bemfe in d. Haus- 
u. EamPfleg 

38 

[3,8] 

43,8 

52,4 

19,9 

39,1 

16,4 

[0,9] 

Aufsichts- und Fühmngs- 
kräfte in Erz., SozArb, 
HeilerzPfleg 

38 

[3,7] 

90,5 

[5,8] 

[2,7] 

[2,2] 

[1,6] 

0,0 

Darunter: 








Helfer- und Anlemtätig- 
keit 

117 

25,7 

23,7 

50,5 

17,9 

37,6 

25,1 


Fachlich ausgerichtete 
Tätigkeit 

704 

1,2 

73,6 

25,2 

11,6 

15,8 

3,7 


Kompl./hoch kompl. 

419 

5,2 

70,5 

24,3 

12,3 

13,7 

3,1 



Tätigkeit, Aufsichts- 
u. Eührungskräfte 

Kernerwerbstätige (ohne mithelfende Eamilienangehörige), Jahresdurchschnittsgewicht 
. Wert unterliegt der Geheimhaltung 
[ ] Zahlenwert nicht sicher 


pelt so häufig einer geringfügigen Beschäftigung nach wie ihre männlichen Kollegen. Im 
Hinblick auf Befristung lässt sich keine Geschlechterdifferenz beobachten. 

Im Unterschied zu allen weiblichen Erwerbstätigen sind Frauen in sozialen Berufen 
jedoch etwas seltener atypisch beschäftigt (29 % vs. 32 %), wobei sich die Art und Weise 
atypischer Beschäftigung deutlich voneinander unterscheidet: Während Frauen in sozialen 
Berufen häufiger einer befristeten Beschäftigung nachgehen (12% vs. 7 %), sind Frauen 
in anderen Berufen überproportional häufig in Teilzeit (25 % vs. 19 %) bzw. geringfügig 
beschäftigt. Bei einem Vergleich zwischen Männern in sozialen Berufen und Männern in 
anderen Berufsbereichen fällt auf, dass sie zwar ebenfalls häufiger befristet beschäftigt 
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Tab. 48.2 Erwerbstätige in sozialen und anderen Berufen nach Erwerbsformen und Geschlecht 
2014 (Angaben in 1000 und in %). (Quelle: Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter des 
Bundes und der Länder, Mikrozensus 2014; eigene Berechnungen) 


Bemfs- 

Erwerbsformen 

bereiche 

Insges. 

Selbst. 

Normal- 

Atypisch Beschäftigte 






arb. 

Zus. 

Befrist. 

Teilz. 

Geringf. 

Zeitarb. 

Frauen 

Insgesamt 

16.676 

7,4 

60,9 

31,8 

7,6 

24,9 

10,8 

1,3 

Andere 

Bemfe 

15.612 

7,5 

60,5 

32,0 

7,2 

25,3 

11,1 

1,3 

Soziale 

Bemfe 

1064 

5,0 

66,4 

28,6 

12,2 

19,0 

6,0 

0,7 


Männer 








Insgesamt 

19.062 

13,2 

75,3 

11,6 

6,3 

3,7 

2,8 

2,4 

Andere 

Berufe 

18.886 

13,3 

75,3 

11,5 

6,2 

3,7 

2,8 

2,4 

Soziale 

Bemfe 

176 

4,4 

76,3 

19,2 

13,8 

5,8 

2,9 

[0,5] 


Kernerwerbstätige (ohne mithelfende Familienangehörige), Jahresdurchschnittsgewicht 
[ ] Zahlenwert nicht sicher 


sind (14% VS. 6% aller Männer), im Unterschied zu ihren Kolleginnen jedoch zugleich 
auch häufiger in Teilzeit arbeiten als erwerbstätige Männer in den anderen Berufsberei¬ 
chen (6 % VS. 4 %). 

Angesichts der Unterschiede zwischen den Berufsbereichen einerseits und den Unter¬ 
schieden zwischen Frauen und Männern andererseits stellt sich schließlich die Frage, ob 
strukturelle (z. B. Arbeitsmarktbedingungen) oder individuelle Merkmale (z. B. persönli¬ 
che Orientierungen) wichtiger für die Entscheidung sind, reduziert zu arbeiten. Dahinter 
steht auch die Frage, ob Teilzeitbeschäftigung „selbstgewählt“ ist, etwa um die Vereinbar¬ 
keit von Familie und Beruf zu gewährleisten, oder ob Teilzeitarbeit - jenseits familiärer 
Erfordernisse - berufs- bzw. arbeitsmarktspezifischen „Spielregeln“ folgt. Diese Frage 
lässt sich mittels multivariater Analyse untersuchen. 

► Multivariate Verfahren sind statistische Verfahren, die es erlauben, den Einfluss meh¬ 
rerer unabhängiger Variablen (z. B. Beruf, Eamilienstand) auf eine abhängige Variable 
(z. B. Teilzeitbeschäftigung) simultan zu betrachten. Bei der vorliegenden Analyse handelt 
es sich um eine binär logistische Regression. Bei dieser Variante wird die Wahrschein¬ 
lichkeit (Odds Ratios) geschätzt, mit der eine Person in eine bestimmte Gruppe fällt 
(hier: Gruppe der Teilzeitbeschäftigten). Lesehilfe: Odds Ratios kleiner 1 weisen auf einen 
negativen Einfluss hin, d. h., mit dem Eintreten der unabhängigen Variable sinkt die Ein¬ 
trittswahrscheinlichkeit der abhängigen Variable. Odds Ratios größer 1 weisen auf einen 
positiven Zusammenhang hin, d. h., mit dem Eintreten der unabhängigen Variable steigt 
die Eintrittswahrscheinlichkeit der abhängigen Variable (vgl. Backhaus et al. 2015). 



706 


K. Fuchs-Rechlin 


Dabei kristallisieren sich deutlich geschlechtsspezifische Motivlagen heraus: Bei den 
Frauen übt nach der Berufsgruppenzugehörigkeit die eigene Mutterschaft bzw. die Zahl 
der Kinder den zweitstärksten Einfluss auf die Entscheidung aus, in Teilzeit zu arbeiten 
(vgl. Tab. 48.3). Danach folgt das Alter der Kinder. Aber auch der Familienstand besitzt 
eine eigenständige Erklärungskraft, wonach Frauen eher reduziert arbeiten, wenn sie ver¬ 
heiratet sind (und dies unabhängig von der Zahl oder dem Alter der Kinder). Unerwartet 
ist hingegen der Befund, wonach die Erwerbskonstellation innerhalb der Familie, also die 
Frage, ob eine weitere erwachsene Person zur Sicherung des Familieneinkommens bei¬ 
trägt, kaum eine Rolle für die Entscheidung spielt, in Teilzeit zu arbeiten. 

Neben der Dominanz des Berufs und der familienbezogenen Merkmale lassen sich Ein- 
fiüsse struktureller Art identifizieren. In den östlichen Bundesländern gehen die erwerbs¬ 
tätigen Frauen - unabhängig von ihrer familiären Situation - eher einer Vollzeittätigkeit 
nach. Hierin spiegeln sich unterschiedliche Traditionen, unterschiedliche Leitbilder von 
einer „guten“ Mutter, die nach wie vor prägend für weibliche Lebensentwürfe in den bei¬ 
den Landesteilen sind. 

Den größten Einfluss hat jedoch die Berufsgruppe. Beschäftigte, die Helfertätigkei¬ 
ten oder eine Tätigkeit in der Haus- und Familienpflege ausüben, besitzen eine deutlich 
höhere Wahrscheinlichkeit, in Teilzeit zu arbeiten, als die Beschäftigten in den übrigen Be¬ 
rufsbereichen. Bezogen auf die Wirtschaftszweige lassen sich signifikante Effekte für die 
öffentliche Verwaltung, das Arbeitsfeld der Kindertagesbetreuung und der Schule beob¬ 
achten. Eine Tätigkeit in der öffentlichen Verwaltung oder in einer Kindertageseinrichtung 
senkt im Vergleich zu sonstigen Wirtschaftszweigen die Wahrscheinlichkeit, einer Teil¬ 
zeitbeschäftigung nachzugehen, eine Tätigkeit in der Schule erhöht diese hingegen. 

Schaut man sich das Bedingungsgefüge für eine Teilzeitbeschäftigung bei den Männern 
in sozialen Berufen an, so spielt im Unterschied zu den Frauen weder eigene Elternschaft 
noch die Anzahl oder das Alter der Kinder eine Rolle für die Entscheidung, reduziert 
zu arbeiten. Von den familienbezogenen Merkmalen übt allein der Familienstand, also 
die Tatsache, verheiratet zu sein, Einfluss auf den Arbeitszeitumfang aus. Verheiratet zu 
sein senkt bei Männern die Wahrscheinlichkeit, einer Teilzeitbeschäftigung nachzugehen. 
Auch hier spielt der ausgeübte Beruf die wichtigste Rolle, und zwar in gleicher Weise wie 
bei den Frauen. Im Unterschied zu den Frauen üben die Wirtschaftszweige jedoch keinen 
Einfluss auf den Arbeitszeitumfang aus. 

Alles in allem können die dargestellten Befunde dahingehend interpretiert werden, dass 
bei den Frauen die Vereinbarkeit von Familie und Beruf nach wie vor ein wichtiges Mo¬ 
tiv für eine Teilzeitbeschäftigung ist. Gewisse „Sachzwänge“ zeichnen sich für einzelne 
Berufsgruppen und Wirtschaftszweige sowie für erwerbstätige Frauen in Westdeutsch¬ 
land ab. Wenn Männer in Teilzeit arbeiten, dann spielt eigene Elternschaft hingegen keine 
Rolle. Neben dem Alter ist lediglich der ausgeübte Beruf mit seinen spezifischen Ar¬ 
beitsmarktbedingungen bedeutsam. Erwähnenswert ist der Befund, wonach sowohl bei 
Frauen als auch bei Männern dem Familienstand, unabhängig von der konkreten Fami- 
lienkonstellation, eine eigenständige Erklärungskraft zukommt, und zwar in der Weise, 
dass verheiratete Frauen eher in Teilzeit arbeiten, während verheiratete Männer eher einer 
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Tab. 48.3 Erklärungsmodell für Teilzeitbeschäftigung in sozialen Berufen (binär logistische Re¬ 
gression; Odds ratios). (Quelle: Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter des Bundes und 
der Länder, Mikrozensus 2014; eigene Berechnungen) 


Unabhängige Variablen 

Modell 1 

Modell 2 


Frauen 

Männer 

Alter (Referenz: ^55 Jahre) 

<25 Jahre 

0,3 

*** 

0,3 

** 

25-35 Jahre 

0,4 

*** 

1,0 

n. sig. 

35-45 Jahre 

0,7 


1,0 

n. sig. 

45-55 Jahre 

0,8 

** 

0,9 

n. sig. 

Alleinerziehend 

0,9 

n. sig. 

1,9 

n. sig. 

Erwerbskonstellation (Referenz: Partner_in vollzeiterwerbstätig) 

BP ohne Partner_in/ledKi in LF 

0,7 

*** 

0,8 

n. sig. 

Partnerin nicht erwerbstätig 

0,9 

n. sig. 

0,9 

n. sig. 

Partner_in teilzeitbeschäftigt 

1,0 

n. sig. 

1,0 

n. sig. 

Anzahl der Kinder im HH (Referenz: kein Kind) 



0,0 

n. sig. 

1 Kind 

1,8 

*** 

1,0 

n. sig. 

2 Kinder 

2,7 

*** 

0,7 

n. sig. 

3 und mehr Kinder 

2,7 

*** 

1,3 

n. sig. 

Wirtschaftszweige (Referenz: sonstige WZ) 

Öffentliche Verwaltung 

0,6 

*** 

0,8 

n. sig. 

Erziehung und Unterricht (ohne KiTa) 

1,7 

** 

1,4 

n. sig. 

Kindergärten und Vorschulen 

0,7 

* 

1,3 

n. sig. 

Gesundheitswesen 

0,8 

n. sig. 

0,7 

n. sig. 

Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime) 

0,9 

n. sig. 

0,8 

n. sig. 

Sozialwesen (ohne Heime) 

0,8 

n. sig. 

1,0 

n. sig. 

Interessenvertretung, kirchliche und sonst, relig. Vereinigungen 

0,8 

n. sig. 

1,6 

n. sig. 

Berufsgruppen (Referenz: Aufsichts- und Führungskräfte) 

Helfer-ZAnlerntätigkeiten in der Erziehung/HeilerzPflege 

11,2 

*** 

12,9 


Berufe in der Kinderbetreuung (fachl. ausger. Tätigk.) 

5,9 

*** 

4,4 

** 

Berufe in der SozArb/SozPäd (kompl. und hoch kompl. Tätigk.) 

6,1 

*** 

3,8 

* 

Berufe in HeilerzPflege/SonderPäd (fachl., kompl., hoch kompl. 
Tätigk.) 

4,9 

*** 

3,5 

* 

Berufe in d. Haus- u. FamPfleg (fachl., kompl. Tätigk.) 

17,4 

*** 

21,3 


Berufe in der Sozial-, Erz.- u. SuchtBerat (hoch kompl. Tätigk.) 

7,4 


3,7 

n. sig. 

Bundesgebiet (Referenz: West) 



Berlin 

0,5 

*** 

1,7 

* 

Ost 

0,7 

*** 

0,9 

n. sig. 

Verheiratet (Referenz: nicht verheiratet) 

1,6 

*** 

0,7 

* 

Kind(er) unter 6 Jahren im HH (Referenz: kein Kind unter 6 Jah¬ 
ren) 

1,9 


1,4 

n. sig. 

N = 

8891 


1434 


R-Quadrat = 

23,3 

% 

10,9 

% 


* = p<.05, ** = p<.01, *** = p<.001 
Kernerwerbstätige (ohne mithelfende Familienangehörige) 
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Tab. 48.4 Befristungsquote in sozialen und anderen Berufen, 2014 (Angaben in 1000 und in %). 
(Quelle: Forschungsdatenzentrum der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder, Mikrozensus 
2014; eigene Berechnungen) 


Bemfsbereiche 

Befristet Beschäftigte 


Unter 30 

30 Jahre und älter 



N = 

in 1000 

in % 

N = 

in 1000 

in % 

Insgesamt 

4801 

880 

18,3 

27.119 

1581 

5,8 

Andere Berufe 

4591 

825 

18,0 

26.150 

1482 

5,7 

Soziale Bemfe 

210 

55 

26,5 

968 

99 

10,2 


Kernerwerbstätige (ohne mithelfende Familienangehörige), Jahresdurchschnittsgewicht 


Vollzeitbeschäftigung nachgehen. Dies verweist auf nach wie vor wirksame geschlechts¬ 
rollenspezifische Erwerbsmuster bei Frauen und Männern. 


48.3.2 Befristung - typisch Berufseinstieg? 

Bei der Betrachtung der atypischen Beschäftigungsverhältnisse und deren Merkmalen hat 
sich bereits gezeigt, dass Beschäftigte in sozialen Berufen deutlich häufiger einer Tätig¬ 
keit mit „Verfallsdatum“ nachgehen als Erwerbstätige in den anderen Berufsbereichen. 
Differenziert man die Befristungsquoten nach Alter, so zeigt sich zudem, dass jünge¬ 
re Erwerbstätige - über alle Berufsbereiche hinweg - dreimal so häufig befristet be¬ 
schäftigt sind wie ältere (vgl. Tah. 48.4). Dies legt die Vermutung nahe, dass Befristung 
vorrangig ein „Berufseinstiegsphänomen“ ist; sich also im weiteren Berufsverlauf „aus¬ 
wächst“. Und tatsächlich liegt die Befristungsquote bei den Erwerbstätigen über 30 Jahren 
deutlich unter der Befristungsquote bei den jüngeren Erwerbstätigen. Allerdings lässt 
sich in den sozialen Berufen auch bei den über 30-jährigen Erwerbstätigen eine über¬ 
proportional hohe Befristungsquote beobachten. Dies deutet darauf hin, dass sich in den 
sozialen Berufen Befristung weiter in den Berufsverlauf hineinzieht, als dies in den an¬ 
deren Berufsbereichen der Fall ist. Mit der Verlagerung befristeter Beschäftigung über 
die Berufseinmündung hinaus gehen jedoch individuelle Folgekosten einher: Befristete 
Beschäftigungsverhältnisse fallen - nicht selten bei akademisch qualifizierten Fachkräf¬ 
ten - in eine Altersspanne, in der sie mit der Familiengründung kollidieren. Da befristet 
Beschäftigte prinzipiell dem Risiko ausgesetzt sind, im Falle der Familiengründung aus 
dem Beschäftigungssystem „herauszufallen“, liegen individuelle Lösungsstrategien dann 
häufig im Aufschub der Familienphase oder im Verzicht auf eine eigene Familie. 

Fahndet man innerhalb der sozialen Berufe - ähnlich wie bei der Teilzeitbeschäftigung 
- nach Bedingungsfaktoren für Befristung, dann kristallisieren sich in vergleichbarer Grö¬ 
ßenordnung das Alter der Beschäftigten sowie der ausgeübte Beruf heraus. Ebenfalls ein 
Einfluss geht von einzelnen Wirtschaftszweigen sowie vom Bundesgebiet aus. Zunächst 
zeigt sich bezogen auf das Alter, dass das Risiko einer befristeten Beschäftigung, wie be- 
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reits vermutet, im Zuge des Bemfsverlaufs rasch abnimmt. Besonders hoch ist das Risiko 
für eine befristete Beschäftigung bei den unter 25-Jährigen und sinkt bereits bei den 25- 
bis unter 35-Jährigen deutlich, wenngleich diese nach wie vor ein höheres Risiko haben 
als die älteren Beschäftigten. Differenziert nach Berufsgruppen ist die Wahrscheinlichkeit, 
einer befristeten Tätigkeit nachzugehen, am höchsten bei den Berufen in der Sozial-, Er- 
ziehungs- und Suchtberatung, dicht gefolgt von den Helfer- und Anlerntätigkeiten in der 
Erziehung und Heilerziehungspflege sowie den Berufen in der Haus- und Familienpflege. 
Bezogen auf die Wirtschaftszweige lassen sich für die Schulen sowie die Heimeinrich¬ 
tungen signifikante Zusammenhänge beobachten, wonach die Wahrscheinlichkeit für eine 
befristete Tätigkeit in Schulen geringer, in Heimen hingegen höher ausfällt. Schließlich 
sind Erwerbstätige in Ostdeutschland eher von Befristung betroffen als Erwerbstätige in 
Westdeutschland. 


48.4 Zusammenfassung und Fazit 

Beschäftigungsbedingungen in sozialen Berufen unterscheiden sich von jenen in ande¬ 
ren Berufsbereichen. Erwerbstätige in sozialen Berufen sind erstens häufiger atypisch 
beschäftigt als Erwerbstätige in anderen Berufsbereichen. Zweitens ist das Risiko, in so¬ 
zialen Berufen einer prekären Beschäftigung in Form eines befristeten Arbeitsverhältnis¬ 
ses nachzugehen, höher als in anderen Berufen, wobei dies sowohl für jüngere als auch für 
ältere Arbeitnehmer_innen gilt. Und drittens sind Frauen - sowohl in sozialen als auch in 
anderen Berufen - häufiger atypisch beschäftigt als Männer, und zwar vor allem aufgrund 
der höheren Teilzeitquote bei Frauen. 

Allerdings weisen Frauen in sozialen Berufen eine höhere Berufsorientierung auf als 
Frauen in den anderen Berufsbereichen: Sie sind weniger häufig teilzeitbeschäftigt und 
vor allem geringfügige Beschäftigung spielt in sozialen Berufen kaum eine Rolle. Wobei 
Letzteres vor allem dem Umstand geschuldet sein dürfte, dass personenbezogene Dienst¬ 
leistungen ein Mindestmaß an zeitlicher Präsenz und personeller Kontinuität voraussetzen 
und damit Beschäftigte nicht in gleichem Maße flexibel einsetzbar sind wie in anderen Be¬ 
rufsbereichen. Helferberufe scheinen hier eine Ausnahme zu sein. Der Vergleich zwischen 
Männern und Frauen in sozialen und in anderen Berufsgruppen legt den Schluss nahe, dass 
atypische Beschäftigung - insbesondere Teilzeitbeschäftigung - in sozialen Berufen nicht 
allein auf individuelles Erwerbsverhalten zurückgeführt werden kann, sondern in Teilen 
auch eine Spezifik des sozialen Arbeitsmarktsektors darstellt. Diese Arbeitsmarktspezifik 
wird durch die Befunde zur Befristung, insbesondere differenziert nach Alter, plausibili- 
siert. 

Innerhalb der Sozial- und Erziehungsberufe weisen insbesondere Beschäftigte in Hel¬ 
fer- und Anlerntätigkeiten ungünstigere Arbeitsbedingungen auf als Beschäftigte mit fach¬ 
lich ausgerichteten bzw. komplexeren Tätigkeiten, und diese treffen wiederum auf un¬ 
günstigere Beschäftigungsbedingungen als Aufsichts- und Führungskräfte, wobei davon 
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auszugehen ist, dass sich Letzteres auch in anderen Berufsbereichen so darstellt, also kein 
Spezifikum sozialer Beruf ist. 

Zwar lassen sich in den vergangenen Jahren zum einen eine Zunahme der Erwerbstä¬ 
tigenzahlen und zum anderen ein Rückgang atypischer Erwerbsformen beobachten, den¬ 
noch schneiden Sozialberufe im Hinblick auf Beschäftigungsbedingungen und im Ver¬ 
gleich zu allen Erwerbstätigen vergleichsweise ungünstig ab. Jenseits „biografischer Zu¬ 
mutbarkeit“ (Euchs-Rechlin 2011, S. 64), etwa durch unsichere und prekäre Beschäfti¬ 
gung, sind Beschäftigungsbedingungen insbesondere in personenbezogenen Dienstleis¬ 
tungsberufen aber auch Indikator für die Qualität der Arbeit. So gefährden Befristung 
und Teilzeit prinzipiell die Kontinuität von Interaktions- und Beziehungsarbeit, die jedoch 
wichtige Voraussetzung für den Aufbau stabiler und tragfähiger Beziehungen zwischen 
Eachkräften und Adressat_innen ist. Angesichts des steigenden Fachkräftebedarfs in einer 
Vielzahl von Berufsbereichen werden Beschäftigungsbedingungen vermutlich zunehmend 
eine Rolle im Entscheidungsprozess für oder gegen einen Beruf bei potenziellen Fachkräf¬ 
ten spielen. Es bleibt abzuwarten, wie konkurrenzfähig soziale Berufe gegenüber Berufen 
mit besseren Beschäftigungsbedingungen, besseren Einkommenschancen und höherem 
Sozialprestige dann noch sein können. 

Fragen zur Reflexion 

• Diskutieren Sie Vor- und Nachteile geschlechtsspezifischen Erwerbsverhaltens von 
Frauen und Männern. Unterscheiden Sei dabei kurz- und langfristige Effekte. 

• Diskutieren Sie Vor- und Nachteile von Berufsklassifikationen und deren Verwendung 
in der sozialwissenschaftlichen Forschung. 
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Zusammenfassung 

Bürgerschaftliches Engagement ist ein unverzichtbarer Bestandteil der Sozialen Arbeit. 
Aus bürgerschaftlichen Initiativen sind immer wieder auch professionelle Einrichtun¬ 
gen und Dienste entstanden. In vielen Arbeitsfeldern kooperieren freiwillig engagierte 
Bürgerinnen mit beruflichen Mitarbeiterinnen. Gleichwohl gibt es in der Fachdebatte 
diverse Vorbehalte gegenüber dem freiwilligen Engagement und die Zusammenarbeit 
zwischen beiden Gruppen ist von Spannungen geprägt. 

In diesem Beitrag wird zunächst der Begriff bürgerschaftliches Engagement erläu¬ 
tert und dabei auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede zum Ehrenamt hingewiesen. 
Dabei gehe ich davon aus, dass ein Verständnis von bürgerschaftlichem Engagement, 
mit dem sich die Bürgerinnen in gesellschaftliche Belange einmischen und das Ge¬ 
meinwesen mitgestalten, auch neue Perspektiven für die Soziale Arbeit eröffnet. 

Wer ist eigentlich engagiert und mit welchen Haltungen und Erwartungen? Im zwei¬ 
ten Teil des Beitrags werden empirische Erkenntnisse zur sozialstrukturellen Zusam¬ 
mensetzung sowie zu den biografischen Bezügen und Sinnorientierungen der Enga¬ 
gierten vorgestellt. Auf der Grundlage dieser verschiedenen Ausführungen werden 
abschließend Rahmenbedingungen für eine gelingende Kooperation von bürgerschaft¬ 
lichem Engagement und beruflicher Sozialer Arbeit skizziert. 
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49.1 Zur Aktualität bürgerschaftlichen Engagements 

Als sich im Sommer 2016 im Kontext der Fluchtbewegungen zahlreiche Bürgerinnen 
engagierten, wurde die besondere und unverzichtbare Rolle dieser Aktivitäten deutlich. 
Angesichts der Bedarfe an Hilfen und Unterstützung schlossen sich die Menschen in selbst 
organisierten Gruppen und Initiativen zusammen und erbrachten erste Hilfeleistungen zur 
Grundversorgung der Geflüchteten. Das Engagement reichte von unmittelbaren Hilfen wie 
Sachspenden und Essensausgaben über Dolmetscherdienste und Sprachkurse bis hin zur 
Begleitung bei Behördengängen und Patenschaften. Dies hat gezeigt, dass bürgerschaft- 
liches Engagement nicht nur etwas Zusätzliches ist, was staatliche und professionelle 
Unterstützungsstrukturen „ergänzt“. Vielmehr war das Engagement für die geflüchteten 
Menschen eine notwendige Unterstützung (vgl. auch Han-Broich 2012). Darüber hinaus 
wurde das hohe Potenzial an Selbstorganisation jenseits bestehender Organisationsstruk¬ 
turen sichtbar. Die Bürgerinnen wurden von sich aus aktiv, mischten sich ein und über¬ 
nahmen Verantwortung für gesellschaftliche Belange. Und nicht zuletzt setzten sie damit 
auch ein Signal gegen fremdenfeindliche und rechtspopulistische Tendenzen (vgl. Kara- 
kayali und Kleist 2016). 

► Bürgerschaftliches Engagement umfasst alle Tätigkeiten, mit denen sich Bür¬ 
gerinnen freiwillig und ohne materielle Gewinnabsichten für das Gemeinwohl engagie¬ 
ren. Sie tun dies gemeinsam mit anderen im öffentlichen Raum, in wenig formalisierten 
Zusammenschlüssen wie Bürgergruppen, Initiativen und sozialen Bewegungen oder in 
formal geregelten Organisationen wie Vereinen, Verbänden und Stiftungen. Das Enga¬ 
gement fügt sich in Organisationen ein, kann sich aber auch als Protest und Kritik an 
bestehenden Verhältnissen äußern. 

Mit dem Bezug auf den Bürgerbegriff wird hervorgehoben, dass es mit diesen Aktivi¬ 
täten um die Ermöglichung von Mitentscheidung und Mitgestaltung in der Gesellschaft 
geht. Dies umfasst politische Mitwirkungsrechte, ist aber nicht darauf beschränkt. Viel¬ 
mehr bezeichnet der Begriff all jene Tätigkeiten, mit denen die Bürgerinnen über ihre 
eigenen Interessen hinausgehen und sich für das Gemeinwohl engagieren (vgl. Olk und 
Hartnuß 201 1). Damit wären auch die Unterstützung geflüchteter Menschen, die Mitwir¬ 
kung bei der Organisation eines Stadtteilfestes oder die Mitarbeit in einem Besuchsdienst 
für ältere Menschen bürgerschaftliche Aktivitäten. 

Das unerwartet große Engagement für geflüchtete Menschen hat zu einer öffentlichen 
und politischen Aufwertung bürgerschaftlichen Engagements in neuerer Zeit beigetragen. 
Bereits in den 1990er-Jahren lässt sich in Deutschland und international ein gestiegenes 
Interesse an Bürgerbewegungen und -engagement beobachten (vgl. Klein 2001). Im Zu¬ 
sammenhang mit der Transformation des Sozialstaates wird das Engagement als Chance 
für einen neuen „Wohlfahrtspluralismus“ gesehen, indem der Einfluss staatlicher Akteu¬ 
re in Grenzen gehalten und die Rolle zivilgesellschaftlicher Organisationen aufgewertet 
wird (Evers und Olk 1996). Das neu erwachte Interesse politischer Akteure weckt aber 
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auch Misstrauen und Sorge, dass bürgerschaftliches Engagement als „Lückenbüßer“ ein¬ 
gesetzt und für die Bewältigung sozialstaatlicher Aufgaben in Dienst genommen werden 
könnte. 

Das Engagement selbst ist seit längerem einem Strukturwandel unterworfen, der im Zu¬ 
sammenhang mit der Auflösung tradierter sozialkultureller Milieus sowie einer politisch 
geförderten Ökonomisierung steht (vgl. Beher et al. 2000). Verbände in der Wohlfahrts¬ 
pflege orientieren sich zunehmend an unternehmerischen Logiken und das „Ehrenamt“ 
wird mancherorts in Erage gestellt. Die subjektive Seite des Strukturwandels äußert sich 
darin, dass infolge von Veränderungen in den Lebenslagen und Lebensentwürfen der 
Bürgerinnen Haltungen wie die eines Dienstes und einer Pflichterfüllung für eine Or¬ 
ganisation an Bedeutung verlieren. Demgegenüber sind „biografische Passungen“ und 
Ansprüche an selbst bestimmte Zugänge und Inhalte wichtiger geworden (vgl. Jakob 
1993). 


49.2 Begriffliche und inhaltliche Annäherungen 

Bürgerschaftliches Engagement 

Einen wichtigen Beitrag zur Ausarbeitung und Verbreitung des Begriffs und Konzepts 
bürgerschaftlichen Engagements in Deutschland hat die Arbeit der Enquete-Kommission 
des Deutschen Bundestags „Zukunft des Bürgerschaftlichen Engagements“ (2002) er¬ 
bracht. Die Kommission orientierte sich am Leitbild einer Zivil- bzw. Bürgergesellschaft, 
in der sich die Bürgerinnen auf der Basis gesicherter Grundrechte und im Rahmen einer 
politisch verfassten Demokratie organisieren und mit ihrem Engagement das Gemeinwe¬ 
sen mitgestalten (Enquete-Kommission des Deutschen Bundestags 2002, S. 57 ff.). Der 
Bezug auf die Grundrechte verweist darauf, dass es nicht nur um das Mittun und um Leis¬ 
tungen der Bürgerinnen geht. Vielmehr beruht bürgerschaftliches Engagement auf dem 
Verständnis, dass die Gesellschaftsmitglieder qua Gemeinsinn und eigenen Relevanzset¬ 
zungen an Entscheidungen mitwirken und das Gemeinwesen mitgestalten. 

Bürgerschaftliches Engagement meint keineswegs nur politische Partizipation. Tho¬ 
mas Olk und Birger Hartnuss (2011) schlagen als Ergebnis ihrer Weiterentwicklung des 
Begriffs vor, auch jene Einstellungen und Motive als Ausdruck eines gut entwickelten Ge¬ 
meinsinns zu fassen, „die Bürger dazu bringen, sich freiwillig und gemeinschaftlich an der 
Erzeugung öffentlicher Güter zu beteiligen. Es geht dann nicht primär darum, dass sich 
Bürger dauerhaft politisch betätigen, sondern darum, ob die Bürger fähig sind, immer wie¬ 
der auch Interessen zu verfolgen, die über ihre unmittelbaren Eigeninteressen hinausgehen 
und den Angehörigen anderer Gemeinschaften sowie dem übergeordneten Gemeinwohl 
nützen“ (S. 158). 

Den einzelnen Engagierten muss die Bürgerschaftlichkeit ihres Engagements nicht 
bewusst sein, und wenn darauf Bezug genommen wird, dann zumeist mit anderen Wor¬ 
ten und alltagsweltlichen Begründungen. Das Bürgerschaftliche des Engagements kommt 
aber zum Tragen, wenn die Engagierten sich nicht nur von ihren eigenen Anliegen lei- 
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ten lassen, sondern mit ihrem Engagement andere Menschen unterstützen, sich für die 
Bewältigung gesellschaftlicher, politischer, kultureller oder auch ökologischer Herausfor¬ 
derungen einsetzen und zum Zusammenleben im Gemeinwesen beitragen. 

Merkmale bürgerschaftlichen Engagements 

Mit dem Status als Bürger_in ist untrennbar die freie Entscheidung der Einzelnen für oder 
auch gegen ein Engagement verbunden. Auch wenn demokratische Gesellschaften und 
Staaten auf dieses Engagement angewiesen sind, kann es nicht staatlich verordnet werden. 
Dies würde seinen Kern einer freiwilligen Aktivität, basierend auf der Entscheidung der 
Engagierten, beschädigen und Freiräume für Kritik und Protest nehmen. 

Neben dem Kriterium der Freiwilligkeit ist die Unentgeltlichkeit wichtig, um die Tätig¬ 
keiten gegenüber Erwerbsarbeit abzugrenzen. Bürgerschaftliches Engagement erfolgt in 
der Regel nicht mit der Zielsetzung, damit das eigene Einkommen zu bestreiten oder einen 
materiellen Gewinn zu erzielen. Wenn die Tätigkeiten über eine Kostenerstattung hinaus¬ 
gehend bezahlt oder gar stundenweise „entlohnt“ werden, werden sie zu einer niedrig 
entlohnten Erwerbsarbeit und verlieren ihren Eigensinn eines freiwilligen Engagements 
(vgl. Jakob 2015). 

Das Engagement wird gemeinsam mit anderen erbracht. Dies kann in wenig formali¬ 
sierten Zusammenhängen wie Bürgergruppen, Initiativen und lockeren Zusammenhängen 
erfolgen. Ein großer Teil des Engagements vollzieht sich in formalen Organisationen wie 
Vereinen, Verbänden, Stiftungen und Kirchengemeinden oder auch in staatlichen Organi¬ 
sationen wie Schulen, Gerichten oder Einrichtungen in kommunaler Trägerschaft. Neuere, 
zum Teil recht lockere Organisationsformen haben sich über das Internet mit Blogs, Foren 
u. a. gebildet. 

Der Bezug auf den öffentlichen Raum markiert die Unterscheidung gegenüber For¬ 
men gegenseitiger Unterstützung in Familie, Nachbarschaft und Freundeskreis. Außerdem 
wird damit darauf hingewiesen, dass ein Engagement prinzipiell allen Bürgerinnen offen¬ 
stehen und seine Abläufe transparent sein sollten. In der Engagementdebatte wird kritisch 
angemerkt, dass diese Zuordnung zur Öffentlichkeit zur Folge habe, dass das familiennahe 
und nachbarschaftliche Engagement, wie es insbesondere von benachteiligten Bevölke¬ 
rungsgruppen praktiziert werde, unsichtbar bleibe (vgl. Munsch 2010). Damit wird auf 
ein Dehzit hingewiesen, wonach es an einem theoretischen Verständnis und einem Be¬ 
griff für diese informellen Tätigkeiten fehle. Aus meiner Sicht kann die Lösung allerdings 
nicht darin bestehen, auf den öffentlichen Bezug als Merkmal des Engagements zu ver¬ 
zichten. Erst wenn Menschen aus dem privaten Bereich heraustreten und sich mit anderen 
zusammenschließen, werden Problemlagen öffentlich und kann es gelingen, die öffentli¬ 
che Meinung zu beeinflussen und auf politische Entscheidungen Einfluss zu nehmen (vgl. 
Habermas 1992, S. 443). 

Von bürgerschaftlichem Engagement kann des Weiteren nur dann gesprochen werden, 
wenn es einen Gemeinwohlbezug aufweist und zum Gemeinwesen beiträgt. Mit diesem 
Kriterium soll eine Abgrenzung zu Aktivitäten vorgenommen werden, die lediglich von 
der Verfolgung eigener Interessen und Neigungen bestimmt sind. 
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Diese Merkmale sind keineswegs trennscharfe und eindeutige Kategorien. Bürger¬ 
schaftliches Engagement ist vielmehr ein deutungsoffener und an seinen Rändern unschar¬ 
fer Begriff. Außerdem ist es ein normativer Begriff, der einerseits ein Handeln beschreibt, 
das in der gesellschaftlichen Wirklichkeit stattfindet und sie mitkonstruiert, und anderer¬ 
seits eine visionäre Dimension enthält. So ist z. B. Gemeinwohl keine feststehende Größe, 
sondern verändert sich ständig und muss in pluralistischen Gesellschaften zwischen den 
verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen immer wieder neu verhandelt werden. Dies 
wiederum wird davon beeinflusst, welche gesellschaftlichen Gruppen mit welchen Res¬ 
sourcen und welchem politischen Einfluss an der Aushandlung beteiligt sind. 

Bürgerschaftliches Engagement statt Ehrenamt 

Der Begriff des Ehrenamts weist viele inhaltliche Übereinstimmungen mit dem bürger- 
schaftlichen Engagement auf, kennzeichnet aber nur einen Teilaspekt. Vom Ehrenamt 
bzw. ehrenamtlichen Engagement ist die Rede, wenn sich Bürgerinnen in historisch ge¬ 
wachsenen Organisationen wie Sport- und Kulturvereinen, Kirchengemeinden, sozialen 
und wohlfahrtspflegerischen Organisationen oder auch in staatlichen Einrichtungen wie 
z. B. Schulen im direkten Kontakt mit Menschen oder auch in leitenden Positionen und 
Vorstandstätigkeiten engagieren (vgl. Stricker 2011). Der Begriff hat seine Wurzeln in 
obrigkeitsstaatlichen Traditionen, als im Zuge der Reform der Preußischen Städteordnung 
am Beginn des 19. Jahrhunderts dem männlichen Bürgertum Aufgaben in den Kommunen 
übertragen wurden. Während er für klassische Ehrenämter wie das von Schöff_innen oder 
Wahlhelfer_innen nach wie vor angemessen ist, wirkt er doch für die Vielzahl der Tätig¬ 
keiten in den Bereichen von Sport, Kultur oder Sozialem nicht passend, um Aktivitäten 
wie die der Lesepatin im Kindergarten, die Ausgabe von Lebensmitteln bei der Tafel oder 
die Organisation einer Naturschutzkampagne zu kennzeichnen. 

Ereiwilliges Engagement betont die Freiwilligkeit des Engagements und wird vor allem 
in Kontexten genutzt, die als „neues“ Engagement gelten und sich nicht mit dem Ehren¬ 
amts-Begriff identifizieren. Dies gilt für neuere Initiativen ebenso wie für Einrichtungen 
wie die seit den 1990er-Jahren verbreiteten Freiwilligenagenturen, die für eine Moderni¬ 
sierung der lokalen Engagementförderung stehen (vgl. Jakob 2010; Speck et al. 2012). 


49.3 Die freiwillig engagierten Bürgerjnnen - 
Ergebnisse des 3. Freiwilligensurveys 

Die öffentliche und politische Aufwertung spiegelt sich auch in den Forschungsaktivitäten 
der letzten Jahre wider. Ich gehe im Folgenden auf Untersuchungen ein, die Auskunft über 
die freiwillig engagierten Bürger_innen geben. Damit bleiben hier organisationsbezogene 
Untersuchungen etwa aus der Verbände- und Dritte-Sektor-Forschung ausgespart. 

Die seit 1999 im Abstand von fünf Jahren durchgeführten Freiwilligensurveys haben 
als personenbezogene Befragungen wichtige Erkenntnisse zur sozialstrukturellen Zusam¬ 
mensetzung der Gruppe der engagierten Bürger_innen in Deutschland erbracht. Der vor 
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kurzem erschienene 4. Freiwilligensurvey kann zwar mit Daten aus dem Jahr 2014 aufwar¬ 
ten (vgl. Simonsohn et al. 2017). Aufgrund eines Wechsels der durchführenden Institute 
und veränderter Vorgehensweisen bei dem, was als freiwilliges Engagement gefasst wird, 
ist aber leider kein Vergleich mit den vorhergehenden Befragungen mehr möglich. Die für 
2014 ermittelte Engagementquote von knapp 44 % widerspricht anderen vorliegenden Un¬ 
tersuchungen und den Erkenntnissen zur Entwicklung von Mitgliedschaften in Vereinen 
und Verbänden. Deshalb greife ich hier auf ausgewählte Daten aus dem 3. Ereiwilligen- 
survey zurück, um die Gruppe der Engagierten anhand quantitativer Daten zu skizzieren 
(vgl. Gensicke und Geiss 2010). 

Demnach sind 36 % der bundesdeutschen Bevölkerung 2009 freiwillig engagiert ge¬ 
wesen, 40% der Männer und 32% der Erauen (Gensicke und Geiss 2010, S. 19). In 
Ostdeutschland ist das Engagement mit 31 % nach wie vor geringer ausgeprägt als in 
Westdeutschland. 

Die Daten des Ereiwilligensurveys verweisen auf die zentrale Bedeutung von sozialer 
Integration für den Zugang zum Engagement. Bürgerinnen, die über Erwerbsarbeit, Ea- 
milie, Ereundeskreis oder die Kirchengemeinde gut integriert sind, sind stärker engagiert 
als diejenigen, die weniger gut eingebunden sind. Die Engagementquote von Erwerbstä¬ 
tigen liegt mit 38 % deutlich über der Quote von 22 % bei Erwerbslosen (Gensicke und 
Geiss 2010, S. 22). 

Dies korrespondiert damit, dass Zugänge zum Engagement von sozialen Ungleichhei¬ 
ten und der unterschiedlichen Verfügung über soziales und kulturelles Kapital bestimmt 
werden. Diese Struktur lässt sich bereits bei Jugendlichen, einer insgesamt hoch enga¬ 
gierten Gruppe, beobachten: Schüler_innen, die ein Gymnasium besuchen, sind mit 47 % 
deutlich stärker engagiert als Schüler_innen von Haupt-/Real- und Mittelschulen mit nur 
27 % (Gensicke und Geiss 2010, S. 150). 

Soziale Ungleichheiten werden auch im Geschlechterverhältnis sichtbar. Die Enga¬ 
gementbereiche sind geschlechtsspezifisch segmentiert. Erauen sind in Leitungs- und 
Vorstandspositionen mit 24 % (Männer: 39 %) deutlich unterrepräsentiert (Gensicke und 
Geiss 2010, S. 184; vgl. auch Liebig 2011, S. 127), und ihr Engagement ist stärker als das 
der Männer von Anforderungen zur Vereinbarkeit von Beruf, Eamilie und Engagement 
geprägt. 

Bei den Motiven und Erwartungen an die freiwillige Tätigkeit wird eine Mischung aus 
gemeinwohl- und selbstbezogenen Haltungen deutlich. Dabei spielen insbesondere der 
Wunsch, mit dem „Engagement die Gesellschaft zumindest im Kleinen mitgestalten zu 
wollen“, und die Erwartung, mit dem Engagement „Kontakte zu anderen Menschen“ zu 
bekommen, eine Rolle (Gensicke und Geiss 2010, S. 117). 


49.4 Biografische Passungen und Sinnquellen 

Einen anderen Zugang zu den engagierten Bürgerinnen eröffnen Untersuchungen, die 
sich mit den biografischen Bezügen und Sinnorientierungen des Engagements befassen. 
Bereits die Anfänge der sozialwissenschaftlichen Engagementforschung in den 1990er- 
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Jahren waren von der Frage bestimmt, was die Bürgerinnen motiviert, sich verbindlich 
und dauerhaft freiwillig zu betätigen. Dabei lag die Überlegung nahe, dass dies etwas 
mit ihrer Lebensgeschichte zu tun habe, und ein Engagement biograhsch gegründet sei. 
Ein kontinuierliches und wirkungsvolles Engagement kommt demnach nur dann zustan¬ 
de, wenn es Anknüpfungspunkte in der Biograhe und „biografische Passungen“ gibt (vgl. 
Jakob 1993, 2003). Biografische Passung bezeichnet einen Sachverhalt, nach dem zwi¬ 
schen den Rahmenbedingungen und Anforderungen des jeweiligen Engagements und den 
biografischen Voraussetzungen und Erwartungen der Engagierten Bezüge hergestellt wer¬ 
den können. Derartige Passungen werden durch familiäre und persönliche Ereignisse, aber 
auch durch gesellschaftliche Rahmenbedingungen ermöglicht. Letztere können sich güns¬ 
tig, aber auch einschränkend auf die biografische Entwicklung auswirken. 

Varianten biografischer Passungen 

Im Folgenden möchte ich einige Varianten solcher Passungen skizzieren und greife dabei 
auf Ergebnisse ausgewählter Untersuchungen zurück. 

Bürgerschaftliches Engagement kann sich aus einem familiären Handlungsschema 
speisen, in das die Engagierten bereits als Kinder von ihren selbst aktiven Eltern ein¬ 
geführt werden und bereits früh erste Aufgaben übernehmen (vgl. Jakob 1993, 2003). 
Engagement als religiös begründetes Handeln repräsentiert eine Variante, bei der die 
Aktivitäten im Glauben und in Haltungen der Nächstenliebe und der Verpflichtung zur 
Hilfe gegründet sind (Jakob 1993, 2003; vgl. auch Dörner und Vogt 2008, S. 112 ff.). 

Das Engagement kann im Zusammenhang mit erfahrenen Verletzungen und Verlusten 
wie dem Tod oder der Trennung von einem Eamilienmitglied oder einer anderen naheste¬ 
henden Person stehen, in deren Folge sich eine besondere Sensibilität für die Situation von 
Menschen in ähnlichen Lebenssituationen herausgebildet hat (vgl. Jakob 2003, S. 86). Die 
Aktivitäten z. B. in der Hospiz- und Palliativarbeit oder bei der Telefonseelsorge eröffnen 
den Engagierten Erfahrungen, die ihnen einen neuen Umgang mit Ereignissen wie Tod 
und Sterben ermöglichen. Eine weitere Variante einer biografischen Passung besteht dar¬ 
in, wenn ein bislang präsentes, aber nicht weiter verfolgtes oder blockiertes biografisches 
Thema wie z.B. die Verhinderung einer Bildungslaufbahn im Engagement aufgegriffen 
und auf neue Weise gemeinsam mit anderen verwirklicht wird (Jakob 2003, S. 88). 

Untersuchungen im Kontext der Übergangsforschung verweisen darauf, dass bürger¬ 
schaftliches Engagement dazu beitragen kann, lebensphasenspezifische Übergänge wie 
den Wechsel in die nachberufiiche Phase zu bewältigen. Die freiwilligen Tätigkeiten er¬ 
öffnen neue Optionen für ein sinnstiftendes Handeln, indem an die individuellen ökono¬ 
mischen, sozialen und kulturellen Ressourcen angeknüpft wird (vgl. Wouters 2005; Aner 
2005). Das Engagement kann aber auch der „Statusbewahrung“ dienen, indem Handlungs¬ 
muster aus der beruflichen Tätigkeit wie die Leitung von Gruppen und Organisationen im 
Engagement fortgesetzt werden (Dörner und Vogt 2008, S. 203). 

Ein Engagement kann auch dazu beitragen, die Übergangsphase der Jugend zu ge¬ 
stalten (vgl. Corsten et al. 2008, S. 44 ff.). In der Jugendarbeit begleiten Jugendliche, 
die selbst mit biograflschen Anforderungen zur Gewinnung von mehr Autonomie und 
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Handlungsspielräumen konfrontiert sind, andere, meist etwas jüngere Jugendliche bei der 
Bewältigung dieses lebensphasenspezifischen Übergangs. Die engagierten Jugendlichen 
machen dabei wichtige Erfahrungen von Selbstwirksamkeit und Anerkennung, die sie 
wiederum in ihrem Streben nach Unabhängigkeit und Verselbstständigung unterstützen. 

Das Beispiel aus der Jugendarbeit verweist darauf, dass biograhsche Bezüge allein 
nicht ausreichen, damit Engagement entsteht. In ihrer differenzierten Analyse von fünf 
Engagementfeldern verweisen Corsten et al. (2008) auf die Zusammenhänge zwischen 
Biograhe und Selbstdehnitionen der Engagierten und dem jeweiligen Engagementfeld. 
Erst wenn sich eine Passung zwischen den Motiven und Sinnquellen der Engagierten und 
den Anforderungen des Engagementfeldes herstellen lässt, kommt ein dauerhaftes Enga¬ 
gement zustande. 

Untersuchungen im Kontext der Arbeits- und Organisationswissenschaft arbeiten die 
Beziehungen zwischen freiwilligem Engagement und Erwerbsarbeit heraus. Die freiwilli¬ 
gen Tätigkeiten können Belastungen aus der Erwerbsarbeit kompensieren und „fehlendes 
Autonomieerleben in der Berufsarbeit teilweise ergänzen“ (Wehner et al. 2015, S. 12; 
vgl. auch Schumacher 2003). Wissen, Kompetenzen und Kontakte aus der beruflichen 
Tätigkeit werden für das Engagement fruchtbar gemacht. Umgekehrt gilt auch, dass im 
Engagement erworbene Fähigkeiten und Wissensbestände in der beruflichen Arbeit ein¬ 
gesetzt werden. Insbesondere für Jugendliche und junge Erwachsene ist das Engagement 
ein wichtiger Ort informellen Lernens, der die persönliche Entwicklung und berufliche 
Orientierung befördert (vgl. Düx et al. 2008). 

Auch das Engagement sozial benachteiligter Bürgerinnen, die im Hinblick auf ihren 
sozialen Status, ihren Wohnort sowie ihre Zugänge zu Bildung und Erwerbsarbeit von der 
Mehrheitsgesehschaft ausgegrenzt sind, weist biografische Bezüge auf. Bewohnerinnen 
in so genannten städtischen „Problemquartieren“ stehen etablierten Vereinen und Verbän¬ 
den distanziert gegenüber, sind aber in ihrem unmittelbaren vertrauten Lebensumfeld sehr 
engagiert (vgl. Klatt und Walter 2011). Dabei bringen sie ihre individuellen, im Verlauf 
der Biografie erworbenen Ressourcen ein und können auf funktionierende Netzwerke in 
Nachbarschaften und Religionsgemeinschaften zurückgreifen. Für Bürgerinnen, die von 
Erwerbsarbeit ausgeschlossen sind, kann das Engagement zwar die Erwerbsarbeit nicht 
ersetzen, kann aber zur sozialen Integration beitragen. Engagierten in Ostdeutschland, für 
die der gesellschaftliche Transformationsprozess nach der Wiedervereinigung mit einer 
Entstabilisierung ihrer Biografie und sozialer Desintegration einherging, ermöglicht das 
freiwillige Engagement die „Herstellung“ rudimentärer sozialer Bezüge (Meusel 2016, 
S. 157 ff.). Für Psychiatrie-Erfahrene erhält das Engagement als sinn- und identitätsstif¬ 
tende Tätigkeit, aber auch als Möglichkeit zur Aufbesserung des Einkommens durch eine 
Aufwandsentschädigung Bedeutung (vgl. Dischler 2010). 

Diese Ergebnisse zeigen, dass sich Bürgerinnen, die sozialen Benachteiligungen aus¬ 
gesetzt sind, sehr wohl engagieren und dafür eigene, informelle Formen entwickelt haben. 
Dies korrigiert das in der Öffentlichkeit gepflegte Bild von der „Engagementferne“ und 
dem „Ressourcenmangel“ dieser Bevölkerungsgruppe. Allerdings existieren auch vielfäl¬ 
tige Ausschlussmechanismen im organisierten Engagement selbst, wenn etwa aufgrund 
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mittelschichtsorientierter Formen der Arbeitsorganisation und Kommunikation benach¬ 
teiligte Bevölkerungsgruppen ausgegrenzt werden (vgl. Munsch 2005). 


49.5 Zwischen Kooperation und Konkurrenz - Soziale Arbeit 
und bürgerschaftliches Engagement 

Was bedeuten nun diese Ausführungen zur Struktur bürgerschaftlichen Engagements und 
zu dessen biograhschen und sozialen Bezügen für die Soziale Arbeit? 

Kooperationsbeziehungen 

Freiwillig engagierte Bürgerinnen arbeiten mit beruflichen Mitarbeiterinnen in vielen 
Einrichtungen und Organisationen zusammen. Soziale Arbeit hat in manchen Arbeitsbe¬ 
reichen sogar den fachlichen und gesetzlichen Auftrag, Engagement und Beteiligung zu 
fördern. So hat die Offene Kinder- und Jugendarbeit über die Begleitung von Kindern 
und Jugendlichen hinausgehend die Aufgabe, junge Menschen „zur Selbstbestimmung zu 
befähigen und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement“ an¬ 
zuregen und hinzuführen (§11, SGB VIII). Zahlreiche Arbeitsfelder der Sozialen Arbeit 
sind aus dem Engagement aktiver Bürgerinnen hervorgegangen. Dies gilt für die Anfänge 
beruflicher Sozialer Arbeit zu Beginn des 20. Jahrhunderts und lässt sich im Gefolge der 
Neuen Sozialen Bewegungen seit den 1970er und 1980er-Jahren bis heute andauernd be¬ 
obachten. Einrichtungen wie Frauenhäuser und -beratungssteilen, ambulante Angebote in 
der Sozialpsychiatrie, Initiativen in der Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit sind nur einige 
Beispiele, bei denen Bürgerinnen sich für die Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme 
engagieren und entsprechende Organisationen und professionelle Strukturen geschaffen 
haben. Der Ausbau des Sozialstaates in den 1970er und 1980er-Jahren und die damit ein¬ 
hergehende Professionalisierung Sozialer Arbeit hat allerdings auch dazu geführt, dass 
das Engagement in manchen Einrichtungen z. B. in der Kinder- und Jugendhilfe oder in 
der Behindertenhilfe in Randbereiche abgeschoben wurde. 

Noch eine Erläuterung zu der hier verwendeten Begriffswahl: Ähnlich wie bei der Be¬ 
zeichnung Ehrenamt erscheint mir die Kennzeichnung beruflicher Arbeit als Hauptamt 
unpassend. Hauptamt steht für eine begriffliche Tradition, die sich aus einem obrigkeits¬ 
staatlichen Verständnis der Aufgaben in der Armenfürsorge im 19. Jahrhundert speist und 
dem beruflichen Auftrag und fachlichen Verständnis Sozialer Arbeit heute nicht gerecht 
wird. Ich spreche deshalb hier von beruflichen Mitarbeiterinnen. Beide Gruppen, freiwil¬ 
lig engagierte Bürgerinnen und berufliche Mitarbeiterinnen, sind hoch engagiert, haben 
aber unterschiedliche Aufträge und handeln nach unterschiedlichen Logiken. 

Vorbehalte gegenüber bürgerscbaftlichem Engagement 

In den Eachdebatten der Sozialen Arbeit dominiert ein kritischer Blick auf bürgerschaftli¬ 
ches Engagement und Zivilgesellschaft. Angesichts von Finanzknappheiten, einer zuneh¬ 
menden Ausrichtung sozialstaatlicher Leistungen an ökonomischen Kriterien und einer 
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Aktivierungsrhetorik in Teilen der Politik gibt es Befürchtungen, dass der Staat zurückge¬ 
drängt, sozialstaatliche Leistungen gekürzt und ehrenamtliches Engagement als „Lücken¬ 
büßer“ genutzt werde, um kostengünstig Leistungen bereitzustellen. Die Überschneidung 
von Handlungsbereichen legt die Sorge nahe, das Engagement könne Arbeitsplätze er¬ 
setzen und zu einer Deprofessionalisierung im sozialen Bereich beitragen (vgl. Fehren 
2008, S. 43). Zwar fehlt es an empirischen Belegen für den Wegfall beruflicher Sozialer 
Arbeit aufgrund des Einsatzes Ehrenamtlicher. Die chronische Unterfinanzierung des so¬ 
zialen Bereichs und der Mangel an beruflichem Personal tragen aber dazu bei, dass sich 
Vorbehalte gegenüber bürgerschaftlichem Engagement in der Sozialen Arbeit hartnäckig 
halten. 

Ein weiterer Kritikpunkt bezieht sich darauf, dass in der Fachdebatte das Engagement 
von sozial benachteiligten Bürgerinnen außen vor bleibe und soziale Ungleichheiten und 
sozialpolitische Dimensionen vernachlässigt würden (vgl. Böhnisch und Schröer 2002; 
Fehren 2008; Munsch 2010). Geht man davon aus, dass die Integration in bürgerschaftli- 
che Aktivitäten das individuelle soziale Kapital in Form von Kontakten und Netzwerken 
vermehrt, so kann Engagement soziale Ungleichheiten sogar noch verfestigen. 

Auch die direkte Zusammenarbeit zwischen beruflichen Mitarbeiterinnen und frei¬ 
willig engagierten Bürgerinnen ist von Skepsis und Dilemmata bestimmt. Aus der be¬ 
ruflichen Perspektive wird die Integration Ehrenamtlicher in den Arbeitsalltag häufig als 
zusätzliche Aufgabe und Belastung wahrgenommen (vgl. Schumacher 2015, S. 35 ff.). 
Die Verlässlichkeit und Planbarkeit des Engagements werden angezweifelt, Qualitätsein¬ 
bußen befürchtet. Die beruflichen Kräfte erleben die Zusammenarbeit mit den freiwillig 
Engagierten nicht selten als Kontrolle und fühlen sich unter Rechtfertigungsdruck. Auch 
die freiwillig engagierten Bürgerinnen pflegen ihre aus unterschiedlichen Erfahrungshin¬ 
tergründen resultierenden Vorbehalte und Vorurteile gegenüber den beruflichen Mitarbei¬ 
terinnen (Schumacher 2015, S. 49). 

Diese Zusammenhänge und Schwierigkeiten in der Kooperation rechtfertigen aus mei¬ 
ner Sicht keine grundsätzliche Infragestellung bürgerschaftlichen Engagements. Vielmehr 
kann es nur darum gehen, Fragen von Ungleichheiten und Benachteiligungen im Engage¬ 
ment zum Thema des fachwissenschaftlichen Diskurses zu machen. Die Spannungen und 
Ambivalenzen in der Zusammenarbeit zwischen freiwillig engagierten Bürgerinnen und 
beruflichen Mitarbeiterinnen beinhalten außerdem Anforderungen an die Organisations¬ 
entwicklung und Freiwilligenkoordinierung. 

Rahmenbedingungen für tragfähige Kooperationen zwischen Sozialer Arbeit und 
bürgerschaftlichem Engagement - Einige Schlussfolgerungen 

Ich gehe davon aus, dass die Soziale Arbeit eine „bürgerschaftliche Anbindung“ (Pott 
und Wittenius 2002) braucht. Aufgaben wie Erziehung, Bildung und Betreuung sowie 
die Bewältigung der Folgen von Armut und sozialer Ungleichheit fallen nicht nur in die 
Zuständigkeit von Expertinnen, sondern sind auch Angelegenheiten der Bürgerinnen in 
einem Gemeinwesen. Die Geschichte der Sozialen Arbeit zeigt, dass bürgerschaftliches 
Engagement immer wieder dazu beigetragen hat, auf soziale Problemlagen aufmerksam 
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zu machen oder neue Initiativen für ihre Bearbeitung in Gang zu setzen, und damit auch 
Impulse für die Weiterentwicklung sozialer Angebote und Leistungen gegeben hat. 

Hinzu kommt, dass soziale Dienste und Angebote im deutschen Wohlfahrtsmodell nie 
nur Aufgabe des Staates waren, sondern immer in einem Wohlfahrtsmix basierend auf 
der Kooperation zwischen Sozialstaat und zivilgesellschaftlichen Organisationen erbracht 
wurden (vgl. Evers und Olk 1996). Ein ausgebauter und funktionierender Sozialstaat und 
eine lebendige Zivilgesellschaft mit einem ausgeprägten Engagement bedingen einander. 
Soziale Arbeit ist auf bürgerschaftliches Engagement angewiesen und hat zugleich den 
Auftrag, Engagement und zivilgesellschaftliche Strukturen zu stärken und ihre Adres- 
sat_innen bei der Wahrnehmung ihrer Bürgerrechte zu unterstützen (für die Kinder- und 
Jugendarbeit vgl. Sturzenhecker 2016). Eine solche „zivilgesellschaftlich begründete So¬ 
ziale Arbeit“ (Eehren 2008, S. 44) setzt ein professionelles Selbstverständnis und Handeln 
voraus, das auch den Adressat_innen der Sozialen Arbeit selbst Mitwirkungs- und Mitent¬ 
scheidungsmöglichkeiten eröffnet und Partizipation fördert. 

Die Mitwirkung freiwillig engagierter Bürgerinnen in sozialen Einrichtungen und 
Diensten erfordert Prozesse der Organisationsentwicklung, in denen Aufgaben und Rollen 
des Engagements geklärt werden. Dafür braucht es die Mitwirkung aller Beteiligten, der 
Geschäftsleitung ebenso wie der beruflichen Mitarbeiterinnen. Um Konflikte zu vermei¬ 
den, sind klare Aufgabenbeschreibungen notwendig, in denen die Aufträge der verschie¬ 
denen Personalgruppen festgelegt und voneinander abgegrenzt werden. Außerdem bedarf 
es einer professionellen Freiwilligenkoordinierung, die an den Aufgabenbeschreibungen 
mitwirkt, als Ansprechpartner für die verschiedenen Beteiligten bereitsteht und für die Ge¬ 
winnung, Qualifizierung und Begleitung der Engagierten zuständig ist. Letzteres ist auch 
notwendig, um Fehler, unreflektierte Übertragungen und Überforderungen zu vermeiden 
bzw. zu bearbeiten. Dabei ist immer zu bedenken, dass bürgerschaftliches Engagement 
weder eine Hilfstätigkeit noch ein semiprofessionelles Handeln ist. Als freiwilliges Enga¬ 
gement, das nicht an den Nachweis eines einschlägigen Berufsabschlusses gebunden ist, 
bezieht es seine Stärke aus der Nähe zur Alltagswelt und der Freiwilligkeit des Handelns. 

Fragen zur Reflexion 

• Was meint bürgerschaftliches Engagement? Und worin bestehen Differenzen zum Eh¬ 
renamt? 

• Warum ist bürgerschaftliches Engagement wichtig für die Gesellschaft? 

• Welche Argumente gibt es für die Zusammenarbeit von freiwillig engagierten Bür¬ 
gerinnen und beruflichen Mitarbeiterinnen in der Sozialen Arbeit? 

• Welche Erfahrungen haben Sie mit der Zusammenarbeit zwischen beruflicher Sozialer 
Arbeit und bürgerschaftlichem Engagement gemacht? Was sind wichtige Rahmenbe¬ 
dingungen für eine gelingende Kooperation? 
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Zusammenfassung 

Multiprofessionelle Zusammenarbeit gehört in vielen Feldern und Bereichen der So¬ 
zialen Arbeit inzwischen zum fachlichen Standard. In diesem Beitrag wird zunächst 
die Bedeutung dieser speziellen Art von Zusammenarbeit im Kontext einer als profes¬ 
sionell verstandenen Sozialen Arbeit dargestellt. Anschließend werden exemplarisch 
unterschiedliche Felder und Sozialformen Umrissen und die spezifischen Herausforde¬ 
rungen benannt, die sich an die Gestaltung einer produktiven Kooperation stellen. 


Für Sozialpädagog_innen ist die Zusammenarbeit mit anderen Berufsgruppen eine all¬ 
tägliche Anforderung in vielen Bereichen und Handlungsfeldern. In Kliniken arbeiten 
Sozialpädagog_innen ganz regelmäßig mit Ärzt_innen, Pflegekräften, Physiothera- 
peut_innen, Laborant_innen und Verwaltungsmitarbeiter_innen zusammen. In Schulen 
gibt es schon seit den 1980er-Jahren neben den Lehrer_innen eine oder mehrere Schulso- 
zialarbeiter_innen, die direkt am Ort Schule arbeiten. Mit dem Ausbau der Ganztagsschule 
hat sich die Zahl der Berufsgruppen, die an der Schule tätig sind, vervielfacht: seien es 
beispielsweise die sozialpädagogischen Fachkräfte des örtlichen Jugendhauses, die Lehr¬ 
kräfte der Musikschule oder die ehrenamtlich Tätigen der Vereine und Jugendverbände. In 
den Jugendgerichten sind nicht nur Jurist_innen (Richter_innen und Anwält_innen) tätig, 
die enge Zusammenarbeit mit Sozialpädagog_innen im Rahmen der Jugendgerichtshilfe 
ist sogar gesetzlich verankert und gefordert (Jugendgerichtsgesetz JGG § 38). 

Diese wenigen Beispiele zeigen, dass Soziale Arbeit als übergreifendes Handlungs¬ 
feld schon immer davon geprägt ist, dass Personen Zusammenarbeiten, die verschiede- 
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nen Berufsgruppen angehören oder die unterschiedliche pädagogische Qualifikationen 
mitbringen. Dass diese Unterschiede bedeutsam sind für die Zusammenarbeit, ist die 
Grundannahme des Konzepts der „Multiprofessionalität“. Welche Rolle spielt hier Pro¬ 
fessionalität? Und worauf bezieht sich dabei das „Multi“? Dies sind Fragen, die im ersten 
Abschnitt behandelt werden sollen. Im zweiten Abschnitt geht es dann um unterschied¬ 
liche Formen und Felder, in denen Multiprofessionalität eine Rolle spielt. Einige davon 
sollen exemplarisch vorgestellt werden. Dass multiprofessionelle Zusammenarbeit nicht 
immer einfach ist und es häufig zu Konflikten kommt, ist eine Erfahrung, die viele in der 
Praxis Tätigen machen, die aber auch in der empirischen Forschung gut untersucht ist. 
Vor diesem Hintergrund werden im dritten Abschnitt einige Herausforderungen skizziert, 
die mit Multiprofessionalität verbunden sind. 


50.1 Multiprofessionalität als besondere Form der Professionalität 

In der modernen Gesellschaft sind alle Bereiche des Arbeitslebens grundlegend durch 
die arbeitsteilige Fertigung von Produkten und Dienstleistungen geprägt. Nicht nur am 
klassischen Fließband, sondern auch in einer hochtechnisierten Produktion ist es daher 
notwendig, einerseits auf Spezialisierung zu setzen, andererseits dafür zu sorgen, dass 
die arbeitsteilig produzierten Produkte und Dienstleistungen wieder zusammengeführt 
werden. In einer arbeitsteiligen Gesellschaft gehört Zusammenarbeit zu den Grundanfor¬ 
derungen „zur Erschließung von menschlichem Arbeitsvermögen“ (Vollmer 2016, S. 252; 
Sennett 2012). 

Wenn von Multiprofessionalität und multiprofessioneller Zusammenarbeit die Rede 
ist, geht es auch hier um ein arbeitsteiliges Erbringen sozialer Dienstleistungen, aller¬ 
dings haben diese Dienstleistungen einen ganz spezifischen Charakter (vgl. Klatetzki in 
diesem Band). Für das Verständnis von Multiprofessionalität ist es daher wichtig, sich zu¬ 
nächst einmal zu vergewissern, was unter Professionalität verstanden wird (Becker-Lenz 
und Müller-Herrmann in diesem Band). 

Mit diesem Begriff wird auf eine Unterscheidung zwischen einerseits Beruf und ande¬ 
rerseits Profession abgehoben, die im Folgenden näher erläutert werden soll. 

Professionalität und Professionen 

In den eingangs aufgeführten Beispielen war von ganz unterschiedlichen Berufsgrup¬ 
pen, angefangen von Ärzt_innen über Erzieher_innen, Physiotherapeut_innen bis hin zu 
Jurist_innen die Rede. Nicht alle der genannten Berufsgruppen würden von der soziolo¬ 
gischen Forschung als Professionen bezeichnet werden, auch wenn man davon ausgehen 
kann, dass alle professionell handeln. Um diesen scheinbaren Widerspruch zu erläutern, 
müssen einige definitorische Bestimmungen vorgenommen werden. 

Spricht man von Professionen im Sinne der soziologischen Professionstheorie, wird be¬ 
tont, dass Professionen eine ganz spezielle und auch besondere Berufsgruppe darstellen, 
die von anderen Berufen systematisch abgegrenzt werden kann (Schmeiser2006). Profes- 
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sionen zeichnen sich zunächst dadurch aus, dass sie auf der Basis eines systematischen, 
wissenschaftlich fundierten und auch methodisch kontrollierten Wissens handeln, dass sie 
über eine akademische Ausbildung verfügen, dass sie einer spezifischen Professionsethik 
folgen (Geissler 2013). Dabei sind es nicht nur diese Merkmale, mit denen Professionen 
von anderen Berufen unterschieden werden können. Auch die Tätigkeiten, auf die sich 
Professionen richten, sind besonders. Professionen bearbeiten Aufgaben, mit denen die 
Sicherung existenzieller Bedürfnisse von Menschen gesellschaftlich gewährleistet wird 
(körperliche und seelische Gesundheit, Unparteilichkeit in Bezug auf die eigenen Rechte, 
Spiritualität, soziale Anerkennung und Einbindung) (Müller 2012). Um diesen anspruchs¬ 
vollen Anforderungen gerecht zu werden, orientieren sich Professionen primär an den 
eigenen Normen der Berufsausübung, sie halten sich weitgehend unabhängig von anderen, 
z. B. ökonomischen Interessen. Die Ausübung dieser Berufstätigkeiten nützt auch nicht in 
erster Linie den jeweiligen Interessen der Professionellen, sondern richtet sich primär auf 
die Sicherung allgemeiner gesellschaftlich bedeutender Werte (Zentralwertorientierung) 
bzw. auf die besonderen Bedürfnisse der Adressat_innen (Mieg 2016; Pfadenhauer und 
Sander 2010). Auch in Bezug auf die Entwicklung der Professionen hat sich die Logik 
einer arbeitsteilig organisierten Gesellschaft entfaltet. Während bis Ende des 19. Jahr¬ 
hunderts vor allem Ärzt_innen, Jurist_innen und Seelsorger_innen zu den klassischen 
Professionen gezählt wurden, hat sich mit Beginn des 20. Jahrhunderts eine zunehmende 
Zahl von Berufen, Berufszuschnitten und Aufgabenstellungen ausdifferenziert, die im ge¬ 
nannten Sinne professionelle Funktionen übernehmen (allen voran Soziale Arbeit und die 
Pflege, ebenso die medizinnahen Berufe der Physiotherapie, Ergotherapie, Logopädie so¬ 
wie kindheits- und heilpädagogische Berufe etc.). Alle diese neuen Berufstätigkeiten die¬ 
nen, im Sinne der angeführten Zielsetzungen, gesellschaftlichen Zentralwerten und tragen 
so zu einer gesellschaftlichen Integration bei. Daher wird in neueren professionssoziologi¬ 
schen Diskursen auch nicht mehr ausschließlich von Professionen gesprochen. Vielmehr 
wird Professionalität oder professionelles Handeln zum Bezugspunkt dessen, was hier als 
spezielle Charakteristik des Handelns gefasst werden soll. „Professionalität ist“, wie Nittel 
(2004, S. 350) deutlich macht, daher „keineswegs an die Existenz einer Profession gebun¬ 
den, sondern beschreibt die besondere Qualität einer personenbezogenen Dienstleistung 
auch über den institutioneilen Komplex der anerkannten Professionen hinaus.“ 

► Professionalität beschreibt im soziologischen Sinne die Qualität eines Handelns, das 
sich auf besondere Problemstellungen von Menschen bezieht und dem Ziel dient, die phy¬ 
sische, soziale, seelische und rechtliche Integrität von Menschen zu gewährleisten. 

Professionalität wird also dann notwendig, wenn es darum geht, Menschen in Bezug 
auf bedeutsame Lebensvollzüge zu begleiten und zu unterstützen. Dies betrifft sowohl die 
alltäglichen Bereiche menschlichen Lebens (z. B. alle Formen der außerfamiliären Bil¬ 
dung und Erziehung in der Kindertagesstätte oder Schule) als auch die riskanten und 
krisenhaften Ereignisse im Lebensverlauf, die häufig besondere Formen der professio¬ 
nellen Unterstützung benötigen. 
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Multiprofessionalität als Spezialform professionellen Handelns 

Was bedeuten diese professionstheoretischen Ausführungen nun, wenn man die Zusam¬ 
menarbeit von Angehörigen unterschiedlicher Professionen oder Berufsgruppen betrach¬ 
tet, die jeweils in Bezug auf unterschiedliche Aufgabenstellungen professionell handeln 
müssen? Dies soll zunächst an einem Fallbeispiel erläutert werden: 


Fallbeispiel; Die Situation von Frau M. 

Frau M. ist 42 Jahre alt, sie lebte bis vor wenigen Wochen gemeinsam mit ihrer fast 
achtzigjährigen Mutter in einer kleinen Wohnung am Rande einer Kleinstadt. Seit 
ihrem 16. Lebensjahr war sie aufgrund von intensiven akustischen Halluzinationen 
(„Stimmen hören“), Wahnvorstellungen und völligem sozialen Rückzug immer wie¬ 
der in längerer stationärer psychiatrischer Behandlung. Sie hat einige Jahre in Wohn¬ 
gruppen für psychisch kranke Menschen gelebt, die von Sozialpädagog_innen betreut 
werden. Dort hat es ihr aber nach einer anfänglich guten Zeit immer weniger gefal¬ 
len, da sie sich mit ihren Mitbewohner_innen nicht mehr gut verstand. Daher ist sie mit 
31 Jahren nach einem weiteren Krankenhausaufenthalt wieder zu ihrer Mutter gezogen. 
Eine Berufsausbildung hat Frau M. zwar angefangen, konnte diese aber aufgrund ihrer 
gesundheitlichen Einschränkungen nie abschließen. Sie arbeitet in einer Werkstatt für 
behinderte Menschen. Vor kurzem starb nun die Mutter von Frau M., was einen weite¬ 
ren Krankheitsschub und einen neuen Krankenhausaufenthalt nach sich zog. Frau M. 
ist seit fünf Wochen in dieser stationären Behandlung und das multiprofessionelle Team 
macht sich Gedanken über ihre anstehende Entlassung und ihre weiteren Perspektiven. 

Dabei werden ganz unterschiedliche Beobachtungen und Wahrnehmungen der be¬ 
teiligten Berufsgruppen deutlich, die zunächst ein umfassenderes Bild der Problematik 
von Frau M. zeichnen. Die Ärztin, die Frau M. medikamentös betreut, aber mit ihr auch 
regelmäßige Gespräche führt, ist hinsichtlich einer baldigen Entlassung der Patientin 
recht zuversichtlich, da diese durch die regelmäßige Medikamenteneinnahme psychisch 
gut stabilisiert scheint. Die Pflegekräfte zeichnen ein weniger positives Bild, sie erleben 
Erau M. häufig nach wie vor sehr zurückgezogen in ihrem Zimmer und haben große 
Mühe, sie auch nur zur elementaren Körperpflege anzuhalten. Sie äußern eher Befürch¬ 
tungen angesichts der Überlegung, dass Erau M. in Zukunft wieder alleine in ihrer 
Wohnung zurechtkommen solle. Die Kunsttherapeutin, die mit Erau M. in den letzten 
Wochen intensiv gearbeitet hat, berichtet von den ausdrucksvollen Bildern, die in dieser 
gemeinsamen therapeutischen Arbeit entstanden sind. Sie sieht Frau M. in einer tiefge¬ 
henden Auseinandersetzung mit dem Tod ihrer Mutter begriffen und denkt, dass diese 
Auseinandersetzung auch nach der Entlassung therapeutisch weiter begleitet werden 
sollte. In der Arbeitstherapie scheint sich dagegen eher der Eindruck der Pflegekräfte zu 
bestätigen, dass Frau M., wie der Arbeitstherapeut es nennt, „wenig Antrieb“ zeigt und 
nur schwer zu motivieren ist, regelmäßig die Arbeitstherapie aufzusuchen und sich dort 
zu betätigen. Die Sozialpädagogin des Teams hatte zum aktuellen Zeitpunkt noch wenig 
Kontakt mit Frau M., sie kennt sie aber von früheren Aufenthalten in der Klinik. Auch 
sie hat Bedenken, ob Frau M. auf sich gestellt und ohne die Anwesenheit der Mutter 
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in ihrer Wohnung gut zurechtkomme, vor allem sieht sie den regelmäßigen Besuch der 
Werkstatt gefährdet. Hier war die Mutter oft die treibende Kraft, die sich morgens um 
ihre Tochter kümmerte, um sie beim Start in den Tag gut zu begleiten. Auf der anderen 
Seite scheint ihr eine Rückkehr in eine betreute Wohngemeinschaft auch nicht die an¬ 
gemessene Wohnform für Frau M., die den engen Kontakt mit anderen Menschen sehr 
scheut. Das Team berät auf der Basis der unterschiedlichen Wahrnehmungen alternative 
Unterstützungs- und Betreuungsangebote für Frau M. Die Sozialpädagogin übernimmt 
die Aufgabe, in den nächsten beiden Wochen gemeinsam mit Frau M. eine passende 
Wohnform zu suchen bzw. alternativ nach Unterstützungsmöglichkeiten Ausschau zu 
halten, die es Frau M. ermöglichen würden, in ihrer Wohnung zu bleiben. 

Wie dieses Fallbeispiel aus der alltäglichen Praxis einer psychiatrischen Einrichtung 
zeigt, vermag erst die Zusammenarbeit der verschiedenen Berufsgruppen in diesem Team 
die spezifische Expertise und das Fachwissen der Beteiligten so zusammenzuführen, dass 
für die betroffene Patientin ein umfassenderes Behandlungsangebot geschaffen werden 
kann. Innerhalb der Klinik hat diese unterschiedliche Ansprechpartner_innen, die sie für 
unterschiedliche Belange adressieren kann, aber auch der Übergang in die Zeit nach der 
Klinik wird so bereits während der Behandlung vorbereitet. Multiprofessionalität bedeutet 
hier die Zusammenführung der je spezifischen Perspektiven der einzelnen professionel¬ 
len Akteure im Hinblick auf eine abgestimmte und sich gut ergänzende Unterstützung 
von Menschen in ihren jeweiligen Problemlagen. Insofern bildet Multiprofessionalität in 
der psychiatrischen Behandlung auch einen unhintergehbaren Standard, der eine quali¬ 
tätsvollere Behandlung und Betreuung verspricht (Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie, 
Psychotherapie und Nervenheilkunde 2013, S 15 ff.). 

Während im deutschsprachigen Raum meist der Terminus „multiprofessionell“ benutzt 
wird, hat sich im internationalen Sprachgebrauch der Bezug auf das Präfix „inter“ durch¬ 
gesetzt, es wird daher eher von „Interprofessionalität“ gesprochen. Durch das „inter“ wird 
sprachlich gesehen die notwendige Verbindung, das Überbrücken eines Zwischenraums 
zwischen den exemplarisch vorgestellten professionellen Perspektiven und Handlungs¬ 
weisen betont, die Vorsilbe „multi“ stärkt dagegen den Aspekt des Vielfachen. Trotz dieser 
Unterschiede in den sprachlichen Konnotationen und der Begriffsverwendung lassen sich 
Multiprofessionalität und Interprofessionalität in vielerlei Hinsicht gleichsetzen: Zusam¬ 
mengenommen betonen sie die Notwendigkeit der Verknüpfung von „unterschiedlichen 
Zugängen“ einerseits und der Verbindung der Vielfalt andererseits. 

► Multiprofessionalität Unter Multiprofessionalität (oder Interprofessionalität) lässt 
sich die gezielte Zusammenführung von Personen aus unterschiedlichen Berufsgruppen 
und Professionen fassen. Diese bringen eine jeweils spezifische Expertise, Wissensbe¬ 
stände und Kompetenzen in die Bearbeitung von Problemstellungen der alltäglichen 
Lebenspraxis ein, für die Menschen professionelle Hilfe und Unterstützung in Anspruch 
nehmen. Durch die gezielte Zusammenarbeit von professionell Tätigen sollen diese Pro¬ 
blemstellungen umfassender und wirkungsvoller bearbeitet werden. 
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50.2 Multiprofessionalität in exemplarischen Handlungsfeldern 
und Sozialformen 

Multiprofessionelle Zusammenarbeit hat in einigen sozialpädagogisch relevanten Hand¬ 
lungsfeldern eine lange Tradition. In anderen Handlungsfeldem wird Multiprofessionalität 
erst in jüngster Zeit als ein wichtiger Bestandteil von Betreuung, Erziehung und Beglei¬ 
tung von Adressat_innen Sozialer Arbeit gesehen. Im Vergleich dieser Handlungsfelder 
zeigt sich auch, dass multiprofessionelle Zusammenarbeit ganz unterschiedliche Ausfor¬ 
mungen annehmen kann. Häufig ist die Rede vom multiprofessionellen Team - hier ist 
das Team die zentrale Sozialform. In anderen Feldern bezieht sich Multiprofessionalität 
dagegen eher auf die ganze Organisation oder auch auf ein Netzwerk, das verschiedene Or¬ 
ganisationen (soziale Einrichtungen und Dienste) verbindet. Damit sind unterschiedliche 
Möglichkeiten im Hinblick auf die Ausgestaltung einer multiprofessionellen Zusammen¬ 
arbeit verbunden, die am Beispiel von drei Handlungsfeldern aufgezeigt werden sollen. 

Psychiatrie 

Der psychiatrische Bereich ist sowohl im Hinblick auf die klinisch-stationäre Behandlung 
als auch auf die sozialpsychiatrische Betreuung außerhalb der Krankenhausstrukturen ein 
gutes Beispiel für die lange Tradition der multiprofessionellen Zusammenarbeit. Bereits 
in den 1920er-Jahren wurde die Fürsorge als Vorläuferin einer klinischen Sozialen Ar¬ 
beit in die Behandlung von psychisch kranken Menschen einbezogen (vgl. Bauer 2004; 
Walther 2017). Allerdings wurde erst durch die 1975 verabschiedete Psychiatrie-Enquete 
politisch die Grundlage dafür geschaffen, die damals noch sehr schwierigen und teil¬ 
weise menschenunwürdigen Bedingungen in den psychiatrischen Kliniken fundamental 
zu verändern. In der Folge kam es seit den 1980er-Jahren zu einer umfassenden fach¬ 
lichen und auch organisatorischen Erneuerung psychiatrischer Behandlung. Damit ver¬ 
änderten sich auch die Aufgabenstellungen der Psychiater_innen und der Pflegekräfte 
vollkommen. Neue Berufsgruppen traten hinzu, so z. B. Sozialpädagog_innen, klinische 
Psycholog_innen, Ergo-, Physio-, aber auch Kunst- und Musiktherapeut_innen gehören 
seither zum multiprofessionellen psychiatrischen Behandlungskonzept. Für die Ausge¬ 
staltung von Multiprofessionalität im klinischen Bereich spielte die Sozialform des Teams 
eine zentrale Rolle. Mit Team wird eine Gruppe von Personen bezeichnet, die gemein¬ 
sam an einer Aufgabe arbeiten. Teams sind im Kern Arbeitsgruppen. Damit funktionieren 
Teams zunächst wie andere soziale Gruppen auch: Sie basieren auf der Unmittelbarkeit 
der persönlichen Beziehungen ihrer Mitglieder (Neidhardt 1999), die zumindest für einen 
bestimmten Zeitraum auch gegeben sein müssen. Es bilden sich emotionale Bindungen 
und ein sogenanntes Wir-Gefühl, das auch dazu führt, dass sich stabile Gruppennormen 
ausprägen und sich das jeweilige Team nach außen hin von anderen Gruppen abgrenzen 
lässt (Antoni 2000, S. 18 ff.). Als Arbeitsgruppen basiert die Mitgliedschaft in Teams aber 
ebenso auf beruflichen Rollen und Positionen. Dies bedeutet, dass Teammitglieder ver¬ 
schiedenen Statusgruppen angehören können, dass Hierarchien zwischen ihnen bestehen, 
dass sie unterschiedliche Funktionen übernehmen. Insofern erfordert die Zusammenarbeit 
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in allen Arten von Teams grundlegende Balancierungsleistungen im Hinblick auf die Ver¬ 
einbarkeit von beruflichen Aspekten und der hier immer wirksamen persönlichen Ebene 
(Neidhardt 1999). Teams ermöglichen als Sozialform eine sehr intensive und regelmä¬ 
ßige Verständigung über die unterschiedlichen Sichtweisen und Zugänge der beteiligten 
Professionellen, sie sind aber auch tendenziell konfliktträchtig, wenn es darum geht, die 
unterschiedlichen Sichtweisen gut auszuloten und zu einer gemeinsamen Strategie weiter¬ 
zuentwickeln. 

Kindertageseinrichtungen und Schule 

Als Beispiele für Organisationen, in denen multiprofessionelle Zusammenarbeit erst in 
den letzten Jahren eine zunehmende Bedeutsamkeit erlangt, können pädagogische Or¬ 
ganisationen wie die Kindertageseinrichtung und die Schule benannt werden. Für Kin¬ 
dertageseinrichtungen knüpft sich an die Einbeziehung anderer Berufsgruppen außer den 
Erzieher_innen die Hoffnung, mehr pädagogische Zugänge und Angebote zu schaffen, 
um den je individuellen Bedürfnissen der Kinder besser gerecht zu werden (Weltzien 
et al. 2016). Auch in den Schulen wird sowohl durch die flächendeckende Einführung der 
Ganztagsschule als auch durch die zunehmenden Anforderungen an Inklusion von Kin¬ 
dern und Jugendlichen mit Behinderung in allen Schulformen die Einbeziehung weiterer 
Berufsgruppen zur zentralen Strategie, um die damit verbundenen Herausforderungen und 
Probleme zu bearbeiten. Lehrkräfte bilden zwar nach wie vor die Hauptgruppe an Schu¬ 
len, dennoch weitet sich das Spektrum der Fachkräfte zunehmend aus (Speck et al. 2011). 
Auch wenn in einigen Schulformen inzwischen Formen der Teamarbeit Einzug gehalten 
haben (z. B. Klassenstufenteams), ist die Zusammenarbeit verschiedener Berufsgruppen 
in der Schule stärker an die Sozialform der Organisation gebunden. Schulsozialarbei- 
ter_innen, Erzieher_innen in der Ganztagsbetreuung, Sozialpädagogog_innen der außer¬ 
schulischen Jugendarbeit, Beraterinnen des Jugendamts, Schulpsycholog_innen - viele 
pädagogische aber auch psychologisch-therapeutische Berufsgruppen arbeiten direkt am 
Ort Schule. Dennoch arbeiten sie nicht im Team, sondern erbringen ihre Aufgaben in der 
Anbindung an die Schulleitung, an den Unterricht einzelner Lehrerinnen, in außerunter¬ 
richtlichen Angeboten etc. Dies führt dazu, dass viele dieser an der Schule tätigen Profes¬ 
sionellen häufig keinen direkten Kontakt miteinander haben, sich manchmal auch gar nicht 
kennen oder gar nichts voneinander wissen. Dazu kommt, dass gerade in der schulischen 
Ganztagsbetreuung nicht nur hauptamtliche Fachkräfte tätig sind, sondern auch viele eh¬ 
renamtliche Mitarbeiter_innen (z. B. der Leiter einer nachmittäglichen Schach-AG oder 
eines Fußbahtrainings). Multiprofessionalität in der Schule vollzieht sich so im Rahmen 
der Sozialform Organisation und erfolgt damit unter anderen Bedingungen. Es ist häu¬ 
fig eine große Herausforderung, die vielfältigen Aktivitäten zu koordinieren bzw. an die 
unterrichtsbezogenen Aufgaben der Schule rückzubinden. Es besteht daher in der Regel 
auch keine kontinuierliche und enge Zusammenarbeit aller Beteiligten, sondern eher ein 
Nebeneinander unterschiedlicher Aktivitäten. Die Arbeit an der Schule als Organisation 
erfordert auf der einen Seite auch für Professionelle aus außerschulischen Einrichtun¬ 
gen, Vereinen und Verbänden, dass sie sich zumindest in Teilen den formalen Regeln der 
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Schule (Zeitstruktur, Verfügung über Räume, Gesamtverantwortung der Schulleitung) un¬ 
terordnen müssen. Auf der anderen Seite bedeutet der Bezug zur Organisation einen sehr 
viel geringeren Abstimmungs- und Aushandlungsbedarf, als dies in Teams häuhg der Fall 
ist. 

Frühe Hilfen 

Ein weiterer neuer Bereich, in dem Multiprofessionalität eine zunehmende Bedeutung 
erlangt, ist das Feld der Frühen Hilfen. Hier zeigt sich Multiprofessionalität in der Sozi¬ 
alform des Netzwerks. Die Frühen Hilfen richten sich primär an Paare am Übergang in 
die Elternschaft bzw. an Familien mit Kindern. Meist umfasst das Feld der Frühen Hilfen 
ein breites Angebot der Betreuung in der Schwangerschaft und der nachgeburtlichen Ge¬ 
sundheitsfürsorge, der Familienbildung und -beratung, der niedrigschwelligen Begleitung 
in Eltern-Kind-Gruppen und Begegnungsstätten, aber auch der intensiven Betreuung von 
Familien. Auch die Konzeption dieser Frühen Hilfen zielt stark darauf ab, unterschied¬ 
liche professionelle Zugänge fachlich und institutionell zu bündeln, damit Familien eine 
intensive und umfassende Unterstützungsform für die frühe Phase der Elternschaft an- 
geboten werden kann (BMFSFJ 2013, S. 296 f.; Nüsken 2011). Auch hier zeigt sich, 
wie Multiprofessionalität in diesem Feld genutzt wird, um neuen Bedarfen - in diesem 
Fall der Familien - (besser) gerecht werden zu können. Gleichzeitig entwickeln sich im 
Rahmen dieses Feldes auch neue Zuschnitte der darin tätigen Berufsgruppen. Während 
Hebammen traditionell für die Versorgung von schwangeren Frauen, die Begleitung der 
Geburt und die unmittelbare Nachsorge bis ca. zwei Monate nach der Geburt zuständig 
sind, wurden in den letzten Jahren zunehmend Familienhebammen ausgebildet (Rettig 
et al. 2017), die intensiver und über einen längeren Zeitraum (bis zu einem Jahr), Fami¬ 
lien betreuen, bei denen die Gefahr besteht, dass sie sich ohne diese Unterstützung nicht 
ausreichend um die Versorgung ihres Kindes kümmern (können). Das Feld der Frühen 
Hilfen besteht institutionell gesehen aus einem Netzwerk, in dem Professionelle aus un¬ 
terschiedlichen Einrichtungen und Diensten Zusammenwirken: Das Netzwerk verbindet 
(Familien-)Hebammen in eigener Praxis, Kinder- und Jugendmediziner_innen, Sozial- 
pädagog_innen aus Beratungsstellen, aus Freien Trägern und vom Allgemeinen Sozialen 
Dienst des Jugendamts im Hinblick auf diese gemeinsame Aufgabe. Darüber hinaus über¬ 
nehmen all diese Einrichtungen und die darin tätigen Professionellen noch ganz andere 
Aufgaben. Die multiprofessionelle Zusammenarbeit in Netzwerken ist daher insbesonde¬ 
re auch dadurch charakterisiert, dass sich die Professionellen nur zu wenigen Zeitpunkten 
im Jahr zusammenhnden, um die gemeinsam zu leistenden Aufgaben zu besprechen. Es 
ist also eine punktuelle, häuhg auf konkrete Fälle abgestellte Zusammenarbeit, die durch 
einen vereinfachten „Zugang zu Informationen und Personen und die Aufnahme von Be¬ 
ziehungen“ über das Netzwerk erleichtert wird (Nassehi 2011, S. 79). Im Unterschied zu 
Organisationen und Teams spielen in Netzwerken hierarchische Koordinationsformen in 
der Regel eine geringere Rolle, die Positionen der einzelnen Akteure sind offener und 
weniger festgelegt. 
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50.3 Herausforderungen multiprofessioneller Zusammenarbeit 

In einem übergreifenden Sinne kann man also sagen, dass die Forderung nach Multipro¬ 
fessionalität in vielen sozialen und pädagogischen Handlungsfeldern eine Antwort auf 
neue Anforderungen darstellt, denen dadurch begegnet wird, dass die Expertise unter¬ 
schiedlicher Professionen gebündelt wird, dass sich gleichzeitig aber auch neue spezia¬ 
lisierte Berufsgruppen bilden. Diese Berufsgruppen müssen organisatorisch und fachlich 
gut eingebunden werden, was sowohl durch die Bildung von Teams, durch die Rück¬ 
bindung an eine Organisation als auch durch die Zusammenführung in einem Netzwerk 
geschehen kann. 

Allerdings ist diese Zusammenarbeit nicht immer konfliktfrei. Felder wie die Psychi¬ 
atrie oder auch die Schule sind häufig durch eine dominante Leitprofession und deren 
jeweilige fachliche Konzepte in besonderer Weise geprägt. In der klinischen Psychiatrie 
ist dies eine medizinische Behandlungslogik, die Schule ist in ihrer inneren Logik stark 
auf den Unterricht und die unterrichtsbezogenen Anforderungen ausgerichtet. Den da¬ 
mit verbundenen Aufgaben wird in den jeweiligen Feldern eine vordringliche Bedeutung 
zugesprochen, andere professionelle Zugänge müssen ihren Nutzen oft sehr viel stärker 
deutlich machen und unter Beweis stellen (Bolay 2011; Hanses 201 1). 

Für Konfliktstoff sorgen darüber hinaus strukturelle Aspekte in der multiprofessionel¬ 
len Zusammenarbeit, z. B. der unterschiedliche Status der Professionellen, der sich auch 
in der Bezahlung oder den Arbeitsbedingungen äußert. So sind Schulsozialarbeiter_innen 
im Vergleich zu Lehrkräften häufig viel prekärer beschäftigt (befristete Arbeitsverträge, 
schlechtere Bezahlung), in ähnlicher Weise lässt sich dies für die psychiatrischen Klini¬ 
ken sagen, in denen Ärzt_innen oftmals eine bessere Position innehaben als alle anderen 
Berufsgruppen. 

Ein weiterer Punkt, der Konflikte in der Zusammenarbeit hervorrufen kann, ist das 
mangelnde Wissen um die fachlichen Perspektiven und möglichen Zugänge der anderen 
in den jeweiligen Feldern und Bereichen relevanten Professionen. So kann die Forde¬ 
rung der Schulsozialarbeiter_in nach einer Freistellung von Schüler_innen vom Unter¬ 
richt und deren Teilnahme an einem Projekt auf völliges Unverständnis auf Seiten der 
Lehrer_innen stoßen. Während für die Schulsozialarbeiter_in die freiwillige Beteiligung 
der Schüler_innen nach der fachlichen Logik der Jugendhilfe einen bedeutsamen Wert 
darstellt, stellt es für Lehrer_innen eine Normalität dar, dass im Unterricht Anwesenheits¬ 
pflicht besteht. 

Die Verständigung über solche und weitere Unterschiede in der fachlichen Betrachtung 
und die darauf aufbauende Aushandlung gemeinsamer Zielsetzungen bildet daher eine 
grundlegende Herausforderung der multiprofessionellen Zusammenarbeit. Sie lässt sich 
in diesem speziellen Sinn auch als Kooperation bezeichnen. Eine Zusammenarbeit wird 
deflnitorisch dann als Kooperation betrachtet, wenn sie auf der wechselseitigen Abstim¬ 
mung zwischen als gleichberechtigt betrachteten Partnern gründet und auf ein gemeinsam 
vereinbartes Ziel und Ergebnis gerichtet ist (Balz und Spieß 2009, S. 19 f.). 
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Kooperation steht allerdings in einem engen Bezug zu Konkurrenz (Vollmer 2016, 
S. 254 ff.), das heißt, wenn zwei oder mehrere Professionelle an derselben Problemstel¬ 
lung mit denselben Adressat_innen arbeiten, so besteht häubg - zumindest unterschwellig 
- auch die Frage, wer den jeweils passendsten, wirkungsvollsten oder auch am besten 
akzeptierten Zugang zu den zu bearbeitenden Problemstellungen entwickelt. Multiprofes¬ 
sionelle Zusammenarbeit ist also nicht nur auf Kooperation im Sinne eines Zusammen¬ 
wirkens angelegt, sondern verbindet sich mit Konkurrenzverhältnissen um Zuständigkeit, 
Einfluss und Definitionsmacht. 

Damit Kooperation trotz der genannten Konfliktlagen und potenziellen Konkurrenz¬ 
situation gelingt, bedarf es in der Regel einer kontinuierlichen Aushandlung über die 
jeweiligen Zuständigkeiten der Professionellen und über die Möglichkeiten und Grenzen 
der damit verbundenen unterschiedlichen Zugänge. In der internationalen Forschung wird 
multiprofessionelle Zusammenarbeit daher auch als Grenzarbeit (boundary work) begrif¬ 
fen, in der es darum geht, genau diese (Zuständigkeits-)Differenzen und unterschiedlichen 
Einflussmöglichkeiten einerseits immer wieder zu benennen und zu bestätigen (Allen 
2000). Andererseits weist der Begriff der Grenzarbeit darauf hin, dass trotz Grenzzie¬ 
hungen praktikable Formen einer gemeinsamen Verantwortungsübernahme entwickelt 
werden müssen. Dies zeigt sehr anschaulich eine Forschungsstudie, in der die Zusam¬ 
menarbeit von Lehrer_innen-Erzieher_innen-Teams in Grundschulklassen untersucht 
wird (Breuer 2011; Breuer und Reh 2010). Während sich ein Team beispielsweise für 
eine zeitliche Aufteilung der fachlichen Verantwortung entscheidet (Lehrer_innen sind 
für den Vormittag, Erzieher_innen für den Nachmittag zuständig), teilt das zweite Team 
die Schüler_innengruppen auf (Lehrer_innen sind für die gesamte Klasse verantwortlich, 
Erzieher_innen kümmern sich um einzelne Kinder oder kleine Gruppen). Andere Teams 
wählen eine Aufteilung nach Aufgaben (Lehrer_innen übernehmen den Hauptteil des 
Unterrichts, Erzieher_innen übernehmen zuarbeitende Tätigkeiten). 

Wie diese Grenzarbeit konkret erfolgt, ist also, wie die Beispiele aus dieser Studie zei¬ 
gen, keineswegs festgelegt. Die jeweils für alle passende und den Aufgaben- und Problem¬ 
stellungen angemessene Form entwickelt sich erst auf der Basis konkreter Aushandlungs¬ 
prozesse in den jeweiligen Bereichen und auf der Basis der in den Teams, Organisationen, 
Netzwerken vorzufindenden Bedingungen. 

Damit wird auch deutlich, dass multiprofessionelle Zusammenarbeit für Fachkräfte 
in der Sozialen Arbeit zwar einerseits unhintergehbar, andererseits aber hoch voraus¬ 
setzungsvoll ist. Sie erfordert von den einzelnen Beteiligten die Fähigkeit, diese Aus¬ 
handlungsprozesse mitzugestalten, die eigenen fachlichen Perspektiven und Positionen 
einzubringen, aber auch die der anderen Professionen wahrzunehmen, ohne sich diesen 
unterzuordnen. Auf team-, organisations- und netzwerkbezogener Ebene sind zeitliche, 
sachliche und soziale Ressourcen unabdingbar, um eine produktive Zusammenarbeit über¬ 
haupt zu ermöglichen. 
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Fragen zur Reflexion 

• Mit anderen Professionen zusammenzuarbeiten, ist eine zunehmend wichtiger werden¬ 
de Anforderung in allen Feldern und Bereichen Sozialer Arheit. Wie lässt sich diese 
wachsende Bedeutsamkeit begründen? Wie stellt sich dies im Blick auf Ihre bisherigen 
praktischen Erfahrungen dar? 

• Wie lassen sich Konflikte in multiprofessionellen Teams und Organisationen aufgreifen 
und gut bearbeiten? Worauf sollte hier in besonderer Weise geachtet werden? 

• Wie stellt sich multiprofessionelle Zusammenarbeit in hier nicht beleuchteten Feldern 
der Sozialen Arheit, wie z. B. der Straffälligenhilfe, der Behindertenhilfe und der Al¬ 
tenhilfe dar? Suchen Sie dazu nach entsprechenden Einrichtungen im Internet und 
recherchieren Sie entsprechende Konzepte: Welche Berufsgruppen und Sozialformen 
sind in diesen Feldern relevant? Welche spezifischen Herausforderungen zeigen sich 
hier? 
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